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Indem ich mit mir ſelbſt zu Rathe ging, auf welche 
Weiſe ich die Muſe, welche mir aus meinen Schickſalen 
im Kanton Bern erwuchs, am nützlichſten anwenden könnte, 
faßte ich zuerſt den lang gehegten Gedanken auf, eine 
wiſſenſchaftliche Darſtellung des ſchweizeriſchen 
Staatsrechts auszuarbeiten, nach der Idee, die Henke 
aufgeſtellt, aber, wie es unter den Verhältniſſen, in denen 
er ſchrieb, nicht anders fein konnte, mangelhaft durchges 
führt batte. Ich fammelte alfo meine Materialien und 
ging an's Werk; je weiter icy aber darin vorrückte, defto 
Haver wurde es mir, daß ein folhes Buch, wenn es fei- 
nen Zweck nur einigermaßen erreichen follte, ein anderes 
borausfeße, das zur Zeit noch nicht vorhanden fei, nämlic) 
eine, zum allgemeinen Gebraudh des Publifums 
beftimmte Sammlung der Urkunden des fdhweizerifchen 
Staatsrechts. Denn die offizielle Sammlung desfelben ift, 
wie befannt, nur für die Regierungen .beftimmt; das Werf 
von Ufteri aber, fo verdienftlich es für feine Zeit war, 
fann, außerdem daß es in einigen Abtheilungen, befonders 
in derjenigen welche die Konkordate enthält, an allge 
mein gefühlten Mängeln leidet, ſchon darum jekt nicht 
mehr genügen, weil es nur bis zum Sabre 4820 reicht, 
mithin nicht den gegenwärtigen politifchen Zuftand der Eidg: 
genofienfchaft darfiellt. Ich ging daher zuerſt an diefe 
Arbeit, welche der oben bezeichneten wiffenfhaftlihen 
Darftellung des fchmweizerifchen Staatsrechts ald Grundlage 
dienen follte. Der Natur der Sache gemäß, fchied ich diefe 


Sammlung von Urkunden in zwei Bände, der erfte faßt 
die Urkunden für das eidsgenöffifche (oder Bundes) 
Staatsreht in fih, der zweite diejenigen, auf welchen 
das Kantonalftaatsrecht beruht. 

Der erfte Band ift feinem Ende nahe und ein großer 
Theil bereit3 gedruct. Die Herren Verleger fanden ſich aber 
aus eigenthümlichen Urſachen veranlaft, ſchon jetzt eine 
Abtheilung diefes Bandes herauszugeben, woraus für mich 
die Nothwendigkeit erwuchs, die Auseinanderfekung der 
Grundfäge, von welchen die Behandlung und Anordnung 
diefer Sammlung (des erften Bandes) und vorzüglicdy die 
Auswahl des: Stoffs geleitet würde, dieſer Abtheilung mit- 
zugeben, fo daß ich bei der folgenden nur auf diefe Erör— 
terung zu vermweifen brauche. 

Bei den Staatsmännern von allgemein anerfanntem kom— 
petenten Urtheil, welche ich bei diefer Arbeit zu Rathe zog, 
fand ich zwei mefentlidy verfchiedene Anfichten, mie e8 bei 
der verfchiedenartigen Weife, mie unfer eidsgenöffifches 
Staatsleben felbft aufgefaßt wird, nicht anders fein Eonnte. 

Die einen riethen, vor allem die praftifche Brauchbar- 
feit- und Anwendbarkeit des vorhandenen Pofitiven, fo wie 
die Bedeutſamkeit desfelben für den gegenwärtigen vorwärts— 
firebenden politifchen Zuftand in’s Auge zu faffen und als 
Mafftab für die Auswahl des Stoffs zu gebrauchen. Dem- 
nach fünne das meifte von den im Sahre 1815 abgefcyloffe- 
nen Grundverträgen (in der erften Abtheilung) mas bereits 
feine Erfüllung erhalten habe, wegbleiben und die Bundes- 
aften und die wichtigften Wiener Kongrefaften genügen. 
Was die Befchlüffe der Tagfakung über die Organifation 
der Behörden betreffe, fo fei mandyes in diefem Gebiete 
veraltet, mithin ohne allen Werth; gleiche Bewandtniß habe 
es mit vielen Befchlüffen anderer Art, die nur vorüberge- 
benden Urſachen ihr Dafein verdanften und zum Zheil mit 
den neuen Berfaffungen im Widerfpruche ftehen, wie 3. 3. 
die Befchlüffe, die auf Befchräntung der Preßfreiheit ab- 
zielten. Wichtig aber fei es, vorzüglich für Novizzen im 
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eidsgenöſſiſchen Geſchäftsleben, in Abſicht derjenigen Be— 
ſchlüſſe und Konkordate, die noch wirklich gültig ſeien, ſo— 
wohl das Weſen und den Zweck derſelben aus den Zeitver— 
hältniſſen, als auch den Umfang, in dem ſie angenommen 
worden ſeien, genau zu bezeichnen. 

Dagegen erinnerten die andern, alle Urkunden, Beſchlüſſe 
und Konkordate, wenn ſie nicht ausdrücklich aufgehoben 
worden ſeien oder der Gegenſtand derſelben erloſchen wäre, 
in dieſe neue Sammlung aufzunehmen. Die völkerrechtliche 
Stellung der Schweiz, die man zu einer wahrhaften Gelbft- 
ſtändigkeit zu erheben bis jett verfäumt habe, werde, wie 
die: Gefchichte der letzten Jahre gezeigt, bei jeder Verwicke— 
lung mit dem Auslande angefochten und zwar auf den 
Grund der frübern Staatsaften, auf welchen Grund 
diefe Angriffe auch allein mit Glück zurückgemwiefen werden 
fönnen. Aber nidyt bloß von aufern Mächten, noch weit 
mehr von einer befannten Partei im Innern werde, um 
ihres eigenen Interefje willen, dahin gearbeitet, die Schweiz 
in einer prefären und abhängigen völferrechtlichen Lage zu 
erhalten und zwar abermals unter Berufung auf jene Ur- 
funden, mie gleichfall3 die Ereigniffe der leßten Jahre ge- 
lehrt haben. Sn beiden Hinfichten fei e8 daher nothwendig, 
daß dieſe Urkunden vollftändig in den Händen aller de- 
ver feien, welche den äußern oder innern Beruf haben, 
die ſchweizeriſche GSelbitftändigkeit in Wort und Schrift 
zu vertbeidigen. Was die Befchlüffe in Bezug auf das 
innere Staatsleben und die ältern Konkordate betreffe, fo 
feien allerdings mande mit dem Geifte und manche fogar 
mit dem Buchftaben der neuen Berfaffungen im Widerfpruch; 
allein eine Revifion und Ausfcheidung derfelben in diefer 
Hinfiht hätte von der Zagfakung vorgenommen werden 
müffen. Das fei aber nicht. gefchehen und werde auch 
ſchwerlich fo bald gefchehen, indem jeder Verſuch der Art 
eine ftarfe Oppofition hervorrufen würde. Es bleibe den 
Staatsmännern, die auf der Zagfakung die freifinnigen 
Kantone zu vertreten haben, nichts anders übrig, als 
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gegen die fernere Anwendung von Beſchlüſſen der Art, im 
eintretenden Falle, ſich zu verwahren. Außerdem ſei nicht 
zu läugnen, daß Echwaniungen und eine Geneigtheit zu 
Vebergängen in den Bundesftaat in dem Weſen eines Staa— 
tenbundes liegen, fobald gewiſſe Sntereffen in’s Spiel 
fommen, fo mie, mwenn andere Saiten berührt miürden, 
die volefte Kantonalfouveränetät fich geltend mache; das ſei 
früher der Fall gewefen und werde es auch in Zukunft 
fein, ob mit Recht oder Unrecht, davon fei jetst nicht die - 
Srage; beide Parteien hätten fi diefe Mißgriffe oder, 
richtiger gefagt, Weberfchreitungen der Befugniffe der Bun- 
desgewalt zu Schulden fommen laffen, und wie man im 
Sabre 4856 das Fremdlingskonflufum reftaurirt habe, fo 
wäre wohl möglich, daß auch die Befchlüffe gegen die 
Preffreibeit venovirt würden. Daher fei es rathſam, zur 
Belehrung, Warnung u.f. w., fo wie zur Aufmunterung, 
ein beſſeres Bundesfyftem zu fchaffen, wofür übrigens der 
ganze Apparat von Befcylüffen und Konkordaten laut genug 
fprehe, auch diefe Verfügungen aufzunehmen. 

Sch muß geftehen, fo fehr ich gewünfcht hätte der er- 
ſtern Anficht folgen zu können, fo waren mir dennoch die 
Gründe, worauf ſich die leßtere ftüßt, zu überwiegend; fie 
wurde mir daher die Norm für den Umfang des Stoffs in 
diefer Sammlung. Um der erftern zu genügen, entfchloß 
ich mich aber, ihr eine Abhandlung über die Quellen und 
das Weſen des eidsgenöffifhen Staatsrehts, und wo 
möglich eine zweite, morin die mwichtigften DBefchlüffe und 
Konkordate kurz erläutert werden follen, beizufügen — beide 
als unterrichtende Einleitung für Anfänger in diefem ftaats- 
rechtlichen Labyrinth. j 

Demnach habe ich ſowohl fämmtliche eidsgenöſſiſche 
Urkunden, ald auch alle Bejchlüffe und Konkordate, die 
nicht ausdrücklich. widerrufen ‚worden find, oder deren Ge- 
genftand nicht erlofchen ift (mie z. B. der Beſchluß vom 
27. Aug. 4817, betveffend den Entwurf eines Strafgeſetz⸗ 
buches für die Fapitulirten Schweizerregimenter in Frank— 
reich) in diefe Sammlung aufgenommen. 
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Die Hauptquelle war die „offizielle Sammlung,“ deren 
offizieller Eharakter durch einen eigenen Befchluß der Tag— 
fagung ift anerfannt worden. Hier und da fand ich für 
nöthig, aus den Abfchieden Einiges beizufügen. 

Die fünf Abtheilungen der offiziellen Sammlung habe 
ich unter dem Titel: „fünf Bücher des eidsgenöffifchen Staats- 
rechts“ beibehalten, fo daß das 

erite Buch die Bundesaften nebft den darauf bezüglichen 
Staatsverträgen und konftitutiven Bundesbefchlüffen ; 

das zweite Buch die Beſchlüſſe über Drganifation und 
Geſchäftsführung der Bundesbehörden und über innere und 
äußere diplomatifche Verhältniffe; 

das dritte die Befchlüffe, Verordnungen und Konkor— 
date über Gegenftände des innern Verkehrs, der Juſtiz und 
Polizei; 

das vierte die Befchlüffe über das eidsgenöffifche Miliz \ 
tärwefen und die Quellen zur Beftreitung der daherigen 
Ausgaben; | 

das fünfte endlich die Verkommniſſe der Eidsgenoffen: 
fchaft mit benachbarten Staaten enthält. 

Dhne North habe ich nicht Teicht etwas aus einer Ab— 
theilung (einem Buch) der öffiziellen Sammlung in eine an- 
dere verfeßt, weil alle Diejenigen, welche diefe Sammlung 
gebrauchen, an diefe Stellenanweifung der Materien gewöhnt 
find. Dagegen habe ich die einzelnen Materien der verfchie- 
denen Abtheilungen (oder Bücher) nach dem Prinzip der 
Gleihhartigkeitder Materien geordnet und zuſammen— 
geftellt — eine Anordnung, die nicht fowohl bei der erften, 
aber defto mehr bei den folgenden Abtheilungen und ganz 
befonderd bei der zweiten und dritten, als unabweisbares 
Erfordernig für den praftifhen Gebrauch ſich darftelite. 

Um des praftifhen Bedürfniffes willen follen am Schluffe 
die wichtigften Partikularkonkordate einzelner Kantone, deß— 
gleihen die kirchlichen Konkordate und Verträge und Nehn- 
liches von allgemeinem Intereffe ald Zugabe angehängt werden. 

So viel im Allgemeinen über den erften Band. Der 
jweite Band fol das Kantonalftaatsrecht darftellen, worüber 
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bier nur die einzige Bemerkung, daß die Darftellung des— 
felben fich Feineswegs auf die bloße Angabe der Berfaffungen 
befchränfen fol. Zu beiden Bänden werden von Zeit zu 
Zeit Nachträge erfcheinen, welche die Veränderungen ent- 
halten, die in diefen beiden Gebieten des fchweizerifchen 
Staatsrecht3 vorgehen. 

Nun zum Schluffe noch einige Worte über die hiermit 
erfcheinende erfte Abtheilung (erftes Bud). Der Grund 
der ifolirten Herausgabe derfelben liegt allein in den Herren 
Derlegern, wie oben angedeutet worden. Gie enthält die 
Bundesafte, nebft allen denjenigen politifchen Staatsver- 
trägen und Befchlüffen, auf welchen die Eonftitution 
des eidsgenöffifhen Bundes vom Jahre 4844 beruht, wäh: 
rend die andern Abtheilungen die weitere Entwicelung diefer 
Grundlage entweder im Innern duch Tagfakungsbeichlüffe 
und Konkordate oder in den äußern Berhältniffen durch 
völferrechtlihe Verkommniſſe in ſich faſſen. Deßhalb habe 
ich die Urkunden in dieſer Abtheilung fonftitutive Alte 
genannt. Den bereits vorhandenen, von denen feine weg- 
gelaffen ift, habe ich die Zagfakungsbefchlüffe über die 
Trennung des Kantons Bafel in zwei politifhe Theile (im 
Sahre 1833) beigefügt. Denn offenbar haben diefe Befchlüffe 
den Bund in Bezug auf ein Glied desfelben modifiziert. Deß— 
gleichen habe ich den fchiedsrichterlichen Spruch vom Sahre 
4826, betreffend die Niederlafjungsverhältniffe der Engelber- 
ger Thalleute in Nidwalden :c. in diefe Abtheilung verſetzt, 
wohin fie, nad) ihrem Entftehungsgrund, auch gehört. 

Die übrigen vier Ubtheilungen (vier Bücher) diefes erften 
Bandes werden nad) Beendigung der diefjährigen Tagſatzung, 
deren Befchlüffe gleichfalls nod) aufgenommen werden follen, 
zufammen erjcheinen und damit zugleich die Literarifchen 
und ftatiftifchen Notizzen und die übrigen Zugaben, die ich 
oben einzeln benannt habe. 


Küßnacht im Juli 41837. 
Dr. 8, Snell. 


Borwort 
zum zweiten bis fünften Bud: 








Sc übergebe hiermit dem Publikum die zweite Lieferung 
der Urkunden des fchmweizerifchen Bundesrechts (eidsgenöſſiſchen 
Staatsrehts). Dieſe Lieferung enthält die vier übrigen Ab- 
theilungen (Bücher) desfelben, womit alfo die ganze Samm⸗ 
fung eigentlich beendigt iſt. (Siehe das Vorwort zur erſten 
Lieferung.) Indeſſen fehlen noch die Nachträge aus der 
letzten Tagſatzung, die kirchlichen Urkunden u. f. m.’ Gern 
hätte ich dieſe ſämmtlichen Zugaben dieſer Lieferung :beige- 
fügt, allein es war mir unmöglich, weil mir noch Manches, 
trotz aller Mühe es zu erhalten, fehlte. Es wird alſo in 
Kurzem eine dritte Lieferung nachfolgen. 

Indem ich mich im Allgemeinen auf die im Vorwort zu 
der erſten Lieferung aufgeſtellten Grundſätze für die Behand: 
lung des Stoffs beziehe, beſchränke ich. mich auf einige Be» 
merfungen zu dem‘ Inhalt diefer zweiten Lieferung. Weg— 
gelaffen find, wie ſchon dort angedeutet wurde, nur die anti» 
quirten Befchlüffe; alfo: 

Der Befchluß über die. Strafgefeggebung der Fapitulirten 
: Regimenter in Frankreich in der zweiten Abtheiluns. Ich 
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weiß nun zwar wohl, daß dieſes Strafgeſetz noch bei den 
kapitulirten Regimentern in Neapel gebraucht wird, aber 
der Beſchluß bezieht ſich auf die in franzöſiſchen Dienſten, 
mithin iſt er mit dieſem Militärdienſt von ſelbſt erloſchen. 
Anders verhält es ſich mit dem Beſchluß über Eheeinfeg- 
nungen bei den Fapitulirten Regimentern (Neo. LXIX diefer 
Sammlung); er ift allgemein in feinen Folgen und weit 
wichtiger für die inneren bürgerlichen Verhältniſſe der be- 
"teeffenden Individuen; 

Hin der vierten: Ubtheilung (vierten Buch, über das Mi- 
Nitärweſen) die Strafgefeße ‚welche durch das neue Gtraf- 
"gefeß weggefallen find, worüber der Nachtrag gehörige Aus- 
tunft ertheilt; 'desgleichen eine Reihe von: Befchlüffen über 
die Verwaltung‘ des eidsgenöffifchen: Kriegsfonds, ‚die in der 
geſchichtlichen Erläuterung über die Ausbildung. diefes Swei- 
ges der Verwaltung, ohne welche die letzten Befchlüffe von 

4835 unverftändlidy gewefen wären ‚ ſämmtlich aufgeführt find; 
"rider fünften Abtheilung (fünftes Buch, Verkommniſſe 
mit andern Staaten) die Handelsverträge, die in- fich felbft 
durch "die deutſche Zollunion erlöfchen find. " Auch der lange 
'r Greängvetteag mit Frankreich ift weggeblieben. Er ift noch 
nicht beendigt, und ſteckt im Dappenthal ziemlich feft. Ueber⸗ 
Vie if er für den Geſchäftsmann und Publiziften ohne alles 
BZntereſſe; diefen werden die Zugaben in: der dritten Liefe— 
rung willfommner fein. 

Werfept' aus einer: Abrheilung in die andere wurde nur 

"der Granjvertrag zwifchen Thurgau und Baden; er gehört 


materiell und formell (nach Beſchluß LVI dieſer Samm: 
fung) unter die Berkommniſſe mit andern Staaten. 
° Die Befchlüffe über die’ Linthunternehmung find fämmt- 
lich abgedruckt worden, nach der Anficht eines’ erfahrenen 
Freundes, der rieth, entweder Michts oder‘ — m Bes 
zügfihe aufzunehmen. ie; 
Hinfiptlih der Konkordate find die Erflärungen der 
verfchiedenen Stände bis auf wenige Fälle, wo unbedeutende 
Abkürzungen Etatt fonden, vollftähdig dus der’ Offiyiellen 
"Sammlung und hin und wieder auch aus den Abfcieden 
abgedruckt worden. Denn ohne Kenntnifdiefer Erklärungen 
und der darin enthaltenen Reſtriktionen und Klaufeln iſt gar 
fein richtiger Gebrauch der Konfordate möglich, a er 
thümer ſind unvermeidlich. De 2 5 
Die Unterabtheilungen, wornach zur — des 
Gebrauchs, die einzelnen Abtheilungen (Bäder) geordnet 
"wurden, find ganz einfach und nakütlich und meiſtens nach 
Begriffen, die fi) von felbft aus den Abtheilungen ergeben. 
Zede zu künſtliche Syftematifirung eines ‚Stoffes, worin fo 
"wenig Prihzip ift, wie” hier, kommt in Gefahr, ein Syſtem 
in ihn hineinzufonfteniren, das gar nicht in ihm liegt. 
Was die beiden Abhandlungen, welche die Einleitung 
ausmachen, betrifft, fo bin ich, anbelangend die erſtere, 
nur dem usus gefolgt; fie gehört eigentlich gar nicht hierher. 
Die fiterarifchen Notizzen habe ih auf die bedeutendften 
Hülfswiffenfhaften befhränft und auch bier nur auf die 
neuern Werke und Zeiten, wo ein Zufammenhang mit dem 


neuern eidögenöffifchen Staatsrecht möglich iſt. Sede weitere 
. Ausdehnung wäre unfchiclich gewefen.. Die ‚Literatur über 
das eidsgenöſſiſche Staatsrecht felbft ift am Schluſſe der 
. zweiten Abhandlung. Dagegen hätte ich gern diefer Tiefe: 
rung eine biftorifch » fritifche Abhandlung über die verfchie- 
- denen Epochen des eidsgenöffifchen Staatsrechts mitgegeben. 
- Was mich von diefem Vorhaben abhielt, war die Beforg: 
niß, ed möchte dadurdy diefer erfte Band, der ohnehin ſchon 
ſtark genug iſt, zu ſehr anſchwellen. Ich habe mich daher 
mit einer kürzern Abhandlung Über die Quellen des eids- 
- genöffifchen Staatsrechts — eine Materie, die Henke gar 
. zu dürftig behandelt hat — begnügt. Ich habe fie fo ein- 
gerichtet, daß fie Anfängern als Introduftion in das Bun- 
desrecht dienen kann. 

‚Die dritte, bald erfcheinende Lieferung ‚ wird, außer 
den Nachträgen zu dem .eidögenöffifchen Staatsrecht und den 
wichtigern Partikularkonkordaten u. f. w., eine ziemlich voll- 
fländige Sammlung der kirchlichen Urkunden der katholifchen 
Schweiz enthalten; es ift diefes der erfte Verſuch diefer Art. 
Dem Banzen wird ein volftändiges, genau geordneted In—⸗ 
haltsverzeichniß angehängt. 


Küßnacht im November 1837. 


Dr. &. Suell. 


Einleitung. 


I. Bemerkungen über den Flächeninhalt und die Bevölke- 
rung der Schweiz, nebft literarifchen Notizen. 


Cine genaue Angabe des Flächeninhaltes der Schweiz iſt gegen 
wärtig noch eben fo unmöglich, wie zur ‚Zeit, als Ufteri fein Handbuch 
des fchweizerifchen Staatsrechts herausgab. Ehe die offiziellen trigo⸗ 
nometrifchen Vermeſſungen bedeutend weiter fortgerüdt find (was in— 
deffen nah dem, von H. Oberſt Dufour der letzten Tagſatzung vor: 
gelegten, Berichte noch eine anſehnliche Reihe von Yahren erfordern 
wird), können nur muthmaßliche Angaben geliefert werden, da 
nur wenige Kantone mit einigermaßen befriedigender Genauigkeit aus: 
gemeffen worden find. Giner der ausgezeichnetften Statiftifer der 
Schweiz, H. Gerold Meier von Knonau,*) Staatsarchivar des KR. 
Zürich, nimmt folgende Ziffern für das Areal der einzelnen Kantone an: 
Zürich . . 32 [I Meilen. | Appenzell . 8,4 (7) Meilen. 


Bem . . .„ 139,5 y„ A.RH. . 5,5 PN 
Luzern . . 28,6 = I. RH. . 2,9 * 
JJJ — St. Gallen. Al 
Shwyr -. . 165° „ Graubünden. 154,2 ° „ 
Unterwalden. 415,8 Yargau . » 25,2 
Obwalden. 10,9 „ Walt . . 61,5 * 
Nidwalden. 4,9 | Mn Wallis . . 410,5 * 
Ölarus . . 142, » [Neuenburg . 414,7 „ 
Kr 4,3 „ Gnf. . . 57 3 


) 9. Gerold Meer hatte die Güte dem Verfaſſer dieſe Angaben mitzu, 
theilen und ihm zugleich eine höchſt inſtruktibe Ueberſicht der verſchiedenen 
oft ſeht weit abweichenden Arealbeſtimmungen der einzelnen Kantone zu geben, 
woraus aufs Unzweifelbaftefte hervorgeht, wie wenig vollkommen Zuverläffi, 
ges noch in diefem Gebiet möglich, ift. 
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Die bekannte Gründlichfeit diefes Statiftiferd berechtigt zu dem 
Schluß, daß diefe Arealbeftimmungen der genannten Kantone die zu« 
verläffigften find, die bis jet gegeben werden können. Was die hier 
nicht genannten Kantone betrifft, fo wird der Flächeninhalt des K. 
Baſel (von Dan. Huber, nah feiner zweiten Zriangulation) auf 
8,512 D Meilen; der des K. Teſſin von Ingen.:Hptm. Midyaelis 
auf 52,9 I M.; der des KR. Freiburg von Prof. Trechfel auf 
26,3 [I M.; der des K. Schaffhaufen von Archivar Peyer auf 
8 D M.; der des K. Solothurn von Walker auf 14,3) M.; 
der des KR. Thurgam von. Oberingenieur Sulzberger auf 16,1 [I M. 
berechnet. — Nach diefen Angaben betrüge der Flächeninhalt der ganzen 
Echweiz 819,112 I) Meilen. Um unfern Lefern zu zeigen, wie abs 
weichend die Angaben der verfchiedenen Autoren find, führen wir noch 
diejenigen an, welhe Bollmann in feinem Buche: „Die Schweiz, 
ein Handbuch zunähft für Meifende u. f. w. von 2. v. Bollmann, 
Etuttg. 1837” aufftellt: 

Bückh -. ». ». 34,7 IM. | Schaffhaufen.. . 6,25) M. 
Vern....423,92 Appenzell. . . 1.56 » 
DIR: 2 u: 2 BEE St: Ballen . .- 33 „ 
Wi v2... BE Graubünden . . 121,4 


Sdwy -. » » 465 „» JMaugu . .. 2354 m 
Unterwafden. . 13,4 * Thurgau.18,6 „ 
Glarus12,94 „ ITeſſin... FA 


3.2 22.0 415 5 Mad... 565 
Freiburg. - .» 27,57 Walt . .» . 90,4 „ 
Eolotyuen . . 123 Neuenburg . . 13,75 „ 
Bl .». ... 993 „ On . 2.2.2 HM m 
Total: 734,935 M. 
Nach der — Karte hat die Oberfläche des Genfer 
See's 10,8125; des Boden-S. 9,875; des Lage maggiore 4,69; 
des Meuenburger S. 4,4; des Wierwaldftätter S. 2; des Zürcher 
©. 1,5185 des Luganer ©. 1; des Thuner ©. 0,84; des Bieler 
©. 0,75; des Zuger S. 0,625; des Brienzer ©. 0,6; des Wallens 
. Rtadter S. 0,18; des Sempader S. 0,3125; des Hallmyler S. 0,265; 
des Greifen:S. 0,125, und die Oberfläche ſämmtlicher Seen 38 I] M.; 
einen 50 [I M. großen Raum nehmen, mad) desfelben Angabe, die 
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Gletſcher und einen 21, größern die unwirthbaren, jeder Kultur ver⸗ 
ſchloſſenen Gebirge ein, fo daß für dem: Aubau und die Waiden mehr 
als '/, des Areals verloren geht. Nah Franscini kammen auf die 
Gewäſſer 62 M. 
Die bekannteſten neuern Karten. der Schweiz find; 
Reiſekarte der Schweiz. Aarau, Gebr. Belliger. 1832, 
Reifefarte der Schweiz von. Bollmann. Minden, Cotta. 1830. 
Karte der Schweiz v. Dr. Wörl in 20 Blättern. Freiburg, Herder. 
1833 —1835. 
Keller's erſte Reiſekarte der Schweiz. „Zürich bein Verfaſſer. Etrſte 
Erſcheinung 1813, letzte Berichtigung: und Vermehrung 1837. 
Deffen zweite Reifeforte der Schweiz. ‚Zürich. beim Verfaſſer. Erſte 
Erſcheinung 1833, letzte Berichtigung 1837: 
Deſſen Wandkarte der Schweiz in 8 großen Blättern. Ebenbaſelbſt. 
1836 (ift mehr für den Schulunterricht besechnet). 

Ueber. die Benölferung der Schweiz find nun genaue Angaben mög⸗ 
ih. Ein Tagſatzungsbeſchluß vom 7. Herbſtmonat 1836 verordnete 
eine neue Zählung der Bevölketung in allen Kantonen und fiellte zus 
gleich einen allgemeinen ſehr zwedmäßigen Kanon für die Yusführung 
diefes DBefchluffes auf. Diefe Zählung bildete die nothwendige Vor⸗ 
arbeit für die Mevifion der Mannſchaftsſkala. Die Kommiſſion, die 
im Jahr 1837 mit der Prüfung der aufgefkellten Bevölferungstabelgen 
beauftragt wurde, erſtattete am 12. Mai 1837 ihren Bericht und. fprad) 
nad genauer Unterfuhung die Ueberzeugung aus! „daß die Wolke: 
jählungen getreulih, mit Gewiſſenhaftigkeit und großer Genauigkeit 
unternommen und ausgeführt worden find.” Zwar wurden die Kan⸗ 
tone Bern und Graubünden zu einer neuen Zählung angehalten ; 
Bern, weil die Volkszählung desfelden aus der euften Hälfte des Jahres 
1836, alfo vor dem Tagfagungsbefchluß, fich datirte, auch die „Na: 
mensanfügrung” der Individuen, wie fie in dem Formular vorgeſchrie⸗ 
ben war, fehlte; Graubünden, weil deffen Zählung gleichfalls von 
früherm Datum war, nämlih vom Jahr 1835 umd, nad) dem erwähn: 
ten Bericht der Prüfungskommiſſion, „eine Hauptformalität fehlte, 
nämlid die Beglaubigung der Bezirksbehörde, die die Tabelle ver 
fertigt Hat.” Indeſſen dürften die neun Zählungen dieſer beiden Kan 
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tone materiell ſchwerlich ein anderes Reſultat liefern, da der Bericht 
ſelbſt die Genauigkeit der Berner Zählungsmethode rühmt und auch 


Graubünden die Genauigkeit feiner Zählung verſicherte. 


Die hier folgende Tabelle giebt die wirkliche DBevölferung der. 
Schweiz, weil, in Folge eines Artikels des Tagfagungsbefchluffes vom 
7. Herbſtmonat 1836, diejenigen Gemeindeangehörigen, die im Aus: 


lande wohnen, nicht in die WVerzeichniffe aufgenommen worden find. 


ee nd 
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Zufammenzug 
ber dem eidsgenöffifben Vorort von den h. Ständen 
eingegebenen, nad Anleitung des Tagfagungsbe: 


| 
Bevölkerungstabellen. 


Kantons⸗ 

Kantone. burger und 
Angehorige. 

Zürich. 217,219 

I Bern 381,200 
Luzern 120,512 
Ui. . 12,948 
EeEhwy . . . 39,326 

| Unterw. ob d. Wald 11,857 
| Unter. nid d. Wald 9,804 
Slums. - . 0.1 28,217 
Su . ’ 14,193 
Freiburg 83,23% 
Solothurn . 59,214 
Dafel:Stadttheil . 10,611 
Bafel:Landfchaft . 35,990 
Schaffyaufen . 29,162 
Appenzell a Rh... 38,701 
Appenzell i. Rh.. 9,671 
St. Gallen 141.359 
Graubunden . 81,670 
Yargau —F 174,992 

J Thurgau . . . 78,160 
Tchin . » - .| 110,445 
J Muasdt. . 161,686 
Wallis. . 73,673 
Neuenburg 40,868 

| Oh. . 38,156 
2,012,168 


Burger 
anderer 


@ antone. 


7,991 
13,951 
3,383 
537 
1,128 


118,032 


Auslander. 


3,21% 


14,833 


53,896 





fhluffes vom 6. u. 7. September 1836 verfertigten 


Total. 


231,576 


400,000 
124,521 
13,519 
40,650 
12,368 
10,203 
29,348 
15,322 
91,145 
63,196 
24,321 
41,103 
31,125 





| 


41,080 
9,796 | 


158,853 
88,506 


| 


182,755 


81,10% 
113,923 
183,582 

75,798 


58,616 


58,666 


2,184,096 


NB. Die Gefammtzahl der kath. Bevölkerung wird zirka 840,000 


bis 850,000 betragen. 


> 1 ee 
Literariſche Notizzen. 


Die Schriften über das eidsgenöſſiſche Staatsrecht ſelbſt, fo wie 
die Sammlungen der Urkunden find am Schluffe der folgenden Abs 
handlung angeführt. Hier folgen die Angaben der wichtigern Schriften 
aus den bedeutendftien Hülfswiffenfchaften für das meuere eidsgenöffifche 
Staatsrecht. 

a) Geſchichte. Mit Uebergehung der bekannten Werke über die 
Zeit vor der Revolution (von Joh. Müller und feinen Fortfekern, 
Glutz und Hottinger, 2. Meifter, Tſcharner, Watteville u. A.) wer 
den Hier nur die Werke angeführt, die mit der ältern zugleih auch 
die neuere oder bloß die neuere Gefchichte umfalfen. 

P. H. Mallet, Histoire des Suisses, depuis les temps les plus 
recules jasqu’a nos jours. 4 tomes. Geneve, 1803. 

2. Meifter, helvetiſche Geſchichte. 5 Bde., der legte von M. Lup. 
St. Gallen, 1801—15. 

Bögelin, Geſchichte der fchweizerifchen Cidsgenoffenfhaft. 3 Bde. 
2te Auflage. Züri, 1827 u. 1832. 

Meier v. Knonau, Handbuh der Gefchichte der fchweizerifchen 
Gidsgenoffenfhaft. 2 Bde. Züri, 1829. (Cin unentdehrliches 
Bud für jeden Schweizer. ) 

Neue Schweizerchronif fürs Volt von Henne, 1834 (3 Bde.; der 
dritte Band umfaßt die neuere Geſchichte und giebt eine gute 
Ueberfidyt der Revolution von 1830). 

Histoire de la Gonfederation Suisse par Jean de Muller, R. 
Glutz-Blotzbeim et J.-J. Hottinger, traduite de l’"Allemand 
et conlinuee jusqu’a nos jours; par MM. Charles Mon- 
nard et Louis Vuillemin. Tome premier ; Jean de 
Muller, traduit par Ch. Monnard. Paris, 1837. 

Schriften über die SGefchichte der Revolution von beiden Parteien. 

Mallet. du Pan essai historique sur la destruction de la ligue 
et de la libert& helvetique. Londres, 1798. 

Precis de la revolution de la Suisse et de Berne en particulier, 
par le Col. de Roverea. 1798. 

2. v. Haller, Geſchichte der Folgen und Wirkungen des öfterreichi- 
fchen Feldzugs in der Schweiz. Weimar, 1801. 2 Zhle. 
Raoul-Rochette, histoire de la revolution helvetique. Paris, 

1825 (fehr ungenau). 

Höpfmer, über die Urfachen des Verfalls des eidsgenöffifchen Bundes. 

Zürich, 1801. 
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2. Meiſter, helvet. Revolutionsgeſchichte. Baſel, 1803. 
Zſchokke, Denkwürdigkeiten der helvet. Staatsumwälzung. Winter: 
thur, 1805. 3 Bde. 

‚Zur nähern Kenntniß des Verwaltungsſyſtems der helvet. Republik 
dient das Tageblatt der Geſetze und Defrete der geſetzgebenden 
Käthe der helvet. Republik. Bern, 1798-1801. 5 Bder; ſo wie 
das Tageblatt der Beſchlüſſe und Proflamationen der — 
Gewalt dei helvet. Republik. Bern, 1799—1800, 2 Bde: Vergl. 
noch den fhweizerifhen Republikaner (unter Efcher und 
Ufteri) von 1798-1803, eine reihe Materialienfommlung für die 
Geſchichte der Helvetif, 

Für die Mediationsakte: 

Conference que les dix Deputes suisses, nommes par les 
deux partis, ont eue avec le premier Consul, le 29: Janvier 
1803, depuis une heure après midi jusqu’& huit heures du 
soir. Anhang zum 2ten Bd. von Simond voyage en Suisse. 
Paris, 1822 

Die Menioiten, die der verſtorbene Alt⸗· Bũrgermeiſter Reinhard 
über dieſe Epoche geſchrieben hat, liegen noch uneröffnet in der Stadt: 
bibliothek in Zürich. 

Für die Reſtaurazionsepoche von 1814 u. 1815 iſt, außen den be: 
fonders herausgegebenen Abfchieden der Tagſatzung von 1814 und 1815 
duch H. Kanzler Amrhyn, befonders wichtig die jüngft erfchienene 
Drofchüre vom General C. La Harpe: Supplement à la biographie 
de Mr. Nic. Fr. de Mulinen, avoyer du Canton de Berne; 
par C. F. de I,a Harpe 1837. 

Ueber die Revolution von 1830 und 1831 find bis jet nur die 
Annalen von Müller: Friedberg vorhanden, in welchen aber diefe 
Revöluzion einfeitig und parteiiſch-feindſelig aufgefaßt if. Einzelne, 
fehe gelungene Darftellungen finden fich in der. Zeitfchrift Helvetia. 

b) Statiftit und Erdfunde. 

Mit Uebergehung der befannten Werke ‚von Normann, Ehre 
mann, Ebel, Olutz u. N. 

J. Picot statistique de la Suisse. Geneve, 1819. 
Stefan Franfcini’s Statiſtik der Schweiz, bearbeitet v. G. Hage: 

nauer. Marau, 1829. 

Seit 1798 erſchien bei Orell, Füßli und Gompagnie in Zürich in 
einer Reihe von Jahrgängen eine ftatiftifche Ueberficht der einzelnen 
Kantone, unter dem Titel: Helvetifher Almanach für die Deut: 
fben, und: essai statıstique (4. 3. sur le canton du Valais) 
für die franzöfifhen Kantone. Weit volltommner ift die nun unter 
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der Leitung des H. Gerold Meier von Knonau, erfheinende Reihe 

von Bearbeitungen der einzelnen Kantone, unter dem Titel: ©er 

mälde der Schweiz. 

Die Schweiz; ein Handbuch zunähft für Neifende, von 2. v. Boll: 
mann. Gtuttg., 1837. 

Erdkunde der.fchweizerifchen Fidsgenoffenfchaft, von Gerold Meier 
v. Knonau. Züri, 1838. - (Gin ausgezeichnetes Werk, das 
eine bis, jegt vorhanden gewefene Lücke ausfüllt.) 

e) Kirchlich es. 
Mit Vorausſetzung der bekannten ältern Werke von Hottinger, 

Simmler, Füßliu 2. 

DBalthafar de iuribus Helvetiorum circa sacra, d. i. kurzer 
Entwurf der Freiheiten und der Gerichtsbarkeit der (kathol.) Eids⸗ 
genoffen in Fircbliben Dingen. Neue Auflage. Rapperswyl, 
1833 (enthält die fkaatsfirchenrechtlihe Prarie der Eidsgenoſſen, 
jedoch eigentlich nur vor der. Reformation). 

Verſuch einer pragmatifhen Geſchichte der fRoatörechtfichen (fathol.) 
Kirchenverhäftniffe der ſchweizer. Gidsgenoffen. ©ermanien, 1816, 
(v. Ildeph. Fuchs), erſtes Bändchen, (das zweite erfchien nicht). 

Dofumentirte pragmat. Grzählung der neuern kirchlichen Veränderungen 
in der fathol. Schweiz bis 1830, von Dr. 2. Snell. GSurfee, 
1833.*) 

Dofumentirte Beleuchtung der Badener Sonfengartit. (Offiziell) 
Zuzern, 1835. 

d) Bermifchte Eammlungen (die neuern). 

Schmeizerifhes Mufeum. Aaxau, 1816. 6 Hefte, (enthält 
treffliche hiſtoriſche und Firchenrechtlihe Abhandlungen). 
Helvetia von Balthafar. Aarau, 1823—1833, acht Jahrgänge. 

Der ſchweizeriſche Gefchichtsforfcher. Bern, feit 1812. 9 Bde. 

Die Verhandlungen der helvetifchen Geſellſchaft. 

Die Verhandlungen der fchweizerifhrgemeinnügigen Gelelfchaft. Ent: 
‚halten in 9 Theilen von Anno 1823 bis und mit 1836. Zürich, 
‚auch Mehreres. 


*) Da es hin und wieder auffiel, daß der gröfte Theil dieſes Werkchens 
in der Konfordatenfammlung des 9. Fr. E. Mund abgedrudr it, fo wird 
zur Erflarung bemerfr, daß der Verfaſſer das Munufeript einige Jahre, 
ehe es in der cdhiweiz gedrudt wurde, an 9. E. Mund zum Gebrauch fir 
feine Konfordatenfammlung uberließ, unter der Bedingung, daß ed ibm freis 
ſtehe, es fpater ın bollfommmerer Geftalt in der Schweiz erfcheinen zu laffen. 


II. Ueber die Quellen des eidögenöffifchen Bundesrechtes | 
(Staatsrechtes ). 





$. 4. Begriff eines Staatenbundes. 


Gin Staatenbund (Wölferbund) fteht im der Mitte zwiſchen 
- einem bloßen Völkerbündniß und einem Bundesftaat (Wölfe: 
ftaat, Staatenfiaat), Mit einem Bündnif hat er gemein a) den 
wefentlihen Zwed: Äußere Sicherheit (Sicherſtellung der äußern 
Freiheit, Crreibung des Äußern Staatszweckes) und b) die 
wefentlihe Grundlage, worauf die Verbindung der einzelnen Staa: 
ten zu einem Ganzen beruht, nämlich den Vertrag (Bundesver: 
trag); dieß ift das wölferrechtliche Prinzip, das man zwar häufig 
genug als die Baſis des Staatenbundes angeführt findet, ohne daf 
es jedoch genauer nad) feinem Weſen beftimmt wird. Unterfchieden ift 
der Staatenbund von dem bloßen Bündniß a) durch die Dauer (das 
fogenannte Merkmal der Ewigfeit), indem bei dem bloßen Bünd— 
niß jedem Mitglied frei ſteht, belichiger Weife aus dem Verein aus: 
zutreten , mithin derfelbe ſtets der Auflöfung ausgeſetzt ift; b) durch 
die unbefhränfte Garantie für den Zweck der Werbindung , in= 
dem das Bündniß ftets für diefen Zweck nur eine in irgend einer Hin- 
ficht beſchränkte Garantie leiſtet (z. B. nur auf eine gewiſſe Anzahl 
Jahre, nur gegen den und den Feind, nur durch das und das Maß 
der Hülfe u. ſw.); e) durch ein gemeinſames Bundesgebiet 
(Bundesterritorium),, worüber der ganze Bund (die ‚Zentralgewalt) 
mit den durch den Zweck des Bundes beftimmten Befugniffen das 
Oberhoheitsrecht (Territorialhoheit) ausübt, während fih aus dem 
Weſen des Bündniffes ein — Recht nicht deduziren läßt 1). 


1) Sowohl die obige — als = die übrigen flaatsrechtlichen 
Begriffe und Fragen, die im Verfolg diefer Abhandlung berührt werden , 
haben’ bloß auf den bier bebandeiten Gegenftand, Quellen des eidsgenoffi« 
fhen Staatsrechtd , Beziehung. Eine eigene Ennwidelung derfelben gebörr 
in eine wiffenfhaftlihe Darſtellung des eidsgenöffifhen 
Staatsrechtes. Man vergleiche übrigens uber die Begriffe — Bünd— 
niß, Staatenbund und Bundesſtaat unter -anderm -folgende Schriften : 
Ueber. den gegemmwärtigen politifshen Zuftand der Schweiz, von Baharid, 


Mit dem. Bundesftaat gemein hat der Staatenbund die eben - 
erwähnten Merkmale, wodurch er ſich von einem Bündniß unterfchei: 
det ;. denn diefe Merkmale find von. der Idee eines jeden Staates un: 
zertrennlich, mag er eim einfacher oder ein zufammengefegter Staat 
fein.- Der Staatendund untericheidet fi aber von dem Bundesftaat 
nicht durch eine, dem legtern. inhärirende Zentralgewalt (‚Zentralität) 
an ſich, wie man gewöhnlich irriger Weiſe annimmt; denn au ein 
Staatenbund kann nicht ohne eine ‚Zentralgewalt befichen, welcher, 
fo weit ihre Befugniffe gehen, die Öliederftaaten, mit Befchränfung 
iheer Souveränetät , unterworfen find ?) ; fondern durch den Umfang 
der Zentralgewalt in beiden Staatsformen. In dem Staatenbund ift 
nur der äufere Staatszwed (Sicherung der äußern Freiheit oder, was 
gleich viel ift, Unabhängigkeit im völferrechtlichen Verhältniß) wefent: 
liher Zwed der Verbindung, mithin die DBefugniffe der Zentralge⸗ 
walt nur darauf befchränft. Der Bundesftaat erweitert, nach der 
dee eines. Staates, ‚diefen Zweck durch ſehr wichtige Theile des 
innern Staatszwecks (innern Staatslebens): Begründung des Rechts 
und Förderung der Kultur, und daraus ergibt ſich dann auch ein 
erweiterter Umfang der Befugniffe, der ‚Zentral(Bundesz)gewalt. 
Gine zweiten wefentlichen Unterfhied, aus weldhem im Grund der 
eben genannte erſt hervorgeht, bilden die ganz verfhiedenen Grund: 
lagen, worauf beide Vereinsformen ruhen. Der Staaten: oder Böl: 
ferbund beruht, wie fhon bemerkt, auf einem Vertrag, Bun: 
desvertrag der einzelnen Gliederftaaten, die auch mac oder viel 
mehr durch diefen Vertrag gefonderte und in ihrem innern Staats: 


Heidelberg 1833, geiſtboll, aber nicht ohne Sopbismen. Welfer, über 
Bundesreform und Bundesverfafung mit Beziehung auf den Echiveizerbund. 
Leivzig 1834 — und Bölferrecht von Rorred (dritten Bandes des Ber: 
nunftrechtes zweite Lieferung). wo in einem eignen Abſchnitt dieſer Gegen - 
fand febr gründlich bebandelt iſt. 


2) Treffend iſt diefer Irrthum aufgedeckt von Rotte, Le. Wenn 
Baharid (a a. O. ©. 35) glaubt, eine Benrralgewalt liege im Wefen 
eines Bundesftaates (Völkerſtaates), fei aber nur eine Bedingung der Aus 
fübrbarfeit eines Staatenbundes (WVölferbundes) , fo ift das nichts 
ald eine unfruchtbare Spigfindigkeit..: Wenn’ eine Inſtitution nothwendig ift 
für die Verwirklichung einer Rechtsidee (wie hier eines Staatenbundes , 
wie 3. felbft zugibt), fo gehört fie wahrhaftig zu ihrem Wefen. 


leben fouveräne Staaten bleiben. Der Bundes = oder BVölferfiaat 
beruht auf einem Wefchluß der Majorität aller einzelnen Bürger, auf 
dem Beſchluß des Gefammtwillens, alfo auf einem eigentlichen 
Grundgefeg, einer Verfaffung, welche die Gliederftaaten zu 
einer Nation fonftituirt. Aus diefen beiden Unterfchieden ergeben fich 
höchft wichtige Folgen, die ein ganz verfchiedenes ſtaatliches Leben 
diefer beiden Wereinsformen begründen, deren Grörterung aber nicht 
bieher gehört. Wir kehren zum Staatenbund zurüd. 

Nach den bisherigen DBegriffsbeftimmungen ift ein Staatenbund 
„eine dauernde, auf dem völkerrechtlichen Prinzip des Vertrags 
beruhende Verbindung mehrerer fouveränen Etaaten zum Zweck der 
äußern Sicherheit, mit einer gemeinfimen ZentrallBundes:) 
geivalt und einem gemeinfamen Bundesgebiet, worüber dem gan: 
| zen Bunde das Oberhoheitsreht (Territorialhoheit) zuſteht.“ Ginige 
Begriffe in diefer Definition erfordern noch eine genauere Entiwicelung. 

41) Dee Zweck des Staatenbundes ift im Worhergehenden hinrei⸗ 
chend erflärt; er befteht im der Sicherftellung der äußern Freiheit aller 
Gliederſtaaten gegen andere Staaten durch eine Geſammtmacht. Cs 
folgt daraus, daß der Bund (oder vielmehr die in feinem Namen 

handelnde Zentralgewalt) in allen eigentlich völkerrechtlichen Verhält⸗ 
niffen die Gliederftaaten repräfentirt. In der Sphäre der innern 
Staatsgewalt find diefe allerdings fouverän ; jedoch gewiſſe Beſchrän⸗ 
fungen oder vielmehr Normirungen find, wern anders der Bundes- 
zweck erreicht werden foll, unvermeidlih. Die einzelnen, aus dem 
Bundes zweck fließenden Befugniffe des Bundes, fo wie die zur Aus— 
übung derfelben erforderlichen Anftalten müffen in dem Bundesvertrag 
um fo genauer und fchärfer beſtimmt fein, je geneigter, aus @ifer: 
fucht auf ihre Souveränetät, die einzelnen Gliederſtaaten in gegebenen 
‚ Fällen find , die Gewalt des Bundes nicht anzuerfennen. 

Eine allgemeine Bemerkung mag hier am Drte fein. Der Staa: 
tenbund , obfchon er den innern Staatszweck (alfo vor Allem die 
Herrſchaft des Recht s) nicht zum Bundeszweck madt, darf den- 
noch als flaatliche Idee Feine Anordnungen treffen, welche mit dem 
z Recht im Widerſpruche ſtehen, weil dadurch eine Schöpfung entſprin⸗ 
gen würde, welche die Unterdrückung der Wernunftgefeße zum Zwecke 
hätte, alfo am fich felbft rechtlich unmõglich wärt. 
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2) „Die oberſte Bundes( Zentral:)gewalt. wird Fonftituirt durch 
‚Übgeordnete der einelnen Gliederſtaaten (Bundesverfammlung,, Tag: 
fagung). Als Abgeordnete fouveräner Staaten find ſie wahre & e: 
fandte >), und als ſolche Handeln fie nad den Inftruftionen ihrer 
Regierungen. ‘Die Frage:. ob überall die abfolute Etimmenmehrheit 
oder in gewiſſen Fällen ein beftimmtes quantitatives Verhältniß (3. 2. 
2/3) entfcheiden folle, ift weniger wichtig, als die Frage, ob die ein⸗ 

„zelnen, im Bundesvertrag fichenden Staaten gleiches oder ungleiches 
Stimmrecht bei den Bundesentfcheidungen haben follen. In dem De: 
‚griff eines reinen Staaten oder Völferbundes liegt allerdings die Stim: 

- mengleichheit ; durch das ungleiche Stimmrecht (wie z. DB. in der Me: 

Bietionsafte) nähert fi der Bund einem Bundesftaat, ob er gleich 

dadurch allein noch lange nicht in ihn übergeht. 

3) Die Befugniffe der oberfien Bundesgewalt ergeben ſich aus 

+ dem Zweck des Bundes. Sie find: 

a) Gewährleiſtung der fiaatlihen Exiſtenz jedes verbündeten 
Staates gegen andere Staaten — alfo der Unabhängigkeit, des 
Gebietes und der Verfaffungen aller Gliederftaaten. Zu bemerken 
ift, daß die. Gewährleiftung der Berfaffungen (wie jede 
andere Gewährleiftung) nur gegen feindliche Angriffe anderer Mächte 
ftatt findet; alfo nie gegen den Souverän (3.3. in Republifen 

. gegen das Volk) gerichtet fein darf, weil dadurch das Selbfifon- 

ftituirungsrecht aufgehoben, mithin ein. vechtsverleßender Grundfak 

aufgeftellt würde. (Siehe Bemerk. zu Neo. 1.) Es fcheint aber 
notäwendig, daß die. einzelnen. Verfaffungen werigftens in ihren 
allgemeinen Grundlagen übereinftimmen, und daf die Beurthei— 

‚Iung, ob in einem gegebenen Fall diefe Uebereinftimmung vor= 

. handen fei, dem Bunde zuſtehe, weil ganz verfchiedenartige Ver: 

foffungen. zu Grfhütterungen und endlih zur Auflöfung des 

Bundes führen. 

b) Zeitung und Beauffihtigung der Bundesmacht, für deren 
Aufſtellung die einzelnen verbündeten Staaten zu gewiſſen Leiſtun⸗ 
gen verbunden find. Diefe Leiftungen können wohl in der Aus: 





3) Ronfequenter Weiſe follten. fie daher auch unter dem pofitiven Ge: 
ſaudtſchaftarecht eben. Siehe Falkner’s Disserlatio de helvet. legat. sin- 
+. ‚gulari, species. and Henke, öffentl. Recht der Eidsgen. S. 208. 
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übung an eine Mateifel, d. 5. an einen vertragsmäßig beftimm: 
ten Mafftab gebunden fein; aber am fich ift die Merbindlichkeit 
der Hülfeleiftung unbegrenzt ®). 

c) Leitung aller eigentlich völkerrechtlichen Verhältnifſe des 
ganzen Bundes und der einzelnen Gliederſtaaten (Schließung von 
Bündniſſen, Krieg und Frieden u. ſ. w)) und des diplomatiſchen 
Verkehrs, woraus die Pflicht des Bundes fließt, die einzelnen 
Gliederſtaaten in Verwickelungen mit andern Staaten zu vertre: 
ten 3). Das Recht der einzelnen verbündeten Staaten, unter 
fidy oder mit andern Staaten Verträge abzufchließen,, muß auf eine 

dem Zive des Bundes genügende Weiſe befchränft fein, und 
daher die verbindende Kraft folder Verträge von der Genehmhals 
tung des Bundes abhängig gemadyt werden. 

d) Shlihtung der Streitigkeiten der verbündeten Staaten 
unter fih. Diefe müffen gegen einander das Recht der Selbſthůlfe 
aufgeben. Für dieſen Zweck kann entweder eine Aufträgal: 
inftanz (eine ſehr unvollfommene Form) oder ein Bundesges 

richt vorhanden fein. 

e), Befeitigung von Unruhen im Innern, die dem ganzen Bunde ges 
fährlich werden können. Selbſt in einem Staatenbunde, der ganz 
auf den Grundfägen der Gerechtigkeit erbaut iſt, wird der Bun: 
desgewalt diefe Befugniß ſchwerlich entzogen werden fönnen; weil 

‚immer Fälle von Unruhen möglich find, welche einen gemeinges 
fährlichen Charakter annehmen, 3. B. durch Faftionen. Wor Allem 
aber muß die Gerechtigkeit gewahrt werden und daher zur Ber 
urtheilung der Unrupftifter ein unparteiifcher Gerichtshof vorhanden 
fein. _ Zweitens muß in Republifen, wenn die Unruhen die Wer: 
fafung betreffen, das Prinzip der Volks ſouverãnetãt unangetaſtet 
bleiben. Tiefer im dieſen wichtigen und ſchwierigen Punkt ein: 
zugehen, liegt außer unferm Zweck 6). 


4) Siehe oben über den Begriff des Staaterbundes. S. aud — 
l. e. pag. 34. 

5) Merkwürdige Fälle in der neueſten eidgenöſſiſchen Geſchichte, wo der 
Bund einzelne Kantone bei ſolchen Verwickelungen im Stiche ließ. 

6) Die Eidsgenoſſenſchaft hat in neuern Zeiten Erfahrungen genug ge: 
macht, um Ddiefen Pımfe auf eine Weife zu ordnen, wodurch der Bwed 
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Damit iſt der Kreis der Bundesbefugniſſe, wie er aus dem 
Begriff eines Staatendundes hervorgeht , umfchrieben. Zachariä 
(a. angef. Ort.) nimmt noch als swefentliche Forderung an einen 
Staatenbund an: Freiheit des Verfehrs und freie Lebens— 
gemeinſchaft. Allerdings wird fchon darum, weil die Bundes- 
glieder in einem befreundeten Verhältniſſe ſtehen, diefe Verkehrs— 
freiheit in einem gut geordneten Staatenbund nicht fehlen; aber 
fireng aus dem Begriff desfelben fließt fie nicht, und „Zach. geht 
zu meit, wenn er den Mangel derfelben ein ius belli in pace 
nannte. Man fann fagen, fie ift eine Forderung der Civilifation. 
In einem Bundesfiaat aber ift fie eine finatsrechtliche Forderung. 
4). In einem Staatenbund, der nur einigermaßen erträglich orga=. 
niſirt fein fol, kann ein eignes Organ für die Vollziehung, mit einer 
angemeffenen Exekutivgewalt, nicht fehlen. ‚Zwar wird die Giferfucht 
der Ginzelftaaten auf ihre Souveränetät fiets einer ſolchen Scheidung 
von allgemeinen Befchlüffen und Adminiftratiomaßregeln, wie fie 3. 3. 
in einfachen Staaten eriftirt, im Wege fiehen und daher ein großer 
Theil der Ichteen immer der oberfien Gewalt übertragen bleiben (mas 
auch Fein großes Gebrechen ift); allein ein befonderes vollzichendes 
Organ kann gleichwol nicht fehlen. Entweder wird nun ein eigner 
Bollziehungskörper (Bundesrath) gefchaffen, oder die Vollziehung ab- 
wechfelnd einigen Gliederfiaaten, im mehr oder weniger beſchränktem 
Maße, Übertragen. Die Iehtere Einrichtung ift offenbar die unvoll- 
fommenfte, aus befannten Gründen. Ein eignes Bundesgericht 
darf gleichfalls nicht mangeln, wenn die Idee der Gerechtigkeit * 
verletzt werden ſoll. 
Endlich iſt, aus allgemeinen Gründen, das Reviſionsprinzip 
in dem Örundvertrag eines Staatenbundes fo en wie in jeder 
andern ſtaatlichen Verbindung. 


Anm. 4. Der Staatenbund ift allerdings eine in fi & gefchloffene, 
beſtimmte und folgeneichtige: ſtaatliche Idee7); allein er ift nur taug⸗ 
lich für größere Staaten, deren jeder an Areal und Bevölkerung groß 





erreicht und doch nicht das Recht verlegt wird. Der 1815er Bund hat das 
Stanzer-Berfommniß reftaurixt und die Volfsfouderänetät unterdrüdt. 

7) Siehe Zachariä am angef. DO. S. 36 u. ff. 

Schweiz. Staater, Bd. I. 


u 
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genug und an Mitteln reich genug ift, wm für fid) die Zwecke des 
innern Staatslebens vollftändig zu erreichen; für Fleinere Staaten ge: 
uügt er nur, fo lange fie auf einer niedrigen Stufe der Kultur fichen. 
Steigen diefe in einen Staatenbund vereinigten kleinern Staaten in 
Zivilifation und Kultur, fo fühlen fie bald das Bedürfnif der Ver— 
einigung der Kräfte und Mittel, fo wie gemeinfamer Inflitutionen zur 
Erreihjung der Zwecke eines gebildeten innern Staatslebens, 
weil zu deren Verwirklichung die Kräfte der. Einzelfigaten nicht mehr 
genügen. Selbſt um die völferrechtlidde Stellung mit Würde zu be- 
haupten, ift dann meiftens der Staatenbund ungeeignet. Dann ift 
der Staatenbund für einen folhen Kompler Fleinerer Staaten das 
größte Hinderniß des Fortfchrittes im Staatsleben. 

Anm. 2. In dieſer Lage der Dinge ift der Uebergang aus einem 
Staatenbund in einen Bundesftaat durch die ewigen Geſetze des Lebens 
indizirt. Freilich werden diefe Geſetze nur zu oft werfannt, weil die 
Menſchen aus Gewohnheit blind an Hiftorifchen Schöpfungen bangen , 
wenn fie ſich auch längft überlebt Haben. Man greift dann zu allerlei 
Nothhülfen. Entweder begnügt man fi mit einfeitiger Jens 
tralifation (d. 5. man dehnt da und dort die Kompetenz der ‚Zen: 
tralgewalt auf die Sphäre des innern Staatslebens aus). Allein 
diefe Art zu zentralifiren ift, wegen Mangel eines Prinzips, unge⸗ 
nügend , und oft aud) gefährlich, weil die Garantien gegen Mißbrauch 
der Gewalt fehlen, die allein aus dee Organifation eines Bundes: 
flaates (zu der man nicht fchreiten will) hervorgehen, Oder man hilft 
fih mit Konfordaten, d. h. mit Verträgen zwifchen einer Anzapl 
(meiftens, aber nicht immer, der Mehrzahl) der verbündeten Staaten 
unter fi Über Gegenftände, die außerhalb der Kompetenz des Bundes 
liegen (3. B. Juſtiz, Polizei, Handel und Verkehr ꝛc. xc.). Aber 
auch diefe erreichen den Zweck nur höchſt unvollfommen und können 
fogar verderblidy werden, wenn die Ginzelftaaten in ihrer Kulturftufe 
(namentlich in der rechtlichen Ausbildung) zu fehr von einander ver: 
ſchieden find. Die Folge der Vernachläſſigung einer Wenderung der 
Bundesverhäftniffe — fei «8 einer gänzlichen Umgeftaltung des Bundes, 
oder wenigftens einer prinzipgemäßen Annäherung an den Bundesftaat — 
fo bald das Bedürfniß Hiezu vorhanden ift, ift die Abwendung der 
einzelnen Gliederſtaaten vom Bunde und die einfeitige Steigerung des 
Kantonallebens. In diefem Fall kann der Kantonalgeift zu einer 
politifhen Tugend werden, während er eine politifche Entartung ift, 
wenn der Bund den Forderungen an das Leben entfpricht. 

Anm. 3. Nocd eine eigne Art von verderblicher ‚Zentralifation , 
aus äußern Urſachen, klebt nur zu häufig dem Staatenbund an. 
Ein Etaatenbund, der Fleine Einzelftaaten verbindet, iſt bei dringen: 
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den. Umſtänden, zumal bei umgeflümen Zumuthungen und Forderun⸗ 
gen anderer Staaten ‚aus dem Gefühl der Schwäche, nur zu geneigt 
zu jeder Konzeffion, und mithin zu Befchlüffen , welche weit die Bun: 
desbefugniffe überfchreiten und tief in das Staatsleben der Einzelſtaaten 
eingreifen, ja fogar Verfaffungsgrundfäße (z. B. die Freiheit der 
Preſſe) verlegen. Zur Beihönigung zitiet man dann irgend einen 
Artikel, wo von Sicyerheit des Bundes (aber in einem ganz andern 
Sinn) die Rede iſt, und den einzelnen Staaten‘, swelche diefe Beſchlüſſe 
für bundeswidrig erflären, bleibt gewähnlid nichts, als eine Prote: 
ftation und Verwahrung übrig °). 

Anm. ı. Einer befondern Erwähnung verdient. die Gefahr, welche 
der Staatenbund, zumal wenn er Üleine Freiſtaaten verbindet, der 
politiſchen Freiheit der verbundenen Staaten droht. Diefe Gefahr 
liegt niht im Begriff des Staatenbundes und darf nit darin 
liegen tfiehe die Bemerk. von Neo. 1 diefes 9.); "aber fie entfpringt 
aus Mangel einer fchügenden Garantie gegen die oberfie Bundes: 
gewalt. Moch jekt iſt die Tagſatzung als. Geſammtkörper unverant⸗ 
wortlih.) Wenn nämlich in einigen. dieſer Republiken ſich Yriftofra- 
tien bilden, wozu betanntlich der Hang immer vorhanden ift, fo werden 
diefe ihre Gewalt im Bunde zu ihrer Sclöfterholtung gegen das eigne 
Bolt mißbrauchen umd auch die politifche Freiheit der andern Republiken 
unterdrüden,, ja diefe Unterdrüdung fogar als eignen Artikel in den 
Dund aufnehmen und ſich wechſelſeitig ihre Ufurpationen gegen das Wolf - 
garantiren. So wird der Bund: zu einer Union der Unterdrücker gegen die 
Unterdrücten. Auf diefe Weife entartete der alte Schweizerbund und jo 
entiprang das Stanzer: Verkommniß, das wenigſtens dem Buchſtaben 
nach (wenn auch nicht mit der alten Wirkung) in den 1815er Bund 
aufgenommen worden iſt N. 


N 


5.3. Zwei Arten des öffentficen Reste in einem 
Staatenbund. 

Da ein Staatenbund ein zuſammengeſetzter (Wöderativ-). Staat if, 
fo ergiebt fi ans diefer Natur desfelben von ſelbſt ein zwiefaches 
öffentliches Recht für ihn, das Bundesrecht und das Territo: 
trial (Kantonal) ſta atsr echt. Die wiſſenſchaftliche Darfiellung beider 
Arten des öffentlichen Rechts hat, wie Henke treffend bemerkt, def- 





8) Der Staatsrath Druep nannte dieß „Die berderblidhe Zenfralifation 
duch das BZwölfftimmenfpftiem ” mit Bezug auf die Eidsgenoffenfchaft. ' 

I) Sehr fcharffinnige Bemerkungen über diefen Puukt bat Rotted im 
der angef. Schrift. 
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Halb beſondere Schwierigkeiten, weil der Staatenbund in der Wirklich⸗ 
feit fo Häufig, wenn aud einfeitig, in den Bundesſtaat hinüber 
ihwanft. Das Bundesrecht faßt im Allgemeinen alle diejenigen 
Beflimmungen in fid), welche den Bund oder einzelne Mitglieder des 
Bundes, als ſolche, betreffen 1%); das Territorial ſtaatsrecht 
diejenigen Beſtimmungen, welche die einzelnen verbündeten Staaten, 
nicht in fofern fie Mitglieder des Bundes find, fondern als felbfiftän- 
dige (fouveräne) Staaten betreffen. 

Die Definition, welche Henfe (l. ec. p. 481) von dem Kantonal: 
ſtaatsrecht der fehweizerifhen Kantone giebt, ift, auch in allgemginer 
Beziehung, .vollfommen richtig. Er fagt: „Diejenigen Beftimmungen , 
welche ſich auf das flaatsrechtliche Verhältniß der Mitglieder des eids— 
genöffifchen Bundes als folder, beſchraͤnken, gehören dem Bundes: 
recht an; Alles dagegen, was die wechfelfeitigen Rechte der Regenten 
und Regierten in den fouveränen Kantonen, fo wie das Verhältniß 
diefer Tegtern zu ausmärtigen Staaten betrifft, wohin, fofern fie nicht 
als Bundesgenoffen in Betracht fommen, felbft die ſchweizeri— 
hen Staaten und die gefammte Eidsgenoffenfhaft. ge 
zechnet werden müſſen, iſt öffentliches Recht der Kantone als ſouverä⸗ 
ner Staaten.” Indeſſen, fo philofophifch richtig diefe Ausfcheidung 
ift, wird fie in der eidsgenöffifchen Praxis doch nicht ganz befolgt, 
movon weiter unten Mehreres. 

Das Bundesrecht zerfällt, wie alles öffentliche Recht, (— von den 
Quellen des Territorial: oder Kantonalftaatsrechts ift im diefer Ab: 
handlung nicht die Rede — ) in das Fundamentalreht des Bun— 
des und in das abgeleitete. Die Quellen (d. 5. die rechtlichen 
Alte, worin die objektive Gültigkeit des öffentlichen Nechtes ber 
ruht und welche daher auch. die Erfenntnifquellen ..desfelben find) des 
Sundamentalrechtes find diejenigen rechtlichen Afte, welche die Grund: 





10) Henfe nenne (in der angef. Schr. p. 180, wo er den Kreis des 
Bundesrechts ſehr xichtig beſtimmt) das Bundesrecht Bundesftaatsredhk. 
Diefer Ausdrud , fo wie die Benennung eidsgenöffiihes Staats recht, ift 
nicht ganz richtig, weil, wie aus den frühern Bemerfungen erhellt, ein 
Staatendbund nicht ein Staat, im firengen Sinne des Wortes , ill. In— 
deſſen find dieſe Ausdrücke einmal üblich geivorden und werden auch in 
diefer Abhandlung gebraucht. 
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lage des ‚Staatenbundes oder : Grund und Weſen - desfelben Hilden. 
Diefer Theil Hat Analogie mit der Verfaſſung eines -einfadyen Staates’ 
(auch Bundesftaates), beruht aber-auf einer ganz‘ andern Baſis, wie 
früher gezeigt worden. Wenn nämlid in einem einfachen Staat (audy 
BDundesftaat) die Baſis desfelben in einem Grund geſetz (Berfaffung) 
des Geſammtwillens, wobdurd der Staat erſt wird, beficht, fo 
wird. die Bafis in einem Staatenbund gegeben durch‘ einen Grundvers 
trag ſchon eriftirender fonveräner Staaten. 

Die Quellen. des Fundamentalrechtes im einen Staatenbund: find 
aljo vor Allem der Bundesvertrag, defgleichen,, gleichfam als Theile 
desfelben , befondere Verträge, wodurch entweder neue Glieder aufges 
nommen, oder wefentlide ——— einzelner Glieder zum 
Bunde beſtimmt werden. 

Die Quellen des abgeleiteten öffentlichen Rechtes eines ve 
tenbundes find. die Beſchlüſſe der Fompetenten Bundesgewalt über 
Gegenflände, die innerhalb der Kompetenz des Bundes liegen, und 
die weitere. Entwidelung des Bundesvertrags, nach. den in ihm aufs 
geftellten Normen, zum Zwecke haben. Diefer Theil hat Analogie 
mit der aus dem Grundgefep abgeleiteten Geſetzgebung eines ein: 
fachen Staates ; aber auch wieder nur Analogie. Auch Hier bemerkt Henke 
(a. angef. D. p. 234) richtig, daß man eigentlich nicht fagen könne, 
daß die einzelnen Bundesglieder von dee Majorität ein Geſetz empfan⸗ 
gen. (alfo audy wider ihren Willen beftimmt werden), fondern bloß dem 
unterworfen werden, was mit Nothwendigkeit und Folgerichtigfeit aus 
dem früher (nämlich in dem durch freie Einwilligung ſämmtlicher Bun: 
desglieder abgefchloffenen Bundesvertrag) von ihnen ſelbſt frei 
ungezwungen Bewilligten hervorgeht, und was fie nur, durch ein 
wirkliches oder vermeintliches Intereſſe des Augenblids befangen, in 
diefem Augenblick als nothwendig zu erfennen gehindert find. Die ver 
bindende Kraft diefer Beſchlüſſe fließt alfo allein aus dem Bundesver- 
trag; einen andern Grund rechtsgültiger Befchlüffe giebt es in dem 
Staatenbund nicht. Schidlicher ift daher auch der Ausdruck „Be— 
Ihlüffe” als „Geſetze“. Sie find übrigens wohl von Adminifirativ- 
maßregeln zu unterfcheiden. 

Das abgeleitete öffentliche Recht zerfällt wieder in den organifchen 
und materiellen Theil (wie auch die Geſetzgebung im Staatsrecht 
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eines einfachen Staates). Jener begreift im ſich die Beſchlüſſe, welche 
ſich auf die weitere Organiſation der im Bundesvertrag aufgeſtellten 
Geſw alt en (Bundesbehörden) beziehen; dieſer diejenigen Beſchlüſſe, welche 
die Verwirklichung des im Bundesvertrag vorgeſteckten Zweckes zum 
Gegenſtand haben. Aus der Natur dieſes Zweckes ergiebt es ſich, 
daß hier die Anordnungen über die Bundesmacht (Militärmacht) eine 
vorzüglich bedeutende Stelle einnehmen. Iſt, im Fall einer größern 
Zentraliſation, der Bundeszweck noch ‚durch Aufnahme einzelner Be: 
ziehungen des innern Staatsiebens erweitert, fo dag die darauf 
bezüglichen: Befchlüffe . gleichfalls "Hierher. 

„Damit ift der Umfang des öffentlichen Rechtes in einem Gtaaten: 
Hund eigentlich geſchloſſen. Werträge, welche die einzelnen verbüude— 
ten Staaten unter fich über Gegenftände abſchließen, die nicht Bun: 
desfache find (nicht in der Kompetenz des Bundes liegen), gehören fo 
wenig in das Bundesrecht, als Werträge, die fie mit Etaaten ab: 
fliegen , die außer. dem Bunde fichen; denn im Bezug auf Gegen⸗ 
ftände der: genannten Gattung ftehen fie gleichfalls außer dem Bunde, 
nicht weniger und mehr, als ganz fremde Staaten. Es fallen alfo 
alle fogen. Konkordate, fireng genommen, aus dem Bundesrecht 
heraus U). 

Auch die Staatsverträge mit andern Staaten (das fogen. dußere 
Staatsrecht), welche entweder der ganze Bund, nah Maßgabe 
feiner Kompetenz, ‚oder die Mehrheit der verbündeten Staaten für fich, 
eingegangen find, gehören wicht in das öffentliche Recht des Staa: 
tenbundes. Wenn die völferrechtlihen Verträge, welche einfache Staa: 
ten (3. B. England oder Franfreih) mit andern Völkern ſchließen, 
nicht Theile des Staatsrechts diefer Staaten ausmachen, fo fann für 
tinen Staatenbund deßhalb, weil er ein zufammengefegter Staat ift, 
feine. Ausnahme Statt finden; er fieht im diefer Beichung auf ganz 
gleidyer Linie, wie jene Staaten. 

Hinfichtlich der Heiden angeführten Fälle Hat ſich jedoch das pofitive 
eidsgenöffifche Staatsrecht , wie fehon früher bemerkt wurde umd wei⸗ 
tee unten ausführlicher gezeigt wird , anders geftalter. 


11) Es ift auffallend, daß Henke, welcher dieſelbe logifh unvermeid» 
liche zolgerung gezogen hat, fpater die Konkordate ohne ale weitere 
Bemerkung als Theil des Bundesrechts aufnimmt. 
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6. 3. Der gegenwärtige eidsgendffifche Bund ein Staatenbund. 


Der alte Schweizerbund war ein Staatenbund von höchft unvoll⸗ 
fommner Natur. Einfach und edel in feinem Urfprunge, bildete er 
fi durch ein Aggregat von ungleihartigen Bimdniffen hindurch feit 
dem Stänzer Verfommniß zn einem Ganzen aus, das mit der Rechte: 
idee im grellften Widerfpruche fand. 

Die Mediationsakte enthielt abermals nur einen Staatenbund , der 
in mehtern Beziehungen allerdings ziemlich ausgebildet, jedoch auch 
nicht von Gebrechen frei war. 

Der im Jahr 1815 geftiftere eidsgenöffifche Bund ift ein Höchft man 
gelhafter Staatenbund, und die Bundesakte, worauf er beruht, kann 
kaum anders‘, denn als eine verbefferte Redaktion des vor dem Jahr 1798 
beſtandenen Bundes betrachtet werden. Das Urtheil Stertlerst) wird 
ſchwerlich angefochten werden können: „Der Zweck des Bundes beſteht 
nach Art. 1 des neuen Bundesvertrags in der Behauptung der Freiheit 
gegen alle Angriffe fremder Mächte, in der Handhabung der Ruhe 
und Ordnung im Innern und der gegenſeitigen Gewährleiftung der 
Verfaſſungen und des Gebietes. Es ift alfo fein anderer, als der 
durch den erften Bund von 1315 und dur das Stanzerverfommmif 
vom Jahr 1484 aufgeftellte. Auch das in den Übrigen Artikeln feft- 
gefegte Staatsrecht der Schweiz ift, mit einziger Ausnahme der Auf: 
bung der UntertHanenlande und der Aufftellung der noch fehr vagen 
(beſſer illuſoriſchen) Vorſchrift, daß der Genuß der politiſchen 
Rechte nie das ausſchließliche Privilegium einer Klaſſe der Kantons— 
bürger fein könne, das nämliche, wie es ſich vor 1798 ausgebildet 
hatte, ohne eine mehrere Bundesgewalt, und daher mit Anerkennung 
der vollen Souveränetät dee Kantone.” 

Das Syſtem, das der Organifation der Gemwalten zum Grunde 
liegt, ift an ſich unvollkommen und mangelhaft, befonders in Bezug 


12) Gebäufen über eine Revifion des eidgenöffischen Bundesbertrages, 
von Stettler, Mitglied des gr. Raths der Republik Bern. Bern 1836. 
Bergl. auch: Neben über Die fchweizerifche Bundesreform ꝛc., von Dr. 
Dfyffer und Landammann Baumgartner. Bern 1835. Wir erin- 
nern hier nochmals, daß alle ftaatsrechtlichen Begriffe hier nur fo weit er: 
Örtert werden, als für den Zwed diefer Abhandlung (Beflimmung der. Quel- 
fen des eidsgenöffiihen Staatsrechts) erforderlich if. 
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auf die Wollziehung ; die Ausführung ift noch dazu unvollftändig 
und die Feftfegung der Befugniffe der Behörden nicht felten ganz vag 
und unbeſtimmt. In Hinficht auf die Zentralifation mißfennt diefe 
Bundesafte alle Anfprüde der höher entwidelten Zivilifation und 
bleibt Hierin, fo wie in andern Rüdfichten, weit hinter dem Bundes: 
projekt zurüd, das unter A. Reding's Einfluß 1802 in Schwyz 
entworfen wurde. Sie hat endlich die verderblichen Beltimmungen 
des Stanzer Verkommniſſes wieder aufgenommen und es liegt ihe 
durch und durch ein politifches Syſtem zum Grund, das dem Prin: 
zip der Volksſouveränetät feindlich entgegen ſteht. (Siehe 5. 4, 
Treo. 4 die allgem. Bemerkungen.) Diefe Mängel des Bundesver- 
teags erflären fich theils aus dem dringenden Zeitereigniffen, in denen 
er: entftand , theild aus dem Beſtreben, ungeſtüme und widerfireitende 
Anfprüche verfchiedener Parteien auszugleichen und endlich aus dem 
Umftand, daß derfelbe von der wieder zur Herrfchaft gelangten Ari- 
ftofratie (obgleich diefe ſelbſt in ſich gefpalten war) gefchaffen, oder 
doch wenigftens auf gewiſſen gegebenen einfachen Grundlagen ausge: 
führt wurde. 

Die Mängel in dem Fundamentaltheil des eidsgenöffifchen 
Staatsrechts müſſen natürlich aud auf das abgeleitete Recht überge- 
hen. Doc find Hier mehrere Perioden zu umnterfcheiden, und nament- 
lich haben die Beſchlüſſe der Tagſatzung feit 1830 mehr innere Gin: 
heit und Zuſammenhang mit dem veränderten Staatsrecht der bedeu- 
tendften Kantone. Alle Verfuche, den Staatenbund in einen Bun: 
desftaat umzufchaffen oder wenigfiens den Organismus zu verbeffern 
‚und in geößern Ginflang mit den Grundfägen der Kantonalreformen 
feit 1830 zu bringen, find bisher, wegen des fortdauernden Kon: 
ftiftes der beiden politifchen Parteien im Bunde, fruchtlos geweſen, 
und mußten es um fo mehr fein, da die Natur eines Vertrags 
an ſich jeder Veränderung desfelben große Schwierigkeiten entgegen: 
ſtellt, und obendrein (nicht der Fleinfte Mangel desſelben!) in dem 
Bundesvertrag das Revifionsprinzip fehlt. 


$. 4. Quellen des eidsgenöffiihen Staatsrechts ; 1) des Funda- 
mentalrechtes. 


Da der eidsgenöſſiſche Bund ein Staatenbund iſt, ſo können die 
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"Quellen und Theile des eidsgenöffifchen Bundesrechts (eidsgenöf: 
fifden Staatsrehts) im Mefentlichen Feine anderen, als die 
eines jeden Staatenbundes fein, wie fie in $. 2. deduzirt worden find. 
Jedoch Hat Hier das cidsgenöffiiche Staatsrecht mandyes Gigenthüm- 
lihe, das theils von geſchichtlichen Momenten, theils von einer be: 
fondern Praxis herrührt. 

Die Quellen des Fundamentalrechtes ($. 2), mit denen 
wir uns im diefem $. befchäftigen, find 

4) Der DBundesvertrag vom 7. Auguft 4815 (Nro. II.) ©), fo 
wie die Berichtigung der Skala der Geld⸗ und Mannfcaftsbei- 
träge: nad) den in dem Bundesvertrag felbft enthaltenen Normen. 
(Neo. X.). Die .Uebereinfunft vom 29. Dez. 18413 hat nur einen 
biftorifchen Werth. 

2) Berträge mit einzelnen Gliederſtaaten (Kantonen) über Bundes: 
verhältniſſt. Dahin gehören die Bereinigungsverträge mit Nids 
walden, Neuenburg, Genf und Wallis. (Neo. III VI.) 

3) Bergleicdye und fchiedsrichterlihe Sprüche, wodurch Bundesver: 
hältniſſe eines Kantons zu einem oder mehrern andern feftgefeht 
wurden und die der Sanftion und Gewährleiftung des Bundes 
unterliegen. Dahin gehören die Vergleichsurfunden zwifchen bei: 
den Abtheilungen des Standes Unterwalden (Neo. VII.), und 
als Folge davon der Scyiedsrichterfpruch über die Anftände zwi: 
fen Ob- und Nidwalden (Neo. XXXIV.); die Uebereinkunft 
zwifchen beiden Abtheilungen des Standes Appenzell (Neo. VIII.), 

und endlich der Kompromißſpruch betreffend die Anſtände zroifchen 
Uri und Zeffin über die Livinerzölle. (Nero. XXV.) Es kom: 
men freilich in diefen Urkunden noch ganz andere ald bundes- 
rechtliche Verhältniffe vor, die in das Zerritorialfiaatsreht gehö- 
ven; allein hier läßt ſich Feine Sonderung der Materien vorneh: 
men. Der Kompromißſpruch zwifchen Teffin und Uri war Folge 
der Wiener Kongreferflärung (wovon fogleich mehr), und gehört 
deßhalb gleichfalls Hierher. **) 


” 13) Die Numern beziehen fih auf die Urfundenreihe in diefer Samm— 
lung. 
14) Die Sciebsrichterfprüche,, welche andere Dinge, als Bunderbver⸗ 
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4) Ferner gehören Hierher Befchlüffe der oberfien Bundesgewall 
(Zagfakung), wodurd, die Werhältniffe einzelner Kantone oder 
Kantonstheile zum Bunde verändert wurden; alfo die Befchlüffe 
betreffend: die ‚Einverleidung von Gerfau in den Kanton Schwyz 
umd die. Trennung des Kantons Bafel in zwei Theile. (Mrd. IX. 
und XXXV—XXAVIL) O5 diefe Befchlüffe mit Recht oder 
Unrecht gefaßt wurden, geht uns hier nichts an; wir fehen nur 
auf ihre Wirfung. | 

5) Außer diefen Quellen enthält diejenige Abtheilung der Offiziel⸗ 
fen Sammlung, in welder die Fundamentalurfunden des eidsge: 
nöffifchen Staatsrecht vereinigt find, noch eine Anzahl von 
Stoatsverträgen ziwifchen der Gidsgenoffenfchaft und den euro: 
päifhen Mächten, ebenfalls als Quellen des Bundesrechts. Es 
fragt fih: Sind dieſe GStaatsverträge wirklich Quellen der be: 
zeichneten Art? Würde, im Fall der Bejahung diefer Frage, 
das Bundesrecht nicht als abhängig von dem Millen diefer Mächte 
erſcheinen ? Iſt es nicht beffer, wie ſchon einigemal ift gerathen 
worden, diefe Verträge unter die übrigen Staatsverträge (in der 
5ten Abtheilung, über Freizügigkeit, Niederlaſſung, Juftiz :c.) 
zu verweifen ? 

Gin Theil diefer Verträge find Territorialverkräge, umd be: 
trachtet man fie nur als folche, fo gehören fie allerdings nicht hier: 
her. Der Vorbehalt der Religionsfreiheit, der bürgerlichen und poli- 
tifhen Rechte der Bervohrer der abgetretenen Gebiete kommt in allen 
folchen Ceſſions- ımd Reunionsverträgen vor, und qualifiziet fie höd)- 
ftens als Theile des Staatsredhts der einzelnen Kantone. Andere find 
Anertennungs: md Gewährleiftumgsverträge ; auch diefe, 
nur als ſolche betrachtet, würden hier nicht ihre Stelle finden. 
Dergfeichen Verttäge beſtehen zwifchen vielen Mächten; fie haben nur 
Bedeutung in den völferrehtliden Werhältniffen der Staaten 
(dem fogenannten äußern Staatsrecht); aber Feine Beziehung auf das 
innere Staatsrecht und die DBerfalfung!’). Allein, befragen wir die 


hältniſſe betreffen, gebören offenbar, wenn fie auch über Fälle Statt fan: 
den, die bon der Tagfakung an das eidsgenöffiiche echt geiwiefen wurden, 
in das Kantonalftaatsrecht 

415) Siehe Klüſberd Europ. Staarse. $. 23 und die Noten. 
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Geſchichte, fo ‚haben dieſe Hauptverträge, nebſt den aus ihnen ent: 
fprungenen neben⸗ und untergeordneten Verträgen und DTagſatzungsbe— 
ſchlüſſen, eine andere und Höhere Bedeutung für die Schweiz; fie 
baden, in ihter Gefammtheit, in den Jahren 1844 und 1815 
die Schweiz micht bloß in Behichung auf. ife Territortum , fon- 
dern auch) Hinfichtlich ihres innern politifen Zuftandes und 
felbft dee Grundlagen. ihrer. Werfaffung, konſtituirt. 
Betrachten wir in diefer Hinficht Furz ihren Inhalt: 
a) Artikel, Hetreffend die Schweiz, in dem am 50. Mai 1814 zwi: 
fhen den Großmächten Europa’s abgefchloffenen Parifer Freie 
densvertrags. (Nro. XV.) Diefe Artikel Haben zum Zwedt, 
die Sicherſtellung der Unabhängigkeit und Neutralität dee Schweiz, 
und enthalten die: erſten Keime der Wiener Kongreßerflärung. 
(Siehe den. Cingatig von diefer.) 
b) Wiener Kongreßerflärung ‚vom 20. März 1815, die wichtigſte 
Alte. (Nero. XL.) Zweck ‚derfelden, wie er im Anfang und 
Schluß ausgefprochen ift: Sicherſtellung der ußern Unabhängig: 
feit und Begründung der immerwährenden Neutralität; Meorga: 
niſation des innern politifcher Zuftandes, durch Beachtung der 
Intereſſen der verfchiedenen Kantone; Herfkellung des innern fFrie- 
dens, daher Amneftie. 
Weſentlicher Inhalt: 

cœ) Tereitorialabtretungen. (Ginverleibung -ded Bisthums Bafel 
mit den Kantonen Bern und Bafel, und Sicherſtellung der 
Rechte der Bewohner, wie gewöhnlich in Reunionsverträgen; 
Bereinigung von Genf, Wallis und Nemenburg mit der 
Schweiz, als drei neue Kantone.) 

3) Sicherung der Handels: umd Militärverbindung Genfs mit 

‚ dein Kanton Waadt und der Übrigen Schweiz. 

y) Feſtſetzung der Entſchädniſſe der neuen Kafitone an die dentds 

kratiſchen, um fie ‚von allen WVerbindlichkeiten an die chemali: 
‚gen Gigenthümer ihrer Gebiete zu befreien. 

) Feftfeung der einfahen Grundlagen des Bundesfy: 
ftems (base du systeme helvetique.) | 

Beitritt der Schweiz zu diefer Grflärung , vom 29. März 

41815, woduch ein Vertrag in regelmäßiger Form entftand. 
(Nro. AH.) 
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Nun erfi Fam die Beendigung des Bundesvertrags 
su Stande. 

ec) Nachträgliche Verfügungen zum 5ten Artikel der Wiener Kon: 
greßerflärung , vom 29. März 1815. (Meo. XII.) Inhalt: 
Abtretung einiger Diftrifte von Savoyen an Genf; Herſtellung 
der Verbindung Genfs mit Wallis durch die Simplonftrafe und 
Ausdehnung der Neutralität, zu ihrer feftern Begründung, auf 
Chablais und Yaucigny. 

Beitritt der Schweiz zu diefem Vertrag, unterm 12. Auguft 
1815.. (Neo. XIV.) 

d) Auszug der die Schweiz betreffende Artikel in dem Definitivtraf: 

tat von Paris, vom 20. Nov. 1815 (Mo. XVII), wie fie 
zum Theil fchon in dem Konferenzprotofoll der Minifter der ver 
bündeten Mächte vom 3. Mov. 1815 (Meo. XVII.) enthalten 
find : Erweiterung des Gebiets von Genf gegen Frankreih und 
eben fo der Neutralitätslinie- in Savonen ; Schleifung der Fe: 
fiung Hüningen. 

e) Anerkennung und Gewährleiftung der Neutralität dee. Schweiz 
und der Umverleglichfeit ihres Gebiets, vom 20. Nov. 1815 
(Me. XX.), ein Vertrag der europäiſchen Mächte. 

f) Vertrag, wodurch die Schweiz dem Vertrag der heil. Allianz 
beitritt,, vom 27. Jan. 1817. (Nro. XXXI. und? XXXI.) 
Eine Folge diefeer Hauptverträge war eine Reihe von fpeziellen 

Berträgen und Zagfagungsbefchlüffen zur Ausführung einzelner Punkte 

derfelben , als da find: 

a) Die DVereinigungsverteäge über das chemalige Bistum Baſel mit 
den Kantonen Bern und Bafel und die Gewährleiftung diefer 
Verträge duch die Tagſatzung, gemäß den Beltimmungen der 
"Wiener Kongreferffärung. (Neo. XXI., XXI. und XXI.) 

b) Vertrag der Schweiz mit Sardinien, vom 16. März 1816 (Zu: 
riner Vertrag) über Abtretung von Gebiet und Ausdehnung der 
Neutralität ıc. (Siehe oben.) (Nro. XXVII.) Beſchluß der 
Zagfagung, wodurch die eidsgenöffifhe Gewährleiſtung ausge: 
fprochen wird. (Neo. XXVIH.) 

c) Bereinigungsvertrag eines Theils der Landfchaft: Ger mit Genf. 
(Neo. XXIX. und XXX.) 
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d) Ceſſionsvertrag zwifchen Oeſtreich und Graublindten in Betreff 
der Herrſchaft Razüns, vom 19. Jan..1819. (Me. XXXIII.) 

e) Tagſatzungs beſchlüſſe in Betreff der Vertheilung der 500,000 Fe: 
an die demokratifchen Kantone, der Anftände zwifchen Teſſin 
und Uri über die Liviner. Zölle, und der Bezahlung der Helveti- 
fchen Nationalfhuld. (Mio. XXIV, XXV. ımd XXVI) 

Aus diefer. Aufzählung der einzelnen Punkte in diefen Verträgen 
erhellt, daß alle Stipulationen des Wiener Kongreffes in Bezug auf 
die Schweiz und die daraus folgenden fpeziellen Verträge und ‚Be: 
fchlüffe ein Ganzes bilden, und fänmtlih auf den Geſammt— 
zweck, fowohl die. inneren Angelegenheiten dee Schweiz auf eine den 
Frieden unter den Parteien fichernde Weiſe zu ordnen, als auch ihr 
Berhältniß zu dem europäifchen Staatenfoftem. zu beftimmen, de: 
rechnet wären. Noch beftimmter ftellt fich diefes Refultat Hervor, 
wenn man die Gefchichte zu Rathe zieht. In der Schweiz ftanden 
mehrere Parteien gegenüber mit den. .widerfireitenöften + Anfprüchen. 
Die Kongrefmächte hatten ein hohes Intereffe, daß die Angelegenhei- 
ten der Schweiz,. nach ihren Anfichten über ihre Stellung in dem 
europäifchen Syſtem, geordnet würden; ja es war felbft die Mede da- 
von zu interveniren und die Gteeitigfeiten der Parteien über das 
Verfaſſungswerk zu entfcheiden, und Aufforderung oder Beranlaf: 
fung zu .einer ‚folhen Intervention datirten fih aus der Schweiz 
ſelbſt. 16). Jedoch begnügten fich "die Mächte durch die Kongreßerflä- 
zung, den Schweizern die Vereinigung zu ihrem Verfaſſungswerk drin: 
gend zu empfehlen. Diefe Erflärung verfehlte. ihre Wirkung nicht; 
die Parteien erfannten die Nothwendigkeit, fidy zu vereinigen, um den 
Fall eines auswärtigen Schiedsrichterfpruches zu vermeiden, der 
fonft höchſt wahrfcheinlich eingetreten wäre, und gaben Anſprüche auf, 
die nicht zu erreichen waren. Und fo realifirten fich die Anfichten der 
Kongrefmächte über die politifchen Werhältniffe der Schweiz in der 
milden Form von Verträgen. 

Die erwähnten Verträge gehören alfo fämmtlih, als Quellen des 
FundamentaltHeiles des eidsgenöffifhen Bundesrecht, Hierher. 17) Die 


46) Siehe alubers Akten des Wiener Kongreſſes, V. B. ©. 158 sqq. 
17) Siehe auch Zachariä in der angeführten Schrift. 
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Behauptung, von diefen Verträgen fo wie überhaupt von den Kon: 
greßmächten und ihren Miniftern rühre der mangelhafte Bundesvertrag 
ber, ift, fo Häufig fie auch von politifchen Schreihälſen zur Befrie- 
digung eines kindiſchen und lügenhaften Nationalftolzes ausgeſprochen 
worden ift, dennoch grundfalfch. „Als Grundlage der Bundesver- 
fafung von 1815 — fagt Hr. Dr. Caſ. Piyffer!) — war von 
den Mächten bloß ‚aufgefiellt worden, der unverletzte Beſtand der 19 
Kantone ( weil das Berner Patriziat und die Urkantone fich anſchick⸗ 
ten, die neuen Kantone aufzufrefien), 19% wie fich diefelben im Zeit: 
punft der Webereinfunft vom 29. Dez. 1813 als Staatsförper befan⸗ 
den, und der Geſichtspunkt, won welchem die Mächte bei Anordnung 
der fchweizerifchen Angelegenheiten. ausgingen, ergibt ſich mit der. größ- 
ten Beflimmtheit aus dem Bericht des damit beauftragten Komite an 
den Wiener Kongreß.” Das unvolllommme Bundeswerf,, das auf 
diefer einfachen Grundlage aufgeftellt wurde, rührt von der Selbſt⸗ 
fuht der, inwmern Parteien in der Schweiz felbfk Her, 
welche eher Alles andere, als ihre felöftfüchtigen Intereſſen zum Opfer 
au beingen bereit waren. 2%) Die Minifter ſelbſt riethen, wie befannt 
it, Thon zu mehren Verbeſſerungen, die aber nicht angenommen 
wurden, und die Bundesakte wurde auf dem Wiener Kongreß nur als 
ein Nothbehelf betrachtet , deffen beffere Entwidelung der ruhigen Zu: 
funft Üüberkaffen werden müſſe.?) Ya wären die Plane einer gewiſ⸗ 
fen Partei nicht von demfelben Kongreß und befonders von dem Ruf 
ſiſchen Kaifer vereitelt worden, fo wäre die Schweiz , zum Hohn ihrer 
ganzen neuern Gntwidelung, am die Grabſtätte der dreischmörtigen 
Eidsgenoffenfchaft zurüdgefchleudert, Unterthanenlande wieder einge: 
führt und die politifche Barbarei reftauriet worden. ?) So ſprechen 
die. Thatſachen der Gefchichte. 


18) In der angeführten Rede. 

19) Zachariä im der angeführten Schrift. 

20) Siehe die Abfchiede der Jahre 1314 und 1845, 

21) Aften des Wiener Kongreffes. hl. V. ©. 580. 

22) ©. die merkwürdige Brofchüre des Generals la Harpe: Supple- 
ment 4 la biographie de Mr. Nıc. de Mulinen par F. C. de la Harpe. 
1837. Dieſe Schrift verbreitet das hellſte Licht "über die Madinationen 
des Patriziats in dem Jahren 1844 und 1315, und iſt eim eben fo un— 
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Ob übrigens. durch dieſe Werträge das Recht der Schweiz, ihre 
Bundesgrganifation. zu vervollkommnen und umzugeſtalten, alfo das 
Selbfilonftituirungsrecht, oder, was dasſelbe iſt, ihre Souve⸗ 
ränetät beſchtänkt worden ſei, iſt zwar eine höchſt wichtige Frage, 
aber die Grörterung derſelben gehört nicht hierher, ſondern in eine 
wiſſenſchaftliche Darſtellung des eidsgenöſſiſchen Staatsrechts. 3) 

Die in dieſem 5. beleuchteten Quellen des Yundamentalbundes: 
rechts befinden fich in der erften Abtheilung der offiziellen Sammlung 
und in dem erſten Buche diefer Sammlung. Giniges wird noch in 
dem Nachtrag Cin der dritten Lieferung) beigefügt. 


$. 5. Quellen des abgeleiteten Rechtes ; 2) des organifchen 
Theile. 


Die Quellen des abgeleiteten eidsgenöffifchen Bundesrechts im 
Allgemeinen find, wie in jedem Staatenbund nach $. 2, die Fompe: 
tenten Befchlüffe dee Tagſatzung, d. h. Beſchlüſſe über Gegenſtände, 
welche nach dem Bundesvertrag im die Kompetenz der Tagſatzung 
(des Bundes) gehören, und auch nach den in diefem Bertrag fefige: 
feßten Formen zu Stande gekommen find, 

Der organiſche Theil derfelben Getrifft die weitere Entwidelung 
der organifchen Artikel des Bundesvertrags , alfo die Gefchäfte der 
Bundesbehörden im Innern, fo wie ihe Verhältniß zu andern Staa: 
ten: Auch dad Verhältniß der einzelnen verbündeten Staaten zum Aus: 
land gehört hierher. Diefer Theil ift in der zweiten Abtheilung der 
offiziellen Sammlung (im zweiten Buch diefer Sammlung) enthalten. 
Jedoch ift zu bemerken, daß diefem Theil mehrere offenbar mate⸗ 


(hägbares hiſtoriſches Dokument, wie ein ruhmvollee Beweis von der Va— 
terlandstiebe des Verfaſſers. 

23) Henke übergeht diefe Erörterung ganz. Die, verfihiedenen Par- 
teien der Schweiz beantworten dieſe Frage ganz berfchieden. Der Berfaf- 
fer dieſer Abhandlung hat früher die Löfung derfelben in einem Aufſatz des 
Repudlikaners gegen die angeführte Schrift von Zach ariä verfuht. Die 
fee Aufſatz wurde in der Helvetia (Theil VIII. „über die Rechte der Schweiz 
im. Dinblit auf die Wiener Rongreßafte”) abgedrudt. - Der Berfafler if 
im Ganzen noch derfelben Anficht,, obgleich er über manche WBorderfäge feine 
Ueberzeugung geändert hat. Wergleiche auch Stettler und Caſ. Pfyffer 
in den angeführten Schriften, und Welker in der angeführten Schrift. 


rielle DBefchlüffe - beigefügt find, unter dem Titel: Beſchlüſſe über 
innere und äußere diplomatifche Verhältniſſe. Sie beziehen fich größ: 
tentheils entweder auf das, Inftitut des Fremdendienftes oder auf die 
fogenannte politifche Polizei meiftens in Folge von Gimvirfungen der 
fremden Diplomatie. Und hier iſt nicht felten der oben ($. 1. Anm. 3) 
erwähnte Fall eingetreten, daß die Tagfakung durch das „Zwölf: 
ſtimmenſyſtemꝰ“ über einen Gegenftand befchloffen hat, der. ganz außer 
ihrer Kompetenz liegt. 


6. 6. 3) Des materialen Bundesrechts; Befchlüffe über das 
Militärwefen. 


Der materielle Theil des Bundesrechts ift nicht in einer Abthei- 
lung zufammengeordnet, fondern unter mehrere vertheilt oder vielmehr 
zerfireut. Befchlüffe diefer Kategorie ſtehen in der zweiten Abtheilung 
der offiziellen Sammlung, wie fo eben bemerft wurde; andere befinden 
{ih in derjenigen Abtheilung, die vorzugsweife den Konkordaten ge: 
widmet ift, weil der Bundesverfrag über einige Gegenftände dem 
Bunde (dee Tagfagung) eine beſchränkte Befugniß ertheilt Hat, 
fo daß einzelne Beziehungen diefer Gegenftände durch Befchlüffe, anz - 
dere aber nur durch Konkordate reguliet werden Fönnen; der bedeu: 
tendfte Theil des. materiellen Bundesrechts aber, nämlich alle Beſchlüſſe, 
welche den Hauptzweck des Staatenbundes (5. 2) betreffen, find zu: 
fammengeorönet unter dem Titel: „Beſchlüſſe über das eidsgenoffifche 
Militärwefen und über die Quellen zur Beftreitung der daherigen Aus: 
gaben,” und bilden die dritte Abtheilung der offiziellen Sammlung 
(das vierte Buch diefer Sammlung). Diefe ganze Anordnung ift Folge 
der Unvollfommenheit des Bundesvertrags und findet darin ihre Recht: 
fertigung. 

Zu bemerken iſt noch, daß das allgemeine Militärreglement, die 
einzelnen Grerzierreglemente und die Geſetze für die militärifche Rechts: 
pflege nicht in der allgemeinen offiziellen Sammlung ſondern in einer 
befondern, das eidsgenöflifhe Kriegsmwefen betreffend, ſich befinden. 
(Siehe den Beſchluß Nero. CLI. diefer Sammlung.) In der allge: 
meinen offiziellen Sammlung ftehen nur die Befchlüffe über ihre Annahme. 


$. 7. 4) Konfordate. 
Der Grund der Konkordate Tiegt, wie oben ($. 4. Anm. 2) be: 


mirff wurde, im der Unfähigkeit eines, kleinere Staaten vereinigenden, 
Staatenbundes , die Bedürfniſſe des fortfchreitenden gefellfchaftlichen 
Lebens zus befriedigen. In dem ältern Schweizerbund half man fid) 
durch parzielle Bündniſſe. Als die Einheitsrepublif in den Staaten⸗ 
bund zurückfiel, fing man an, Konkordate zu errichten, von denen 
diejenigen, „welche den Grundſätzen des 1815ner nicht entgegen ſind,“ 
in ihrer Gültigkeit blieben, laut Art. 14 des Bundesvertrags (wodurch 
ſie aber die rechtliche Natur von Konkordaten nicht verloren). Zu 
dieſen kam noch eine große Anzahl neuer Hinzu. Das Mittel der Konz 
Pordate ift indeſſen ſchon am fich höchſt unvolllommen. 

Durch Derträge kann nie das erreicht werden, was durch Gefeke 
oder Befchlüüffe gefchaffen wird. Dazu fommt, daß die Gegenftände , 
worauf die Konfordate fich beziehen, großentHeils ihrer Natur nach war: 
delbar find, je nachdem in dem Gange der Zivilifation die Werhältniffe 
fi anders geftalten, weßhalb auch die Gefehgebung darüber, in einfa= 
hen Staaten, ſehr veränderlich if. Hier können Verträge fogar ein 
Hinderniß werden.) Beſteht der Bund aus einem Kompler von 
Staaten , die an Kultur fo weit von einander abftehen , wie die ſchwei⸗ 
zerifchen Kantone, fo kommen die gebildeteen Staaten durch Verträge 
Über Juſtizverhältniſſe, z. B. Über Auslieferung von Verbrechern, in 
Gefahr, wahrhafte Sünden gegen die Gerechtigkeit zu begehen. Dage: 
gen find wichtige Werhältniffe, 3. B. über Eigentum und Benutzung 
der Gewäſſer, wodurd 3. B. die projeftirte Siplabgrabung verhindert 
würde, gar nicht regulirt worden, worüber freilich fehon der Bundes⸗ 
vertrag hätte fprechen follen. Endlich tritt hier in der Regel der Kan: 
tonalegoismus in folcher Stärke auf, duch Klaufeln, Reftriktionen u. 
f. w., daß felbft die Heften Konkordate nur als ſchwacher Nothbehülf ers 
feinen. Wie viel Ronfordate find vorhanden, durch welche die Idee, 
die ihnen zum Grunde liegt, volftändig und vernunftgemäß durchgeführt 
ft? Wenn ein geiftvolles Blatt (der „ Erzähler”) die meiften Konkor— 
date über die Münzverhältniſſe offizielle Lügen nennt, fo könnte diefer 


24) Zachariä, der, im feiner angeführten Schrift, den 1816ner Bund 
auch von Seite der Konkordate zu rechtfertigen ſucht, ift gleichwohl genöthige 
zu fagen: „Freilich ann auf diefem Wege das Heil nur langfam, vieleicht. 
auch nur unvollſtändig erreicht werben.” 

Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 89% 
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harte aber wahre Ausdruck noch auf manche andere angewendet werden. 
Doch gehen wir von dieſen Reflexionen, die nicht hierher gehören, zu 
der Betrachtung der rechtlich en Natur der Konkordate über. 
Konfordate find Verträge zwifchen einzelnen Kantonen über Gegen: 
| fände, worliber der Bund (die Tagfagung) etwas zu befchliegen nicht - 
berechtigt ift. Die Etände erfheinen alfo hier nicht als Bundesglie— 
der, fondern als felbfiftändige fouveräne Staaten, und die Konkordate 
find völferrechtlihe Verträge, wie ſchon oben bemerkt wurde. 
Ganz Fonfequent trug daher auch Bern im Jahr 1835 darauf an, die 
Konfordate in Zukunft wicht mehr in der Tagſatzung zu behandeln, 
fondern vor diefe nur das zu bringen, was in ihrer Kompetenz liegt. 
Deffen ungeachtet war man von jeher gewohnt, die Konfordate als 
einen Theil des Bundestechts am betrachten, und diefe Anficht ift 
durch einen Tagſatzungsbeſchluß vom 25. Heumonat 1826 gewiller: 
mafen fanftionirt worden. Sind nämlich die Konfordate nur völfer: 
‚rechtliche Verträge, fo theilen fie au ganz den Charafter der letztern 
in Hinficht der Widerruflichkeit. Nun find Völferverträge — mit 
"Ausnahme derer, welche das Mein und Dein betreffen, der foge- 
nannten privatrechtlichen Mölferverträge, die meiftens ſchon durd) 
die Erfüllung felbft zu Ende gehen — ſämmtlich zu jeder ‚Zeit wider- 
ruflich, weil ihr Prinzip nur das Intereffe der Staaten iſt.?s) Auf 
diefe Weiſe wurde es auch bis auf jenen Tagfagungsbefchluß mit den 
Konfordaten gehalten. Jener Tagſatzungsbeſchluß aber ſetzt über den 
Yustritt von „fowohl dermalen befichenden, als auch künftig abzu= 
fließenden eidsgenöffifchen Konkordaten“ fehr beſchränkende Beſtimmun⸗ 
gen, feſt. Zuvorderſt erklärt er, was unter „eidsgenöffifchen Konfor- 
daten” zu verfichen fei. Als folche follen „diejenigen Konfordate gel= 
ten, welche die Mehrheit der eidsgenöffifchen Stände im Schoofße 
‘der Tagſatzung abgefchloffen hat.” Der Rücktritt von foldyen Kon: 


25) Siehe die berühmfe Schrift von Leonh. Drefch über die Dauer 
der Bölferverträge, welche die Theorie mit der Praris, die längft dem oben 
auegefprochenen Grundfat huldigte, in Uebereinftimmung gebradıt hat. Ver— 
gleiche auch Pöliz europäifches Völferrecht deßgleichen die gehaltuolle Rede 
von Fazy-Paſteur: Opinion, noncce dans le Conseil repr. du canton de 
Gentve le 9 Juin 1837, sur la convenlion existante entre la France et 
Ja Suisse pour les etablissements rcciproques. 
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kordaten wird nun in erſter Inſtanz von der Mehrheit der mitkonkordi⸗— 
renden Stände, und in zweiter Inſtanz von der Entfcheidung der Tag: " 
fagung abhängig gemacht, und in beiden Füllen kann die Minderheit, . 
wenn fie ſich in ihren materiellen Intereſſen verlegt glaubt, auch nod) 
an das eidsgenöffische Recht rekurriren. (Das Nähere fiche in dein 
erwähnten Tagfagungsbefhluß Nro. XLIX. diefer Sammlung.) Durch) 
diefen Beſchluß it nun ein befonderes eidsgenöflifches Konkordatenrecht 
entftanden. 

Freilich läßt es ſich — abgefehen von der Frage, ob es rathfam gewer 
fen fei, den Rüdtritt von Konkordaten , die größtentheils fo unvollfom: 
men find, zu erſchweren — noch fehr bezweifeln, ob die Tagſatzung be— 
fugt gewefen fei, einen folhen Beſchluß zu fallen. Cine Anzahl vom 
Ständen hat wirflich dagegen proteftirt und erflärt, „daß die Tag: 
fagung, nad, Inhalt fümmtlicher Artikel des Bundesvertrags , durch: 
aus-infompetent ſei, Über gegenfeitige Verpflihtungen , welche die Kan: 
tone vertragsweife eingegangen nd, irgend eine verbindliche Schluß: 
nahme zu fallen.” (Siehe Abſchied von 1836. ©. 146 sqy.) Der 
Abſchied ſelbſt nennt in den einleitenden Bemerfungen zu den Verhand— 
lungen über diefen Befchluß, derfelben „eine Vermittlung, die, 
wenn auch nicht fireng rechtlich begründet, jedenfalls große prafti= 
ſche Bortheile darbieten dürfte.” 2%) Der fogenannte Beſchluß kann alfo 
faum anders angefehen werden, als ein Konkordat, nur gültig für 
die zuffimmenden Stände. Immerhin aber ift dann für dieſe, durch das- 
felde, ein befonderes eidsgenöſſiſches Konkordatenrecht entitanden, 
das mehr ift als völferrechtliches Vertragsrecht, weil es den Nücktritt 
von dem Derträgen an Bedingungen fnüpft, und weniger, als " 
‘Bundesrecht, weil es wiederum unter gewiſſen Bedingungen die Ent: 
ziehung von eingegangenen Verpflichtungen geftattet,, was bei Bundes: 
befhlüffen nicht der Fall ift. 


$. 8. 5) VDerfommniffe mit andern Staaten: - 
Die Frage, ob gewöhnliche Verträge mit andern Staaten (Staats- 
verträge) gleichfalls unter die Quellen des eidsgenöffifhen Staatsrechts 


26) Da der gedachte Beſchluß fo wichtig ift, fo follen in dem Nachtrage 
die Hauptanfichten der Divergirenden Stände während der Disfuffion aus 
dem Abſchied ausgezogen werden. 
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zu rechnen feien, iſt fchon oben, aus flaatsrechtlichen Begriffen, mit 
„ Nein” beantwortet worden. Solche Verträge beftimmen weder über 
die Organifation des Bundes irgend etwas, nocd haben fie Bezug auf 
die Rechtsverhältniffe der verbündeten Gliederſtaaten zu einander, 27). 
gehören alfo nicht zum Bundesrecht, fondern haben nur völferrechtliche 
Bedeutung (fie bilden das pofitive Völkerrecht). Indeſſen ba= 
ben manche Schriftftellee (auch Henke), von einer weitern Sphäre des 
Begriffs „ Staatsreht” ausgehend , auch das pofitive Völkerrecht eines 
gegebenen Etaates zu dem Staatsrecht desfelben gerechnet und es das 
äußere Staatsrecht genannt. Won diefer Anficht geht auch die offis 
zielle Sammlung aus; die Werfommniffe mit andern Staaten bilden 
dort die fünfte Abtheilung, in diefer Sammlung das fünfte Bud. 
Unter diefen Verkommniſſen find aber diejenigen, welche der ganze 
Bund als folcher mit andern Staaten abgefchloffen hat und allein ab» 
aufchließen berechtigt ift, von denjenigen wohl zu unterfcheiden-, welche 
einzelne Kantone oder die Mehrheit, ja die Geſammtheit derfelben über 
Gegenſtände, die außerhalb der Kompetenz ded Bundes liegen, mit 
andern Staaten errichtet haben (ähnlich den Konkordaten der Käntone 
unter fib), Gin tieferes Eintreten in diefe Materie, und namentlich 
eine nähere Beleuchtung der Fragen: welche äußere Verträge nur allein 
der ganze Bund und welche die einzelnen Kantone eingehen Fönnen 9 
welche Verträge der einzelnen Kantone der Genehmigung des Bundes 
bedürfen und welche nicht? fo wie der, weit fritifchern, Frage: ob 
und im wie weit dee Bund einzufchreiten befugt ift bei Streitigkeiten, 
in welche einzelne Kantone mit andern Staaten über Verträge vers 
wickelt werden , die nicht Bundesfache find ? — gehört nicht hierher, 
fondern in eine wiſſenſchaftliche Darftelung des eidsgenöffiichen Staats⸗ 
rechte. 


6. 9. Ungeſchriebenes Recht; Herkommen (Obſervanz); 
Präjudizien, 


Daß das Herfommen — unter den rechtlihen Vorausfegungen — 
auch im öffentlichen Recht diefelbe Kraft hat, wie ausdrückliche Ges 





27) Solte das jedocd wirklich der Fall fein, dann gebören fie allerdings 
zum Staatsrecht , wie die Staatsverträge , Dig dem FZundamentaltbeil des 
eidegenöfiifchen Bundesrechts einverleibr find, Von dieſen ift aber bier gar, 
nicht, Die Rede. 
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ſehe, iſt bekannt und auch für das eidsgenöſſiſche Recht angenommen; 
ja der Bundesvertrag ſelbſt verweist darauf, indem er den Vororten 
die, bis zum Jahre 1798 ausgeübten Befugniffe überträgt (Urt. 20). 28) 
Freilich iſt auf der andern Seite ebenfalls befannt, wie unbeftimmt 
diefe Befugniffe find. | 

Auch Präjudizien, mögen fie die Form des Verfahrens oder 
den Gegenftand eines flreitigen WVerhältniffes betreffen, mag in dem 
einzeinen Fall überhaupt eine gefegliche Vorſchrift fehlen, oder diefe 
dunkel undunbeftimmt fein, find ald Duellen des eidsgenöfftfchen Rechts 
zu betrachten. Denn Verfügungen, welche die Tagfakung in einem 
einzelnen Fall, fei es als gefeßgebende oder richterliche Behörde, ge: 
troffen hat, mehmen den Charakter eines vertragsmäßigen eids— 
genöffifchen Rechtes an; die Entſcheidung beruht (wie Klüber in Bes 
ziehung auf den deutfchen Bund bemerkt: öffentliches Recht des deut: 
fhen Bundes $. 60) ihrem legten Grunde nad) auf einem Vertrag 
der Bundesglieder unter. fih. Zudem ift es feinem „Zweifel unters 
worfen, daß die Tagſatzung die Kompetenz hat, den Bundesvertrag 
irn denjenigen Beziehungen , die er mehr angedeutet als deutlich aus⸗ 
gefprochen hat, weiter zu entwideln und zu ergänzen. Dabei wird 
freilich vorausgefegt, daß im ſolchen Fällen die Tagfagung weder die 
ausdrüdlihen Beſtimmungen über ihre eigne Kompetenz und die De: 
fugniffe der Kantone verlege, noch au den unbeftreitbaren all: 
gemeinen S©rundfägen des Bundesvertrags, feinem 
Zwed und Geiſt zuwiderhandle. Würde dieß der Fall fein, fo 
wäre der Charakter eines Präjudiz nicht vorhanden. 2?) 


$. 10. Literatur. 


Die Klagen Waldkirchs (in der Vorrede zu feiner „ Bunde = und 
Staatshiftorie”) und Iſelins (tentamen juris publici helvetici. 
Basil. 1751) über die Vernachläßigung des ältern fchweizerifchen. 
Staatsrechts find auch auf das neuere, feit 1815 beſtehende, ans 


28) Siehe Henfe am angeführfen Ort $. 46. 

29) Bergleiche darüber Henfe an mehrern Orten, Klüber und die unten 
angeführte Schrift von Hepp, Gutachten über die Kompetenz der Tag⸗ 
fagung bei Streitigfeiten über die DotationdUrfunden. Solothurn 1337, 
©. 56 sqq. 
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wendbar, 30%) Die einzige, bis jetzt vorhandene wiffenfchaftliche Be— 

arbeitung desfelben ift das „Deffentliche Recht der ſchweizeriſchen Eids⸗ 

genoffenfchaft und der Kantone der Schweiz, von Dr. Ed. Henke, 

Profeffor der Rechte zu Bern. Aarau 1324.” Go gelungen aud) 

viele einzelne Ausführumgen in diefem Buche find, fo ift doch die 

Grundidee, die durch das Ganze geht, falſch. Henke faßte die 

fchweizerifchen Staatsverhältniffe Überall aus einem ariftofratifchen Ges 

fihtspunfte auf, ja er betrachtete die Ariftofratie in dem Bunde als 
das naturgemäße politifche Prinzip der Schweiz und die ganze- feit 

1798 begonnene Bewegung als naturwidrig — eime unerwiefene und 

uneriweisliche Behauptung. Außerdem ift im diefer Schrift das Kon: 

Fordatenrecht zu wenig bearbeitet. 

Die vielen publiziftifchen Broſchüren , die feit 1830 erfchienen,, ber 
fhäftigten fi meiſtens mit der Entwidelung der dee des neuen 
Bundes, an dem man vergebens arbeitete, oder mit der Kritik des 
Luzerner Bundesprojeftes vom Jahr 1833 ; wenige hatten eine gründ: 
liche Kritif des beftehenden Bundes oder Ausführung einzelner Punkte 
desfelben zum Gegenftand. Jene gehören nicht Hierher; von den letz⸗ 
tern aber dürften befonders folgende zu bemerken fein, in’ fofeen fie 
ſich mehr oder weniger auf den beſtehenden Bund beziehen: 

Löſung der nationalen Lebensfrage: worauf muß die DBundesverfaf: 
fung der Eidsgenoffenfchaft begründet werden ? von Profeffor Trox⸗ 
ler. 1833. 

Ueber Bundesverfaffung und Bundesreform sc. mit Beziehung auf den 

. Schweizerbund ıc., von Dr. C. T. Welfer. Leipzig 1834. 

Ueber den gegenwärtigen politifchen Zuftand der Schweiz, von Za— 
harid. Heidelberg 1833. 

Des droits et des interdts ‚des états Suisses quant au pacte fe- 
deral. Neuchätel 18356. (Wird Hrn. v. Chambrier zuge 

ſchrieben und enthält eine Wertheidigung des Bundes von 1815.) 
Die ſchon oben angeführte Schrift von 9. Stettler, welde ge: 

gen die eben genannte gerichtet ift. Die gleichfalls ſchon angeführten 


30) Die literarifhen Notizzen in diefem $. beziehen fih nur auf das 
eidsgemöffifche Staatsrecht (Bundesrecht) nicht auf das MEISTERN » 
auch nur anf das neuere, in Kraft beſtehende. 
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NReden der HHrn. Dr. Caſ. Pfyffer und Landammann Baum: 

gaetnet. 

Reflexions sur quelques articles proposes pour le nouvean 
pacte helvetique de 1833 ,. par M. Fazy-Pasteur. Geneve 1833. 
Enthält in dem Anhang eine fehr gründliche Beleuchtung der politi⸗ 
ſchen Verhältniſſe Neuenburgs zur Eidsgenoſſenſchaft. 

Die ſchon angeführte Schrift von Hepp: Rechtliches Gutachten 
über die Kompetenz der Tagſatzung bei Streitigkeiten über die Dota: 
tionsurkunden. Solothurn 1837. Endlich befinden fich in der „Hel⸗ 
vetia” auch mehrere Abhandlungen über das eidsgenöſſiſche Staatsrecht. 

Was die Sammlungen der Urkunden betrifft, ſo iſt vor 
Allem zu bemerken, die im Jahr 1820 durch Beranftaltung der Tag⸗ 
ſatzung ·erſchienene und feitdem regelmäßig fortgefehte: » Dffizielle Samm⸗ 
fung der das ſchweizeriſche Staatsrecht betreffenden Aktenſtücke u. f. w.“ 
Die Tagſatzung hat darüber in den Jahren 1820 und 1821 folgende 
Beichlüffe erlaffen >’) : : 

A. Anerfennung der offiziellen Sammlung. Beſchluß 
vom 21. Juli 1820. 

Die Tagſatzung erfläct die Ausführung. dee gedeudten: „Off i⸗ 
ziellen Sammlung der das ſchweizeriſche Staatsrecht 
betreffenden Aktenſtücke, der in Kraft beſtehenden eids— 
genöſſiſchen Beſchlüſſe, Verordnungen und Konkor— 
date und der zwiſchen der Eidsgenoſſenſchaft und den 
benahbarten Staaten abgefchloffenen befondern Der: 
träge. Züri MDCCCXX. Auf XIL und 429.” — als bes 
feiedigend und dem Bedürfniß entfprechend. Dabei bleibt jedoch der 
Grundſatz unter allen löbl. Ständen ausgeſprochen, daß diefe Summe 
lung, obſchon als offiziell amerfannt, gleichwohl in Fällen, wo einige 
Zweifel entfiehen würden, nicht zum Grunde gelegt werden, fondern 
fortdauernd das Tagfagungsprotofoll als entſcheidendes Authentikum 
angenommen bleiben ſoll. 


Note. Dei Gelegenheit der zu veranſtalteuden franzöſiſchen Aus: 
gabe der offiziellen Sammlung, hat hinwieder die Tagſatzung unterm 


31) Da ſich in dieſer Sammlung, nach ihrer ganzen Einrichtung keine 
paſſende Stelle für dieſe Beſchlüſſe fand, fo mögen fie bier ihrem geeigneten 
Pag finden. 
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3. Juli 1821 die beſtimmte Anſicht ausgeſprochen: „Daß in Fällen, 
100 irgend ein ‚Zweifel über den Sinn der in franzöfifcher Sprache zu 
publizirenden UWeberfegung obwalten follte, die entſcheidende Ausle⸗ 
gung forthin bei dem deutfchen Text zu fuchen fei.” 





B. Fortfegung der offiziellen Sammlung. Beſchluß 
vom 35. Juli 1821. | 

Die periodifche Fortfehung der Im Jahr 1820 erſchienenen offiziel⸗ 
len Sammlung der eidsgenöffifchen Beſchlüſſe und. Konkordate, fol je 
zu zwei Jahren um, nämlich von jedem Vorort vor Ende des zwei⸗ 
ten Jahres feiner Amtsführung, veranftaltet werden. 


Diefe Sammlung wurde jedoch auf dem offlziellen Gebtauch der 
Regierungen befchränft und Fam nicht in den Buchhandel und mithin 
aud nicht unter das Publifum. 

Daher veranftaltete der Staatsrath P. Ufteri, in feinem „Hand: 
Bud) des ſchweizeriſchen Staatsrechts. 2te Ausgabe. Waran 4821.” 
einen Abdruck desfelben. 

Die gegenwärtige Sammlung enthält den Abdruck derfelben bis zur 
jeßigen ‚Zeit, nad) den Materien georönet. 32) 


32) Ich benuge dieſe Weranlaffung, um auf die Bemerfung eined ge 
achteten öffentlichen Blattes (dev N. 3. Zeitung), daß die Urfunden nach 
den verfchiedenen Perioden möchten geordnet werden , um daraus den Geiſt 
Diefer Perioden zu erfennen , die Antwort zu geben: 1) Daß die Rüdfiht 
auf praftifche Brauchbarfeit, melde die Anordnung nah Marerien for« 
dert, zu wichtig ift, um irgend eine andere Anordnung zu freffen; 2) daf 
bon 1815 bis 1830 nur Ein und derfelbe Geift Die Tagſatzung beberrfchte „ 
und feit 1830 allerdings in manchen Befchlüffen ein anderer Geift ſich aus 
ſoricht, in vielen aber und in dem Grundcharafter der Tagfagung der alte 
fortiebt. | y 


Erftes Bud, 


enthaltend die 


Erfte Abtheilung. 


Dundesvertrag zwifchen den XXII Kantonen. 

Nachträgliche Beſtimmungen zu Erläuterung und Grgänzung desfelben. 

€ taatsverträge und Erklärungen fremder Mächte in Bezug auf die 
Gidgenoffenfchaft. 

Akten, wodurch diefelben in Anwendung und Vollzug gefeht werden. 

(Konftitutive Akte, worauf die Eidgenoffenfchaft von 1814 beruht). 
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Erite Abtheilung. 








I. 


Uebereinkunft 
vom 29. Chriftimonat 1813. 


Die in Zürich verfammelten Gefandten der alt= eidsgenöffifchen 
Stände Uri, Schwyz, Luzern, Zürih, Glarus, Zug, 
Greiburg, Bafel, Schaffpaufen und Appenzell beider Rho— 
den haben, bei reifer Berathung über die dermalige bedenkliche Lage 
des gemeinfamen Waterlandes, ſich einmüthig überzeugt, daß von 
Außen her, und nah den im Innern der Schweiz vorgefallenen Er: 
eigniffen, die gegenwärtige Bundesverfaffung fo wie fie in der Media: 
tionsakte enthalten ift, feinen weitern Beltand haben könne; daß aber 
für die Wohlfahrt des MWaterlandes hohe Nothwendigkeit fei, den alten 
eidsgenöffifhen Verband nicht nur beizubehalten, fondern meu zu bes 
feſtigen; zu welchem Ende ihren fämmtlihen Kommittenten folgende 
Uebereinfunft zu möglichft befchleunigter Ratififation vorgefchlagen wird : 

1. Die beitretenden Kantone fichern fidy im Geiſte der alten Bünde 
und der feit Jahrhunderten unter den Eidsgenoffen beftandenen glüdlichen 
Verhältniffe brüderlihen Rath, Unterftügung und treue Hülfe neuerdings zur. 

2. Sowohl die übrigen altzeidsgenöffifchen Stände, als auch diejeni- 
gen, welche bereits feit einer langen Reihe von Jahren Bundesglieder 
geweſen find, werden zu diefem erneuerten Verband förmlich eingeladen. 

3. Zu Beibehaltung der Gintraht und Ruhe im Vaterlande vers 
einigen ſich die beitretenden Kantone zu dem Grundſatze, daß feine 
mit den Rechten eines freien Volkes unverträgliche Unterthanen: 
Verhältniffe hHergeftellt werden follen. 

4. Bis die Werhältniffe der Stände unter ſich und die Leitung der 
allgemeinen Bundesangelegenheiten näher und fefter beftimmt find, ift das 
alt =eidsgenöffifche Vorort Zürich erfucht, diefe Zeitung zu beforgen. 


u 


5. Im Gefühl der Dringlichkeit, auf die Erklärungen der hoben 
alliierten Mächte vom 20. Dezember diefes Jahres, welche auf die 
Stellung der Schweiz bis zu einem allgemeinen Frieden Bezug haben, 
eine angemeffene Antwort zu ertheilen, find die beiftimmenden Stände 
bereit, hierüber in Unterhandlungen zu treten. | 

Aktum in Zürich, den 29. Dezember 1813. | 

Gemeineidsgenöffifhe Kanzlei. 





Die vorſtehende Uebereinkunft muß als die Grundlage des nachher be- 
rarhenen und zu Stande getommenen Bundesvertrags vom 8. Serbfimonat 1814 
(befhmoren am 7. Auguſt 1815), fo wie der Erklärung des Wiener Kon- 
greiies vom 19. März 1815, betrachtet werden, und fie wırd darum auch 
als eine wichtige gefchichtliche Urkunde denfelben vorangeſlellt. 

Die Narifitarion und den Beirrirt haben durch ihre amtlihen @röfnungen 
der Tagſatzung angezeigr: 

Am 31. Ehriamonar (1813), die Stände Zürich, Zug, Schaffhan- 
fen, Aargau. 

Am 3. Jenner (1814), beide Abıheilungen des Elandes Appenzell und 
der Stand Thurgam, 

Am 4. Jenner, die beiden Abtheilungen des Standes Unterwalden 
die Erände Baſel, Luzern, Uri, 

Am 7. Jänner, die Erände Waadt und Glarus, 

Am g. Jänner, der Erand Sr. Ballen, 

Am 20. Jänner, der Stand Teffim. 

Das Ausbleiben der Narifitarionen und Beiſtimmungen von den Eränden 
Bern, Schwyz, Freiburg, Solothurunund Bünden ertlär fi aus 
der Gefchichre der damaligen Vorgänge im Innern diefer Kantone, 


II. 


Bundesvertrag 
zwiſchen 
den XXII Kantonen der Schweiz. 
Am Namen Gottes des Allmädhtigen. 
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Die XXI fouverainen Kantone der Schweiz, ald Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, ©larus, 
Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, Ap: 
penzell beider Rhoden, St. Ballen, Graubünden, Aar: 
gau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis, Neuenburg 
und Genf, vereinigen ſich durch den gegemoägtigen Bund zur Des 
hauptung ihrer freiheit, Unabhängigkeit und Sicherheit gegen alle 
Angriffe fremder Mächte, und zur Handhabung der Ruhe und Orb: 
nung im Innern. Sie gerwährleiften ſich gegenfeitig ihre Verfaffungen , 
fo wie diefelden von den oberfien Behörden jedes Kantons, in Weber: 
einftimmung mit den Grundſätzen des Bundesvertrags, werden ange: 
nommen worden fein. Sie gewährleiften ſich gegenfeitig ihe Gebiet. 

2. 

Zu Handhabung diefer Grwährleiftung und zu Behauptung der 
- Neutralität der Schweiz wird aus der waffenfähigen Mannfchaft eines 
jeden Kantons, nach dem Verhältniß von 2 Mann auf 100 Seelen 
Bevölkerung, ein Kontingent gebildet. Die Truppen werden von den 
Kantonen geliefert, wie — 

Zürich 3858 Mann. 

Bern . ; } , ; ’ ; 4584 
Luzern . . . ; . ; 1734 
Uri . . ; . . . . 236 


Shwyz . F r ; ; r 602 
Unterwalden . i ; } f 382 
Olarus . f i i i . 482 
Su - ; ; . Ve Va 250 
Freiburg . ö . A . . 1240 


Solothurn ‚ : ; R ; 904 
Bafel. i ; — 818 
Schaffhbaufen . : } ’ ; 466 


15556 Mann. 


re. 


Itebertrag 15556 Mann. 
Appenzell. j s ; : A „2 — 
St. Gallen P x . . u 2630 — 
Graubünden . j ; ; i 200 — 


Yargau. . : . . ; ; 210 — 
Thurgau .: . i a 1670 — 
Teffin e i ; ; : i 1804 — 
Waadt ; . : ’ ; ; 2964 — 
Wallis 1280 — 
Neuenburg ——— . 1000 — 
®enf . . s R ; i 600 — 


Total: 32886 Mann. 
Dieſe vorläufig augenommene Skala ſoll von der nächſt bevorſte— 
henden ordentlichen Tagſatzung durchgeſehen und nach obigem Grundſatz 
berichtiget werden.*) 
3. 
Die Geldbeiträge, zu Beftreitung der Kriegskoſten und anderer 


Ausgaben des Bundes, werden von den Kantonen nad folgendem 
Verhältniß entrichtet : 


Züri. : ze } ; . 771453 $ranfen. 
Bern . i \ ; : } . 9695 — 
Luzern. r . ; ® - . 26016 — 
Uri. . 1184 — 
Schwiyz . 3012 — 
unterwalden . 107 — 
Glarus. 4684823 — 
SU . — . 2497 — 
Freiburg . 185914 — 
Solothurn . i ; i ; . 18097 — 
Bafel . ; : ; i i . 20450 — 
Schaffhauſen . 9327 — 
Appenzell . j : ; . . 97238 — 
St. Öallen i r i i . 394514 — 
Graubünden . 12000 — 
Aargau. . . : . r . 92212 — 
Shuraau 22 20200 302 — 
Teffin . ö ; i : r . 18039 — 
Waadt. ’ ; N ; ; . 5273 — 


2) Giehe weiter unten die berichtigte Sfala, Nr. 10. 


—— 


uebertrag 409507 Franken. 
Wallis. ; . . . .. 698600 — 
Neuenburg - : . : . . 2500 — 
Oenf - . r . : R . 1500 — 


Total: 540107 Franken. 

Diefe Vertheilung der Geldbeiträge fol ebenfalls durch die nächft 
bevorftchende ordentliche Tagſatzung durchgefehen, und mit Rückſicht 
auf die Beſchwerden einiger Kantone berichtiget werden.*) Cine ähn- 
liche Revifion fol fpäterhin, wie für die Mannfchafts-Kontingente, 
von 20 zu 20 Jahren Statt haben. 

Zu Befteeitung der Kriegskoften fol überdieß eine gemeineidsgenöf- 
ſiſche Kriegsfaffe errichtet werden, deren Gehalt bis auf den Betrag 
eines doppelten Geldfontingents anwachſen fol. 

Diefe Kriegskaffe fol ausſchließlich nur zu Militärkoften bei eids— 
genöffifchen Auszügen angewendet, und in ſich ergebenden Fällen 
die eine Hälfte der Ausgaben durch Einziehung eines Geldfontingents 
nach dee Skala beftritten, und die andere Hälfte aus der Kriegskaffe 
bezahlt werden. 

Zu Bildung diefer Kriegsfaffe fol eine Eingangsgebühr auf Waa⸗ 
ren gelegt werden, die nicht zu den nothwendigſten Bedürfniſſen gehören. 

Dieſe Gebühren werden die Gränzkantone beziehen, und der Tag: 
fagung alljährlich darüber Rechnung ablegen. 

Der Tagfagung wird überlaffen, fowohl den Tarif diefer Eingangs: 
gebühe feftzufegen, als aucd die Art der Rechnungsführung darüber, 
und die Maßnahmen zur Verwahrung der bezogenen Gelder, zu 
beftimmen. 

4. 

Im Fall äußerer oder innerer Gefahr hat jeder Kanton das Recht, 
die Mitſtände zu getreuem Aufſehen aufzufordern. Wenn in einem 
Kantone Unruhen ausbrechen, ſo mag die Regierung andere Kantone 
zur Hülfe mahnen, doch ſoll ſogleich der Vorort davon benachrichtiget 
werden; bei fortdanernder Gefahr wird die Tagſatzung, auf Anſuchen 
der Regierung, die weiteen Maßregeln treffen. 

Im Fall einer plöglichen Gefahr von Außen, mag zwar der be: 
drohte Kanton andere Kantone zur Hülfe mahnen, doch fol fogleich 
der Vorort davon in Kenntniß ‚gefeht werden; dieſem liegt ob, die 
Togfagung zu verfammeln, welder alle Verfügungen zur Sicherheit 
der Gidsgenoffenfhaft zuftehen. 

Der oder die gemahnten Kantone haben die Pflicht, dem Mahnen: 
den Hülfe zu leiften. 

Im Fall äußerer Gefahr, werden die Koſten von der Eidsgenpffen- 


) Siehe nachher die berichtigte Skala, Nr. 10, 


—— 


ſchaft getragen; bei innern Unruhen liegen dieſelben auf dem mahnen⸗ 
den Kanton, es wäre denn Sache, daß die Tagſatzung, wegen be— 
ſonderer Umſtände, eine andere Beſtimmung treffen würde. 

5 


Alle Anſprüche und Streitigkeiten zwiſchen den Kantonen über 
Gegenſtände, die nicht durch den Bundesvertrag gewährleiſtet ſind, 
werden an das eidsgenöſſiſche Recht gewieſen. Der Gang und die 
Form dieſer Rechtshandlung ſind folgendermaßen feſtgeſetzt: 

Jeder der zwei ſtreitenden Kantone wählt aus den Magiſtratsper⸗ 
fonen anderer Kantone zwei, oder, wenn die Kantone darüber einig 
fallen, einen Schiedsrichter. 

Wenn die Streitfache zwifchen mehr als zwei Kantonen obwaltet, 
fo wird die beftimmte Zahl von jeder Partei gewählt. 

Diefe Schiedsrichter vereint, trachten den Streit in der, Minne 

und auf dem Pfad der Bermittelung beizulegen. 
Kann dieſes nicht erreicht werden, fo wählen die Schiedsrichter 
einen Obmann aus den Magiftratsperfonen eines in der Sache unpar- 
telifchen Kantons, und aus welchem nicht bereits einer der Schieds- 
richter gezogen ift. 

Sollten die Schiedsrichter fi) über die Wahl des Obmanns nicht 
vereinigen können und einer der Kantone darüber Befchwerde führen, 
fo wird der Obmann von der Tagfapung gefeht, wobei aber die im 
Streit ftchenden Kantone Fein Stimmrecht haben; der Obmann und 
die Schiedsrichter verfuchen nochmals, den Streit durch WBermittelung 
auszugleihen, oder entfcheiden, im all allfeitiger Uebergabe, durd) 
Kompromißfpruc ; gefchiehet aber feines von beiden, fo fprechen fie 
über die Streitfache, nad den Rechten, endlich ab. 

Der Spruch fann nicht weiter gezogen werden, und wird erforder: 
lichen Falls durd, Verfügung der Tagfagung in Vollziehung gefekt. 

Zu gleicher Zeit mit der Hauptfache, foll aud über die Koften, 
beftehend in den Auslagen der Schiedsrichter und des Obmanns, ent: 
fehieden werden. 

Die nach obigen Beftimmungen gewählten E chiedsrichter und Ob: 
männer werden von ihren Regierungen des Eides für ihren Kanton, 
in der obwaltenden Strritfache, entlaffen. | 

Bei allen vorfallenden Streitigkeiten follen die betreffenden Kan: 
tone fidy jeder gewaltfamen Mafregel, oder fogar Bewaffnung ent: 
halten, den in diefem Artikel feftgefeßten Rechtspfad genau befolgen, 
und dem Spruch in allen Theilen Statt thun. 


6. 
Es follen unter den einzelnen Kantonen feine, dem allgemeinen 
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Bund oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige, Verbindungen 
gefchloffen werden. 
7 
Die Eidsgenoſſenſchaft huldiget dem Grundſatz, daß, ſo wie es, 
nach Anerkennung der XXII Kantone, keine Unterthanenlande mehr 
in der Schweiz gibt, ſo könne auch der Genuß der politiſchen Rechte 
nie das ausſchließliche Privilegium einer Klaſſe der Kantonsbürger ſein. 
8 


Die Tagſatzung beſorgt, nach den Vorſchriften des Bundesvertrags, 
die ihr von den ſouverainen Ständen übertragenen Angelegenheiten des 
Bundes. Sie beſteht aus den Geſandten der XXII Kantone, welche 
nach ihren Inſtruktionen ſtimmen. Jeder Kanton hat eine Stimme, 
welche von einem Geſandten eröffnet wird. Sie verſammelt ſich in 
der Hauptſtadt des jeweiligen Vororts, ordentlicher Weiſe alle Jahre 
am erſten Montag im Heumonat, außerordentlicher Weiſe, wenn der 
Vorort dieſelbe ausſchreibt, oder auf das Begehren von fünf Kantonen. 

Der im Amt ſtehende Bürgermeiſter oder Schultheiß des Vororts 
führt den Vorſitz. 

Die Tagfagung erflärt Krieg und fchließt Frieden; fie allein errich: 
tet Bündniſſe mit auswärtigen Staaten ; doch find für diefe wichtigen 
Verhandlungen drei Biertheile der Kantonsftimmen erforderlih. In 
allen übrigen Verfügungen, die durch den gegenwärtigen Bund der 
Tagfagung übertragen find, entfcyeidet die abfolute Mehrheit. 

Handelsverträge mit auswärtigen Staaten werden von der Tag: 
faßung geſchloſſen. 

Militairkapitulationen und Verträge über ökonomiſche und Polizei: 
gegenftände mögen von einzelnen Kantonen mit auswärtigen Staaten 
gefchloffen werden. Sie follen aber weder dem Bundesverein, noch 
beftehenden Bündniffen, noch verfaffungsmäßigen Rechten anderer Kan- 
tone zuwider fein, und zu diefem Ende zur Kenntniß der Tagſatzung 
gebracht werden. 

Cidsgenöffiihe Gefandten, wenn deren Abordnung nothwendig er: 
achtet wird, werden von der Tagfagung ernannt und abberufen. 

Die Tagfagung trifft alle erforderlihen Mafregeln für die äußere 
und innere Sicherheit der Eidsgenoſſenſchaft. Sie beftimmt die Orga: 
nifation der Kontingents-Truppen, verfügt über derfelben Aufftellung 
und Gebrauch, ernennt den General, den Generalſtab und die eids— 
genöffifchen Oberſten. Cie ordnet, im Ginverfländniffe mit den Kan: 
tonsregierungen, die Aufficht über die Bildung und Ausrüftung des 
Militairfontingents an. 

9. 
Bei außerordentlihen Umftänden, und wenn fie nicht fortdauernd 
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. 
verfammelt bleiben Fann, hat die Tagfakung die Befugniß, dem Bor: 
orte befondere Vollmachten zu ertyeilen. Sie kann auch derjenigen 
Behörde des Vororts, welche mit der eidsgenöffifchen Gefchäftsführung 
beauftragt ift, zu DBeforgung wichtiger Bundesangelegenheiten, eids: 
genöffiihe Repräfentanten beiordnen; in beiden Fällen find zwei Drite 
theile der Stimmen erforderlich. 

Die eidsgenöffifchen Repräfentanten werden von den Kantonen ge: 
wählt, welche hiefür unter fi in folgenden ſechs Klaffen wechfeln. 

Den erften eidsgenöffifchen Repräfentant geben abwechſelnd die zwei 
Direftorialorte, die nicht im Amte fichen. 

Den zweiten Uri, Shwyz, Unterwalden. 

Den dritten Glarus, Zug, Appenzell, Schaffhaufen. 

Den vierten Freiburg, Bafel, Solothurn, Wallis. 

Den fünften Graubünden, St. allen, Aargau, Neuen: 
burg. | 

Den fehsten Waadt, Thurgau, Teffin, Senf. 

Die Tagfagung ertheilt den eidsgenöffifchen Repräfentanten die er— 
forderlichen Inftruftionen, und beftimmt die Dauer ihrer Verrichtungen. 
In jedem Fall hören Iegtere ‚mit dem Wiederzufammentritt der Tag: 
fagung auf. Die eidsgenöffifhen Repräfentanten werden aus der Bun: 
deskaſſe entfchädigt. 

10. 

Die Leitung der Bundesangelegenheiten, wenn die Tagfagung nicht 
verfammelt ift, wird einem Vorprte, mit den bis zum Jahr 1798 
ausgeübten Befugniffen , übertragen. 

Der Vorort wechfelt unter den Kantonen Zürih, Bern und Lu— 
zern, je zu zwei Jahren um, welche Kehrordnung mit dem erften Ja— 
nuar 1815 ihren Anfang genommen bat. 

Dem Vorort ift eine eidsgenöſſiſche Kanzlei beigeordnet : diefelbe _ 
beficht aus einem Kanzler und einem Gtaatsfchreiber, die von der 
Zagfagung gewählt werden. 

11. 

‚Für Lebensmittel, Landeserzeugniffe und Kaufmannswaaren ift der 
freie Kauf, und für diefe Gegenftände, fo wie auc für das Mich, 
die ungehinderte Aus = und Durchfuhr von einem Kanton zum andern 
gefihert, mit Vorbehalt der erforderlichen Polizeiverfügungen gegen 
Wucher und fchädlihen Vorkauf. 

Die Polizeiverfügungen follen für die eigenen Kantonsbürger und 
die Ginwohner anderer Kantone gleich beftimmt werden. 

Die dermalen beſtehenden, von der Tagſatzung genehmigten Zölle, 
Weg = und Brüdengelder verbleiben im ihrem Beſtand. Es können 
aber ohne Genehmigung der Tagſatzung weder neue errichtet, noch die 
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beſtehenden erhöht, noch ihr Bezug, wenn er auf beſtimmte Jahre be: 
fchränft war, verlängert werden. 

Die Abzugsrechte von Kanton zu Kanton find abgefchafft. 

12. 

Der Fortbeftand der Klöfter und Kapitel, und die Eicherheit ihres 
Eigenthums, fo weit es von den Kantonsregierungen abhängt, find 
gewährleiftet ; ihr Vermögen ift, gleich anderm Privatgut, den Steuern 
und Abgaben unterworfen. 

15. 

Die helvetifche Nationalfchuld, deren Betrag den 1. Nov. 1804 
auf drei Millionen einmal hundert achtzehntaufend dreihundert fechsund- 
dreißig Franken feftgefigt worden, bleibt anerfannt. 

14. 

Alle eidsgenöſſiſche Konkordate und Verkommniſſe ſeit dem Jahre 
1803, die den Grundſätzen des gegenwärtigen Bundes nicht entgegen 
find, verbleiben in ihrem bisherigen Beſtand; die Sammlung der in 
dem gleichen ‚Zeitraum erlaffenen Tagſatzungsbeſchlüſſe foll der Tag: 
fagung des Jahres 1816 zur MRevifion vorgelegt werden, und dieſe 
wird entfcheiden, welche von denfelben ferner verbindlich fein follen. 

15, 

Sowohl gegenmwärtiger Bundesvertrag, als auch die Kantonalver: 

faffungen follen in das eidsgenöffifche Archiv niedergelegt werden. 


Die XXI Kantone fonftituiren fih als ſchweize— 
rifhe Eidsgenoffenfchaftz fie erklären, daß fie frei und 
ungezwungen in diefen Bund treten, denfelben im Ölüd 
wie im Unglüd als Brüder und Eidsgenoffen getreulich 
halten, infonders aber, daß fie von nun an alle daraus 
entftehenden Pflichten und Verbindlichkeiten gegenfei: 
tig erfüllen wollen; und damit eine für das Wohl des 
gefammten VBaterlandes fo wichtige Handlung, nad der 
Sitte der Väter, eine heilige Gewährfchaft erhalte, fo 
ift diefe Bundesurfunde nicht allein durch die bevoll— 
mädtigten Gefandten eines jeden Standes unterzeich— 
net und mitdem neuen Bundesinfiegelverfehen, fondern 
noh durch einen theuern Eid zu Gott dem Allmädtigen 
feierlich befräftiget worden. 

Alfo gefchehen, unterfchrieben und befiegelt durch die nachgenannten 
Herren Geſandten und Legationsräthe der eidsgenöffiihen Stände, in 
Zürih, den 7. Augftmonat im Jahr nad Chriſti Geburt eintaufend 
achthundert und fünfzehn. (7. Auguft 1815.) 


REN |. 


Am Namen des Standes Zürich: 


David von Wpß, Bürgermeifter. 

Paul Uferi, Staatsrath. 

Hs. Jakob Peftalus, Staatsrath. 

Am Namen der Stadt und Republik Bern : 


Niklaus Friedrih von Mülinen, Schultheiß. 
J. R. von Stürler. 
Rudolf Stettler. 

Am Namen der Stadt und Republik Luzern: 
Bincenz von Rütfimann, Schultheiß. 
Pfyffer von Heidegg, 2. Rath. 

Am Namen des Kantons Uri : 
Dom. Epp, Landammann und Landeshauptmann. 
Karl Florian Luffer, Landfchreiber. 
Im Namen des Kantons Schwyz: 
8. £. Wäber, regier. Landammann. 
Joachim Schmid, Landammann. 
Im Namen des Kantons Unterrwalden ob dem Wald: 
(Als anerkannten eidsgenöffifchen Stande.) 
J. Ignaz Stodmann, Landammann. 
Am Namen des Kantons Glarus : 
Nikolaus Heer, Landammann. 
Karl Burger, Alt-Landammann und Landes-Statthalter. 
Im Namen des Kantons Zug: 
Hofepb Anton He, Alt Ammann, 
®. 3. Sidler, Statthalter. 
Im Namen der Stadt und Republik Freiburg: 


Augufin Gaffer, Staatsroth. 
Tobie oz Gorraar , Membre du Grand-Conseil, 


Im Namen der Republif Solothurn : 

Peter von Glutz-Ruchti, Schultheiß. 

von Glug von Blotzheim, Appellationsrath, 

Im Namen des Kantons Bafel: 

oh. Heine. Wieland, J. U. D. Bürgermeiſter. 

Joh. Jakob Minder, Staatsrath. 

Im Namen des Kantons Schaffhauſen: 
B.Pfiſter, Bürgermeiſter. 

J. Ulrich von Waldkirch, des Meinen Raths. 


—— 


Im Namen des Kantons Appenzell beider Rhoden: 
Zellweger, Landammann. 
J. A. Fäßler, Landshauptmann. 
Im Namen des Kantons St. Gallen: 
Zollikofer, Landammann. 
J. P. Reuttti, Regierungsrath. 
Im Namen des Kantons Graubünden: 
©. Gengel. 
Am Namen des Kantons Aargau: 
Joh. Karl Geyer, Bürgermeifler. 
Franz Ludwig Hürmer, Appellationsrath. 
Am Namen des Kantons Thurgau : 
Sobannes Morell, Landammann. 
Zofepp Anderwert, Landammann. 
Am Namen des Kantons Teffin : 


Andrea Cssrroxr, Cousigl. di Stato, 
G. B. Mascr, Jandamınanno. 


Am Namen des Kantons Waadt: 


Jules IMMvser , Conseiller d’Etat. 
Frungois Crareı, Conseiller d’Etat. 


Am Namen der Republif und des Kantons Wallis: 
Kafpar Eugen Stodalper, AltıLandsbouptmann von 
Wallis. 
Michel Dvroua , Grand-juge. 


Am Namen des Kantons Neuenburg : 
de Rovsrmoxt , Procureur general et President du Con- 
seil d’Etat, 


Le Comte Louis oz Povararzs, Conseiller d’Etat, 
F. Aug. pe Moxrmorıry, Conseiller d’Etat. 


Am Namen der Republit und des Kantons Genf: 


Joseph Dzs-Asrs, Syndic, Depate du Canton de Gentre. 
Jean-Pierre Scumsormerer, Conseiller D'Etat et Depule 
du Canlon de Gentre. 


Hier folgt der den Gefandtfchaften der eidsgenöffifhen Stände, zur 
Beſchwörung des Bundes, am 7. Auguft 1815 vorgelegte Eid: 
„Wir, die Gefandten der XXII fouverainen Stände der Gidsges 
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„noffenfchaft, im Namen und als Bevollmächtigte der Bürgermeifter, 
„Schultheißen, Landammänner, Häupter, Landeshauptmann, Staats: 
„räthe, Syndics, Fleinen und großen Räthen und ganzen Gemeinden 
„der hohen Stände Zürih, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, 
„Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, 
„Baſel, Schaffhauſen, Appenzell beider Rhoden, St. 
„Ballen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin, 
„Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf — ſchwören: 

„Den Bund der Eidsgenoffen, laut Inhalt der fo 
„eben vorgelefenen Urfunde vom 7. Auguft 1815 wahr 
„und ftets zu halten, und dafür Leib und Leben, But 
„und Blut hinzugeben; die Wohlfahrt und den Mugen 
„des gefammten Baterlandes, und jedes einzelnen Stan: 
„des, nad beften Kräften zu fördern und deren Schaden 
„abzuwenden; im Glück und Unglüd als Brüder und 
„Gidsgenoffen miteinander zu leben, und alles zu lei: 
„fen, was Pflihtund Ehre vontreuen Bundesgenoffen 
„fordert.” 

Worauf die Gefandtfcaften mit lauter und vernehmbarer Stimme 
die Morte nachgefprochen haben : 

„Was der fo eben vorgelefene Eid enthält, das wird 
„mein hoher Stand, der mich biehergefandt, halten und 
„vollziehen, getreulih und ohne ®efährde; das be: 
„theure ih bei Bott dem Allmädtigen, fo wahr mir 
„feine Gnade Helfen möge (und alle Heiligen.) ” 


Daß diefes alfo gefchehen fei, bezeugen die Beamten der eidsge: 
nöffifchen Kanzlei mit ihren Siegeln und Unterfchriften, den 7. Aug. 1815. 


M. Movssoy, Kanzler der Eidsgenoffenfchaft. 
Oberſt Fridolin Jofepp von Haufer, Staatsfchreiber. 


Heineih Hottinger, eidegenöffifcher Stabshauptmann, Kanz— 
le. Subftitut bei der außerordentlichen Tagfagung. 


Bundes: Anfiegel.) 


II. 
Berbalprozef, 
berteffend 


die Wiederaufnahme von Unterwalden nid dem Wald in 
den eidsgenöffifhen Bund.*) 


Nachdem Landammann , Landratd und gemeine LZaudleute von 
Unterwalden nid dem Wald, dur einen einmüthigen Be— 
ſchluß vom 24. Auguft 1815, dem neuen Bundesvertrag unter den 
zweiundzivanzig Ständen der Schweiz beigetreten find, und die hoch— 
geachteten Herren Zandammann Ludwig Kaifer und Landammann 
Stanislaus Ackermann zu ihren Deputirten auf die eidsge— 
nöffifhe Zagfagung ernannt haben, welche auch wirflich in Züri 
erſchienen find, um die Aufnahme ihres Etandes in den und, und 
für fie, als Gefandte Nidwaldens, den ‚Zutritt im die Tag: 
fagung zu begehren, — fo hat die eidsgenöffifhe Tagfakung 
ſolches einmürhig genehmiget, und Nidwalden als Stand der Eids— 
genoffenfhaft und als Theil des Kantons Unterwalden wie 
der auf = und angenommen, mit den nämlichen Vortheilen und Ver— 
pflihtungen und unter den gleichen Verhältniffen, welche durch den 
Bundesvertrag für alle eidsgenöffifben Stände feftgefegt find. 

An Folge deffen haben die obbenannten Gefandten des Kantons 
Unterwalden nid dem Wald gegenwärtiges Driginalinftrument 
des neuen Bundesvertrags eigenhändig unterzeichnet, mit ihren Fami— 
lienwappen befiegeft, und auf die gleiche Art beſchworen, wie es alle 
eidsgernöffifhen Cefandtfchaften am 7. Auguft gethan haben. 

Alſo geichehen in Zürich, den dreißigftien des Monats Auguft, 
im Jahr nah Ghrifti Geburt eintaufend achthundert und fünfzehn 
(30. Auguſt 1815.) 

Ludwig Kaiſſer, Landammann. 
Stanislaus Ackermann, Landammann. 


Wir, der DBürgermeifter des Kantons Zürich, Präfident der 
eidsgenöffifchen Tagfaguna , und wir, der Kanzler und der Staats: 
fhreiber der Eidsgenoffenfchaft, im Namen und aus Auftrag der eids- 
genöffifchen Tagſatzung, beurkunden durch unfere Unterfchriften und 
Siegel diefe Verhandlung, wodurch Unterwalden nid dem 


2) Diefer Verbalprozeß it am 30. Auguft 1815 dem Driginalinfirumenf 
des Bundespertvags vom 7. Auguft beigefügt worden. 
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Wald als Stand der Eidsgenoſſenſchaft und als Theil des 
Kantons Unterwalden in den Bund aufgenommen worden iſt. 
Datum nt supra. 
Der Bürgermeifter des Kantons Züri, 
Prafident der eidsgenöffifchen Tagfagung : 
David von Wyf. 
Der Kanzler und der Staatsfchreiber der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. von Daufer. 


IV. 
Urkunde, 


betreffend 
die Aufnahme des Staats von Neuenburg als Kanton 
in den eidsgenöſſiſchen Bund. 


Wir die Geſandten der Kantone der Schweiz auf der eidsgenöſſiſchen 
Tagſatzung in unſerer Bundesſtadt Zürich außerordentlich verſammelt, 
thun kund und zu wiſſen hiemit: 

Daß, nachdem der zwiſchen der eidsgenöſſiſchen Tagſatzung und dem 
Staatsrath von Neuenburg, wegen endlicher Vereinigung dieſes Staats 
mit der Schweiz, und deſſen förmlicher Aufnahme in den eidsgenöſſiſchen 
Bund errichtete Vertrag, — welcher von Wort zu Wort alſo lautet: 

Bereinigungsafte. 

Da die Tagſatzung der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfchaft bereits 
unterm 12. Herbitmonat 1814 befchloffen hat, in das Begehren des 
fouverainen Staats Neuenburg einzuwilligen, und denfelben als Kan: 
ton in den Echweizerbund aufzunehmen; und für nothwendig erachtet, 
diefe endfiche Verein'gung nicht länger aufzufchieben, welche für beide 
Theile gleich voriheilhaft und geeignet iſt, die feit Jahrhunderten gegen: 
feitig beftandenen freundfchaftlihen Verhältniſſe durch eine völlige Ge: 
meinfchaft der Schickſale und Intereffe immer mehr zu befeftigen; fo hat 
die dipl. Kommuffion im Namen und aus Auftrag der Tagfagung , die 
hochgeachteten Herren : Niklaus Friedrih von Mülinen, Scultheif 
der Stadt und Republif Bern, und Geſandter diefes Standes auf der 
gemeineidsgenöffifhen ITagfagung, und Vincenz von Rüttimann, 
Schultheiß der Stadt und Republit Luzern, und ©efandter diefes 
Standes auf der gemeineidsgenöſſiſchen Tagfagung, bezeichnet; und der 
fouseraine Stand Neuenburg: den hochgeachteten Heren von Sandoz: 
Rollin, Staatsrath und Gefandter diefes Standes auf der gemein: 
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eidsgenöffifhen Tagſatzung, — welche hierauf denjenigen Vereinigungs⸗ 
oft abgeſchloſſen und unterzeichnet haben, deffen Inhalt hier folgt: 
Art. 1. Der fouveraine Staat Neuenburg wird als Kanton in die 
ſchweizeriſche Fidsgenoffenfhaft aufgenommen. Diefe Aufnahme findet 
unter der ausdrüclichen Bedingung Etatt, daß die Erfüllung aller Ver— 
pflihtungen , welche dem Staat Neuenburg als Glied der Eidsgenoffen: 
ſchaft obliegen, die Theilnahme diefes Standes an der Berathung der 
allgemeinen Angelegenheiten der Schweiz, die Ratififati n und Boll: 
ziehung der Beſchlüſſe der Tagſatzung, ausfibließtid die in Neuenburg 
tefidirende Regierung betreffen werden, ohne daß dafür eine weitere 
Sanftion oder Genehmigung erforderlich fei. 
Art. 2. Der Kanton Neuenburg tritt allen Beltimmungen des 
Bundesvertrags bei, den er gleich den übrigen Ständen der Schweiz 
zu beſchwören hat. 
Art. 3. Er liefert fein Kontingent zur eidsgenöffifchen Armee, in 
dem für alle andern Stände angenommenen Verhältniß von zwei Mann 
auf hundert Seelen der ganzen Bevölkerung; nad welchem Mapftabe 
auf 50,000 Seelen das Kontingent taufend Mann betragen foll. 
Art. 4. Sein Geldfontingent, nad dem gleichen Verhältniffe wie 
jenes der Stände Bafel und Genf berechnet, ift auf fünfundzwanzig: 
tauſend Echweizerfranfen feftgefeßt. Durch diefe Beſtimmung und 
durd jene im vorhergehenden Artikel, foll indeß der, durch den dritten 
Artitel des DBundesvertrags vorbehaltenen Revifion der Beiträge an 
Mannfchaft und Geld nicht vorgegriffen fein.*) 
Art. 5 Der Staat Neuenburg ift der einundzwanzigfte Kanton 
der Schweiz. Gr nimmt feinen Rang i⸗ der Tagſatzung unmittelbar 
nach der Republik Wallis. 
Art. 6. Durch die Ratifikation des gegenwärtigen Akts, ſoll die 
Vereinigung vollendet und definitiv auf ewige Zeiten abgeſchloſſen ſein. 
Alſo geſchehen und unterzeichnet in Zürich, den 6. April 1815. 
Niklaus Friedrich von Mülinen, Schultheiß der Stadt 
und Republik Bern, und Geſandter an der eidsgenöſſiſchen 
Tagſatzung. 

Vincenz Rüttimann, Schultheiß der Stadt und Republitk 

Luzern, und Geſandter an der eidsgenöſſiſchen Tagfagung. 

Heinrich Alphons von Sandoz:Rollin, Staatsrarh von 

Neneuburg und Deputirter an der Tagfagung- 
— die Genehmigung beider Fontrahirenden Theile, nämlich auf der 


°) Giehe die rebidirte Skala unten Nr. 10. 
Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 2 
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einen Seite diejenige der hohen Regierungen und ſouverainen Behörden 
der XIX Stände der Schweiz, als Zürich, Bern, Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden ob dem Wald, Glarus, Zug, Freiburg, So— 
lothurn, Baſel, Schaffhauſen, Appenzell Außer-Rhoden, St. Gallen, 
Graubünden, Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, laut ihren im 
Protokoll der eidsgenöſſiſchen Tagſatzung enthaltenen Erklärungen, — 
und auf der andern diejenige des hochlöblichen Staatsraths von Neuen: 
burg, nach deffen amtlicher Anzeige vom 10. April 1815, erhalten 
hat; Wir, zum Beweis, daß gedachter Dereinigungsaft unbedingt 
ratifizirt worden fei, daß er gewilfenhaft erfüllt und aufrecht erhalten 
werden, und die dadurch erzielte Aufnahme des fchweizerifchen Kans 
tons Neuenburg in den eidsgenöffifchen Bund auf einer feften unab: 
änderlihen Grundlage, auf ewige Zeiten beruhen folle, — gegen: 
twärtige Urfunde in duplo haben ausfertigen, und mit den Unterfchriften 
unfers Präfidenten und des eidsgenöffifchen Kanzlers, fo wie auch mit 
dem bisherigen fchweizerifchen Staatsfiegel verfehen Taffen, in Zürich, 
den neunzehnten Mai im Jahr eintaufend achthundert und fünfzehn 
(19. Mai 1815.) 

Im Namen der eidsgenöffiihen Tagſatzung unterzeichnet: 

Ter Bürgermeifter des Kantons Burich, 
Prafident derfelben: 
Davidvon Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


V. 


Urfund e, 
betreffend 


die Aufnahme der Republik Genf als Kanton in den 
eidsgenöffifhen Bund. 


Mir, die Hefandten der Kantone der Schweiz auf der eidsgenöffifchen 
Tagfagung in unferer Bundesftadt Zürich) außerordentlich verfammelt, 
thun fund und zu willen hiemit: 

Daß, nachdem der zwiſchen der eidsgenöffiihen Tagfagung und 
den Syndics und Räthen der Republif Genf, wegen. endlicher Ber: 
einigung dieſes Freiſtaats mit der Schweiz, und deffen förmlicher 
Aufnahme in den eidsgenöffifhen Bund, errichtete Vertrag, — 
welcher von Wort zu Wort alfo lautet : 
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Vereinigungsakte. 


Da die Tagſatzung der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft bereits un⸗ 
term 12. Herbſtmonat 1814 beſchloſſen hat, in das Begehren der 
Stadt und Republik Genf einzuwilligen und dieſelbe als Kanton in 
den Schweizerbund aufzunehmen, und für nothivendig erachtet, diefe 
endliche Vereinigung nicht länger aufzufchieben, welche für beide Theile 
gleich vortheilyaft, und geeignet ift, die feit Jahrhunderten gegenfeitig 
beftandenen freundfchaftlichen Werhältniffe durch eine völlige Gemein: 
ſchaft der Schickſale und Antereffen immer mehr zu befeftigen; fo hat 
die diplomatifhe Kommiffion im Namen und ous Auftrag der Tags 
fagung, die Hochgeachteten Herren : Niklaus riedrih von Mülinen, 
Schultheiß der Stadt und Republit Bern, und Geſandter dieſes 
Standes auf der eidsgenöffifihen Tagfagung, — und Wincenz von 
Rüttimann, Schultheiß der Stadt und Republik Luzern, und 
Geſandter diefes Standes auf der gemeineidsgenöffiiben Tagſatzung, — 
bezeichnet, und die Republif Genf die hochgeachteten Herren Eyndic 
Des: Arts, und Staatsrat Schmidtmeyer, Geſandte dieſes 
Standes auf der gemeineidsgenöffifhen Tagſatzung, welche hierauf 
denjenigen Bereinigungsaft abgefbloffen und unterzeichnet haben, deffen 
Inhalt bier folgt: 

Art. 1. Die Republif Genf wird als Kanton in die ſchweizeriſche 
Gidsgenofienfchaft aufgenommen; fie nimmt ihren Rang nad Neuen: 
burg und ilt der zweiundziwanzigfte Kanton der Schweiz. 

Art. 2. Der Kanton Genf tritt allen Beitimmungen des Aundes: 
vertrags bei, und wird Ddiefen Vertrag gleich andern Ständen der 
Schweiz befchwören helfen. 

Art. 3. Er ſtellt fein Kontingent zur eidsgenöffifhen Armee, in 
dem für alle übrigen Stände angeriommenen Verhältniß von zwei Mann 
auf hundert Seelen der ganzen Bevölkerung, nach welchem Maßſtab 
auf dreifigtaufend Seelen das‘ Kontingent ſechshundert Mann betra: 
gen fol. ' 

Art. ı. Sein Geldkontingent, nach dem gleichen Verhältniffe wie 
jene der Kantone Bafel und Neuenburg berechnet, ift auf fünfzehn: 
taufend Schweizerfranken feſtgeſetzt. 

Art. 5. Im Fall der Kanton Genf eine Gebietserweiterung erhal⸗ 
ten follte, fo wird fein Mannfchafts = und Geldbeitrag in gleichen 
Verpältniffe erhöht werden. Durch diefe Beftimmungen und jene der 
zwei vorhergehenden Artikel wird indef der, durch den dritten Artikel 
des Bundesvertrags vorbehaltenen Revifion der Beiträge an Mann: 
fhaft und Geld keinesivegs vorgegriffen *) 


*) Siehe die revidirte Sfala weiter unten Mr. 10, 
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Art. 6. Durch die Ratififation des gegenwärtigen Akts foll die 
Bereinigung vollendet und definitiv auf ewige ‚Zeiten abgefchloffen fein. 
Alfo geſchehen und unterzeichnet in Zürich, den 6, April 1815. 


Niklaus Friedrih von Mülinen, Schultheiß der Stadt und 
Republik Bern, und Gefandter an der eidg. Tagfagung. 
Vincenz Rüttimann, Schultheiß der Stadt und Republik 
Luzern, und Gefandter auf der eidegenöffiichen Tagfagung. 
Jos. Des-Arts, Syndie, Deputirter des Kantons Genf. 
3.9. Schmidtmeyer, Staatsérath, Deputirter des Kan: 
tons Genf. 
— die Genehmigung beider Fontrahirenden Theile, , nämlich auf der 
einen Eeite diejenige der hohen Regierungen und fouverainen Behörden 
dee XIX Stände der Schweiz, als Zürich, Bern, Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden ob dem Wald, Glarus, Zug, Freiburg, So: 
lothurn, Bafel, Schaffhaufen, Appenzell Außer-Rhoden, St. Gallen, 
Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin und Waadt, laut ihren im 
Protokoll der eidsgenöfliihen Tagſatzung enthaltenen Erklärungen, — 
und auf der andern diejenige der Syndies und Räthe der Republif 
Genf, nad deren amtlider Anzeige vom 11. April 1815, erhalten 
bat, — Wir, zum Beweis, daß gedachter Vereinigungsakt unbedingt 
ratifizirt worden fei, daß er gewillenhaft erfüllt und aufrecht erhalten 
werden, und die dadurch erzielte Aufnahme des fchweizerifchen Kantons 
Genf in den eidsgenöffifhen Bund, auf einer feſten unabänderlicben 
Grundlage, auf ewige Zeiten beruhen folle, gegenwärtige Urkunde 
in duplo haben ausfertigen, und mit den Unterfchriften unfers Prä- 
fidenten und des eidsgenöffifhen Kanzlers, fo wie aud mit dem 
bisherigen fehweizerifhen Staatsfiegel verfehen laffen, in Zürich den 
neunzehnten Mai, im Jahre eintaufend achthundert und fünfzehn 
(19. Mai 1815.) 
Im Namen der eidsgenöffifhen Tagfakung unterzeichnet : 
Der Bürgermeifter des Kantons Zurich, 
Prafident derfeiben, 
Davidvon Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft , 
Mouffon. 





VI. 
Urfunde, 


betreffend 


die Aufnahme der Republif Wallis als Kanton in den 
eidsgenöffifhen Bund. 


Wir, die Geſandten der Kantone der Schweiz auf der eidsgendf: 
ſiſchen Tagſatzung in unferer Bundesftadt Zürich außerordentlich ver: 
fammelt, thun Fund und zu wiſſen hiemit: 

Daß, nachdem der zwiſchen der eidsgenöffifchen Tagſatzung und 
dem Landrathe der Republif Wallis, wegen endlicher Vereinigung dies 
fes Freiftaates mit der Schweiz, und deffen förmlicher Aufnahme in 
den eidsgenöffifchen Bund, errichtete Vertrag, — welcher von Wort zu 
Wort alfo lautet: 


Bereinigungsafte. 


Da die Tagfagkung der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft bereits un: 
term 12. Herbfimonat 1814 befchloffen hat, in das Begehren der Re: 
publit Wallis einzuwilligen, und diefelbe als Kanton in den Schwei: 
zerbund aufzunehmen, und für norhwendig erachtet, diefe endliche Wer: 
einigung nit länger aufzufchieben , welche für beide Theile gleich vor: 
theilhaft und geeignet ift, die feit Jahrhunderten gegenfeitig beftandenen 
freundfcbaftlichen Verhältniffe durdy eine völlige Gemeinfchaft der Echid: 
fale und Intereffen immer mehr zu befeſtigen; fo haben die beiderfeitigen 
Bevollmächtigten, nämlidy : im Namen der Tagfagung der ſchweizeri⸗ 
ſchen Eidsgenoſſenſchaft, die hochgeachteten Herren : Niklaus Friedrich 
von Mülinen, Schultheiß der Stadt und Republif Bern, und 
Geſandter diefes Standes auf der gemeineidsgenöffifhen Tagſatzung, 
und Bincenz von Rüttimann, Schultheiß der Stadt und Republik 
Luzern, und Gefandter diefes Standes auf der gemeineidsgenöffifchen 
Tagfogung, und im Namen der Republif Wallis, die hochgeachteten 
Herren : Baron Kafpar Eugen von Stodalper, geweſener Lands: 
hauptmann, und Michael Dufour, gewefener Staatsrat und wwirf: 
licher GOroßrichter beim oberfien Geriht, — denjenigen Vereinigungs: 
aft abgefchloffen und unterzeichnet, deffen Inhalt Hier folgt: 

Art. 1. Die Republit Wallis wird als Kanton in die ſchweize⸗ 
riſche Gidsgenoffenfhaft aufgenommen. Sie nimmt ihren Rang nad) 
dem Kanton Waadt, und ift der zwanzigfte Stand der Schweiz. 

Art. 2. Der Kanton Wallis tritt allen Beſtimmungen des Bun⸗ 
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desvertrags bei, und wird denſelben gleich andern Ständen der Schweiz 
beſchwören helfen. 

Art. 3. Er ſtellt ſein Kontingent zur eidsgenöſſiſchen Armee, in 
dem für alle übrigen Stände angenommenen Verhältniß von zwei Mann _ 
auf hundert Seelen der ganzen Bevölkerung, nad welchem Mafiftabe, 
auf vierundfechzigtaufend Serien, das Kontingent zwölihundert und 
acht zig Mann betragen fol. 

Art. 4. In Rückſicht der befchränften ökonomiſchen Lage des 
Mallifer Volkes und des vielfachen Unglüds , weldyes im Jahre 1798 
und feither dasfelbe betroffen bat, willigt die ſchweizeriſche Cidsgenof- 
fenfhaft ein, daß fein Geldfontingent nad einem Mittelfuß zwiſchen 
den Kantonen erfter und zweiter Klaffe berechnet und auf neuntaufend fechs: 
hundert E cdyweizerfranfen beflimmt werde. Durch diefe Beſtimmung und 
durch jene im vorhergehenden Artifel, fol indeß der durch den dritten 
Artikel des Bundesvertrags vorbehaltenen Revifion der Beiträge an 
Mannfhaft und Geld nicht vorgegriffen fein.*) 

Art. 5. Durd die Ratififation des gegenwärtigen Afts ſoll die 
Bereinigung vollendet und definitiv auf ewige ‚Zeiten abgefchloffen fein. 

Alfo gefchehen und unterzeichnet in Zürih, den 16. Brammonat 
im Jahre eintaufend achthundert und fünfzehn (1815). 

Niklaus Friedrich von Mülinen, Schultheiß der Stadt und 
Republik Bern. 

Vincenz Rüttimann, Schultheiß der Stadt und Republik 
Euzern. 

Kafpar Eugen Stodalper, Fefandter von Wallis. 

Michel Derork, Depute du Valais. 


— die Genehmigung beider Fontrahirenden Theile, nämlich auf der 
einen Seite diejenige der hohen Regierungen und fouverainen Behörden 
der 21 Etände der Schweiz, als Zürich, Bern, Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden ob dem Wald, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, 
Baſel, Schaffpaufen, Appenzell beider Rhoden, St. Gallen, Grau: 
bünden, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Neuenburg und Genf, 
laut ihren im Protokoll der eidsgendffiihen Tagſatzung enthaltenen 
Grllärungen, — und auf der andern diejenige des Landraths der Res 
publif Wallis, nach der amtlichen Anzeige des Staatsraths vom 
8. Juli 1815, erhalten hat; — Wir, zum Beweis, daß gedachter 
Vereinigungsaft unbedingt ratifizirt worden fei, daß er gewillenhaft 
erfüllt und aufrecht erhalten werden, und die dadurch erzielte Aufnahme 





*) Beide Beſtimmungen find muderändert geblieben. S. weiter unten 
die rebidirte Gfala Ar. ID. 
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des ſchweizeriſchen Kantons Wallis in den eids genöſſiſchen Bund, auf 
einer feſten unabänderlichen Grundlage, auf ewige Zeiten beruhen 
ſolle, gegenwärtige Urfunde in duplo haben ausfertigen, und mit 
den Unterferiften unfers Präfidenten und des eidsgenöffifhben Kanzlers, 
fo wie aud mit dem bisherigen ſchweizeriſchen Staatsfiegel verfehen 
laffen, in Zürich den vierten Auguft im Jahr eintaufend achthundert und 
fünfzehn (4. Auguſt 1815). 

Im Namen der eidsgenöffifhen Tagfagung unterzeichnet : 

Der Bürgermeifter des Kantons Zürich, 
Prafident derfelben,, 
David von Wyß. 
Der Kanzler der Fidgenoffenfchaft , 
Mouffon. 


vu. 
Bergleihsurfunde 


zwifchen beiden 


Abtheilungen des Löbl. Standes Unterwalden, 
betreffend 


das Thal und Klofter Engelberg, die Repräfentanzverhältniffe, die 
Geld: und Mannfchaftsbeiträge und das Standeswappen. 


Wir Georg Joſeph Sidler, Statthalter und Gefandter des Stan: 
des Zug; Johann v. Montenach, Mitglied des kleinen Raths und 
Gefandter des Standes Freiburg; Karl v. Müller: Friedberg, 
Landammann und Gefandter des Standes St. Gallen, und Johann 
Jakob Hirzel, Mitglied des Pleinen Raths und Legationsrath des - 
Standes Zürich, | 

urfunden hiermit: | 

Nachdem wir von der im hier verfammelten Hohen Taͤgſatzung beauf⸗ 
tragt worden, die Tit. Herren Abgeordneten der Beiden Kantonstpeile 
Ob- und Nidwalden über die unter ihnen obwaltenden Streitpunfte 
gründlich zu vernehmen, und alle möglichen Verſuche jur freundfchaft- 
lichen Ausgleihung einzuleiten: fo haben wir diefen wichtigen Auftrag 
in mehrern Sitzungen zu erfüllen gebrachtet, und am Ende wirklich die 
Genehmigung beider refpektiven Rantonstheile für nachſtehenden gütlichen 
Vergleich erhalten: 


— DE. u 


Art. 1. Da das Thal und Klofter Engelberg für alle Zukunft 
einen Theil von Obwalden ausmachen, fo bleiben: 

a) Nidwalden die drei gewohnten Stipendien in dem Klofter vorbe: 
halten. 

b) Bon der Ao. 1811 von dem Klofter Engelberg dem Armenfond von 
Nidwalden an Kapitalien gemachten Vergabung von 12,666 ?/; 
Pfund fält ein Drittheil an das Thal Engelberg zurüd, und foll 
zu diefem Behuf dem Klofter an den nämlichen Kapitalbriefen wies 
der aushingegeben werden, welches den ‚Zins davon alljährlid zur 
Verfügung des Thales verabfolgen laffen wird. Die übrigen bei: 
den Drittheile bleiben dem Armenfond von Nidwalden einverleibt. 

c) Um ale Schwierigkeiten und Anftände wegen Zöllen, Euft: und 
Weggeldern ein ftir allemal des Gänzlichen zu befeitigen, entrich— 
ten das Klofter und Thal Engelberg dafür jährlich zufammen zwan— 
zig Louisd’or an Nidwalden, wogegen die Suften und alle Strafen 
von Nidwalden jederzeit in unklagbarem Stand zu erhalten find, 
und der dieffällige Gebrauch wie bisher dem Klofter und Thal En: 
gelberg, und zwar ganz unentgeltlich, frei ftehen folle. Die Re: 
fognition fol das erftemal unmittelbar nady Annahme des Vergleichs, 
für das verfloffene Jahr nur zur Hälfte mit zehn Louisd’or und dann 
jährlich auf den nämlichen Termin ganz entrichtet werden. 

d) Bezüglich auf das Holzflößen follen das Klofter und Thal Engel: 
berg ganz wie die Landleute von Nidwalden gehalten werden. 

e) Da die Bevölferung des Thals Engelberg auf 1500 Seelen fteigt, 
und das Mannfchaftsfontingent für diefe Bevölkerung 30 Mann, 
und das Geldfontingent 150 Franken beträgt, fo wird diefer 
Betrag von derjenigen Hälfte, welche Nidwalden bisher an beide 
Kontingente lieferte, abgezogen und zu der Hälfte von Obwalden 
gefchlagen,, fo daß das Mannſchafts- und Geldfontingent betragen: 

Für Obwalden 221 Mann und 1105 fr. 
— Nidwalden bi — — 805 — 

Art. 2. Beide Kantonsabtheilungen berathen, wie bisher, die 
Inſtruktion für die Gefandtichaften auf die Tagſatzungen gemeinſchaftlich 
und au gleihen Sägen. Sollten fie über einen Wrtifel zerfallen, fo 
zäpft die Kantonsftimme in diefem Falle gar nicht. Die Inſtruktion 
wird, je ein Jahr um das andere, von dem einen oder andern Kan: 
tonstheil eröffnet und vorgetragen, und da Obwalden für das gegen: 
wärtige Jahr repräfentirt, fo wird die Reihe mit dem 1. Mai 1817 
an Nidwalden fommen u. f. f. 

Art. 3. Da beide Kantonstheile auf das gemeinfhaftliche Wap: 
pen und Feldzeichen gleichen Anfprud haben, und man fid über ein 
einfaches ‚Zeichen nicht vereinigen konnte, fo fol der Schild von oben 
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nach unten in zwei-gleiche Hälften getheilt, und Obwalden auf der red: 
ten Eeite mit dem einfahen Eclüffel in roth und weißem Felde, 
Nidwalden hingegen auf der linken Seite mit dem gedoppelten Schlüſſel 
repräfentirt werden. 

Urfundlich deffen ward gegemwärtiges Inftrument dreifach ausgefer- 
tigt, und fowohl von uns , als den Tit. Herren Abgeoröncten der beiden 
refpeftiven Kantonstheile, mit eigenhändiger Unterfchrift und anerbornem 
Pettſchaft bekräftigt ; auch foll dasfelbe noch der hohen Tagfogung zur 
Ratififation und Gewährleiftung vorgelegt, und dann unmittelbar 
nachher in allen feinen Theilen in Ausübung gefeßt werden. 

Sp gefchehen, ‚Zürich den 8. Auguſt 1816. 

®. 3. Sidler. J. von Montenad. 

Müller von Friedberg. Hirzel. 

Nie. Imfeld, Landammann und Gefandter von Obdem Wald. 

Nikodem Spihtig, Zeugherr und Legationsrath von Ob. 
dem Walp. 

Stanislaus Ackermann, Gefandter von Nid dem Wald 


Nachdem die Taſatzung der ſchweizeriſchen Eidsgenoſ— 
fenfhaft, auf das Anfuchen beider im gegenwärtigen Aft erfcheinen= 
den fontrahirenden Theile, von obiger durch die von ihr ernannten Her: 
ten Vermittler entworienen und von den Regierungen der 2. Stände 
Unterwalden ob dem Wald und Unterwalden nid dem Wald unbedingt 
genehmigten MWebereinkunft Kenntnig genommen bat — fo erklärt 
dieſelbe einmüthig, daß diefe Vergleichsurkunde von der Eidsgenoſſen⸗ 
ſchaft ratifiziet und in ihrem ganzen Umfange gewährleiftet wird. 

In Kraft deffen gegemwärtiger Ratifitationsaft von dem Präfidenten 
der Tagfapung und den Kanzler der Eidsgenoffenfchaft unterzeichnet, 
und mit dem eidsgenöffifhen Staatsfiegel verfehen worden äſt. 

In Zürich, den 12. Auguft 1816. 

Im Namen der eidsgenöffiihen Tagfakung: - 
Der Amtsbürgermeifter des eidsgenöffifhen Vororts Zürich, 
Prafident derſelben, 
Reinhard. 
Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft , 
Mouffon. 


VIII. 


Uebereinkunft 
zwiſchen beiden 
Abtheilungen des Löbl. Standes Appenzell, 
betreffend 


die Verhältniſſe des Kloſters Grimmenſtein und die Kehrordnung der 
Standes-Repräfentation auf den Tagſatzungen. 


Auf den Vortrag beider Herren Geſandten des hohen Standes 
Appenzell: „Daß ihre Negierungen, nad dem Wunfc und der nach: 
drücklichen Aufforderung der letztjährigen Tagfakung, fid mit glückli— 
chem Grfolg bemühet haben, die feit mehreren Jahren zwifchen Inner 
und Außer-Rhoden, wegen des Klofters Grimmenftein und der Kehr: 
ordnung für die Vertretung auf eidsgenöffiiben Zagen, obwaltenden 
Steeitigfeiten durch frenndfchaftliche Uebereinkunft zu befeirigen, und 
daß fie, die ©efandten, nunmehr im Namen ihrer Obern , die hierüber 
errichtete, von Landammann und Räthen der Innern und Aeußern 
Ryoden in Appenzell den 14., und in SHetifau den 22. April 1817 
unbedingt ratifizirte Wergleichsurfunde der Bundesverfammlung vor 
Augen legen und um Grtheilung der eidsgenöffifchen Gevährfeiftung 
erfuchen follen,” — bat die Tagfagung, in freudigem Gefühl 
über das Gelingen diefes heilfamen Friedenswerks, dem Willen aller 
hohen Standes-Regierungen gemäß, einmüthig befchloffen: ge: 
dachte Uebereinktunft — wovon der Inhalt folgt: 

Mir, Landammann und Näthe der Innern und Henpern Rhoden des 
Standes Appenzell, urfunden anmit: 

Daß wir die Vorſchläge und Derabfommniffe unferer an die ge: 
meinfchaftlihe Konferenz zu Herisau vom 8. und 9. April diefes Jah: 
res verordneten Peputationen, wegen näherer Beſtimmung der wechfel: 
feitigen Jurisdiftions-Rechte Über das Klofter Grimmenftein und wegen 
der Kehrordnung auf die eidsgenöffifchen Tagfagungen, in unfern abge: 
fonderteri großen Rathsfigungen reiflich geprüft und denfelben, fo wie fie 
hier folgen, unfere gänzliche Ratififation ertheilt haben: 

Klofter Grimmenſtein. 

Beide Kantonstheile von Appenzell Inner- und Außer-Rhoden 
haben auf die Genehmigung beiderfeitiger großen Räthe angenommen, 
daß der Vertrag vom 14. Oftober 1668, und befiegelt den 16. Dezem- 
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ber 2669 , im Betreff des Frauenkloſters Grimmenftein, in Kraft aner- 
fannt fein fol, unter folgender Grläuterung: 

Art. 1. Dem Stande Appenzell der Innern Rhoden fteht die 
Kaftenvogtei befagten Klofters zu; auch find demſelben alle in deffen 
öfonomifche Verhältniſſe einfhlagende Mafnahınen’ überlaffen. Diefes 
Klofter fammt feinen Eigenthümlichkeiten, ftehen unter dem Schutze 
ihrer hoben Zandesobrigkeit von Inner-Rhoden, welche Über die geilt: 
lien Perſonen, ihren Beruf und Leben, die ihr zuftehenden Rechte 
ausübet. Wogegen Inner:Rhoden das Zerritorialrecht der hohen Re: 
gierung von Außer-Rhoden Über alles anerkennt, was außer der Celle 
des Klofiergebäudes und der Kirche von Grimmenſtein liegt. 

Art. 2. In Fällen, die nicht die geiftlichen Perfonen, ihr Xeben 
und Beruf betreffen, oder in die Oekonomie des Klofters einſchlagen, 
und ſich ouf und inner den Sellen des Klofters und der Kirche ereignen 
follten, wird das Angemeffene umter die Verfügung beider Hoheiten 
geftellt, wie folgt: 

a) Das Kloſter oder die Vorſteher desfelben find verpflichter, beider: 
feitigen Hoheiten von Inner: und Außer:Rhoden, den ereignenden 
Fall ſchleunig anzuzeigen; weldye Behörden dann die Unterfuchung 
zu gleihen Sägen anordnen, das Nöthige vornehmen, und die 
Fehlbaren Fatholifcher Religion an den Richter von Inner-Rho— 
den, und die, evangelifdyer Religion, an jenen von Außer:Rhoden 
zur Beurtheilung übertveifen werden. 

b) Ueber den Kirchhof der Klofterfrauen übt Außer: Rhoden das Ter: 
ritoriafrecht aus, verpflichtet fith aber, jeden Frevler oder Störer 
des Friedhofes, je nach den Umftänden, als Religionsftörer recht: 
li abzuftrafen. 

Art. 3. Der Rechtstrieb gegen das Klofter Grimmenftein gehört 
Außer: Rhoden zu; ehe jedoch ein Pfand angelegt werden darf, foll 
die Anzeige davon dem Landammann-Amte in Inner-Rhoden gemacht 
werden. Macht das Kloiter gegen das Pfand Einrede, und der An: 
ſprecher ift evangelifcher Religion , fo gehört der Streit zur Beurtheilung 
vor den Richter Außer-Rhodens; ift er Fatholifcher Religion, fo gehört 
der Fall vor den Richter in Inner: Rhoden. Die Schagung außer den 
Selen der Kirche und des Kloftergebäudes, mit oder ohme Richter: 
ſpruch, kommt dem Territorial-Herrn zu, auf deffen Gebiet der Gegen— 
ftand liegt, fo geichägt werden fol. 

Art. 4. Diefe beiderfeitig abgefchloffene Uebereinfunft hat und 
fol feinen Bezug haben auf das Frauenkloſter Wonnenftein in Teuffen, 
welches in feinen rechtlichen Berhältniffen unberührt bleibt. 

i Kehrordnung. 

In Folge obiger Uebereinkunft erklärte Außer-Rhoden, daß es zum 
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Beweis aufrichtiger Liebe zum Frieden und freundmitlandlicen Wohl⸗ 
vernehmens zugeben wolle: 

Art. 1. Die jänrliche Kehrordnung in der Repräfentation auf die 
eidsgenöfiifben Tagfagungen, fo daß jeder Kantonstheil der Innern 
und Aeufern Rhoden, Jahr um Jahr, den erften Gefandten dahin 
‚ ernennen möge, und Inner-Rhoden den Anfang mit dem Vorſitz 1817 
zu machen habe. 

Art. 2. Daß die Tagfagungs-Infiruftionen von Abgeordneten 
beider Kantonstheile gemeinfam berathen und abgefaßt, und die Kon: 
ferenz jedesmal in demjenigen Kantonstheil und unter dem Vorſitz feines 
erften Standeshauptes Statt haben foll, der den zweiten Gefandten auf 
die Tagfagung gibt. 


Zu wahrer Urkunde unferer beiderfeitigen Ratifitation obiger Ueber: 
einfommniffe, und deren gefreuer Beobachtung, find zwei gleichlautende 
Anfteumente hievon ausgefertiget, mit beiden Standes: Infiegeln und 
den nöthigen Unterfchriften verfehen, und jedem Kantonstheil ein folches 
zugeftellt worden. 

Gegeben zu Appenzell und Herisau den 44. und 22. April des 
Jahres 1817. 


Bifchoffberger. Schmid. 
Namens des Kathe, der Landfchreiter Mamens des Raths, , der Landfchreiber 
Graf. Schäfer. 


— unter Gewährleiſtung des geſammten Schweizerbundes zu ſtellen, 
und darüber beiden Regierungen des hohen Standes Appenzell einen 
förmlichen mit dem eidsgenöſſiſchen Siegel und der Unterſchrift Sr. Gr: 
cellenz des Zagfagungs: Präfidenten und des eidsgenöſſiſchen Kanzlers 
verfehenen Akt ausfertigen zu laffen. 
Bern, den 15. Juli 1817. 
Der Amts-Schulrheiß der Stadt und 
Republik Bern, als eidegenöffifcher Vorort 
Prafident der Tagfagung: 
R. von Wattenwyl. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


IX. 
Befchluß der Tagfagung, 
betreffend 


die Bereinigung des Fledens und der Landſchaft 
Gersau mit dem Kanton Schwyz. 


(om 22. Juli 1317,) 


Art. 1. Im Folge der von der Eidsgenoffenfchaft einmüthig an: 
genommenen Erklärung des Wiener Kongreffes, und der im erften 
Artikel des Bundesvertrags ausgefprochenen Gewährleiftung des Gebiets 
aller Kantone, — follen der Flecken und die Landfchaft Gersau mit dem 
Kanton Schwyz vereinigt fein, auf immer ein Beltandtheil desfelben 
verbleiben, und fomit ehemalige Bundes: oder Schußverbindungen 
hiebei weiter in feine Betrachtung fommen. | 

Art. 2. Die Landfchaft Gersau, als integrirender Theil des 
Kantons Schwyz, wird der Regierung diefes hoben Standes freund: 
eidsgenöffifh dahin empfohlen, daß diefelbe, von fi aus, die nähern 
Berhältniffe des Kantons zu diefer Gemeinde, mit möglichſter Rüd: 
ficht auf das Wohl und die Wünfche diefer letztern, feſtſetzen möge. 


X. 
Sfala der Mannfchafts: und Geldbeiträge 


der eidsgenöffifhen Stände, fo wie fie durch die Be: 
fhlüffe der Tagſatzung von 1816 und 1817 feftge: 
feßt worden find. 


Mannichaftse» Zahlt als Geld. 
Kontingent: Kontingent: 


Zürich filt . W . 3,700 Mann. 74,000 $r. 
sn. 5,82 = 104,080 = 
Luzern . i : . ; — 9 kr 26,000 = 
ME a he 1,180 = 
Ehwyz . un ee. a I ME 3,010 = 
Unterwalden ob dem Wald. Fe >’ ⸗ 4,105 = 
Unterwalden nid dem Wald . 461 = 805 = 
Olarus - . . . . . 482 = 3,615 = 
Jug — 250 =: 1,250 = 


413,210 Mann. 215,015 Fr. 
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Mannſchafts- Babit als Geld: 
Kontingent: Kontingent: 


uebertrag 13,210 Mann. 215,045 Fr. 


Freiburg i ; } : . 1,20 = 18,600 = 
Solothurn . 2 ; ; . 904 =: 13,560 = 
Bafıl . ; R ’ . 918 .: 22,950 = 
— . 466 = 9,320 = 
Appenzell Außer: Rhoden : 772 =: 7,120 = 
Appenzell Inner: Rhoden . . 200 : 1,500 : 
St. Gallen . s ; A . 2,630 =: 39,450 : 
Graubünden. 20 1,600 ⸗ 12,000 : 
Karasek: . = wi ee > 18,200 = 
Thurgau Be ee 7 22,800 = 
Schlin 2 2 nn. 180: 18,040 : 
Waadt . i . i j ... 2,968 ⸗ 59,280 = 
BilliE > 2 0200 u, ⸗ 9,600 = 
Neuenburg . ; . j ...90 = 19,200 = 
Genf ; . } R R . 880 =: 22,000 = 


Total: 33,758 Mann. 539,275 Fr. 


XI. 


Erklärung des Wiener Kongreſſes 
über die Angelegenheiten der Schweiz, 
vom 20. März 1815. 


Die Mächte, welche berufen find, zu Erfüllung des fechsten Arti: 
fels des Parifer Bertrags vom 30. Mai 181%, durch ihre Dazwifcen: 
kunft die DVerhältniffe der Schweiz feltiegen zu helfen, überzeugt, daß 
das allgemeine Staaten: Intereife zu Gunſten der fchweizerifchen Gids: 
genoffenfchaft die Anerkennung einer immerwährenden Neutralität er: 
heiſcht; und gefinnt, durch Rückerſtattungen und Ueberlaffungen von 
Landesgebiet, ihr die, für die Sicherftellung ihrer Unabhängigkeit, und 
für die Handhabung ihrer Neutralität erforderlihen Mittel darzu— 
reichen, — 

Nachdem fie über die Intereſſen der verfchiedenen Kantone alle erfor: 
derlichen Greundigungen gefammelt, und die ihnen durd die ſchweize⸗ 
rifche Geſandtſchaft vorgetragenen Begehren in Betracht gezogen haben, — 


er 


E@rflären: 

Daß, fobald die ſchweizeriſche Tagſatzung zu den im dem gegen: 
wärtigen Vergleich feftgefeßten Bedingungen ihre Zuftimmung in guter 
und gehöriger Form wird ertheilt haben, eine Urkunde ausgefertigt 
werden foll, welche von Seite allee Mächte die Anerfennung und Ge: 
währleiftung der immerwährenden Mutralität der Schweiz innerhalb 
ihrer neuen Grenzen enthalten, und einen Beſtandtheil derjenigen Ur- 
Funden bilden wird, die in Bollziehung des zwei und dreißigſten Artie 
fels des obbenannten Pariſer Friedensfchlufes vom 30. Mai die Ans 
ordnungen diefes Vertrages vervollfändigen fol. 


Bergleid. 
1. 
Der unverlegte Beltand der neunzehn Kantone, wie fich diefelben 
im Zeitpunft der Uebereinfunft vom 29. Chriſtmonat 1813 als Staats: 
förper befanden, wird als die Grundlage des ſchweizeriſchen Bundess 


Syftems anerkannt. 
2 


Das Wallis, das Gebiet von Genf, das Fürftenthum Neuenburg, 
find der Echweiz einverleibt, und werden drei neue Kantone bilden ; 
das vormals zum Kanton Waadt gehörige Dappenthal wird demfelben 
zurüdgegeben. ; 

Auf den von der Gidsgenoffenfchaft geäußerten Wunſch für die 
Ginverleibung des Bistums Baſel, und in der Abfiht, das Schicfal 
diefes Landes endlich feſtzuſetzen, erflären die Mächte, es foll das ge: 
nannte Bisthum und die Stadt Biel mit ihrem Grbietsumfang fünftig: 
bin ein Beftandtheil des Kantons Bern fein. 

Hievon ausgenommen find nur folgende Bezirfe: 

1) Gin Bezirk von beiläufig drei Quadratmeilen Umfang, der die 
Gemeinden Alfchweiler, Schönbuh, Oberweiler, Terweiler, Ettin— 
gen, Fürſtenſtein, Platten, Pfeffingen, Aeſch, Bruck, Reina, 
Arlesheim, in ſich begreift, vwoelcher Bezirk dem Kanton Bafel einver: 
leibt werden fol. 

2) Gin Pleines Stück eingefchlofenen Landes zunächſt bei dem 
Neuenburgifchen Dorfe Lignieres gelegen, und das gegenwärtig für 
Civilſachen unter Neuenburg, für Kriminalfälle aber unter Bifchöflich: 
Baſelſcher Gerichtsbarkeit ſteht, foll der Landeshoheit des Fürſtenthums 
Neuenburg volftändig angehören. 

4. 

1) Die mit den Kantonen Bern und Baſel vereinten Einwohner 

des Bisthums Baſel, ſo wie jene von Biel, ſind in jeder Hinſicht, 
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ohne Unterfchied der Religion (die in ihrem gegenwärtigen Zuftand 
verbleibt), der nämlichen bürgerlichen und politifhen Rechte theilhaft, 
deren die Ginwohner der alten Beltandrheile der genannten Kantone 
genießen, und werden genießen fönnen. Sie haben demnach mit ihnen 
gleiche Anfprüche auf Repräſentanz und andere Stellen rad Inhalt 
der Kantonsverfaffungen. Der Stadt Biel und den Dorficaften, die 
ihren Gerichtsbann bildeten, follen Diejenigen Munizipalrecdytfame, 
welche mit der Berfaffung und den allgemeinen Staatseinrichtungen 
des Kantons Bern vereinbar find, beibehalten werden. 

2) Die Berfäufe der Nutionaldomänen bleiben anerfannt, und die 
Feodalrenten und ‚Zehnten fönnen nicht wieder hergeftellt werden. 

3) Die beiderfeitigen Wereinigungsurfunden follen, in Gemäßheit 
der oben ausgefprochenen Grundſätze, durch Kommiffionen errichtet 
werden, die aus einer gleichen Zahl Abgeordneter jedes betreffenden 
Theils gebildet find. Die Abgeordneten des Bisthums Baſel follen 
durch den Direftorialfanton aus den angefeheniten Bürgern des Landes 
gewählt werden. 

Die ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft wird diefe Urkunden gewähr- 
leiten. Alle Punfte, worüber beide Theile ſich nicht verftändigen 
fönnen, werden durch einen Schiedsrichter, den die Tagſatzung er: 
nennt, entfchieden. 

4) Die ordentlichen Zandeseinfünfte follen für Rechnung der befte: 
henden Verwaltung, bis auf die Zeit des Beitritts der Tagſatzung 
zum gegenwärrigen Vergleiche, bezogen werden. Gin Gleiches foll in 
Bezug auf die Rüdftände der benannten Ginfünfte gefchehen; die 
aufßerordentlih erhobenen, aber noch nicht eingegangenen, follen 
nicht weiter bezogen werden. 

5) Weil der gewefene Fürftbifchof von Baſel Feine Entſchädniß 
oder Jahrgehalt für denjenigen Theil des Bisthums erhalten hat, 
welcher vormals zur Schweiz gehörte; indem der deutfche Reichsabſchied 
vom Jahre 1803 nur mit Hinficht auf die dem Reiche zugehörigen 
Länder Verfügungen traf, fo Übernehmen die Kantone Bern und Ba: 
fel, ihm, zur Vermehrung feines lebenslänglicen Jahrgehaltes, die 
Summe von zwölftaufend Reihsgulden, vom ‚Zeitpunfte der Verei— 
nigung des Bisthums Baſel mit den Kantonen Bern und Bafel an 
gerechnet, zu bezahlen. Der fünfte Theil diefer Summe fol für den 
Unterhalt der Domberren der vormaligen Stiftsfirche von Baſel be: 
ſtimmt und verwendet werden, in DBervollitändigung des durch den 
erwähnten deutfchen Reihsabfchied ihnen ausgemittelten Jahrgehalts. 

6) Die ſchweizeriſche Tagfagung wird entfcyeiden, ob es erforder: 
lih fei, ein Bisthum im diefem Theile der Schweiz beizubehalten, 
oder ob diefes Bisthum mit demjenigen könne vereinigt werden, das, 
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in Folge neuer Verfügungen, aus den bis dahin zum Bisthum Konz 
ſtanz gehörigen fchweizerifchen Gebietstheilen foll gebildet werden. 

Im Fall das Bischum Bafel follte beibehalten werden, wird der 
Kanton Bern, in dem Verhältniß der übrigen Landſchaften, welche 
fünftig unter der geiftlichen Verwaltung des Bifchofs fiehen, die 
erforderlichen Summen für den Unterhalt diefss Prälaten, feines Dom: 
ftiftes und Seminariums liefern. 


5. 


Um die Handels = und Militärverbindung Genfs mit dem Kanton 
Waadt und der übrigen Schweiz zu fichern, und um in diefer Hin- 
fiht den vierten Wrtifel des Parifer Vertrags zu vervolltändigen, 
willigen Se. Allerchriſtlichſte Majeftät ein, der Douanen:Linie eine 
folhe Ridytung zu geben, daß die von Genf über Verfoir nad) der 
Schweiz führende Straße jederzeit frei bleibe, und daß dafelbft weder 
Poſten nody MReifende, noch Waarenfendungen, mit irgend einer 
Douanenunterfuchung beläftigt, oder irgend einer Gebühr unterworfen 
werden. | 

Sleichmäßig bleibt einverftanden, dag dafelbft der Durchmarfch 
der Schweizertruppen Feinerlei Hinderniß leiden darf. 

In den nachträglichen Anordnungen, die über diefen Gegenftand zu 
treffen find, fol die Vollziehung der Verträge, welche die freie 
Verbindung ziwifchen der Stadt Genf und dem Mandement von Pe— 
ney betreffen, auf die den Genfern günftigfte Weife gefichert werden. 
Se. Allerchriftlihfte Majeftät willigen weiterhin ein, daß die Gendar— 
men und Milizen des Kantons Genf, auf der Landſtraße von Meyrin, 
aus befagtem Mandement nad der Stadt Genf und umgekehrt, auf 
gefhehene vorläufige Anzeige beim nächſten Militärpoften der franzö: 
ſiſchen Gendarmerie, ihren Weg nehmen. 

Die dazwifchen fommenden Mächte werden darüber hin ihre gute 
Verwendung eintreten laffen, um für die Stadt Genf, gegen Savoyen 
bin, eine angemeffene Gebietserweiterung zu erhalten. 


6. 


Zu Feltfegung gegenfeitigeer Entfchädniffe werden die Kantone 
Aargau, Waadt, Teffin und St. Gallen den alten Kantonen Schwyz, 
Unterwalden, Uri, Glarus, Zug und Appenzell (Inner-Rhoden) eine 
Summe bezahlen, die zum Behuf öffentlicher Unterrichtsanftalten und 
zu Beftreitung der Koften der Landesverwaltung (jedoch vorzüglich für 
den erften Gegenftand) in den genannten Kantonen verwendet werden 
fol. Der Betrag, die Zahlungsweife und die Vertheilung diefer 
Geldentfhädigung werden auf nachfichende Weiſe beftimmt: 

4) Die Kantone Yargau, Waadt und St. Gallen — den 

Schweiz. Staatsr. I. Bd. 
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Kantonen Schwyz, Unterwalden, Uri, Zug, Glarus und Appenzell 
(Inner: Rhoden) ein Kapital von fünfmalhunderttaufend Schweizerfranfen. 

2) Jeder der erfteen wird die ‚Zinfe feines betreffenden Antheils 
jährlich zu 5 vom 100 entrichten, oder das Kapital entweder in Baar: 
fchaft oder in Grundftüden, nad) feinee Wahl zurüdzahlen. 

3) Die Vertheilung ſowohl für die Zahlung als für den Empfang 
diefee Gelder foll nady den Werhältniffen der für die DBeftreitung der 
Bundesausgaben feftgefegten Beitrags:Sfala getroffen werden. 

4) Der Kanton Teffin wird dem Kanton Uri alljährlich die Hälfte 
des Ertrags der Zölle im Liviner-Thal bezahlen. 

Cine durdy die Tagfagung ernannte Kommiffion wird über Die 
DVollziehung der vorfiehenden Verfügungen wachen. 


(7 


Zu Beendigung der fih, in Bezug auf die von den Kantonen 
Züri und Bern in England angelegten Gelder, erhobenen Diskuf: 
fionen wird verordnet : 

1) Die Kantone Bern und ‚Zürich bleiben in dem Beſitze der 
Kapitalfummen, wie foldhe im Jahre 1803 zur Zeit der Auflöfung 
der helvetifchen Regierung beftanden, und fie genießen, vom 1. Jän: 
ner 1815 an, die davon verfallenden Zinſe. 

2) Die feit dem Jahre 1798 bis und mit dem Jahre 4814 ver: 
fallenen und angehäuften Zinfe follen zur Bezahlung des nod Übrigen 
Theild von dem Kapital der unter dem Namen der helvetifchen Schuld 
befannten Nationalfchuld verwendet werden. 

3) Der Mehrbetrag der helvetiſchen Schuld foll von den übrigen 
Kantonen getragen werden, zumal Bern und Zürich durch die vor: 
fiehende Verfügung davon entlaftet find. Der Antheil jedes einzelnen 
der zur Uebernahme diefes Mehrbetrags verpflichteten Kantone wird 
im Derhältniß der zum Behuf der Bundesausgaben beftimmten Bei: 
träge berechnet und bezahlt. Die feit 1813 der Schweiz einverleibten 
Landfchaften können zu feinem Beitrage in Betreff der chemaligen 
helvetifchen Schuld angehalten werden. 

Im Fall, daß nad Bezahlung der obbenannten Schuld ſich ein 
Ueberfhuß der Zinſe ergeben twürde, foll derfelbe zwifchen den Kan 
tonen Bern und Zürih, in dem Merhältniffe ihrer beiderfeitigen 
Kapitalien, vertheilt werden. 

4) Die gleihen Verfügungen follen auch auf einige andere Schuld: 
forderungen angewandt werden, deren Titel unter der Obhut des 
Präfidenten der Tagſatzung verwahrt liegen. 


8, 
Die dazwiſchenkommenden Mächte, im der Abficht die Zerwürfniſſe 
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auszugleichen, welche fich in Hinficht auf die ohne Entſchädigung auf: 
gehobenen Lübergerechtfamen (Laudemien) erhoben haben, verordnen: 
es fol den Privaten, welde Cigenthümer von Laudemien find, eine 
Entihädigung bezahlt werden. 

Um alle weitern Anftände zwifchen den Kantonen Bern und Waadt 
zu verhüten, wird diefer Iehtere der Regierung von Bern die Summe 
von dreimalhunderttaufend ES chweizerfranfen bezahlen , um diefe hernach un: 
ter die Bernifchen Angehörigen, welche Zaudemienbefiger find, zu vertheilen. 

Die Zahlungen follen zum fünften Theil jährlich, vom 1. Jänner 
1816 an gerechnet, gefchehen. 

9, 


Die dazwifchen fommenden Mächte, anerfennend, daß die Gere: 
tigkeit erheifche, dem Fürftabt von Et. Gallen ein ehrenvolles und 
unabhängiges Dafein zu fichern, verordnen: der Kanton St. Gallen 
wird ihm einen Iebenslänglichen Jahrgehalt von fechstaufend Reiche: 
gulden, und feinen Beamteten einen lebenslänglichen Jahrgehalt von 
zweitaufend Reichsgulden bezahlen. Diefe Jahrgehalte follen, vom 
41. Jänner 1815 an gerechnet, vierteljährlid dem Direktorial: Kanton 
zugeftellt werden, welcher diefelben nach obigem Verhältniſſe an ‘die 
Verfügung des .Fürftabts von St. allen und feiner Beamteten wird 
auszahlen laffen. 


Die Mächte, welche ihre Dazwifchenfunft bei den Schweizerange: 
legenheiten eintreten laffen, geben durch die odftehende Erflärung einen 
offenbaren Beweis ihres Verlangens, den innern Frieden des Bundes- 
vereines ficher zu fiellen. 

Sie mahen es ſich hinwieder zur Pflicht, nichts zu unterlaffen, 
was die Vollendung desfelben befördern Fann. 

Eie ſtehen demnach in der Erwartung, es werden die Kantone 
dem Gemeinwohl jede untergeordnete Betrachtung zum Opfer bringen, 
und nicht länger zögern, dem durch die freien Befchlüffe der großen 
Mehrheit ihrer Mitftände zu Stande gefommenen Bundesvertrag bei: 
zupflichten,, indem der gemeinfame Vortheil gebietend erheifcht , daß alle 
Theile der Schweiz in möglichft Furzer Frift ſich unter die nämliche 
Dundesverfaffung vereinigen. 

Die dem Bundesvertrage angehängte Uebereinfunft vom 16. Auguft 
1814 kann diefe Vereinigung nicht länger verzögern. Dadurch, daß 
ide Zweck vermittelft der Erklärung der Mächte fchon erreicht ift, foll 
diefelbe von felbft als nicht gefchehen angefehen werden. 

Um die Ruhe der Schweiz mehr und mehr zu befeftigen, liegt «6 
in dem Wunſche dee Mächte, daß eine allgemeine Amneftie allen den: 
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jenigen ertheilt werde, welche, durch eine Zeit von Ungewißheit und 
Spannung irre geführt, auf irgend eine Weiſe der beſtehenden Ordnung 
zuwider handeln mochten. Dieſer Akt der Gnade, weit entfernt, das 
rechtmäßige Anſehen der Regierungen zu ſchwächen, wird dieſelben viel- 
mehr neuerdings deſto eher berechtigen, jene heilfame Strenge gegen 
Jeden geltend zu machen, welcher fünftig Unruhen im Lande anzuftif: 
ten wagen würde. | 

Endlidy wollen die dazwifchenfommenden Mächte fi gern überzeugt 
halten, e8 werden die Waterlandsliebe und die richtige Urtheilsfraft der 
Schweizer ihmen beides, die Schidlichfeit und die Nothwendigkeit dar- 
thun, ſich gegenfeitig die Erinnerung der Zwifte, die unter ihnen wal: 
teten, zum Opfer zu bringen, und das Werk ihrer MReorganifation 
dadurch zu befeftnen, daß fie am derfelben Vervollkommnung, in einem 
der gemeinfamen Wohlfahrt Aller entfprechenden Geift, ohne Rückblick 
auf die Vergangenheit, arbeiten. 


Die gegenwärtige Erflärung ward in das Protokoll des in Wien 
verfammelten Kongreffes in der Sigung vom 19. März 1815 eingerüdt. 
Gefchehen und als wahrhaft bezeugt durch die bevollmächtigten 
Gefandten der acht Mächte, die den Frieden von Paris unterzeichneten. 
Wien, den 20. März 1815. 


Unterfhriften: 


Defterreid, Der Fürſt von Metternid. 
Der Freiherr von Weffenberg. 

Spanien. SG. Gomez Labrador. 

Sranfreid. Der Fürſt von Talleyrand. 


Der Herzog von Dalberg. 
Graf von Latour-du- Pin. 
Der Graf Aleris de Noailles. 
Großbriffannien. Wellington. 
Elancarty. 
Cathcart. 
Stewart. 
Portugall. Palmella. 
Saldanha—. 
Lobo. 
Preußen. Der Fürſt von Hardenberg. 
Der Baron von Humbold. 
Rußland. Der Graf von Stackelberg. 
Der Graf von Raſumoffsky. 
Der Graf von Neffelrobde. 
Schweden. Der Graf von Löwenhielm. 


XI. 
Eidsgenöffifche Beitrittöurfunde 


zu der 


Erflärung des Wienerftongreffes, 
bom 27, März 1515. 


Die Tagfakung der fhweizerifhen Eidsgenoſſen— 
haft, zu ‚Zürich außerordentlich verfammelt. — 

Nachdem fie in ihrer Sißung vom 3. April 1815 durch die Da— 
zwiſchenkunft der bei der Gidsgenoffenfchaft beglaubigten Minifter, nämlid) 

des Heren von Schraut, öfterreichifchen Minifters, im Namen 
St. Faif. königl. apoftolifchen Majeftät, fo wie auch in Kraft befon: 
derer Vollmachten im Namen Er. K. 9., des Prinzen Regenten von 
Portugal ; 

des Herrn Stratford-Ganning, im Namen Sr. Maj. des 
Königs der vereinten Königreihe von Großbrittannien und Irland ; 

des Heren Grafen Auguft von Talleyrand, im Namen Er. 
allerchriftlichften Majeftät, des Königs von Frankreich, fo wie aud) 
in Kraft befonderer Bollmaht im Namen Sr. Maj. des Königs 
von Spanien und beiden Indien ; 

des Heren Baron von Chambrier d’Dleyres, im Namen 
Sr. Maj., des Königs von Preußen; 

des Herrn Gefchäftsträgers, Baron von Krudener, im Namen 
Sr. Majeftät, des Kaifers von Rußland; 

die auf die Angelegenheiten der Schweiz bezügliche Erflärung em: 
pfangen hatte, welche dem Protofoll des Kongreffes von Wien am 
19. März 1815 eingerüdt, und am 20, durch die Bevollmächtigten 
der acht Mächte unterzeichnet ward, welche den Parifer Vertrag vom 
30. Mai 1814 gefchloffen hatten — 

beeilte fich, diefe Verhandlung den neunzehn verbündeten Ständen 
mitzuteilen, und diefelben einzuladen, durch ihre Zuftimmung die 
Tagfagung in den Fall zu feßen, den allgemeinen Beitritt der Schweiz 
zu den in dem erwähnten Bergleih enthaltenen Bedingungen in 
guter und gehöriger Form ausfprechen zu können. 

Nachdem dann auch die höchſten Behörden jedes Kantons den Ge— 
genftand diefer Ueberweifung im reife Berathung gezogen, und ihre 
Endbeſchlüſſe darüber der Bundesbehörde nah und nad eingefandt 
haben : 

So hat die Tagfakung der Shweizerifhen Eidsgenof: 
fenfhaft, in Kraft der in ihrem Archiv niedergelegten Urkunden, 
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und der in ihr Protokoll eingerückten Erklärungen, aus denen ſich 
ergiebt, daß eine, jene Stimmenzahl, welche der Bundesvertrag für 
die Annahme der wichtigſten Beſchlüſſe der Eidsgenoſſenſchaft erheiſcht, 
überſteigende Mehrheit der Kantone ihre bejahende Stimme ausgeſpro— 
chen hat, woraus dann in Gemäßheit der Werfaffung die Annahme 
der gefammten Eidsgenoſſenſchaft von felbft hervorgeht, 

befchloffen war folgt: 

1. Die Tagfakung fpriht im Namen der fehweizerifchen Eidsge— 
noffenfchaft den Beitritt zu der Erflärung der am Kongreffe in Bien 
verfammelten Mächte vom 20. März 1815 aus, und verheißt, daf 
die Bedingungen des diefer Urkunde einverleibten WVergleiches getreu 
und BAER erfüllt werden follen. 

. Die Tagfakung drückt den unverlöfchlichen Danf der Schweizer⸗ 
= gegen die hohen Mächte aus, welche ihre durch obgedachte 
Erffärung, neben einer günſtigen Gebietsausrlindung, wichtige vor: 
malige Grenzen zurüdgeben, drei neue Kantone ihrem Bunde einver: 
leiben , und die feierliche Werficherung ertheilen, die immerwährende 
Neutralität zu anerfennen und zu gewährleiften, welche das gemein— 
fame europäiſche Staatenintereffe zu Gunſten der Gidsgenoffenfchaft ers 
heiſcht. Sie bezeugt die gleichmäßigen danfbaren Gefinnungen für das 
ausharrende Wohlwollen, womit die erlauchten Monarchen fich die 
Ausgleihung der Zerwürfniſſe haben angelegen fein laffen, die zwifchen 
den Kantonen entftanden waren. 

3. In Folge der gegemwärtigen Beitrittsurfunde und der zu Wien 
unterm 20. März 1815 von dem Fürften von Metternich, Prä- 
fident der Konferenzen der acht Mächte, an die fehmweizerifchen Abge: 
ordneten gerichteten Note, drückt die Tagfayung den Wunfch aus, 
daß es den im der Schweiz refidirenden Minifteen IJJ. MM. gefallen 
möge, in Gemäßheit der ihnen zugefommenen Aufträge und Vollmach— 
ten, den Verfügungen der Erflärung vom 20. März Folge zu geben, 
und die Vollziehung der darin ausgedrüdten Verpflichtungen zu ver: 
vollftändigen. 

Zu Bekräftigung des Obſtehenden ward Gegenwärtiges unterzeich— 
nei und befiegelt, in ‚Zürich am 27. Mai 1815. 

Im Namen der eidsgenöffifchen Tagfagung : 
Der Amtsbürgermeifter des Kantons Zürich, 
Prafident derfelben: 
von Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft : 
Mouffon. 


XIII. 


Nachträgliche Verfügungen 


zum fünften Artikel der Erklärung des Wiener Kon— 
greſſes, den Kanton Genf betreffend. 


Protokoll. 


Nachdem die verbündeten Mächte den lebhaften Wunſch geäußert 
haben, es möchten dem Kanton Genf, ſowohl zu Oeffnung ſeiner zum 
Theil von fremdem Gebiet umfangenen Beſitzungen, als für feine Ver: 
bindung mit der Schweiz, einige Erleichterungen verfchafft werden ; 
und nachdem anderfeits Se. Majeftät, der König von Sardinien ſich 
befirebt haben, ihren hohen und mächtigen Werbündeten einen Beweis 
zu geben, wie geneigt fie feien, etwas denfelben Angenehmes zu leis 
fien, — fo find die unterzeichneten Bevollmächtigten überein gefommen, 
wie folgt: 


Art. 1. 


Se. Majeftät, der König von Sardinien, fielen an die Verfügung 
der hohen verbündeten Mächte denjenigen Theil von Savoyen, welcher 
fih zwifchen dem Arvefluß, der Rhone, der Gränze des von Frankreich 
befeffenen Theil von Savoyen, und dem Berge Saleve, bis und mit 
Ginfhluß von Veiry, befindet; ferner denjenigen, welcher zwifchen der 
fogenannten Simplonftraße, dem ©enferfee und dem gegenwärtigen 
Gebiete des Kantons Genf liegt, von Verenas an bis zu der Stelle, 
wo die Hermance jene Straße durchfchneidet, und von da längs diefem 
Heinen Fluffe, bis wo er fi oflwärts von dem Dorfe Hermance in 
den Genferſee ergießt (die fogenannte Simplonftraße aber verbleibt ihrem 
ganzen Umfange nach in dem Befige Sr. Majeftät, des Könige von 
Sardinien), damit diefe Gebietstheile mit dem Kanton Genf vereinigt 
werden, unter Vorbehalt einer gemauern Grenzausmarkung, welche 
durch gegenfeitige Kommiffarien, vorzüglich oberhalb Weiry und auf 
dem Berge Saleve, vorzunehmen ift. In allen Ortſchaften und Län: 
dereien, welche innerhalb der bezeichneten Grenzen liegen, verzichten 
Se. Majeftät für fih und ihre Nachfolger für alle zufünftigen ‚Zeiten 
auf alle Souverainetäts = und andere Rechte, welche ihnen zugehören 
mögen, ohne Ausnahme oder Vorbehalt. 


Art. 2. 


Se. Majeftät willigen ein, daß die Verbindung zwifchen dem 
Kanton Genf und dem Wallis durch die fogenannte Simplonftrafe auf 
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gleiche Weiſe Statt finde, wie Frankreich foldye zwifchen Genf und 
dem Waadtlande auf der durch Verſoix führenden Straße bewilligt hat. 
Gleichmäßig bewilligen Se. Mojeftät für alle ‚Zeiten den Genferifchen 
Milizen freien Durdzug zwifchen dem Gebiete von Genf und dem 
Mandement von Juſſi, und alles dasjenige, was je nach den Umftän: 
den erforderlich fein mag, um über den See auf die oberwähnte 
Simplonftraße zu gelangen. 
Art. 3. 

Weil anderfeits Se. Majeftät ſich nicht entfchliegen Fonnen, zuzu— 
geben, daß ein Theil ihres Gebiets einem Staate einverleibt werde, 
worin eine andere Religion herrſchend ift, ohme den Einwohnern des 
von ihnen abzutretenden Landes Gewißheit zu verichaffen, daß ihnen 
die freie Uebung ihrer Religion forthin zu Theil werde, daß fie die 
Fortdauer der bisherigen Mittel für die Beftreitung ihres Kultus 
werden au genießen haben, und daß fie hinwieder auch ſelbſt den 
vollen Genuß der bürgerlichen Rechte erhalten werden, — fo ift verab: 
redet worden, was folgt: 

1) Die fatholifche Religion foll gehandhabt und geſchützt bleiben 
auf gleiche Weiſe, wie gegenwärtig in allen Gemeinden, welche von 
Sr. Majeftät, dem König von Sardinien abgetreten und mit dem 
Kanton Genf vereinigt find. 

2) Die gegenwärtig vorhandenen Kirchfpiele, welche weder zerftüdelt 
noch durch die feftgefegten neuen Gränzen getrennt find, follen in 
ihrem wirklichen Umfange beibehalten und durch die gleihe ‚Zahl 
Geiſtlicher kirchlich beſorgt werden. Im Betreff der zerſtückelten 
Theile, die zu klein wären, um ein Kirchſpiel zu bilden, wird man 
ſich an den Dioceſanbiſchof wenden, um ihre Einverleibung mit irgend 
einem andern Kirchſpiele des Kantons Genf zu erhalten. 

3) In eben dieſen durch Se. Majeſtät abgetretenen Gemeinden 
ſollen, wenn die ‚Zahl der proteftantifchen Einwohner nicht an jene 
der Katholifen reicht, die Schullehrer jederzeit Katholiken fein. Es 
fol feine proteftantifche Kirdye errichtet werden, mit Ausnahme der 
Stadt Garouge, die eine ſolche haben mag. 

4) Die Munizipalbeamten follen jederzeit, zu zwei Drittheilen 
wenigftens, Katholifen fein, und insbefondere follen von den drei 
Stellen des Maire und feiner Adjunften immer zwei von Katholiken 
befegt fein. Im Fall fünftig die Zahl der Proteftanten in einigen 
©emeinden jener der Katholifen gleih fommen würde, foll alsdann . 
der Grundſatz der Gleichheit und der Kehrordnung, bei Bildung des 
Munizipalraths forwohl als des Maire-Amts, beobachtet werden. In 
diefem Falle fol jedoch immer ein Fatholifcher Schullehrer vorhanden 
fein, wenn gleich auch ein proteftantifcher angeftellt würde. Diefe 
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Beſtimmung ſoll keineswegs hindern, daß proteſtantiſche Individuen, 
die in katholiſchen Gemeinden wohnen, inſofern ſie ſolches dienlich er— 
achten, eine beſondere Kapelle für ihren Kultus auf ihre Koften ein— 
richten, und himwieder, auc auf ihre Koften, einen proteftantifchen 
Schullehrer für den befondern Unterricht ihrer Kinder anftellen können. 
Die beſtehenden Schenkungen und frommen Stiftungen follen in Kapi: 
tal und Zinfen fowohl, als hinfictlidy auf ihre Verwaltung, unberührt 
bleiben , und eben fo foll es auch den Privaten unbenommen fein, neue 
zu ftiften. 

5) Die Regierung wird für die Koften des Unterhalts der Geiſtli— 
chen und des Kultus das Nämliche beitragen, was die gegenwärtige 
Regierung dazu liefert. 

6) Die wirklich in Genf beftehende Fatholifche Kirche foll auf Staats: 
foften, fo wie fie gegenwärtig befteht, dafelbft beibehalten werden, in 
Gemäßheit der defihalb bereits auch durch die eventuellen Geſetze der 
Berfaffung von Genf erlaffenen Beſchlüſſe. Der Seelforger fol ange: 
meffenen Gehalt und Wohnung erhalten. 

7) Die Fatholifchen Gemeinden des Kantons, fo wie die Fatholifcye 
Piarre der Stadt Genf, follen fernerhin dem Diocefanfprengel der 
Provinzen Chablais und Faucigny angehören, dasjenige vorbehalten, 
was darüber von dem heiligen Etuhl anders verordnet werden möchte. 

8) In jedem Falle fol der Bifchof in den Paftoralbefuchen niemals 
geftört werden. | 

9) Die Einwohner des abgetretenen Gebietes fiehen in Hinficht auf 
bürgerlibe und politifche Rechte den Einwohnern der Stadt Genf: 
völlig glei; fie üben foldye mit ihnen gemeinfcaftli aus: die Rechte 
des Stadt: oder Gemeindeeigenthums vorbehalten. 

10) Die Fatholifchen Kinder haben Zutritt zu den öffentlichen Er: 
ziehungsanftalten : der Religionsunterricht wird in denfelben nicht ge: 
meinfum, fondern abfönderlich ertheilt, und man wird fid dazu, für 
die Katholifen, Geiftlicher ihres Bekenntniſſes bedienen. 

11) Die Gemeindgüter oder eigenthümlichen Befigungen der neuen 
Gemeinden bleiben ihnen zugefichert, und fie fahren fort, folche zu ver: 
walten und den Ertrag derfelben für ihren Nutzen zu verwenden. 

12) Eben diefe Gemeinden follen nicht mit flärfern Laften belegt 
werden, als die alten Gemeinden. 

13) Se. Majeftät der König von Sardinien behalten ſich vor, 
jeden Einſpruch, wozu die Nichterfüllung obftehender Artikel Anlaß 
geben könnte, zur Kenntniß der fchweizerifchen Tagſatzung zu bringen, 
und durch ihre diplomatifchen Agenten bei derfelben unterftügen zu laffen. 

Art. A. 
Ale Schriften, Lagerbücher und Urkunden, welche auf die abge: 
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tretenen Gegenſtände Bezug haben, werden von Er. Majeftät dem 
König von Sardinien an den Kanton Genf in möglichſt furzer Frift 
übergeben. 

Art. 5. 

Der zu Turin am 3. Brachmonat 175% zwifhen Sr. Majeftät, 
dem König von Sardinien und der Republif Genf gefchloffene Vertrag 
ift in Hinficht auf alle jene Beftimmungen beibehalten, welche durch 
die gegenwärtige Verkommniß nicht abgeändert wurden; jedennody aber 
wollen Se. Majeftät, in der Abficht, dem Kanton Genf einen befon- 
dern Beweis des Wohlwollens zu, ertheilen, ihre Zuftimmung für Auf: 
hebung desjenigen Theils des dreizehnten Artifels oberwähnten Vertra— 
ges geben, der den Bürgern von Genf, welche damals Befiger von 
Häufern oder Grundftüden auf favoyifchem Gebiete waren, ihren or: 
dentlihen Wohnſitz dafeldft zu nehmen, unterfagte. 

Art. 6. 

Se. Majeftät willigen aus gleichen Gründen ein, mit dem Kanton 
Genf Einverftändniffe zu treffen für Erleichterung der Ausfuhr der 
zum Verbrauch der Stadt Genf und des Kantons beftimmten Zebens: 
mittel aus dem Gebiete ihrer Staaten. 

Wien, den 26. März 1815. 

Bon St. Marfan. 

Gutgeheißen in der Sikung vom 29. März 1815 durdy die Herren 
Bevollmächtigten der Mächte, die den Frieden von Paris unterzeichnet 
haben. 


Unterfchriften: 
Defterreid. Der Fürft von Metternich. 
Der Freiberr von Weffenberg. 
Spanien. S. Gomez Labrador. 
Franfreid. Der Fürſt von Talleyrand. 


Der Herzog von Dalberg. 
Der Graf Alerid von Noailled. 
Großbrittannien. Clancarty. 
Stewart, General-Lieutenant. 
Portugall. Der Graf von Palmella. 
N. von Saldanha da Bama. 
Lobo da Gilveira. 


Preußen. Der Fürſt von Hardenberg. 
Der Freiherr von Yumbold. 
Rußland. Der Graf von Rafumoffsfy. 


Der Graf von Stadelberg. 
Der Graf von Neffelrode. 
Schweden. Der Graf von Löwenhielm. 





An ihre Erzellenzen die Herren Bevollmächtigten von Eng- 
land, Defterreih,, Preußen und Rußland, beim Kongreß 
in Wien. 


Der unterzeichnete Staatsminifter und Bevollmädtigte, Se. Maj., 
des Königs von Eardinien hat feinem erhabenen Gebieter das Verlan: 
gen der hohen verbündeten Mächte zur Kenntniß gebracht, daß gegen 
Savoyen hin dem Kanton Genf einige Gebietsabtretungen gefchehen 
möchten, und er hat ihm auch den defhalb entworfenen Plan vorgelegt. 

Se. Majeflät, jederzeit willfäprig, ihren hohen und mächtigen 
Verbündeten Beweife zu geben von ihrer Dankbarkeit und von ihrem 
Verlangen, zu thun, was ihnen angenehm fein fann, haben die fehr 
natürliche Abneigung, fih von guten, alten und treuen Unterthanen 
zu trennen, überwunden und den Unterzeichneten bevollmädhtigt, für 
eine ©ebietsabtretung zu Guniten des Kantons Genf einzuwilligen, 
wie ſolche in dem beiliegenden Protokolle vorgefchlagen ift, und unter 
den nachfolgenden Bedingungen : 


1. 


Daß die Provinzen CHablais und Faucigny und alles von Ugine 
nördlich gelegene, Sr. Majeftät zugehörige Land, im der durch alle 
Mächte gewährleifteten fchmweizerifchen Neutralität einbegriffen fein follen ; 
das heißt, daß, fo oft die der Schweiz benachbarten Mächte fich im 
Zuftande wirflid ausgebrochener oder drohender Feindſeligkeiten befin⸗ 
den werden, die Truppen Sr. Majeftät des Königs von Eardinien, 
weiche allfällig in jenen Provinzen ftehen möchten, fich zurückziehen, 
und dafiir, wenn «8 nothwendig ift, ihren Weg durch das Wallis 
nehmen fönnen; daß keine andere bewaffnete Truppen irgend einer 
Madyt ſich dort aufhalten oder durchziehen können, mit Ausnahme der: 
jenigen , welche die ſchweizeriſche Gidsgenoffenfchaft daſelbſt aufzuftellen 
für gut finden würde. Wohl verftanden, daß diefes Verhältniß die 
Berwaltung jener Provinzen auf Feine Weife beſchränken ſoll, woſelbſt 
auch die Zivilbeamten Sr. Majeftät des Königs die Bürgerwachen 
für Erhaltung guter Ordnung gebrauchen können. 


2 


Daß eine Befreiung aller Durchgangsgebühren für alle Waaren, 
Lebensmittel u. f. w. bewilligt werde, welche, aus den Staaten Se. 
Majeftät und aus dem Freihafen von Genua fommend, ihren Weg 
über die fogenannte Simplonftraße nehmen, in der ganzen Ausdehnung 
diefer letztern durch das Wallis und das Gebiet von Genf. Es wird 
dieß dahin verftanden, daß jene Befreiung einzig die Durchgangsge: 
bühren betreffen, und fich weder auf die für den Unterhalt der Straße 
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errichteten Gebühren, nod auf jene Waaren und Lebensmittel ausdeh: 
nen fol, welche für den Verkauf oder Verbrauch im Innern beftimmt 
find. Die gleiche Beſchränkung findet hinmwieder Statt bei der den 
Schweizern eingerdumten Verbindung des Wallis mit dem Kanton Genf, 
und die Regierungen werden deßhalb durdy gemeinfames Einverftändnig 
die nöthig erachteten Maßnahmen treffen, für Feſtſetzung der Taxen 
ſowohl als zu Verhinderung des jede auf ihrem Gebiet. 


Daß die unter dem Namen * Taiferlichen Lehen bekannten Lände— 
reien, welche der Ligurifchen Republif einverleibt waren, und gegen: 
wärtig unter der einftweiligen Verwaltung Sr. Majeftät, des Königs 
von Sardinien fiehen, mit den Staaten Sr. Majeftät gänzlih und 
auf gleiche Weiſe vereinigt fein follen, wie die — Genueſiſchen 
Staaten. 

4. 

Daß dieſe Bedingungen zu den Kongreßbeſchlüſſen gehören und von 

allen Mächten gewährleiſtet werden ſollen. 
5. 

Daß die hohen verbündeten Mächte ſich verbindlich machen, ihre 
nochmalige Verwendung eintreten zu laſſen, und ſich für Anwendung 
zweckdienlicher Mittel geneigt zu finden, durch welche Frankreich könne 
bewogen werden, Gr. Majeſtät dem Könige von Sardinien wenigſtens 
einen Theil des gegemwärtig in franzöfifchem Beſitz befindlichen Savoyens 
zurücdzugeben, nämlic die Bergfette des Bauges, die Stadt Annecy, 
und die Landſtraße, welche von diefer letztern Stadt nach Genf führt ; 
unter Vorbehalt, die beftimmten Gränzen auf angemeffene Weiſe feft: 
zuſetzen, zumal der oben bezeichuete Landesftrich ein mothivendiges Er— 
forderniß ift für die Mervollftändigung des Wertheidigungsfuftems der 
Alpen, und für die Erleichterung der Verwaltung desjenigen Gebiets, 
in deffen Befig Se. Majeftät der König von Sardinien geblieben ift. 

Wien, den 26. März 1815. 

Bon St. Marfan. 


Genehmigt in der Sikung vom 29. März durch die Herren Be— 
vollmädhtigten der Mächte, die den Vertrag von Paris unterzeichnet 
haben, deren Unterfchriften folgen: 


Delterreid. Der Fürft von Metternich. 
Der Baron von Weffenberg. 
Spanien. (Unter dem im Protofoll erwähnten Vor: 
behalt:) 


Gomez Labrador. 
Frankreich. Talleyrand. 
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Der Herzog von Dalberg. 

Der Graf Aleris von Noailles, 
Großbriftannien. Elancartpy. 

Stewart, General-Pieutenant. 
Portugal. Der Graf von Palmella. 

A. de Saldanba da Gama. 

Lobo da Silpeira. 


Preußen. Der Fürſt von Hardenberg. 
Der Baron von Yumbold. 
Rußland. Der Graf von Raſumoffsky. 


Der Graf von Stadelberg. 
Der Graf von Neffelrode. 
Schweden. Der Graf von Löwenhielm. 


XIV. 
Schweizerifche Beitrittöurfunde 


zu den VBerhbandlungen des Wiener Kongrejied vom 
29. März 1815, den Kanton Genf betreffend. 


Nachdem die auf dem Kongreffe vereinigten Mächte, durdy ihre in 
Zürich refidirenden Minifter, der eidsgenöffifchen Tagſatzung zwei 
Driginalaften haben zuftellen laffen, welche von dem Kongreffe in der 
Sigung vom. 29. März 1815 genehmigt und unterzeichnet worden find, 
wovon der erfte, betitelt Protofoll, einige Theile des favoyifchen 
Gebiets, die Se. Majeftät, der König von Sardinien, an die Verfü: 
gung der Hohen verbündeten Mächte geftellt Hat, dem Kanton Genf 
einverleibt ; der zweite, als Anhang zum erfien, einerfeits die Be— 
ffimmung enthält, die Provinzen Chablais und Faucigny, und alles 
von Udine nördlich gelegene, Sr. Majeftät zugehörige Land follen in 
der durch alle Mächte gewwährleifteten fchrweizerifchen Neutralität einbe— 
griffen fein; d. h., fo oft die der Schweiz benachbarten Mächte ſich 
im Zuftande wirklich ausgebrochener oder unmittelbar bevorftchender 
Feindfeligfeiten befinden werden, follen die Truppen Sr. Majeſtät des 
Königs von Sardinien, welche allfällig in jenen Provinzen ftehen möd): 
ten, fi zurüdziehen, und dafür, wenn es nothmwendig ift, ihren Weg 
durch das Wallis nehmen können; auch follen feine andere bewaffnete Trup⸗ 
pen irgend einer Macht fich dort aufhalten oder durchziehen fönnen; mit - 
Ausnahme derjenigen, welche die fchweizerifche Eidsgenoſſenſchaft da: 
ſelbſt aufzuftellen für gut finden würde; anderfeits den Antrag, den 
aus den Staaten Sr. königl. Sardinifhen Majeftät und aus dem 
Freihafen von Genua fommenden Waaren in den Kantonen Wallis und 
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Genf gänzlihe Befreiung von Durhgangsgebühren zuzufihern, und 
die nämliche Befreiung für diejenigen Waaren zu bewilligen, welche 
als Tranfitgut durch den zwifchen jenen beiden Kantonen gelegenen 
Theil des Chablais paffiren würden, — 

So befchließt die Tagfakung, in Folge der Zuftimmung der 
Regierungen der Republifen Walis und Genf zu den in obbenannten 
Akten feftgefegten Bedingungen, und Kraft erhaltener Vollmacht der 
eidsgenöffifchen Stände, welche im gedachten Verfügungen des Kon- 
greffes neue Beweiſe des Mohlwollens der hohen Mächte gegen die 
Schweiz erfennen, — fich dahin zu erflären: 

1. Die Alten des Wiener Kongreffes vom 29. März 1815, in fo 
seit fie den Kanton Genf und die Neutralifirung des Chablais und des 
Faucigny betreffen, werden von der fehweizerifchen Gidsgenoffenfhaft 
mit Danf angenommen, und das darin bezeichnete Gebiet, als Beftand: 
teil des Kantons Genf, unter die im erften Artikel des Bundesvertrags 
ausgefprocene eidsgenöffifche Gewährleiſtung geftellt. 

2. In Rüdficht auf die, von fämmtlichen Mächten zugeficherte im: 
merwährende Neutralität der Provinzen Chablais und Faucigny, wird 
die Schweiz im eintretenden Fall, und wenn die Nothivendigfeit es er: 
fordert, mit Vorbehalt, daß daraus fein Nachtheil für ihre Neutralität 
entfiehe, den Durchpaf für den Rüdzug der fönigl. Sardinifhen Trups 
pen aus diefen Provinzen geftatten, und wenn ferner die Cidsgenoffen= 
ſchaft (mach der ihre durch den Kongrefaft eingeräumten Befugniß) es 
dannzumal für angemeffen erachten follte, Truppen dahin zu verlegen, 
auf ſolche Art und Weiſe und unter den Bedingungen, welche durch 
befondere Verkommniſſe feltzufegen wären, fo verfpricht fie ebenfalls, 
daß diefe einsweilige militärifche Beſetzung für die im Namen Sr. fönigl. 
Sardinifhen Majeftät in gedachten Provinzen eingeführte Verwaltung 
ganz ohne Abbruch fein folk. 

3. Die Schweiz bewilligt die durch den zweiten Artikel des näm- 
lichen Akts vorbehaltene Befreiung von Tranfitgebühren für diejenigen 
Waaren, welche, aus den Staaten Gr. Majeſtät des Königs von 
Sardinien kommend, auf der Simplonftraße durch das Wallis und den 
Kanton Genf gehen, mit dem ausdrüdlihen Vorbehalt jedoch), daß un: 
ter diefee Benennung die Strafen, Brücken- und Barrieren:Gelder 
nicht verftanden werden, und daß für die weitern, auf diefen Gegenftand 
Bezug habenden Anordnungen befondere Konventionen ziwifchen Gr. 
fönigl. Majeftät und den betreffenden Kantonen Statt finden follen. 

4. Gegenwärtige Beitrittsurfunde zu den Verhandlungen des Kon: 
greffes vom 29. März 1815, foll den im der Schweiz refidirenden Mi: 
niftern der erlauchten verbündeten Höfe zugeftellt werden. 
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Urkundlich deſſen iſt Gegenwärtiges unterzeichnet und beſiegelt wor⸗ 
den zu Zürich, am 12. Auguſt 1815. 
Im Namen der eidsgenöſſiſchen Tagſatzung: 
Der Bürgermeiſter des Kantons Zürich, 
Präſident derſelben: 
von Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


AV. 
Auszug 


der die fchweizerifche Eidsgenofjenfchaft betreffenden Be: 
ftimmungen des am 30. Mai 1814 zwifchen Oeſter⸗ 
reich, Rußland, England, Preußen, und ihren Ver: 
bürsdeten einerfeits, und Franukreich anderfeits, ges 
fchloffenen und unterzeichneten Friedensvertrags. 


Art. 3. 

6) In dem Departement des Doubs wird die Grenze dergeftalt 
berihtigt werden, daß fie oberhalb der Rançonniere, nahe am Kocle, 
beginne ; fodann zwifchen Cerneux⸗Pequignot und dem Dorfe Fonte— 
nelles füch dem Rüden des Jura nah, bis zu einer ungefähr fieben oder 
ahttaufend Fuß nordweftlich vom Dorfe la Brevine entfernten Bergfpige 
ziehe; und allda wiederum in die alte Grenzlinie von Frankreich einfalle. 

7) In dem Departement des Leman follen die Grenzen zwifchen dem 
franzöfifchen Reiche, dem Waadtlande und den verfchiedenen Gebiets: 
theilen der Republif Genf (weldye mit der Schweiz wird vereinigt wer: 
den) unverändert alfo verbleiben, wie fie waren, ehe Genf dem fran- 
zöfifhen Gebiet einverleibt wurde. 

Art. 4. 

Um die Verbindungen der Stadt Genf mit andern, am See liegen: 
den Teilen des Schweizergebiets zu fihern, willigt Frankreich ein, 
daß der Gebrauch der Straße duch Verſoix beiden Ländern gemeinfchaft: 
lich fei. Die betreffenden Regierungen werden fich freundfchaftlich über 
die Mittel verftändigen, dem Schleichhandel vorzubeugen, und den 
Poftenlauf, fo wie den Unterhalt der Straße, zu ordnen. 

Art. 6. 

Die Schweiz, als unabhängiger Staat, wird ſich ſelbſt zu regieren 

fortfapren. 


XVI. 


Auszug 


der die Eidsgenoſſenſchaft betreffenden Beſtimmungen und 
Artikel der Urkunde des Wiener Kongrefjes*). 
(Artikel 7% — 81; 91 — 95.) 


Art. 74. 
(Unverletzter Beftand der neunzehn Kantone der Schweiz.) 

Der unverlegte Beftand der meunzehn Kantone, fo wie foldhe zur 
‚Zeit der Uebereinfunft vom 29. Chriftmonat 1813 als Staatskörper fich 
befanden, wird als die Grundlage des fchweizerifchen Bundesfyftems 
anerfannt. 

Art. 75. 
(Einverleibung drei neuer Kantone.) 

Das Wallis, das Gebiet von Genf, das Fürſtenthum Neuenburg 
find der Schweiz einverleibt,, und werden drei neue Kantone bilden ; das 
vormals zum Kanton Waadt gehörige Dappenthal wird demfelben zu: 
rückgegeben. 

Art. 76. 
(Die Vereinigung des Bisthums Baſel, ſo wie der Stadt und des Gebietes 
von Biel mit dem Kanton Bern.) 

Das Bisthum Bafel, nebft der Stadt Biel und: ihrem Gebiet, 
werden der ‚Fidsgenoffenfchaft als Beftandtheil des Kantons Bern 
einverleibt. 

Don der legtern Verfügung find jedoch ausgenommen die nachſol⸗ 
genden Bezirke: 

1. Ein Bezirk von beiläufig drei Quadratmeilen Umfang der die 
Gemeinden Altichwiler, Schönenbuch, Oberwiler, Terwiler, Ettin: 
gen, Fürftenflein, Platten, Pfeffingen, Ach, Bruck, Reinady, Ar: 
lesheim im fich begreift, welcher Bezirk dem Kanton Baſel einverleibt 
werden fol. 

2. Ein Feines Stüd eingefchloffenen Landes, zunächſt bei dem 
Neuenburgiſchen Dorf Lignieres gelegen, das gegenwärtig für ‚Zivil: 
ſachen unter Neuenburg, für Kriminalverhäftniffe aber unter Bifchöflich: 
Bafelfcher Gerichtsbarkeit fieht, fol der Landeshoheit des Fürſtenthums 
Neuenburg volltändig angehören. 


*) Die Auszige find der offiziellen Ausgabe der Kongreßafte enthoben, 
welche aus der F. Pf. Buchdruderei zu Wien erfchienen if. 
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Art. 77. 

(Rechte der Einwohner des dem Kanton Bern einverleibten Landestheils.) 

Die dem Kanton Bern und Bafel einverleibten Einwohner des Bis— 
thums DBafel, fo wie jene von Biel, find im jeder Hinficht, ohne Un- 
terfchied der Religion (die in ihrem gegenwärtigen ‚Zuftande verbleibt) 
der natürlichen, bürgerlichen und pofitifchen Rechte theilhaft, deren die 
Einwohner des alten BeftandtHeils der genannten Kantone genießen und 
werden genießen fünnen. Sie haben demnach mit ihnen gleiche An- 
fprüche auf Repräfentan; und andere Stellen nady Inhalt der Kantons: 
verfaffung. Der Stadt Ziel und den Dorffchaften,, die ihren Gerichts- 
bann bildeten, follen diejenigen Munizipafrechtffame, welche mit der 
Berfaffung und den allgemeinen Staatseinrichtungen des Kantons Bern 
vereinbar find, beibehalten werden. 

Die Verkäufe der National-Domänen bleiben anerkannt, und die 
Feudal:Renten und ‚Zehnten können nicht wieder hergeftellt werden. 

Die beiderfeitigen WBereinigungsurfunden follen in Gemäßheit der 
obausgefprodhenen Grundfäge durch Kommiffionen aufgefeßt werden, 
die aus einer gleichen ‚Zahl Aögeordneter jedes betreffenden Theils ge: 
bildet find. Die Abgeordneten des Bisthums Baſel follen durch den 
Direktorial-Kanton aus den angefehenfien Bürgern des Landes gebildet 
werden. 

» Die fehmweizerifche Gidsgenoffenfchaft wird diefe Urkunden gewähr— 
keiften. Alle Punkte, worüber beide Theile ſich nicht verftändigen kön— 
nen, werden durd einen Schiedsrichter, den die Tagfagung ernennt, 
entfchieden. 
Art. 78. 
(Rückgabe der Herrſchaft Razuns an den Kanton Graubünden.) 

Nachdem die durd) den dritten Artikel des Friedenstraftats von Wien 
vom 414. Dftober 1809 gefchehene Abtretung der in der Landfchaft Grau: 
binden eingefchloffenen Herrfchaft Razüns ihre Endſchaft erreicht hat, 
und da Se. Maj. der Kaifer von Defterreich in alle ihre auf die Be— 
figung Bezug habende Rechte wieder eingefegt find, fo wird die, durch 
feine am 20. März 1815 zu Gunſten des Kantons Graubünden gefche: 
bene Erflärung deßhalb getroffene Verfügung beftätigt *). 


Art. 79. 
(Berfommniffe zwifchen Zranfreih und Genf.) 
Um die Handels: und Militärverbindungen. Genf's mit dem Kanton 
Waadt und der übrigen Schweiz zu fihern, und um in diefer Hinficht 


) Siebe weiter unten die Hebergabsurfunde vom 19. Jenner 1819. 
Schweiz. Staatsr. Bd. I. 4 
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den vierten Artikel des Parifer Wertrags zu vervollftändigen, willigen 
Se. allereiftl. Majeftät ein, der Douanenlinie eine foldye Richtung 
zu geben, daß die von Genf über Verfoir nah der Schweiz führende 
Straße jederzeit frei bleibe, und daß weder Poſten noch Reiſende, noch 
MWaarenfendungen, mit irgend einer Douanenunterfuhung beläftigt, 
oder irgend einer Gebühr unterworfen werden. Gleichmäßig bleibt es 
einverftanden, daß der Durchmarfc der Schweizertruppen Feinkrlei Hin— 
derniß leiden darf. 

Zu den nadhträglihen Anordnungen, welche über diefen Gegenftand 
zu treffen find, foll die Vollziehung der Verträge, welche die freie 
Verbindung zwifchen der Stadt Genf und dem Mandement von Peney 
betreffen, auf die den Genfern günfligfte Weife gefichert werden. Se. 
allerchriftlichfte Majeftät willigen weiterhin ein, daß die Gendarmen 
und Milizen des Kantons Genf auf der Landftrafe von Meyrin aus 
befagtem Mandement nad der Stadt Genf und umgefehrt, auf ge: 
ſchehene vorläufige Anzeige bei den nächſten Militärpoften der franzöfi: 
fchen Gendarmerie, ihren Weg nehmen. 


Art. 80. 
(Abtrefungen des Königs von Sardinien an den Kanfon Genf.) 

Es treten Se. Maj. der König von Sardinien ab, denjenigen Theil 
von Savoyen, welcher ſich zwifchen der Arve und der Rhone, der 
Grenze des an Frankreich abgetretenen Theils von Savoyen und dem 
Berge Saleve bis und mit Einſchluß von Veiry befindet; ferner den— 
jenigen, welcher ziwifchen der Simplonftrafe, dem ©enferfee und dem 
gegenwärtigen Gebiet des Kantons Genf liegt, von Venezas an bis 
zu der Stelle, wo die Hermance jenen Strom durchfchneidet, und von 
da längs diefem Fleinen Fluſſe, bis wo er fich öftlih dem Dorfe Her: 
mance in den ©enferfee ergießt, (die fogenannte Simplonftrape aber 
verbleibt ihrer ganzen Länge nad) das Eigenthum Sr. Maj. des Königs 
von Sardinien) damit diefe Landestheile dem Kanton Genf einverleibt 
werden, unter Vorbehalt einer genaueren Grenzmarkung, welche durch 
gegenfeitige Kommiffarien, vorzüglich oberhalb Veiry und auf dem 
Berge Salve vorzunehmen ift. In allen Ortfchaften und Gebiets: 
theilen, welche innerhalb der bezeichneten Grenzen liegen, verzichten 
Sr. Maj. für ſich und ihre Nachfolger für alle Zufunft auf alle Sou: 
verainetäts: und andere Rechte, welche ihnen angehören mögen, ohne 
irgend eine Ausnahme oder Vorbehalt. 

Se. Maj. der König von Sardinien willigen, ferner ein, daß die 
Derbindung zwiſchen dem Kanton Genf und dem Wallis durch die foge- 
nannte Simplonftraße auf gleihe Weife Statt finde, wie Frankreich 
ſolche zwifchen Genf und dem Waadtlande auf der durch Werfoir füh— 
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renden Straße bewilligt Hat. Gleichmäßig follen die Genferifchen Trup— 
pen jederzeit freien Durchzug zwifchen dem Gebiet von Genf und dem 
Mandement von Juſſi genießen und es foll alles, was je nach den Um⸗ 
fländen erforderlich fein mag, um über den See auf die Simplonftraße 
zu gelangen, erleichternd eingeräumt werden. 

Anderfeits fol die Befreiung aller Durchgangsgebühren für alle 
Waaren und Lebensmittel bewilligt werden, welche, aus den Staaten 
Sr. Maj. des Königs von Sardinien und aus dem Freihafen von Ge: 
nua herfommend, ihren Weg über die fogenannte Simplonſtraße neh— 
mer, im der ganzen Ausdehnung diefer leßtern durch das Wallis und 
das Gebiet von Genf” Diefe Befreiung foll jedoch einzig die Durch⸗ 
gangsgebühren betreffen und fich. weder auf die für den Unterhalt der 
Straße beftimmten Weggelder,, noch auf jene Waaren und Lebensmittel 
ausdehnen, welche fiir den Merfauf oder Verbrauch im Innern beſtimmt 
find. Die gleiche Befchränfung findet hinwieder Statt bei der den 
Schweizern eingeräumten Verbindung des Wallis mit dem Kanton 
Genf, und die Regierungen werden defhalb durch gemeinfames Ein- 
verftändniß die nöthig erachteten Maßnahmen treffen, für Feſtſetzung 
der Zaren ſowohl als zu Verhinderung der Kontrebande, jede auf 
ihrem Gebiet. 


Art. 81. 
Entſchäduiſſe ziwiichen den alten und neuen Kantonen.) 

Zu Feftfegung gegenfeitigee Entſchädniſſe werden die Kantone 
Yargau, Waadt, Teffin und St. Gallen den alten Kantonen Schwyz, 
Unterwalden, Uri, Glarus, Zug und Appenzell (Inner-Rhoden) eine 
Summe bezahlen, die zum Behuf öffentlicher Unterrichtsanſtalten und 
zu Beftreitung der Koften der Landesverwaltung, jedoch votzüglich für 
den erſten Gegenftand, in den genannten Kantonen verwandt werden 
fol. Der Betrag, die ‚Zahlungsweife und die Wertheilung diefer 
Seldentfchädniffe werden auf nachfichende Weiſe beftimmt : 

Die Kantone Aargau, Waadt und St. Gallen bezahlen den Kan- 
tonen Schwyz, Unterivalden, Uri, Zug, Olarus und Appenzell 
(Inner: RHoden) ein Kapital von fünfmalyunderttaufend Schweizerfranfen. 

Jeder der erſtern wird die ‚Zinfen feines betreffenden Antheils zu 
fünf vom Hundert entrichten, oder diefes Kapital entweder in Baar: 
ſchaft oder in Grundftüden, mady feiner Wahl zurüdzahlen. 

Die BVertheilung, fowohl für die Zahlung als für den Betrag 
diefeer Gelder, foll nach den Verhältniffen der fire die Beſtreitung der 
Bundesausgaben feftgefegten Beitragsffala getroffen werden. 

Der Kanton Teſſin wird dem Kanton’ Uri alljährlich die Hälfte 
des ‚Zollertrags im Livinerthal bezahlen. 
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Art. 82. 
(Berfügung binfichtlih der in England angelegten Kapitalien.) 

Zu Beendigung der fi in Bezug auf die von den Kantonen 
Zirid) und Bern in England angelegten Gelder erhobenen Diskuf: 
ſionen, wird verordnet: 

41. Die Kantone Bern und Zürich bleiben in dem Beſitz der Ka- 
pitalfummen, wie folche im Jahr 1803 zur ‚Zeit der Auflöfung der hel⸗ 
vetifchen Regierung befanden, und fie genießen, vom 1. Januar 1815 
an, die davon verfallenden Zinſen. 

2. Die feit dem Jahr 1798 His und mit dem Jahr 181% verfallenen 
und angehäuften ‚Zinfen follen zue Bezahlung der nocd Übrigen Theile 
von dem Kapital der unter dem Namen der helvetifchen Schuld bekann⸗ 
ten Nationalfyuld verwendet werden. 

3. Der Mehrbetrag der helvetifhen Schuld foll von den Übrigen 
Kantonen getragen werden, zumal Bern und Zürich durch die vorfte: 
hende Verfügung davon entlaftet find. Der Antheil der einzelnen, 
diefen Mehrbetrag übernehmenden Kantone, wird im Verhältniß der 
zum Behuf der Bundesausgaben beftimmten Beiträge berechnet und 
bezahlt. Die feit 1813 der Schweiz einverleibten Landfchaften können 
wegen der alten hHelvetifchen Schuld zu feinem Beitrage angehalten 
werden. 

Im Fall, daß nad Bezahlung der obbenannten Schuld fi ein 
Ueberfchuß der ‚Zinfen ergeben würde, fol derfelbe zwifchen die Kan: 
tone Bern und Züri in dem Verhältniß ihres befißenden Kapitals 
vertheilt werden. 

Die gleichen Verfügungen follen auch auf einige andere Schuldfor- 
derungen angewandt werden, deren Titel unter der Obhut des Präfl: 
denten der Tagſatzung verwahrt liegen. 


Art. 33. 
(Entfchädniffe fir die Laudemienbefiger.) 

Um die Zerwürfniffe auszugleichen, welche fi in Hinficht auf die 
ohne Entfhädigung aufgehobenen Löbergerechtfamen (Zaudemien) erho- 
ben haben, foll den Privatbefigern von Zaudemien eine Entihädigung 
bezahlt werden. Um jeden weiteren Streit zwifchen den Kantonen Bern 
und Waadt zu verhüten, wird diefer letztere der Regierung von Bern 
die Summe von dreimalhunderttaufend Schweizerfranfen bezahlen, um 
folche unter die Bernifchen Angehörigen, welche Laudemienbefiger find, 
zu vertheilen. Die Zahlungen follen zum fünften Theil jährlih, vom 
41. Januar 1816 gerechnet, geleiftet werden. 
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Art. 84. 
(Allgemeine Beftätigung der Erflärung vom 20. März 1815 uber die 
Schyweigerangelegenbeiten.) 

Die unterm 20. März von den Mächten, welche den Parifer Ver: 
trag unterzeichnet haben, der Tagfagung der ſchweizeriſchen Eidsge- 
noffenfchaft überreichte, und von der Tagfakung durch ihre Beitritts: 
urfunde vom 27. Mai angenommene Erklärung, wird ihrem ganzen 
Inhalte nach befräftigt, und ſowohl die darin aufgeftellten Grundfäge 
als die befchloffenen Maßregeln follen unabänderlicdy gehandhabt werden. 


Art. 91. 

(Abtretungen Sr. Maj. des Königs von Sardinien an den Kanton Genf.) 

Se. Maj. der König von Sardinien treten an den Kanton Genf 
die im obſtehenden achtzigften Artikel bezeichneten Landestheile ab, un: 
ter den in der, mit der Auffchrift: Weberlaffung Str. Maj. des 
Königs von Sardinien an den Kanton Genf verfehenen 
Urfunde*) aufgezählten Bedingniffen. Diefe Urkunde fol als ein Be: 
ftandtHeil des gegenwärtigen allgemeinen Vertrags, welchem fie ange: 
hängt ift, betrachtet werden, und gleiche Kraft und Gewicht haben, 
als wäre diefelbe wörtlich dem vorhergehenden Artikel einverleibt. 


Art. 92. 
(Neutralität von Chablais und Faucigny.) 

Die Provinzen Chablais und Faucigny und alles Savoyiſche, Ugine 
nördlich gelegene, Sr. Maj. dem König von Sardinien zugehörige 
Land, follen im der fchweizerifchen Neutralität eimbegriffen fein, fo 
wie diefelbe von den Mächten anerfannt und gewährleiftet if. 

Demnach werden, fo oft die der Schweiz benachbarten Mächte im 
Zuftande ausgebrochener oder drohender Feindſeligkeiten flehen, die 
Truppen Sr. Majeftät des Königs vom Sardinien, welche fi in jenen 
Provinzen befinden möchten, ſich zurüdzichen, und fie können dafür, 
wenn es nothwendig ift, ihren Weg durd das Wallis nehmen. Es 
dürfen Eeine andern bewaffneten Truppen irgend einer Macht ſich dort 
aufhalten oder durchziehen, mit Ausnahme derer, welche die ſchweizeri⸗ 
ſche Eidsgenoſſenſchaft daſelbſt aufzuftellen für gut finden würde. Wohl 
verftanden, daß diefes Verhältniß die Verwaltung jener Provinzen auf 
feine Weife hemmen fol, und daß die Zivilbeamten Sr. Maj. des Kö: 
nigs fich dafelbft auch der Bürgerwache für Erhaltung guter Ordnung 
bedienen können. 


*) Siehe oben Neo. 13. 
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Art. 9. 
(Defterreihifhe Grenzen in Stalien.) 

Gemäß den in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beſtim— 
mungen, werden die Grenzen der Staaten J. K. K. apoftol. Majeftät 
in Italien folgende fein: 

5. Auf Seite der Schweiz die alte Grenze der Lombardei und jene, 
welche die Thäler Weltlin, Worms und Kleven von den Kantonen 
Oraubünden und Teffin trennt. Da, wo der Thalweg des Po die 
Grenze bildet, wird fefigefept, daß die Veränderungen, welche der 
Lauf diefes Fluffes in der Folge erleiden mag, weiterhin auf den De: 
finftand der darin befindlichen Infeln ohne Wirfung bleiben follen. 


XVII. 


Auszug 


der die Schweiz betreffenden Beſtimmungen des Kouferenz⸗ 
Protokolls der Minifter der alliirten Mächte in Paris, 
vom 3. November 1815. 





Verfügungen über die von Franfreih zu mahenden 
Abtretungen. 


Art. A. 

Schweizerifhe Eidsgenoffenfhaft. Werfoir mit demjeni- 
gen Theil der Landfchaft Ger, welchen Franfreich abtreten wird, foll 
mit der Schweiz vereint werden, um zum Kanton Genf zu gehören. 
Die Gemeinde St. Julien, im feanzöfifchen Theil von Savoyen, fol 
gleichfalls dem Kanton Genf einverleibt werden. 

Die Neutralität der Schweiz foll auf einen Landſtrich ausgedehnt 
werden, der ſich nördlich einer Linie findet, die von Ugine (diefe Stadt 
einbegriffen) am mittäglichen Ufer des Sees von Annecy vorbei, bis an 
den See von Bourget und bis an die Rhone gezogen wird, — auf die 
nämliche Weife, wie diefelbe durch den 92 Artikel des Endbeſchluſſes 
des Wiener Kongreffes auf die Landfchaften von Chableis und Faucigny 
ausgedehnt ward. 

Art. 5. 

Sardinien. Um Ge. Maj. den König von Sardinien in einem 

richtigen Verhältniß an den Wortheilen Theil nehmen zu laffen, welche 
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aus den gegenwärtig mit Frankreich getroffenen Ginrichtungen hervorge⸗ 
ben, ift man übereingefommen: es fol derjenige Theil von Savoyen, 
der in Kraft des Parifer Vertrags vom 30. Mai 1814 bei Frankreich 
verblieben war, den Staaten Sr. Sardinifchen Majeftät eimverleibt 
werden, die Gemeinde St. Julien ausgenommen, die mit dem Kanton 
Öenf vereint werden foll. 

Die Kabinette der vereinten Höfe werden ihre gute Verwendung ein: 
teten laffen, um Se. Sardinifhe Majeftät geneigt zu machen, dem 
Kanton Genf die Gemeinde Chene-Thoner, nebſt einigen andern für 
den freien Zufammenhang des Schweizergebiets von Juſſy erforderli- 
hen, abzutreten, gegen Nüdgabe, von Seite des Kantons Genf, des 
zwifchen der Straße von Evian und dem See ‚gelegenen Landesſtrichs, 
welcher durch die Urkunde vom 29. März 1815 von Sr. Sardinifchen 
Majeftät abgetreten worden war. 

Da die franzöfifche Regierung eingewiligt hat, ihre Douanenlinie 
auf der Seite des Jura von der Schweizergrenze zurückzuziehen, fo 
werden die Kabinette der vereinten Höfe ihre gute Verwendung eintreten 
laffen, um Se. Sardinifche Majeftät gleichfalls zur Zurüdziehung 
derfelben auf der Seite von Savoyen zu bewegen, wenigſtens eine 
Stunde weit von der Gchweizergrenze und auswärts von Voirons, 
Saleve und den Bergen von Sion und Wuache. 


XVIII. 
Auszug 


der die Eidsgenoſſenſchaft betreffenden Artikel des am 

20. November 1815 zu Paris von Defterreih, Muß: 

land, England, Preußen und ihren Verbündeten, mit 

Franfreich abgefchloffenen und unterzeichneten Defini: 

tive Traftats, 

Art. 4, 

Die Grenzen Franfreichs bleiben fo, wie fie im Jahr 1790 wa: 
ren, bis auf die gegenfeitigen, in dem gegenwärtigen Artikel angege: 
benen Veränderungen. 

2) Bon dem Ausfluffe der Lauter an, längs den Departementen 
des Niederrheins, des Oberrheind, des Doubs und des Jura bis zum 
Kanton Waadt. bleiben die Grenzen, wie fie durch den Veriſer Trak⸗ 
tat beſtimmt wurden. 

3) Um eine unmittelbare Verbindung zwiſchen dem Kanton Genf 
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und der Schweiz herzuftellen, foll derjenige Theil der Landſchaft Ger , 
welcher öftlich von dem Leman, füdlih vom Gebiet des Kantons Genf, 
nördlich durch den Kanton Waadt und weftlich durch den Lauf der Ber: 
foir und einer Linie, welche die Gemeinden Goller:Boffy und Meyrin 
in ſich begreift, die Gemeinde Ferney aber bei Frankreich läßt, begrenzt 
wird, — an den fehweizerifchen Bundesfiaat abgetreten werden, um 
folhen dem Kanton Genf einzuverleiben. Die franzöfifche Douanenlinie 
foll mweftlih vom Jura aufgeftellt werden, fo daß die ganze Landfchaft 
Ger außerhalb diefer Linie zu liegen kommt. 

6) Die hohen Fontrahirenden Mächte werden innerhalb drei Mona: 
ten nach Unterzeichnung des gegenwärtigen Traftats Kommiffarien er: 
nennen, um alles, was auf die beiderfeitige Grenzbeſtimmung Bezug 
bat, in Ordnung zu bringen ; und fobald als die Kommiffarien mit der 
Arbeit zu Stande find, follen Karten angefertigt und Grenzpfähle zu 
Bezeichnung der gegenfeitigen Grenzen errichtet werden. 


Art. 2, 

Diejenigen Plätze und Bezirfe, die in Gemäßheit des vorhergehen⸗ 
den Artikels nicht mehr Beftandtheile des franzöfifchen Reichs bleiben - 
follen, werden an die Verfügung der allüirten Mächte geftellt werden , 
und zwar inner denjenigen Friften, die dur den neunten Artifel der 
dem gegenwärtigen Vertrag angehängten Militär:Konvention feftgefegt 
find; und Se. Majeftät der König von Frankreich leiftet auf immer für 
fi), feine Erben und Nachfolger gänzlih Verzicht auf alle Souve: 
rainetäts: und Gigenthumsrechte, die bisher von Sr. Majeftät in 
Hinfiht auf die benannten Pläpe und Bezirfe ausgeübt worden find. 


Art. 3. 

Da die Feftungsiwerfe von Hüningen die Stadt Bafel beftändig in 
Unruhe verfegt haben, fo find die hohen Fontrahirenden Mächte, um 
der Schweiz einen neuen Beweis ihres Wohlwollens und ihrer Vorforge 
zu geben, unter fich übereingefommen , die Feftungswerfe von Hüningen 
niederreißen zu laffen, und die franzöfifche Regierung macht fi) aus dem 
nämlichen Beweggrunde anheiſchig, fie niemals wieder herzuftellen, 
und wenigſtens auf eine Entfernung von drei Meilen von der Stadt 
Baſel Feine andern Feftungswerfe an ihrer Statt zu errichten. 

Die Neutralität der Schweiz fol auf das Gebiet ausgedehnt werden, 
welches nördlich einer Linie liegt, die von Ugine ausläuft (diefe Stadt 
mit einbegriffen), füdwärts am See von Annecy vorbei, über Faverge 
bis Zecheraine, und von da bis zum See von Bourget und zur Rhone 
bingeht, fo wie es durch den Artikel 92 der Schlußafte des Wienert 
Kongreffes mit den Provinzen von Chablais und Faucigny gefchehen ift. 


XIX. 


Verwahrung 


der Nechte des Freiſtaats Graubünden gegen die Abreißung 
von Veltlin, Kleven uud Worms, uud derfelben Ein: 
verleibung au das lombardifchsvenetianifche Königreich, 
von dem großen Nathe des Standes Graubünden an die 
in der Schweiz refidirenden Minifter von Defterreich, 
Preußen, Rußland, England und Franfreich, zu Hans 
den ihrer allerböchften Höfe, erlajien. 


Die Regierung des Standes Graubünden, indem fie der eidgenöf: 

ſiſchen Tagſatzung die Anzeige macht, daß die von den hohen Mäcdhs 
ten, welche den Parifer Vertrag vom 20. Merz lesthin unterzeichnet 
haben, erlaffene Grflärung , durch die Gemeinden, ihre Kommittenten, 
ratifizirt worden it, foll, aus Auftrag derfelben, gleichzeitig die nad): 
ftehende Erklärung beifügen, auf daß diefelbe Ihrer Majeftät — — 
vor Augen gelegt werde. 
Es ertheilen die Grauen Bünde ihren Beitritt der obgedadhten Ver: 
handlung nur aus Ehrfurcht für die hohen Mächte, welche geruhet 
haben die Entfcheidung der Zwiſte verfchiedener Kantone zu lberneh: 
men, dadurdy die Cintracht und den innern Frieden der Eidsgenoffen- 
ſchaft zu befeftigen, ihre die Wohlthat einer immerwährenden Neutra= 
fität zu bewilligen, und damit ihre Unabhängigkeit und ihre Werhält: 
niffe zu und unter den Übrigen europäifchen Mächten ſicher zu fiellen; es 
wollen aber die Grauen Bünde durch diefe Ratififation ihren unbeftreit: 
baren und unverjährbaren Rechten auf die Landfchaft Weltlin und die 
Graffchaften von Kleven und Worms, feinen Abbruch thun, mod) 
denfelben Abbruch zu thun erachtet werden, indem fie auf diefe Rechte 
nie verzichtet haben, nie verzichten, noch durch jenen Akt darauf ver 
zichtet haben wollen. 

Die Grauen Bünde erflären hinwieder, daß fie zur Ratiſikation 
jener Verhandlung nur allein dadurch beftimmt werden fonnten, weil 
diefelbe keinen Artikel enthält , welcher in direftem Widerfpruch mit 
den obgedachten Rechten fände, mit Rechten, welche fie ſich auf's 
förmlichfte vorbehalten, und die fie um fo mehr auch fernerhin von den 
hohen Mächten, welche die Verhandlung unterzeichnet haben, zu for= 
deen fich berechtigt halten, als diefelben auf einen dreihundertjährigen 
Befig , auf das wiederholt von den verbündeten Mächten gethane Wer: 
fprehen der Rüderftattung jener Landfchaften, und endlich auf die 
Grundfäge der Gerechtigkeit und auf Schicklichkeit gegründet find. 
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Anden wir uns hinfichtli der Gerechtigkeit unferer Forderungen 
auf die Gründe berufen, die in dem unterm 28. Apeil legthin an Euer 
Erz. erlaffenen Schreiben dargeftellt find, beſchränken wir uns, an die 
feierlichen Gewährleiftungen zu erinnern, welche durch die Verträge 
mit den Kronen von Defterreid, und Spanien in den Jahren 1639, 
1642, 1726, 4763, mit den vereinten Provinzen der Niederlande 
durch die Kapitulationen von 1710 und 1713 und durch den Vertrag 
von Utrecht vom Jahr 1713, mit Franfreih und Preußen, Savoyen 
und Großbritannien durch den nämlihen Vertrag, und mit diefer 
letztern Macht noch im Jahr 1707, endlich mit dem deutfchen Kai: 
fer und dem Reid, fo wie mit Schweden durch den Vertrag von 
Osnabrück und durd) denjenigen von Baden, und durd) mehrere andere 
Verträge, weldye hier anzuführen allzuweitläufig fein würde, feſtgeſetzt 
worden find, indem diefe Werträge ohne Ausnahme Veltlin, Kleven 
und Worms ald Graubünden zugehörige Landfchaften anerfannt und 
gewährleiftet haben. | 

Nach fo vielfältigen Verkommniſſen, die von Seite der europälfchen 
Mächte mit der Schweiz und mit Graubünden insbefondere find getrof: 
fen worden, um denfelben jene militärifche Grenze zu fichern , die ihnen 
nicht minder unentbehrlich ift als die weltlichen Grenzen, erhellet offen: 
bar, daß alle Mächte für ſchicklich erachtet haben, daß diefelbe der 
Gidsgenoffenfchaft angehören fol, und die Erfahrung bekräftigt diefe 
Behauptung. 

Während einer Reihe von Jahrhunderten, durch welche jene Zand- 
ſchaften von unferm Freiftaate find befeffen worden, ift die Ruhe von 
alien, von Zirol oder jedes andern Theiles von Deutfchland, von 
diefee Seite Her mie geftört worden, umd hingegen ift das Beltlin 
während der achtzehn Jahre, in denen Graubünden desfelben beraubt 
war, zum Angeiffspunfte gegen die umliegenden Landfchaften geworden. 

Die Grauen Bünde, von unbegrenztem Vertrauen in die Gerech— 
tigkeit und das Wohlwollen der am Wiener Kongreffe verfammelten 
Mächte erfüllt, nähren die Hoffnung, und wagen es aud diefe Er: 
klärung mit dem förmlichen Begehren zu begleiten, daß Ihre Maje— 
ftäten, unter günftigern Umftänden, ihren Forderungen, durch Zurüd: 
gabe von Veltlin, Kleven und Worms an die Schweiz, Gerechtigkeit 
widerfahren zu laffen geneigt fein werden. 

Es ift der Regierung fehe angenehm, gleichzeitig Euer Exz., im 
Namen ihrer Kommittenten , die MVerficherung ihrer dankbaren Geſin— 
nungen für Ihre Fonziliatorifhen NRäthe und für die von Ihnen ges 
thanen Schritte zu Vereinbarung der wefilichen Grenze mit der Schweiz 
aus drücken zu können. 

Wir benutzen dieſe Gelegenheit annoch, um Euer Exz. die Wer 
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fiherung unſerer vollfommenen und ausgezeichneten Hochachtung zu 
erneuern. 
Chur, am 10. Brachmonat 1815. 


(Folgen die Unterfchriften.) 


XX. 
Anerkennungs- und Gewährleiſtungs⸗Urkunde 


der immerwährenden Neutralität der Schweiz und der Un— 
verletzbarkeit ihres Gebietes. 


Nachdem der Beitritt der Schweiz zu der in Wien am 20. Merz 
1815 von den Mächten, welche den Pariſer Vertrag unterzeichnet ha— 
ben, ausgeftellten Erflärung, den Miniftern der kaiſ. und Fönigl. 
Höfe durch die Urkunde der fchweizerifhen Tagſatzung vom 27. dar: 
auf folgenden Mai, gehörig fund gemacht worden:- fo hand der Aus- 
fertigung der Urkunde über die Anerfennung und Gewährleiſtung der _ 
immerwährenden Neutralität der Schweiz in ihren neuen Orenzen, 
fo wie diefe durch obige Erklärung beſtimmt find, nichts im Wege. 
Snzwifhen haben die Mächte «8 für rathfam erachtet, die Unterzeich- 
nung diefer Urkunde bis auf den heutigen Tag zu verfhieben, um 
die Veränderungen berüdfihtigen zu können, welche die Kriegsereig- 
niffe und die in Folge derfelben zu treffenden Anordnungen in den 
Grenzen der Schweiz hervorbringen, und die Modifikationen , welche 
ebenfalls rückfichtlich jener Verfügungen eintreten möchten , die das der 
Wohlthat der Neutralität ads Eidsgenoſſenſchaft theilhaft gemachte Lan: 
desgebiet betreffen. 

Nahdem nun diefe — durch die Beſtimmungen des 
Pariſer Vertrags vom heutigen Tage feſtgeſetzt worden find, ſo er 
theilen die Mächte, welche die Wiener Erklärung vom 20. Merz unter: 
zeichnet haben, durdy die gegenwärtige Urkunde eine fürmliche und 
zechtsfräftige Anerkennung der immerwährenden Neutralität der Schweiz, 
und fie gewährleiften derfelben auch den unverlegten und unverletzbaren 
Deftand ihres Gebietes, in feinen neuen Grenzen, wie ſolche theils 
durch die Urkunde des Wiener Kongreffes, theils durch den Parifer 
Vertrag vom heutigen Tage feftgefegt find, und wie fie es ferner 
noch fein werden, in Folge der Verfügungen des als Beilage aus: 
zugsweife mitfolgenden Protofolls vom 3. November, worin zu Gun— 
fien der Gidsgenoffenfchaft ein neuer Gebiets zuwachs von Savoyen her, 
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für die Ausrundung und Oeffnung des Gebiets des Kantons Genf 
zugeſichert wird. 

Die Mächte anerfennen und gewährleiſten gleichmäßig die Neutra— 
lität derjenigen Theile von Savoyen, welchen durch die Urkunde des 
Wiener Kongreſſes vom 29. Merz 1815, und durch den Pariſer Ber: 
trag vom heutigen Tage, der Genuß der fchweizerifhen Neutralität 
auf gleiche Weife zugefichert wird, als wären fie Beftandtheile diefes 
Landes. 

Die Mächte, welche die Erflärung vom 20. Merz unterzeichnet 
haben, anerkennen durch die gegenwärtige rechtskräftige Urfunde, daf 
die Neutralität und Unverlegbarfeit der Schweiz, fo wie ihre Unab: 
hängigfeit von jedem fremden Einfluß, dem wahren Intereſſe aller 
europäifhen Staaten entſpreche. 

Sie erflären, daß Feinerlei den Rechten der Schweiz hinſichtlich 
auf ihre Neutralität und die Unverlegbarkeit ihres Gebiets nachthei= 
lige Folgerung auf diejenigen Greigniffe gegründet werden könne noch) 
ſolle, welche den Durchmarfch der alliirten Truppen über einen Theil 
des Schweizerbodens veranlaßt haben. Diefer durch die freie ‚Zuftim: 
mung der Kanton? in dem Vertrag vom 20. Mai bewilligte Durch: 
marſch war eine matürkiche Folge des offenen DBeiteitts der Schweiz 
zu den Grundfägen, welche die Mächte in dem von ihnen unterzeich— 
neten Bundesvertrag vom 25. Merz zu Tage gelegt hatten. 

Es anerkennen die Mächte mit Vergnügen, daß die Bewohner der 
Schweiz in jenem ‚Zeitpunft der Prüfung bewieſen haben , daß fie für 
das gemeine Wohl und zu Unterflügung einer Sache, für welche alle 
Mächte fi zu gemeinfamer Anftrengung vereint haben, große Opfer 
zu bringen wußten, und daß die Schweiz demnach auch jene Vortheile 
zu erhalten verdient hat, die ihre theils die Verfügungen des Miener 
Kongreffes, theils der Parifer Vertrag vom heutigen Tage und die 
gegenwärtige Urkunde zufichern, welcher beizutreten alle europäifchen 
Mächte follen eingeladen werden. 

Zu Belräftigung des Obftehenden ward gegenwärtige Erklärung 
ausgeftellt und unterzeichnet zu Paris, am 20. November des na: 
denjahrs 1815. 


unterſchriften: 


Oeſterreich: Der Fürſt von Metternich. 
Der Freiherr vou Weſſenberg. 
Frankreich: Richelieu. 
Großbritannien: Caſtlereagh. 
Wellington. 
Portugall: Der Graf von Palmella, 
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Preußen: Der Fürſt von Hardenberg. 
Der Freiherr von Humbold. 
Rußland: Der Fürſt von Rafumeoffsfy. 
Der Graf Capo d'Iſtria. 
Note. 


Bon allen denjenigen hoben Mächten, welche die Kongreg-Urfunde vom 
20. Merz 1815, und den Tefinitiv-Traftat vom 20. November besfelben 
Jahres unterzeichnet haften, nämlich, von Defterreih, Spanien, Frank⸗ 
reich , Großbritannien, Portugal, Preußen, Rufland und Schweden ‚find 
der fihweigerifihen Eidsgenoſſenſchaft befondere Ausfertigungen: der vorſtehen⸗ 
den Anerfennungs» und Gewaäbrleiftungs-Urfunde der immerwährenden Neu- 
tralitat der Schweiz und der Unverlegbarfeit ihres Gebiets zugeftellt worden, 
welche im eidsgenöffifchen Archiv aufbewahrt werden. 


XXI. 


Vereinigungsurkunde 
des 
ehemaligen Bisthums Baſel mit dem Kanton Bern. 


In Folge der am 20. Merz 1815 unterzeichneten Erklärung des 
Kongreſſes zu Wien, durch welche die daſelbſt zur Vervollſtändigung 
des Friedens-Traktates von Paris vom 30. Mai 1814 verfammelten 
hohen verbündeten Mächte feftgefegt haben, daß die Länder, die das 
Bisthum Baſel, nebſt der Stadt und dem Territorium von Biel, 
bildeten , mit alleiniger Ausnahme eines dem Kanton Baſel einverleib: 
ten Bezirks, und eines Pleinen Stüdes eingefchloffenen Landes, das 
mit voller Zandeshoheit dem Fürſtenthum Neuenburg übergeben ward, 
in Zukunft einen Beſtandtheil des Kantons Bern ausmachen follen, 
mit der fernern Verfügung, daß die betreffenden Vereinigungsurkun⸗ 
den, den im genannter Erklärung beftimmten Orundfägen gemäß , 
durch Kommiffionen errichtet werden follen, die aus einer gleidyen An⸗ 
zahl von Abgeordneten beider intereffirten Theile gebildet feien, da 
dann diejenigen für das Bisthum Baſel durch den Direftorial: Kanton 
aus den angefehenften Bürgern des Landes ernannt werden follen. 

Vermöge der Beitrittsafte der Tagſatzung der fehweizerifchen Eids— 
genoffenfhaft zu Zürich, vom 27. Mai 1815, auf welche die wir: 
liche Uebergabe des Bisthums Baſel durch das General-Gouvernement 
der hohen verbündeten Mächte in die Hände der fchweizerifhen Eids— 
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genoſſenſchaft Statt fand , Haben einerfeitd die Hochwohlgebornen Gnä⸗ 
digen Herren Schultheiß und kleiner Rath der Stadt und Republif 
Bern, dazu mit Vollmachten des fonverainen Rathes verfehen, zu 
Kommiffarien für den Kanton Bern ernannt: Die Herren 

Abraham Friedrih von Mutach, Staatsrath und Kanzler der 
Akademie. 

David Rudolf von Fellenberg, Staatsrath, Präſident des 
oberſten Ehegerichts. 

Karl RudolfvonKirchberger, von Roll, geweſener Staatsrath. 

Gottlieb von Jenner, geweſener Staatsrath, Oberamtmann zu 
Interlacken. 

Emanuel Ludwig von Ougspurger, des ſouverainen Rathes, 
und geweſener Oberamtmann zu Nydan. 

Karl Ludwig von Haller, des fouverainen Rathes und Pro: 
felfor der Staatswiffenfchaften. 

Albrecht Friedrih von Mai, von Scadau, des fouverainen 
Rathes , Zehens: Rommilfarius. 

Anderfeits hat der Direftorial: Kanton Zürich, zu Deputirten für 
das Bisthum Baſel, ernanttt : die Herren 

Urfann Joſeph Conrad Freiherr von Billieur, Statthalter des 
General: Kommiffariats der Eidsgenoffenfchaft im Bisthum Bafel, ger 
weſener Stabsoffizier in den Garden Sr. Allerchriſtt. Maj. von 
Franfreich. 

Peter Joſeph Gerlah Arnour, Meier der Stadt Pruntrur, und 
Rath am Gerichte diefer Stadt. 

Anton von Grandvillers, Meier der Stadt Delfperg, ſchwei⸗— 
zerifchee Oberft: Lieutenant, Ritter des Militär: Ordens des Heil. 
Ludwigs. 

j Jakob Gobat, geweſener Meier und Notar zu Gremine, Frie⸗ 
densrichter und Präfident des erſtinſtangtichen Gerichts des Diſtrikts 
Münſterthal. 

Johann Heinrich Belrichard, Meier und Notar zu Courtlary, 
geweſener Hauptmann im königlich-preußiſchen Dienſten. 

Jakob Georg Chiffelle, Präſident des Rathes der Stadt 
Neuenſtadt. 

Friedrich Heilmann, von Biel, Mitglied der vom großen und 
kleinen Rathe dieſer Stadt ernannten Regierungs-Kommiſſion. 

Nachdem num dieſelben ſich am 3. November 1815 in Biel ver: 
fammelt haben, um die Bereinigungsurfunde zwiſchen dem Kanton 
Bern und dem Bisthum Baſel abzufchliefen , fü find fie, von gleicher 
Geſinnung belebt, die Vereinigung beider Länder in ein gemeinfames 
Vaterland auf feſte Grundfagen zu ftügen und zur wechfelfeitigen Zu: 
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feiedenheit zu bewerkſtelligen, im weiterer Entwickelung der in der 
Erflärung des Wiener Kongreffes beſtimmten Grundfäge, unter Bor: 
behalt der Ratififation, Über folgende Artikel Übereingefomnten: 

Art. 1. Die römiſch-katholiſche Religion wird gewährleiftet, um 
in ihrem jegigen Zuſtand gehandhabt, und in allen Gemeinden des 
Bisthums Baſel, wo fie gegemmwärtig beſteht, als öffentlicdyer Gottes— 
dienft freisausgeibt zu werden. Der Diocefan:Bifchof und die Pfatrer 
werden ungeflört ihre ganze geiftlidye Gerichtsbarkeit, nach den allge: 
mein angenommenen flaatsrechtlihen Verhältniſſen zwifchen der welt⸗ 
lichen und geiftlichen Macht, genießen; fie werden ebenfalls ohne Hin- 
derniß ihre Amtsverrichtungen erfüllen, namentlich” der Biſchof feine 
biſchöflichen Vifitationen, und alle Katholifchen ihre Religionshand- 
lungen. 

Doch jollen die Alten der geiftlichen Gerichtsbarkeit dem Gutheißen 
der Regierung, nad) darüber feftzufegenden Formen, unterworfen fein. 

Es wird eine Offizialität im katholiſchen Theil des Bisſsthums 
fein, deren Attribute die nämlichen fein werden, wie in den übrigen 
fatholifchen Kantonen der Diocefe von Bafel. Die Grundfäge und die 
Berrichtungen diefer Dffigialität werden in der Folge durch Leberein: 
funft zwifchen der bifchöflichen Behörde und der Regierung von Bern 
beftimmt werden. 

Art. 2. Auf den Fall, daß durch Fünftige Verfügungen ein Bis: 
thum Baſel beibehalten würde, verpflichtet fich der Kanton Bern, im 
Verhältniffe der übrigen Länder, die in Zukunft unter der geiftlichen 
Berwaltung des Biſchofs fichen werden, zu den für die Erhaltung 
diefes Prälaten, feines Kapitels und feines Seminariums nöthigen 
Summen beizutragen. 

Art. 3. Die Anftalten für den Meligionsunterricht ſollen fortbe— 
ſtehen, unterhalten und verwaltet: werden, auf die nämliche Weiſe, 
wie es bis dahin gefchehen, namentlid die Pfarrfchulen und die Kolle⸗ 
gien zu Prunteut und Delfperg. Die ihnen zugehörigen nicht verkauf: 
ten Liegenſchaften und die noc vorhandenen Kapitalien werden ihnen 
zurückgegeben werden. 

Art. 1. Die Regierung von Bern füchert den. Batholifchen Ge: 
meinden das Cigenthum und die Verwaltung ihrer noch eriftirenden 
Kirchengüter (Fonds de fahrique) zu, die fie entweder bereits be- 
figen, oder wieder. erhalten könnten. Ihr Ertrag foll zu den Ausgas 
ben fire den Gottesdienft, fo wie zur Grbauung, zum lnterhalt und 
zur Verzierung der Tempel verwendet werden. Die Verfchenkungen 
und Bergabungen zu Gunften derfelben wird man: anerfennen und re⸗ 
fpeftiren. 

Art. 5. Die Kirchfpiele, von denen der Regierung von Bern ein 
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genaues Verzeichniß wird zugeſtellt werden, ſollen ihren gegenwärtigen 
Umfang behalten, und ohne Zuſtimmung der biſchöflichen Behörde 
darin keine Veränderung vorgenommen werden können. Auch ſollen 
zu ihrer Beſorgung eben ſo viele Pfarrer angeſtellt werden, als es 
Kirchſpiele gibt. 

Art. 6. In den Gemeinden, welche die gedachten Kirchhören 
bilden, follen fich die Lehrer und Profefforen der öffentlichen Schulen 
zu der Fatholifchen Religion befennen. Die Pfarrer werden durd den 
Bifchof ernannt und der Regierung vorgeftellt, welche fie in den Be— 
fig ihres weltlichen Benefiziums fegen wird. Sie follen auch aus. den 
im Kanton verbürgerten Geiftlichen genommen werden, es fei dann, 
daß Feine hinreichende Anzahl von Prieftern , welche diefe Gigenfchaft 
befißen , vorhanden wäre. 

Art. 7. Da die Regierung von Bern gefonnen ift, das Schick⸗ 
ſal der Fatholifchen Pfarrer zu verbeffern, fo erklärt fie, daß, von den 
drei erfien Monaten nad) der Uebergabe des Landes am gerechnet, das 
von der Regierung zu beziehende Gehalt der genannten Pfarrer auf 
das Minimum von achthundert und auf das Marimum von zwölfhun: 
dert franzöfifhen Franken wird beftimmt werden, je nach der Wich— 
tigkeit der Pfarreien, oder nah der Schwierigkeit ihrer Beſorgung, 
und ohne Inbegriff der ‚Zulage, die den Kantonal:Pfarrern zukommt. 
Dermittelft deffen follen die Kirchgemeinden von den Befchwerden be: 
freit fein, denen fie im diefer Rüdficht unter der franzöfifchen Verfaſ— 
fung unterworfen waren. Hingegen. werden fie ihren Pfarrern ein 
Pfarrhaus, einen Garten und das nöthige Holz zur Feuerung liefern. 
Die Unterhaltung der Pfarrhäufer wird noc ferner den Gemeinden 
obliegen,, die bisher dazu verbunden waren. Die Regierung verpflichtet 
fi) aber, denjenigen , deren Mittel als unzureichend erfunden würden, 
zu Hülfe zu kommen. Alfälige Vergabungen und Schenkungen, um 
die Pfarren aufs Neue auszuſteuern, werden anerfannt und reſpektirt 
werden, doch unter der Oberaufficht der Regierung. 

Art. 3. Wenn aus Mangel einer hinreichenden Anzahl von Prie: 
fteen ein Pfarrer genöthigt wäre, zwei Pfarren zu befergen, fo wird 
er außer dem Gehalt, welchen er genießt, noch die Hälfte desjenigen 
beziehen, dad der verledigten Pfarre beigelegt ift. 

Art. 9. Dee Kanton verpflichtet ſich förmlich, dem ehemaligen 
Fürft:Bifchof von Bafel, von dem ‚Zeitpunkt der Vereinigung des Bis: 
thums mit dem Kanton Bern anzurechnen , feinen verhältnifmäßigen 
Beitrag zur Summe von zwölftaufend Reichsgulden zu bezahlen, welche 
durch die Erklärung des Miener Kongreffes als Wermehrung der 
Iebenslänglichen Penfion des genannten Fürſt-Biſchofs, fo wie zum 
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Unterhalt der Domherren des ehemaligen Stifts von Baſel, beftimmt 
worden find. 

Art. 10. In den Bezirken des Bisthums Baſel, die fih zur 
teformirten Religion befennen , wird die Geiftlichfeit unter den gleichen 
Geſetzen, wie diejenige des Kantons Bern ſtehen. Die Pfarrer wer: 
den nad einem Progreffiv-Syftem, welches dem für die Pfarrer des 
Kantons Bern eingeführten ähnlich ift, befoldet werden, das ſowohl 
für den Betrag der Befoldung, als in Rückficht des Ranges und der - 
Beförderung, zur Richtſchnur dienen wird. Diefe Werbefferung der 
Pfarrbefoldungen foll drei Monate nach der Uebergabe des Bisthums 
an den Kanton Bern ihren Anfang nehmen. Won diefem nämlichen 
‚Zeitpunft an werden die Supplementar-Befoldungen , welche die Pfar- 
ter von ihren Gemeinden als Gegenwerth der zum Vortheil der Ich: 
teen veräußerten Kirchengüter bezichen, für Rechnung des Kiechenfonds 
in die Staatsfaffe fließen , es fei denn, daf die genannten Cemeinden 
den Staat die gedachten veräußerten Kirchengüter reftituiren. 

Die reformirten Pfarrer des Bisthums werden, unter dem Präfi: 
dium eines Dekans, eine befondere Klaffe Bilden. 

Art. 11. Die Pfarrer im reformirten Theil werden auf gleiche 
MWeife, wie im Kanton Bern, durch die Regierung auf den Mor: 
ſchlag des Kirchenraths und nach der Vorſchrift der Geſetze ernannt 
werden. 

Art. 12. Die Regierung von Bern wird auf Mittel bedacht 
fein, die Studien der jungen Geiftlichen des Bisthums Baſel, die ſich 
zur reformirten Religion befennen, zu erleichtern, umd diejenigen, die 
ihre Studien in Bern machen, werden gleich den Geiftlichen des Kan: 
tons, am den durch die Regierung errichteten Alumnaten und andern 
afademifchen Benefizien Theil haben. 

Art. 13. Die gegemvärtig eriftirenden Wiedertäufer und ihre Nach: 
fommen werden des Schutzes der Geſetze geniefen, und ihre Kultus 
wird geduldet werden, unter dem Vorbehalt: daß fie, zur Regel: 
mäßigkeit der bürgerlichen Ordnung, innert einer von der Regierung 
zu beftimmenden Zeit, ihre Ehen und die Geburt ihrer Kinder im die 
öffentlichen Mödel einfchreiben laffen; daß ihr Handgelübde in Rück⸗ 
fiht der gefeglichen Kraft die Stelle des Eides vertreten und im Fall 
von Widerhandlung den nämlichen Folgen unterworfen fein foll; und 
endlich daß fie zwar, gleich dem librigen Kantonsangehörigen, zum 
Dienft der Auszüger und der Landwehr verpflichtet fein ſollen, Hinges 
gen aber ſich, nach darüber befichenden Bandeversrönungen, erfeßen 
laffen können. 

Art. 44. Die Aufhebung der feanzöfifchen Gefehgebung in den: 
jenigen Theilen des Bisthums, wo fie noch befteht , wird als Grund: 
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faß angenommen; der Zeitpunkt diefer Aufhebung wird aber durch die 
Regierung beftimmt werden. Die während der Dauer diefer Geſetz⸗ 
gebung nach ihren Vorſchriften gefchloffenen Transaktionen follen rechts: 
fräftig verbleiben. Es wird durch die Regierung eine Kommiflion von 
Rechtögelehrten ernannt werden, um eine auf die Rechte und Gewohn⸗ 
heiten des Landes und auf die Bernerifchen Geſetze ald Subfidiarrecht 
gegründete Sammlung von Anordnungen zu veranflalten, die dem 
fouverainen Rath zur Genehmigung vorgelegt werden fol, 

Art. 15. Der franzöfifhe Keiminalfoder, umd derjenige über den 
Kriminalprozeß, werden, vom Tage der Mebergabe des Landes an 
den Kanton Bern, abgeſchafft. Man wird an ihrer Stelle die Kri- 
minalprozeßform und den Kriminalfoder einführen, die bei den Gerich- 
ten von Bern in Uebung find. 

Art. 16. Das Bisthum Baſel wird in Oberämter eingetheilt 
werden, deren Anzahl, Umfang und Amtsſitze durch die Regierung 
beftimmt werden. Jeder Aıntsbezirf fol feine Lofalz und untergeord⸗ 
neten Behörden haben, wie die des Kantons Bern, und nad den 
durch die Werordnung vom 20. Juni 1803 aufgefielten Grundfägen. 

Art. 17. Da die Ausübung der politifchen Rechte durch die Bür— 
gerrechte bedingt ift, fo werden die letztern hergeſtellt. Die Befugniß 
zur Aufnahme in diefelben, und die Beftimmung der daherigen Bedin- 
gungen, wird den Städten und Gemeinden zugefichert, auf gleiche 
Weiſe, wie ſolches im Kanton Bern beſteht. Doc behaftet ſich die 
Regierung vor, über die bürgerliche Griftenz derjenigen Fremden zu 
verfügen, die unter der, franzöfifchen Verfaſſung Eigentum erworben 
haben, - 

Art. 18. In Uebereinffimmung mit der Erklärung des fouverainen 
Rathes vom 241. September 1815, fönnen die Städte und Gemeinden 
des Bisthums ihre ehemaligen Munizipal = oder Gemeindsverfaffungen 
wieder herfichen, und auc die in ihren Räthen erledigten Stellen er: 
gänzen oder neu befegen. Sie follen ihre chemaligen Rechte, Freiheis 
ten und Gewohnheiten genießen, in fo fern diefelben mit den allgemei- 
nen Ginrihtungen des Kantons verträglich find. Das Eigenthum und 
die Verwaltung ihres beweglichen und unbeweglichen Vermögens, ihrer 
Einfünfte und Lokalanſtalten wird ihnen zugefichert, jedoch unter der 
konſervatoriſchen Oberaufficht der Regierung. 

Art. 19. Die Einwohner des Bisthums Baſel follen,, ohne Unter: 
ſchied der Religion, der gleichen politifchen Rechte theilhaftig fein, 
deren die Einwohner des „Kantons Bern gegenwärtig geniefen oder im 
Zukunft geniegen mögen. Sie follen in dem fefigefeßten Verhältniß 
an den Stellen im fouverainen Mathe und andern Theil haben, fp wie 
die Verfaſſung des Kantons, und namentlich die urkundliche Erklärung 
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des ſouverainen Rathes vom 21. September 1815, es mit ſich bringt, 
welche anmit auch für die Einwohner des Bisthums geltend erklärt 
wird. Diejenigen der letztern, die ſowohl in dem Berneriſchen als in 
dem Baſelſchen Antheil des Bisthums Bürgerrechte beſitzen, ſollen ihre 
politiſchen Rechte nur am Ort ihres gewöhnlichen Aufenthaltes ausüben 
fönnen. 

Art. 20. Die künftigen Verhältniſſe zwifchen dem Stand Bern 
und der Stadt Biel find, in Folge des Artikel 4, 5 1, der Erflärung 
des Wiener Kongreffes , fefigefeßt und beftimmt worden , wie folgt: 

1) Die Stadt Biel und die drei Dorffchaften Bözingen, Läubrin— 
gen und Bingels, follen zufammen nur eine Pfarrgemeinde ausmachen. 

2) Die Stadt Biel wird wieder in ihre Munizipalrechte eingefekt, 
in fo fern fie auf die Herftellung ihrer eigenen Magiltratur, auf das 
Eigenthum und die Verwaltung ihres beweglichen und unbeweglichen 
Vermögens, ihrer Stiftungen, Spitäler und Schulen Bezug haben. 
Streitigkeiten, die fi, in Betreff der Ausübung diefer Munizipalrechte, 
zwifchen der Stadtregierung und den Bürgern erheben könnten, follen 
durch den Fleinen Rath von Bern entfchieden werden. 

3) In Sachen der adminiftrativen und korrektionellen Polizei wird 
die Stadt Biel die Attributionen der erften Inftanz haben, und un: 
mittelbar unter der oberfien Inſtanz ſtehen. 

4) Für Civilfachen foll in der Stadt Biel ein befonderes erftinftanz- 
iihes Gericht eingeführt werden, unter dem Morfige desjenigen der 
benachbarten Oberamtmänner, den die Regierung dafür beftimmen wird. 
Es foll aus vier DBeifigern beſtehen, die von der Regierung bezahlt 
und aus den Ginwohnern der Stadt Biel und ihrer Kirchgemeinde ge= 
wählt werden. Der Oberamtmann wird aus denjenigen Beifikern, die 
zugleih Mitglieder des Stadtrathes find, einen Statthalter ernennen, 
vor welchem die Prozeffe infteuirt werden follen, und dem überdich alle 
Berrichtungen eines Friedensrichters in feinem Gerichtsbezirk, welcher 
die Pfarrgemeinde iſt, zukommen. Die Verrichtungen und die Kom: 
petenz des Gerichtes follen die mämlichen, wie die eines Amtsgerichtes, 
fein; die Kompetenz; des Friedensrichters ift die der Oberamtmänner in 
Givilfarhen. 

5) Für das Kriminalwefen fliehen die Einwohner der Stadt- Biel 
unter dem Oberamt, zu dem ihre Bezirk wird gelegt werden. 

6) Die Stadt Biel wird für ihre Kirchgemeinde ein Chorgericht 
haben, das von dem oberfien Ehegericht in Bern abhängig ift, und 
deffen Attribute die nämlichen fein follen, wie die der erftinftanzlichen 
Chorgerichte. 

7) Die Verwaltung der Waiſenſachen gehört vor den Rath der 
Stadt Biel. Streitigkeiten darüber werden vor ihr Zivilgericht gebracht. 
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8) In Rückſicht ihrer Verhältniſſe zur Regierung ſoll die Stadt 
Biel unmittelbar vom kleinen Rath in Bern abhängig ſein, und es 
wird ihr das Vorrecht ertheilt, unmittelbar und ohne Dazwiſchenkunft 
einer andern Behörde, mit demſelben zu korreſpondiren. 

9) Die Stadtſatzung von Biel wird als Geſetzbuch für dieſe Stadt 
und ihre Pfarrgemeinde gehandhabt. Als Subfidiarreht werden die 
Dernerifchen Geſetze gelten. 

10) Die Regierung von Bern beftätigt der Stadt Biel ihre Ohm: 
geldrecht, ihren Zoll, und das Recht zu Beziehung eines Hinterfäß- 
geldes, in deren Beſitz fie ſich befindet; und verpflichtet ſich, diefelbe 
für den Salzhandel zu entfhädigen, welcher der Megierung zugehören 
fol. Indeſſen werden die dortigen Salzbütten Bürgern von Biel ge: 
geben werden. 

14) In allen Hier nicht beftimmten Fällen wird die Stadt Biel die 
im Kanton Bern beftchenden Geſetze und Verordnungen befolgen. 

12) Meil die Eintheilung des Bisthums Baſel in Amtsbezirke noch) 
nicht feftgefegt ift, fo behaltet fi die Regierung die Befugniß vor, 
in Betreff des Givilgerichtes Modififationen anzuorÖnen, im Fall die 
Stadt Biel der Hauptort eines Amtsbezirks werden follte. Doc fol: 
len durch diefe Modifikationen, im feinem Fall, die Bürger von Biel 
in Givilfahen von einem erftinftanzlihen Richter abhängig gemacht 
werden können, der ſich außerhalb ihrer Stadt befindet. 

Art. 21. Der Verkauf der Nationalgüter wird gehandhabet, und 
die Lehengefälle und Zehnten follen nicht wieder hergeftellt werden. 

Art. 22. Die Städte und Gemeinden des Bisthums Bafel follen 
dem Staat feine andere Leiftungen zu machen haben, als diejenigen, 
denen die übrigen Städte und Gemeinden des Kantons Bern unter: 
worfen find, oder die fi auf Titel und Werpflichtungen gründen, 
welche ſchon vor der franzöfifchen Herrſchaft befiunden. Alle übrigen 
follen abgefchafft werden. 

Art. 23. Die Grundfteuer, welche als Erſatz der Zehnten und 
Dominialeinfünfte des ehemaligen Fürſtbiſchofs eingeführt ward, fol 
beibehalten werden; doch wird man fie erft nach einer vorzunehmenden 
Berichtigung definitiv fertfegen. Die Regierung behaltet ſich die Be: 
fugniß vor, dasjenige, was fie allfällig zu wenig abwerfen möchte, 
durd eine andere Abgabe zu vervollftändigen; übrigens erflärt fie, daf 
das Bisthum im Ganzen nicht ein mehreres zu den allgemeinen Wer: 
weltungstoften des Staates beizutragen haben wird, als nach einem 
billigen Verhältniß gegen den alten Kanton. 

Die unter franzöfifcher Herefchaft eingefüheten indireften Abgaben 
follen abgeſchafft, und durch die Regalien und diejenigen indireften 
Abgaben erfet werden, die im Kanton Bern beftchen, oder in Zukunft 
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eingeführt werden Fönnten, Die Abfchaffung der erfieen und die Ein: 
führung der Ichtern foll vom Zeitpunkt an Statt haben, da die Ber— 
nerifche Finanzverwaltung im Bisthum eingeführt fein wird; und die: 
fes foll im Lauf des Jahres 1816 gefchehen. 

Art. 24. Die Gebäude, Dominial-:Waldungen, rüdftändige Zah: 
lungen und anderes Eigenthum der vorhergehenden Regierungen, das 
noch im Bisthum Baſel vorhanden fein fönnte, wird zu Handen der 
Regierung von. Bern vorbehalten. 

Art. 25. Die Einwohner des Bisthums follen die Freiheit Haben, 
in Zivil = oder Militärdienfte fremder Mächte zu treten, mit ihrem 
Vermögen aus dem Kanton zu ziehen, und wieder nach freiem Willen 
in denfelben zurüdzufommen, alles nad den im Kanton Bern befte: 
benden Gefegen und Uebungen. 


Da nun die hier oben ftehenden Artikel mit den MWerfügungen 
übereinftimmen,, die durd den Wiener Rezeß als Richtfchnur für die 
zwifchen der Regierung von Bern und dem Bisthum Baſel einzufüh: 
renden Verhältniſſe fefigefegt worden find, und die beiderfeitigen 
Kommiffarien ihren Auftrag erfüllt zu haben glauben : fo haben fie 
die gegenwärtige, in zwei Doppeln ausgefertigte Bereinigungs: 
urkunde unterſchrieben. Alſo gefchehen und abgefchloffen in Biel, 
am vierzehnten MWintermonat des Jahres eintaufend achthundert und 
fünfzehn (1815). 

| unterſchriften: 


Abraham Frederic or Mrracn. Ursunne Joseph Conrad Baron pr 

Duvid Rodolphe pe FrrLrvarac. BILLIEUX. 

Charles Rodolphe or Kracanracra Pierre Joseph Gerlach Anvovx. 
2e Route. Antoine DE GaaxprıLLEns, 

Amede or Jexsen. Jacob Gosar, 

Emanuel Louis »’Ovsspunare, Jean Henri Berxıcnann. 

Charles Louis ve Harzen. Jacob George CurrreiLr. 

Albert Frederic ve Mar. Frederic Hrızmarx. 


Wir SchultHeif, Klein und Große Räthe der Stadt 
und Republit Bern, thun fund hiermit : Demnach Uns auf den heu= 
‚tigen Tag die vorfichende, zwiſchen Unfern KRommiffarien und den von 
dem Direftorial: Kanton Züri für das Bistum Baſel ernannten 
Deputirten, in Biel am 14. Nov. 1815, unter Vorbehalt Unferer 
Ratififation abgefchloffene Bereinigungsurfunde des ehemaligen 
Bisthums DBafel mit dem Kanton Bern, vorgelegt worden, 


Me 


und Wir daraufhin, nach einer reifen Berathung, diefelbe Unfern Ge⸗ 
finnungen entfprechend gefunden : 

So haben Wir gedachte Vereinigungsurkunde in ihrem ganzen In— 
halt angenommen und gutgeheißen, mie Wir dann diefelde anmit im 
befter und Fräftigfter Form genehmigen, vatifiziren und erffären, daß 
ſolche im allen ihren Theilen treu gehandhabt und erfüllt werden fol. 

Zu Urkund deffen ift gegenwärtige Ratifikation mit unferm 
Standesinfiegel verwahrt und ſowohl von Unſerm fürgeliehten Ehren: 
haupt, dem Herrn Amts-Schultheifen, als von Unſerm geliebten 
Staatsfanzler unterzeichnet worden. 

Gegeben im Unferer Großen Ratheverfammlung den dreiundzwan⸗ 
zigften November des Jahres eintaufend achthundert und fünfzehn (1815). 


Der Amts: Schuicheif : 
R. von Wattenwyl. 


Der Staats-Kanzler : 


Thormann. 
XXI. 
Bereinigungdurfunde 
des | 


Bezirks Birsecf mit dem Kanton Bafel. 


Demnad die auf dem Kongreffe zu Wien verfammelt gewefenen 
hohen Mächte, durch höchftderfelben Erklärung vom 20. März 1815, 
geruhet haben zu beftimmen, daß ein in derfelben bezeichneter Theil 
des ehemaligen Bistums Baſel dem eidsgenöffifchen Kanton Bafel 
einverleibt, umd daß die Wereinigungsurfunde, in Gemäßheit der in 
gedachter Erklärung ausgefprochenen Grundfäge, durch gegenfeitige 
Kommiffarien errichtet werden folle, als haben die von Seite der Re— 
gierung des hohen Standes Bafel zu dem Ende ernannten Heren De: 
putirte, als: 

MSgerr Staatsrath und Oberft Stehlin; 

_ Appellationsrath Laroche; 

— Bezirksſtatthalter Gyſendörffer; 
in gemeinſchaftlicher Verbindung mit den nach Anleitung der Kongreß⸗ 
erflärung von dem Hohen Vorort Zürich) aus den angefehenften Bür- 
gern der zu vereinigenden Gemeinden erwählten Kommiffarien, nämlich ; 


u: 


Herr Jakob Hölſchy, Meier in Arlesheim; 

— Joſeph Hofmeyer, Alt-Friedensrichter zu Pfeffingen ; 

— Meter Hügin, gewefener Meier in Oberwiler, 
nad) gepflogener forgfältiger Berathung, im getreuer Anmendung der 
im Kongreßentfcheid enthaltenen Stipulationen über die fünftigen Ver— 
Hältniffe diefes Landestheils, und in erforderlicher Berückſichtigung der 
Kantonalverfoffung, folgende Bereinigungsurfunde mit voller Ueberein⸗ 
ſtimmung errichtet und abgefchloffen. 


Die ehemals Fürſtbiſchöflich-Baſelſchen Gemeinden Arlesheim, 
Reinach, Aeſch, Pfeffingen, Ettingen, Termwiler, Ober: 
wiler, Allfhwiler und Schönenbud werden, in Kraft des 
dritten Artikels der Wiener Kongreß-Erklärung vom 20. März d. J., 
unter nachftehenden Beftimmungen dem Karton Bafel einverleibt: 

Art. 1. Diefe Gemeinden werden einen befondern Bezirk bilden, 
welcher der fechste des Kantons if, und die Benennung Bezirk 
Birsed führt. Sein Hauptort ift Arlesheim. 

Art. 2. Der Bezirk Birse wird, nach einer fo viel möglich nach 
der Volkszahl berechneten Gintheilung, in vier Wahlzünfte abge: 
theilt; nämlich : 

Erfte Zunft: Arlesheim und Reinach. 

Zweite Zunft: Aeſch, Pfeffingen und Ettingen. 
Dritte Zunft: Terwiler und Oberwiler. 
Vierte Zunft: Allſchwiler und Schönendud. 

Art. 3. Yede diefer vier MWahlzünfte gibt, nach Anleitung der 
Kantonalverfaffung, aus ihrer Mitte als Repräfentanten eim unmittel: 
bares Mitglied in den Großen Rath. 

Für die mittelbaren, von der höchſten Behörde ſelbſt zu befehenden 
Stellen im großen Rath, konkurriren die bürgerlichen Einwohner diefes 
Bezirks, im Sinne und nad) Vorfchrift der Kantonsverfaffung, mit 
den Übrigen Dürgerm der Landbezirke, fo wie denfelben audy der Genuß 
allet bürgerlichen und politifchen Mechte, welche die Einwohner der al: 
ten Beftandtheile des Kantons Baſel geniefen und werden geniehen 
können , äugefichert wird. 

Art. 4. Der Bezirk Birseck erhält einen befondern Statthalter 
und einen Bezirföfchreiber. 

Die Gemeindsverwaltungen werden auf die gleiche Art eingerichtet, 
wie in den Übrigen Gemeinden des Kantons. 

Für den Bezirk Birsech wird ein erftinflanzliches Zivilgericht auf- 
geftellt , deffen Mitglieder ans der Bürgerſchaft dieſes Bezirks von der 
Regierung zu ermwählen find; das Geſetz wird die Organiſation defs 
felden des nähen beſtimmen. 
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Don diefem Zivilgericht geht der Rekurs, wie von den übrigen 
Gerichten des Kantons, an das Appellationsgericht. 

Art. 5. Die im Jahre 1813 erneuerte Landesordnung, fo wie alle 
übrigen befiehenden Gefeke und Verordnungen des Kantons Bafel, 
follen auch im Bezirf Birseck eingeführt, und, von dem feiner ‚Zeit 
zu beftimmenden und bekannt zu machenden ‚Zeitpunft an, in dem— 
felben in Uebung gebracht, auch in Zukunft ale im Allgemeinen zu 
erlaffenden Gefege und Verfügungen in diefem Landestheil ebenfalls voll 
zogen werden. 

Die Bewohner diefes Bezirks find auch, gleich den übrigen Bür: 
gern des Kantons, der gefeglihen Milizpflichtigfeit und der beſte— 
henden und fünftig feflzufenenden Militärorganifation unterworfen. 

Art. 6. Diefen mit dem Kanton Bafel vereinigten Gemeinden des 
Bezirks Birseck wird die freie Ausübung der römifch-Fatholifchen Re: 
ligien gewährleiftet. 

Das Kirchen-, Schul: und Armenwefen fieht unter der Aufficht 
und Leitung der Regierung; rein kirchliche und religiofe Gegenftände 
bleiben unter der Befugniß der refpeftiven bifchöflihen Autorität, dem 
ven Verfügungen jedod, dem Viſa der Regierung unterworfen find. 

Da in dem Kanton Bafel ein aus dem Grtrag der Zehnten und 
ähnlichen Gefällen gebildeter Fond befteht, aus welchem die. Ausgaben 
für das Kirchen-, Schul: und Armenweſen beftritten werden, in dem 
Bezirk Birseck aber die Zehnten abgefchafft find, und micht wieder 
hergeftellt werden können, fo follen alle für das Kirchen-, Schul: 
und Armenwefen diefes Bezirks erforderlichen Gelder aus der dafelbft 
eingeführten Grundſteuer, aus welcher zu diefem Behuf ein Fond ge: 
bildet wird, enthoben werden. 

Alle in diefem Bezirke noch vorhandenen Güter, welche den Kir: 
chen⸗, Schulz und Armenftiftungen angehören, bleiben denfelben zu: 
gefichert. 

Ueber die Art der Verwaltung diefer Fonds und die dabei erfor: 
derlihe Aufficht und Leitung der Megierung, wird durch cin beſon⸗ 
deres Geſetz verfügt werden. 

Für eine verhältnißmäßige und ihrem Stande angemeſſene Verbeſ— 
feeung der Befoldung der Kirchen = und Scullchrer, foll von der 
Regierung, aus den hierzu gewidmeten Fonds, geforgt werden. 

Art. 7. Die Gemeinden des Bezirks Birseck find, mit Ausnahme 
des Zehntens und aller von Yeudalrechten herrührenden Gefälle (welche 
nicht hergeftellt werden follen), allen in dem Kanton Baſel beftehenden 
oder noch zu beflimmenden Abgaben und Laften wie die übrigen Kan 
tonsgemeinden unterivorfen ; bis ſolche aber eingeführt werden Können, 
follen die dermalen bei ihnen beitchenden Abgaben bezogen werden. 
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Die Bodenzinſe ſollen den Geſetzen gemäß entrichtet oder losgekauft 
werden. 

Hingegen bleibt der Verkauf der Nationaldomänen als gültig an: 
erkannt. 

Die dur Einverleibung diefer Gemeinden, im Folge des Wiener 
Kongreßentfcheides, dem Kanton Bafel zufallenden Laften follen aus— 
fhlieflih von den Gemeinden des Bezirks Birseck getragen werden ; 
hingegen follen diefelben wegen der alten helvetiſchen Schuld zu feinem 
Beitrag angehalten werden können. 

Deffen zu Beſtätigung ift gegenwärtige, unter Borbehalt der 
Ratifitation der höchſten Behörde des Kantons Baſel abgefchloffene 
Dereinigungsurtunde alfo ausgefertiget, und von den beiderfeitigen 
Herren Kommiffaorien, nebſt dem Staatsfchreiber des Standes Bafel 
(meldyer das daherige Konferenzprotofoll geführt hat), eigenhändig un: 
terfchrieben worden. 

So geſchehen im Baſel, den 7. November 1815. 


Unterzeichnet : 
Hölſchy. Stehlin, des Raths. 
Hofmeyer. E. Laroche, Appellationsrath. 
P. Hügin. Gyſendörffer, Bezirksſtatthalter. 


T. Braun, Staatsfchreiber, 


Wir Dürgermeifter, Klein und Große Räthe des Kan: 
tons Bafel urfunden hiermit, . daß wie die zwifchen den gegenfeitigen 
Kommiffarien über die Vereinigung der, laut dem Wiener Kongreß: 
Entſcheid vom 20. März diefes Jahres, dem Stand Bafel einverleib: 
ten Gemeinden des ehemaligen Bistums Bafel,, unterm 7. Winter: 
monat diefes laufenden Jahres errichtete WVereinigungsurfunde in - allen 
Teilen ratifizirt und genehmigt haben. 

Deffen zu Gezeugniß haben wir gegenwärtige Ratififationsurfunde 
dem Original beifeßen, mit unferm größern: Standesinfiegel, der Un: 
terfchrift unfers Amtsbürgermeifters Ihro Weisheit Heren Joh. Heinz 
th Wieland, J. U. D., und unfers fürgeliebten Staatsfchreibers 
verwahren laffen. 

Gegeben in unferer großen Rathsverſammlung, den 6. Dez. 1815. 

Der Amtsbürgermeifter : 
Wieland. 

Der Stagatsſchreiber: 
Braun. 


XXI. 


Eidögenöffifche Natifitationdatte 


der Vereinigungsnrfunden des ehemaligen Bisthums Bafel 
mit den Kantonen Bern und Bafel. 


Wir Bürgermeifter und Kleine Räthe des eidsgenäffifchen 
Standes und MWororts Zürich thun Fund umd zu woiffen Hiermit : 
Nachdem, gemäß der, im vierten Artikel der Erklärung des Wiener 
Kongreffes vom 20. März 1815, enthaltenen Beftimmung: daß die 
zwiſchen den Abgeordneten des Kantons Bern (Bafel) 
und den Deputirten des diefem Stand zufallenden Theile 
der BifhöfliheBafelfhen Lande abzufhließende Ver— 
einigungsurfunde von der fhweizerifhen Gidsgenof- 
fenfhaft gewährleiftet werden folle, — obflehende (für Bern) 
den 14. Movember 1815 errichtete und von Schultheiß, Kleinen und 
Großen Räthen der Stadt und Republif Bern am 23. des nämlichen 
Monats und Jahrs ratifizirte Uebereinkunft (für Bafel: den 7. Nov. 
1815 errichtete, vom DBürgermeifter, Klein und Großen Räthen des 
Kantons Bafel am 6. Chriſtmonat des nämlichen Jahres ratifizirte 
Uebereinfunft) durch unfer Kreisfchreiben vom 7. Dezember 1815, fämmt: 
lichen eidsgenöffifhen Ständen mitgetheilt worden; und nachdem hier: 
auf von Seiten diefer Stände uns die amtliche, im eidsgenöffifchen 
Archiv aufberwahrte ſchriftliche Anzeige, nämlich von: 

Bürgermeifter Klein und Großen Räthen des Standes Zürich unterm 
45. Dezember 1815; 

Schultheif und Rath -der Stadt und Republik Bern unterm 15. De: 
zember 1815; 

Schultheiß und Rath der Stadt und Republif Luzern unterm 14. De- 
zember 1815; 

Landammann umd Landrath des Kantons Uri unterm 16. Dez. 1815; 

Landammann und Landrath des Kantons Schwyz unterm 18. De: 

zember 1315; 

Landammann und Landrath des Kantons Unterwalden ob dem 

Wald unterm 16. Des. 1815; 

Landammann und Landrath des Kantons Unterwalden nid dem 

Wald unterm 18. Dezember 1815; 

Zandammann und Rath des Kantons Glarus unterm 12. Dez. 1815; 
Zandammann und dreifacher Landratd des Kantons Zug unterm 
13. Mai 1816; 
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Schultheiß und Staatsrath der Stadt und Republif Freiburg um: 
teem 11. Dez. 1815; 
Schultheiß Klein und Großen Räthen der Republit Solothurn un: 
teem 21. Dez. 1815; 
Bürgermeifter und Rath des Kantons Bafel unterm 16. Dez. 1815 ; 
Bürgermeifter und Rath der Stadt und des Kantons Schaffhaufen 
unterm 41. Dez. 1815; 
Landammann und. Rath des Kantons Appenzell Außer: RHo: 
den unterm 10. Febr. 1816; 
Zandammann und Rath des Kantons Appenzell Inner: Rhoden 
unterm 9. Mai 1816; 
Landammann und Kleinere Rath des Kantons St. Gallen unterm 
15. Dez. 1815; 
Präfident und Rath des Kantons Graubünden unterm 21. Dez. 
1815; 
Bürgermeifter und Math des Kantons Aargau unterm 27. Dez. 1815; 
Zandammann und Kleiner Rath des Kantons Thurgau unterm 
30. Dez. 1815; 
Landammann und Staatsrath des Kantons Teffin unterm 10. April 
1816;, 
Landammann und Staatsrat des Käntens Waadt unterm 31. Yan. 
1816; 
Zandshauptmann und Staatsratd der Republif und des Kantons 
Wallis unterm 9. Jan. 1816; 
Gouverneur und Staatsrath des Fürſtenthums und Kantons Neuen: 
burg unterm 12. Dez. 1815; 
Syndie umd Räthe der Republik und des Kantons Genf unterm 
16. Jan. 1816; — 
zugefömmen ift, daß Sie befagte Vereinigungsurkunde in allen ‚ihren 
Theilen genehmigen und unter gemeineidsgenöffifche Garantie nehmen 
wollen: fo erflären Wir nunmehr, als wirklicher eidsgenöffifcher 
Vorort, duch gegenwärtigen feierlichen Akt, daß, diefem eimmürhigen 
Willen und Entfchluffe der zweiundzwanzig Stände zufolge, obige 
Bereinigungsurfunde vom der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft ratifiziet 
umd gewährleiftet fei, und daf die darin benannten (für Bern) Land: 
ſchaften (für Bafel: Dorffchaften) als.integrivender Theil des Standes 
Bern (Bafel) und der Schweiz unter die im erften Artikel des eidsge: 
nöffifhen Bundesvertrags ausgefprochene Gewährleiftung genommen 
werden. 
Deſſen zu fefter Urkumde das gegenwärtige. Ratififations- und Ge⸗ 
währleiftungs: Inſtrument mit dem fehweizerifchen Bundes: Inftegek ver: 
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fehen, und von Unferm Amtsbürgermeiſter und dem eidsgenöffifchen 
Kanzler unterzeichnet worden ift. 
Zürich, den 18. Mai 1816. 
Der Amtöbirgermeifter des. eidsgenöffifchen Standes 
und Bororts Zürich: 
Reinhard. 
Der Kanzler der Eidsgenuffenfchaft: 
Mouffon. 


XXIV. 


Beſchlüſſe 


der eidsgenöſſiſchen Tagſatzung, betreffend die Vertheilung 
der von den Löbl. Ständen St. Gallen, Aargau und 
Waadt, zu Gunften der Löbl. demokratiſchen Stände zu 
entrichtenden 500,000 Schweizerfranten; und die Ber: 
hältniſſe zwifchen den Löbl. Ständen Nri und Teffin in 
Hinficht auf die Liviner: Zölle. 


"A. 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, — nah Anhörung des 
Berichts ihrer diplomatifchen Kommiſſion über die Nothwendigkeit einer 
nähern Beſtimmung in Hinficht der Amvendung und Vollziehung des 
fechsten Artikels des Wiener Kongreßfchluffes Über die fchweizerifchen 
Angelegenheiten vom 20. März 1815, — hat Folgendes befdyloffen: 

1) An der Summe von 500,000 Franken, deren Bezahlung laut 
$. 1. des fehsten Artikels des obgedachten Kongreffchluffes, den Kan: 
tonen St. Gallen, Aargau und Waadt obliegt, haben die Stände, 
nad) der bisher für die Bundesauslagen angenommenen Skala, folgen: 


dermaßen beizutragen : 
Fr. Btz. Rp. 13096 


©. Bellen -. » 2» 2 0 0000. 138068597 8 4 013116 
MargauU . oo 0 0 0 0 0 0. 123,900 7 2 
Waadt ». - 2 re IBM 4 3 56152 


Total: 500,000 — 


—— 


2) Nach der nämlichen Skala findet für den Empfang obiger 
Summe folgendes Verhältniß ſtatt: 


Fr. Btz. Rp. 133696 
1 38,620 — 9 EU 
Schwy...497,992 — — 14850 
Unterwalden. 2.2.6042 — 8 89512 
Bus a Ban are ELBE ee, 1 A 
Biarut 25 2 2500005 5 8 4 64376 
Appenzell Inner: Rhoden . . . 63,297 8 9 7% 


Total: 500,00 — — 


3) Da die in den beiden vorfichenden Artikeln enthaltene Werthei: 
lung fowohl auf die bezahlenden als auf die empfangenden Kantone, 
in Hinfiht ihrer arithmetifchen Berechnung, genau geprüft und von 
der Tagſatzung als vollfommen richtig anerkannt worden ift, — fo hat 
es bei obiger Vertheilung fein unabänderliches Bervenden. 

4) Jedoch wird hiebei des nähern beftimmt, dag Obwalden nicht 
allein die Hälfte des für den ganzen Kanton Unterwalden ausgemittels 
ten Antheils mit 31,021 Fr. ı Rp., fondern noch in Rüdfiht auf das 
Thal Engelberg, nad dem Mafftab einer Bevölkerung von ungefähr 
1500 Seelen, 4872 Fr. 2 Btz. 7Rp., biemit im Ganzen 35,893 Fr. 
3 Btz. 1 Rp. empfangen folle, fo daß für den Antheil Nidwaldens 
26,148 Fr. 7 Btz. T Rp. übrig bleiben. 

5) Der Termin, von welchem an die Zahlungen ihren Anfang 
nehmen follen,, ift auf den 27. Mai 1815 feftgefegt, als den Tag, wo 
die Annahme des Kongreßfchluffes von der Bundesbehörde im Namen 
der gefammten Eidsgenoffenfhaft ausgefprochen worden ift. 

6) Der nämliche Termin (27. Mai) gilt auch für die vom Kanton 
Teſſin alljährlich an den Kanton Uri zu bezahlende Hälfte des ‚Zoller: 
trags im Liviner-Thal. 

7) Eine von der Tagfagung zu ernennende Kommiffion wird über 
die Vollziehung aller Beftimmungen des festen Artikels des Kon: 
greßſchluſſes und der vorfichenden Verfügungen wachen. Diefe Kom: 
miffton fol aus fünf Mitgliedern beftehen und zwar aus Magiftraten 
ſolcher Kantone, die bei den in Frage liegenden Entſchädigungen fein 
Intereſſe haben. 

8) Wenn über die Anwendung des vierten $. des fechsten Arti⸗ 
kels, die Zölle in Livinen betreffend, einige Schwierigfeiten entfichen 
ſollten, — fo wird die Kommiffion eine gütliche Wermittelung einlei= 
ten, oder darüber im Fall beiderfeitiger Mebergabe durch Kompromiß- 


— ee 
Spruch entſcheiden; im Fall beharclichen Zwiſts aber an die Tagſatzung 


einberichten. 
Zürich, den 18. Zuli 1815. 
Im Namen der eidsgenöffifchen Tagſatzung: 
Der Amtsbürgermeifter des Kantons Zurich , 
Präfident derfelben, 
David von Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoflenfhaft, 
Mouffon. 


B. 


Die Tagſatzung hat diejenige Kommiffton, welche nad den 66. 7 
und 8. des Befchluffes vom 18. Juli über die Vollziehung des fechsten 
Artikels des Kongreß: Befchluffes wachen foll, wirklich gebildet, indem 
fie zu Mitgliedern derfelben ernannte: 

Se. Erzelleny Heren Bürgermeifter von Wyß, Präfident der Tag: 
fagung. 

Se. Gnaden Heren Schuftheif von Mülinen von Bern. 

Se. Gnaden Herm Schuftheif von Rüttimann von Luzern. 

Den Hochgeachteten Herren Bürgermeiſter Pfifter von Schaffhaufen. 

Den Hochgeahteten Heren Staatsrath Gaſſer von Freiburg. 


XXV. 


Kompromiß-Spruch, 
betreffend 


die Anftände zwiſchen den Ständen Uri und Teſſin, in 
Anfehung der Liviner Zölle. 


Kund und zu wiffen fei hiemit: 

Nachdem: zwifchen den hohen Ständen Uri und Teffi im ein An: 
fand fich erhoben hatte Über die Frage: 06 bei alljährlicher Berechnung 
des halben Zollertrags im Liviner-Thale, welcher laut $. 4 im fechsten 
Artikel des Wiener Kongreß: Schluffes über die fihweizerifchen Angele⸗ 
genheiten vom 20. März; 1815,. dem Kanten Uri zufommt, theils 
gewiffe Straßenunterhaltungskoften, theils die Perzeptions= oder Be: 
zugskoſten in Abzug gebracht ‚werden können, und nachdem die Ehren: 
gefandten beider Kantone Uri und Teſſin die Entfcheidung diefer 
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Steeitfrage, durch, Kompromiß-⸗Spruch, beftimmt und förmlich von der: 
jenigen Kommiffton verlangt haben, welcher die eidsgenöffifche Tag- 
fagung unterm 18. Heumonat 1815 die Aufficht über die Vollziehung 
aller Beſtimmungen des oberwähnten fechsten Artikels im Wiener Kon: 
greßſchluſſe, und namentlich in Bezug auf den Liviner „Zoll, den fchieds- 
richterlichen Entſcheid obwaltender Schwierigkeiten, im Fall beiderfeiti- 
ger Uebergabe, anvertraut und aufgetragen bat: fo wurden von Ends- 
unterzeichneten, als der anerfannt Ffompetenten Behörde, die von dem 
Ehrengeſandtſchaften der betreffenden zwei löblichen Stände in contra- 
dietorio ausführlich vorgetragenen Gründe und Gegengründe angehört, 
reiflich erwogen, und nachher folgender Kompromißſpruch ausgefällt : 

Es müffe zu Beurtheilung des ſich erhobenen Anftandes in Bezug 
auf den Liviner ‚Zollertrag, mit DBefeitfegung aller frühern politifchen 
und Zolverhältniffe, als rechtliches Fundament einzig der fechste Ar: 
tifel in dem Wiener Kongreffchluß, und befonders der $. 4 desfelben ; 
betrachtet und angenommen werden, welcher alfo lautet: 

„Le canton du Tessin payera chaque annde au canton 
d’Ury la moitie du produit des p&ages dans la vallde Leventine.” 

1) In Folge diefes Artikels können und follen bei jährficher Berech— 
nung des an den löbl. Stand Uri zu entrichtenden halben Zollertrags im 
Ziviner-Thal, Feinerlei Straßemmterhaltsfoften in Abzug gebracht werden. 

2) Hingegen darf, ohne Abbruch der im Wiener Kongreffchluffe 
enthaltenen wörtlichen Beftimmung, der Natur der Sache und der Bil: 
ligfeit gemäß, von diefem dem löbl. Kanton Uri alljährlich zufommen- 
den „Zollertrag ein mäßiger Abzug für die Perzeptions- oder Bezugs- 
foften Statt finden, weldyer jedoch, damit in feinem Fall das gerechte 
Maß Überfchritten werde, niemals mehr als fünfzehn vom Hundert 
des Brutto, Zollertrags befragen foll. 

3) Damit aber jeder weitern Mißhelligfeit für alle Zukunft gründ: 
lic) vorgebogen fei, wird beiden hohen Ständen Uri und Teſſin 
beliebt und beftens empfohlen, ſich über ein, nad obigen Grundfägen 
auszumittelmdes, jährlihes Firum für die betreffende Zollertrags- Hälfte 
oder einen diepfälligen förmlichen Auskauf, fo bald möglidy einzuverſtehen. 

Deffen zu Gezeugniß und Bekräftigung ift gegenwärtiger Kompro- 
miß⸗Sptuch in gehöriger Form unterzeichnet und befiegelt worden. 

Zürich, den 15. Auguft 1816. 

David von Wyß, 
Bürgermeifter des Standes Zürich. 
Dincenz von Rüttimann, 

Schuitheiß der Stadt und Republif Luzern, 
B. Pfifter, 
Bürgermeifter von Schaffhaufen, 


ur 


Die Tagfakung hat einmüthig erkannt: Den vorfichenden Be: 
ſchluß dee Kommiffion als rechtskräftig in ihe Protofol aufzunehmen ; 
mit der Erklärung, daß, wenn fernere Anftände ſich erzeigen follten, 
diefelben vor die Kommiſſion, welche über die Wolziehung diefes Arti- 
fels des Wiener Kongreffes zu wachen hat, gebracht und von ihr darüber 
die erforderlichen Entfcheidungen erlaffen werden follen, zu deren Hand: 
habung nöthigen Falls die eidsgenöffifche Unterflügung auch nicht aus: 
bleiben werde. 

Zürich, den 20. Auguft 1816. 

Im Tramen der eidsgenöffifhen Tagfakung : 
Der Bürgermeiſter des Kantons Zürich, 
Prafident derfelben, 
Reinhard. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


XXVI 
Tagſatzungs⸗Beſchluß, 


betreffend die in Englaud angelegten Gelder der L. Stände 
Zürich uud Bern, und die Verwendung der Zinſe zu 
Bezahlung der heivetifchen National-Schuld. 


Die Tagfagung der fchweizerifhen Eidsgenoffen- 
haft Hat, zu Vollziehung des fiebenten Artikels der Erklärung des 
Wiener Kongreffes vom 20. März 1815 , betreffend die in England an: 
gelegten, den hohen Ständen Zürich und Bern zuftehenden Gelder, 
und die Verwendung der ‚Zinfe zu Bezahlung des noch übrigen Theils 
von dem Kapital der Helvetifchen National:Schuld ; 

Auf den Bericht ihrer für diefen Gegenftand niedergefegten befon- 
dern Kommiffion, folgenden Beſchluß gefaßt: 

4) Die hohen Stände Zürich und Bern find freundeidsgenöffifch 
und dringend eingeladen, ſich in Hinficht ihrer in England angelegten 
Gelder, und namentlid über die Ausführung des zweiten $. im viers 
ten Artikel der oberwähnten Kongreß-Erflärung, feeundfchaftlich mit 
einander zu verftchen. 

2) Sobald die beiden Stände die erforderliche gemeinfchaftliche Ab⸗ 
rede darüber getroffen haben werden, ift Se. Erz. der Präfident der 
Tagſatzung bevollmächtigt, eine fürmliche Webereinfunft mit denfelben 
abzufchließen, auf folgende Grundlagen: 
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a. Daß fie ſich verbindlich machen, die Bezahlung des Kapitals der 
helvetifchen Schuld , nad) dem Artikel des Wiener Kongreffes vom 
20. März, ohne Zinfe, aber mit Inbegriff der von der Nicht: 
Bezahlung der Wechſel auf das Haus Catoire Duquesnoy et Comp. 
für den Ieten Termin vom Jahr 1808 herrührenden Reklamationen 
(wie folde im Jahr 1813 für den Betrag von beiläufig 62,000 
feanzöfifchen Livres zu Protofoll angegeben worden), zu über: 
nehmen und diefe Zahlung in Schweizerfranken baar oder auf 
eine andere den Regierungen, welche diefe Gelder zu Handen der 
helvetiſchen Staatsgläubiger empfangen follen, anftändige Weiſe, 
in vier gleichen Jahres: Terminen, vom 1. September 1816 bis 
und mit dem 4. September 1819, zu leiften; 

b. Daß fie alle mit der Liquidation in England, und der Abbezahlung 
in der Schweiz verbundenen Koften, auf eigene Rechnung nehmen. 

3) Nach Unterzeichnung einer folhen Konvention erhält der hoch— 
löbliche Vorort den Auftrag, die Aufpebung aller zu London auf den 
Fonds haftenden Sequefter und die Befeitigung aller Hinderniffe, welche 
fonft der freien Difpofition diefer Gelder zu Gunften der Stände Zürich 
und Bern im Wege ftehen würden, zu bewirken. 

4) Auf den gleichen Fall der Abfchliefung einer folchen Ueberein— 
funft wird der Vorort ebenfalls bevollmächtigt und beauftragt, den 
beiden Ständen Zürich und Bern alle Schuldtitel und UWeberfragungs- 
Scheine (Transfers), welche von der Liquidations:Kommiffion feiner 
Zeit in die Hände des Landammanns der Schweiz gelegt worden, 
und feither bei dem Präfidenten der Tagſatzung fich befinden, nebſt 
dem Kaſſa⸗Saldo auszuhändigen. 

Zürich, den 30. Auguft 1815. 

Im Namen der eidsgenöffifchen Tagfagung : 
Der Amtöbürgermeifter des Kantons Zürich , 
Präfident derfelben , 

D. v. Wyß. 

Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


Note. Im Gemäßbeit des vorfiehenden Beichluffes ift nachftehende Ueber: 
einfunft abgefchloffen worden. 

Uebereinfunft zwifhen Sr. Erzellenz dem Präfidenten 
der Tagſatzung und den hohen Ständen Züri und 
Bern, betreffend die in England angelegten Gelder, 
vom 13. November 1815. 

Da die Wiener Kongreß-Erklärung vom 20. März 1815, bezüg—⸗ 
Schweiz. Staater. I. Bd. 6 


= 


lich auf die Angelegenheiten der Schweiz, im ihrem fiebenten Artikel 
feftfegt : | 

„Zu Beendigung der fih, in Bezug auf die von den Kantonen 
„Zürich und Bern in England angelegten Gelder, erhobenen Diskufs 
„ fionen wird verordnet: 

„1) Die Kantone Bern und Zürich bleiben im Befig der Kapital- 

„fummen, wie folhe im Jahr 1803 zur ‚Zeit der Auflöfung der 
„helvetiſchen Regierung beftanden ; und fie genießen vom 1. Jenner 
„1815 an, die davon verfallenden Zinſe. 
92) Die feit dem Jahr 1798 bis und mit dem Jahr 1814 ver: 
„fallenen und angehäuften Zinfe follen zur Bezahlung des no übrigen 
„Theils von dem Kapital der unter dem Namen der helvetifchen Schuld 
„ befannten Nationalfchuld verwendet werden.” — 

Und da die Regierungen der Kantone Bern und Zürich diefe Er: 
Färung angenommen und dazu eingewilligt haben , ſich derfelben zu 
unterziehen, — 

So hat die hohe Tagfagung duch ihren Beſchluß vom 30. Auguft 
1815 (welchem ſämmtliche XXII Kantone der Schweiz ihre Ratififation 
ertheilt haben) Se. Erzellenz den Heren von Wyß, Präfidenten der 
Tagſatzung, bevollmächtigt, mit den Kantonen Zürich und Bern eine 
Uebereinfunft Hinfichtlid auf die Zahlungsweife der Helvetifchen Nas 
tionalfchuld zu treffen, worauf die nachftehende Uebereinfunft zu 
Stande gefommen und abgefchloffen worden ift, zwifchen : 

Sr. Erzellenz dem Herrn von Wyß, Präfidenten der Tagſatzung, 
im Namen aller intereffirten Kantone, am einen Theil; und 

Ihren Grzellenzen Bürgermeifter Klein und Großen Räthen der 
Stadt und Republif oder des Kantons Zürich ; fo wie 

Ihren Erzellenzen Schultheiß Klein und Großen Räthen der Stadt 
und Republit oder des Kantons Bern, — am andern Theil: 

1) Se. Erzellenz der Präfident der Tagſatzung macht fih an: 
heifhig die Aufhebung desjenigen Befchlags , welcher in England auf 
die Gelder von Bern und Zürich, durch den verftorbenen Herrn Dolder, 
als Landammann, und die Herren Rüttimann und Füßli, als 
Statthalter der Helvetifchen Republif , gelegt worden war, — fo wie 
die Aufhebung des im Jahr 1814 im Namen der Regierungen der 
Kantone Waadt und Aargau auf diefe Gelder gelegten Beſchlags zu 
bewirken, und ihre Cinwilligung zu dem Ende fich zu verfchaffen , daf 
alle alten Kapitalien,, fo wie alle davon herrührenden und in der Hand 
der Kanzlei des allgemeinen Rechnungsweſens angehäuften Zinfe, an 
die Verfügung desjenigen oder derjenigen Bevollmächtigten geftellt wer: 
den, dem oder denen von den Regierungen von Züri) und Bern der 
Auftrag gegeben fein wird, fie einzufordern. 
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Se. Erzellenz der Präfident der Tagſatzung macht ſich ferner an⸗ 
heiſchig, aud Alles, was von ihm abhängt, zu dem Ende zu thun, 
daß die Fönigl. großbrittanniſche Regierung den Kantonen Zürich und 
Bern die freie Verfügung über ihre in England angelegten Kapitalien 
und über die davon herrührenden ‚Zinfe geftatte. 

2) Bürgermeilter, Klein und Große Räthe der Stadt, Republik 
und Kantons Zürih, und Schultheif, Klein und Große Räthe der 
Stadt und Republif Bern, machen — in Gemäßheit des Inhalts des 
oberwähnten fiebenten Artikels der Wiener Kongreß-Erklärung, fo wie 
des Tagfakungsbefchluffes vom 30. Auguft, und der ziwifchen beiden 
Kantonen unter heutigem Datum abgefchloffenen Webereinfunft, — 
ihrerfeits fi anheifchig, daß fie, fobald ihnen die freie Verfügung 
über ihre Kapitalien geftattet fein wird, die nachfiehenden Werpflich- 
tungen erfüllen wollen: 

A. Sich mit den Herren von St. Didier und Gaccon oder 
den in ihre Rechte Getretenen, über diejenigen Anfprüce abzufinden, 
welche diefelben an diefe Kapitalien, in Folge der mit ihnen von der 
vormaligen helvetifchen Regierung gefchloffenen Kaufshandlung , bins 
fihtlih auf 34,000 2. an engl. Banfaftien und 66,000 &. an alten 
Südfee-Annuitäten, nebft den darauf bezüglichen Intereffen , zu machen 
haben ; und denfelben die zu dem Ende hin erforderlichen Uebertragungss 
ſcheine zuzuftellen , fobald als die beiden Kantonsregierungen, wie oben 
erwähnt worden, freie Verfügung werden erlangt haben. 

B. Die übrige Kapitalfumme derjenigen Nationalfchuld, die unter 
den Namen helvetifhe Schuld befannt ift, und deren Betrag durch 
die Bücher der Liquidations:Kommiffion auf die Summe von Zwei 
Millionen, zweimalhundert vierundfünfzigtaufend, 
—fünfhundert und achtzig Franken drei Rappen Schweiz 
zerwährung feftgefegt it, — ferner die Summe von einunds 
fehzigtaufend vierhundert und fehszehn Livres und 
deei Sole Tournois, deren im zweiten $. lit. a. des Tagſatzungs- 
Befchluffes vom 30. Auguftmonat gedacht wird, in vier gleichen Terz 
minen ohne Zins zu bezahlen; nämlich: 

Den erften Viertheil auf den 1. September 1816. 
Den zweiten Viertheil auf den 41. September 1817. 
Den dritten Viertheil auf den 1. September 1818. 
Den vierten Viertheil auf den 1. September 1819. 

So geſchehen und abgefchloffen zwifchen den fontrahirenden Thei⸗— 
len, welche die gegenwärtige Webereinfunft, in drei vollkommen gleich— 
lautenden Ausfertigungen, mit Ihren Unterfchriften und Siegeln be: 
fräftigt Haben u. ſ. f. 


XXVII. 


Bertrag 
zwiſchen 


Sr. Maj. dem König von Sardinien, der ſchweizeriſchen 
Eidsgenpfjenfchaft und dem Kauton Genf. 


Im Namen der Heiligen und untbeilbaren Dreicinigfeit. 


Nachdem Se. Maj. der König von Sardinien, aus Achtung gegen 
die von den Mächten, welche den Vertrag von Paris vom 30. Mai 
1814 unterzeichnet haben, bezeigte lebhafte Theilnahme für einige dem 
Kanton Genf einzuräumende Begünftigungen, ſowohl um einen Theil 
feiner Befigungen in Zufammenhang mit feinem Zandesgebiet zu bringen, 
als um feine Verbindungen mit der Schweiz zu erleichtern, durch das 
Protofoll des Wiener Kongreffes vom 29. März; 1815, einen darin 
bezeichneten Theil Savoyens an die Verfügung eben diefer Mächte zu 
. ftellen eingerwilligt haben, damit folcher mit Genf vereinigt werde; 
und nahdem Se. Maj., um diefem Kanton einen befondern Beweis 
Ihres Wohlwollens zu ertheilen, gleichfalls den in den Artikeln 5 und 6 
des nämlichen Protokolls enthaltenen Beftimmungen Ihre Zuftimmung 
ertheilt Haben, — n 

Nachdem fpäterhin die vier großen verbündeten Mächte durch das 
von Ihren Bevollmächtigten Miniftern in Paris am 3. November untere 
zeichnete Protokoll befchloffen haben, es foll der von Frankreich be: 
ſetzte Theil Savoyens an Se. Maj. zurüdgeftellt werden, mit Aus- 
nahme der Gemeinde St. Julien, die an Genf abgetreten werden follte ; 
und nachdem Sie Sich auch weiterhin verpflichtet Haben, Ihre gute 
Verwendung eintreten zu faffen, um Se. Maj. zu beivegen, dem Kan: 
ton Genf Chene-Thonex und einige andere Gemeinden, welche für die 
Deffnung und den freien ‚Zufammenhang des Schweizergebietes von 
Juſſy erforderlich find, gegen Rüdgabe der Gemeinden des Geege: 
fiades, die zwifchen der Strafe von Evian und dem See gelegen 
find, abzutreten, fo wie dann auch die Douanenlinie von der Schwei— 
zergrenze wenigftens eine Meile rückwärts zu entfernen, und jenfeits 
der in obigem Protofoll erwähnten Berge aufzuftellen, — 

Nachdem endlich eben diefe Protofolle die allgemeinen Maßnahmen 
befchloffen Haben , welche die Vortheile der immerwährenden Neutralität 
der Schweiz auf einen Theil von Savoyen ausdehnen: 

So Haben Se. Maj. der König von Sardinien einerfeits, in der 
Abfiht, Seinen Erlauchten Werbündeten neue Beweiſe der für Sie 
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hegenden Geſinnungen, und der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft über: 
haupt, ſo wie dem Kanton Genf insbeſondere, Proben Seiner freund⸗ 
ſchaftlichen Zuneigung zu geben; 

Und anderſeits Se. Exz. der Amtsbürgermeiſter und der Staats: 
rath des Kantons Züri als bundsgenöffifchen Wororts, im Namen 
der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft, von dem erlangen belebt , mit 
Sr. obgedachten Majeftät die Bande und Werhältniffe enger zu knüpfen, 
welche dem MWortheile beider Staaten zuträglid find, und das gute 
nachbarliche Einverftäudniß, welches zwifchen ihnen beftcht, neu zu bes 
feftigen, — Sich entfchloffen, Bevollmächtigte zu ernennen, um theils 
die auf die Örenzausfcheidung des durch das Protokoll vom 29. Merz 
abgetretenen Gebiets bezüglichen Gegenftände (Über welche bereits fchon 
Unterhandlungen in Chene Statt fanden) in Ordnung zu bringen, 
theils diejenigen Maßregeln zu verabreden, welche auf die neuen Ab⸗ 
fretungen ımd auf die Entfernung der Zollftätte Bezug haben, fo wie 
auch, was die Neutralität gewiffer Theile von Savoyen betrifft, die 
Einrichtungen wegen des MWaarendurchgangs und Handels, und end: 
lic) alles was beiden Staaten gegenfeitig angelegen und ihrer beider: 
feitigen Konvenienz angemeffen fein fann. 

Zu diefem Ende haben fie ernannt, nämlid) 

Se. Maj. der König von Sardinien, die Herren Ritter Ludwig 
von Montiglio, ©eneral:Fisfal-Advofat Sr. Maj. beim Senate 
von Savoyen, und Ritter Ludwig Provana de Gollegno, 
Staatsratd Sr. Maj. und General: Kommiffär der Grenzen Ihrer 
Staaten ; 

Und die ſchweizeriſche Gidsgenoffenfchaft,, fo wie der Kanton Genf, 
den Heren Staatsratd Karl Pictet de Rochemont; 

Welche, nachdem ihre dem gegenwärtigen Vertrag angehängten Voll: 
machten ausgewechſelt, und ſolche in guter und gehöriger Form befunden 
worden, als Grundlage ihrer Arbeit den Grundſatz der wechfelfeitigen 
Konvenienz und des Wortheils für die Merwaltung beider Staaten 
annahmen ; und in der Abfiht, Sr. Maj. ein bequem gelegenes 
Hauptort für die Ihnen übrig bleibenden Gemeinden der Provinz Ca: 
rouge ſowohl, als auf ihrem eigenen Gebiete befindliche bequeme Wer: 
bindung zwifchen dem untern Theil von Gavoyen und der Pro: 
vinz Chablais zu erhalten, über nachfichende Beftimmungen überein: 
gekommen find; 

Art. 1. Das von Sr. Maj. dem König von Sardinien zum Be: 
huf der Einverleibung an den Kanton Genf, theils in Kraft der Be: 
fchlüffe des Wiener Kongreffes vom 29. Merz, theils in Kraft der 
Verfügungen des Protofolls der verbündeten Mächte vom 3. Novem⸗ 
ber nachhin, und des Wertrags vom heutigen Tage abgetretene Gebiet 
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wird begrenzt durch die Rhone von der alten Grenze bei St. Geor—⸗ 
ges bis zur Grenze des alten Genfergebiets weſtlich von Aire-la-Ville; 
von da durch eine Linie längs eben diefes alten Gebietes bis zu dem 
Fluß Laire; diefen Fluß auffteigend bis zu der Strafe, welche von la 
Derriere nach Soral führt; und diefer Straße folgend bis auf Soral 
ſelbſt, welches letztere (gleidy der Straße) ganz auf Genferboden bfeibt ; 
alsdann in einer geraden Linie zu dem hervorfpringenden Winkel der 
Gemeinde Berner, weftlih von Morcier. Bon diefem Winkel zieht 
fid) die Grenze auf der fürzeften Linie nach dem mittäglihen Winkel 
der Gemeinde Berner an der Aire, fo daß Morcier und Thurens auf 
der Seite von Savoyen bleiben. Won diefem Punkt aus wird die 
Grenzlinie auf dem fürzeften Wege gegen die Gemeinde Compeſieres 
bin gezogen, der Grenze diefer Gemeinde nach, öſtlich von St. Julien 
bis zum Bache Nrande, der ziwifchen Ternier und Bardoner läuft ; 
diefem Bache nach aufwärts bis zur Landſtraße, die von Annecy nach 
Garouge führt; fie folgt diefer Straße bis zur Vereinigung des unmit: 
telbar auf Collonge führenden Weges, 155 Klafter favoyifchen Maßes 
diesfeits von La Croix de Roſon; fie erreicht auf diefem Wege den 
Bach der vom Dorf Arhamp herunter läuft; folgt diefem Bach bis 
zu feinem Zufammenfluffe mit demjenigen Bad), der von dem Weiler 
la Sombe herabfließt , jenfeits von Evordes, fo jedoch, daß alle Häu: 
fer diefes letztern Orts auf Genfergebiet bleiben, vom Bache de fa 
Gombe ferner folgt fie der Strafe, die auf Boſſey führt, unterhalb 
Crevin und oberhalb Veirier. Vom Durdfchnittspunft diefer Straße 
öftlih und nahe bei Veirier, mit jener, die von Garouge nach Etrem— 
bieres führt, wird die Grenze durch die Fürzefte der Arve zuführende 
Linie bezeichnet, zwei Klafter oberhalb des Waſſeraufſchlagwuhrs der 
Mühle von Sierne. Won da folgt fie dem Thalweg diefes Fluffes bis 
gegenüber der Mündung des Foren, fteigt längs des Foron aufwärts, 
bis oberhalb Cormieres, zu dem Punkt, dem die fürzefte Linie bezeich- 
net, welche von der Vereinigung der Straße von Garra mit dem 
nördlih von Puplinge auf die Nordfeite von Wille-fa-Grand führen: 
den Weg gezogen wird; fie folgt diefer Linie und dem eben gedadh: 
ten Weg, welcher Genf angehören fol, öſtlich; alsdann der Straße 
nach, die parallel mit dem Foron hbinauffteigt, bis zu der Stelle, 
wo fie au das Gebiet vom Juſſy ſtößt. Won da richtet fich die Linie 
der alten Grenze nah bis zu dem von Gy nach Foncenex führenden 
Weg, den fie nordwärts verfolgt bis zum Ausgang des Dorfes Gy, 
fo daß der befagte Weg auf Genfergebiet bleibt. Die Grenze geht 
hierauf in gerader Linie nach dem Dorfe Veigy, fo daß alle Häufer 
diefes Dorfes auf der Seite von Savoyen bleiben; alsdann in gera= 
der Linie nad der Stelle Hin, wo die große Simplonſtraße von der 
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Hermance durchfchnitten wird. Endlich folgt fie der Hermance bis 
zum See; dieſer bildet die nordweſtliche Grenze des neuen Gebiets, 
wohl verftanden, daß das Gigenthum des Sees bis auf feine halbe 
Breite von Hermance an bis Veſenaz, dem Kanton Genf angehören 
fol, und eben fo jene Theile des Rhonefluffes, welche His dahin die 
Grenze zwiſchen beiden Staaten bildeten und Sr. Maj. angehörten; 
daß alle benannten bei obiger Ausmarfung die Grenzlinie bildenden 
Strafen und Wege, mit Vorbehalt der angezeigten Ausnahmen, Sr. 
Maj. angehören follen; und daß alle mit Mauern oder Heden ge: 
ſchloſſenen Cinfänge, welche zu den Häufern der am der neuen Grenze 
gelegenen Dörfer und Weiler gehören, demjenigen von beiden Staa: 
ten zuftehen, auf deffen Gebiet das Dorf oder der Weiler liegt ; die 
Grenzſcheide beider Staaten muß wenigftens um zwei Klafter von den 
anſtoßenden Häufern oder den mit Mauern und Heden gefchloffenen 
Einfängen entfernt fein. Mas die Flüffe und Bäche betrifft , die in 
Folge der durch den gegenwärtigen Traftat ſich ergebende Grenzver⸗ 
änderungen die neue Grenze bezeichnen, fo wird die Mitte ihres Bet— 
tes die Orenzlinie bilden, mit Ausnahme des Foron, welcher aus: 
ſchließlich Sr. Maj. angehören foll, und deffen Webergang feinen Ge: 
bühren unterworfen werden darf. 

Art. 2. Die Pontrahirenden Mächte verzichten auf alle Souve— 
rainetäts» und andere Rechte, welche ihnen in den gegenfeitig abgetre- 
tenen Ländern zuftehen können; insbefondere Se. Maj. auf das zwi: 
fhen der Straße von Evian, dem See und dem Fluffe Hermance ges 
legene Gebiet; die fchrweizerifche Eidsgenoffenfchaft und der Kanton Genf 
auf den Theil der Gemeinde St. Julien, worin der Hauptort geles 
gen ift: alles gemäß der im vorhergehenden Artikel enthaltenen Grenz⸗ 
ausfcheidung. 

Ale die abgetretenen Landfchaften betreffenden Urkunden, Lager: 
bücher und Schriften follen in möglichft kurzer Zeitfriſt gegenfeitig 
ausgeliefert werden. 

Art. 3. Um Hinfichtlic auf die Zollftätten im Sinne des Pro: 
tofolls vom 3. November zu verfahren, zugleich aber auch die Mer: 
fügungen desfelben fo viel möglich mit dem, was der MWortheil Gr. 
Maj. erheifcht, im UWebereinftimmung zu bringen, fol die Douanen: 
linie in der Nähe von Genf und dem See, von der Rhone an aus: 
gehen, Über Eologny, Waleiry, Cheney, Luifet, Chable, Sapey , 
Vieſon, Etrembieres, Annemaffe, Ville-la-Grand, Fänge dem Foron 
bis nah Machilly, von da über Douvaine und Colongette bis zum 
Ste und längs dem See bis nad) Meillerie, um alsdann die ge: 
genmwärtige Grenze vom nächſt bei St. Gingoulph gelegenen Poften 
- am weiter zu verfolgen; wohl verftanden, daß es auf der bezeichneten 
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Linie Sr. Maj. frei ſtehen ſoll, diejenigen Veränderungen und Anord⸗ 
nungen zu treffen, welche Sie hinſichtlich auf Zahl und Aufſtellung 
der Zollſtätten am angemeſſenſten achten werden. Kein Zolldienft darf, 
weder auf dem Ste noc auf dem Landftrich, welcher das Genfergebiet 
von der obbezeichneten Linie trennt, Statt finden ;  jedennoch foll es 
den Berwaltungsbehörden Sr. Maj. „jederzeit erlaubt fein, die ange: 
meſſen erachteten Maßnahmen gegen Waarenniederlagen in dem erwähn⸗— 
ten Landſtriche zu treffen, um allen Schleichhandel, der daraus erıwach- 
fen fönnte, zu hindern. Die Regierung von Genf ihrerfeits wird, 
um die dießfälligen Abfichten Sr. Maj. zu befördern, nöthige Vor— 
fihtsmaßnahmen treffen, damit der Schleihhandel durch die Einwoh— 
ner des Kantons nicht begünftigt werden fönne. 

Art. 4. Der Ausgang aller für den Verbrauch der Stadt und 
den Kanton Genf beitimmten Lebensmittel aus dem Herzogthum Ga: 
voyen, foll jederzeit frei und Feinerlei Abgaben unterworfen fein; die 
allgemeinen Verwaltungsmaßregeln vorbehalten, vermöge welchen Se. 
Maj. dei eintretendem Mangel die Ausfuhr aus Jhren Staaten von 
Savoyen und Piemont zu verbieten angemeffen. erachten würden. 

Art. 5. Meil die Waaren und Lebensmittel, welche aus den 
Staaten Sr. Maj. und aus dem Freihafen von Genua berfommen 
und die Simplonftraße ihrer ganzen Länge nad auf dem Wallifer: 
und Genfergebiet durchziehen, in Kraft des zweiten Artifels der Wiener 
Kongrefakte vom 29. Merz 1815, von allen Durchgangsgebühren be: 
freit find, fo foll der Geſammtbetrag aller, auf Unterhaltung der 
Straßen Bezug habenden Gebühren, im Wallis fowohl als in der 
Landfchaft EhHablais und im Kanton Genf, auf der: Strafie von St. 
Aulien, fo wie auf jener von Meyrin, welche Namen jene Gebühren 
auch führen mögen, durch einen befondern Vertrag, in einem billigen 
Verhältniß zu den durch die örtlihen Schwierigkeiten verurfachten 
Ausgaben feitgefeht, und nicht amders als mit gegenfeitiger Zuſtim— 
mung der betreffenden Regierungen erhöht werden dürfen. Es ver= 
pflihten ſich dieſe Regierungen , Feinerlei Ausnahmen oder Herabfegung 
diefer Gebühren andern Mächten zu bewilligen, ohne folche unmittelbar 
auch auf die fontrahirenden Theile anzuwenden. 

Art. 6. Diejenigen Lebensmittel und Waaren, welche aus den 
Staaten Sr. Maj. fommen und beim Cingang ins Wallis für Tran: 
fitgut erflärt werden, follen dennoch die Gebühren bezahlen, gleich 
als wären fie für den Verbrauch im Lande beftimmt; aber der Be— 
trag diefer Gebühren fol beim Ausgang aus dem Wallis zurücge: 
ftellt werden, infofeen die Jdentität der Waaren durch die Unterfuchung 
des Blei's oder anderer gewohnter, bei dem Eingang angebrachter 
Kennzeichen erwahrt, und wenn feine längere ‚Zeitfeift als ſechs Wo: 
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chen verfloifen it; die Werlängerung derfelben bei eintretenden Hinder⸗ 
niffen vorbehalten, welde man unentgeldlich bewilligen wird. Die 
gleichen Förmlichkeiten follen beim Ein: und Ausgang im Kanton Genf 
beobachtet werden. Die DBleifiegel oder andere im Wallis zu Erwah⸗ 
zung der dentität der Tranfitgüter angebrachten Kennzeichen, werden 
im Kanton Genf anerfannt und als gültig zugelaffen werden; und 
endlich follen die Lebensmittel und Waaren, welche aus dem Wallis 
fommen , durch die Landfchaft Chablais gehen und für Genf beftimmt 
find, fo wie umgekehrt, auf dem Gebiet Sr. Maj. gleiche Befreiun: 
gen genießen und gleichen Förmlichkeiten unterworfen fein. Die Koften 
der den Waaren angelegten Merkzeichen dürfen den Werth des DBleis 
oder andern dazu gebrauchten Materials nicht überfteigen. 

Art. 7. Da das Protofoll des Wiener Kongreffes vom 29. Merz 
4815, welches durch die Urfunde der Tagfagung der fihrweizerifchen 
Eidsgenoffenfhaft vom 12. darauf folgenden Augufts angenommen ift, 
als eine der Bedingungen der Gebietsabtretungen zu Gunſten des 
Kantons Genf feftgefegt hat: . 

„Es follen die Sr. Maj. angehörigen Provinzen von Chablais 
„und Faucigny, fo wie alles von Ugine nördlich gelegene Land , der 
„von fämmtlihen Mächten garantirten fchweizerifchen Neutralität theil- 
„haftig fein”, fo wie ſolches im erſten Artikel des erwähnten Proto- 
folls erläutert iſt; — 

Da der Vorort des Bundesftaats durch feine offizielle Note vom 
41. Nov. dem Minifter Sr. Maj. erklärt hat: 

„Die fchweizerifche Eidsgenoffenfchaft Habe die Wiener Kongreßakte 
„vom 29. Merz, ungetheilt, ihrem wirklichen Inhalte nah und ohne 
„einigen Vorbehalt angenommen; fo daß der Unterfchied der Morte, 
„iwelcher ſich zwiſchen der obgedachten Tagfagungsurfunde und dem 
„Kongreßpreotofoll finden kann, keineswegs als eine Befchränfung oder 
„Abweichung von dem beftimmten Sinne diefes Iektern darf ange: 
„nommen werden; ” — | 

Und da die gleiche offizielle Note hinzufügt: 

„Aus diefen Erläuterungen ergibt es ſich, daß die Schweiz in Be: 
„treff der Aufnahıne der Provinzen Chablais, Faucigny und des nörd— 
„lich von Ugine gelegenen Landesftriches in ihr Neutralitäts:Syftem , 
3, feinerlei Unterfcheidung oder Vorbehalt macht, welche die in den 
„Wiener Kongreßaften vom 29. Merz ausgefprochenen Verfügungen 
„zu. fhwäcen oder zu befchränfen fuhen;” — 

Da der Parifer Traktat vom 20. Nov. 1815 diefe Neutralität der 
Schweiz auf einen andern Theil des Gebiets Sr. Maj. gleichzeitig 
ausgedehnt. hat; und da endlich die Urkunde vom nämlichen Tage über 
die Unerfennung und Gewährleiftung der immermwährenden Neutralität 
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der Schweiz umd der Unverletzbarkeit ihres Gebiets, folgenden Artifel 
enthält : 

„Die Mächte amerfennen und gewährleiften die Neutralität der 
„durch den Wiener Kongreßakt vom 29. Merz 1815 und durch den 
5, heutigen Traktat bezeichneten Theile von Savoyen, als welche die 
„, Neutralität der Schweiz auf gleiche Weiſe genießen follen, als ge: 
„hören fie ſelbſt diefer an”: — 

So follen diefe verfihiedenen Erklärungen und Beftimmungen , 
welche die Schweiz anerfennt und annimmt, und denen Se. Maj. auf: 
die fürmlichfte Weife beitreten, beiden Staaten zur Richtfchnur dienen. 

Art. 8. Die Handelsverbindungen zwiſchen den Provinzen von 
Savoyen durch das Gebiet von Genf follen zu allen ‚Zeiten frei fein, 
die Polizeimaßregeln vorbehalten, denen die Untertanen Sr. Maj. 
gleidy den Genfern felbft unterworfen fein werden. 

Art. 9. Die dem Kanton Genf einverleibten Unterthanen Gr. 
Maj. follen jederzeit die Freiheit haben, ihre Befitungen in dem er: 
wähnten Kanton zu verfaufen und ſich jedes ihnen beliebige Land zum 
Aufenthalt zu wählen. 

Art. 10. Die von den Untertfanen Sr. Maj. , in Kraft der 
bis zum Augenblid der Gebietsübergabe beftehenden Gefege, erworbenen 
Rechte follen von der neuen Gefeggebung anerfannt, und die zufolge 
eben jener Geſetze gefchloffenen Akten und Verträge, fo wie die auf 
diefelben gegründeten Urtheile, können nicht anders als durch Die 
vermöge der nämlichen Geſetze geöffneten Rechtsmittel angegriffen wer: 
den, mit Vorbehalt deffen, 1was die Kompetenz und Prozedur der 
Genferiſchen Serichtsftellen betrifft. 

Art. 11. Die Verfügungen des Wiener Protofolls vom 29. Merz 
1815, zu ©unften der von Sr. Maj. abgetretenen, und mit dem 
Stand Genf zu vereinigenden Landfchaften, follen denjenigen Landes- 
theilen gemein fein, welche jener Stand, in Gemäßheit des Protofolls 
vom 3. November und der Grenzbeftimmung des heutigen Vertrages, 
als Eigenthum erhält. 

Art. 12. Auf alle jene Gegenftände, worüber durch das Wiener 
Protofoll vom 29. Merz 1815 Fürforge getroffen iſt, follen die even: 
tuellen Geſetze der Werfaffung von Genf nicht amvendbar fein. 

Und in Betracht, dag das erwähnte Protofoll im dritten Artikel 
und deffen erften Abſatz verordnet hat: „es ſoll die Fatholifche Reli: 
„gion in allen von Sr. Maj. dem König von Sardinien abgetretenen 
„und dem Kanton Genf einzuverleibenden Gemeinden auf gleiche Weife 
„wie bis dahin gehandhabt und gefchügt werden”, — fo ift einver: 
ftanden,, daf die am 29. Merz 1815 hinfichtlich der Fatholifchen Reli: 
gion in allen abgetretenen Zandestheilen in Kraft beftandenen Geſetze 
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und Uebungen gehandhabt werden follen, mit Borbehalt deffen, was 
durch die Gewalt des heiligen Stuhls darin abgeändert würde. 

Zu Vollziehung des fechsten Abfchnitts eben diefes dritten Arti— 
kels, welcher verordnet: „der Pfarrer der Fatholifchen Kirche in Genf 
foll eine angemeffene Wohnung und Dotation erhalten”, ift diefer 
Gegenſtand, gemäß der in dem Privatvertrag von heutigem Tage 
enthaltenen Uebereinkunft, angeordnet worden. 

Art. 13. Die Regierung von Genf, um ihre Gefinnungen ge: 
gen die Bewohner der abgetretenen Gemeinden an den Tag zu legen, 
und von dem Wunſche belebt, fir die Armen- und Unterrichtsanftal: 
ten zu forgen , beiwilliget, daß der noch unbezahlte Werth der unter 
feanzöfffcher Verwaltung verkauften Gemeindgüter , und die durd) obige 
Gemeinden an FZahlungsftatt empfangenen Schufdtitel, durd fie bezo— 
gen und für ihren Nutzen verwendet werden mögen; daß die beftehen- 
den Armen: und Unterrichtsanftalten die Kapitalien und die Wortheile 
behalten , in deren Beſitz fie fich befanden; und endlich wird fie dafür 
forgen, daß die obgenannten Anftalten durch die gegemvärtige Gebiets: 
übergabe auf feine Art benachtHeiligt werden. 

Art. 1%. Die DBefiger von liegenden Gründen, deren Eigenthum 
durch die gegenwärtige Gebietsausſcheidung alfo zerſchnitten wird, daß 
ihre Wohnungen oder landwirthfchaftlichen Gebäude ſich auf dem Ge: 
biete des einen, und ihre Grundftücde auf dem Gebiete des andern 
Staates befinden, follen ihre Güter mit gleicher Freiheit benugen, als 
wenn folche auf dem nämlidyen Landesgebiete beifammen fländen. Sie 
dürfen um dieſer Befigungen willen nicht mit flärfern Laſten befegt 
werden, als wenn diefelben demjenigen Staat angehörten, auf deffen 
Gebiete fie liegen; und beide Regierungen werden überhaupt nach dem 
Grundfap eines befondern Schutzes diefer Gigenthümer, fo wie hin: 
wieder einer übereinſtimmenden ‚Zufammenwirfung für Gidyerheits - 
und Polizeimaßnahmen verfahren. 

Art. 15. Die Grundfteuern der fogeheifenen Güter de Tancien 
denombrement follen, fo lange fie Genfer Eigenthum bleiben , nicht 
höher angelegt werden mögen, als fie am 29. Merz 1815 waren; und 
die gegenwärtig Genfern zugehörigen Grundſtücke am mitternächtlichen 
Abhang des Saleve, zwifhen Veirier und der mweftlichen Grenze der 
Gemeinde Eollonge-Arhamp, mit den dazu gehörigen Weiden, follen 
jederzeit am Genfer verkauft werden können. 

Die Genferifchen Grundeigenthümer am Fluffe des Saleve, ſowohl 
auf Savoyifchem als auf Genfer Boden, die das vom Berge herunter 
fliegende Waſſer nußniefen, und, den allgemeinen Landesordnungen 
zufolge, zu Fortſetzung dieſer Nutznießungen königliche Bewilligungen 
nothwendig haben würden, ſollen in dieſer Hinſicht den Unterthanen 
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Sr. Maj. gleich geftellt werden, die Rechte de Drittmanns vor⸗ 
behalten. 

Art. 16. Alle Heimfalls:, Abzugs = und andere gleichartige auf 
DVerlaffenfchaften Bezug habende Rechte, die in den Staaten Sr. Maj. 
gegen die Schweizerfantone, und hinwieder umgefehrt, in Kraft be= 
fiehen möchten, follen vom Tage der Auswechfelung der Ratififationen 
des gegenwärtigen Vertrages an gerechnet, aufgehoben fein. 

Art. 17. Die fchweizerifchen Gigenthümer von Grundftücen, die 
näher als zwei piemontefifhe Meilen von den durch gegenwärtigen 
Vertrag feftgefegten Grenzen entfernt liegen, und deren Erwerbstitel 
“dem 3. Nov. 1815 vorangehen, follen, um der in den allgemeinen 
Landesverordnungen Sr. Maj. deßhalb enthaltenen Beftimmungen 
willen, nicht beunruhigt werden, swogegen ihnen obliegt, jenen Ver— 
ordnungen nachzuleben, im Fall diefe Güter auf anderm Wege, als 
duch Erblaſſung, die Hand ändern würden. 

Art. 18. Vom Fommenden erfien April an follen die Abgaben 
der gegenfeitig abgetretenen Gebietstheile demjenigen Staate angehö— 
ren, der in Defig davon treten fol. Die Rechnung foll im Laufe 
des auf die Gebietsübergabe zunächſt folgenden Monats gefchloffen und 
berichtigt werden, nad Abzug der bis zu befagter Uebergabe aufgelaus 
fenen Berwaltungsfoften. 

Art. 19. Die Schulden, welde nah Inhalt der Artifel 21, 26 
und 30 des Parifer Traftats vom 30. Mai 1814 und desjenigen 
vom 20. November 1815, der Regierung Sr. Maj. in dem durch 
gegenwärtigen Vertrag an Genf abgetretenen Landesgebiet zur Laſt 
fallen, follen, vom erften kommenden April an gerechnet, durd die 
Regierung von Genf übernommen werden. 

Art. 20. Er. Maj. wird zwei Kommiffarien ernennen, um ge: 
meinfam mit zwei durch den Kanton Genf ernannten Kommiffarien 
in fürzefter ‚Zeitfeift die Liquidation der Aktiv» und Paffivfchulden, 
welche theils das vormalige Departement Leman, theils die zwiſchen 
beiden Staaten beftandenen Verhältniffe betreffen, anzuerdnen und zu 
beendigen. 

Die franzöfifche Regierung fol zur Theilnahme an diefem Liquida- 
tionsgefchäft für das Orfanmtinsereffe des genannten vormaligen De: 
partements eingeladen werden. Die Urfunden, Regiſter und andere 
Alten der vormaligen Verwaltungs = und Gerichtsbehörden, fo wie 
der verfchiedenen Regien des mehrgedachten Departements, welche in 
Genf aufbewahrt liegen, und die Einwohner und Gemeinden dee 
Gebiets Sr. Maj. betreffen, follen den beiden fönigl. Kommiſſarien 
zurücigeftellt werden; und was diejenigen Akten anbelangt, welche 
das gefammte Departement oder den vormaligen Umkreis der Unter: 
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präfektut von Genf betreffen, fo willigen Se. Maj. ein, daß, nad: 
dem das Verzeichniß derfelben wird aufgenommen fein, fie, vom 
heutigen Tage am gerechnet, fünf Jahre lang in gedachter Stadt 
unter Aufſicht und Werantwortlichkeit zweier Verwahrer bleiben, deren 
einen Se. Maj. und den andern die Regierung von Genf ernennen wird. 

Nach Verfluß diefer Zeit werden fich beide Regierungen gemeinfam 
über die Thunlichkeit der Fortfegung, der Abänderung ‚oder der Aufs 
bebung diefer Anordnung berathen. 

Die Unterthanen Sr. Maj. follen freien Zutritt zu diefen Archiven 
haben, und die von ihnen verlangten, oder foldye Ausfertigungen, 
welche den Gerichtsfiellen oder andern königl. Behörden vorgelegt 
werden müffen, dürfen nur von dem Fönigl. Werwahrer ausgefertigt 
und als gleichlautend Iegalifiet werden, welcher die dießfälligen Ge: 
büpren für Rehnung Sr. Maj. empfängt. 

Art. 21. Meil die Errichtung der Zolftätte auf der neuen Linie 
dem Könige Unkoften verurfacht, und weil die durd den erften Artikel 
beftimmte Grenzausfcheidung die Errichtung oder Berbefferung verſchie⸗ 
dener Stellen der Berbindungsftraße zwifchen dem untern Theil von 
Savoyen und der Landfchaft Chablais erforderlich macht, fo wird der 
Kanton Genf eine Summe von hunderttaufend piemontefifchen Livres 
an die Verfügung Sr. Majeftät ftellen. Diefe Summe foll in St. 
Julien zahlbar fein, innerhalb ſechs Monaten nad) der Unterzeichnung 
des gegenwärtigen Vertrages. 

Art. 22. Es follen unmittelbar zwei KRommiffarien ernannt werden, 
der eine duch Se. Majeftät den König von Sardinien, und der an: 
dere durch die fchweizerifche Eidsgenoffenfchaft und den Kanton Genf, 
um die obgedachte Grenzausfcheidung alfo zu vollziehen, daß diefelbe 
vor der Auswechfelung der Ratififationen vollendet fei. 

Die Kommiffarien werden über ihre Werrichtungen einen Berbal: 
prozeß aufferen, und demfelben einen durch fie unterzeichneten topogra= 
phifchen Plan der gefammten Grenzausfheidung, mit Bezeihnung der 
Gemeinden, beifügen; diefe Aftenftüde, im dreifacher Urfchrift ausge: 
fertigt, follen dem gegenwärtigen Vertrag angehängt werden. 

Art. 23. Die Verfügungen der alten Traktate, und insbefondere 
desjenigen vom 3. Juni 1754, infofern fie nicht ausdrücklich durch den 
gegenwärtigen Vertrag aufgehoben werden, find beftätigt. 

Art. 24. Gegenwärtiger Vertrag fol von Sr. Majeftät und von 
der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfhaft und dem Kanton Genf ratifizirt 
und die Ratififationen innerhalb drei Monaten, oder wo möglich noch 
früher, ausgewechſelt werden; fogleich nach Auswechfelung der Ratiz 
fifationen foll die gegenfeitige ‚Uebergabe des Landesgebiets gefchehen. 
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Zu deffen Beglaubigung. Haben die Bevollmächtigten ihre Unter 
fchriften und Siegel beigefügt. 
Gefchehen zu Turin, am 16. März des Gnadenjahrs 1816. 


Montiglio. C. Pictet von Rohemont, 
Staatsrat. 


Provana de Collegno. 


Ratififations-Aften. 
A. 


Viktor Emanuel, von Gottes Gnaden, König von Sardinien, 
Eypern und Jerufolem, Herzog von Eavoyen und Genua, Prinz 
von Piemont ıc. ıc. Gruß allen denjenigen, fo Gegenwärtiges fehen : 

Nachdem Unfere Lieben und ©etreuen, der Bitter Ludwig von 
Montiglio, General: Fisfal:Advofat bei unferm Senat von Savoyen ; 
und der Ritter Ludwig Provana von Collegno, Unfer Könige 
lihe Rath und General: Kommilfair der Grenzen Unferer Staaten; im 
Kraft Unferer Vollmachten und zufolge der Verfügungen des Parifer 
Vertrags vom 30. Mai 4814, des Wiener Kongref- Protofolls vom 
29. März 1815, und des in Paris am 3. November des nämlichen 
Jahres durch die Minifter der vier großen verbündeten Mächte unter: 
zeichneten Protokolls, — in biefiger Stadt am 16. März letzthin 
mit dem aufßerordentlichen Gefandten und Bevollmächtigten Minifter 
der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenihaft und des Kantons Genf, Garl 
Pictet von Rodhemont, Staatsrath, über verfchiedene Gegenftände 
von Wichtigkeit einen Vertrag abgefchloffen und unterzeichnet haben, 
deifen Inhalt Hier folgt: 

(Hier folge der obftehende Vertrag.) 

Nachdem Wir den obfichenden Vertrag eingefehen und in allen 
darin enthaltenen Punften und Artikeln genehm erachtet, haben Wir 
denfelben angenommen, gutgeheißen, vatifiziet und befräftigt, wie 
Wir folhen durdy gegemwärrige eigenhändig unterzeichnete Urkunde 
annehmen, gutheißen, vatifiziren, befräftigen, und mit königlichem 
Wort und Treue ihn zu halten und zu beobachten, auch halten und 
beobachten zu laffen, verheißen. Zum Zeugniß deffen haben Wir 
die gegenwärtige Urfunde unterzeichnet, und diefelbe unterzeichnen 
faffen duch unfern Better, Don Wlerander Vallaiſe von Vallaiſe, 
Graf von Mantalto und von Martiniana, Freihere von Vallaiſe ıc. ıc., 
Unfern Minifter und erften Staatsfefretair für die auswärtigen An: 
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gelegenheiten; auch haben Mir unfer großes Staatsſiegel beidrüden 
laffen. Gegeben zu Zurin am fünfzehnten Brachmonat im Jahr des 
Heils eintaufend achthundert und fechszehn, umferer Regierung dem 
fünfzchnten. 
DB. Emanuel. 
Bon Ballaife. 
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Wir Syndies und Räthe der Stadt und des Kantons Genf thun . 
fund, daß, nachdem der fouveraine Rath die Verlefung des zu Turin 
am 16. März letzthin zwiſchen den Kommiffarien Sr. Majeftät des 
Könige von Sardinien und dem auferordentlichen Geſandten der 
ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfchaft, der hiebei auch befonders im Na: 
men des Kantons Genf gehandelt hat, abgefchloffenen Vertrags, fo 
wie auch des von dem löbl. Kanton Zürich, als eidsgenöffifchemn 
Vorort, gemachten Antrags, angehört hat, der in deffen Kreisfchreis 
ben an die verbündeten Stände vom 10. April letzthin enthalten ift 
und wörtlich alfo lautet: 

„Daß der zu Turin am 16. März 1816 durch den Herrn Staats: 
„rath Mictet von Rochemont unterzeichnete Vertrag die unbedingte 
„eidsgenöffifche Genehmigung erhalten; daß in Berüdfichtigung des 
„im 24 Artikel feſtgeſetzten Termins, und weil die Abtretung des 
„neuen Genfer Gebietes erft nach erfolgter Ratififation gefchehen foll, 
„jeder Hohe Stand feine diepfällige Erklärung mit möglichfier Bes 
„ſchleunigung dem Vorort zufenden; und daß endlich der hohen Tag: 
„fagung vorbehalten werden möchte, das Wohlgefallen der Cidsgenof: 
„ſenſchaft an den Werdienften, welche Herr Pictet von Rochemont fid) 
„durch feine beiden Sendungen erworben hat, auf eine chremvolle 
„Weiſe auszufprehen“, — 

der vorbemeldte fouveraine Rath den Turiner Vertrag vom 
16. März letzthin vatifiziet und dem Antrag des Vororts, feinem 
ganzen Inhalt nad), beipflichtet. So gefchehen und befchloffen in der 
fouverainen Rathsverſammlung, den fiebenundzwanzigften April taufend 
achthundert und fechszehn. 

m Namen der Syndics und Räthe des Kantons Genf: 
Der Syndic, Präfident des fouverainen Raths, 
Shmidtmeyer. 

Der Staatsfchreiber : 
Falquet. 
C. 

Wir Bürgermeifter und Räthe des Kantons. Zürich), Wororts der 

ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfhaft, thun durch Gegenwärtiges Fund: 
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nachdem der am fechszehnten Märzmonats im Jahr des Heils eintau⸗ 
fend achthundert und fechszehn zu Turin unterzeichnete Vertrag zwi⸗ 
ſchen Heren Carl Pictet von Rohemont, Staatsrath, ald Bevoll⸗ 
mächtigtem der fchweizerifchen Gidsgenoffenfhaft und des Kantons 
Senf, am einen, — und den Herren Ritter von Montiglio, General: 
Fisfal-Advofaten Sr. Maj. des Königs von Sardinien beim Senat 
von Savoyen, und Ritter Ludiwig Provana von Eollegno, Rath 
Er. Maj. und General: Kommiffär der Grenzen ihrer Staaten, als 
beiden Bevollmächtigten Sr. Sardinifhen Majeltät, am andern Theil, — 
der Gutheißung der verbündeten ſchweizeriſchen Stände unterlegt wor: 
den, und uns die Entfchlüffe diefer Letztern nach und nad) in den ver: 
faffungsmäßigen Formen zugefommen find, fo bezeugen und verfichern 
wir im Namen und aus Auftrag der Kantone der fchweizerifchen Eids- 
genoffenfhaft, daß der befagte Vertrag vom 16. März; 1816, fo wie 
er von den gegenfeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet worden, und 
bier von Wort zu Wort folgt: 
(Hier folgt der volltändige Inhalt des obfiebenden Vertrags.) 

— feinem ganzen Inhalt nady von der Schweiz und vom Kanton Genf 
angenommen it; Wir erflären denfelben für genehmigt und gutgeheißen, 
und verfprechen, daß er getreu und gewiffenhaft beobachtet werden foll. 
In Kraft deffen gegenwärtige Urkunde mit der Unterfchrift Unſers Amts- 
bürgermeifters und derjenigen des eidsgenöffifchen Kanzlers, fo wie mit 
den Siegel der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft,, verfehen worden ift: 
Zürich den fünfzehnten Juni im Jahre des Heils eintaufend achthun— 
dert und fechszehn. (15. Juni 1816.) 

Der Amtsbürgermeifter des Kantons Zürich 

als eidegenöffifchen Vororts: 
von Reinhard, 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


Auswechfelungsurkunde der Ratifitationen. 


Nachdem die Unterzeichneten zufammengetreten find, um die Aus- 

wechfelung der Ratififationen Sr. Maj. des Könige von Sardinien 
einerfeits, und der fehweizerifchen Gidsgenoffenfchaft, fo wie des Kan: 
tons Genf anderfeits, in Bezug auf den zu Turin am fechszehnten 
März des Jahres eintaufend achthundert und fechszehn unterzeichneten 
Vertrag vorzunehmen; und nachdem die gegenfeitigen Ratififations- 
Urkunden des genannten Vertrags find abgelefen worden, — fo ift die 
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Auswechfelung am heutigen Tage, als dem dreiundzwanzigſten Herbſt⸗ 
monat eintaufend achthundert und fechszehn, auf die gewohnte Weiſe 
vor fi gegangen. 

Zu deffen Beglaubigung haben fie den gegenwärtigen Berbalprozef 
eigenhändig unterzeichnet, und demfelben ihre Petſchafte beigedrüdt, 
Zürih am 23. Herbftmonat 1816. 


Hans von Reinhard, Mi. St. Martin de Barres, 

Bürgermeiſter von Zürich und außerordentlicher Befandter und be- 
Präfident der Tagfagung. bollmächtigter Minifteer Sr. Mai. 
I. 3. Peſtalozzi, des Königs von Sardinien. 


Staatsrath des Kant. Zürich. 
Der General Finsler, 
Staatscath des Kant. Zürich. 


XXVIII. 
Urkunde, 


betreffend die eidsgenöſſiſche Gewährleiftung des, in Folge 
des Turiner Vertrags vom 16, März 1816, mit dem 
Kanton Genf neu vereinigten Gebiets. 


Wir der Schultheiß der Stadt und Republik Bern, 
Präfident, und Wir die Abgeordneten dee X XII ver: 
bündeten Ständeder Schweiz, verfammeltindergemein: 
eidsgenöffifhen Tagfakung, 

urfunden hiermit: 

Nachdem die hohen verbündeten Mächte, ſowohl durch die Wiener 
Kongrefaften vom 29. März 1815, als durch die Verfügungen des 
Konferenzprotofolls von Paris vom 3. November desfelben Jahres, 
die Vereinigung etlicher am das Genfer Gebiet angrenzenden Theile 
Savoyens mit dem Kanton Genf verordnet haben, — fo wurde durch 
den zu Turin am 16. März 1816, zwiſchen Sr. Maj. dem König 
von Sardinien am einen, und der fchmeizerifchen Gidsgenoffenfchaft 
nebft der Republif und Kanton Genf am andern Theil, abgefchloffenen 
Bertrag, ſowohl der Beſitzſtand beider Staaten, als die gegenfeitige 
YAusmarfung ihres Gebiets endlich beftimmt. Der erfte Artifel des 
gedachten Vertrags enthält über diefen Gegenftand die folgenden Merz 
fügungen: 

(Hier folgt der wörtlie Indalt des erfien Actifels des Turiner Ber» 
ttag6.) 

Schweiz. Staatör. I. Bd. 7 


un 


In Folge der in Züri am 23. Herbſtmonat 1816 vor fich ger 
gangenen Auswechſelung der Ratififationen des Turiner Bertrags vom 
46. März eben desfelben Jahres, ift das oben bezeichnete Gebiet von 
den Sardinifchen Truppen geräumt und an die Verfügung der Eids- 
genoffenfchaft geftellt worden, im deren Namen die fehweizerifchen und 
genferifchen KRommiffarien am 23. und 24. des nächſt darauf folgenden 
Weinmonats förmlichen Befig davon genommen haben. Bei diefem 
Zuftand der Sachen, und da wir, fo viel an uns liegt, den wohl: 
wollenden Abſichten der hohen allüirten Mächte zu entfprechen, unfern 
vielgeliebten Bunds = und Cidsgenoffen der Republif Genf einen Be: 
weis unferer Anhänglichfeit zu ertheilen, ihre Rechte ficher zu ſtellen, 
und durd) einen endlichen Nationalaft diejenigen Beftimmungen, durch 
weiche -die Ausdehnung und Grenzmarkung ihres Gebiets feltgefegt 
ward, zu befräftigen wünfchen, — fo erflären wir andurdy im Namen 
und aus Auftrag der Regierungen dee XXI Stände der Schweiz: 
daß die Eidsgenoffenfchaft diejenigen Gemeinden und Gebietstheile, 
welche die Republif Genf erworben bat, im ihren oben bezeichneten 
Grenzen, förmlich unter diejenige eidsgenöffifche Gewährleiftung nimmt, 
welche durdy den erften Artikel der Bundesverfaffung näher beftimmt 
wird; und daß fie diefelben von nun an als wirklichen und unver: 
äußerlichen. Beftandtheil des ſchweizeriſchen Gebiets betrachtet. | 

Zu Bekräftigung diefes unfers einmüthigen Entfchluffes, und der 
ihm zum Grunde liegenden Standesgefinnungen unferer hohen Rom: 
mittenten, — ift die gegenwärtige Urkunde von dem Herrn Amts- 
ſchultheißen des Standes Bern, als unferm Präfidenten und von dem 
Kanzler der Eidsgenoffenfchaft unterzeichnet, und mit dem großen 
eidsgenöffifhen Siegel verwahrt worden, in Bern den fünfundzwan⸗ 
zigftien Heumonat im Jahre des Heils eintaufend achthundert und 
ſiebzehn. 

Der Amtsſchultheiß der Stadt und Republik Bern, 
Präſident der Tagſatzung: 
R. von Wattenwyl. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouffon. 


AXIX. 
| Protokoll 
der Uebergabe des an die Eidsgenoſſenſchaft abgetretenen 
Theils der Landfchaft Ger. 


Die unterzeichneten Kommiffarien, nämlich : einerfeits die Herren 
Johann Maria Tiffot, Oberſt, Bitter des Föniglihen und mili- 
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täriſchen Et. Ludwig⸗Ordens und der Ehrenlegion; Ludwig Maria 
Fabry, Unterpräfelt des Kreifes von Ger; abgeordnet durch den 
Heren General:Lieutenant, Befehlshaber der fechsten Militairdivifion, 
und durch den Deren Präfekt des Yin: Departements, vermöge der 
Aufträge Sr. Exzellenz des Minifters des Innern, um der ſchwei— 
zeeifchen Gidsgenoffenfchaft das ihr durch den Parifer Vertrag vom 
zwanzigften Wintermonat des Jahres achtzehnhundert und fünfzehn 
abgetretene Landesgebiet zu übergeben; 

Und Here Gafpar Anthelme Rouph, Fönigl. Profurator beim 
erftinftanzlichen Gericht des Kreifes von Ger, durch Se. Erzellenz 
den Siegelbewahrer, vermöge Schreibens des Heren General: Profur 
rators beim königl. Gerichtshofe zu Lyon vom 23. April letzthin bes 
auftragt, der obgedachten Mebergabe beizuwohnen; 

Und anderfeits Herr Ludwig Midheli, Staatsrath der Republif 
und des Kantons Genf, von der fchmweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft 
beaufträgt, den der Schweiz abgetretenen Theil der Landfchaft Ger in 
Empfang zu nehmen ; 

Obgenannte, nachdem fie zufammen getreten waren und ihre 
Vollmachten, welche in guter und gehöriger Ordnung gefunden wur—⸗ 
den, ausgewechfelt hatten, find zur Vollziehung des dritten Abfchnitts 
des erfien Artikels des erwähnten Parifer Vertrags vom zwanzigften 
Wintermonat achtzehnhundert und fünfzehn gefchritten, weldyer befagt: 
„Um eine direfte Verbindung zwifchen dem Kanton Genf und der 
„Schweiz zu errichten, fol der Theil der Landfchaft Ger, welcher 
„öftlich von dem Lemaner See, füdlid von dem Gebiete des Kantons 
„Genf, nördlib durd den Kanton Waadt und weſtlich durch den 
„Lauf der Merfoir, und eine Linie, welche die Gemeinden Goller: 
„Boſſy und Meyrin einfchlieft, die Gemeinde Ferney aber bei Frank: 
„reich läßt, — der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft abgetreten wer: 
„den, um dem Kanton Genf einverleibt zu werden.” 

Demzufolge übergeben die franzöfifchen Kommiſſarien der ſchweize⸗ 
riſchen Gidsgenoffenfhaft rein und einfady das obbezeichnete Landesge: 
biet, um es in Gemäßheit aller in den verfchiedenen Artifeln des er⸗ 
wähnten Vertrages enthaltenen Vorbehalte und Bedingungen zu befigen. 

Gie übergeben zu gleicher Zeit dem eidsgenöſſiſchen Heren Kom: 
mifjaie die verfchiedenen Plane und Schriften, deren Verzeichniß dem 
gegenwärtigen Protofol beigefügt if. 

Der ſchweizeriſche Kommiſſair feinerfeits empfängt die gegenwärtige 
-Uebergabe, und nimmt folhe Namens der fchweizerifchen Cidsgenof: 
ſenſchaft an, als den Präliminaraft der Cinverleibung obigen Landes: 
gebiets an den Kanton Genf. 
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Zu deffen Beglaubigung Haben die obgemeldeten Kommiffarien das 
gegenwärtige Protofoll unterzeichnet und mit ihren Petſchaften befiegelt. 
Alfo gefchehen zu Gex, den vierten Heumonat des Jahres eintau= 
ſend achthundert und fechszehn, in doppelter Ausfertigung. 


Fabry, Sohn. Der Oberfi Tiffot. 
Der Fönigl. Profurator : Micheli, eidsgenöffiiher 
Rouph. Kommiſſär. 
XXX. 
Uebergabs⸗Urkunde 


der dem ſchweizeriſchen Bundesſtaat abgetretenen Gemein⸗ 
den der Landſchaft Ger au den Kanton Genf, 


Wir, der Bürgermeifter des Kantons Züri, Prä— 
fident, und die Abgeordneten der zweiundzwanzig ver— 
bündeten Stände, zur gemeineidsgenöffifhen Tag-. 
fagung in Zürich verfammelt, thun fund hiermit: 

Nachdem die hohen verbündeten Mächte und Seine Allerchriftlichfte 
Majeftät, durch den dritten Abfchnitt des erften Artikels des zu Paris 
am zwanzigften Wintermonat des Jahres eintaufend achthundert und 
fünfzehn unterzeichneten Vertrags, dem fchweizerifchen Bundesſtaat, 
um mit dem Kanton Genf vereinigt zu werden, abgetreten haben : 

„Denjenigen Theil der Landfchaft Ger, welcher öftlih von dem 
„Genferſee, füdli vom Gebiete des Kantons Genf, nördlich durdy 
„den Kanton Waadt und weſtlich durch den Lauf der Verſoix und 
„eine Linie, welche die Gemeinden Goller-Boffy und Meyrin einſchließt, 
„die Gemeinde Ferney aber bei Frankreich läßt, begrenzt wird ;” 

Und nachdem dieſes Gebiet durch die Kommiffarien Seiner Aller: 
chriſtlichſten Majeftät an die Schweiz übergeben worden, wie foldhes 
aus dem zu Ger am vierten Heumonat des Jahres achtzehnhundert 
und fechszchn unterzeichneten Verbalprozeß erhellt — 

So erflären Wir, im Namen und aus Auftrag unſerer hohen 
Kommittenten, der Regierungen der Kantone der fchweizerifchen Cids- 
genoffenfhaft, um den wohlwollenden Abfichten der Hohen Mächte, 
welche den obgedachten Vertrag unterzeichnet haben, zu entfprechen, 
daß wir durch gegenwärtige Urfunde das obbezeichnete Landesgebiet 
unfeen vielgeliebten Eids = und Bundesgenoffen der Republit und des 
Kantons Genf gänzlih, völlig und auf alle Zukunft abtreten, ohne 
andern Vorbehalt, außer demjenigen der endlichen Ausmarkung , welche 
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in Kraft des fechsten Abfchnitts des nämlihen Artikels obangeführ- 
ten Vertrages mit Franfreih Statt finden fol; in der Meinung, daf 
obgedachtes Gebiet von der Republif Genf mit allen Gigenthums = 
und Souverainetätsrechten, nach den Verfügungen des Bundesvertrags 
zwifchen den Kantonen der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfchaft, beſeſſen 
werde. Dem zufolge dan, und nachdem in Kraft gegemmärtiger 
Uebergabe die Vereinigung der obgenannten Landfchaft und ihrer Ein— 
wohner mit der Republif und dem Kanton Genf bewerkſtelligt und 
vollzogen ift, die Regierung genannter Republif einzig berechtigt ift, 
dafelbft die gefeßgebende, adminiftrative und richterliche Gewalt auszu: 
üben , die erforderlich erachtefen Beamteten aufzuftellen, fich den Eid 
der Treue und des Gehorfams ſchwören zu laffen, mit einem Wort, 
diefe Landfchaft zu befigen und zu regieren mit der gleichen Machtvoll: 
fommenheit, die ihe über das alte Gebiet des Kantons zufteht; die 
fhweizerifche Gidsgenoffenfchaft nimmt die Semeinden, welche der Re- 
publif Genf übergeben werden, in den obbemerften Grenzen, förmlich 
unter ihre Gewährleiftung, wie diefe im erften Artifel des Bundesver: 
trags ausgefprochen ift, und erflärt, daß fie diefelben von num an als 
wirflihen und unveräußerlihen Zeftandtheil des Schweizergebiets be: 
trachtet. 

Wir ertheilen dem Heren Staatsrath Ludwig Miheli, unferm 
Bundeskommiſſär für die Befignahme diefes Theil der vormaligen 
Landfchaft Ger, den Befehl, ſolchen unverzüglih an die Republik 
Genf zu übergeben, und alle Verrichtungen, die er bisher aus unferer 
Vollmacht ausübte, einzuftellen. 

Zum DBeweife, daß diefes unfer einmüthiger Entfchluß und der 
Wille unferer hohen Kommittenten ift, ward gegenwärtige Urkunde 
durch unfern Präfidenten, den Herrn Amtsbürgermeifter des Kantons 
Züri), ſowohl als durch unfern Kanzler unterzeichnet, und mit dem 
geoßen Siegel der Gidsgenoffenfchaft befiegelt, in Zürich am zwan— 
zigften Tage des Monats Auguft, im Jahre der Gnade eintaufend 
achthundert und fechszehn. 

Der Biirgermeifter des Kantons Zürich, 
Präfident der Tagſatzuug: 
von Reinhard. 


Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft : 
Mouſſon. 


XXXI. 


Brüderlicher und chriſtlicher Bundesvertrag, 
zwiſchen 


Ihren Majeſtäten dem Kaiſer von Oeſterreich, dem König 
von Preuſien nnd dem Kaiſer von Rußland, in Paris 
abgefchlofien. 


j® Namen der Hochheiligen und untpellbanen 
Dreieinigkfeit! 


Da Ihre Majeftäten, der Kaifer von Oeſterreich, der König von 
Preußen und der Kaifer von Rufland , in Folge der großen Begeben: 
heiten, welche Guropa den ‚Zeitraum der letzten drei Jahre ausge: 
zeichnet haben, und befonders in Folge der Wohlthaten, die es der 
göttlihen Worfehung gefallen hat, über dig Staaten zu verbreiten, 
deren Regierungen ihre Zutrauen und ihre Hoffnung auf fie allein 
fegen, — die innige Ueberzeugung von der Nothwendigkeit erhalten 
haben, den von den Mächten in ihren gegenfeitigen Beziehungen zu 
beobachtenden Gang auf die erhabenen Wahrheiten zu gründen , welche 
uns die heilige Religion unfers Heilandes lehrt: So erklären Sie 
feierlih , daß gegenwärtige Afte nichts anders zum Gegenftande hat, 
als im Angefichte der ganzen Welt Ihren unerfchütterlihen Entſchluß 
zu erkennen zu geben, fowohl in der Verwaltung Ihrer refpeftiven 
Staaten, als in den politifchen Verhältniffen mit jeder andern Regie— 
rung, bloß die WVorfchriften jener heiligen Religion zur Richtſchnur 
zu nehmen, nämlich die Vorfchriften der Gerechtigkeit, der chriftlichen 
Liebe und des Friedens, die, weit entfernt, bloß auf das Privatleben 
anwendbar zu fein, vielmehr auf die Entfchlüffe der Fürften unmittel- 
baren Einfluß Haben, und alle ihre Schritte leiten müffen,, da fie das 
einzige Mittel find, die menfchlichen Ginrichtungen feſt zu begründen, 
und ihren Umvollfommenheiten abzuhelfen. Dem zufolge find Ihre 
Majeftäten über folgende Artikel übereingefommen : 


Art. 1. 
- Den Worten der heiligen Schrift gemäß, welche verordnen, daß 
fid) alle Menfchen als Brüder anfehen ſollen, werden die drei fontrahi- 
renden Monarchen durch die Bande einer wahren und unzertrennlichen 
Brüderfchaft vereinigt bleiben, und da Sie Sich als Landsleute be: 
trachten, fo werden Sie Sich bei jeder Gelegenheit und in jedem alle 
Hülfe und Beiftand leiften; da Sie Sich ferner in Hinfiht Ihrer 
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Unterthanen und Ihrer Armeen als Yamilienväter anfehen, fo werden 
Sie felbige in eben dem Geifte der Brüderlichkeit leiten, wovon Sie 
zum Schutz der Religion, des Friedens und der Gerechtigkeit be: 
feelt find. 


Art. 2. 

Der einzige Grundſatz, der fowohl zwifchen befagten Regierungen , 
als zwiſchen Ihren Unterthanen in Kraft fein muß, wird demnady der 
fein, ſich gegenfeitig Dienfte zu leiſten, fih durch ein unveränderliches 
Wohhvollen die gegenfeitige Zuneigung zu bezeugen, wovon fie befeelt 
fein müffen, fi ale nur als Mitglieder einer und derfelben chriſt⸗ 
lichen Nation anzufehen , indem Sich die drei alliirten Monarchen 
ſelbſt nur als Bevollmächtigte der Vorſehung betrachten, um, drei 
‚Zweige einer und derfelden Familie zu beherrſchen, nämlich Oeſterreich, 
Preußen und Rußland, wodurch Sie mithin erflären, daß die chriſt⸗ 
lie Nation, wozu Gie und Ihre Völker gehören, in der That 
feinen andern Souverain, als denjenigen hat, dem allein die Macht 
gebührt, da ſich in Ihm allein alle Schäge der Liebe, der MBiffen- 
ſchaft und der unendlichen Weisheit befinden, nämlich in Gott, in 
unferm göttlihen Erlöſer Jeſus Chriſtus, in dem Worte des Aller: 
böchften , dem Worte des Lebens. Ihre Majeftäten empfehlen daher 
Ihren Völkern mit der zärtlichften Sorgfalt, ale das einzige Mittel, 
um diefes Friedens zu genießen, der aus einem guten Gewiſſen ent⸗ 
foringt, und allein dauerhaft ift, daß fie fich täglich mehr in den 
Grundfägen und in der Ausübung der Pflichten beftärfen, welche der 
göttliche Heiland die Menfchen gelehrt hat. 


Art. 3. 

Alle diejenigen Mächte, welche die heiligen Grundſaͤtze, von denen 
gegenwärtige Akte eingegeben worden, feierlich anerkennen wollen, 
und die einfehen werden, wie wichtig es für das Glück der nur zu 
lange beunruhigten Nationen fei, daß diefe Wahrheiten fünftig auf 
die menfchlihen Schidfale allen gehörigen Einfluß haben , werden mit 
eben fo vieler Bereitwilligkeit als Zuneigung in diefe Heilige Allianz 
aufgenommen werden. Dreifach ausgefertigt und unterzeichnet zus 
Paris im Jahr des Herrn 1815, den %/,, September. 

Franz. 
Friedrich Wilhelm. 
Alexander. 





XXXI. 


Erklärung 


über die Zuſtimmung der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft 
zu den Grundſätzen des brüderlichen und chriſtlichen 
Bundes. 


Die ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft, welche von Gr. 
Maj. dem Kaiſer aller Reußen eingeladen worden iſt, dem zu Paris 
am *. Herbſtmonat 4815 zwiſchen Sr. Maj. dem Kaiſer von Ruf: 
land und II. MM. dem Kaifer von Defterreih und dem König von 
Preußen abgefchloffenen brüderlichen und chriftlihen Bündniffe beizu: 
treten, Huldigt dem religiöfen und moraliſchen Geifte diefes Vertrages, 
deffen erhabener Zweck dahin geht, den Frieden und das Glück der 
Völker zu fihern. Die Schweizer, den Grundfägen ihrer Väter ge: 
treu , tragen eben fo viel Achtung für die Rechte anderer Staaten, 
und laſſen fi) eben fo angelegen fein, mit allen das beſte Ginver: 
ſtändniß zu unterhalten, als fie felbft auf den ruhigen Genuß der 
Freiheit, der Unabhängigkeit und der ihnen fo wichtigen Neutralität, 
welche die letzten europäifchen Staatsverhandlungen ihnen neuerdings 
zuficherten,, den größten Merth legen. Die Eidsgenoffenfchaft , welche 
in dem Bundesvertrag der allerhöchſten Höfe, wovon Se. Maj. der 
Kaifer von Rußland fie in Kenntniß feßen lief, eine neue Gewähr: 
leiftung diefer für fie unſchätzbar großen Güter findet, ſtellt die Er— 
färung aus: daß auch fie die Grundſätze dicfee Bündniffes als vor: 
züglich heilfam und unentbehrlih für das Glück der Nationen aner: 
fennt, und das fie diefelben ihrerfeits nad) dem wahren Geifte der 
chriſtlichen Religion, die den Regierungen fowohl als den einzelnen 
Menſchen Gerechtigkeit, Eintracht und gegenfeitige Liebe zur Pflicht 
macht, getreu beobadyten wird. 

Zu deffen Urkunde haben Wir Schultheiß und Räthe der Stadt 
und Republit Bern, als eidsgenöffifcher Vorort, gegründet auf die 
verfaffungsmäßige Zuftimmung der Stände der Eidsgenoſſenſchaft, 
Gegenwärtiges unterzeichnen und befiegeln laſſen, in Bern den 27. Jen⸗ 
ner im Jahr eintaufend achthundert und fiebenzehn. 

Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft , 
Mouffon. 


Note 


Da nahmwärts (mnferm 30, Senner und 1. Hornung 1817) aud bon 
Ihren Majeftäten dem Kaifer von Defterreih mub dem König von Preußen 
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ähnliche Einladungen für dem Beitritt zu dem am 26/14 Xerbfimonat abge: 
ſchloſſenen brüderlihen und chriftlihen Bundesvertrag an die Eidegenoffen. 
(haft gelangten, fo wurden auch gegen beide gedachte Höfe gleichlautende 
Erklärungen, wie die obftebende , ausgefertigt, wobei einzig die nöthigen 
Abänderungen im Eingang angebradt waren. 


XXXIH. 
Vebergabsurfunde 


der von Defterreich an den Kanton Granbünden abgetrete: 
nen Herrfchaft Näzüns. 


Nachdem durch freundfchaftlichen Briefwechfel zwifchen dem k. f. 
außerordentlichen Gefandten und bevollmächtigten Minifter in der Schweiz, 
Herrn von Schraut, an einer Seite, umd der Megierung des eids: 
genöffifehen Standes Graubünden an der andern Seite, die Art der 
Uebergabe der unterm 30. März 1815 von Gr. k. f. Majeftät er: 
wähntem Stand Graubünden abgetretenen. Herrfchaft Räzlins einver: 
flanden worden iſt, fo hat erwähnter Minifter zur Cinfeitung und 
Bollziehung diefer Uebergabe den zeitherigen Verwalter von Räzüns, 
Heren Georg von Toggenburg, der löbl. Stand Graubünden aber 
zue Uebernahme derfelben die Herren 

Zandrichter Joh. Plac. Caderas, | 

Bundes:Landammann Jak. Ur. Sprecher von Bernegg 
Bundes: Präfident Joh. Friedrih-von Tſcharner 
ernannt, welche, nad; Auswechfelung der beiderfeits ihnen hierzu er 
theilten und gehörig anerkannten Vollmachten, zur Wollbringung ihres 
Auftrages Über folgende Punkte ſich vereinigt haben. 

Art. 4. Der öfterreichifche Kommiffarius übergibt , und die Kom: 
miffarien des Freiſtaats Graubünden übernehmen die Herrfchaft Räzüns 
mit allen ihren Zugehörungen, Rechten und Verbindlichkeiten, nichts 
ausgenommen , auf demfelben Fuß, wie fie in den Jahren 1809 und 
1810 von Oeſterreich übergeben ‚und von Frankreich übernommen war, 
wobei ſich Defterreich zugleich aller Anfprüche auf die früher mit diefer 
Beſitzung verbunden gewefenen politifchen und gerichtsherrlichen Recht: 
fame zu entichlagen erflärt. 

Auch gehen mit derfelben an den neuen Beſitzer über: Aller Haus: 
sath: das Vieh, Heu umd die Feldgeräthfchaften und was immer 
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unter diefe Benennungen gebracht werden mag, fo wie auch die zur 
Herefchaft gehörigen Schriften und Urbarien, beides wie es aus den 
1809 errichteten Inventarien zu erfehen ift ; wobei man Decfterreichifcherfeits 
verfpricht, die in den Kriegsjahren geflüchteten, auf die Rechte oder 
die frühere Geſchichte diefer Herrichaft Bezug habenden Urfunden an 
den Stand Graubünden auszuliefeen, fobald fie vorgefunden werden. 

Art. 2. Bei diefer Uebergabe erklärt Oeſterreich, daß dieſelbe 
nicht als Kompenfation irgend eines Gegenftandes der verfchiedenen 
von ©raubünden erhobenen und bereits namhaft gemachten Anſprüche 
und Forderungen angefehen werden fol, und Graubünden erklärt, daf 
gegenwärtige Uebernahme diefen feinen Forderungen und Anſprüchen 
an den f. k. Hof überhaupt, von welcher Art fie fein mögen (und 
die es fich vielmehe ſammt und fonders ausdrücklich vorbehält, und 
neuerdings verwahrt wiffen will), unnachtheilig fein und bleiben foll. 

Art. 3. Die Regierung von Graubünden verpflichtet fich , den Se: 
quefter, welchen fie im Dezember 1809 auf Anfuchen der Gemeinde 
Räzüns, zu Dedung des von feldiger an die Herrſchaft geforderten 
Beitrags zu den Kriegskoften, auf den Pachtzins der Allodial-Güter 
diefer Herrfchaft vom Betrag von 605 Gulden R. W. gelegt hatte, 
wiederum aufzuheben. 

Hinfichtli der von eben jenem Jahrgang noch ausftchenden , wegen 
gebachter Beitragsanſprache zurüdbehaltenen Grundzinfe, Zehnten und 
andern Gefällen der Gemeinden Räzüns und Bonaduz, befragend un: 
gefähr 500 Gulden B. W., überläßt Defterreih felbige dem Stande 
Graubünden , jedoch mit der Verpflichtung, daß Er die etwaige Gegen⸗ 
leiftung an die gedachten Gemeinden übernehme. 

Art. 4. Alle feit dem 20. März 1815, als dem Tage der Ab- 
tretung , fällig gewordenen Einkünfte der Herefchaft, fie feien eingegan- 
gen oder noch rückſtändig, werden dem Stand Graubünden überlaffen, 
jedoch die Koften der Verwaltung abgezogen. 

Art. 5. Wegen des Kauffchillings der zur ‚Zeit des fronzöft ifchen 
Beſitzes auf Friftzahlungen veräußerten Feldſperger Grundzinfen und 
Zehnten ift bedungen, daß die vor dem Ende März 1815 fällig gewor⸗ 
denen Zinſe oder Raten Dahesecih verbleiben, die folgenden aber dem 
Kanton zufallen. 

Art. 6. Nach den von der Verwaltung gelegten noch rüdftändigen. 
Jahresrechnungen und Scheidung ihres Geſammtertrags durch den 
März 1315, wird die f. k. Geſandtſchaft, in Uebereinfiimmung mit 
dem Artifel 4, den Verwalter zur baaren Ausantwortung des dem 
Stande Graubünden gebührenden Theilertrags anweifen. 

Zu Urkunde der auf obgedachtem Fuße am heutigen Tage beiwerf: 
ftelligten Uebergabe und vefpeftiven Uebernahme ift Gegenwärtiges von 
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den beiderfeitigen Kommiffarien in duplo ausgefertigt, unterzeichnet 
und befiegelt worden. 
Schloß Räzüns den 19. Januar 1819. 
Georg Graf und Ritter v. —— 
k. f. öſterreichiſcher Geſandtſchafts-Kommiſſarius. 
Joh. Plac. Caderas, als Beauftragter der 
Regierung des hoben Standes Graubünden. 
Jak. Ur. Sprecher v. Bernegg, 
in obiger Eigenfchaft. 
Joh. Frieder. v. Tfharner, 
in gleicher Eigenfchaft. 


XXXIV. 


Anftände zwifchen Ob: und Nidwalden, 


betreffend einerjeits die Niederlafiungsverhältniffe der Ens 
gelbergifchen Ihallente in Nidwalden und anderfeits 
den Zoll und das Weggeld in Grafenort. 





Schiedsrichterlicher Spruch darüber vom 40. Auguft 1525. 
Don der gefammten Eidsgenoffenfchaft gemährleiftet den 
21. Juli 1826, 


Wir, die erbetenen Schiedsrichter 
über die Streitigkeiten, die fich zwifchen den beiden Hohen Kantons: 
theilen von Unterwalden Ob und Nid dem Kernwald erhoben haben, und 
jivar : 
Bon Seite des Hohen Standes Unterwalden Ob dem Kernwald, 
Die Hochwohlgebornen, Hochgeachteten Herren: 
Se. Erzellenz Herr Hans von Reinhard, Bürgermeifter von Züri, und 
Here Franz Jofeph Andermatt, Landammann von Zug ; 
Und von Seite des Hohen Standes Unterwalden Nid dem Kernwald, 
Die Hochwohlgebornen, Hochgeachteten Herren: 
Se. Erzelleny Herr Joſeph Karl Amrhyn, Amtsſchultheiß von Luzern 
und dermaliger Präfident der Hohen Eidsgenöffifhen Tagfagung , und 
Herr Franz Faver Wäber, Alt Landammann und Pannerherr von 
Schwyz, 
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urfunden hiemit: 

Nachdem die Hohe Tagfagung unterm 29. Heumonat 1822 befchloffen 
bat: „Daß alle, in Hinſicht der Niederlaffungen der Thalleute von En: 
gelderg in Nidwalden, zwiſchen Obwalden und Nidwalden obwalten: 
den Anftände, an das Eidsgendffifche Recht, mach Vorſchrift des fünften 
Artikels des Bundes, überwiefen werden follen;” 

So haben Wir Uns bei Anlaß der diefjährigen Hohen Tagfakung 
in Luzern verfammelt, und beide Ehrentheile fchriftlich eingeladen, 
durch Abgeordnete, mit genügenden Vollmachten verfehen, auf Samftag 
als den 6. Augfimonat vor Uns zu erfcheinen, um fonad) diefem Streit: 
gefchäfte feine gänzliche Erledigung geben zu können. 

Diefe Tagfahrt wurde zwar angehoben, aber zu Erzielung mehre: 
rer Volftändigkeit auf Mittwoch, als den 10. gleichen Monats verlegt. 

An diefem Tage erfchienen vor Uns: 

Bon Seite des Hohen Standes Unterwalden Ob dem Wald, 
Die Hochwohlgebornen, Hochgeachteten Herren: 
Herr Nikodem Spichtig, regierender Landammann, 
Herr Niklaus Imfeld, Alt Landammann, 
Here Joſeph Eugen Müller, Thalammann zu Engelberg, und 
Herr Joahim Eugen Müller, Alt Statthalter von da; 
Bon Seite des Hohen Standes Unterwalden Nid dem Wald, 
Die Hochwohlgebornen, Hochgeachteten Herren: 
Herr Franz Joſeph Buſinger, regierender LZandammann, 
Herr Ludwig Kaifer, Alt Zandammann und Pannerherr, 
Herr Stanislaus Adermann, Alt Landammann und Landshauptmann , 
und 
Here Chriſtian Bürcher , Landesſeckelmeiſter. 

Beide Theile machten ihre Vorträge, ſowohl in Darftellung des 
hiftorifchen Ganges des ganzen Geſchäfts, als der Rechtsgründe, womit 
die Ehrengefandtfchaft von Obwalden ein Niederlaffungsrecht und den 
Güterkauf der Thalleute von Engelberg in dem Gebiete von Nidiwalden 
zu behaupten, die Ehrengefandtfchaft von Nidwalden hingegen diefes 
Niederlaffungsrecht und den Güterfauf auf ihrem Gebiete den Thalleu— 
ten von Engelberg zu verweigern fich berechtiget glaubte. 

Diefe Rechtsgründe find von beiden Theilen genugfam entwidelt, 
ſowohl in Drudfchriften als in Eidsgenöſſiſchen Tagfagungsabfchieden der 
Jahre 1817 bis 4822 enthalten, und bedürfen hier um fo weniger der 
Wiederholung, als das Scyiedsgericht bei feinem erften ‚Zufammenteitt 
eine gütliche Ausgleihung beabfichtigte, und die beiden Chrentheile 
erflärten: daß fie, vermöge ihrer befigenden Vollmachten und Aufträge, 
geneigt wären, den Faden einer gütlichen Ausgleihung da wieder aufzu- 
nehmen, wo diefelbe unterm 34. Merz 1824 fich zerfchlagen hatte, 
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weil ſowohl über die Ausdehnung des im den damaligen Entwurf aufzu⸗ 
nehmenden Vergleichpunktes, in Hinficht der Befchränfung oder Aufhe: 
bung des Zolls und Weggeldes im Grafenort, als über die Größe einer 
Entfhädigungsfumme, im Falle einer MWerzichtleiftung der Engelberger 
auf die Niederlaffung in Nidwalden, beharrlicher Widerfpruc fi ich er⸗ 
hoben hatte. 

Und da beide ſtreitende Ehrentheile ſich nun bereit erklärten, im die: 
fem Sinne und auf diefe Grundlage Hin das Geſchäft dem Schiedsger 
richte zum gütlichen Entfcheid in befchloffene Hand und ohne Vorbehalt 
einer Weiterszichung anzuvertrauen, als in welcher Geftalt allein das 
Schiedsgericht in die Anhandnahme desfelben einwilligte ; 

hat das Schiedsgeriht, — 

Nach genauer Unterſuchung und in reifer Erdaurung der Sache 
ſelbſt, ſo wie in der Abſicht, zwiſchen den ſo nahe verwandten und unter 
ſich verbundenen beiden Kantonstheilen, eine feſte und dauernde freund⸗ 
ſchaftliche Wiedervereinigung zu Stande zu bringen, nachfolgenden ein= 
müthigen Entſcheid gegeben: 

$. 1. 

Mit Borwiffen und Ginwilligung der Regierung des Hohen Stan: 
des Unterwalden Ob dem Wald, verzichtet die Gemeinde Engelberg 
auf das Recht der Niederlaffung und des Güteranfaufs in dem Gebiete 
von Nidwalden, mit Ausnahme derjenigen ihrer Mitbürger, die gegen— 
wärtig bereits dort angefiedelt find, und dafelbft ferner geduldet werden 
follen , fo lange diefe Anfiedlung dauert. 

5:2, 

Diefe Verzichtleiftung der Engelberger foll jedoch auf die gleichar- 
tigen Niederlaffungsverhältniffe der andern Angehörigen von Ob und 
Mid dem Wald feinen Bezug haben, noch die im folgenden $. 5 ausge: 
fprochene Entfhädigungsfumme irgend einen Anfpruchstitel für fie 
begründen. 

$. 3. 

Das von der Hohen Tagfakung dem Stande Unterwalden Ob dem 
Wald den 23. Augftimonat 1822 bewilligte Weggeld zu Grafenort foll, 
laut $..% des gleihen Zagfapungsbefchluffes, auf dem Fuße von 
120 Frk. jährlich mit dem Kapital von 2,400 Schweizerfranfen, oder 
8000 Pfund Nidwaldnerwährung, von dem Löbl. Stande Nidwalden 
ausgefauft werden. 

Vermöge diefer Kapitalfumme wird das von der Hohen Tagfakung 
unter obigem Datum bewilligte Weggeld für die Nidwaldner gänzlich 
aufgehoben, und follen diefe davon befreit fein. 


$. 4. 


Es follen an befagter Zolftätte zu Grafenort zollfeei durchgeführt 
werden: 
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a) alles Vieh, fo auf die Alpen und Güter, die von Nidwaldnern 
jenfeits von Grafenort befeffen werden, getrichen oder von da zurüd: 
geführt wird; — 

bh) alles Vieh, welches von Nidwaldnern auf Engelbergergüter in die 
Atzung getrieben, oder von da zurückgeführt wird; — 

c) alle Produkte, die zum eigenen Bedarf auf obige, unter Litt. a. 
bezeichnete, von Nidwaldnern befefiene Liegenichaft eingeführt 
werden; — 

d) alle Erzeugniffe diefer unter Litt. a. bezeichneten Liegenfchaften, 
die nach Nidwalden ausgeführt werden, worunter das Holz mitbe: 
griffen fein fol. 

$. 5. 

Als Entſchädigung für die im $. 1 verzichtete Niederlaffung und den 
Ankauf von Gütern, übergibt, der Löbl. Stand Unterwalden Nid dem 
Wald die in feinen Handen liegenden, von dem Hochwürdigen Herrn 
Abt zu Engelberg unter dem Titel „Armengut” empfangenen 
Schuldtitel, nad) Abzug der laut $. 3 aus diefem Fond abzubezahlen 
fehuldigen 8000 Pfund, dannzumal noch übrig bleibenden 20,000 Pfund 
Nidwaldnerwährung, zu drei guten Batzen das Pfund berechnet, an 
die Regierung des Löbl. Standes Obwalden, und verzichtet auf jede 
Anſprache an diefe Summe. 

$. 6. 

Die Aushändigung dieſer Schuldtitel fol mit St. Martinstag bie: 
fes Jahres 1825 Play finden. 

Bis auf diefen Tag bezieht der Löbl. Stand Nidwalden annod) den 
Zins davon. 

6. 7. 

Die diefer fchiedsrichterlihen Verhandlungen wegen erloffenen Ko: 
ften follen, in Gemäßheit des Artikel 5 der Bundesafte, von beiden 
Ehrenparteien zu gleichen Theilen getragen werden. 

Diefe fieben Punkte follen, vom Datum diefes gütlichen Ausfpru: 
ches an, in volle Kraft: erwachfen, vollzogen, mit denfelben alle obge: 
walteten Streitigfeiten des Gänzlichen abgethan und getilget, und das 
freundfchaftlihe Einverſtändniß zwiſchen beiden Löbl. Kantonstheilen 
beſtens wieder hergeſtellt ſein und bleiben. 

So geſchehen in Luzern, Mitwoch den 10. Augſtmonat 1825. 

(L.S.) 3. 8. Amrhyn, Schultheiß. 
(L. $S.) 98. v. Reinhard, Bürgermeifer. 
(L.S) Landeshauptmann Fr. Jof. Andermatt, Landbammann. 
(L. S.) Pannerherr F. £. Wäber, Alt Landammann. 
Der Aktuar des Schiedsgericht: 
RK. M. Kopp. 
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Sufaßartifel 

Als Erläuterung des $. 5, aber ohne der im $. 6 bezeichneten Voll⸗ 
ziehung desfelben Cintrag zu thun, wird dem Löbl. Stand Unterwal- 
den Nid dem Wald die freie Wahl gelaffen; daß, wenn durch Zeit 
und Umftände geleitet, Hochderſelbe gutfinden follte, den Thalleuten 
von Engelberg ein Niederlaffungsrecht und Güterfauf auf die Grund: 
lage des im Jahr 1821 vereitelten Gidsgenöffifchen Bermittlungsverfu: 
ches zu bewilligen, wozu aber auch die Zuftimmung der Gemeinde En: 
gelberg offen bleibt, derfelbe fich der Laft der abzureichenden Entidyä= 
digungsfumme von 20,000 Pfund Nidiwaldnerwährung entledigen könne, 
als welche Summe dannzumal von der Regierung des Löbl. Standes 
Dbwalden an den Löbl. Stand Nidwalden reftitwiet werden fol. 

Diefe freie Wahl fol dem Löbl. Stande Nidwalden während zehn 
Jahren, vom Datum diefes Spruches an, offen bleiben, und dem Löbl. 
Stande Obwalden foll eine halbjährige Friſt zur Ertradition der obi- 
gen Summe zu ftatten fommen, von dem Tage der Erflärung der 
Niederlaffungsbewilligung und ihrer Annahme von Engelberg an ge: 
rechnet. j 
Der gegenwärtige gütlihe Spruch des Schiedsge— 
eihts, mit Einfhluß des Zufagpartifels, foll dem ho— 
ben Vororte zu dreifaher Driginalausfertigung über: 
geben werden, wovon zwei diefer Driginalaften den 
beiden EhrentHeilen von Ob und Nid dem Wald zur 
getreuen Nahahtung, und die dritte dem hohen Bor: 
orte zur Unterlegung der Garantie der Hohen Tag: 
fagung und zur Nicderlegung in das Eidgenöſſiſche 
Arhiv, mitgetHeilt werden follen. 

Luzern, den 10. Augfimonat 1825. 

(L.S.) 3% 8. Amrhyn, Schultheiß. 

(L.S.) 98. v. Reinhard, Bürgermeifter. 

(L. S.) Landeshauptmann Fr. Jof. Andermatt, Lanbammann. 

(L. $S.) Pannerherr $. 3. Wäber, Alt Landammamı, 

- Der Aktuar des Schiedsgerichts : 
8. M. Kopp. 

Nachdem die XXI Stände der Shweizerifhen Eidsge: 
noffenfhaft von vorfichendem Spruch der erbetenen Herren Schieds⸗ 
zichter Kenntniß genommen und durch ihre Ehrengefandtfchaften die Ge: 
finnungen darüber ausgefprochen Haben, — fo erflärt die Eidsgenöffifche 
Tagfapung einmüthig, daß diefe Spruchsurfunde von der gefammten 
Eidsgenoſſenſchaft ratifizirt und in ihrem ganzen Umfange gewährleiſtet 
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werde; in Kraft deffen gegemvärtiger Akt von dem Präfidenten der Tag⸗ 

fagung und dem Kanzler der Eidsgenoffenfchaft unterzeichnet und mit dem 

Eidsgenöffifhen Siegel verfehen worden it; fo geſchehen in Luzern, 
Freitags den 21. Juli 1826. 

Im Namen der eidsgenöſſiſchen — 
Der Amtsſchultheiß der Stadt und Republik Luzern, 
Präſident derſelben: 
(L. S.) Vincenz Rüttimann. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft: 
Mouſſon. 


(Neo, LXVI. Bd. II. der offiz. Samml.) 


XXXV. 


Tagſatzungsbeſchluß 


über definitive Regulirung der politifchen Verhältuiſſe des 
Kantons Bafel, vom 26. Auguft 1938. 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 

in Betrachtung, daß die Beichlüffe der Tagfakung vom 14. Herbit: 
monat und 5. Weinmonat 1832 über die Angelegenheiten des Kantons 
Bafel, im Folge beharrlichen Widerftandes der Behörden des Kantons 
Bafel-Stadttheil, in ihren wefentlihften Beftimmungen nicht vollzogen 
worden *) ; 

in Betrachtung aber, daß es der Tagfakung nad) Artifel VIII des 
Bundesvertrags obliegt, diejenigen allgemeinen Gefahren des Water: 
landes zu befeitigen, von welchen es durch eine längere Yortdauer der 
Wirren im Kanton Baſel bedroht ift, und daß zu diefem Ende ein 
dauerhafter Zuftand öffentlicher Ordnung dafelbft begründet werden muß ; 

in Betrachtung, daß die neueften Greigniffe im Kanton Bafel Ver: 
änderungen der oben erwähnten Zagfakungsbefchlüffe gebieten, eine 
MWiedervereinigung beider Landestheile aber in der nächften Zeit un: 
ausführbar geworden ift, 


*) Durch die erwähnten Belchlüfe, war eine parzielle Theilung der Balel- 
Landfchaft angeordnet worden. Da fie durch den obenftebenden Beichluf 
erlofhen find, fo wurden fie nicht im die offiziele Sammlung aufge 
nommen; aus demfelben Grund find fie auch aus diefer Sammlung 
weggeblieben. Anmerk. des Heraudg. 
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beſchließt: 

Art. 1. Der Kanton Baſel wird in ſeinem Verhältniß zum Bunde, 
wie bisanhin, einen einzigen Staatskörper bilden, in Bezug auf 
die Öffentliche Verwaltung hingegen, jedoch unter Vorbehalt freiwilliger 
Wiedervereinigung, in zwei befondere Gemeinwefen getheilt. 

Art. 2. Der eine Landestheil befteht aus der Stadt Bafel, mit 
Inbegriff ihres Stadtbannes, und den am rechten Rheinufer gelegenen 
Gemeinden des Kantons. Cr wird fihb Kanton Bafel:Stadt: 
theil nennen. 

Der andere Landestheil befteht aus dem gefammten übrigen Gebiete 
des Kantons Bafel, mit der Bezeihnung: Kanton Bafel:Land: 
ſchaft. | 

An diefer Gebietsausfcheidung kann feine Veränderung vorgenommen 
werden. 

Art. 3. Jeder der beiden LandestHeile wird feine eigene Verfaſſung 
Haben; diefe Verfaffungen unterliegen der Anerfennung und Gewähr: 
leiftung der Eidsgenoffenfchaft. | 

Art. 4. Die bereits beftehende und eingeführte Verfaſſung von 
Bafel:Landfchaft, wie folhe am 27. April 1832 vom PBerfaffungsrathe 
in Lieftal befchloffen worden, fol ohne Verzug aud in denjenigen Kan: 
tonstheilen in Ausführung gebracht werden, welche nad Inhalt der 
Zagfagungsbefchlüffe vom 14. Herbftmonat und 5. Weinmonat 1832 
bei dem Kanton Bafel:Stadttheil verblieben find, laut vorftchendem 
Hrtifel 2 aber nunmehr dem Kanton Baſel-Landſchaft einverleibt werden. 
Diefen neuen Gebietstheilen wird der Schuß der Eidsgenoffenfchaft gegen 
jede Verfolgung für frühere politifche Handlungsweife zugefichert. 

Art. 5. Hinwieder ift der Kanton Bafel-Stadttheil verpflichtet, 
fid) nach Artikel 3 des gegenwärtigen Beſchluſſes eine eigene Verfaſſung 
zu geben. 

Art. 6. Sowohl die Einführung der Verfaſſung von Bafel:Land- 
ſchaft in denjenigen Gemeinden, welche bisdahin zum Kanton Baſel⸗ 
StadttHeil gehört haben, als die Entwerfung und Vorlegung der Wer: 
faffung für den Kanton Bafel-:StadttHeil foll mit aller Beförderung 
Statt finden. Die eidsgenöffifhen Kommiffarien find verpflichtet, zu 
wachen, daß Feinerlei Zögerung eintrete, und werden allfällige Hinders 
niffe durch die ihnen zu Gebote ftehenden Mittel befeitigen. 

Art. 7. In der Tagfagung follen beide Landestheile in gleichen 
Rechten repräfentirt werden. Den Vorſitz führen Bafel-Stadttheil und 
Bafel:Landfchaft in jährlihem Wechſel. Wenn im einzelnen Falle Feine 
Verftändigung zwifchen beiden Zandestheilen für eine gemeinfame In: 
firuftion erfolgt, fo zählt die Standesftimme nicht. 

Schweiz. Staater. 2b. 1. 
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Art. 8. Eine Kommilfion von drei Mitgliedern aus dem Schooße 
der Tagfagung , im melde auch die eidsgenöffiihen Kommiſſarien wähl⸗ 
bar find, fol mit Ausfchüffen beider Landestheile inner vierzehn Tas 
gen zufammentreten, um Geld: und Mannfchaftsfontingent jedes tin: 
zelnen Theiles auszumitteln ; immerhin in dem Sinne, daß die Summe 
beider Kontingente an Geld und Mannfchaft derjenigen gleichkomme, 
die für den Kanton Bafel bisher feftgefegt war. Die Kommiſſion 
wird das Ergebniß ihrer Verhandlung, mit einem Gutachten begleitet, 
der Tagfagung zur endlihen Schlußnahme vorlegen. 

Sollte einer der Landestheile , oder follten beide die Wahl von Aus: 
ſchüſſen unterlaffen, oder länger als adıt Tage, vom Tage der amt» 
lidyen Mittheilung gegenwärtigen Befchluffes an gerechnet, verſchieben, 
fo wird die Kommiſſion ſich ihres Auftrages gleichwopl entledigen und 
in allem nad) obſtehender Worfchrift verfahren. 

Art. 9. Das gefammte Staatseigentyum des Kantons Baſel an 
Kapitalien, Gefällen, Gebäuden, Kriegsmaterial u. f. w., ohne irgend 
eine Ausnahme, und ausdrüclich mit Inbegriff der Kirchen-, Schul 
und Armenfonds, foll auf billigem Fuß zwifchen beiden Landestheilen 
ausgefchieden und vertheilt werden. Diele Ausfcheidung fol aud) die 
Zollverhältniffe befaffen, nah Inhalt der diepfalls beftehenden Tags 
fogungsbefchlüffe und Werfommniffe mit andern Ständen. Beide Zan: 
destheile ernennen hierfür binnen acht Tagen, vom Tage der amtlichen 
Mitteilung gegenwärtigen Befchluffes an gerechnet, Ausſchüſſe, und 
jeder derfelben zwei Theilungskommiſſarien aus den Bürgern anderer 
Kantone; dieſe Ausfchüffe beforgen gemeinfam mit Theilungsfommif- 
farien das Liquidations- und Theilungegefchäft und fchließen die dieß— 
fälligen WVerfommniffe, nöthigen Falles auc über die nachbarlichen 
Verhältniſſe im Gerichts-, Polizei- und Befteuerungswefen, ab. 

Was binnen vier Wochen nicht auf dem Wege gütlichen Ginver- 
ftändniffes ausgetragen wird, darüber haben die Theilungsfommiffarien 
fchiedsrichterlich abzufprechen. Sie wählen ſich zu diefem Behuf even: 
tuell unverzüglih den Obmann, der ebenfalls Bürger eines andern 
Kantons fein fol. Könnten ſich aber die vier Schiedsrichter nidyt über 
die Wahl des Obmanns verfländigen, fo bezeichnet ihn die Tagfagung. 

Den Theilungstommiffarien liegt ob, auc über das Staatsardiv 
nad) Recht und Billigfeit zu verfügen, mit befonderer Bedachtnahme, 
daß dem ‚Kanton Baſel-Landſchaft alles dasjenige herausgegeben werde, 
was auf abgetretenes Staatseigenthbum und auf Angelegenheiten der 
Iandfchaftlihen Gemeinden Bezug hat. 

Art. 10. Die dermaligen eidgenöffiihen Kommiffarien werden an- 
ordnen, daß der Regierung von Bafel-Landfchaft alles, was aus De: 
zirks und Gemeindearchiven während der dortigen Wirren durch die 
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Regierung von Bafel:Stadttheil zu Handen gezogen worden, unver⸗ 
weilt und unter Abfaffung genauer Inventarien zurückgeſtellt werde, 

Art. 11. Die militärifche Belegung des Kantons Bafel:Lands 
ſchaft wird aufhören, fobald feine DVerfaffung im Umfang des ganzen 
landfchaftlihen Gebietes eingeführt und, nach amtlidyer Erklärung der 
eidsgenöffiihen Kommiſſarien, Ruhe und Ordnung dafelbft zurückgekehrt 
fein werden. 

Gleiches wird im Kanton Bafel-StadttHeil gefchehen , nachdem er 
allen aus gegenwärtigem Beſchluß hervorgehenden, fo wie überhaupt 
feinen bundesgemäßen Verpflichtungen Genüge geleiftet und die Eids: 
genoſſenſchaft dadurch Sicherheit erhalten haben wird , daß Ruhe und 
Drdnung aud von Seite diefes Landestheils nicht weiter gefährdet feien. 

Art. 12. Die Tagfagung behält ſich die weitere Schlußnahme 
wegen Tilgung oder Sicherſtellung für Rüdzaplung der verurfachten 
militärifhen Offupationskoften vor. (Neo. CXXXVU. Bd, 2. 

Heft 6 der offiz. Samml.) 


AXXVI. 


Zagfagungsbefhlüffe 


über Ausscheidung des Geld: und Mannfchaftsfontingens 
tes zwifchen beiden Theilen des Kantons Bafel, vom 16, 
Herbitmonat 1833, 


A. Betreffend das Geldfontingent. 
Die eidsgenöffifhe Tagſatzung, 


da in Folge der, durch den am 26, Auguſt dahin in Kraft erwach⸗ 
fenen Tagſatzungsbeſchluß, angeordneten Trennung des Kantons Baſel 
in zwei befondere Gemeinwefen, unter der Benennung von Kanton 
Baſel⸗Stadttheil und Kanton Bafel:Landfchaft, die Aus: 
mittlung des von jedem der beiden LZandestheile zu liefernden Geld: 
fontingentes nothivendig geworden ift; 

in Vollzieyung des Artikels 8 des erwähnten Tagſatzungsbeſchluſ⸗ 
fes, und auf den Vorſchlag der zufolge eben desfelben niedergefehten 
Kommiffion ; 

mit Rüdficht auf die Hei der Reviſion der eidsgenöffifchen Geldkon⸗ 
tingentsffala im Jahe 1816 befolgten Grundfäge und die derfelben zu 
Grunde gelegene Tabelle der damaligen Bevölkerung des Kantons Baſel, 


— 16 — 


J beſchließt: 

1) Zu dem durch die Skala von 1816 für den Kanton Baſel 
vorgeſchriebenen Geldkontingente von 22,950 Franken hat der Kanton 
Baſel⸗Stadttheil 14,145 Franken, der Kanton Baſel-Landſchaft 8,805 
Franken zu liefern. 

2) Diefer Beſchluß fei der im Jahr 1816 vorbehaltenen allgemeinen 
Revifion der gedachten Skala unvorgreiflid. 

3) Derfelbe foll dur den Vorort den Regierungen der beiden 
Zandestheile des Kantons Bafel zur Nachachtung mitgetheilt werden. 


: B. Betreffend das Mannſchaftskontingent. 


Die eidsgenöſſiſche Tagſatzung, 


da in Folge der, durch den am 26. Auguſt abhin in Kraft er— 
wachſenen Tagſatzungsbeſchluß, angeordneten Trennung des Kantons 
Baſel in zwei beſondere Gemeinweſen, unter der Benennung von 
Kanton Baſel-Stadttheil und Kanton Baſel-Landſchaft, 
die Ausmittelung des von jedem der beiden Landestheile zu fiellenden 
Mannfcaftsfontingents nothwendig geworden ift; 
in Bollziehung des Artikels 8 des erwähnten Tagſatzungsbeſchluſ— 
ſes, und auf den Vorſchlag der zufolge eben desfelben niedergefegten 
Kommiffion ; 
mit Rückſicht auf die bei der Revifion der eidsgenöffifdhen Mann 
fchaftsffala im Jahr 1816 befolgten Grundfäge, fo wie auf die der: 
malen im Kanton Bafel obwaltenden Berhältniffe und Umftände und 
die durch das eidsgenöffifche Militärreglement demfelben angewiefenen 
MWaffengattungen , 
beſchließt: 
- 4):A. Zum Kontingente des Bundes auszuges ſtellt: 
Baſel-Stadttheil: a. 1 Kompagnie Artillerie; Mann 71 
b. Train ; i „55 ) 2236 
ce. 4 KRompagnie Infanterie „ 4100 
Bafel: Zandfchaft: a. 7/; Komp. Kavallerie; Mann 32 
b. 5 Komp. Infanterie zu 





127 und 128 „ 637 ) 692 
e. Train : ah 5 
d. zum Bataillonsftab „4 


zufammen: Dann 918 
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B. Zum Kontingent dee Bundesreferve flellt: 
Bafel:Stadttheil: a. 1 Kompagnie Artillerie: Mann 71 
b. Zrain ; R rn - 
ec. 1 Kompagnie Infanterie „ 100 


Bafel:Landfhaft: a. 5 Kompagnien Infanterie 





zu 139 und 140 Mann 697 4 
b. Train ; ; 4 6 
c. zum Bataillonsſtab — — 


zuſammen: Mann 918 

2) Dieſer Beſchluß ſei der im Jahr 1816 vorbehaltenen allgemeinen 
Revifion der gedadhten Skala unvorgreiflid). 

3) :Derfelbe fol der eidsgenöſſiſchen Militärauffichtsbehörde zu wei: 
terer Vollziehung und duch den Vorort den Regierungen der beiden 
Landestheile des Kantons Baſel zur Nachachtung mitgetHeilt werden. 
(Neo. CAXXVIU. Bd. 2, Heft 6 der offiz. Sammil.): 


XXXVII. 


Haupt- und Generaltheilungsakte 


über das unmittelbare und mittelbare Staatsvermögen des 
Geſammtkantons Bafel zwifchen den beiden KRantonstheis 
len Bafel:Stadttheil und Bafel:Landfchaft. 
Dom 13. April 1835. 


Wir die endsunterzeichneten Obmann und Mitglieder des 
eidsgendffifhen Sciedsgerichtes 
in Sachen des Kantons Bafel:Stadttheil gegen den Kanton 


Bafel:Landfchaft, betreffend Theilung des Staatsgutes des che: 
moligen Kantons Bafel, 


urfunden andurdh, daß, nah dem wir — 


gemäß den Beichlüffen der 9. Tagfakung vom 26. Auguſt 1833 
(Off. Sammlung Bd. II, S. 297 — 299), Art. 9, alfo Sautend :*) 
„Das gefammte Staatseigenthum des Kantons Bafel an Kapita= 





*) Siehe Nro. 34 diefer Sammlung. Anmerk. d. Herausgebers. 
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„lien, Gefällen, Oebäuden, Kriegsmaterial u. ſ. w., ohne irgend 
„eine Ausnahme, und ausdrücklich mit Inbegriff der Kirchen-, Schul⸗ 
„und Armenfonds, ſoll auf billigem Fuße zwiſchen beiden Landesthei⸗ 
„len ausgeſchieden und vertheilt werden. Dieſe Ausſcheidung ſoll auch 
„die Zollverhältniſſe befaſſen, nach Inhalt der dießfalls beſtehenden 
„Tagſatzungsbeſchlüſſe und Verkommniſſe mit andern Ständen. Beide 
„Landestheile ernennen hierfür binnen acht Tagen, vom Tage der 
„amtlichen Mittheilung gegenwärtigen Beſchluſſes an gerechnet, Auss 
„ſchüſſe, und jeder derfelben zwei Theilungsfommiffarien aus den Bür: 
„gern anderer Kantone; dieſe Ausfchüffe beforgen gemeinfam mit den 
„Zheilungstommiffarien das Liquidations = und Theilungsgeſchäft und 
„ſchließen die dießfälligen Verkommniſſe, nöthigen Falls auch über die 

„nachbarlichen Berhältniffe im Gerichts⸗, Polizeiz und Befleuerungs: 

„weſen, ab.” | 

„Was binnen vier Wochen nicht auf dem Wege gütlichen Ginver: 
„Nändniffes ausgetragen wird, darüber haben die Theilungskommiſſa⸗ 
„rien fchiedsrichterlidh abzufprechen. Sie wählen fi zu diefem Behuf 
„eventuell unverzüglich den Obmann, der ebenfalls Bürger eines an⸗ 
„dern Kantons fein fol. Könnten fi aber die vier Schiedsrichter 
„nicht über die Wahl des Obmanns verftändigen, fo ‚bezeichnet ihn 
„die Tagſatzung.“ 

„Den Theilungsfommiffarien liegt 06, auch über das Staatsarchiv 
„nach Recht und Billigfeit zu verfügen, mit befonderer Bedachtnahme, 
„daß dem Kanton Bafel:Landfchaft alles dasjenige herausgegeben werde, 
„was auf abgetretenes Staatseigenthum und auf Angelegenheiten der 
„Iandfchaftlihen Gemeinden Bezug hat;“ 
und vom 27. Auguft 1833, Art. 2, 3,8, 9 und 410, alfo lautend: 

„Art. 2. Die Regierung von Baſel-Stadttheil ift hierbei einzu: 
„laden: 

„a. die nöthigen Einleitungen zu treffen, auf daß nad Art. 5 des 
„Tagſatzungsbeſchluſſes vom 26. Auguft die Verfaffung für den 
„Kanton Bafel:Stadttheil entworfen und gehörigen Orts vorge: 
„legt werde; 

„b. birinen acht Tagen, nad Borfchrift vom Art. 8 des mehrer: 
„mwähnten Tagfagungsbefchluffes, ihre Ausfchüffe zu ernennen, die 
„gemeinfam mit einer Tagſatzungskommiſſion Geld: und Mann: 
„ſchaftkontingent beider Landestheile beftimmen follen ; 

„e. binnen der nämlichen Frift die eigenen Ausfhüffe zur Theilung, 
„fo wie die Zheilungsfommiffarien zu ernennen, welche nach 
„rt. 9 Heftellt werden ſollen.“ 

„rt. 3. Die Regierung von Baſel⸗Landſchaft ift gleichzeitig 
m einzuladen : 
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„a. in denjenigen Gemeinden, welche bis dahin zum Stadttheile ge: 
„hört haben, nun aber Baſel-Landſchaft einverleibt werden, die 
„verfaffungsmäßigen Wahlen anzuordnen und alles dasjenige vor: 
„zukehren, was zu beförderlicher Ausführung des Art. 6 des 
„» Tagfagungsbefchluffes über die Trennung nothwendig ift; 

„b. auch ihrerfeits die Wahl jener Ausſchüſſe und Theilungsfommif: 
„farien vorzunehmen, wie fie im zweiten Urt. umter Litt. b. 
„und ec. bezeichnet worden.” 

„Art. 8. Den Ort des Zufammenteitts für die Theilung beftimmen 
„die vier Theilungsfommilfarien, nöthigen Falls mit Zuzug des 
„ Obmanns. ” 

„Den Obmann werden die Theilungsfommiffarien gleich bei ihrem 
„erften Zuſammentritt bezeichnen; falls fie fic) aber über die Wahl 
„nicht verftändigen könnten, ift der Tagſatzung beförderliche 
„Anzeige zu machen, damit fie die Wahl nach Vorſchrift des Tren⸗ 
„ nungsbefchluffes felbft vornehmen kann.“ 

„Art. 9. Bon den Verfommniffen und fchiedsrichterlihen Sprüchen 
„über das Theilungsgefchäft ift eine Originalausfertigung der Tag 
„Tagung zu übermachen, die davon Ginficht nehmen und fie in das 
3, eidsgenöffifche Archiv wird deponiren laffen, “ 

„Art. 10. Das eidsgenöffifhe Kommiffariat im Kanton 
„Baſel wird nad Inhalt diefer Verkommniſſe und Sprüche die Boll: 
„Ziehung anordnen, darüber die erforderlichen Verbalprozeſſe fertigen 
„und fie der Tagfakung oder, wenn fie nicht mehr verfammelt fein 
„sollte, dem Vororte zu Handen der Stände mittheilen ;’ 
und in Folge der Ernennungsaften der Parteien, namentlich des Bür⸗ 

germeiftere und Rathes des Kantons Bafel: Stadttheil vom 

2. Herbftmonat 1833; j 
und des Landrathes des Kantons Bafel:Landfchaft vom 28. Auguft 

1833, fo wie des Regierungsrathes vom 28. Dezember 1833; 
fo wie emdlih nah Ernennung des Obmanns durch den Beſchluß 
vom 16. Herbftmonat 1833; 

und nach Beſtellung der Kanzlei durch die Beſchlüſſe vom 18. Herbft: 
monat, 27. Wintermonat 1833, 7. Jänner, 11. März und 
15. Auguft 1834; — 

uns als eidsgenöffifhes Schiedsgeriht Fonftituirr, 
worauf die Verhandlungen am 29. Herbfimonat 1833 in der Stadt 

Aarau eröffnet, und bis zum 15. Auguft 1834 daſelbſt geführt, fo- 

dann in Zürich bis zum 30. Auguft, und nachher wieder v. 28. Mein: 

monat bis zum 15. Ghriftmonat 1834 fortgefept und am eben erwähn⸗ 
tem Tage geſchloſſen worden, — 
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bei welchen Verhandlungen die Bevollmächtigten beider Parteien, 
und zwar | 
für den Kanton Baſel-Stadttheil bie hochgeachteten Herren: 


Here Rathsherr Wilhelm Vifcher, 


) '»  Berman Laroche, 
»’ ». Andreas Heußler, 6. R. Dr. 
„Stadtſchreiber Abel Merian, von Bafel ; 


„Staatsſchreiber Samuel Braun, 
„Großrath Leonhard Bernoulli-Bär, 
„Nikolaus Siglin, von Riehen, 


für den Kanton Baſel-Landſchaft die hochgeachteten Herren: 
Her Stephan Gutzzwiller, von Therweil, Präfid. des Landrathe, 
» Joh. Heine. Plattner, von Lieftal, Präfid. des Reg. Mathe, 
» Nikolaus Singeifen, von Binningen, Regierungsrath, 
» Jakob Aenishänslin, von Öelterfinden, Landrath, 
» Zohannes Mesmer, von Muttenz, Landrath, 
» Johannes Meier, von Jttingen, Regierungsrath; 
auf gefchehene Worladungen vor uns erfchienen und nad) Einlegung 
ihrer Vollmachten 
von Seite des Bürgermeifters und Großen Rathes des Kantons 
Bafel-Stadttheil vom 29. Auguft 1833 und 3. Hornung 1834, 
und von Seite des Landraths des Kantons Bafel: — vom 
28. Auguſt 1833 und 26. Mai 1834, 
Behufs gütlicher Unterhandlungen ſowohl als zur rechtlichen Erete⸗ 
rung der erhobenen Anſtände uns die erforderlichen Eröffnungen ge— 
macht und die betreffenden kontradiktoriſchen Vorträge vor uns gehal: 
ten, auch die einfchlagenden Urkunden und Aftenftüde vorgelegt haben, 
in Folge deffen wir einerfeits die gefchloffenen Verträge und Ver: 
gleihe, fo wie alle übrigen Behufs gürliher Auseinanderfegung ab: 
gegebenen Erklärungen, in unferm Protokoll vorgemerkt, anderfeits 
das fireitige Für: und MWiderbringen über die erhobenen Gtreitfragen 
fammt den zur Unterflügung der beiderfeitigen Behauptungen und 
Rechtsbegehren vorgelegten Akten und geleifteten fonftigen Beweisfüh- 
ungen reiflich erwogen und geprüft, und die einzelnen Anftände fu: 
zeſſiv durch Urtheil und Recht entfchieden und erledigt haben ; 
wir 
theils über den Beſtand, theils über die Vertheilung des am 15. März 
1832, als dem feftgefekten Termine, vorhandenen Etaatsvermögens, 
fo wie über die gegenfeitige Abrechnung der beiden Landestheile über 
die nach jenem ‚Zeitpunfte von jedem derfelben für den andern gemad): 
ten Zeiftungen und Bezüge, 
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Nahfolgendes erfunden und feftgefegt: 
I. Das allgemeine Staatövermögen 
(mit Ausnahme des unten sub. III 1, 2, 3 verzeichneten). 


A. Status des unmittelbaren Staatsguteg, 
mit 15. Mär; 1832. 


Aktiva. Fr. Rp. FfIr. - Ar. 
4) SOrundfiüde: - 
a. Gebäude und landwirth: 
ſchaftliche Grundftüde : 
im Stadtthel . . . 5738,22 — 
auf der Landfhaft . . 151,740 50 
730,032 50 
b. Kapitalifirter Ertrag des 
Pflanzgeländes bei den 
Feſtungswerken der Stadt- 
BR: 2. 
ec. Hochwaldungen und Weit: 
weiden: 
co. Im Etadttheil Fran: 
fen 14,215, wovon 7% 
für die darauf haften- 
den Servituten abge: 
J 
3. In den Kantonen Ba: 
fel:2andfchaft u. Mar: 
gau Frank. 2,698,724 
Rp. 86, nad) Abzug 
von 7/, für die Servi⸗ 
Men > een ee. , 337,340 61 
7. Die Nußungs:Recdhte 
des Staates auf den 
Lieſtaler Waldungen, 
nämlidy 4%/, ihres ®e: 
fammtwerthes v. Fri. 
543,438, Rp. ee 2,737 5% 


per Transport 1,096,642 52 


41,776 87 


2) Staatsfaffe: 
a. Baarer Rezef laut Stan: 
desrechnung 
Fet. 131,182 Rp. 77 
Hierzu kommen laut 
reftifizirter Rechnung 
über die Baarfchaft 
Fri. 41,170 „ 60 


b. Borfchüffe für die Hauen: 
feine. » » 

c. Vorſchüſſe für ausfichende 
Kataftrirungskoften bei den 
Landgemeinden . 

d. Borfhüffe an die Brand: 
verficherungsanftalt 

e. Salzvorrath 

f. Baumaterialien . 

g. Anleihen an die Kantone 
Uri und Zeffin . 

h. Anleihen an die Gem. 
Thürnen und Diepflingen 

i. Ausftand bei der Gemeinde 
Möndenfkin . » » » 

k. Kapitalwerth des Hattftat: 
ter⸗ Lehens » . 

l. Zinſe von Liegenſchaften 
und von den Aktivſchulden 
bis 15. März 1832 

. 5/6 des erſten Quartals von 
1832, von verſchiedenen 
Intraden.. 

n. Rückvergütung d. in Red: 
nung gebrachten Militär: 
ausgaben, die erſt nach dem 
45. März 41852 gemacht 
worden . » . 

o. Erftany beim Pofibüccan 
in Lieftal, mit 15. März 
1832 0.00. 


per Transport 


2 — 
Fr. 


Rp. 
per Transport 1,096,612 


172,353 37 
418,671 82 
22,655 209 
2,15 — 
46,787 43 
25,974 81 
109,815 58 
1,216 Ak 
2,398 80 
En» 
2,074 12 
4,318 25 
9,662 64 
374 8 
855,546 40 


Fr. 


1,096,612 


Rp. 
52 


52 
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Pr Rp. Fr. Rp. 
per Transport 855,516 40 1,096,612 52 
p. Mehrwerth des am 15. 
März 1832 vorhandenen 
Baumateriald -. » . . 26,464 79 
| —— 882,011 19 
3) Zeugbausmaterial . . 2 2 2 0. 214,958 53 
wobei übrigens laut Theis 
lungsvergl eich vom 20. März 
1854 die Landfchaft dem 
Stadttheil für Gegenftände, 
fo nach dem 15. März 1832 
angefchafft worden, Fr. 1,533 
Rp. 57 zu vergüten hat. 
4) Material f. den Unter: 


eicht der Uetillerie 00% 496 30 
5) Magazin der Monti— 

rungskaſſe . . a ——— 3,363 13 
6) Magazin der Militär: | | 

verwaltung . - re 15,861 381% 


7) Material beim Band: 

follegium und bei der 

landwirtgfhaftlihen 

Kommiffion -. 2 2 2 2 2 2 0 1,908 74 
8) KRirbenfhaß . . » dar a 20,262 45 
9) Mobiliar i.d. Staats: 

gebäuden . . . —VV — — — 16,241 88 
10) Erftanzenb.der For: 

faffe, mit 15. März 


18333 u; Een 2,725 50 
411) Realifirte iltiquide 
Poften: 


a. Vergütung von Martin 
Elfäßer für veruntren: 
tes Staatsgut . .» » 1,211 56 
b. In Binningen u. Mut: 
ten; im Jahr 1831 auf: 
gefangene Gelder . » 1,872 85 
e. Bergütung für zu viel | 
eingefchmolzene helveti⸗ 
fhe Münt. .» . . 44,062 45 
— 17,116 56 
per Transport 2,271,587 88'/, 





12) Kapital des Lieftaler 
Waldzinfes. 


24 — 


Fr. 


Rp. 


per. Transport 


Summe der Aftiven. 


Paffiva. 

1) Die zwei vor dem 15. März 
1852 gemachten Staatsan: 
leihen... 2... 

2) Die Schuld gegen das Kir: 
hen= und Schulgut . 

3) Auslagen für die Hauen- 
fteine, welche vom Ber: 
mögen fich wieder abziehen 

4) Unter der Baarfchaft befind⸗ 
lich geweſene Reftanz der 
einzufchmelgenden Scheide: 
münze 


5) Markzahl von den’ zwei 


Staatsanleihen b. 15. März 
1832. FE OR 

6) 5/ von den Bezugskoſten 
der Antraden des erften 
Quartals 1832. 

7) Koften der erſten eidsge: 
nöffifhen Offupation . 

8) Werth der Baumaterialien, 
welche laut Vergleih vom 
15. Mär; 1834 wieder 
vom Vermögen abgehen . 


317,333 


61,499 


440,853 ° 


7,298 


2,96% ° 


1,044 


124,772 


30,826 


Summe der Paffiven . 


Diefelben abgezogen von 
der Summe der Aktiven 


Verbleibtanunmittel: 
barem Staatsgut mit 
15. März 1832 . . 


79 


37 


14 


39 


91 


16 


Fr. Rp 


‚ + 2,271,587 881, 


2,00 — 
. 2,273,587 -88'% 


1,046,592 - 08 


2,273,587 881/ 


41,226,995 801, 


— —  — rn 


— 135 — 


B. Mittelbares Staatsgut. 


1) Status des Invalidenfonds: Fr. Mp. 
An Kapitalien, Zinsexſtanzen und Baarſchaft 40,288 38 
Ueberſchuß der Zinſe vom 15. März 1832 bis 


4. April 1834 563 48 


Summe 40,851 56 
1 


worauf gemeinfam zu tragende Penfionen im 

jährlichen Betrag von Frk. 1,0413, Rp. 25 

(vom 1. April 1834 an gerechnet) haften. 

2) Status des Univerfitätsgutes mit 15. 

März 1832: 

1. Beftand der afademi- 
fhen Fisci . . . Fr. 543,662, Rp. 45 
wovon fich laut Ur: 
theilv. 11. Ju i 183% 
für darauf haftende 
Defhwerden -. - » „ 120,662 „ 45 ge. Mp. 





abziehen. — — — 423,000 — 
2. Gebäude. 120,060 — 
3. Die verſchiedenen Sammlungen.7,000 — 
4. Mobiliar — — 1,440 mu 
622,50 — 


Abzug von 25%, laut Urtheil vom 6. Aug. 
USE... ac Be a a 455, 626 — 
166,875 - — 


3) Status des befondern Gymnaſial— 
utes: . 
er Meine Gymnaſialfond berägt. -. . . Br. 2,663 Rp. 82'% 
Hierzu gehört: 

a. Cine Handbibliothel für die Lehrer. 

b. BVerfchiedene Lehrmittel. 

In Folge der gegenfeitigen Abrechnung über die Verwaltung und 
Benutzung des obigen allgemeinen Staatsvermögens, ſo wie über die 
von jedem Theil für dem andern gemachten Verwendungen und Bezüge 
vom 15. März 1832 bis 15. Chriffmonat 1834, 
und in Folge der ſowohl in diefer Beziehung als hinſichtlich dre 
wirfihen Zheilung und Ausweifung abgefchloffenen Verträge und 
2 Urtheile 

ellt fi) ſodann das bisher angegebene allgemeine. Staatsvermögen 

in feinen unmittelbar zur Theilung kommenden DBeftandtheilen und 
in der wirklichen Theilung, Abrechnung und Ausweifung, zufam: 
mengefaßt , wie folgt: 
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Hudweifung. 


A. BafelzLandfhaft ge Frk. Rp. A. Rp. MA. Rp, 
bührt: 
a. Laut Inventar und Abthei⸗ 
lung über das reine Mer: 
IDEE = 5: 22° -08,- 6: 40, oe 
b. Sodann bat fie als befon- 
dere Forderung bei dem 
Stadttheil zu gut: 
a. Für ihren Antheil an dem 
Tranfitzoll vom Merz 1832 
bis 1. April 183% laut 
Beralih . . 40,607 46 
P. Entidädigung vom Gr: 
trag der Poſten für den⸗ 
—* Zeitraum laut Ver⸗ 


953,083 47 


> R 5,600 — 
y. Beitrag des Stadͤttheils 

an die DBrandfchaden zu 

Binningen , Läufelfingen 

und Arlesheim, fo nad 

dem Brandkatafter Franz 

fen 4,640 betragen . . 2,889 12 
ö. Zins von Frk. 298,605 

als dem Antheil der Land- 

ſchaft an dem Univerſitäts⸗ 

gut für 23/, Jahre, vom 

15. Merz 1832 bis 15. 

Shriftmonat 1834 , zu 4%, 32,346 55 


81,943 13 

Hingegen hat Bafel-Land: 

ſchaft als befondere Schuld 

an Bafel: Stadttheil 

zu vergüten: 
a. Auslagen für fie ausſchließ⸗ 

lic) beſtritten, laut Abrech⸗ 

nung: vom 31. Mai und 

Urtheil vom 6. Auguft 183%, 

fonfiszirte Waaren und 

Fuhrwerk in Ach, Stea: 

enunterhalt u. f. w. . „ 8,756 25 
b. Koöftgeld für den Unterhalt 

der Sträflinge, ihres An 

theils vom 15. März 1832 

bis 31. Heumonat 1831 . 13,596 12 


per Transport 22,352 37 81,943 43 933, 083 77 


per Transport 

e, Erſatz an die Stadt Baſel 
für das von den Gemeinden 
Muttenz und Pratteln in 
der Hard gefchlagene Holz 
d. Vergütung für das nad) 
dem 45. Merz 1832 ange: 


fchaffte Zeughausmaterial , 
laut NER vom 
20. Merz 1834. . 

e. Paffivfaldo von der Abihei 
lung des Materials der 
Standesfompagnie . - 

f. 57%, an die Prozeßkoſten 
Be. * ea: 61,764 

Rp 

g. Zins von dem Guthaben 

des Stadttheils auf den Hoch⸗ 

waldungen Frk. 128,130 
Rp. 94 für 23), Jahr, ß 
u 3...» 


Summa der Schuld des 
Kantons Bafel:Land: 
fhaftanBafel:-Stadt: 
theil 

Ahgezogenvonobigem Gut: 
haben derfelben , fo verbleibt 
als befonderes Guthaben des 
Kantons Bafel:Landfchaft 

Dazu fommt , was er an Paf: 
fiven übernimmt \ 


Es gebührt dem Kanton 
Baſel-Landſchaft a 
im ©anzen A 

Er empfängt aber (aut vor: 
fiehendem Inventar und Ab: 
theilung bloß . 


Folglich zu wenig 
welhe Summe ihm von B a: 


ſel-Stadttheil zu ver: 


güten if. 


132 — 


Frk. Rp. 


Frk. Rp. 


Frk. Rp. 


22,352 37 81,943 13 943,083 17 


1,165 — 


1,533 57 


934 44 


35,205 88 


10,570 80 


‚71,762 06 


10,181 07 


673 62 


963,937 86 


756,804 40 


207,133 46 


B. Der Kanton Bafel-Stadt- 
theil empfängt laut Inventar 
und Abtheilung —F 

Ihm gebührt hingegen: 

a. Für ſeinen Antheil an dem reinen 
Vermögen .. 
wovon ſich abzieht die Schuld, 
weiche er laut vorftchender Aus: 
weifung Lit, A. an Bafel: 
Landfchaft zu entrichten hat . 


Es verbleiben 
b. Für die übernommenen Paffiven 


An Summa 
Baſel- Stadttheil erhält 
alfo zu viel ; 
welchen Betrag derſelbe an Bafel— 
Landfchaft zu verg üten hat. 
Derſelbe ift zahlungsfällig auf 
15. Jenner 1835. 





Hierher gehört dann noch als 
befonderer Theilungsgegenftand : 


Der Eleine ———— 


betragend . 

Laut Uebereinfunft ı vom 29, No: 
vernber 1834 fol diefer Fond, als 
größtentheils aus Beiträgen des 
Kirchen = und Schulguts gebildet, 
zu h0 und 60%, abgetheilt werden. 

Demnach erhält: 
Bafel: Stadttheil 10% - 
Bafel:Landfhaft 60% . 


fo daß DBafel: StadttHeil zu den 
obenerwähnten Frf. 207,133 Rp. 46 
an Bafel:2andfchaft noch befonders 
zu vergüten hat . . 

Bibliothek und Lehrmittel fi nd 
im gleichen Verhältnig in Natura 
getheilt worden (f. hiernach Neo. 
II. 3, F. a und b.) 


133 


gef. Ft. 


1,545,156 481/, 


Rp. Rp. 


536,109 281%, 


10,181 07 
525,928 211% 
812,094 81 
1,338,023 02%, 
207,133 46 
2,663 821% 
1,065 53° 


1,598 291% 
2,663 821/, 


1,598 291% 
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Abtheilung und Ausweifung über das Kirchen - und Schulgut. 


Dasselbe enthält laut Status vom 15. Merz Fıf. Rp. 
1832 an reinem Vermögen . “0. 3,163,662 78 
Hievon gebührt: 
1) Dem Kanton Bafel: Stadt: Frk. Rp. 


theil 40 %, mit . 4,265,465 11 
2) Dem Kanton Baſel⸗Land- 
fhaft 60 mit .4898,197 67 
Summe wie oben 3,163,662 78 
Ausweifung. 


Fe Rp. Fe Mp. 
A. Bafel:-StadttHeil erhält: ® 
a. Das in feinem Gebiet liegende 


Vermögen . 1,388,955 28 
b. Bon den Anlagen i im Ausland 13,694 34 
c. 40 % von den a. im 

Badifhen . i 23,250 — 

(Sefammtbetrag Frf. 58, 075. ) 

In Summa 1,125,879 62 


Ihm gebühren aber nur: 
a. Für feinen obigen Antheil am 


reinen Vermögen » . .  1,265,465 11 
b. Für die übernommenen 10 % 
an den Paffiven . y R 3,312 24 


1,268,777 35 


Der Stadttheil empfängt alfo 
zu viel und. hat an die Land: 
[haft zu vergüten —— 157,102 27 
B. Baſel-Landſchaft gebührt: 

a. Für obigen Antheil an dem rei: 


nen Vermögen . 1,898,197 67 ' 
b. Für die übernommenen 60 0% | 
an den Paffivn . : i 4,968 37 


. In Summa 1,903,166 O4 
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Sie empfängt aber nur: 
a. Das in ihrem Gebiet liegende 
Dermögen . : 
b. Bon den Anlagen i im Ausland 
ce, 60 % von den Br im 
Badifchen 


Fef. Rp. 


1,635,590 90 
75,627 87 


31,85 — 
Sufammen . 


Alfo zu wenig . 


welche ihr laut Vertrag vom 25. Herbit: 
monat und 2. Weinmonat 1834 (U: 
tenft. Mr. 236) nebft ‚Zins vom 15. 
Merz an zu 3 1, 9% von dem Stadt: 
theil zu vergüten find. 


Fl. Rp. 


1,746,063 77 
157,102 27 


Derwaltungsrechnung über das Kirchen» und Schulgut 
vom 15. März 1837 bis 15. Ehrifimonat 1334. 


Diefelde zeigt eine — 
nahme von 
und eine Geſammtausgabe von 


wonach der Landſchaft zu gute kommt 
Dazu ift zu rechnen: 

der von Bafel-:Stadttheil übernom⸗ 

mene Antheil von 40% an der Penflon 

des Scyullehrers Buſer, von Zunz⸗ 

gen, (Frk. 400 betragend) 


Es kommt alfo der Landfchaft ein 
Berwaltungsfaldo zu en im Be: 
trag von . 


Zufammenftellung 
deffen, fo Bafel:Stadttheil vom 
Kirhen: und Schulgut baar an 
Baſel-Landſchaft herauszube: 

zahlen hat. 
3. Das bei der Theilung des Der: 
mögens vom 15. Merz 1852 zu 
wenig @rhaltem , ı  ; 


Frk. Rp. 


102,933 205/; 
97,905 — 


Frk. Rp. 


5,028 205% 


160 — 


5,188 205/ 





457,102 37 
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Fe. Rp. Fr. Rp. 
per Transport 157,102 27 
b. Zins davon, laut Wertrag, 
und zwar vom 15. Merz 1832 
bis 31. Dezember 1834, 2 
Jahre, 91/2 Monat zu 31/,% 14,253 75 
e. Saldo der Berwaltungsrechnung 
vom 15. Merz 1832 bis 15. 
Dezember 1831... 5,188 205/ 


Summe 176,544 23 





2. Status des Landarmenfammerguts. 

Betrag des Gutes an Rezeß, Ra: FR. Frk. Rp. 
pitalien, Exſtanzen ıc. bei dem Se: 
fretariat ſowohl als bei den Pfarreien 
und beiden Spitalverwaltungen, laut 
Status, geftellt auf 30. November 1833 480,197 38 
wozu in Folge Urtheilen und Wer: 
gleichen nod) fommt : ' 

a. Zwei Berihtigungen . . 12 83 

b. Die Liegenfchaften .... 38,063 — 

e. Mobiliar in beiden Spitälern . 5,891 90 

d. Kapitalifirter Bodenzins zu Zup: 


fingen . ; . . . 175 20 
e. Kapitalwerth der Holzfervitut 
in den Lieftaler:Waldungen . 6,650 — 
50,822 93 
Eumme der Altiva 531,020 31 
Paſſiva. 


* 


1) Rückſtändige Armenfchullöpne . 2,233 43 
2) „Armenfrüchte1,376 — 


3) Legatenzinſe 58 67 
4) ‚Zwei vergeſſene Gonti . ; 8 — 
5) Kapitalwerth der Legate 7,314 66 
6) * von Frk. 1,767 


jãhrlicher Armenfrüchte zu 4% 
fapitalifit . ; I ; 41175 — 


Summe der Paffiven 55,165 76 
Verbleibt an reinem Vermögen 475,854 55 


— 440 


An diefem Gute partizipiren: 

a. Bafel:-Stadttheil für die 
Gemeinden Riehen, Bettingen 
und Klein: Hüningen mit 6%, . 

b. Baſel-Landſchaft für die 
übrigen Gemeinden der 4 alten 
Landbezirke, mit 940/, . 


Summe wie oben 


Unvertbeiltes. 


a. Die Erblehen zu Zyfen, ren: 
fendorf und Reigoldswyl; 

b. Hälfte Antheil des Spitals an 
dem Raillardfhen Vermächtniß 
des Alpgutes Mardymatt und 
Rötheln ; 

welche beide Gegenftände feiner ‚Zeit, 
wenn fie heimfallen, in obigem Wer: 
hältniffe getheilt werden follen. 


Kleiner Pfründerfond. 


Diefer Fond, welcher Fein integri⸗ 
render Theil des Landarmenfammer: 
gutes, fondern Gigenthum der cin: 
ſchließenden Pfründer ift, beftand in 


Daran hatten Antheil: 
5 Pfründer aus den 3 LZandgemein: 
den von Bafel-Stadttheil mit 
38 Pfründer aus den übrigen Land- 
gemeinden . . . 


Summe wie oben 
welche laut Vertrag vom 21. März 
1834 auf obige Weiſe zwifchen bei: 
den Landestheilen zu Handen der be: 
treffenden Pfründer abgetheilt worden. 


28,551 27 


147,303 28 
175,854 55 


598 04 


69 54 


528 50 
598 OA. 


— 444 — 


3. Status der Verwaltung des Bezirkes 
Birseck. 


1) Verwaltungskaſſe: 
(laut Rechnung und Status, 


geſchloſſen auf 30. Septem: 


ber 1833.) 

a. Baarer Rezef V 

b. Gutſchein auf die Bemeinde 
Gptingen . 

e. Butfchein auf die Gemeinde 
Oberweil . 


Zu diefer Werwaltung gehören 


nod) Bodenzinfe,, im Bezirke Birseck 


fällig, von einem jährlichen Ertrage 

von circa Frk. 1,500, welche aber 

beftritten find und feit 1829 nicht mehr 

bezogen wurden. 

2) WehrlifheWaifenfliftung 
(laut Rechnung abgefchloffen auf 
den 31. Augufi 1833.) 


Fe. Rp. Fe. Rp. 


10,294 17'% 
70 — 


4150 — 
41,444 171% 


a. Angelegte Kapitalien . 13,541 50 
b. Zinserftanzen 1,159 60 
ü 626 34 


e. Baarer Rezeß 


Summe . 


Diefe Fonds fallen ausſchließlich 
Bafel =: Landfhaft mit Nutzen 
und Befchwerden , ihrer Beftimmung 
gemäß, für den Bezirk Birseck zu. 


15,327 Ah 
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III. Webrige Beftandtheile des allgemeinen 


Staatsvermögens. 
4. Illiquides und Unvertheiltes. 
1) Das Rheinlagerhaus, gefchägt für . r . Frl. 27,700: 
2) Die Servitut des Staats im Kauffaufe » 18,000 


Set. 42,700 


Diefe beiden, in Bafel-Stadttheil gelegenen Gegenftände bleiben 

fo lange unvertheilt, als der Vertrag über den Tranfitzoll dauern wird. 
Es haben Antheil daran: 

a. Bafel:Stadttheil 6% . ; s ref. 15,372 

b. Bafel:Landfhaft 64% . ; } „ 27,328 


Fr. 12,700 


3) Das Mobiliar und die Utenfilien im Kaufhaufe und im Rhein: 
lagerhaufe , welche im Inventarium über das Staatsmobiliar , 
jedoch ohne Schagung , verzeichnet find und worüber, wenn der 
Vertrag über den Tranfitzoll feine Endfchaft erreicht , das Weitere 
zu erörtern ſein wird. 

4) Die Reſtanz der mit Frk. 7,298 vom Vermögen abgeſonderten 
einzufchmelzenden Bafelerfcheidemünge, derem Ergebnif, wenn 
fie eingefchmolzen fein wird , zwifchen beiden Landestheilen zu 36 
und 64 %, zu theilen fein wird. 

5) Das Guthaben des Geſammtkantons auf beiden Hauenſtein⸗ 
ſtraßen und deren Zöllen; 

welches ſukzeſſiv durch die ſchuldigen Beiträge von Solothurn 
und den Ertrag der Zölle von beiden Hauenſteinſtraßen getilgt 
werden ſoll. 

Die genaue Summe dieſes Guthabens läßt ſich erſt nach der 
noch mit dem Stand Solothurn zu pflegenden Endrechnung be: 
flimmen. 

6) Diejenigen Protofolle, Schriften und Aften des Staatsarchives, 
welche auf die Gefammtverwaltung des ehemaligen Kantons Ba= 
fel Bezug haben, bleiben laut Vertrag vom 13. Auguft 1834 
als gemeinfchaftliches Gut in Bafel. 

Ebenfo die Urbarien und Skripturen bei der Kirchen- und 
Schulgutsverwaltung bezüglich auf die ehemaligen Gotteshäufer. 


—— 


7) Bei der Kirchen- und Schulgutsverwaltung bleiben, laut Ber: 
trag vom 22. Movember 183%, bis zum Ablauf des Kellerbe: 
flandes (10. März 1837) folgende Fülfer unvertheilt : 

410 Saum im Hauskeller des Steinenklofters. 
636 Saum im Keller unter der Kaferne. 


2. Gegenftände, 


welche theils im Folge fchirdsrichterlicher Sprüche, theils nad) gefchlof: 

fenen Verträgen nicht in Schagung und Theilung gefallen, fondern 

dem einen oder andern Theil ausfchließlid, überlaffen worden find. 

a. Zaut Urteilen‘ vom 19. und 21. und Verhandlungen 
vom 241. November 1833 wurden Baſel⸗Stadttheil zur aus- 
ſchließlichen Verfügung überlaffen. 

4) Die Schanzen und Feltungswerfe der Stadt, 
wozu gehören: 
ee. die Stadtgräben dief- und jenfeits, deren Pflanzgeländ nicht 
verliehen: iſt; 
P. die Reben längs dem Schindgraben ; 
y. der Stadtgeaben hinter, dem Klingenthal. 

Wenn jedod die Schleifung: der Feſtungswerke verfügt und da: 
durch nach Abzug. der Koften wirkliches Staatsvermögen begründet 
werden follte, fo ift Baſel-Landſchaft ihe Recht daran im. feflge: 
fegten Theilungsverhältniffe vorbehalten, 

2) Die Wachthäuſer zu Bafel, 

mit obigem Vorbehalte, 
3) Die Sıifflände in Bafel. 

b. Dur Uebereinfunft vom 21. November 1833 wurden 
folgende Gegenftände- von der Schagung und Theilung ausgefchlof: 
fen und jedem Kantonstheil, in deffen Gebiete fie liegen, aus: 
ſchließlich überlaffen : | 

1) Sämmtlihe Kirchen: und Begräb⸗ 

nißpläße, 

2) Sämmtliche Pfarrhäufer, — 

3) ſammtliche Sigriſtenwohnungen 
ns gen, in Baſel-Stadttheil. 

5) die Wohnung des Realſchullehrers, 

6) die fünf Wohnungen für Lehrer am 

Gymnaſium, 
7) ſämmtliche Pfarrhäuſer, Pfrundgüter und daherigen Gefälle, in 
Baſellandſchaft. 


—— 


e. In Folge Vertrages vom 10. März 1834 übernimmt 
Bafel:StadttHeil mit der Rheinbrücke fammt Rheinthor, 
Zoltftübhen und Bruckhaus auch die Laft der Unterhaltung 
derfelben mit allen damit verbundenen, fowohl gewöhnlichen als 
außerordentlichen Ausgaben. 

Dagegen werden zur Ausgleihung der daherigen Koften dem 
Bafel-Stadttheil folgende Gegenftände eigenthümlich überlaffen : 

4) Die Rhein: und Rheinbruckzölle, welche durch den Art. II. 
Mr. 4 der Dotationsurfunde zum Behuf des Unterhaltes der 
Rheinbrücke der Kantonsregierung überlaffen worden. 

2) Der fogenannte, mit dem Rheinthor in Verbindung fiehende neue 
Dau. 

:3) Das Shlagwerfmagazin im Klingenthal. 

4) Der Holzſchopf in St. Clara: Bollwerk. 

5) Das im größern Holzſchopf im Klingenthal, und in den in Pr. 
3 und 4 benannten Zofalien befindlihe Bauholz, fo wie aud 
die vorhandenen Schlagwerke, Stredbäume, Beſchwe— 
rungsmittel und übrige zum Brüden: und Wafferbau 
-beftimmten Geräthfchaften, mit Ausnahme jedoch des neu 
angefchafften, mit eimem eifernen Schlegel verfehenen Schlag: 
werks, welches der Landfchaft zu ihrem dießfälligen Bedarf 
eigenthlimlich überlaffen worden. 

d. Durch Ginverftändniß vom 2. April 1834 kamen die 
Parteien überein, daß 

die Batterie auf dem Bruderholz, 

welche im Territorium beider Landestheile liegt, auf dem Inven⸗ 
tarium zu ftreichen fei, und jeder Partei überlaffen bleibe, über 
den auf ihrem Gebiete liegenden Antheil derfelden nad freiem Wil: 
len zu verfügen. 

e. Laut Vertrag vom 23. Auguft 183% (auf 10 Jahre abge 

fchloffen) bleibt die Birsbrüde 

ein gemeinfchaftlicher Gegenſtand; Bafel-StadttHeil Hat rückſichtlich 
des ihm zugeftandenen Weggeldsantheiles die gewöhnliche Unterhals 
tung diefer Brücke bis auf Franken 1,000 jährlich zu beftreiten. 
Wenn die Koften mehr als diefe Summe in einem Jahre betragen, 
fo hat die Landfchaft die Hälfte des Ueberſchuſſes zu tragen; ebenfo, 
wenn größere Arbeiten daran vorzunehmen find, hat jeder Kantons: 
theil die Hälfte der Koften zu bezahlen. 


a 


3. Gegenftände, 


welche, ohne ihnen eine Schagung oder Geldwertfung zu geben, 
zwifchen den Parteien nad) dem feftgefegten Maßſtabe in natura ver: 
theilt worden : 


A. Mobiliar in den | 
Staatsgebäuden: Total. Staͤdttheil Landfchaft 
Stücke. erhalten erhalten 
a. Im Rathhauſe: 


Pläne in Rahmen. . . 2 4 1 
Feuarfid . . .» 51 18 33 
Alte Fahnen . . . 12 4 8 
Anfchlaghämmer . . » 5 2 3 
b. BeiderPolizeidiref: 
tion: 
SEINDE - u na ee 6 2 4 
Seſſel —— 7 8 4 
Eiſerne Oefen. ... 2 ohneRohr 1 mit Rohr 1 
Treue Poftentafelln .. 12 5 7 
Karabinerriemen . 63 40 23 
Anlegſchlöſſer. 6 2 4 
Neue Stride . 6 4 4 
c. Im Spahlenthurme: 
Wollene Deden . - » 12 4 8 
Strohſäcke.. . 9 3 6 
Steoshliffen. -. » . .» 8 3 5 
d. Im Lohnhofe: 
Nachtſtühle. 15 5 40 
Wollene Deden . . . 90 32 58 
Strohſäcke.. » » .- Mk 16 28 
Steohlifen . » ..» 40 14 26 
Stück Endefinfen . - 24 9 45 
Portionen Gefhirre . . 33 12 21 
Steinerne Br i 16 6 10 
Bettfiellen. . . F 10 4 6 
e. In der Münze: 
Goldwagen » .. -» 3 4 2 


f. Auf der Poft: 
Eine Partie Bücher und 
Landfarten. 
Eiferne Platten . - » 2 1 1 
Schweiz. Staater. Bd. I. 9* 


— 


g. Landjägerpoften: 


B. 


C. 


Bon Gerãthſchaften behält 
jeder Theil, was ſich bei 
ihm vorfinden mag, Fa: 
men alfo nicht auf das 
Anventar. 
Seughausmaterial: 
Div. Brillen . 
Schlepptae . . 
Unbrauchbare Pechfränge 
und Karfaffen 
Armatur ıc. bei der 


en. 


Gmehrer . . . 
Säbl . . ».. 
Scraubenzieher . 
Kugelzieher 
Patrontaſchen. 
Bandelier . 
Gewehrriemen. 
Säbelfuppel . 
Haberfäde . 
Trommeln . 
Kuppel. ; 
Schlegelpaare . 
Scharfe Patronen 
Blinde Patronen . 
Mäntel (Kaputröde). 


. Altenftüde, Pläne, 


Katafterreglemente, 


1466 — 


Total. 
Stüde. 


237 Pädli 
233: 
411 


Stadttheil Landſchaft 
erhalten erhalten 
108 19201) 
26 46(2) 
158 280 
158 279 
111 196 | 
111 196 \(?) 
117 207 
26 46 
120 21% (9) 
2 4 
2 h 
2 ik 
.85 Päckli 152 Päckli 
hy 118 „ 
148 263 


41) Statt diefer 492 Gewehre erhielt aber die gandfhaft 150 Stud 


2) 


3) 


4) 


von einer beffern Qualität. | | 
Diele 46 Säbel wurden der Landfchaft in Geld A Fr. 3 mit Fr. 138 


bergüfet. 


Statt diefer 196 Patrontafcben , 


196 Bandelier und 207 Gewehr: 


riemen erhielt die Landfchaft nur 152 Patrontafchen, 152 Bandelier 
und 160 Gewehrriemen, aber von einer beffern Qualität, 


An diefe 214 Haberfäde erhielt die Landfchaft 98 in natura 


unb 116 


wurden ihre in Geld A Fr. 31%, mit Frk. 406 vergütet. 


Total. Stadttheil Landſchaft 

Stücke. erhalten. erhalten. 
Verordnungen, ver— 
ſchiedenartige Im— 
preſſa und Archiv— 
gegenſtände bei den 
Staatsverwaltungen wur: 
den in Folge gefchloffener 
Vergleiche, theils nad 
dem allgemeinen Maß: 
flabe, theils nad dem 
Bedürfniß und den gegen: 
feitigen Berhältniffen ge: 
mäß, ziwifchen den Par: 
teien abgetheilt.) 


E. Bei der Kirchen: und 


Schulgutsverwaltung: 
a. Schulgeldlin . . . . 1,732 693 1,039 
b. Schreibvorlagen . . . 13,921 5,568 8,353 


F. Im Öymnafium: 
a. Die Oymnafialbibliothet 5 gleiche 2 Looſe 3 Looſe 
b. Verſchiedene Zehrmit: Looſe 
tel (verhältnigmäßig 
vertheilt. 
G. In der Zuchtanſtalt: 
Eine Anzahl verſchiedener 
Gffeften wurde in na- 
tura nad Verhältniß 
vertheilt. 


Da fodann laut der uns vorgelegten Generalquittungen d. d. Lies 
ſtal 15. Jenner und 20. März 1835 der Kanton Baſel-Stadttheil den 
Kanton Bafel:Landfchaft für alles, was dem letztern in Folge der obſte⸗ 
hend verfchriebenen Abtheilung und Abrehnung theils an Baarſaldo, 
theils an Titeln und andern Vermögensgegenftänden des gefammten 
Staats, Kichen:, Schul: und Armengutes des ehemaligen Kantons 
Bafel, gebührt und zugefommen, vollftändig und zur Befriedigung aus: 
gewiefen und bezahlt, fomit alle ſowohl durch den Tagſatzungsbeſchluß 
vom 26. Auguſt 1833 im Allgemeinen, als durch die ſchiedsgerichtlichen 
Urtheile und die abgeſchloſſenen Verträge im Beſondern ihm aufgelegten 
dießfäigen MWerpflichtungen getreulich erfüllt Hat, — fo wird nun: 
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mehr, mit alleinigem- Vorbehalt der zufolge befonderer Beftimmungen 
unvertheilt gebliebenen Gegenftände, die Gefammttheilung als vollendet 
und vollzogen erflärt, und der Kanton Bafel-Stadttheil feiner daherigen 
Verpflichtungen volfommen quitt und ledig gezählt. 

Nachdem nun gegenwärtiges Theilungsinftrument ſowohl von 
dem Edyiedsgerichte als von den Kommiffarien der beiden Landestheile 
forgfältig geprüft und mit den Urtheilen und Verträgen, wie folche in 
den Protofollen verzeichnet, übereinftimmend erfunden und feinem gan: 
zen Inhalt nad) als richtig anerfannt worden, 

fo haben wir, 
unter Vorbehalt und in gänzlicher Beftätigung ſämmtlicher in unfern 
Protofollen verzeichneten Urtheile und Verkommniſſe, 
die gegenmärtige Urkunde ihrem ganzen Inhalte nach gutgeheißen, 
in Kraft erkennt, felbige mit unfern eigenhändigen Unterfchriften 
und mit dem Siegel der eidsgenöſſiſchen Echiedsgerichtes verfehen 
und befchloffen, daß diefelbe dreifach ausgefertigt und. ſowohl 
dem eidsgenöffifchen Wororte, als jedem der beiden Landestheile des 

Kantons Bafel, in gleichlautenden Originaleremplaren zugeftellt 

werde. 

Alfo gefchehen Bern, den dreizehnten April des Jahres Cintau: 
fend , achtundert und fünf und dreißig (den 13. April 1835.) 

Der Obmann: 
Dr. Fr. 2. Keller. 
Die Theilungsfommifarien und Schiedsrichter : 
Herzog von Effingen. 
J. 2. Eder. 
(L. S.) F. von Tfharner. 
| K. Schnell. 
F. L. Schnyder. 
Der Secretär: 
Dr. K. E. Fahrländer. 


(Me. CL. Bd. U., Heft 7. der offiz. Samml.) 
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Anbang zum eriten Bud. | 





Wir fügen zum Schluß (aus dem Tagſatzungs-Abſchiede von 1833) 
noch die Zagfagungsbefchlüffe vom Jahr 1833 bei, wodurch die militä- 
riſche Befenung der KR. Schwyz und Bafel, im Folge des Landfrie- 
densbrucyes von Innee- Schwyz und Bafel:Stadt, angeordnet wurde. 
Bloß an ſich als Adminiftrativmaßregeln betrachtet, gehören diefe Be— 
fchlüffe allerdings nicht in eine Sammlung von Urkunden des ſchweizeri⸗ 
fhen Staatsrechts; aber in fo fern fie im Beziehung auf die ſchwierige 
und fchiwanfende Lehre von der Erefutivgewalt der Tagſatzung (fiche 
Henke's ſchweizer. Siaatsreht S. 230 ff.) von entfcheidender Autorität 
find , ift die Aufnahme derfelben in eine Sammlung , welche die Quellen 
des eidsgenöffifchen Staatsredhts enthalten fol, volfommen gerechtfertigt. 

I. Befchluß zur Offupation von Schwyz (vom 6. Auguft 1833): 

„Die eidsgenöffifche Tagfagung , in Betrachtung, daß die gegenmwär: 
tige Lage der Cidsgenoffenfchaft die Beſetzung des gefammten Kan: 
tons Schwyz dringend erfordere, befchließt: 

1) der gefammte Kanton Schwyz ift durch eidsgenöffifche Truppen 

ſogleich zu beſetzen; 

2) Eine Proklamazion ab Seite der Tagſatzung ſoll dem Volke des 
Kantons Schwyz dieſe getroffene Maßnahme kund thun, indem 
ihm erklärt wird, daß dieſelbe bloß in der Abſicht genommen 
wurde, um die Ruhe und den Frieden in der geſammten Eids— 
genoffenfchyaft herzuftellen und ferneres Unglüd von dem Water: 
lande abzuwenden; wobei die Zuficherung au ertheilen ift, daß 
die Freiheit des Schwyzervolkes und deffen Religion durchaus 
geehrt werden und die Sicherheit der Perfonen und des Eigen— 
thums gewährleiftet fein follen ; 

3) Die bereits für den Kanton Schwyz gewählten eidsgenöffifchen 
Kommiffarien find angewieſen, ſich gleichzeitig mit den einrüden- 
den Truppen nad) Schwyz zu begeben, und nad) ihrer Ankunft 
dafelbft dem Vorort, zu Handen der Tagſatzung, einen Bericht 
zu erflatten ; 

4) Der Vorort hat von diefer getroffenen Maßnahme den Hohen 
Ständen Uri und Unterwalden auf angemeffene Weiſe Mit- 
theilung zu machen. 

5) Mit der Wollzichung des gegenwärtigen Befchluffes ift der 
Vorort beauftragt.” 

(Abſchied von 1833. Geite 107). 
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II. Beſchluß zur Beſetzung des Kantons Bafel (vom 5. Auguft 1833): 
„Die eidgenöffifche Tagſatzung, in Betradtung, daß im Kanton 
Bafel der Landfriede gewaltfam gebrochen worden ift ; 
in Betrachtung, daß der Bundesvertrag von 1815, Art. vo, es 
der Tagfagung zue Pflicht macht, Ruhe umd Ordnung im geſammten 
Baterlande zu handhaben und für die innere Sicherheit der Eidgenof: 
fenfchaft alle erforderlichen Maßregeln anzuordnen, befchließt : 
41) Der Kanton Bafel, Stadt und Landſchaft, foll mit eidgenöffl: 
fehen Truppen befegt werden ; 
2) Der Vorort wird die dazu erforderlichen Truppenkorps, wie fie 
im Antrag des eidsgenöffifhen Kriegsrathes bezeichnet find, 
aus den Kantonen Bern, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, 
Aargau, Waadt und Genf aufbieten und deren Befchlshaber 
ernennen ; 
3) Diefe Truppen fichen unter den Befehlen der von der Tagfakung 
für den Kanten Bafel ernannten eidsgenöfffchen Kommiffarien ; 
4) Durdy eine Proflamazion fol die gefammte Eidsgenoſſenſchaft von 
den getroffenen Maßregeln in Kenntniß gelegt werden ; 
5) Der Vorort ift mit der Vollziehung des vorftehenden Befchluffes 
beauftragt.” 
(Abfchied von 1833. Seite 147). 
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1. Reglementarische Vorschriften, betreffend die Cagsatzung und die: 


ihe ‚untergeordnsten Behörden: und. deren Chätigkeit. 


AXXVII. 


— der eidegenblſi ſchen Zagfagung 5 
beſchloſſn den 14. Sammel 4835. 





Erfter PITENTITS 
Eröffnung und Schluß der Tagſatzung. 


Art. 1. Am Tage vor Gröffnung der Tagſatzung ſollen die Be— 
glaubigungsfchreiben der — der XXI — dem Prä⸗ 
ſidenten übergeben werden. 

Er wird dieſelben in, der erſten Cinung der — zur 
Prüfung vorlegen. | 

Art. 2. An dem zur Eröffnung einer ordentlichen eidsgenäffi — 
Tagfagung befiimmten Tage verfügen fich die Gefandtfchaften der Kane 
tone in die Kicche ihres Glaubensbekenntniſſes und wohnen dem ots 
tesdienfte. im den ihnen worbehaltenen Sitzen ‚bei. } 

Art. 3. Nach Beendigung des Gottesdienſtes verfammelin fi ich 
die Geſandtſchaften in der Wohnung. des Präfidenten der Tagfagung , 
von wo fie fich in feierlihem Zuge in die zw der Gröffnung, der Tag⸗ 
fatung beftimmte Kirche begeben. 

Den. Zug eröffnet der Großweibel der. Togfagung, mit, der eibs⸗ 
genoſſiſchen Farbe. Jeder Geſandtſchaft folgt unmittelbar ihr eigener 
Weibel mit der Kantonsfarbe. 

Schweiz. Staatör. I. Bd. 10 
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Die eidsgenöffifhen Militärbehörden fchließen fi dem Zug an. 

Art. 4. Die Oberbehörden des Morortes werden erfucht, durch 
ihre Gegenwart an diefer eierlichkeit Theil zu nehmen. Die bei der 
Eidsgenoſſenſchaft affreditirten Gefandten fremder Mächte werden eben: 
falls dazu eingeladen: es follen ihnen befondere Ehrenfige außer dem 
Kreife der Kantonsgefandtfchaften angewieſen werden. 

Art. 5. Nachdem die Kantonsgefandtichaften ihre Plätze einge: 
nommen, zeigt der Präfident im einer Rede den ‚Zufammentritt der 
Tagſatzung an und erflärt deren Eröffnung. 

Die als erö %, eiſtet, auf Einladung ihres 
Präfidenten , rin Hl BEE —— * Hierfür wird 
unabgeändert das bei dem ee vom Jahre 1815 beobachtete 
—— ST | | \ 

Bon der Kirche begibt ſich die Tagſatzung in den ger 
— Sitzungsſaal,, wo zunächſt die Kreditive verleſen und ges 
prüft (Art. 4), ſodann der Bericht des eidsgenöſſiſchen Vorortes über 
feine Gefchäftsführung erftattet und die verzeichneten Geſchäfte begon= 
nen werden. . 

Art. 7. Zu einer außerordentlich ausgefchriebenen Tagſatzung 
verfammeli,, Ah EAN v., Made zuver erfolgter. Abgabe, der 
Kreditive an Präfidente rt. 4) an dem beftimmten Tag im 
Sigungsfaale der Tagſatzung, leiſten nady der Eröffhungsrede des 
Heren Präfidenten den Bundeseid- (Urt: 5) und fchreiten dann unmit⸗ 
telbar zur Berathung der vorliegenden Geſchäfte. 

Art. 8. Nah Beendigung ihrer Verrichtungen beſchließt die 
Tagſatzung ihre Aufläſung, oder , nah Umſtänden, bloße Wiertagung. 


"Iweiter Abſchni 
Amt und Verrichtungen des ig” 


Art. 9: Der im Amte fiehende Bürgermeifter ober Schultheiß 
des Vorortes führt den Vorſitz (Art. VIII des Bundesvtrtrags). Bei 
Verhinderung desfeiden veriritt der nächftfolgenbt Öefandte des vor⸗ 
örtlichen Kantons feine Stelle | 

Art. 10. Der Präfident Teitet die Geſchäfte und wacht über die 
Drdnung in der Verſammlung ſo wie oe die Beobachtung ihres Re 
glements. 

Art. A. Cr beſtimmt die Sitzungetage mit Rüdſi cht auf ‚größte 
mögliche Zeiterfparniß. | 

Art. 12. Zu Anfang, einer jeden Gigung läpt ee. das Protokoll 
der vorangehenden verfefen und von der Verſammlung ie ober 
berichtigen. 
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Art. 13. Gr beſtimmt die Tagesordnung jeweilen Amt Schluß 
einer Sitzung file die folgende und Hat Hierbei die Regel zu beobachten, 
daß Gegenftände von befonderet Wichtigkeit ind von allgemeinem In⸗ 
tereffe vorzugsweife in Behandlung genommen werden. Der Verſamm⸗ 
lung ſteht zu, auf geſchehenen Antrag, die Tagesotdnung und die 
Sitzungstage ſelbſt zu beſtimmen. J | — 

Art. 1%. ° Der Praſident ertheilt das Wort 

Wer. 15. Dee Präſident iſt verpflichtet, an die Tagfagıng ge: 
richtete Zuſchriften in der erften Sitzung mach deren Empfang der Wer: 
ſammlung vorzulegen. Ueber Bittfeheiften und Möreffen verfügen bes 
fondere Artikel. ar — Br 

Art. 16: Er ünterzeichnef die im’ Namen’ der Tagſatzung ausge: 
ferfigten, vom dem Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft gegengezeichneten 
Schreiben und Dokumente, und läßt diejenigen, welche der Befieg⸗ 
lung bedürfen, mit dem eidsgenöfffichen Siegel verſehen, deſſen Ber 
wahrung dein MWörort obliegt. nr 


Dritter Wbfhnitt. 
Innere Einrichtung der Tagfagung. 


Art. 17. Die Gigungen der Tagfagung find öffentlich, nad 
Maßgabe der’ Bereits erlaſſenen oder künftigen Beſchlüſſe über die 
Oeffentlichkeit. u — ER 

Art. 18. Cine Gigung der Zagfagung kann nicht eröffnet ‚wer: . 
den... bevor nicht die Geſandtſchaften von. zwölf Kantonen zugegen find. 

Art. 19. In den Werfammlungen ſiht die, Geſandtſchaft des. 
Vorortes oben an; die der übrigen. Stände folgen zur Rechten und: 
Linken des Präfidiums abwechſelnd, nach der unter den Kantonen ans 
genommenen Rangordnung. — 

Art. 20. Die zweiten und dritten Geſandten, ſo wie die. Lega⸗ 
tionsräthe, wohnen an beſondern Plätzen der Verſammlung bei. 

Art. 21. Die Mitglieder der Tagſatung follen ſich in ſchwarzer 
Kleidung, mit Degen und aufgefchlagenem Hut, in. der Werfamme 
lung- einfinden. - | Be r | 

Art. 32. Der. Kanzler und der Staatäfchreiber. führen ,. laut. be⸗ 
fondern Beſchlüſſen (Off. Samml. Bd. I. S. 230 His 233)*) das Pros _ 
tofoll der Tagſatzung. en = | | 

Dasfelbe fol in Kürze enthalten : 

a. das Weſentliche der Berathungen; 

Siehe NE.KLV; dire Abcheil Anmerk DE etanhebere! 
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B. die, geftellten, Anträge ; 

c. das Ergebniß der Anträge ‚mit namentlicher Deihnung de 
für und wider flimmenden Kantone ; 

d. die gefaßte Schlußnahme. 

. Art. 23. Auch iſt jede Sefandtfcait berechtigt z ihr Aufkruf- 
tionseröffnung oder ihre Standesvotum ſchriftlich zu Protofol zu geben. 

Nachträgliche Erklärungen über gefaßte Beſchlüſſe follen in. das 
Protokoll derjenigen, Sitzung fallen, in: welcher ‚diefelben der Baron 
lung wirklich) vorgelegt worden find. 

Art, 24. Nach erfolgter Genehmigung dürfen. im Prototoll ‚we: 
der Abänderungen, noch Zufäge angebracht werden. | 

Art. 25. Sobald. möglich nah dem Schluffe ‚der Zagfagung ſoll 
in bisheriger Form der Abſchied gefertigt und. den Ständen: übermit⸗ 
telt werden. 

Art. 26. Ein. vom Vorort bezeichneter Großweibel wied de 
Tagfagung bedienen. Derfelbe foll vor verfammelter. Tagſatzung durch 
den Präfidenten für treue Pflichterfüllung ins mer genom: 
men werden. 

ar Großweibel trägt einfache ſchwarze Kleidung. 


Vierter Abfhnitt. 
Formen der Berathung und der Abſtimmung. 


Art, 27. Is Leitfaden der Berathung dient das Traftanden: 
ziefifar., | 
- Der Vorort wird dasſelbe ihrlich bis Ende Aprils, in der Re— 
gef mit den erforderlichen Entwürfen begleitet, dem Ständen zufertigen. 
Nachträgliche Mittpelfingen des Morortes fi nd hierdurch micht ausge: 
fhloffen. 

Art. 28. Die Kantone, welche Anträge oder Begehren an die 
Tagfapung zu ftellen haben, mögen folches unmittelbar von ſich aus 
durch Kreisfchreiben oder aber mittelbar durch den Vorort thun. In 
letzterm Fall Haben fie ihre Mittheilung an den Vorort zu Yanden der 
Stände bis Mitte Apeils einzugeben. ö 

Art. 29. Wenn eine Gefandtfchaft Namens ihers Kantons Gr: 
Öffnungen und Anträge an die Tagfakung über Gegenftände zu machen 
bat; die vorher weder durch Kreisfchreiben des Vorortes, noch der 
Kantone zur Inftruftionsertgeilung in Anregung gebracht worden find, 
fo wird fie ihre Eröffnungen und Miträge zunächſt dem präfidenten 
ſchriftlich mittheilen. 

Diefer macht der Werfammlung baldige Anzeige davon, damit wo 
mögli noch während der Tagſahung Inſtruktionen eingeholt werben 
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können ; und ſtellt dann die Behandlung des Grgenftandes , nad) Map: 
* des Artikels 13, auf die: Tagesordnung. 

ı Solche: Antragfiellung ſoll fich jedoch auf wichtige und beingende 
Fälle befchränten.: 

Art. 30. Die Anrede lautet einfach Herr peaſdent · meine 
Herten ··· 

Art: 31. Jede Beratsung hebt mit rorkfung der WOTaeEREc 
Aftenftüde an. 

Art. 32... Wird eim Antrag oder ein Begehren eines Kantons 
in: Berathung genommen, fo iſt deſſen Gefandtfchaft berechtigt , vor 
anzubebender Berathung ihre motivirte Eröffnung zu machen. 

Art. 33. Nah Belefung der Akten oder nachdem die, laut obi: 
gem Artikel, zu haltenden Vorträge —— ua folgt die Eröff⸗ 
nung. der: Standes inſtruktionen. 

Art. 34. Beſonders betheiligte Kantone werden zuerſt angefragt. 

Im. Uebrigem folgt die Umfrage der Rangordnung. 

Der Präfident- iſt berechtigt, ſie bei derjenigen Gefandtfchaft an: 
zuheben, wo eres gut finder; von da weg aber wird die Umfrage 
ad) der. Rangordnung der Kantone fortgefeßt. | 

Art. 35. Nadudiefer Inſtruktionseröffnung kann jede Geſandt⸗ 
ſchaft nach Belieben, und ſo oft ſie es wünſcht, das Wort begehren. 
Doc darf: ſich keine zuvor dafür einſchreiben laſſen, oder während 
des Vortrags einer andern das. Wort verlangen. Das Wort wird 
der Reihe nach ertheilt, wie es begehrt worden. Wenn mehrere Ge⸗ 
ſandtſchaften es zugleich gt haben ; ro ai fie nach der Rang: 
ordnung: ihrer Kantone. 

Wenn eine Geſandtſchaft, * nach Statt — Umfrage 
noch nicht geſprochen Hat, das Wort verlange, fo ſoll ihr dasſelbe 
vor denjenigen Geſandtſchaften ertheilt werden, welche nach der Um: 
feage bereits ſchon gefprochen haben. 

Met. 36. One URN darf im ** Rede unterbrochen 
werden © 4 

‚Urt: 37. In die Vorttäge ſollen feine ‚Pprefntidfeiten einge: 
mifcht werden. Die Andichtung ee —— iſt als eine Ordnungs⸗ 
verletzung zu betrachten: 

Yrt. 38. Die Geſandiſchaften ſollen die: Hauptanträge ſowohl 
als die Anträge, welche eine Abänderung der in Berathung gelegenen 
Vorſchläge bezivedem(Abändernngs: und Unterabänderungsanträge), vor 
erfolgender Abftimmung , wenn ſohe⸗ von dem Prãſidenten verlangt 
wird, ſchriftlich eingeben. 

Aut. 39. Wenn keine Geſandtſchaft une das Wort begehrt‘, 
fo erklärt des Präfident die Berathung als gefchloffen. 
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Keine Geſandtſchaft darf darauf mehr das Wort valangen/ aus· 
genommen über die Stellung ‚der Fragen: 

Nach geſchloſſener Berathung ſtellt der Präfident die A⸗ 
Anträge und Fragen, über welche abgeſtimmt werden ſoll, mit Inbe⸗ 

griff der verſchiedenen Abänderungsanträge. 

Art. 40. Die Unterabänderungsanträge ſollen vor den Abän—⸗ 
derungsanträgen, und dieſe vor dem Hauptantrag. ins Mehr geſetzt 
werden. 

Wer einen Unterabãänderungsantrag annimmt, iſt darum. noch nicht 
gehalten, auch zum Abänderungsantrag zu — — eben ſo —— 
ſetzt die Annahme eines Wobubeungsantung die aa ar Mad 
Denatantroge voraus. 

Art. 44. De Berfanmlung ſteht der Entſcheid zu, wenn die 
vom Präſidenten angekündigte Stellung: der Fragen beſtritten wird, 
und jedenfalls kann zum Behuf der: Abftimmäng eine Geſandtſchaft 
verlangen, daß die Frage getheilt werde, wenn ſie immer theilbar iſt. 
Att. 42. Wenn Ordnungsmotionen gemacht werden, z. B. 2hı: 
träge auf Tagesordnung, Verſchiebung auf unbeſtimmte Zeit, Wer— 
ſchiebung auf beſtimmte Zeit, Ueberweiſung an eine. Kommiſſion, fo 
Fan nach Beſchaffenheit der Sache die Berathung entweder — 
chen oder fortgeſetzt werden. 

Jedenfalls seht aber. die, Abſtimmung über ſolcht Anträge derjeni⸗ 
nigen über den in Berathung liegenden Gegenſtand voran. 

Art. 43. Das Stimmgeben geſchieht durch Handaufheben; die 
Stimmen werden laut gezählt und in's Protokoll eingetragen 

Art. 44. Bei jeder Abſtimmung iſt das Gegenmehr aufzunehmen. 
- Art. 46. Zu einem gültigen Beſchluß if die Mehrheit von 
zwölf Stimmen erforderlich, . ſofern für dem in Beratung liegenden 
Gegenſtand der Bundeswertrag nich ausbrüdtic de größere Mehr⸗ 
heit vorſchreibt. 

Art. 46. Ergibt ſich dieſe reglementariſche Moehrheit nicht, ſo 
fällt das Verhandelte in den Abſchied, es wäre denn, daß während 
der Dauer der Tagſatzung weitere Inſtruktionen eingeholt würden, 
und eine verfaſſungsmäßige Mehrheit: erhalten‘ werden könnte. 

Art. 47. Ein Berathungsgegenftand bleibt auch alsdann noch 
bis. zur nächſten orbehtlichen Tagſatzung im Abfchied ; wenn auch ein 
reglementariſcher Befchluß-gefaßt.ift, fofern noch von einyelnen Ständen 
die. Ratififation, oder das offene ———— — oder das Referendum 
vorbehalten worden iſt. 

An der benannten nächften ordentlichen Tagſahung dir fält er aus 
dem Abſchied, die ⸗⸗ — mögen abgegeben worden 
- fein oder nicht. 
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Nah Berfluß des Jahres wird der Kanton, — unter Ratifi- 
kationsvorbehalt beigeſtimmt hat, aber weder vor, noch im Laufe der 
Tagſatzung fi weiter ausſpricht, zu den Zuſtimmenden gezählt. 

Vorbehalte der erwähnten Art ſind zum Behuf dieſer nadialgliihen 

Stimmenfommlung im Traftandenzirfular mitzutheilen: 

Art. 48. Die nachträglide Stimmenfammlung geſchieht unbefcya: 
det der Vollziehung des Befchloffenen. 

Art. 49. Zeder Kanton ift verpflichtet, über Bumdesfachen, d. 5. 
über Gegenftände,. die der Kompetenz der Tagſatzung nach Vorſchrift 
des Bundesvertrags unterftellt find, mitzuberathen und: mitzuftimmen. 

Art. 50. Für die getheilten Kantone trägt dee vorſitzende Ge: 
fandte das Standesvotum vor, fofern die Inftruftionen übereinſtimmen; 
wrnn dieſes nicht der Fall ift, bleibt einem Gefandten vom jeden Kan: 
tonstheil das Recht vorbehalten, fein Votum zu eröffnen und am der 
Diskuffion. Theil nehmen zu können ; ‚eben fo wenn eigene Angelegen: 
heiten eines getheiften Kantons in Erörterung fommen. 

Art. 51. Es ftimmt der norfigende Gefandte für einch getheilten 
Kanton ,. und zwar mit vollem Stimmrecht, wenn die beiden Kantons: 
theile übereinftimmen, Wollen fie aber abweidyend ſtimmen, fo haben 
fie im Gange der Abſtimmung am. derfelben keinen Theil zu nehmen, 
fondern erſt nach Beendigung derfelben ihre abweichenden Voten zu 
Protokoll zu erklären. 

Art, 52. : Das Stimmrecht ‚bei Wahlen wird von gefremmten 
Kantonen nur. dann, und zwar’ alsdann durd den vorfigenden Eher 
fandten ausgeübt , wenn die beiden Kantonstheile ſich über die Wahl 
ſelbſt vereinigen. 

Art. 58. Die ——— kann die ihr — Geſchäfte 
zur Vorberathung an Kommiſſionen weiſen. 

Art. 54. Die Tagſatzung beſtimmt die ‚Zahl * Mitglieder 
und. wählt fie in der. Regel felbii. Ausnahmsweiſe kann aber die 
Bezeichnung der Mitglieder dem Präfidenten. überlaffer werden, ſofern 
eine Gefandtfchaft hierfür einen ausdrücklichen Antrag ftellt und diefer 

von: feiner andern widerfprochen wird. 

Art. 55: Die Mitglieder einer ‚Kommifiion nehmen ihren Sitz in 
derſelben nach der Reihenfolge ihrer Erwählung. 

Das zuerſt ernannte beruft: die Kommiſſſon ein und führt in der: 
felben dem Vorſitz. 

Die Kommiſſion bezeichnet felbft ihren Berichterftatter. 

Ale Mitglieder unterzeichnen den Bericht. 

Art. 56. Jede Kommiffion ift befugt, von den Bundesbehörden 
diejenigen Alten, Mittheilungen und Grläuterungen zu verlangen, 
deren fie bedarf. 


—  - 


‚Sänfter Abfänitt. 
ri Wahlen. 


Yet. "57. Alle der Tagſatzung END Wahlen diene 
durch. geheime : Stimmgebung. 

Art. 58. Es können feine Wahlen vorgenommen werden, wenn 
fie nicht ſpãteſtens in der vorhergehenden Sitzung angekündigt worden ſind; 
ausgenommen find allein Dringlichkeitsfaͤlle und Kommiſſions wahlen. 

Art. 59.Für diejenigen Wahlen, Behufs welcher eidsgenöſſiſche 
Behörden das Vorſchlagsrecht haben, ſoll das Verzeichniß der Vorge— 
ſchlagenen wenigftens zwei Lage vor der — den Seſeindewaſten 
— werden. 

Geſandtſchaften, welche von dem Rechte Gebreuch machen wollen, 
Biefen Vorſchlägen eigene beizufügen, haben die gleiche Vorſchrift zu 
beobachten und ihre Vorſchläge ebenfalls wenigſtens einen Tag ‚vor der 
Wahl zur Kenntniß aller übrigen Geſandtſchaften zu bringen: :' 

Art. 60. Zu einer gültigen Wahl iſt die worone DR der 
anmwefenden Geſandtſchaften erforderiich. ' 

Wenn vaher) weiße oder. ungültige - Stimmzettel ’ abgegeben - werden, 

fo gilt: die abſolute Mehrheit der abgegebenen — nach a6 
zug der weißen: oder ungültigen, ale verbindfidh. 
- Het: 68. Mach: jeder Stimmgebung, die Fein ſchließliches Ergeb: 
niß herbeigeführt hat, fallen der oder die Kandidaten aus der Wahl, 
welche die wenigſten Stimmen, und zwar in gleicher Zahl, wenn ih⸗ 
ser, mehrere find ‚verhalten haben. Würde aber ein Kandidat das rela⸗ 
tive‘ Mehr, alle. übrigen dagegen die gleiche Stimmenzahl erhaften 
haben, fo ift durch eine eigene Stimmgebung auszumitteln, welcher 
von dert. letztern aus der Wahl fältı" Die Stimmzettel werden alsdann 

_ Rendideten mit Namemn — der aus Wahl fal⸗ 

len fol: J— 

Art. 62; Venhellen ſich in zwei auf einander folgenden Stimm: 
gebungen : die. Stimmen‘ gleichmäßig auf mehr als zwei Kandidaten, 
fo wird. das Loos demjenigen bezeichnen, der aus‘ der Mahl“falleni ſoll 

Art. 63. Bleiben nur zwei Kandidaten- im der’ Wahl, und’ erhals 
ten fie in zwei anf einander folgenden »Stimmgebüngen die gleiche 
Stimmenzahl, fo wird nach der‘ zweiten Stimmgebung kart Loos 
entſcheiden/ welcher won "beiden gewaͤhlt fein ſoll. 

Art. 64. Die im gegenwärtigen Abſchnitt enthaltenen Borfäl, 
ten gelten für alle Wahlen ar .—n. ki von der Tagſatzung 
gehe 
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Sehster Abſchnitt. 
Bittſchriften und Adreſſen. 


Art. 65. Alle an die Tagſatzung gerichteten Bittſchriſten und 
Adreſſen ſollen dem Präfidenten. zugeſtellt werden. 

Art. 66. In der erſten Sitzung nach dem Empfang einer Bitt: 
fchrift wird der Präfident diefen Empfang mit Angabe des Gegen: 
ſtandes, des Inhalts und der Anzahl der — der Ver⸗ 
ſammlung zur Kenntniß bringen. ⸗ 

Art. 67. Darüberhin ſoll die Verleſung des — Statt 
finden, wenn: fie von einer Gefandtfchaft gewünſcht wird. Diefe 
Berlefung gefchieht in der Regel. bei der Berathung des Gegenſtandes, 
in welchen die Bittfcheift oder die Adreffe — wenn ſolches 
überhaupt der Fall iſt. 

Bittſchriften und Adreſſen, welche nicht auf einen vor de Tag: 
fogung ſchwebenden Gegenſtand Bezug haben; follen, wenn fie einer 
Berathung wollen unterworfen — vorerſt auf der nn; 
angezeigt — 


— — ——— 
"Wlgemeim Beſtimmungen. 


| „At 68, Durch gegenwärtiges Reglement, find aufgehoben: *) 
der Tagſatzungsbeſchluß, betreffend die Form und Feierlichk eit 
bei Eröffnung der ordentlichen eidsgenöſſi chen Tagſahzung, vom 
A 25. Deumonat 1817 (Off. Samınl.,. Bd. I, &: 219.u. 220); 
.b. das Zagfagungsreglement vom 7. Seumonat 4818 (Bd. 1, 
„u. „6. 224. bie 226); 
ec... der reglementarifhe Beſchluß, betreffend das Verfahren Sei 
vorbehaltenen Ratifikationen, ‚vom .6, Heumonat 1819. (Bd. I 
©. 226 und 227); 
d. das Reglement, über das Verfahren bei Wahlen * — 
vom 26. Heumonat 1821 (Bd. IL, ©. 2); | 
e. der Zagſa dungodeſchlus über, die erforderliche, ‚Stimmenmehrheit 
bei Wahlen in — — ionen, vom 45. Mai 1833 
(38. II, S. 223,) 
Art. 69. Diefes Bene folk der offiziellen —— beige: 
rückt, aud in befondern Abdrüden- den Ständen mitgetheilt werden· 
(Neo. CLL, Bd. U, Heft 7 der off. Samml.) 





2) Diefe Delchlaſe find. bfbat in biefee Samt — (Aum. 
d. Herausg.) 
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XXXIX. 
Eidsgenöſſiſche Tagſatzungsabſchiede. 


A. Druck der Tagſatzungsabſchiede. ——— vom 
21. Bm 1820. 


4) Der Abſchied der — gemeineidsgenöſſiſchen —— 
gen fol, von 1820 an (dieſes Jahr mitinbegriffen), ſtatt der bie: 
her üblichen handfcheiftlichen Ausfertigung, in einer ausſchließend auf 
die Bedürfniffe der Regirrungeit betechneten, und ebem fo ausfchlie: 
Fend zu ihrem amtlichen Gebrauch dienenden, möglichft zu beſchran⸗ 
fenden Anzahl von Exemplaren gedruckt werden. “0 

2) Die fämmtlihen Löbl. Stände werden fidh ‚Über den Umfang 
ihres Bedürfniffes von Exemplaren beftimmt — Dane die Auf: 
Inge darnady feftgefegt werden: könne. 

.3) Sowohl "eigentliche —*— als unter die 
Beilagen aufgenommene Aktenſtücke von ganz geheimer Natur, welche 
als ſolche von der Tagſatzung oder dem Vorort bezeichnet ſind, jedoch 
aber vom Abſchied nicht weggelaſſen werden können, — ſollen nicht 
gedruckt, fondern in der eidsgenöſſiſchen Kanzlei ſelbſt, unter unmittel⸗ 
barer Aufficht ihrer Beamten, Popirt und auh nicht allen ge 
druckten Dupfifäten, fondern für jede Regierung nur einem, nämlid 
dem von der eidsgenöffifchen Kanzlei unterzeichneten und befiegelten 
Häupteremplar, als geſchriebene Beilage beigebunden werden. 

1) Die Beilagen des Abfchieds der ordentlichen Tagſatzungen, 
mögen wie bisher, nach dem Befinden des Vororts oder der eidsges 
nöffifhen Kanzlei, theils in Handſchrift, theils gedruckt, oder litho— 
graphirt, angeſchloſſen werden. Für die gedrudten aber, wird man 
fi zu Beförderung der Sache fo viel möglich anderer Drudereien als 
derjenigen bedienen, die das Hauptwerk unter der Preffe hat. 

5) Der Chef der mit dem Druck des Abſchieds zu beauftragenden 
Druderei, fol durch Veranſtaltung des Mororts in eidfiche Verpflich⸗ 
tung genommen werden, nur die vorgeſchriebene Zahl von Exemplaren 
zu drucken, und die volftändige Auflage, nebft allen dazu gehörigen 
Manufcript:, Korrektur: und Revifionsbogen, fo wie den allfälligen 
Zuſchuß, Ausſchuß, oder Defeft, — gewiffenhaft uͤnd pünktlich an 
die eidsgennöffifche Kanzlei einzuliefern. _ | 

6) Die Koften des Druds des Abſchieds und der Ausfertigung 
der Beilagen, fo wie der Buchbinderlohn u. f. f. werden vollſtändig 
zufammengezogen, nach Maßgabe der anverlangten Sremplare den 
Löbl. Ständen verrechnet, und von ihnen der eidsgenöffifchen Kanzlei 
vergütet. Die Zentralkaſſa übernimmt einzig den Betrag einiger Exem⸗ 
plare für eidsgenöffifche Kanzlei und Archiv. 
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7) Alle Löbl. Stände machen ſich verbindlich, ihre Exemplare 
als unveräuferliches Staatseigenthum auf die Inventur ihrer Kanzleien 
und Archive eintragen ‚ı und das ungefchmälerte Vorhandenſein derfel: 
ben, bei allfälligen Abänderungen der Kanzlei = und Archivbeamten 
genau erwahren zu laſſen. 

8) Auch die — * Beamten ſollen nicht befugt fein, ſich 
in den Privatbeſitz von Exemplaren zu ſetzen. Der eidsgenöſſiſchen 
Kanzlei wird für ein und allemal, in Kraft ihres Pflichteides, zur 
Richtſchnut gegeben, jedes über obige Beſtimmungen hinausgehende, 
mithin unbefugte Nachwerben um ſolche Mittheilungen, es mag von 
fremden. oder einheimiſchen Behörden oder Individuen cdemwen/ un⸗ 
— von dr DR zu wife. 


Note. Bufolge den hierauf gethanen, und einigen während der Tag. 
ſatzung von 1820 und 1824 erfolgten nachfräglichen Erflärungen , beftebet 
gegemivärtig: die Zahl und Vertheilung det Eremplare wie folgt : Zürich 3 
Eremplave:- Derm 4 Buzern 3. Uris. Schwyz ?. Obwalden 1. 
Nidwalden 1.. Glarus 3. Ang 2: Freiburg 2. Solothurn 3. 
Balel u Schaffbauien 2. Appenzell J. R. 2% Appenzell 
A. R. 2. St. Gallen 3. Graubünden 2. Aargau 8 Sher» 
gan 3. Teffin 2. Waadı 4. Wallis 2. Neuenburg 3. Genf 4. 
Eidsgenöffifhe Kanzlei und —— 3. — Buſammenzug: 
67 Exemplare. 


B. Regiſtratur der Tagſatzungsabſchiede ſeit 
1803. Beſchlüß vom 21. Juli 1820. 


1) Ueber die bereits beſtehenden Abſchiede von 1803 bis und mit 
1819 ſoil, durch Weranftältung der eidsgenoͤſſiſchen Kanzlei, ein voll⸗ 
ſtändiges Sachregiſter, nicht mit Nachweiſung der Seitenzahl (die 
in den verſchiedenen Abſchriften nicht allemal übereinſtimmt), ſondern mit 
Berufung auf die Paragraphzahlen, — . verfertigt, gedruckt und dem 
Löbl. Ständen mitgetheilt werden, 

2) Ein ſolches Regifter, mit Berufung jedoch auf die, bei nun⸗ 
mehr befchloffenem Druck in allen Exemplaren übereinftimmenden Seiten- 
zahlen, Fol Fünftighin je von fünf zu fünf Jahren um, über fünf 
Abfchiede zufammengenommen, verfertigt und als Fortſetzung geliefert 
werden, :(Meo. VIE, Bd. IE, Heft 1. der off. Sammt.) 





" RL 


Tagfagungsbefhluf, WEN, 
wodurch eine außeramtliche ueberſetzung der — 
abſchiede in die frauzöſiſche Sprache. —————— —— 


Vom 15. Heumonat 1835. 
(Siehe Offizielle Sammlung. Bd. U., Seite 6, bie 8. . 


1) Die eidsgenöſſiſche Kanzlei ſoll künftig eine gute, aber außer— 
amtliche Ueberſehung des Tagſatzungsabſchiedes in die franzöſiſche 
Sprache auf Kojten der Zentralkaffe in dem Sinne veranſtalten laſſen, 
daß das Tagfakungsprotofoll und das mit dem letztern übereinftimmende 
deutfche Original des Abſchiedes unter allen Umftänden bei eidsgenöffi- 
fhen Verhandlungen als ausfchlieflihes Authenticum gelten. 

2) Die auferamtliche Meberfegung des Abſchiedes indie franzöſiſche 
Sprache ift denjenigen Ständen, die dieſelbe von :der eidsgenöſſiſchen 
Kanzlei verlangen werden, und zwar in der von ihnen bezeichneten An: 
zahl von Sremplaren, fo bald ais möglich, ohne daß jedoch dig amt: 
liche Mittpeilung des DOriginalabfchiedes deßhalb im mindeften verzögett 
wird, gegen Exſatz der Druckkoſten zu übermitteln. Ä 

(Nero. CLVII. Bd. II., Heft 7 der offiz. Samml.) 


9, 


XLI. 
Befhiunß, 


berreffend 
die Entjchädigung eidögenöffifcher Kommiffionen, 
(Bom 40. Juli: 1817.) —F 
{. Bei eidsgenöſſiſchen Kommiſſtonen, die im Laufe des Jahres 
von der hohen Tagſatung außer ihrer Mitte verordnet, oder von dem 
Vorort einberufen werden, — erhält jedes Mitglied für jeden Tag des 


Aufenthalts am Vorort 16 Schweizetfranten, und. für jeden Reifetag 
9 Ftanken. 


*) Siehe vorſtehenden Beihluf Deo. XXXIX, bialer S 
Anm. des Herausg. 


— 465 — 


2. Die Mitglieder von Militär Kommiſſionen erhalten die gleiche 
Entſchädigung von 32 Schweizerfranfen für jeden Tag auf der Reife; 
für den Aufenthalt aber die Beſoldung nach ihrem Rang ohne Rationen, 
bingegen mitnBufag eines. Quartiergeldts von zwei Franken täglich. 
Für Offiziere vom Hauptmann abwärts, die mit ihrer Rangbefoldung 
nicht ausreichen könnten, wird indeffen ein Taggeld von 8 Schweizer: 
franfen als Betrag ihrer ganzen Entfdyädigung für den Aufenthalt feft: 
gelegt. 

3. Die Mitglieder, welche am Ort der Berfammlung wohnen, erhal- 
ten überhaupt die Hälfte der oben: feſtgeſetzten Taggelder, die Militärs 
m — und Rationen. 

Gno. VIII. Bd. J. de 3 Sammy 


XLH. 


Ertſchadiauus eidogenöſſiſcher Kommiffionen. 
Beſchluß vom 25. Auguft 1832, 


(Bert. Offiz. Sammi. BB. I. ©. 241 und 242.) 
"Siehe den vorſtehenden Beſchluß No. XL) 


Die eidsgenöffifhe Tagfagung, 

In Bervollftändigung, ihres. Beſchluſſes vom 10. Heumonat 4817, 
betreffend die Entſchaͤdigung eidsgenöſſiſcher Kommiſſi ionen, 

beſchließt: 

1) Jedes Mitglied einer im Laufe des Jahres von der Tagſatzung 
außer ihrer Mitte, verordneten. oder vom Vorort einberufenen -Rommif: 
ſion, fo. wie, ein jeder eidsgenöffifcher Repräfentant oder Kommiſſarius, 
erhält für jeden. Tag des Aufenthaltes am Orte ſeiner Beſtimmung ein 
Taggeld von ſechs zehn Schweizerfranken, ſo wie angemeſſene Vergütung 
allfälliger Kanzleibedürfniſſe. 

Für die Reiſetage bis zum Beſtimmungsort und von da zurück, iſt das 
Taggeld ebenfalls auf ſechs zehn Schweizerfranken feſtgeſetzt, und damit 
eine Vergütung der Auslagen fir das dießfaus gebrauchte Fuhrwerk 
verbunden. 

2 Befinden ſich im Gefolge eines eidsgenöſſiſchen Repräfentanten 
oder Kommiflarius Sefretäre, Weibel oder Bediente, fo bezieht ein 
Sekretär ein Taggeld von zwölf Schweizerftanten, ein Weibel oder 
Standeshedienfketer. einen: Tagelohn von fünf Franken vier Batzen, und 
ein. Bedienter einen ſolchen von vier Franken fünf Batzen. 
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‚3) Gidsgenäffifche Beauftragte und. Bedienftete, welche an den für 
ihre Geſchäfte angemiefenen Deten wohnen, erhalten überhaupt nur die 
Hälfte: des: angefegten Taggeldes oder: Lohnes. Ä 

(Nro. XCVI. 22. IH. ni 5.der offiz. Sant.) 


XLMI. 


Gleichmäßige Beglaubigung der Standesgeſandt⸗ 
ſchaften auf die eidsgenöſſiſche Tagſatzung. 
A. Dießfälliger Beſchluß vom 25. Heumonat 1834. 


1) Es follen alle an die Tagſatzung abzuordnenden Standesge: 
fandtfchaften mit gleihförmigen DBeglaubigungsaften verfehen werden, 
welche die Klare und ungweideutige Beſtimmung enthalten, daß den Er⸗ 
öffnungen dieſer Geſandtſchaften in jeder Beziehung. voller Glaube bei⸗ 
zumeſſen fei; 

2) befchränfte, der vorſtehenden Beſtimmung nicht entfprechende 
Kreditive follen demnach ‚künftig: nicht mehr, angenommen: werden. 





B: Formular der Kreditive der Standesgefandtfchaften auf 
die eidsgenöffifche Tagſatzung. 


Beſchluß vom- 30. Auguft, 1834: 


Die eids genöſſiſche Tagſatrung, 
in weiterer Entwickelung ihres Beſchluſſes vom 25. Heumonat 1834 
über die Gleichförmigkeit der den Standesgeſandtſchaften zut eidsge⸗ 
nöffifchen Tagſatzung zu ertheilenden Beglaubigungsſchreiben, 
beſchließt: 

4) Der Beglaubigungsakt der von: den. eidsgenäffi iſchen Ständen 
anı die ‚ordentliche Zagfahung abzufendenden Chrengefandtfchaften fol 
fünftig abgefaßt fein, wie folgt: 

Wir Präſident und Großer Rath (Landammann und Rath 
us f. iv.) des eidsgenöſſiſchen Standes N.M. . .. .. 

urkunden hiermit: 2 

Daß wir an! die laut Bundesvertrag Möntage dei" . Heil: 

monat 18.. in Zürich! (Bern, Luzern) zu eröffriende ordentliche 
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eidsgenöffifche Tagſatzung zu Geſandten erwählt haben die Tit. 


Herren u. ſ. w., u. ſ. w. 

Wir geben durch gegenwärtigen Akt die Verſicherung, daß 
allem, was die genannten Herren Geſandten des hieſigen Standes 
in. deſſen Namen amtlich vortragen werden, vollfommener. Glaube 
beizumeſſen ift, und empfehlen dieſe unſere Sefandtichaft ſowohl 
dem eidsgenöffifchen Vorort als den gefammten Standesabgeord- 
neten. zu wohliwollender Aufnahme. 


Gegeben in. unferer Werfammlung in N. N. » . + mel» 
- (Datum). -.- - - 
(Siegel.) (Unterfchriften.) 


2): Die, Beglaubigungsakten den Ehrerigefandtfchaften an auferor⸗ 
dentliche Tagſatzungen find: auf eine, im Bezug auf die eigentliche Be: 
glaubigung, wie Diefelbe vorfichend im dem zweiten Satz enthalten ifb, 
förmlich übereinftimmende Weiſe, abzufaffen. 


(Meo. CXAXIX. Bd. ., Hefti6 der offiz. Samml.) 





XLIV. 
Deffentlichkeit der Zagfagungöverbandlungen. 


A. Am 22. Ehriftmonat 4833 in Kraft eemaifener eidg» 
genöſſiſcher Beſchluß. 


1) Die — verordnet die Deffentlichfeit der — der 
oberſten Bundes behörde. 

2) Der eidsgenöſſiſche Worort wird eingeladen, beförderlich Anz 
träge ad’ instruendum an die Stärde gelangen zu laffen, wodurd 
eineefeits: der im erften Attikel ausgedrückte Grundfag auf das volle 
ftändigfte in Amvendung gebracht , anderfeits auch, die Sufäffigteit von 
geſchloſſenen Situngen feftgefegt und regulirt wird. 





B. Reglement über die Deffentlichkeit der Tagfakungs- 
verhandlungen. 


Beihluß vom 8. Heumonat 183%. 
Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 
um dem am 12. Weinmonat 1833 in Berathung gelegenen und am 
22. Chriſtmonat desfelben Jahrs in Kraft erwachſenen Tagſatzungs⸗ 
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befchluffe, ivodurd die Deffentlichkeit der Sigungen der oberften Bun: 
desbehörde angeordnet worden iſt, die zweckmäßigſte u zu 
geben Bo 

| befſchließt: 

4) Die Sitzungen der Tagſatzung find in der Regel öffentlich. 

2) Diejenigen Redaftoren Öffentlicher Blätter, welche ſich gegen 
den Präſidenten der Tagſatzung ſchriftlich verpflichten, die öffentlichen 
Verhandlungen dieſer Behörde, denen ſie entweder ſelbſt oder durch 
Stellvertreter beiwohnen, der Wahrheit gemäß bekannt zu machen, 
auch Berichtigungen weſentlicher Irrungen unentgeldlich in die Be— 
kanntmachung aufzunehmen und ſich hierin den Beſchlüſſen der Tag: 
fagung zu unterziehen, erhalten im Sigungsfaal einen eigenen Plaß. 
Für jedes Blatt darfınur eim.Medaftor. erfheinen. "Stellvertreter: wer⸗ 
dem’ einzig ‚zugelaffen ‚nachdem. fie: dem Panda angezeigt und von 
demfelben anerfannt worden find. 

3) Wenn. der Präfiderit der Tagſatzung, oder der eidgenöſſiſche 
Vorort, oder die Gefandtfchaft eines Standes auf eine Verhandlung bei 
gefchloffener Thür antragen, fo müffen die Rebaftoren, fo wie die Zus 
hörer, auf die Aufforderung des Präfidenten vorläufig abtreten. Die 
Frage: 06 Öffentliche oder gefchloffene Verhandlung Statt finden folle, — 
wird alsdann erörtert und entfchieden, und je nach * ai ig 
Beichluffe, das Weitere verfügt. : : 

Für eine foldhe Entfcheidung ift die abſolute mehrhei * anweſenden 
Kantonsgeſandtſchaften erforderlich. | 

4) In dem für die Zuhörer beftimmterr Raume werden nur fo viele 
Perfonen, als beguem Play. finden, zugelaffen. Kinder bleiben davon 
gänzlich ausgefchloffen. 

5) Die Zuhörer haben fi alles ſtörenden Geräufches und jeder 
Aeuferung von Beifall oder Mißbilligung iiber die ‚Werhandlungen zu. 
enthalten; auch ift innen verboten, im den Theil des Saales ſich zu bear 
ben, wo die Mitglieder der Tagſatzung ihre Sitze haben. | 

6) Der Präfident der. Togfapung kann, erforderlichen Falles, ‚zu 
Handhabung der Ruhe auf der Tribüne die angemeffenen Mittel an: 
ordnen, oder felbft die Tribüne räumen laffen. 


(Neo. CXL. Bd. II., Heft 6 der offiz. Samml.) 


XLV. 
Beſchlüfſe 
über die Kanzler: und die Staatsſchreiber⸗Stelle, und über 
die öfonomifchen Verhältnifie des eidsgenöſſiſchen Kauz⸗ 
leiweſens. 
A. 
(Vom 13. Juli 1818.) 


1. Der Kanzler und der Staatsſchreiber der Eidsgenoſſenſchaft 
dürfen micht aus dem gleichen Kanton erwählt werden. Bei ihrer 
Wahl fol die Parität der Religion fo viel als möglich beobachtet 
werden. 

2. Die Wahl foll vermittelft des ‚geheimen Skrutiniums und durch 
abfolute Mehrheit der Stimmen gefchehen. 

3. Die Befoldung des Kanzlers ift jährlich auf dreitaufend Schweis 
zerfranfen (und taufend Franken perfönlicher Zulage für den gegenwärtig 
im Amt ftehenden Kanzler) nebit einer anftändigen und befcheidenen 
Wohnung; die Befoldung des Staatsfchreibers auf zweitaufend fünf: 
hundert zwanzig Franfen, nebft der Wohnung auf dem gleihen Fuße; 
und für beide Beamte mit Inbegriff von Feurung und Licht, feftgefeht. 

h. In Rüdficht der Hauptabtheilung der Gefchäfte zwifchen diefen 
beiden Stellen, follen beide Beamte den Gikungen der Tagfagung 
beiwohnen und die Kanzlei verfehen; dem Kanzler vorzüglidy die diplo— 
matifche Korrefpondenz und die Verfertigung des Abfchieds, und beiden 
Beamten die Führung des Protokolls während der Tagfagung obliegen. 
Außer der Tagſatzung ift dem eidsgenöffifchen Vorort felbft vorbehalten, 
eine angemefjene Ginrihtung und Cintheilung ‚der Arbeiten zu machen. 
Der Kanzler und der Staatsfchreiber follen, jeder im feinem Fache, die 
Kontrafignatur bei den Ausfertigungen der Tagfakung und des Vororts 
haben. 


Eid des Kanzlers und des Staatsfhreibers. 


Ihr follt ſchwören, der geſammten Eidsgenoſſenſchaft und einem 
jeweiligen eidsgenöffifhen Vorort getreu, gehorfam und gewärtig zu 
fein; den Sitzungen der Tagſatzung fleißig beizumohnen, und ohne Er— 
laubniß des Präſidii aus denfelben nicht swegzubleiden; nah Maßgabe 
der im dem Reglement zivifchen der Kanzler: und Staatsfchreiber-Stelle 
enthaltenen Abtheilung der Gefchäfte, die Protokolle mit Genauigkeit, 
Deutlichfeit und Vollſtändigkeit, den ergangenen Beſchlüſſen gemäß, 
zu führen; die auszufertigende Korrefpondenz mit Fleiß und Treue zu 

Schweiz. Staatsr. Bd. I. di 


— 170 — 


beforgen; das gemeineidsgenöffifche Archiv beftens zu verwahren, und 
wenn ein Theil desfelben von einem Orte zum andern transportirt 
werden fol, zu begleiten und an dem folgenden Vorort forgfältig wies 
der einzurichten ; mit denw Staatsfiegel nichts zu befiegeln, ohne vorher= 
gegangenen Beſchluß der Tagſatzung, oder, nad deren Auflöfung , 
eines jeweiligen Wororts; über alle ein= oder ausgehenden Briefe, 
Akten und Befchlüffe ein genaues Verzeichniß und über alle Ausferti= 
gungen ein forgfältiges und vollftändiges Protofol zu führen, mit 
Euerer Unterfchrift diejenige des Prafidii zu fontrafigniren; Euch mit 
der beftimmten Befoldung zu begnügen, und feine Mieth noch Gaben 
zu nehmen; Alles anzuzeigen, was der gemeinen Cidsgenoffenfchaft 
nüßen, und zu verfchweigen, was ihre zum Nachtheile gereichen Fönnte ; 
Alles getreulich und ohne Gefährde, fo wahr Ihe bitter, daß Euch 
Gott helfe! 
B. 
(Vom 16. Juli 1816.) 


4. Die Amtsdauer der beiden Beamten der eidsgenöffifchen Staats: 
fanzlei fol, wie bisher, auf zwei Jahre feltgefegt fein. 

2. Es foll für dermalen der Staatsfchreiber nur für ein Jahr 
erwählt werden, damit die Fünftige Wiederbefegung der beiden Stellen 
nicht auf das gleiche Jahr falle. 

3. Die obbeftimmte Amtsdauer eines jeden der beiden Beamten 
nimmt immer mit dem 1. Jenner des zunächft auf feine Ernennung oder 
Wiedererwählung folgenden Jahrs ihren Anfang. 


G, 
(Vom 16. Juli 1817.) 


4. Die Befoldung des Kanzlers und des Staatsfchreibers, fo wie 
diejenige der bleibend amgeftellten Kanzliften; die Ertra:Kopiaturen für 
Arbeiten, die außer der Kanzlei, auf ihre Veranſtaltung, verfertigt 
werden; die Druckkoſten; die Poftkoften und Botenlöhne der Kanzlei 
oder eidsgenöffifcher Kommiffionen, und die Sefretariatskoften diefer 
letztern, — werden aus der Bundesfaffe beftritten. 

2, Der jeweilige Vorort übernimmt die Beforgung und Ueber: 
laffung einer angemeffenen Wohnung für den Kanzler und dem Staats: 
ſchreiber; die Einrichtung der Kanzlei in der Wohnung des erſtern; 
deren Abwart; die Herbeifhaffung von Feuer und’ Licht für die Kanz: 
fet fo wie für die Wohnung beider Beamter; desgleicyen die Beſtrei⸗ 
tung der DBedürfniffe an Schreibmaterialien für die Kanzlei und die 
eidsgenöffifchen Kommiffionen. Der jeweilige Vorort überläßt «ben 
fo die Sigungszimmer für Kommiffionen der Tagfagung oder andere 
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im Laufe des Jahres an dem Vorort fi ch verfammelnde eidsgenöffifche 
Kommiffionen. 

3. Die Transportkoften des eidsgenöffifchen Archivs, der Kanzlei: 
beamten und ihrer Familien, nebft den nothwendigſten Bedürfniffen, 
von einem Direftorial-Ranton zum andern, werden von dem Kanzler 
beftritten umd aus der Bundesfaffe vergütet. 

(Neo. VI. 3b. TI. der offiz. Sammf.) 


.— 


XLVI. 
Eidsgenöſſiſche Kanzlei: 


Regulativ über die freie Konfurrenz bei Befegung der 
Stellen des eidsgenöffifchen Kanzlerd und des eidöges 
nöffifchen Staatsfchreibers. 


Beſchluß vom 5. Heumonat 4831. 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 

An der Abficht, für die Beſetzung der beiden Stellen eines Kanzlers 
und eines Staatsfchreibers der Eidsgenoffenfchaft die freie Konkurrenz 
vollfommen zu fihern, verordnet, was folgt: 

1. Wird eine der beiden Kanzleiftellen der Cidsgenoffenfhaft durch 
Tod oder Beförderung oder eingereichtes Entlaſſungsgeſuch erledigt, 
fo hat die vorörtlidye Behörde hiervon unverzüglich fämmtlihen Stan: 
desregierungen Anzeige zu machen. 

2. Die Wiederbefegung der Stelle foll auf der nächften ordentlichen 
oder außerordentlichen Tagfakung,, in feinem Fall jedocd vor Abfluß von 
ſechs Wochen, vom Datum der vorörtlichen Anzeige an gerechnet, erfolgen. 

3. Die Standesregierungen werden diejenigen Perfonen in oder 
außer ihrem Kanton, welche fie zur Bekleidung der zu befegenden 
Stelle geeignet erachten, und von denen vorauszufeßen ift, daß fie 
einen allfälligen Ruf annehmen werden, der vorörtlichen Behörde mit 
Beförderung anzeigen. 

4. Außerdem ift jedem Schweizerbürger ‚ welcher fi zu Beklei⸗ 
dung einer foldyen Stelle geeignet glaubt, feeigeftellt, ſich auch ohne 
Dazmwifchenkunft einee Standesregierung bei der vorörtlichen Behörde, 
zu Handen der Tagſatzung, für die Wahl anzumelden. 

5. Bon fämmtlihen an fie gelangten Anzeigen und Anmeldun⸗ 
gen wird die worörtliche Behörde den Standesregierungen zum Behuf 
der Inſtruktion einfach Kenntniß geben. 


—— 


6. Vorläufige Meldungen, ſei es für die Kanzler: oder die Staats— 
fchreiberftele, für den Fall einer von der vorörtlichen Behörde noch 
nicht (nach Art. 1) angefündigten Erledigung, find unzuläfig. 

7. Für die periodifchen Wahlen, welche nach Verfluß der Amts: 
dauer eines Kanzleibeamten eintreten, fönnen Anzeigen der. Standes: 
regierungen und Anmeldungen auf die in den Art. 3 und 4 bezeichnete 
Weiſe gleichfalls Statt finden; jedoch follen diefelben vor Erlaffung 
des Zraftandenzirfulars erfolgen. 

(Nero. XCV. Bd. II. Heft 5 der offiz. Samnıl.) 


XLVII. 


Beſchluß 


über die Niederlegung der ſchiedsrichterlichen Urtheile in 
das eidsgenöſſiſche Archiv. 


(Bom 26. Heumonat 1820.) 


Diejenigen fchiedsrichterlichen Urtheile, welche in Fällen, von denen 
die hohe Tagfakung amtlidye Kenntniffe erhalten hat, oder die von ihr 
an das eidsgenöffifhe Recht gewiefen find, — nad dem fünften Arti: 
fel des Bundesvertrags ausgefprochen werden, follen in das eidsgenöf: 
fiihe Archiv niedergelegt und dafelbft nad und nach in eine Samm⸗ 
lung vereinigt werden. 

(Neo. VIII. 38. II. Heft 1 der offiz. Samml.) 


— 


XLVII. 


Eidsgenöſſiſches Siegel. 
Verhandlung vom 4. Juli 1845. 


Anftatt des bisher geführten, auf die neuen Bundesverhältniffe 
nicht mehr paffenden eidsgenöffiihen Siegels, ift ein neues, den jetzi⸗ 
gen Verein von Kantonen bezeichnendes Siegel, nad dem der Hohen 
Togfagung unterm 4. Juli 1815 vorgelegten Entwurf verfertigt, und 
zum erſten Mal für die Befieglung der Bundesafte bei deren Beſchwö⸗— 
rung (7. Auguft 1815) gebraucht worden. Dasfelbe enthält in der 
Mitte den Cidsgenöffifchen rothen Schild mit dem weißen Kreuze als 


=: 493: 


gemeineidsgenöffifches Wappenzeihen. Ringsherum eine zirfelförmige , 
einfache gotbifbe Werzierung. Außer Dderfelben die Lmfchrift : 
SCHWEIZERISCHE EIDGENOSSENSCHAFT mit. der Jahr: 
zahl MDECEXV. In einem äußern Ring alle zwei und zwanzig Ran: 
tonswappen in runden Feldern, mac, ihrer Eidsgenöſſiſchen Ordnung. 
Das Ganze mit einem einfahen Siegelfranze von untergefchobenen Mei: 
nen Blättern gefchloffen. (Nro. V. Bd. 2 Heft 1 der offiz. ©.) 


XLIX. 


Tagſatzungsébeſchluß 


über die Art und Weiſe des Nücktrittes eines Kantons 
von einem einmal eingegangenen Konkordate. 


Dom 25. Heumonat 1836. 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 
nachdem fie fidy über die Bedingungen , unter welchen es einem eids⸗ 
genöffifhen Stande geftattet fein foll, von einem mit feinen Mitftän: 
den gefchloffenen Konkordate zurückzutreten, forgfältig berathen hat, 
beſchließt: 

1. Wenn ein Stand von einem dermalen beſtehenden oder künftig 
abzuſchließenden eidsgenöſſiſchen Konkordate, d. h. einem ſolchen Kon- 
kordate, welches die Mehrheit der eidsgenöſſiſchen Stände im Schooße 
der Tagſatzung unter ſich abgeſchloſſen hat, oder abſchließen wird, zu⸗ 
rücktreten will, fo kann es auf folgende Weiſe geſchehen: 

a. Derjenige Stand, welcher austreten will, ſoll ſeinen motivirten 
Entſchluß den im Konkor date befindlichen Mitſtänden anzeigen. 

b. Dieſe werden in Folge einer ſolchen Anzeige ſich berathen, ob 
ſie den Austritt ohne weiteres geſtatten wollen oder nicht, und 
im bejahenden Falle, ob das Konkordat unter den übrigbleiben⸗ 
den ferner fortdauern ſoll oder nicht. Die Mehrheit der Stim— 
men der fonfordirenden Stände gibt den Ausfchlag. 

c. Wird von dee Mehrheit dem den Austeitt verlangenden. Stande 
derfelbe verweigert, fo fann er an die Tagſatzung gelangen, 
welche fodann entfcheidet, ob ihm unter den obwaltenden Um— 
ftänden der Austritt von den Mitfonkordivenden geftattet werden 
müſſe oder nicht. 

d. Wenn die Mehrheit der Fonfordirenden Stände den Austritt bewil⸗ 
ligt , eine Minderheit aber fich hierdurch in ihren materiellen Ins 
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tereffen benachtheiligt glaubt, fo kann fie den austretenden Stand 
um Schadloshaltung vor dem eidsgenäffifchen Rechte belangen. 
e) Hat die Tagſatzung bei. der eingetretenen Weigerung einer Mehr: 
heit von konkordirenden Ständen den Rücktritt von einem Kon— 
Bordat einem oder-mehreren Kantonen geftattet, fo haben die übri- 
gen konkordirenden Stände , welche ſich durch einen folchen NRüd- 
tritt in ihren materiellen Intereſſen benachtheiligt glauben, das 
Recht, den austretenden Stand oder die austretenden Stände 
vor dem eidsgenöffiihen Recht um Schadloshaltung zu belangen. 
2) DBetreffend befondere Konfordate, welche nicht von der Mehr 
heit der eidsgenöffifchen Stände im Schoofe der Tagſatzung, fondern 
nur zwiſchen einzelnen Kantonen abgefchloffen wurden, fo entfcheidet 
über allfällige, zwifchen den Fonkordirenden Kantonen ſich erhebende 
Anftände das eidsgenöffifhe Recht: (Nro. CLII. 3d. 2. Heft 7 der 
offiz. Samml.) 


II. Ueber die eidsgenössischen Archive. 





9 
Beſchlüſſe, 


betreffend 


die Archive der vormaligen helvetiſchen Regierung und der 
ſchweizeriſchen Eidogenoſſenſchaft. 
A. 
Vom 6. Auguſt 1803, beſtätigt den 13. Juli 1818) | 


Die Archive der vormaligen Helvetifchen Regierung , nämlich die der 
Geſetzgebung, der vollziehenden Gewalt, der verfchiedenen Minifterien, 
des National-Schagamts und des oberfien Gerichtshofes, ſtehen unter 
der Oberaufficht des Direftorialtantons. 

2. Die. befondere Aufficht dieſer Archive iſt der Kanzlei der Tag: 
fahung anvertraut, welche der Tagfagung für die forgfältige Erhal- 
tung der fich worfindenden Schriften verantwortlich iſt. Won den fi) 
vorfindenden Alten foll unter feinem Vorwand irgend etwas vernichtet 
werden. 


3. Sämmtlihen Regierungen der Schweiz ift der Gebrauch diefer 
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Archive gefichert; wenn denfelden einige Abfchriften erforderlich find, 
fo wird die Kanzlei diefelben, gegen Grftattung der Schreibgebühr, 
erteilen. 

4. Driginal:Aftenitüde, welche einem Kanton durchaus erforderlich 
find, mögen, auf erhaltene Bewilligung :des Vororts, dem betreffen: 
den Kanton auf eine durch die Bewilligung zu sefimmende Zeit gegen 
Empfangſcheine übergeben werden. 


B. 
(Vom 16. Juni 18504, beflätigt den 13. Juli 1818.) 


1. Das helvetifhe Centralarchiv, welches in Bern auf Koften der 
Kantonsregierung zufammengebracht worden ift, foll ferner da bleiben. 

2. Derjenige Theil des nmeuzeidsgenöffifchen allgemeinen Archivs, 
welcher dem Direktorat nicht folgen kann, fol mit dem helvetifchen 
Archiv vereinigt werden. 

. 3. In Betreff des alten eidsgenöffifhen Archivs, fo hauptfächlich 
zu Zürih, und theilweife zu Luzern, Solothurn, Baden (jekt Aarau) 
und Frauenfeld liegt, — befchlieft die Tagfagung , dasfelbe der Sorg: 
folt der betreffenden Stände noch ferner zu überlaffen; wobei aber feſt— 
geſetzt wird, daß gedachtes Archiv jedem Kanton immer offen bleiben, 
und ihm die Befugniß zuftehen folle, ſich Auszüge daraus auf eigene 
Koften zu verfchaffen. 


C. 
(Vom 22. Juni 1805, beſtätigt den 13. Juli 1318.) 


a. Aufſtellung eines gemeineidsgenöſſiſchen Archivars. 


1. Es wird ein beſonderer Archivar aufgeſtellt, dem die Pflicht 
obliegt, das helvetiſche Central- und das allgemeine bundesgenöſſiſche 
Archiv zu ordnen und zu beſorgen. 

2. Die Ernennung dieſes Beamten kommt der Tagfahung zu, und 
geſchieht durch geheimes abſolutes Stimmenmehr. 

3. Die Wahl ſelbſt iſt jedoch nur für zwei Jahre gültig, und ſoll 
nah Verfluß dieſes Zeitraums, wenn anders dannzumal die fort: 
dauer der Stelle nothwendig erachtet wird , von Neuem vorgenom: 
men tverden. 

4. Der ernannte gemeineidsgenöffifche Archivarius tritt feine Stelle 
jedesmal mit dem 1. Auguft an. 

5. Die Tagfakung von 1806 wird diefe Stelle für die zwei folgen- 
den Jahre 41807 und 1808 zuerſt beſetzen. 


b. Befugniffe und Pflichten cines gemeineidsgenöſſi— 
fhen Archivars. 


6. Der gemeineidsgenöffifche Archivar ſteht unter der direften Auf: 
fiht des Kanzlers der Gidsgenoffenfchaft. 

7. Mebſt dem, feiner eigentlichen Beforgung und WBerwaltung an: 
vertrauten, in einem einzigen Gebäude vereinigten Archiv zu Bern, 
hat er auch den Zutritt zu den ältern allgemeinen Archiven in Zürich, 
Luzern, Solothurn, Baden (jekt Aarau) und Frauenfeld, welche der 
Sorgfalt der betreffenden Kantonsregierungen überlaffen find, und ihm 
jederzeit offen ſtehen follen. 

8. In Betreff des Archivs zu Bern, fo wird er für deffen Gr: 
haltung beftens beforgt fein, nichts davon vernichten oder zu Grunde 
gehen Saffen, fondern vielmehr felbiges fo viel möglidy vervolltändigen, 
reinlich halten, und, wenn foldyes irgend einer von der Beſchaffenheit 
des Lokals oder von mangelhaften Cinrichtungen herrührenden Beſchä— 
digung ausgefeßt fein würde, um Remedur und Hülfe bei der Kan: 
tonsregierung , oder bei dem Vororte nachſuchen. 

9. Da der Gebraud) des gemeineidsgenöffifchen Archivs ſämmtlichen 
Kantonsregierungen zugeficyert iſt, fo liegt «8 in der Obliegenheit des 
Arhivars, alle daherige Aufträge und Korrefpondenz, die ſowohl durch 
den Vorort und die eidsgenoflifche Kanzlei, als auch jene, die, be: 
fonders in minder wichtigen Fällen, unmittelbar durch die Kantons: 
tegierungen und ihre Kanzleien an ihn gelangen werden, zu empfan: 
gen und zu vollziehen. 

10. Originalaftenftüde, welche das eidsgenöſſiſche Gemeinweſen bes 
treffen, und als ein eigener Theil des Staatsarchivs anzufehen find, 
darf er nur mit Bewilligung des Dororts und bloß auf beitimmte 
‚Zeit gegen Empfangſchein verabfolgen laffen, und muß über ihre Rüd: 
gabe forgfältig wachen. 

11. Auszüge oder Abfchriften, wenn fie nur Privatperfonen betref: 
fen, können denfelben unter erforderlicher Vorſicht, ohne anders zuge: 
fertigt werden. Original: Aftenftüde, welche das ermwiefene Gigenthum 
von Partifularen find, darf auch der Archivar dem Gigenthümer zu: 
rückerſtatten; bei allfälligen ‚Zweifeln aber fol der Archivar den Rath 
der eidsgenöflifchen Kanzlei oder- den Befehl des Vororts einholen. 


Die ordentlihen Arbeiten des Archivars find: 


12. Die fortzufegende Anordnung und Vervollkemmnung des ge: 
meineidsgenöffifchen Archivs; die Uebernahme der am Schluſſe des 
Jahrs an ihn abzuliefernden ältern Schriften der Tagſatzung und des 
Vororts, die von dem hHelvetifchen Gentralarhiv durchaus abgefondert 
gehalten werden müffen; die Abfaffung und Fortfegung der erforder: 
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lihen Repertorien und Regifter, die auszufertigenden Abfchriften und 
Derichte, die er mit. dem Datum der Ausfertigung und feiner Unter: 
feheift verfehen fol; die vorhin gemeldete Korrefpondenz unter behöri- 
ger Kontrolle. | 

13. Ueber die Eineichtung und Anordnung des neuen gemeineids- 
genöffifchen Archivs wird er mit Beförderung einen ausführlichen Plan 
ausarbeiten, und felbigen der Prüfung der Bundesbehörde unterlegen. 

44. Er ift ferner gehalten, dem Vorort, fo oft es derfelbe zu ver: 
langen für nmothwendig erachten wird, einen Bericht über den Gang 
feiner Arbeiten und den Zuftand der Archive zu ertheilen, und alljähr— 
li der Tagfagung einen Öeneralrapport über die Beſchaffenheit der- 
felben vorzulegen. 


Außerordentliche Arbeiten mit befonderer Hinfiht auf 
das helvetifche Gentralardiv. 


15. Bei der Einrichtung des helvetifchen Archivs ſoll befonders 
darauf. Rüdficht genommen werden, daß die eigentlichen Originalur: 
funden und Dokumente, defgleichen die Pläne und Verzeichniſſe, ein: 
zelnen Kantonen zugehörend, fo in den verfchiedenen Büreaux der helve: 
tifchen Regierung zurücdgeblicben find, und, dem Föderalbeftand un: 
befchadet, von dem Hauptarchiv getrennt werden können, endlic die: 
jenigen Schriften, welche fih auf wirflid hängende Gefchäfte bezie— 
ben, — den betreffenden Kantonsregierungen auf ihe Anfuchen hin 
mit möglichiter Beförderung zurüderftattet werden. 

16. Daneben wird er fi) mit der Verfertigung eines Inder oder 
Klaffififations-Regifters über das ganze helvetifche Gentralarchiv be: 
fhäftigen, und dafür forgen, daß ſämmtlichen Kantonen eine Ab: 
fchrift desfelben zu Handen geitellt werde. Diefer Inder muß näm— 
lich eine fummarifche Ueberficht der verfchiedenen Zweige des helveti— 
ſchen Sentralarchivs enthalten, und die Unterabtheilungen eines jeden 
einzelnen derfelben bezeichnen, um vermittelt deffen den Kantonsregie: 
rungen das Auffinden der etiva zu ihrem befondern Gebrauche dien- 
lichen Schriften einigermaßen zu erfeichtern. 

ec. Befoldung des Archivars. 

17. Der Gehalt des gemeineidsgenöffifchen Archivars beſteht jähr: 
ih in 640 Franken, die ihm jedesmal auf den 1. Auguftmonat von 
der eidsgenöffiihen Kanzlei ausbezahlt werden. 

18. DBefondere Auslagen für Heizung, Transporte, Buchbinder , 
Schreibmaterialien und Reparationen, werden ihm bei Bezahlung des 
Gehalts noch beionders vergütet, außer diefen aber Feine andern Arti— 
Set, weder für Abwart, noch Gehülfen u. dgl. ohne befondern Auf: 
trag zugelaffen werden. 
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49. Für die verfertigten Abfchriften hat er ſowohl von den Kan 
tons: Kanzleien als von den Partifularen, für jede Foliofeite 2 Batzen 
zu-beziehen; wodurch aber auch die Schreibmaterialien u. f. w. ver: 
gütet werden. 

20. Gr ift verbunden, dafür zu forgen, daß alle dergleichen Ab⸗ 
ſchriften reinlich, fehlerfrei und deutlich ausgefertigt werden. 

21. Endli hat er für das Nachfuchen für Partifularen, wenn 
feine Abfchriften verlangt werden, 6 Basen, und zwar mit Inbegriff 
des Zeugniffes über die von ihm vorgenommene Nachſchlagung, für 
feine Bemühung zu fordern. 


d. Eid des gemeineidsgenöffifhen Archivars. 


22. Der gemeineidsgenöffifche Archivar legt folgenden Eid ab: 
„Ich ſchwöre gemeiner fchweizerifcher Gidsgenoffenfhaft, und dem 
„jeweiligen Wororte Treue uud Wahrheit zu leiſten; ihren Nußen zu 
„fördern und Schaden zu wenden; Alles zu verfchtweigen, was zu 
„verſchweigen geboten wird; die mir von daher zufommenden Aufträge 
„nah beftem Wiſſen und Gewiffen zu erfüllen; aus den mir anver: 
„trauten Archiven Feinerlei Schriften und Dofumente zu veräußern, 
„no zu entfremden; und mich jederzeit genau an meine Inſtruktion 
„zu halten.‘ 


D. 
(Bom 19. Juli 1819.) 


Es fol alle zwei Jahre, nach jedesmaliger Wiederernennung des 
eidsgenöffifhen Archiv: Berwalters, von demfelben, zu Handen gefamm: 
ter Gidsgenoffenfchaft, der Eid getreuer Erfüllung feiner Pflichten ge— 
feiftet werden. Diefe Beeidigung kann aber, wenn. bei der neuen 
Mahl Feine Abänderung der Perſon Statt findet, in Bern felbit, wo 
das eidsgenöffifche Archiv aufbewahrt wird, durch den Präfidenten der 
dortigen hohen Standesregierung, in Folge Anfuchens und mittelft 
Delegation des Vororts, geſchehen. (Mro. VII. Bd. I. der off. ©.) 


LI. 


Tagſatzungebeſchluß, 


welcher die an eidsgenöſſiſche Beamten und Kommiſſarien 
gelaugenden Alten ald Eigenthum der Eidsgenofienfchaft 
erklärt, und die daherige Vervollitändigung des eido⸗ 
genöfftfchen Archives anordnet, 


Dom 25. Deumonat 1835. 
(Siehe Offizielle Sammlung Bd. I, Seite 234 bis 241.) 
(Siebe den vorftebenden Beſchluß Nro. L.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 
auf den empfangenen Bericht, daß das eidsgenöffiiche Archiv verfchie: 
dene Züden, namentlih in Beziehung auf foldye Akten enthalte ,-welche 
an einzelne eidsgenöffifche Beamten oder Kommiffarien amtlich gerichtet 
worden find, 
beſchließt: 

1. Alle an irgend welche eidsgenöſſiſchen Behörden, fo wie an 
irgend welche eidsgenöffifchen Beamten oder Beauftragten gerichteten 
amtlihen Akten find Gigenthum der Gidsgenoffenfchaft, und follen 
durh Dazwifchenfunft der eidsgenöffifchen Kanzlei im das eidsgenöffi: 
fhe Archiv niedergelegt werden. 

2. Von der vorfichenden Beftimmung find ausfchließlid) ausge: 
nommen die von der vorgefeßten eidsgenöffifchen Behörde an die der: 
felben unterftellten Beamten oder Beauftragten erlaffenen Befehle, welche 
den Betreffenden zu ihrer Rechtfertigung zu belaffen find. 

3. Der eidsgenöffifche Vorort ift angewiefen, den gegenwärtigen 
Beſchluß nicht nur für die Zukunft genau zu vollziehen, fondern auch 
die wirklich mangelnden Alten, wenn immer möglih, zu Handen des 
eidsgenöffifchen Archives beizubringen. (Neo. CLV. Bd. 2, Heft 7 
der offiz. Summl.) 


LI. 


Inventar des eidögenöfjifchen Archives. 


Gin ſolches Inventar, den ‚Zeitraum vom Mär; 1803 bis Ende 
Jahres 1832 im Allgemeinen umfaffend, wurde durch die eidsgenöffl: 
fe Kanzlei im Jahr 1836 gefertigt und befindet fi) dem Abſchied 
der ordentlihen Tagfagung des Jahres 1836 als Beilage Lit. D. beis 
gefügt. (Nero. CLVI. Bd. 2. Heft 7 der offiz. Samml.) 
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IIT. Ueber die eidsgenössischen Titulaturen. 


LIII. 


Beſchluß über Titulaturen und Formen der eidsge⸗ 
nöſſiſchen Korreſpondenz. 


(Bom 3. Juli 1821.) 
l. Im inneren Verhältniß. 


a. Tagfakung. 

Ihr vollftändiger Titel ift: 

Die Tagfakung der XXII eidsgenöffifhen Stände der 

Schweiz; 

fonft kürzer: 
Die eidsgenöffifhe Tagfakung, oder: die fhweizerifche 

Tagfagung. 

Diefen Titel nimmt die Tagfakung in allen von ihr ausgehenden 
Akten an, und derfelbe wird ihr hinmwieder in allen an fic gerichteten 
Zufchriften gegeben. Im Innern der Schweiz, wenn einzelne Stände, 
Behörden oder Partifularen fih an die Tagfagung wenden, wird das 
Prädifat: Hohe, beigefügt, alfo: am die Hohe eidsgenöffifche 
(oder ſchweizeriſche) Tagfakung. 

Beim Anfang und im Kontert: Hohmohlgeborne Hochge— 
achtete Herren. 

b. Borort. 
Von den Ständen gegen den Vorort. 

Meberfihrift: An den eidsgenöffifchen Vorort: 
Bürgermeifter und Rath (Staatsrath) des Standes 
Zürich. Schultheiß und Rath (geheimer Rath; 
Staatsrath) der Stadt und Republif Bern (Luzern), 
unfere getreue, liebe Eids- und Bundesgenoffen. 

Heim Anfang und im Kontert: 

Hohgeahtete Herren, getreue, liebe Eidsgenoffen. 
Bon dem Vorort gegen die Stände: 

An die hochgeachteten Herren: 

Bürgermeifter und Rath, SchultHeiß und Rath, 

Landammann und Rath ꝛc. des eidsgenöffifhen . Standes 

N. N., unfere getreue, liebe, Eids: und Bundes: 

genoffen. 
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Beim Anfang und im Kontert: 
Hochgeachtete Herren, getreue, liebe Eidsgenoffen. 
e. Unter den Ständen wird die einfache Zitulatur: Getreue, liebe 
Eidsgenoffen, beibehalten. 
d. Eidsgenöffifhes Präfidium. 

Der Präfident der Tagfakung und des — erhält in Schrei: 
ben und Anreden den Titel: Erzellenz, alfe: An Se. Erzel: 
lenz den Präfidenten der eidsgenöffifchen (oder ſchwei— 
zerifhen) Tagfak ung (des eidsgenöffifhen Bororts);— 
welchen Titel auch diejenigen Magiftratsperfonen beibehalten, welche 
mit der Würde des eidsgenöffifchen Vorſitzes befleidet gewefen find. 

e. Häupter und Mitglieder der Standesregierungen. 

Dem Standeshaupt eines Kantons gebührt im der eidsgenöffifchen 
Korrefpondenz der Titel: Hochwohlgeborner, Hochgeachteter 
Herr; im Kontert: Euer Hohwohlgeboren. 

Dem Mitglied einer obern Regierungsbehörde : 
Hochgeachteter Herr. 
f. Form der eidsgendffifhen Korrefpondenz. 

Für die Korrefpondenz der eidsgenöffifchen Stände gegen den Vor: 
ort, fo wie des Mororts gegen die eidsgenöffifchen Stände, und die: 
fer letztern gegen einander, wird im deutfchen Briefwechſel, nach alt: 
eidsgenöffifcher Sitte, der Gebrauch der zweiten Perfon der Mehrzahl, 
alfo: Ihr, Euch und Euer, wieder allgemein, und fo auch am 
Ende des Schreibens, die Empfehlung in den göttlihen Macht— 
fhuß, ohne weitere Kurialien, gleichförmig in Uebung gebracht. 

Die von den Ständen an eidsgenöffifche Behörden gerichteten Zus 
fcheiften und - Aften follen mit der Unterfchrift eines — Präft: 
denten und des erften Kanzleibeamten verfehen fein. 

g. Militärbehörden. 

An die eidsgenöffifche Militäraufſichtsbehörde wird 
gefchrieben unter dem Titel: Sr. Hohmohlgeboren dem Herrn 
Präfidenten und den Hochgeachteten Herren Mitglie: 
dern der eidsgenöffifhen Militärauffichtsbehörde. 

Bei einem eidsgenöffifhen Militärauszug erhält der Oberbe: 
fehlshaber den Titel: Erzellenz. 

Der zweite Befehlshaber wird General genannt, und ihm 
gebührt fo wie dem Chef des Generalftabs, dem Oberftquar: 
tiermeifter, dem Dberftinfpeftor der Artillerie und dem 
Obderfifriegstommiffär, der Titel: Hochwohlgeboren. 

Sonft wird in der eidsgendffifchen Korrefpondenz gegen diefe höhern 
Mititärbepörden, und die eidsgenöffifhen Oberften, vor der 
Bezeichnung ihres Militärcharafters nur Here gefept, alfo: Herr 
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eidsgenöffifher Oberfiquartiermeifter, Herr eidsgenöf: 
fifher Oberft u. f. w. 


1. Im äußern Verhältniß. 


a. Den bei der Eidsgenoffenfchaft affreditirten Botfhaftern (Am- 
bassadeurs), außerordentlihben ©efandten (Envoyes 
extraordinaires), und bevollmädtigten Miniftern (Mi- 
nistres plenipotentiaires) gebührt der Titel: Exzellenz. 

Den diplomatifchen Agenten mindern Rangs, nämlid Miniiter: 
refidenten und Gefhäftsträgern, der Titel: Hohmwopl: 
geboren. 

b. In Anfehung der Mächte, mit welchen die Eidsgenoffenfchaft 
freundfchaftlidhe Werhäftniffe unterhält, und der Gefandten der: 
felben, welche in der Eidsgenoffenfchaft refidiren , ſoll die eids: 
genöffifhe Kanzlei die von den vordrtlichen Behörden geübte Titus 
latur den Standesfanzleien mittheilen, 

c. Damit endlich die diplomatifhen Agenten der Cidsgenoffenfchaft 
an fremden Höfen, gleidy denen anderer Staaten betrachtet wer: 
den, erhalten diefelben in der eidsgenöffiihen Korrefpondenz den: 
jenigen Titel, auf welchen fie, je nach dem. ihnen breigelegten 
diplomatifchen Charakter, an dem Ort ihrer Sendung Anſpruch 
machen fönnen, (Meo. VII. Bd. 2 Heft 1 der offiz. Samml.) 


LIV. 


Tagſatzungsbeſchluß über die ZTitulaturen und For: 
men der eidögenöffifchen Korreſpondenz. 


Dom 19. Heumonat 1836. 
(Siebe Offiziele Sammlung Bd. II, Seite 4 bis 6.) 


(Siehe den vorfiehenden Beihlug Neo. LI.) 


Sämmtliche eidsgenöffifhe Stände werden eingeladen, in ihrer 
amtlichen Korrefpondenz untereinander, wie mit eidsgenöffifchen Behör⸗ 
den, künftighin nur die Benennung „Kanton“ zu BER 
(Neo. CLIII. Bd. 2 Heft 7 der offiz. Samml.) 
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LV. 
Tagſatzungsbeſchluß, 
betreffend 
die amtliche Anzeige der Standesfarben. 
Vom 3. Auguft 1835. 


Sämmtliche eidsgenöffifhe Stände werden eingeladen, ihre Stan: 
desfarben,, fo wie eine allfällige fpätere Abänderung derfelben, dem eids— 
genöffifchen Vorort zu Handen der Militärauffichtsbehörde zur Kenntnif 
zu bringen, damit fich die letztere fünftig an die dießfalls. gemachten 
Angaben mafigebend halten könne. 

(Neo. CLIV. 38.11. Heft 7 der offiz. Samml.) 


IV. Ueber Gandelskonsulate, 





LVI. 
Beſchlüſſe, 


betreffend 
die ſchweizeriſchen Handelskonſulate im Auslande. 


A. 


(Bom 3. Auguſt 1816.) 

4. Die eidsgenöffifche Tagſatzung erkennt den Grundſatz, daf 
fchweizerifche Handels: Konfuln im Austande, und zwar in den Staaten 
und Handelsftädten ernannt werden, in denen Schweizer als Kaufleute 
etablirt find. Da, wo es die Ausdehnung des angewiefenen Wirfungs: 
freifes oder ganz befondere Verhältniffe erfordern, mag der Titel Gene: 
ral⸗Konſul bewilligt werden. 

2. Es liegt den Hamdelsfonfuln 06, den im Kreis des Konfulats 
ſich aufhaltenden Schweizern, in allen Vorfällen Rath, Beiftand und 
Schuß zu leiſten; Alles anzuwenden, daß fie als Angehörige eines 
befreumdeten . Staats anerkannt und behandelt werden, und in diefer 
Eigenſchaft die durch die Gefege des Staats geftatteten Rechte und Bor: 
theile genießen. Es fteht den Konfuln zu: die Ertheilung der Päſſe an 
Schweizer, die Ausftellung von Gertififaten, fo wie die .Zegalifation 
von Akten, welche die perfönlichen Verhältniſſe der Schweiger, oder Ob: 
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jefte ihres Handels betreffen; Alles in dem Ziel und Maße, als es die 

Geſetze des Staats den Konfulaten geftatten. 

Es liegt den Konfuln ob, bei Todesfällen von Schweizern das In— 
tereffe abwefender Erben wahrzunehmen, oder auch für anweſende Witt⸗ 
wen und Kinder pflichtgemäß zu forgen, bis die Fompetente Behörde 
das Weitere verfügt hat. 

Sie werden über alle ertheilten Aften jeder Art genaue Regifter 
führen; allen Verhandlungen Rechtſchaffenheit und Gewiffenhaftigfeit 
zum Grund legen; nichts vornehmen, was die Gefehe des Staats, in 
dem fie refidiren, verbieten. 

Die Konfuln werden dem Vororte von Greigniffen und Verfügungen, 
die den fchweizerifchen Handel betreffen, forgfältig Bericht geben; fie 
werden eben fo, wenn anſteckende Krankheiten in dem Staat, in dem fie 
refidiren, oder in benachbarten Ländern ausbrechen, und von den Maß: 
regeln, die von den Regierungen getroffen worden, fehleunige und forg: 
fältige Anzeige ertheilen. 

Sie werden endlich die Aufträge erfüllen, die ihnen vom Vorort 
ertheilt werden. 

3. Die Konfuln beziehen weder Geholt noch irgend eine Entfchädi: 
gung aus der Bundesfaffe. Hingegen mögen fie, für die von ihnen 
ertheilten Akten, mäßige Gebühren beziehen, deren befcheidene Beftim: 
mung erwartet wird, 

Die Päffe an Unvermögende werden unentgeltlich ertheilt. 

Das Siegel der Konſuln für amtliche Ausfertigungen ſoll in der Mitte 
das eidsgenöſſiſche Wappen und die Umſchrift: Schweizeriſche 
Eidsgenoſſenſchaft. Conſul in M. . . . enthalten. 

4. Der Vorort wird, auf angemeſſenem Wege, deren Anerkennung 
oder das Exequatur des Patents auszuwirken trachten. Der Vorort 
wird mit den Konfuln direkte Verbindung unterhalten, und nur da, wo 
fpezielle Zwecke es erfordern, die Korreſpondenz durd) die diplomatifchen 
Agenten geben laſſen. 

Der Vorort wird ſich fleifige Berichte über ihre Verrichtungen und 
die Stellung des Konfulats zu den Landes: Behörden ertheilen laffen. 

Die Kantons: Regierungen mögen in Spezial:Fällen denfelben direfte 
Aufträge ertheilen , oder aber den Vorort dafür erfuchen. 

5. Die Ernennung der Handels:KRonfuln fteht der Tagſatzung zu, 
welche die Wahl auf einen WVorfchlag des Vororts, der von den Kan: 
tons⸗ Geſandtſchaften vermehrt werden kann, vornehmen wird. Wenn 
ſich die Tagfakung nicht verfammelt befindet , ift der Vorort begmwältiget, 
diefelben vorläufig zu ernennen, weldye Wahl dann aber der nädhftfol: 
genden Tagfagung zur Beftätigung vorgelegt werden foll. 
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B. 


(Bom 10. Auguft i819.) 

41. Die fchweizerifchen Handelsfonfuln Haben weder für allfällige 
Toren, die fie, um das Exequatur ihrer Patente zu erlangen, zu 
bezahlen im Fall fein möchten, noch für andere zu Erzielung ihrer Aner: 
fennung etwa erforderlicher Leiftungen von Gebühren, noch unter andern 
Titeln, irgend eine Entfchädigungsanfprache zu machen; und über: 
haupt fol die Gentralfaffe, der Konfulate wegen, mit feinerlei Laften 
oder Beiträgen befchwert werden. 

2. Dee löbliche Vorort ift eingeladen, jedesmal bei Ernennung 
eines Konfuls, gegenwärtigen Beſchluß demfelben zu feinem Verhalt 
zu eröffnen. (Mro. X. Bd. II der offiz. Samml.) 


V. Ueber Mnterhandlungen mit dem Ausland. 


LVII. 


NRNegulative 


für die eidsgenöffifchen Territorialsiinterhandlungen mit 
fremden Mächten. 


A. 
(Bom 9. Juli 1819.) 


1. So wie die eidsgenöffifhe Tagfayung fich mit feinem Antrag 
wegen Austaufchung oder Abtretung vom eidsgenöſſiſchem Boden anders, 
als nah erfolgter Einwilligung und auf ausdrüdlihes Begehren der 
betreffenden Stände felbft, befaffen kann, — fo find die hohen Stände 
hinwieder verpflichtet, fidy niemals mit auswärtigen Staaten in Territo: 
rial-Unterhandlungen einzulaffen, ohne vorher darüber einen Bericht an 
die Tagfagung erftattet und ihre fürmliche Ginwilligung erhalten zu 
haben. Ferner foll bei jeder folchen Unterhandlung eidsgenöffifhe Mit: 
wirfung Platz finden, und die Tagfagung das daherige Verfahren vor: 
— 

2. Für ſolche Verträge iſt auch immer die Ratifikation der Tag: 
faung nothwendig, welche nur in Folge beſtimmter Inftruktionen der 
2öbl. Stände ertheilt werden kann. 

Schweiz. Staatsr. I. Bd. 12 
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B. 
(Vom 26. Juni 1807; beſtätigt am 13. Juli 1818.) 


Zu Beurtheilung ſolcher Begehren, welche Austauſchungen oder 
Abtretungen von eidsgenöſſiſchem Boden betreffen, ſollen nicht nur die 
dießfalls entworfenen Verträge, ſondern auch die erforderlichen Grund: 
riſſe der Tagſatzung vorgelegt werden. 

(Nro. IV. Bd. J. der offiz. Samml.) 


LVIII. 


Grenzveränderungen unter den Kantonen. 
Beſchluß vom 3. Juli 1821, betreffend die daherige Kenntnifnahme 
der Tagſatzung. 

(Bufagartifel zu dem Regulativ vom 9. Juli 1819, betreffend die Territo- 
rialunterhbandlungen. Offiz. Samml. I. ©. 227.) 

(Siebe vorfieb. Beſchluß Nro. LVII.) 

Damit aud die eidsgenöffifhe Gewährleiftung des Gebiets im 
Innern auf feine Weife gefährdet werde, fo fol, bei allfälligen Grenz⸗ 
veränderungen unter den Kantonen, der Hohen Tagfakung Kenntnif 


von den daherigen Verhandlungen gegeben werden. 
(Neo. III. der offiz. Samml. 3d. II. Heft 1. 


LIX. 
Organiſche Vorſchrift, 


betreffend 
die Unterhaudlungen einzelner Stände mit auswärtigen 
Mächten. 
(Bom 22. Juli 1319.) 

Die Tagfagung der ſchweizeriſchen Cidsgenoffenfchaft, nach ger 
fhöpfter Ueberzeugung, daß der Belhluf vom 22. Auguft 1803, in 
Betreff der zwiſchen einzelnen Ständen und auswärtigen Mächten 
abzufchließenden Werträge, den gegenwärtigen eidsgenöffifchen Verhält⸗ 
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niffen nicht mehr entſpreche, und daß das dieffällige Verfahren im 
Sinn der Bundesverfaffung zu bezeichnen fei, damit forohl die auf 
Beftimmung derfelben gegründeten Rechte des gefammten Bundes, als 
hingegen die fouverainen DBefugniffe der Kantone, in vorfchriftlichen 
Normen eine zuverläffige Garantie finden, — hat befchloffen: 

1. Wenn eidsgenöffifihe Stände ſolche Verträge oder Traftate, 
welche durch den achten Artikel des Bundeevertrags in ihre Befugniß 
gelegt find, Militärkapitulationen nämlih und Verträge Über öfono: 
mifche und Volizeigegenftände, mit auswärtigen Mächten abſchließen, — 
fo follen diefe Traktate und Verträge nur dann in Wirkſamkeit übers 
gehen dürfen, nachdem fie der auf ihre Abſchließung zunächſt folgenden 
Tagfagung vorgelegt find, damit diefelbe, zu Verwahrung der in ges 
dachtem Artikel des Bundesvertrags enthaltenen Vorſchriften, fich ver: 
fihern möge, daß der Inhalt gedachter Verträge weder dem Bundes: 
verein , noch beftehenden Bündniffen , noch verfaffungsmäßigen Rechten 
anderer Kantone zumider fei. 

2. Wenn aber die Stände (im Gegenfag von eigentlihen Treafta- 
ten und Werträgen) mit auswärtigen Staaten rein öfonomifche Kon: 
trafte, deren Gegenleiftungen in Geld oder Geldeswerth beſtehen, 
abfchließen würden, und von Feiner Seite politifche Verpflichtungen 
weder mittelbar noch unmittelbar damit verbunden find, — fo haben 
fie do der nächſt folgenden Tagſatzung Anzeige davon zu machen, 
und obige Befchaffenheit diefer Kontrafte in guter Treue zu erflären, 
damit die Handhabung des achten Artifels des Bundesvertrags auch 
in diefen Fällen beachtet werden möge. 

3. Durd) diefen Befhluß wird jener vom 22. Auguſt 1803, als 
der gegenwärtigen Verfaſſung nicht angemeffen,, aufgehoben. a 

Beiſatz zu vorſtehendem Beſchluß. 
(Vom nämlichen Datum, und erläutert am 19. Juli 1820.) 

Die Mittheilung der Verträge (im eigentlichen Sinn) an die Tag: 
ſatzung, foll immer vor ihrer endlichen Natififation durch die höchfte 
Kantonsbehörde gefchehen. (Neo. V. Bd. I. der offiz. Samml.) 


LX. 


Unterbandlungen einzelner Löbl. Stände mit andwär: 
tigen Mächten. 


Bufagartifel vom 3. Juli 1824 zu der organifchen Borfchrift vom 22. Juli 
1819. (Offiz. Samml. I. ©. 223— 230.) ’ 
(Siebe den vorftebenden Beſchluß Neo. LIX.) 

Die Mittheilung eines Vertrags oder Traktats an die Tagfakung, 
fol vor Ausftellung der Ratififationsurfunde im Namen der höchſten 
Kantonsbehörde, fo wie vor jeder daherigen amtlichen Anzeige an den 
mitfontrahirenden Staat, gefcheben. 


—— — — 





VI, Ueceber Abzugsrechte. 





LXI. 


Beſchluß, 
betreffend die Abzugsrechte. 
(Bom 17. September 1803 und 9. Juni 1804 ; beſtätigt den 13. Juli 1818.) 


41. Der Abzug im Innern dee Schweiz zwiſchen den Kantonen 
bleibt aufgehoben, und die Tagfagung erflärt, daß von demfelben 
unter feinem Vorwande mehr die Rede fein könne. 

2. Gegen das Ausland ift vor Allem aus der Grundfak der 
Reziprozität aufzuftellen, und der Abzug nur von denjenigen Staaten, 
welche gegen die Schweiz oder die betreffenden Kantone diefes Recht 
ausüben, mad dem von denfelben angenommenen Maßſtabe zu bezie: 
ben. Dadurch will jedoch die Tagſatzung die allenfalls hierüber bes 
fiehenden Verträge auf Feine Weiſe präjudiziren. 

3. Sollte ſich der Fall ereignen, daß der Abzug gegen ein Land 
beftimmt werden folte, in welchem bisher noch Feine Geſetze oder Ge: 
Bräuche darüber befannt wären , fo fol derfelbe nie zehn vom Hundert 
überfteigen, und der dieförtige Beſchluß nur von den Kantonsregie: , 
sungen ausgehen können. . 

4. Die Kantone find ermächtigt, möthigen Falls über den Abzug 
nach den oben aufgeftellten Grundfägen mit den benachbarten Obrig: 
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feiten in Unterhandlung zu treten; der Erfolg foll aber jedesmal der 
Tagfagung vorgelegt werden. 

5. MUebrigens fieht die Tagfagung eine allgemeine Aufhebung die: 
fer Abgabe als vortHeilhaft für die Schweiz an, und glaubt zu diefem 
Ende defto eher auf die möglichite Erniedrigung der Prozente antra= 
gen und ſolches den Kantonen befonders anempfehlen zu follen. 
(Neo. XI, 38. II der offiz. Samml.) 


VII. Ueber Gerichte in Fällen von eidsgenössischem Zuzug 
gegen Aufruhr. 





LXII. 


Beſchlunßß 


wegen Aufſtellung eidsgenöſſiſcher Kriegsgerichte in Fällen 
von Aufruhr. 
(Bom 6, Juni 1805; beſtätigt den 13. Juli 1818.) 


41. Wenn ein eidsgenöffifcher Zuzug, zu Dämpfung des Auftuhrs 
in einem Kanton, nöthig wird, und bei cinem thätlichen Widerftand 
wirflih Blut, vergoffen worden, fo flieht es an der vollziehenden Ge⸗ 
walt diefes Kantons, die Strafbaren durch ihr verfaffungsmäßiges 
Kriminalgeriht, oder durch ein gemeineidsgenöffifches Tribunal bes 
urtheilen zu laffen. 

2. Sollte ein Kanton die Zufammenberufung eines ſolchen eids- 
genöffifhen Tribunals von der eidsgenöffifchen Behörde verlangen, fo 
wird diefe die vollziehende Gewalt eines jeden derjenigen Kantone, 
welhe Hülfe zu Dämpfung des Aufruhrs gefhidt haben, auffordern, 
ein Mitglied in diefes Tribunal abzuordnen. Der Präfident und 
Auditor des Gerichts werden von der eidsgenöffifchen Behörde ernannt. 

3. Diefes Tribunal foll nie unter der Zahl von fehs Mitglie: 
dern ſitzen; es richtet die Merbrecher nach den Geſetzen des Kantons. 
wo das DBerbrechen begangen tworden ift. 

4. Wenn minder als fehs Kantone zu Dämpfung von Unruhen - 
an dem Zuzug Antheil nehmen, fo foll die eidsgenöffifhe Behörde 
beauftragt fein, die Megierungen der benachbarten Stände aufzufordern, 
zu Ergänzung des aufzuftellenden eidsgenöffifchen Tribunals die Mit 
glieder abzuordnen, (Nro. IX der offiz. Samml.) 
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VIII. Seschlüsse,, betreffend Ehrenzeichen für die kapıtulirten 
Regimentet in Srankreich und einen Invalidenfond für diese 
Regimenter. 


a) Ehrenzeiden. 
LXIII. 


Beſchlüſſe 


wegen Ertheilung eines Ehrenzeichens an die, auf den 
Auf der Tagſatzung aus Franfreich zurückgekehrten Offi⸗ 
jiere, Unteroffiziere und Soldaten der Schweizertruppen. 


— 


A. 
(Bom 20. April 1813.) 


Die eidsgenöffifiche Tagſatzung hat aus den Berichten, welche die 
in Pranfreich befindlichen Schweizertruppen über ihre dermalige Lage 
eingefandt haben, vernommen, daß, mad der gezivungenen Abreife 
der meiften Herren Offiziere, auch diejenigen, welche, gemäß der 
getroffenen Webereinfunft, zur Führung der Truppen bei ihrer Rüd: 
kehr im die Schweiz beftimmt waren, von ihrer Mannfchaft getrennt 
und genöthigt worden find, Frankreich eiligft zu verlaffen; daß man 
darauf alle Mittel der Ueberredung, DBerführung und auch Drohungen 
anwandte, um die Unteroffiziere und Soldaten von ihrer Pflicht 
abzuleiten, welche jedoch, mit unbedeutenden Ausnahmen, unerfchüts 
terlich blieben, ein Kommando und gute Disziplin unter ſich felbft 
einführten, und endlih aus freiem Muthe und Antriebe Echritte gegen 
die franzöfifche Regierung thaten, welche nun ihre wirkliche Entlaſ— 
fung bewirkt zu haben feheinen. 

In diefem Benehmen erkennt die eidsgenöffiihe Tagſatzung einen 
neuen Beweis des Chr: und Pflichtgefühls diefer wadern Militärs 
und ihrer Anhänglichkeit an das Waterland. Da eine folde Hand: 
Iungsart die allgemeine Achtung verdient, fo hat die Tagſatzung die: 
fen braven Truppen, welche in einem wichtigen ‚Zeitpunfte fi felbft 
und die ganze Schweiz vor den Augen der Melt geehrt und mit un: 
erfchütterlicher Treue Alles gethan haben, um dem Rufe ihrer Obrig- 
feit zu folgen,. den öffentlichen Danf und das ungetheilte Lob der 
Eidsgenoffenfhaft bezeugen wollen. Zu Beurkundung diefer Gefin: 
nungen befchließt fie einmäthig: 
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Den fänmtlihen, auf den Ruf der Tagſatzung aus Frankreich 
zurüdgefehrten Offizieren, Unteroffizieren und Soldaten der ehemali- 
gen vier Papitulirten Schweizerregimenter fol ein bleibendes GChren: 
zeichen, als Andenken ihrer Pflichttrene und unerfchütterlichen Anhäng: 
lichfeit an das Vaterland, ertheilt werden. 


B. | 
(Tom 12. Juni 1815.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung hat einmüthig be: 

| fhloffen: 

4. Das den fämmtlichen aus Frankreich zurückgekehrten Schweizer: 
militärs, als Anerkennung ihrer Pflichttreue und unerfchütterlichen 
Anhänglichkeit an das Baterland, von der Tagſatzung am 20. April 
vorläufig zuerfannte Ehrenzeichen beſteht für Offiziere, Unteroffiziere 
und Soldaten, ohne Unterfchied,, in einer filbernen Denfmünze, die 
auf der einen Seite das alte Feldzeichen der Eidsgenoffen, ein weißes 
fliegendes Kreuz im rothen Feld, mit der Unterfchrift: Schweizes 
rifhe Eidsgenoffenfhaft, und der Jahreszahl 1815; auf der 
Kehrfeite aber, in einem Eichenkranz, die Worte: Treue und Ehre, 
enthält; und mit einem roth und weißen Band am Knopfloch getra= 
gen wird. 

2. ©leihwie die auf den Ruf der Tagfagung zurückgekehrten 
Individuen der vier ehemaligen Fapitulirten Regimenter, alfo haben 
auch die im nämlichen Fall fich befindlichen, a la suite der befagten 
Regimenter gefegten, von den fpanifchen Schweizerregimentern herrüh: 
tenden Offiziere den nämlichen Anfpruc auf diefes Ehrenzeichen. 

3. Die feierliche Austheilung dieſes Chrenzeichens wird für die— 
jenigen Militärs, welche im eidsgenöffifchen Dienft ſtehen, nad den 
Anordnungen des eidsgenöffifhen Obergenerals, für folche Hingegen, 
die in den Kantonen angeftellt find, oder dafelbft den halben Sold 
genießen, nach einer auf Anſuchen des Odergenerals von der betref: 
fenden Regierungsbehörde dießfalls zu erlaffenden Vorſchrift, Statt 
haben. 


C. 
(Bom 24. Auguft 1815.) 
Die eidsgenöffifhe, Tagſazung, in Betrachtung, daß die Kom: 
pagnie der hundert Schweizer bei der Ichten Verſchwörung in Franf- 
reich rühmliche Beweiſe ihrer Pflichttreue gegen das Waterland, und 


ihrer Ergebenheit gegen den rechtmäßigen Souverain von Frankreich an 
den Tag gelegt hat, — beſchließt; 
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Denjenigen Individuen der Kompagnie der hundert Schweizer, 
‘welche nad den revolutionären Auftritten des Monats März dieſes 
Jahres mit ihren Offizieren in die Schweiz zurückgekehrt find, und 
fpäter mit denfelben fich wieder zu Sr. Maj. dem König von Frank— 
reich und nad) Gent begeben haben, foll die den Militärs der vier 
Schweizerregimenter, als Belohnung ihrer Treue, von der Eidsge— 
noffenfchaft zuerfannte Chrenmedaille ebenfalls ertheilt werden; mit der 
deutlichen Erklärung jedoh, daß diefe den hundert Schweizern be— 
willigte Deforation einzig als ein Ehrenzeichen anzufehen ift, und 
ihnen zu feinen Zeiten irgend ein Recht auf Unterflügung oder fon: 
ftige damit verbundene WVortheile geben fann. (Nro. XII, Bd. I der 
offiz. Samml.) 


LXIV. 


Beſchluß 
wegen Ehrenmeldung der Waffenthat des 10. Aug. 179%, 
und Ertheilung einer Denfmünze an die noch am Leben 
befindlichen Sjndividnen des ehemaligen Schweizer: Garde: 
Regiments. 


(Vom 7. Auguſt 1817.) 


Die Tagſatzung der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, 


welche, auf den Antrag des Vororts und nach dem Willen der hohen 
Stände, dem Andenken des 10. Auguſts 1792 eine feierliche Be— 
rathung gewidmet hat, erachtet es als heilige Pflicht der freien und 
unabhängigen Schweiz, nach fünfundzwanzigjährigem unwillkührlichem 
Stillſchweigen, dasjenige, was an jenem Tage ſchweizeriſche Treue 
und Tapferkeit zum Ruhme der Eidsgenoffenfchaft gethan, durch einen 
Öffentlichen Akt der Dankbarkeit und Bewunderung zu ehren. Wenn 
auch allen damals im Dienft der königlichen Krone Frankreichs ſtehen⸗ 
den Schweizerregimentern das Lob eines muflerhaften Betragens ger 
bührt, wodurch diefelben fih und ihrem MWaterlande in der Achtung 
der Welt ein bleibendes Denkmal geftiftet Haben, fo ift dennoh, nad 
der Ueberzeugung aller Eidsgenoffen, der 10. Auguſt 1792, mo 
das ehemalige Schweizer: Garde:-Regiment in flandhafter Vertheidigung 
der rechtmäßigen königlichen Gewalt rühmlihen Tod nah rühmlichem 
Kampf gefunden, und durch feine Heldenmüthige Aufopferung am jene 


traurige Begebenheit eine für die Schweiz glorreihe Grinnerung ges 
fnüpft bat, — der merfwürdigfte Tag in den Jahrbüchern unferer 
neuern vaterländifhen Militärgefchichte. Um nun diefes Hohe Beifpieg 
der Heilighaltung gefchworner Eide, das bereits im Jahre 1815 der 
edeln Standhaftigkeit waderer Schweizerregimenter zum Vorbild diente, 
dee Nachahmung Fünftiger Gefchlechter zu empfehlen, und in den 
Augen aller Gidsgenoffen, die fib dem Kriegsdienfte befreundeter 
Mächte, oder der MWertheidigung des eigenen theuern DBaterlandes 
widmen, eine ſolche muthvolle Hingebung des Lebens für die Pflicht, 
als die fchönfte Zierde eines biedern Volks, und als höchfies Gebot 
der militärischen Ehre, würdig. zu preifen, — will die Tagfagung 
jenen unvergeßlihen Tag, an dem Schweizer Krieger und ‚Zeitgenoffen 
im Glanz diefer Tugenden erfchienen find, durch ein befonderes Denf: 
zeichen verherrlichen,, und 
beſchließt demnad) : 


1. In Grinnerung an die Thaten des 10. Augufis 1792, zollt 
die Gidsgenoffenfhaft dem ehemaligen Schweizer-Garde-Regiment , def: 
fen Heldenmuth in dee Schweizergefchichte durch Feine ältern Beifpiele 
von vaterländifcher Tugend verdunfelt werden wird, tiefe, ewige 
Dankbarkeit und Bewunderung. Dem Andenken derjenigen, die ruhm— 
vol auf dem blutigen Wahlplag blieben, oder deren Leben bald darauf 
zur Sühne für ihre Treue geopfert ward; auch ſolchen, welche feither 
mit dem Bervußtfein diefer That geftorben find, weihet die Eidsge: 
noffenfchaft diefe Urfunde. Ihre Namen, fo wie diejenigen ihrer noch 
lebenden Waffenbrüder, follen der Nachkommenſchaft aufbewahrt, und 
das Verzeichnig derfelben in dem eidsgenöffifchen Archiv niedergelegt 
werden. 

2. Allen am Leben gebliebenen Dffizieren, Unteroffizieren und 
Soldaten des ehemaligen Schweizer: Garde: Regiments, die am 10. Aug. 
1792 zu Paris bei dem Angriff auf das königliche Schloß zugegen 
waren, wird ein befonderes Ehrenzeichen zuerfannt, nämlich eine Denk⸗ 
münze von gegoffenem Eifen, die auf der Kehrfeite das eidsgenöffifche 
Kreuz und die Worte: Treue und Ehre, auf der Rückſeite aber 
das einfache Datum : 10. Auguft 1792, enthalten fol. An einem 
rothen und weißen Band wird diefe Denkmünze auf der linken Bruft 
getragen werden fönnen. 

3. Die Ausführung obigen Beſchluſſes und die Austheilung der 
Denfmünze an die Berechtigten, wird dem eidsgenöffifhen Worort 
übertragen, welcher für die noch im Frankreich Lebenden die Dazwi— 
ſchenkunft des fchweizerifchen Generalſtabs Sr. königl. Hoheit des 
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General:Oberften, und für die, fo im der Schweiz ſich befinden, 
diejenige der betreffenden Hohen Kantonsregierungen in Anſpruch zu 
nehmen hat, — übertragen. (Mr. XIV, Bd. I der off. Samml.) 


b) Invalidenfond, 
LXV. 


Beſchlüſſe, 


betreffend die Einrichtung und Verwaltung eines Juvali—⸗ 
denfonds für die vier ehemaligen Fapitulirten Schweizers 
regimenter in Frankreich. 


A. 
(Bom 4. Mugufi 1815.) 


Da viele Waterlandsfreunde aus verfchiedenen Kantonen eine be: 
trädhtlihe Summe Gelds zur Verfügung der Tagfagung geftellt ha: 
ben, um ihren aus Frankreich zurückgekehrten Miteidsgenoffen den 
Antheil zu bezeugen, den fie an ihrem männlidyen Betragen und 
ihrer bewieſenen ächt fchweizerifchen Treue genommen haben; — 

Da ein Theil diefer Gaben bereits, nach den Abfichten der Geber, 
dazu beftimmt worden ift, der wadern Mannfchaft an demjenigen 
Tag, an welchem das Ehrenzeichen wird ausgetheilt werden, ein 
fröhliches Mahl zu geben, und überdieß theils an Alle überhaupt, 
teils in erhöhtem Mafe an einige Individuen, die ſich befonders 
ausgezeichnet haben, eine Austheilung in Baarfchaft zu madyen, in: 
zwifchen aber ein bedeutender Weberreft dieſer Gaben vorſchießt, deffen 
Berwendung annoch zu beflimmen ift, — fo hat die Tagfagung 
befchloffen : 

4. Der, nach Beftreitung der obgedachten Auslagen, fi annoch 
ergebende Ueberreft diefer Gelder foll einzig zur Unterflügung der mit 
der Ehrenmedaille gezierten bedürftigen Krieger, der dermal vorban: 
denen Regimentsweiber, welche den Truppen in Tagen von Gefahren 
Dienfte geleiftet Haben, und der Megimentskinder verwendet werden 
fönnen. 

2. Es wird von der Tagfagung eine Kommiffion ernannt werden, 
die diefe Gelder anlegt, die fermern Gaben in Empfang nimmt, das 
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Sanze der Ginnahme und Ausgabe verwaltet, und jährlich der höch— 
ften Behörde Bericht erftattet und Rechnung ablegt. 

3. Der gegenwärtige Beſchluß fol fämmtlichen eidsgenöffifchen 
Ständen, und denjenigen, aus welchen die Beiträge gefloffen find, 
mit der Einladung offiziell zugefandt werden, den edeln Gebern davon 
Kenntniß zu gebeit. 


B. 
(Bom 2. September 1816.) 


4. Der Invalidenfond foll fernerhin und ausfchliefend zur Unter: 
ſtützung folcher Individuen verivendet werden, die unter den vier 
ehemaligen franzöfifchen Megimentern gedient haben, im Folge der 
Greigniffe vom Monat März 1815 nach der Schweiz zurückgekehrt 
find, und die Ehrenmedaille erhalten Haben. Es foll demnach denje: 
nigen diefer Militärs, die feither im der Schweiz geblieben find, und 
von Frankreich weder Retraitegehalt noch Gratififation erhalten haben, 
dabei arm und zur Arbeit untauglih find, eine Unterſtützung gereicht 
werden. Der Gefammtbetrag diefer Unterfiüßungen foll jedoch den 
Jahrzins des Kapitals nicht überfteigen. 

2. Die Bewilligung diefer Unterftügung ift der Kommiffion des 
Invalidenfonds übertragen. Die hohen Kantonsregierungen werden 
demnach diejenigen Kantonsangehörigen, die nad) obigen Grundfägen 
dazu berechtigt find, der Kommiffion eingeben, und dabei die Er: 
Härung beifügen, ob und welche Schritte zur Erhaltung einer Retraite 
oder Sratififation von Frankreich gemacht worden feien. 

3. Die Kommiffion wird ſich nad) diefem überzeugen, ob der 
Reklamant wirklich im die Klaffe der nad dem erften Artikel Berech— 
tigten gehöre; und find diefe Requifiten erfült, dann eine verhält: 
nifmäßige Unterflügung zufprechen. Die Kommiffion wird dabei vor: 
züglich diejenigen betrachten, die während des Jahres 1815 ivegen 
Wunden, Krankheit oder Gebrechen, reformitt und in ihre Heimath 
gefandt worden find, umd foldien Individuen, die in vorzüglich bes 
dauerlicher Lage find, oder Kinder zu erhalten haben, nad) Umftänden 
ein Mehreres zulegen. 

Der Kommiffion foll das Verzeichniß aller derjenigen, welche die 
Ehrenmedaille erhalten haben, fo wie der Etat der im Jahre 1815 
seformirten Unteroffiziere und Soldaten, zum Behuf ihrer Arbeit 
übergeben werden. | 

4. Die Kommiffion wird der Tagfagung alljährlich die Rechnung 
des Fonds und der in Folge gegemmärtigen Pe gemachten 
Derwendungen vorlegen, 
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C. 
(Bom 16. Auguft 1817.) 


1. Im Sinn des Tagfayungsbefhlufes vom 2. Herbftmonat 
1816, foll der Invalidenfond ausſchließend nur zur Unterftügung foldyer 
Andividuen verwendet werden, die unter den vier ehemaligen Schweizer: 
regimentern in Frankreich gedient haben, und in Folge der Ereigniffe 
vom Monat März 1815 nad der Schweiz zurüdgekehrt find, und die 
Ehrenmedaille erhalten haben. 

2. Die drei Adminiftratoren des Fonds find ermächtigt, in ein« 
tretenden Fällen auferordentlichen Bedürfniffes, nicht bloß den jähr: 
lien ‚Zinsertrag, fondern auch von dem Kapital ſelbſt, in einem be: 
fchränften Maße, zu foldyen Unterflügungen zu verivenden. 

3. Die von den Chrengefandtfchaften verfchiedener Stände im 
Schooße der Tagfagung ausgeſprochenen Empfehlungen mehrerer Indi—⸗ 
viduen follen an die Adminiftrationsfommiffion zu näherer Würbigung 
und angemeffener Berücfichtigung überwiefen werden. (Neo. XIII, 
Bd. I der offiz. Samml.) 


LXVI. 


Invalidenfond für die vier ehemaligen Fapitulirten 
Schweizerregimenter in Franfreich. 


Beſchluß vom 4. Augfimonat 1823, die Eintheilung der jährlichen 
Ausgaben betreffend. 


Die Verwaltung des Invalidenfonds ift erfucht, die jährlichen 
Ausgaben fünftighin, wo möglich, fo einzutheilen, daß diefelben nicht 
weiter anwachſen, und man nicht allzufrühe mit den Geldern aus: 
fomme. Diefes wird auch den löbl. Kantonsregierungen zur Beachtung 
anempfohlen, damit Hochdiefelben — von Sih aus — dem übertrie- 
benen Zudrang ihrer Angehörigen möglichfte Schranfen fegen. (Nro. 
ÄL. Bd. II. Heft 2 der offiz. Samml.) 


LXVI. 


Iuvalidenfond für die vier ehemaligen Fapitulirten 
Schweizerregimenter in Franfreich. 


Beſchluß vom A. Augftmonat 1826, die Austheilung der jährlichen 
Unterſtützungen betreffend. 


(Vergl. Offiʒ. Samml. Bd. II. Seite 73.) 
(Siehe den vorftehbenden Beſchluß Nro. 1.X VI.) 


Auf die Einfrage der Herren Verwalter, wird ihnen, in Weber: 
einftimmung mit dem wiederholt beftätigten Konflufo vom 4. Auguft 
1823, zutrauensvoll überlaffen — wenn auch mit etweldyer allmäliger 
Derminderung des Fonds, die an fid mit feinee Beſtimmung Feines: 
wegs im Miderfpruche ift; doch immer mit Abweifung zu flarfer Zus 
deinglichkeit und mit genauer Anwendung der vorhandenen Beſchlüſſe, 
welche die Ausweifungserforderniffe der Reklamanten bezeichnen — über 
die Austheilung der Unterflügungen zu verfügen, und dabei, wenn 
die Zahl der berechtigten Reflamanten in einem Kanton unverhälts 
nißmäßig fleigt, den bereits ausgefchiedenen Betrag für alle Indivis 
duen, je nach Umftänden unvermehrt oder mit einer, dem Ganzen bei: 
zufügenden mäßigen ‚Zulage, der betreffenden Kantonsregierung zur 
Vertheilung unter alle ihr angehörigen Reklamanten nad) dem Maß: 
ftabe des mehreren und minderen Bedürfniffes, zu behändigen, um 
dadurch möglichft zu vermeiden, daß durch neu hinzufommende fpe: 
zielle Unterflügungen,, ftatt das Quantitativ des Ginzelnen verhält: 
nifmäßig zu reduziren, die Totalausgabe allzufehr erhoͤhet werde. 
(Neo. LVI. Bd. II. Heft 3 der offiz. Samml.) 


LXVUI. 
Bedingungen, 
unter welchen auf Urterftügung ans dem Juvalidenfond 
für die vier vor 1816 in Frankreich geftandenen Ffapitus 


lirten Schweizerregimenter Anſpruch gemacht werden 
kann. 


Beſchluß vom 16. Auguſt 1831. 
(Vergl. offz. Samml. Bd. I. S. 250-254; Bdo. II. S. 73, 103.) 
(Siehe die vorſtehenden Beſchlüſſe LXV, LXVI u. LXVII), 


1. Die mit der durd, Tagfagungsbefhluß vom 12. Heumonat 1815 
(Dffiz. Samml. Bd. I., ©. 249 *) defretirten Ehrenmedaille gezier= 
ten, einer Unterflügung bedürftigen Schweizer haben einen Anfpruch 
auf den Invalidenfond, wenn fie fchon früher eine vorübergehende 
©ratififation erhalten haben follten, und diejenigen, welche einen Re= 
formgehalt bezichen, vom Augenblide an, wo dieſer letztere erlifcht, 
infofern die einen wie die andern alle übrigen dießfalls vorgefchriebenen 
Requifite erfüllen und einen gehörig beglaubigten Lebensfchein beibringen. 

2. Diejenigen Militärs aber, welche einen Retraitegehalt beziehen, 
find von jedem Anfprud auf den eidsgenöffifchen Invalidenfond aus: 
gefchloffen ; follten fich daher folche auf der Lifte der wirklich Unter: 
flügten befinden, die im Genuß eines Reform- oder Retraitegehaltes 
find, fo find fie auf derfelben auszuftreihen. (Meo. XCVII, 3b. II, 
Heft 5 der offiz. Samml.) 


IX. Ueber Werbungen für ausländischen Mriegsdienst und mehrexe 
bürgerliche Beziehungen der Angeworbenen. 





LXIX. 


Beſchluß, 
betreffend die Eheeinſegnungen bei den kapitulirten Schwei⸗ 
zerregimentern in auswärtigen Dienſten. 
(Vom 21. Auguſt 1818.) 
1. Auf Anſuchen der an dem kapitulirten Schweizer-Militärdienft 
in Frankreih und den Niederlanden Theil habenden Stände, wird 
“ Tödlicher eidsgenöffifcher Vorort den ſämmtlichen Regiments:Oberften 


) Siehe den Beſchluß unter Nro. LXII lit. B. Anm. des Derandg. 
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den Auftrag ertheilen, feine Trauung bei den unter ihrem Kommando 
fiehenden fchweizerifhen Truppen zu geftatten, es habe dann der 
Bräutigam fi über die ausdrückliche Bewilligung der Regierung des: 
jenigen Kantons, deffen Angehöriger er ift, ausgewiefen. 

2. Dei diefem Anlaß wird der Vorort erfücht, die Regiments: 
chefs auf die nachtheiligen Folgen aufmerffam zu machen, die aus einer 
ohne landesherrlihe Bewilligung vollzogenen Trauung entfichen würden, 
da das Ehepaar den durch die Kantonalgefehe auf unregelmäßige Ehe: 
einfegnungen feftgefegten Strafen, wenn fie auch den Verluſt des Hei: 
mathrechts verfügen follten, unterworfen bleibe; und endlich noch bei- 
zufügen, daß ſelbſt eine freiwillige Verzichtleiftung des Brautpaares 
auf das Kantonsbürgerreht den Abgang der landesherrlihen Bewilli: 
gung nicht erfegen könne, indem fogar eine folche Verzichtleiftung, 
ohne Bewilligung der Kantonsregierung , deffen Angehöriger der Bräus 
tigam ift, nidyt Statt finden könne. 

Nachträgliche Beftimmung vom nämlihen Datum. 

Es wurde befchloffen : eine ähnliche Warnung und Anzeige an die 
Dberften der Echweizerregimenter in königlich fpanifchen Dienften zu 
erlaffen. (Neo. XVI, 3d. I der offiz. Samml.) 


LAA. 
Nihtgeftattung 
der Werbungen für ausländifchen Kriegsdienft, die nicht 
auf förmlichen Kantonaltapitulationen beruhen. 


Beſchluß vom 8. Auguft 1828. 


4. Die eidsgenöffifhe Tagfagung fordert jeden einzelnen Stand 
bei feiner Pflicht zur Aufrehthaltung der Mationalehre und einer wür⸗ 
digen ftoatsrehtlihen Stellung der Eidsgenoffenfhaft im Iunern wie 
gegen das Ausland — auf, in dem Umfange feines Gebietes Feine 
Werbung für auswärtige Kriegsdienfte zu geflatten, deren Eriftenz 
nicht auf der einzig rechtmäßigen Grundlage einer von ihm felbft ab: 
gefchloffenen und der Tagfapung vorgelegten Kapitulation berupet. 

2. Eben fo werden ſämmtliche eidsgenöfftfhe Stände eingeladen, 
unbefugte, auf feine Kantonalkfapitulationen gegründete Werbungen 
ihrer Angehörigen, fo wie deren Bereinigung in unregelmäßig eröffne: 
ten Sammelplägen, wodurch die Mechte und Werhältniffe der Stände 
weſentlich gefährdet werden, nicht zu geftatten, fondern vielmehr ſolchem 
Unfug von fid) aus durch die Fräftigften Mafregeln auf ihrem Gebiete 
zu begegnen. (Nro. LXXI, Bd. II, Heft 4 der offiz. Samml.) 


LXXT. 
Anwerbungen 


fchweizerifcher Angehöriger in folche Kriegsdienfte, welchen 
ihre Stände felbjt fremd geblieben find. 


Uebereinfunft vom 14. Juli 1828. 


Die 2. Stände Zürih, Bern, Luzern, Uri, Zug, Sole: 
thurn, Bafel, Schaffhbaufen, St. Gallen, Graubünden, 
Yargau, Thurgau, Waadt, Wallis, Neuenburg, Genf 
und Appenzell A. R., haben gegen einander den Grundfag fürm: 
lid) anerfannt und wollen denfelben getreulicy befolgen: 

Ale eidsgenöffiihen Stände werden aufgefordert, die in obrigfeit: 
lihen Verordnungen angedrohete oder wirflid in Ausübung gebrachte 
Strafbeſtimmung des Verluftes von Bürger: und Landrecht für Ange: 
börige, die fidy im ſolche ausländifche Kriegsdienfte, welche von ihren 
Kantonen nicht avouirt find, anwerben laffen, unbedingt aufzuheben 
und niemals zu erneuern. | 


Glarus behielt fich fein endliches Votum vor. 

Schwyz, Unterwalden, Teffin und Appenzell J. R. 
blieben beim Referendum fliehen. Freiburg hat nicht geftimmt. 
(Neo. LXXII, Bd. II, Heft 4 der offiz. Samml.) 


LXXI. 
Befihluf 


wegen Nichtanwerbung von k. k. Unterthanen und öſterrei— 
chifchen Deferteurs, unter die Fapitulirten Schweizer: 
regimenter. 


(om 19. Anguft 1819.) 


1. In Betätigung der früheren Befchlüffe von 1816 und 1818 
wird die Anwerbung von öfterreichifchen Ausreißern und überhaupt von 
f. k. Unterthanen im fchrweizerifche Fapitulirte Militärdienfte, in der 
Eidsgenoſſenſchaft fireng unterfagt; die löbl. Etände werden, unter 
Anwendung angemeffener Strafen, auf Beobachtung diefes Verbots 
wachen laffen, welches zum gleichen Zweck den fchrweizerifchen Regimen: 
teen und Werbkommando's amtlich mitgetheilt werden foll. 
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2. Wenn öfterreichifche Ausreißer auf ſchweizeriſchem Gebiete er: 
feinen, follen diefelben nirgends geduldet, fondern alfobald, von 
Polizei wegen, auf die Grenze gegen die k. k. Staaten zurüdgeführt 
werden. (Neo. XVII, Bd. I der offiz. Samml.) 


‚LXXII. 
Nichtanwwerbung 


von 8. 8. Unterthauen und Zurückweifung öfterreichijcher 
Ausreißer. 


A. Beſchluß vom 28. Auguſt 1820. 


Die Tagſatzung äußert ihren ernſten Willen, daß ihre Beſchlüſſe 
von 1818 und 1819, Offiz. Samml. L, S. 258 und 259, (ſiehe den 
vorſtehenden Beſchluß, Nr. LXXII), welche jede Anwerbung von öſterrei⸗ 
chiſchen Ausreißern und überhaupt von K. K. Unterthanen in kapitu⸗ 
lirte ſchweizeriſche Militärdienſte, fo wie jede Duldung oder Verheim⸗ 
lichung ſolcher Ausreißer in der Schweiz ſelbſt, ausdrücklich verbieten, 
und die fernere Verpflichtung enthalten, die Ausreißer, wenn ſie auf 
ſchweizeriſchem Gebiete erſcheinen, alſogleich von Polizei wegen auf 
die Grenze gegen die K. K. Staaten zurückführen zu laſſen, — daß 
dieſe Beſchlüſſe feſt gehandhabt und mit unnachſichtlicher Strenge in 
allen Kantonen vollzogen werden. Diefen Zweck durchgängig zu fichern, 
erhält der eidsgenöffifche Worort alle erforderliche Vollmacht und der 
Gegenftand wird hiemit feiner Wachſamkeit aufs Nachdrücklichſte em: 
pfohlen. 


B. Beſchluß vom 17. Auguft 1821. 


Die Tagfagung richtet nochmals die dringendfte Aufforderung an 
fämmtlidye Löbl. Stände, vor allem aus aber an die Löbl. Grenz: 
fände, daß fie, in pflichtmäßiger ernſter Beachtung des guten freund: 
nachbarlichen Verhältniſſes mit Ocfterreih, und in Rüdficht auf die 
jegigen fo wichtigen Zeitumſtände, ſich die ſtrengſte Befolgung der 
früher gefaßten und wiederholt beftätigten eidsgenöffifchen Beſchlüſſe, 
betreffend die Zurückweiſung der öfterreichifhen Ausreißer, und die 
Nichtanwerbung derfelben fowohl, als der K. K. Unterthanen über: 
haupt, angelegen fein laffen, um auf diefe Weife die Eidsgenoffenfchaft 

Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 43 
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gegen die Erneuerung daheriger Vorwürfe und der damit verbundenen 


weiteren Zumuthungen, möglichfiermaßen ficher zu ſtellen. (Nro. IX, 
Bd. II, Heft 1 der offiz. Samml.) 


X. Ueber Beschränkung der Pressfreiheit und über Fremdenpolijei. 





LXXIV. 


Maßregeln 


in Hinſicht auf den Mißbrauch der Druckerpreſſe und auf 
die Fremdenpolizei. 


Beſchlußvom 14. Juli 1823; beſtätigt den 6. Juli 1824. 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, — mad angehörtem Be— 
richt des Wororts und nad den Aeußerungen der Standesgefandtichafs 
ten, tief überzeugt von der Nothwendigkeit, in Würdigung und Be— 
hauptung der Stellung des fehweizerifchen Freiſtaats im europäiſchen 
Staatenvereine, und in forgfältiger Beachtung feiner traftatmäßigen 
Verhältniffe zu demfelben, — in dem gegenwärtigen ſchwierigen und 
wichtigen ‚Zeitpunfte, gegen mögliche nachtheilige Folgen der in der 
Schweiz von jeher allgemein üblichen Duldung der Fremden und gegen 
den Mißbrauch der Preife, ſchützende Maßregeln eintreten zu laffen ; 
und in pflichtmäßiger Vorforge für die Sicherheit der Eidsgenoffenfhaft, — 

hat mit Einmüthigkeit befchloffen: 

Es follen alle Stände auf das Nachdrüdlichfte eingeladen werden, 
die erforderlichen ernften und genügenden Maßregeln auf geeignetem 
Wege zu ergreifen, und zwar: 

A. In Beziehung auf den Mifbraud der Druderpreffe: 

4. Daß in den Zeitungen, Tagblättern, Flug = und Zeitfchriften, 
bei Berührung auswärtiger Angelegenheiten, alles dasjenige forgfältig 
ausgewichen werde, was die fehuldige Achtung gegen befreundete 
Mächte verlegen, oder denfelben Veranlaffung zu begründeten Beſchwer⸗ 
den geben Fönnte. 

2. Daß bei diefen Vorkehren nicht allein auf Beſtrafung von 
Widerhandlungen, ſondern vornämlich auf Verhütung derfelben hinge: 
zielt werde. 

B. In Beziehung auf die Fremdenpolizei: 

41. Daß nicht, durch Mißbrauch der herkömmlich und einheimifch 

gewordenen Gaſtfreiheit der Schweiz, ſolche Flüchtlinge im diefelbe 
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eindringen , oder ſich darin aufhalten Fönnen, welche — wegen verlibten 
Verbrechen oder Störungen der öffentlihen Ruhe — aus einem andern 
Staate entwichen wären, und demnach fignalifirt und verfolgt wür— 
den; fo wie verdächtige Fremdlinge, die während eines ihnen auf or— 
dentliche Weife in der Schweiz bewilligten Aufenthalts, denfelben zu 
gefähechlien Umtrieben gegen die rechtmäßige Regierung einer befreun: 
deten auswärtigen Macht oder zu Störung der Ruhe und des innern 
Friedens mißbrauchen würden. 

2. Daß in den daherigen Verfügungen vornämlidy auf eine mög: 
lichſt volftändige Uebereinftimmung in allen Ständen, und auf eine 
genaue, ſchnelle und fichere Erefution das Augenmerk gerichtet werde; 
fo daß der Eintritt von Fremden durch den Beſitz vollgültiger Legiti— 
mationsfhriften der anerfannten Heimathsbehörden der Fremden be: 
dingt, — und in Hinficht auf alle Fremde, deren Regierungen Gefandte 
bei der Gidsgenofienichaft affreditirt Haben, für die Legitimations- 
fAyriften die Anerkennung von Seite der Gefandtfchaft verlangt werde, 
wenn folche Fremde nicht bloß durchreifen , fondern einen längern Auf: 
enthalt nehmen wollen. 

3. Daß feinem Fremden, der ſich nicht durch vollgültige Legiti— 
mationsfchriften feiner Heimathsbehörde, oder durch genaue Bekannt: 
ſchaft nad) längerm Aufenthalte ausweifen könnte, neue Päſſe ertheilt, 
diejenigen Fremden aber, welche einem Staate angehören, der einen 
Gefandten in der Schweiz hat, an diefen gemwiefen werden, mm neue 
Päſſe zu erhalten. 

4. Daß zurichtiger und fchneller Vollziehung der Polizeiverfügung, 
welche in diefer Hinficht in einem Kanton gegen einen fremden ges 
teoffen werden könnte, die benachbarten Kantone davon ungefäumt in 
Kenntniß gefeht, und aud jedem Weggewieſenen feine Route fo bes 
zeichnet werde, daß er fi) der Verfügung nicht entziehen könne. 

Endlich werden die Hohen Stände erfucht, dem Wororte alle auf 
diefe Gegenſtände bezüglichen Kantonalverfügungen zur Kenntniß mit: 
zutheilen. (Neo. XXXIX, Bd. II der offiz. Samml.) 


Note. Diefe Beichlüfe wurden einfach beflätige den 5. Juli 1825; 
den 4. Juli 1826; den 3. Zuli 1827 und den 11. Juli 1825. (Mro. LV, 
Bd. 2, Heft 3 und LXX Bd, 2, Heft 4 der offiz. Samml.) 


LXXV. 
Befjeitigung 


der Beichlüffe vom 14. Heumonat 18%3 über den Mißbrauch 
der Druckerprefie in Beziehung u das Ausland und die 
Fremdenpolizei. *) 


Beſchluß vom 8. Heumonat 1829. - 
©. Difiz. Samml., Bd. II, ©. 71, 72, 103, 4441. (Siehe den 
vorfiehenden Beſchluß und die Note.) 

Mit Rüdfiht auf die von Seite aller H. H. Stände vernommenen 
Erklärungen, und in Folge der daraus für die gefammte Eidsgenof- 
fenfchaft Hervorgehenden Beruhigung , follen die außerordentlichen Konz 
kluſa vom 14. Juli 1823 auf ſich beruhen und nicht mehr beftätigt 
werden ; demnach, fallen von nun an die nöthige Auffiht und Ginwirs 
fung zu Vermeidung oder Beftrafung der Preßlizenz, in Beziehung 
auf befreundete Mächte, fo wie zu Handhabung einer guten fremden 
polizei, wieder vollftändig den H. H. Ständen felbft anheim, und 
die Tagſatzung richtet an alle gleihmäfig mit vollem Vertrauen die 
Empfehlung, bei ihren daherigen Geſetzen und WBerordnungen, der 
höhern Intereffen des gemeinfamen Waterlandes ſtets eingedenf zu fein 
und feine wichtigften auswärtigen DBerhältniffe getreulich zu bewahren. 
(Nero. XCIV, Bd. IT, Heft 5 der offiz. Samml.) 


LXXVI. 


Mißbrauch 


der Publizität in Hinſicht auf diplomatiſche Akten und auf 
Unterhandlungen mit auswärtigen Staaten. 


Beſchluß vom 10. Heumonat 1829. 
Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 
Anden fie ihr Iebhaftes Bedauern und ihre ernfte Mißbilligung 
darüber ausfpeicht, daß befonders im Iehtverfloffenen und im gegen: 
wärtigen Jahre diplomatifche Aktenftüde und Verhandlungen der Eids: 


*») Die Befchlüffe sub Nro. XXX VII und ähnliche ſtehen mit Recht unter Ab. 
tbeilung 2, da fie duch auswärtige diplomatiſche Einwirfung erzeugt 
wurden; ähnliche Beſchlüſſe gegen die Preßfreiheit, die durch innere 
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genoffenfchaft mit auswärtigen Staaten den Stoff zu unſchicklichen 
Anferaten im die öffentlichen Blätter des In = und Auslandes dargege: 
ben haben, 

Dabei aber in der vollen Ueberzeugung ſtehend, wie fehr die 9. 9. 
Stände auf der Ehre des Waterlandes, auf der würdigen Behauptung 
feinee Stellung unter europäifchen Staaten und der treuen Wahrneh— 
mung feiner wichtigften Staatsintereffen halten, 

befchließt: 

1. Da Unterhandlungen mit dem Auslande nothivendig Gegen: 
ftand des Staatsgeheimniffes fein müſſen, fo follen über ſolche eidsge: 
nöffifche Unterhandflungen, fie mögen das ntereffe der Gefammtheit 
oder einzelner Kantone befaffen, fo lange diefelben nicht ihr „Ziel erreicht 
haben , weder darauf bezügliche Verhandlungen, noch Aftenftüde, auf 
irgend eine Weiſe zur öffentlichen Kunde gebracht werden dürfen. 

2. Das Gleiche foll auch bei andern wichtigen Verhandlungen 
Statt haben, wo die Tagfagung oder der eidsgenöffifche Worort in 
gegebenem Fall die Geheimhaltung ausdrücklich anzuordnen für das 
Gemeinwohl nöthig erachten wird. 

3. Die Tagfagung richtet in Folge deſſen an fämmtliche eidsge— 
nöffifhe Stände die dringende Ginladung : anf die genaue Beachtung 
und Handhabung diefes Befchluffes, gleich dem eidsgenöffifchen Bor: 
orte, frenge zu Halten und, wo demfelben entgegen gehandelt werden 
follte, gegen den Fehlbaren die angemeffene Ahndung und, wo möthig, 
die verdiente Strafe eintreten zu laffen. (Mro. XCHI, 38. IL, 
Heft 5 der offiz. Samml.) 


LXXVII. 


Konkluſum, 


betreffend die unverzügliche Fortweiſung der unruhigen 
Flüchtlinge und Fremden aus der Schweiz. 
(Vom 41. Aug. 1836.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfagung, in Berücfichtigung der von Flücht: 
lingen und andern Fremden verübten firafbaren Umtriebe, welche 
durch den Worort und einige Kantonsregierungen entdeckt und in 





Urfachen entflanden, fiehe unter der dritten Abtheilung. Ueber die 
Gründe, warum Diefe und die folgenden Befchlüffe, die erloſchen ſchei— 
nen (zum Theil wenigftens) dennoch in diefe Sammlung aufgenommen 
wurden , ſiehe die Xorrede. 
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dem vorörtlichen Kreisfchreiben vom 22. Brahmonat diefed Jahres 
den Ständen zur Kenntniß gebracht worden find; in Erwägung, 
daß diefe Umtriebe die innere Sicherheit und Ruhe, die Neutralität 
der Schweiz und ihre völferrechtlihen Werhältniffe zu andern Staaten 
gefährden und die jenen Fremden eingeräumte „Zuflucht verlegen, 
befchließt : 

41. Diejenigen Flüchtlinge oder andere fremde, welche die ihnen 
von den Ständen zugeftandene Zuflucht gemißbraucht, und die innere 
Sicherheit und Ruhe oder die Neutralität dee Schweiz und ihre völ- 
Perrechtlichen Verhältniſſe durch Handlungen, die gehörig erhoben 
worden find, gefährdet haben, follen aus dem fehweizerifchen Gebiete, 
unter Mitwirkung des Vorortes, weggewieſen werden. Diefe Weg⸗ 
weifung foll unverzüglich erfolgen, es wäre denn, daß vorerfi noch 
firafgerichtliche Verfolgung einzutreten hätte. 

2. Die Unterfuchung der einzelnen Fälle, welche mit möglichfier 
Beförderung gefchehen fol, fteht bei den Ständen und fie veranftal: 
ten die Vollziehung des Art. 1 auf ihrem Gebiete. Sie haben fich 
zu diefem Ende mit dem Vororte in’s Einverſtändniß zu fegen. 

3. Der Borort hat über die genaue, fchnelle und gleichförmige 
Vollziehung der Art. 1 und 2 zu wachen und zu diefem Behufe 
die geeigneten Mittheilungen und Weiſungen an die Stände zu erlaf: 
fen. Bei Konflikten zwifchen dem vorörtlichen Staatsrathe und einem 
Stande, betreffend einen einzelnen Fall, entfcheidet der vorörtliche 
Staatsrat mit ‚Zuzug des eidsgenöffifchen Mepräfentantenraths. 

4. Wenn ein Kanton die Wegweifung eines Fremden, zu welcher 
er in Folge vorfichender Beſtimmung verpflichtet ift, verweigert oder 
verfäumt, fo wird der Vorort den Fall an die Tagfakung bringen, 
welche die unverzügliche Vollziehung des Entfcheides der Bundesbehörde 
auf Koften des fehlbaren Standes veranftalten wird. 

5. Binnen Monatsfrift, nachdem der gegenwärtige Beſchluß 
durch eine Mehrheit von Ständen angenommen und den Kantons 
regierungen mitgetheilt fein wird, hat der Vorort einen umfändlichen 
Bericht über die Vollziehung desfelben zu erftatten, welcher der Tag: 
fagung oder aber, falls die Tagſatzung nicht verfammelt, noch auch 
diefer Angelegenheit wegen einberufen wäre, den Ständen vorzulegen ift. 

6. Der gegenwärtige Befchluß tritt außer Kraft, fobald der 
Vorort über die vollftändig gefchehene Wollziehung desfelben einen 
Schlußbericht an die Stände oder an die etwa dannzumal verfammelte 
Tagſatzung erftattet Haben wird. 


Note. Der Gefandfe von St. Gallen verwahrf, in fortgeſetzter Be- 
folgung der in den Jahren 1823, 1829 und 1834 andgefprochenen Grund⸗ 
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fäge über Frembenpolizei, auf das Förmlichfte die in dem Bundesbertrag lie- 
genden Rechte feines Standes hinſichtlich felbf eigner Fremdenpolizei und 
weifet jede Einmiſchung des Norortes oder der Tagfagung in Die Rantonal- 
polizei auf dem Wege von Konflufen, als außer dem Bunde liegend und 
wider den Bund gebend, um fo entichiedener im gegemvärtigen Augenblide 
zurück, als er die füglich erachtete Anwendung der Art. I und VIII des Bun— 
desvertrags auf Einmifhung in die Kantonalpolizeien, weder im eidegenof: 
fiihen Rechte, noch in den dermaligen Zeitumftänden begründet findet, — 
im Gegentbeil die berfuchte zudringliche fremde Jutervention in den Gang 
der Deratbung und die Schlugnahme der Tugfagung als einen Grund mehr 
betradhten muß, jede Art von Konflufum von feinem Stande abzulehnen. 

Die Stände Thurgau, Waadt und Genf treten ebenfalls diefem 
Konflufum nicht bei; aus ähnlichen Gründen, wie St. Gallen; Appen- 
gell A. Rh. nimmt zwar die Art. 1, 2, 5 umd 6 an, aber nichf die 
zweite Abtheilung des Art. 3 und Art. 4. (Siehe Tagfakungsabfchied von 
1836. ©. 265—270 ®), 


LXXVIN. 


KRonfordat, 


wodurch das Verfahren gegen nurubige Flüchtlinge in Zus 
funft geregelt werden foll. 
(Vom 26, Auguſt 1336.) 


Die Kantone N. NR. ... in Berüdfihtigung der verbrecherifchen 
Umtriebe, welche ſich eine Anzahl politifcher Flüchtlinge und andere 
Fremde im meuefter „Zeit fchuldig gemacht haben, find, im der Abſicht, 
durch gemeinfame Maßregeln dergleichen für die Zukunft zu vermeiden, 
im Uebrigen mit dem Vorbehalte für jeden Stand, betreffend die 
Aufnahme, Duldung und Wegweifung von Fremden, nad) Gutfinden 
zu verfügen, über folgende Punkte übereingefommen: 


) Später haben zwar auch diefe Stände dem Konflufum beigeflimmf, 
aber nicht durch eine Aenderung ihrer Ueberzeugung bon der bundes- 
widrigen Natur desfelben,, fondern einzig durch die Rüdficht bewogen, 
vermittelft ihrer Zuftimmung defto leichter den berüchtigten Eonfeilfchen 
Handel auf eine für die Schweiz ehrenbolle Weife beendigen zu können, 
was freilich nicht gefcheben if. Wir haben daher die diffentirenden 
Noten und ausführlid das von St. Gallen aufgenommen, damit der 
Lefer die Anfichten eines Theild der Stände uber folhe Konflufen 
fennen ferne. Anm. des Herausgebers. 
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4. Die Kantone forgen dafür, daß nicht unter dem Namen 
politifcher Flüchtlinge folche Perfonen in ihrem Gebiete geduldet wer- 
den, welche in die Klaffe gemeiner Verbrecher oder Bagabunden ge= 
hören. Zu diefem Behufe wird bei allen Fremden, welche, ohne 
die ordentlihen Ausweisfchriften zu befigen, die Duldung in einem 
Kantone nachfuchen, durch die ‚Zentralpofigei des Kantons eine ſumma— 
rifche Unterfuchung, betreffend ihre Perfon und die Art und Urfache 
ihres flüchtigen Zuſtandes, veranftaltet werden. In Folge derfelben 
darf die Bewilligung des Aufenthaltes einzig durch die hiefür ange= 
wiefene ‚Zentralbehörde des Kantons gefchehen. 

2. Die unter Anführung genügender Gründe (fiehe Art. 3 u. 4) 
durch eine Kantonsregierung verfügte Wegweifung eines Landesfremden 
wird fo vollzogen, daß das bezeichnete Individuum auf Koften des 
betreffenden Kantons unter Mitwirfung des Vororts über die Grenze 
der Schweiz gebracht und an die Behörden eines Nachbarſtaates, mit 
welchen dießfalls ein Ginverftändnig Statt findet, übergeben wird. 

Diefe Uebergabe darf jedoch einzig Behufs ficherer Entfernung, 
niemals aber im Sinne einer Auslieferung gefchehen, «6 wäre denn, 
daß diefe von dem betreffenden Kanton wirklich beabfichtigt würde. 

3. Als Gründe, welche jeden Kanton (immerhin unbefchadet ei— 
nes allfällig gegen das fraglihe Individuum gerichteten Strafverfah: 
rens) zur MWegweifung im Sinne von Art. 2 verpflichten, und. ihm 
hinwieder auf die vorbezeichnete Art der Wollziehung ein Recht geben, 
werden anerkannt: x 

a) Die Eingehung einer geheimen oder einer foldhen Verbindung, 
in deren Bereich die Verübung oder die Veranftaltung gewalt- 
famer Unternehmungen gegen das Ausland fallen, fo wie 
die anderweitige Mitwirkung zu folhen Handlungen und die 
Theilnahme an einzelnen Verfammlungen, welche die Anrei: 
zung zu dergleichen zu ihrem Gegenftande haben; 

b) Gebrauch falfcher Papiere, ſalſche Angabe des Namens oder 
anderer thatfächlicher Verhältniſſe, Behufs Grlangung der 
Duldung im Kanton. 

4. Wenn die Wegweifung durch eine Kantonsregierung aus andern 
als den eben bezeichneten Gründen erfolgt, fo liegt es im Ermeffen 
des Vororts, auf ihre Verlangen und nah Prüfung diefer Gründe, 
die im Artifel 2 bezeichnete Art der Vollziehung zu verfügen, oder 
hingegen die Vollziehung dem betreffenden Kanton felbft anheim zu 
ftellen. 

5. Würden der ‚Zentralpolizeibehörde eines Kantons Umtriebe der 
im Artikel 3 bezeichneten Art befannt werden, bei denen ſolche In— 
dividuen, die in einem andern Kantone eine Aufenthaltsbewiligung 
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erhalten Haben, betheiligt wären, fo wird fie der Polizeibehörde des 
fegtern davon Kenntniß geben. 

6. Die Kantone verpflichten fi), dafür zu forgen, daß keinen 
Fremden, welche nad Art. 3 und 4 die Wegweiſung aus der Eids— 
genoffenfchaft vor oder nach dem Abfchluß diefes Konkordats verfchuldet 
haben, im ihrem Gebiete das Bürgerrecht ertheilt oder der Aufenthalt 
geftattet werde. 

7. Gegenwärtiges Konkordat tritt mit dem 1. Jenner 1837 für 
diejenigen Stände in Kraft, welche bis dahin dem Vororte ihren Bei: 
teitt erklärt haben werden. Die Dauer desfelben ift auf fünf Jahre 
feftgefekt. 


Note. Die Gefandtfchaften von Zürich und Luzern ertbeilten dem 
Konkordatsentwurf ihre Genehmigung unter Ratififationsporbebalt; fiebzehn 
Stände nahmen ihm ad referendum, nämlich Bern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zug, &reiburg, Solotburn, Bafel, Schaff— 
baufen, Appenzell, Graubünden, Aargau, Thurgau, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf. Glarus md St. Gallen lehn— 
ten die Annahme desfelben ab. Teffim behielt fih das Protokoll offen. 

Neuenburg ratifizivte das Konfordat am 12. Herbftmonat. | 

(Aus dem Tagfagungsabfchied von 1836, ©. 270 — 275). 


Bemerkung. Der unbeilvolle Savoyerzug aus dem Kanton 
Bern, welchen die Regierung diefes Kantons nicht verhinderte, 
hat die Schweiz in eine Reihe von Verwidelungen mit dem Auslande 
und innerer Abnormitäten geführt, welche, außer den nadhtheiligften 
Wirkungen auf das innere Staatsieben der Eidsgenoffenfchaft und ihre 
völferrechtliche Stellung, audy die Folge hatten, daß die bundesge— 
mäße fouveräne Stellung der Kantone in Polizeifachen zu Vorort und 
Tagfagung verrüdt und das Aſylrecht der Schweiz theils durch die 
diplomatifche mit Drohungen verbundene Intervention der auswärtigen 
Staaten, fo wie durch die nachgiebigen Antiwortnoten der Vororte 
und Tagfagımg von dem Nuslande abhängig gemacht, theils durd) 
Konklufen der Tagfagung, gerade wie im Jahre 1823, und befonders 
durch die Art, wie der Vorort Bern im Jahre 1836 das Fremdlings⸗ 
konkluſum ausführte, beinahe ganz aufgehoben worden if. Nur in 
einigen Kantonen, wie im Kanton Zürich, wurde es durd) eine gere⸗ 
gelte Geſetzgebung erhalten. 

Die Hauptmomente dieſer Verwickelungen und ihrer Wirfungen, 
deren vollftändige Kenntnif nothwendig ift, um ihren Ginfluß auf das 
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Staatsleben und Staatsrecht der Schweiz zu würdigen, von denen 
aber nur die beiden vorftehenden Schlußnahmen hierher gehören, find : 
die Noten der auswärtigen Staaten im Jahre 1834 und die Antıwor- 
ten des Morortes Zürich, befonders die Antwortnote desfelben vom 
24. Juni 1834, welche auf der Zagfagung von 1834, am 22. Juli 
von einer Mehrheit von Ständen, jedoch unter Ablehnung und Wer: 
wahrung mehrerer bedeutender Stände gebilligt wurde; der läppifche 
Steinhölzlipandel in Bern, dem die dortige Regierung Anfangs ent: 
fhuldigte, dann aber ald Vorort, im Jahre 1835, mac) einer Reihe 
demüthigender Verhandlungen, zu mißbilligen gezwungen wurde; die 
Unterfuhungen gegen Umtriebe der Flüchtlinge im Jahre 1836, die 
übermüthige Intervention des franzöfifchen Geſandten in diefe Unter: 
fuhung, das furchtfame Benehmen Bern's gegen diefe Intervention 
und das durch diefelbe erzwungene Konflufum vom 41. Auguft; das 
Konkordat vom 26. Auguft ; endlich der durch die erwähnte franzöflfche 
Intervention herbeigeführte Confeilfche Handel, und deffen, durch 
Bern's Schwäche, verurfachter trauriger Ablauf. Die Hauptquelle für 
die Kenntniß dieſer Erfcheinungen find die Tagſatzungsabſchiede, nebft 
den wichtigen Beilagen. Vergl. au „das an der Eidsgenoffenfchaft 
verletzte Völkerrecht, von Dr. 2. Snel, Zürih 1831.” 


Drittes Bub, 


enthaltend die 
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I. Heschlüsse über den freien Verkehr. 





LXXIX. 
Beichlüffe über den freien Verkehr mit Lebens: 
mitteln. 
A. 


(Bom 15. Juli 1813.) 


Zu getreuer und genauer Handhabung der deutlichen Vorſchrift 
des IX. Artikels des Bundesvertrags, welcher für Lebensmittel und 
Landeserzeugniffe den freien Kauf, fo wie die ungehinderte Aus = und 
Durchfuhr von einem Kanton zum andern ſichert; und damit durd) 
Anwendung des Nachfages nicht die Hauptbeftimmung diefes Artifels 
entfräftet werde, — 

befchlieft die Tagfagung : 

1. Es follen bei Anwendung des Nachſatzes des F. XI der 
Bundesverfaffung, welcher den Kantonen gegen Wucher und fchädlichen 
Borkauf Polizeiverfügungen vorbehält, infofern diefelben gegen die 
eigenen Kantonsbürger und die Einwohner anderer Kantone gleich be- 
ftimmt werden, niemals foldye Verordnungen Statt finden, welche, den 
Hauptdeftimmungen obigen Artikels zumider, in Sperranftalten von 
Kanton gegen Kanton ausarten würden. 

2. In Folge deffen find auch alle diefem bundesgemäßen Grundfag 
zumwiderlaufende Verfügungen, die im einen oder andern Kanton be: 
fiehen möchten, als unzuläffig erflärt, und follen aufgehoben werden. 

3. Sollten fünftig von einem Kantone foiche unzuläffige Werfü: 
gungen getroffen werden, fo ift der Vorort beauftragt, auf die ihm 
dagegen von einem Stand zufommende begründete Beſchwerde, feine 
Ginwirfung gegen jenen eintreten zu laffen, umd ihn zu getreuer Gr: 
füllung der Bundespflichten anzuweifen. 


B. 
(Bom 13 Juli 1819.) 


1. Die Ausfuhr von Getreide und Lebensmitteln nach einem aus: 
wärtigen Staate kann nur dann befchränft oder für einen beflimmten 
Zeitraum verboten werden, wenn entweder der Staat, gegen den die 


— 21414 — 


Maßregel ergriffen wird, die Ausfuhr von Getreide und Lebensmitteln 
nach der Schweiz verboten hat, oder im Fall außerordentlicher Umftände. 

2. Zn dem einen oder andern diefer Fälle werden die erften Der: 
fügungen von den Kantonsregierungen getroffen. Die Regierung ift 
aber verpflichtet, von dem getroffenen Maßnahmen und deren Veran⸗ 
laffung den eidsgenöffifchen Vorort fogleich und umfländlih in Kennt: 
niß zu feßen. 

3. Falls der eidsgenöffifche Vorort der getroffenen Verfügung 
feine Zuftimmung verfagt, oder wenn andere eidsgenöffifche Stände 
ſich in Folge der nämlichen Verfügung verlegt glauben, die betreffende 
Kantonsregierung aber auf der Maßnahme beftchen follte, — fo wird 
fogleich die eidsgenöfjifche Berathung eingeleitet und über die Fortdauer 
oder Aufhebung der Verfügung entfchieden. 

4. Der eidsgenöffifche Vorort ift erfucht, bei jedem günftigen An: 
laß dahin zu wirken, daß von den benachbarten Staaten der Schweiz 
die freie Aus = und Durchfuhr von Getreide und Lebensmitteln geftattet 
und aud für Fünftig zugefichert werde. 

5. Bon keinem Kantone fol die Durchfuhr von Getreide und 
Lebensmitteln, die vom Auslande fommen und für einen andern Kan: 
ton beftimmt find, weder gehemmt, noch erfchwert werden. 

6. Da für den freien Verkehr mit Getreide und Lebensmitteln 
im Innern der Schweiz der Bundesvertrag felbft eine feierlihe Gewähr: 
leiftung enthält, und Alles, was in den DVerhältniffen mit auswär⸗ 
tigen Staaten diefe nämlicye Freiheit des Verkehrs betrifft, als eime 
wichtige Angelegenheit des gefammten Bundes betrachtet werden muß, — 
fo find auch die darüber gefaßten Konkluſa als verbindliche Tagfagungs: 
befchlüffe anzufehen. (Neo. XXXV, Bd. 1 der off. Samml.) 


LXXX. 


Freier Verkehr im Innern der Eidögenoffenfchait. 
(Beſchluß vom 26. Heumonat 1831.) 


1. Es fol im Innern der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft der 
freie Verkehr mit Lebensmitteln, Landes = und JInduftricerzeugniffen, 
wie auch Kaufmannswaaren, im volleften Sinne des Wortes unbedingt 
Statt haben, und demnach die Aus-, Ein- und Durchfuhr für ſolche 
Gegenftände, fo wie für das Wich, von Kanton zu Kanton auf 
feine Weiſe gehemmt werden dürfen. 

2. Die allfällig gegen Vorkauf und Wucher erforderlichen Polizei⸗ 
verfügungen follen, nad Vorſchrift des Tagſatzungsbeſchluſſes vom 
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15. Heumonat 1818, Offiz. Samml., Bd. I, &; 279, (f. Nee. LXXIX 
diefer Samml.) niemals in Sperranftalten ausarten, und diefelben 
zudem auf den eigenen Kantonsbürger wie für den Einwohner eines 
andern Kantons nach gleihem Maß ihre Anwendung finden. 

3. Kein Kanton darf weder die Lebensmittel, Landes: nnd In— 
Öufirieerzeugniffe, noch Kaufmannswaaren des andern Kantons mit 
Zöllen:e, Weg: und Brüdengeldern belegen, die nicht von der Tag: 
fagung bewilligt worden wären. 

4. Auch follen in feinem Kantone diefe Erzeugniſſe eines andern 
Standes mit höhern Abgaben belegt werden dürfen, als die des eige- 
nen Landes, 

5. Alle gegen diefe Grundſätze fireitenden Verfügungen, die in 
dem einen oder andern Kantone beitehen möchten, find als unzuläffig 
erflärt und follen aufgehoben werden. 

6. Sollten im Derfolg der ‚Zeit von einem Kanton foldye unzu: 
läffige Verfügungen getroffen, oder die bei ihm beſtehenden nicht aufs 
gehoben werden wollen, fo ift der eidsgenöſſiſche Vorort beauftragt, 
auf die ihm darüber von einem Stande zufommenden begründeten Be: 
ſchwerden vorerft feine amtliche Ginwirfung gegen den DBellagten ein: 
treten zu laffen und ihn zu getrener Erfüllung der vorfiehenden Be: 
flimmungen anzumeifen. 

Bei weiterer Beharrung des angefochtenen Standes auf feinen dahe: 
rigen Verordnungen, fteht der Tagfagung der endliche Entfcheid und 
die Verfügung zu. (Nro. CXIX, Bd. II der offiz. Samml.) 


| —— „u 


LXXXI. 


Beihluß wegen freier Ausfuhr des Stoffe zur 
Bapierfabrifation. 


(Bom 5. Juli 1810; beftätige den 13, Juli 1818.) 


1. Da durch den Bundesvertrag für den freien Umlauf der Han: 
delsiwaaren die Gewährleiftung gegeben wird, fo fol auch der Ankauf 
und der Verkehr mit den zur Papierfabrifation nöthigen Stoffen, im 
Innern dee Schweiz, von einem Kanton gegen den andern, nicht 
verboten oder erfchiwert werden. 

2. Dabei will jedoch die Tagſatzung feinen Iöbl. Stand in der 
Ausübung der erforderlichen Auffiht und in denjenigen Maßregeln 
behindern, denen Leute, die fib mit Sammeln und Merfaufen der 
Hadern abgeben, von Polizei wegen, zu Meidung des Haufirens 
und anderer Mißbräuche, unterworfen werden mögen. (Neo. XXXVI, 
Bd. I der offiz. Samml.) 
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II. seschlüsse und Monhordate über Bürgerrecht, Geimath- 
recht, insbesondere in Solge von paritätischen Ehen, 
Religionsänderung ud Werbungen in fremden 
Kriegsdienst; über Eheeinsegnung und die NMieder- 
Iassungsverhältnisse. 


LXXXI. 


Beihluß wegen Erthbeilung und Beurkundung des 
fehweizerifchen Bürgerrechte. 


(Bom 13. Juli 1819.) 


1. Es ſteht den Kantonen zu, das Bürgerrecht zu ertheilen. . 

2. Um als Schweizer-Bürger anerfannt zu werden, muß man 
Bürger oder Angeheriger eines Kantons fein. Der Berveis dafür wird 
geleiftet : entweder durch die Befcheinigung des Kantons = und Gemeinds: 
DBürgerrechts, oder aber durch die Erflärung der Regierung, daß fie 
das betreffende Individuum als Einwohner und Angehörigen ihres 
Kantons anerfenne. 

(Neo. XXXVIII. Bd. I. der offiz. Samml.) 


LXXXII 
Konfordat wegen des Heimathrechts der in einen 
andern Kanton einheiratbenden Schweizerin. 
(Bom 8. Juli 1808, beftätigt den 9. Juli 1818.) 


Eine nach den Landesgefegen gefchloffene und eingefegnete Ehe macht 
die Frau zur Angehörigen desjenigen Kantons, in welchem der Mann 
das Heimathrecht befigt. 





Note. Diefem Konkordat find alle XXII Kantone beigefceren. Un: 
terwalden ohne Nachtbeil für innere gegenfeitige Verhältniſſe zwiſchen 
beiden Kantonstheilen; und Appenzell J. Rh. mit Vorbehalt der Taren 
in das Armengut. (Nro. XXXIX, Bd. I. der offij. Samml.) 


LXXXIV. 


Konfordat, betreffend die Ehen zwifchen KRatholifen 
und Neformirten. 


(Bom 14. Juni 1812, beftätigt den T. Juli 1819.) 


1. Die Ehen zivifchen fchweizerifchen Angehörigen Fatholifcher und 
rejormirter Kirche follen von den Kantonen weder verboten, noch mit 
dem Derluft des Bürger: und Heimathrechts -beftraft = 

2. Die fonfordirenden Stände erneuern die früher gen alle Fol: 
gen ſolcher Werbote oder HeimatHlofigkeits-Erflärungen eingegebene 
Verwahrung auf das Fräftigfte; und erflären, daß fie diejenigen In— 
dividuen, welde um folcher wermifchter Shen willen ihe Heimathrecht 
verloren hätten, niemals aufnehmen, fondern beharrlich an die betreffen- 
den Kantone zurüchveifen werden. 








Note. Diefem Konkordat blieben fremd, Urt, Schwyz, Unfer« 
walden, welde den Gegenfland der Kantonalgefeßgebung vorbehalten ; 
Appenzell, das im zwei Gouveränetäten, nad der Religion getheilt, 
diefe Ehen gänzlich unterfagt hat, und Wallis, das in feine Verpflichtun- 
gen eintreten will, ungeachtet nad) den dortigen Geſetzen die vermifchten 
Ehen weder eigentlich verboten noch mit dem Verluſt des Landrechts beftraff 
werden. (Nro. XL. Bd. 1. der offij. Samml.) 

Teffin, das früher unter Ratififationsborbebalt zu dieſem Konfordat 
flimmte, trat den 4. Juli 1820 unbedingt bei. Die Erflärumgen von Uri 
(13. Juli 1821) und Unterwalden (+. Juli 1820) und die ganz gleiche 
von Wallis (3. Juli 1822) „daß fie zivar Diefem Konkordat fremd bleiben 
wollen, weil ihre Geſetze feine paritätifhen Ehen geftatten, daß aber, wenn 
folhe Eben dennod, gefchloffen worden waren, die Ebeleute und ihre Nach). 
kommen defiwegen ihr Heimathrecht nicht verlieren follen” — fand die Tag. 
fagung als beruhigend, fo daf der Borbebalt in $. 2 des Konfordats nur 
noch gegen Schwyz und Appenzell gerichtet iſt. | 

(Nro. XVII. in Bd. II der offiz. Samml.) 


LXXXV. 


VBerfündung und Einſegnung paritätifcher Ehen. 
Konfordat vom 14. Auguft 1821. 


Die Eidsgenöffishen Stände Zürich, Bern, Bafel, Schaff: 
haufen, Aargau, Thurgau, Waadt, Neuenburg, Genf 
Schweiz. Staater. Bd. I. , 44 
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und (laut nachträglicher Erklärung vom 5. November 1822) Gla— 
rus, — veranlaßt durch die neuerlich der katholiſchen Geiſtlichkeit 
vom Römifhen Stuhle zugekommene Unterfagung der Cinfegnung 
paritätifcher Chen, die mitunter auch auf die Verkündung derfelben 
ausgedehnt wird, — haben ſich dahin einverſtanden: 

41. Die Verkündung dieſer Ehen fol nöthigen Falls entweder durch 
den reformirten Pfarrer oder durch den ‚Zivilbeamten vorgenommen ter: 
den; und es, fol, nach Erfüllung aller geſetzlichen Worfchriften, den 
Verlobten ewilligung ertheilt werden, ihre Ehe durch den refor⸗ 
mirten Geiſtſichen einfegnen zu laffen. 

2. Wo zwiſchen Angehörigen zweier der einverftandenen Kantone 
eine folche Ehe gefchloffen werden fol, ift zu Ertheilung diefer Bewil- 
ligung die Erklärung der Regierung des Katholifchen Theile erfor: 
derlich, daß der Schliefung der Ehe Fein bürgerliches Hinderniß im 
Wege ſtehe. 









Note, Der terminus a quo der Anwendung vorſtehenden Konkordaté 
it: der 12. Juni 1822, als derjenige Tag, wo der Eidsgenöffifche Bor- 
ort gegen bie betreffenden Stände die Annahme der am 14. Auguſt 1821 
bloß ad ratificanduam genommenen borftehenden Beſtimmungen, förmlich beur- 
kundet hat. 

Glarus ertheilt feine Zuftimmung in fo weit, als diefes Konkordat bie 
bürgerlichen Folgen folcher paritätifhen Ehen anbetrifft. 

Gen&trve adhere au concordat dans ce sens: 

1. Que chacun des cantons concordans a le droit de lever par sa legisla- 
tioh cantonale les obstacles opposes aux ınariages mixtes, en faisant procb- 
der par l’oflicier civil ou par le ministre du culte riforme, tant & la pabli- 
eation qu'à la celdbration du mariage. 

2. Que lorsqu’il s’agira de celöbrer dans un des cantons contractans un 
mariäge de la nature ci-dessus entre les ressorlissaus d’un autre ou de deuz 
autres des dits canlons, il ne pourra y Ötre procede sans un certifhicat da gou- 
vernemeut du ou des cantons auxquels ressortissent les Epoux, portant qu'il 
n’existe aucun obstacle legal & leur mariage. 

Unter den übrigen, zum Beitritt eingeladenen Löbl. Ständen bat Grau: 
bünden, deffen großer Kath dem Konfordat unter Ratififationsvorbebalt 
beigetreten ift, die endliche Klaffıfifation und Eröffuung des Ergebniffes der 
eingelangten Mehre der E. Räthe und Gemeinden, verfaflungsmäßig vorbe- 
halten. 

St. Ballen endlich lehnt das Konkordat ab, beabfichfet aber dabei feiner: 
fei Einwendung gegen die Zulaffigfeit vermifchter Eben. 

(Neo. XVIili. Bd. I der offiy. Samml.) 
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Note. Graubünden frat fpäter unbedingf diefem Konforbafe bei, fo 
daß es eilf Stände begriff: Zürih, Bern, Glarus, Bafel, Schaff- 
bauien, Graubünden, Aargau, Thurgau, Waadt, Neuen: 
burg und Genf. (Nro. XLVI. Bd. II der offiz. Samml.) 


LXXXVI. 


Konfordat wegen Folgen der Neligiond:Aenderung 
in Bezug auf Land: und Seimathrecht. 
(Bom 8. Juli 1819.) 


41. Der Uebergang von einer hriftlichen Konfeffion zur andern darf 
nicht mit dem Verluſt des Land- und Heimathrechts. beflraft werden. 

2. Sollte der eine oder andere‘ Kanton diefem Konfordat nicht bei- 
flimmen , fo können feine Angehörigen, welde, der Religionsänderung 
wegen, heimathlos werden, von dem Gebiet der übrigen Kantone zu: 
rück, in ihre vorige Heimath gewiefen werden. 


Note. Diefem Konkordat find beigetreten: Zürich, Luzern, Gla— 
rus, Bug, Freiburg, Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen, 
Graubüundten, Aargau, Thurgau, Telfin, Waadt, Wallis, 
Neuenburg und Genf. Bern übernimmt gern die Verbindlichkeit, 
Religionsänderung nicht mit dem Verluſt des Bürgerrechts zu beftcafen,, aber 
unzectrennlich von gemeinfchaftlihen Vorſichtsmakregeln gegen übereilte und 
umpürdige Eonverfionen. Uri, Schwyz und Unterwalden treten über 
den Gegenftand nicht ein. Bafel barte den Grundfag des Konkordats als 
allgemein verbindlichen Belchluß annehmen können. Da er aber Tediglic; fon- 
kordatsweiſe aufgeſtellt it, fo bebalt es fih die Konbenienz vor. 

Appenzell bat bereits feit Jahrhunderten, durch die Grund. und Land» 
verfräge zivifchen beiden Rhoden, der Heimathlofigkeit in Kumverfionsfällen 
borgebogen. (MRro. XLI. Bd. I der offiz. Samml.) 





Zufolge Erflärung vom 5. Juli 1820 ift auch Baſel diefem Konfordat 
beigetreten, Bern huldigt, laut Erflärung vom 3. Juli 1822, volfommen 
dem dur das Konfordat ausgefprochenen Hauptgruudfag der Unzulaffigkeit 
einer Beftrafung der Neligionsänderung durch Verluſt des Bürger» und Hei: 
mathrechtö , will aber daruber ein eigenes Gefeg erlaffen , vor deffen wirkli⸗ 
cher Annahme es dem Konfordat nicht förmlich beitreten fann. Diefe Erfläs 
rung, gleichwie die frühere (boranftehende vom 3. mi 1819) von Appen—⸗ 
zeit it von den Kontordirenden als beruhigend erachtet worden; gegen 
Uri, Schwyz und Unterwalden hingegen. welche auf das Beſtimm⸗ 
tefte jede Theilnahme an dem Konfordat ablehnen, fpradyen fie wiederholt, 


“ 
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und namentlich am 3. Juli 1822, Fräftige Verwahrung und unbedingten Kon: 
benienzvorbehalt aus. (Nro, XIX. Bd. II der off. Sammi.) 
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B. Zuſatzartikel. 

Unterm 5. Juli 1820 iſt ferner ein Zuſatzartikel augenommen worden, wel⸗ 
chem von denjenigen ſiebzehn Ständen, welche in dem Hauptkoukordat ein» 
begriffen find, vierzebm ihre Zuſtimmung ertheilt haben, nämlih: Luzern, 
Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffbanfen, 
St. Gallen, Graubünden, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallıs 
und Neuenburg. Derfelbe lautet alfo:: 

„Wenn ein Schweizerbürger, worunter auch Perfonen weiblühen Gefchlechts 
verftanden werden, in einem andern Kanton fonverfiven will, als in demjeni- 
gen, wo er das Heimathrecht befist, fo foll die Glaubensänderung nicht ohne 
Vorwiſſen der Regierung , in deren Gebiet fie vorgenommen werden will, ge 
fheben dürfen; und diefe zugleich verpflichtet fein, die heimathliche Regie 
rung des zu einer andern Kirche ubertretenden Schweizerbürgers vom bdiefer 
Boranzeige alfogleich in Kenutnig zu ſehen.“ 

Note. Zürich, Aargau und Genf wollen beim Hauptfonforbat fie 
ben bleiben und lehnen den vorſtehenden Zufagartifel ab, da fie beforgen, daf 
aus deffen Nachfag unangenehme Korrefpondenzen und Mißverftändniffe entſte⸗ 
ben dürften. (Mro. XIX. Bd. II der offiz. Sammi.) 





C. Endlich wurde am 5. Juli 1820 folgendes Konkluſum von XVIli 
Ständen: Luzern, Bürih, Bern, Glarus, Zug, Freiburg, So— 
lothurn, Bafel, Schaffbaufen, St. Gallen, Nargau, Thur: 
gau, Teffin, Waadt, Wallis, Neuenburg, Genf und, fofern 
folches bei den Verbältniffen der Regierung zur Rantonsgeiftlichfeit möglich if, 
Graubünden — gefaft: 

„Um über die Vollziehung des Konfordats jede mögliche Beruhigung zu 
gewähren, empfiehlt die Tagfagung allen eidsgenöſſiſchen Ständen auf das 
Deingendfte , die geeigneten Maßregeln zu treffen, daß feine Konverfion obne 
Vorwiſſen der Regierung vorgenommen werde,” 

Note. Uri, Schwyz, Unterwalden und Appenzell nehmen aud) 
an diefer Beftimmung feinen Antheil. (Neo. XIX. Bd. II der offiz. Samml.) 


Am 15. Juli 1828 wurde auf den Autrag Bernd, das mit Berufung 
auf feine frühern Erflärungen, alle mögliche Beruhigung für Die Zufunft 
gibf, mit Xvim Stimmen befchloffen, diefen Gegenſtand nun aus Abſchied 
und Traftanden wegzulaſſen. (Nero. LXXVIII. Bd. II der offiz. Samml.) 


Am 11. Auguft 1832 trat auh Bern, im Folge feiner neuen Verfaſſung, 
dem Konkordat vom 8. Juli 1819 bei, fo daß nur Schwyz, Uri und Un» 
terwalden ihm fremd blieben. (Nro. CXXI. Bd. II der offiz. Samml.) 


. LXXXVI. 


Eheeinfegnungen und Kopulationsfcheine. 
Konfordat vom 4. Juli 1820. 


Die eidsgenöſſiſchen Stände Luzern, Zürich, Bern, Unter: 
walden, Ölarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, 
Schaffhauſen, Appenzell beider Rhoden, St. Gallen, 
Yargau, Thurgau, Teſſin, Waadt, Wallis, Neuen: 
burg, Genf — und (laut nahträgliher Erklärung vom 13. Juli 
1821) Uri — überzeugt, daß, zur Handhabe fittlicher und bürgerli- 
her Drdnung, zweckmäßige Vorfchriften über die Eheeinfegnungen im 
Allgemeinen, fo wie insbefondere über Vorweiſung und Form der Ver: 
fündigungs= und Kopnlationsfcheine foftgefegt werden müffen, — 

Nach vorgenommener Revifion des dieffäligen Konkordats von 1807 
haben ſich gegenfeitig über folgende Beflimmungen vereinigt: 

1. Es ift Sache der Kantonsgefehgebung, zu beflimmen, unter 
welchen Bedingniffen die Ehe zwiſchen ihren Kantonsangehörigen einge: 
fegnet werden möge. 

2. Die Ehe zwifchen dem oder der Angehörigen des einen Kantons, 
und der oder dem Angehörigen eines andern Kantons, oder ziveier Ver: 
fprochenen des nämlichen Kantons, welche fich in einem andern Kanton 
sollen fopulien laffen, foll nur nad gefihehener Vorweiſung der Ver: 
fündungsicheine fowohl von dem Wohnort als von der Heimath, fo wie 
einer Erklärung der Regierung der Verſprochenen, daß fein geſetzliches 
Hindernif gegen die Ehe obwalte, eingefegnet werden. Sollte für eine 
Heirath zwifchen Römiſchkatholiſchen eine Difpenfation nach kanoniſchem 
Recht von der fompetenten geiftlichen Behörde ertheilt worden fein, fo 
wird die Vorweiſung des diepfälligen Akts erfordert. 

3. Zur Einfegnung der Ehe eines Schweizers mit einer Ausländern, 
Hder eines Ausländers mit einer Schweizerin, ift (wenn die Kopulation 
in einem andern Kanton gefchiehet), nebſt den Werfündungsfcheinen, 
annoch ein Zeugniß, daß die Obrigkeit des ſchweizeriſchen Theils von 
diefer Heirath Kenntniß erhalten Habe, und daß fein geſetzliches Hinder: 
niß gegen diefelbe obwalte, erforderlich. 

4. Dei ſolchen Ehen zwifchen einem Ausländer und einer Schweize— 
rin, und eben fo zwifchen zwei Landesfremden, muß ein Akt der Ein: 
willigung der betreffenden ausländifchen Behörden beigebracht werden. 

5. Die oben benannten Verkündungs- oder Proffamationsfcheine 
werden von den Herren Geiftlichen oder den Chegerichten des Geburts = 
und Wohnorts ausgefertigt, und von den Kantonsregierungen oder den 
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von ihnen hiezu bezeichneten Behörden legaliſirt, und follen Tauf- 
und Geſchlechtsname, Geburts: und Wohnort ausdrüdlich enthalten. 

6. Die Kopulationsfcheine werden ebenfalls Tauf- und Geſchlechts⸗ 
name, Wohnort und Heimath ausdrüdlich enthalten, und müffen gleidy= 
falls von den Kantonsregierungen oder den hiezu bezeichneten Behörden 
legalifirt fein. 

7. Die tonfordirenden Stände anerkennen den Grundſatz, daß alle 
Folgen unregelmäßiger Kopulationen, und namentlich die Verpflichtung, 
bei daraus entfichender Heimathlofigkeit, den betreffenden Individuen 
und Familien eine bürgerliche Eriftenz zu fihern, auf denjenigen Kan: 
ton zurüdfallen follen, wo die Ehe eingefegnet worden ift. 


Note. Schwyz kann fi in Bezug auf Verhältniſſe diefer Art nicht 
leicht zur Eingehung bindender Verpflichtungen entfchliefen, erflärt aber 
(unterm 4. Juli 1820 — 13, Juli 18521 — und 3. Juli 1822), daß von Seite 
der Regierung fowohl, als der geiftlichen Bebörden , ſtrenge Befehle erlaffen 
worden, Angehörige anderer Kantone oder Fremde nur dann ebelich einzu. 
fegnen, wenn fie eine Dießfallige befondere Erlaubniß ihrer Ortsobrigfeit 
bormweifen können. 

Graubunden (zufolge feiner iwiederholt gegebenen und namentlih am 
13. Juli 18241 und 3. Juli 1822 beflätigten Erklärungen) bat nur ge 
gen den fiebenten Artikel Bedenfen. Es übernimmt die Perantwortlichkeit 
für alle diejenigen Falle, wo von Seite weltlicher oder geiftlicher Behörden 
(unter welchen Lestern aud die flationirten Pfarrer verftanden werden) 
irgend eine Mitwiffenfchaft, Konnivenz, oder Zulaffung Statt gebabt bat. 
Aber für folche heimliche Unregelmaßigfeiten, wie 3. B. Ebeeinfegunungen, 
die in abgelegenen Kapellen oder gar in Privathaufern durch fremde Geiſt⸗ 
liche subreptitio modo bvolljogen werden, kann der Stand unmöglich haften. 
Ueberdieß wäre, bei der im Kanton anerfannten Immunität Der Katboli« 
fhen Priefterfchaft, die Regierung außer Stand, den fehlbaren Geiflichen 
wirflih zu beftrafen. 

Die Ponfordirenden Stände bimwieder, um fich gegen alle nad. 
theiligen Folgen fiher zu flellen,, welche für fie aus dieſer Diffentirenden 
Stellung der Stände Schwyz und Graubünden entfliehen fünnten, — 
baben unterm 13. Juli 1821 und 3. Juli 1822 erflart, daß fie, vom num 
an, den Grundfak des fiebenten Artifels des Konfnrdats unbedingt behaup⸗ 
ten, und mithin in allen Fallen, ıvo aus unregelmäßigen Kopulationen Dei- 
matblofigfeit entſtehet, das eidsgenöffifhe Recht gegen denjenigen Kanton, 
. auf ,deffen Gebiet die unbefugte Kopulation vorgegangen iſt, anrufen werben. 
Schwyz und Graubündten haben dagegen für eintretende Zale vom 
Heimathlofigkeit ihre Rechte verwahrt. 

(Nro. XVi. Bd. II der offiz. Samml.) 
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Note. Nachtrag vom 4. Heumonaf 1820 zum Konfordat über Eheein: 
feguung und Kopulationsfcheine. 

Ueber dieſes von XX Ständen unbedingt angenommene Konfordaf er» 
färte am 11. Heumonat 1829 eimerfeitd die Geſandtſchaft von Schwyz: 
„Es feien auf dem Kantonsgebiet ſolche Anftalten getroffen, daß Peine ord» 
„uungswidrige Eheeinfegnung,, die gegründete Beſchwerden anderer Stände 
„beranlaffen möchte, Statt finden fönne”; anderſeits haben die konkordi— 
renden Stände fidy die unbedingre Anwendung des fiebenten Artifels jenes 
Konkordats und das eidgenöſſiſche Recht gegen Graubünden, das feinen 
Beitritt zu dieſer Uebereinfunft durch befondere Vorbehalte bedingen wollte, 
gleichiwie gegen Schwyz, auf das Bellimmtefte vorbehalten. 

Graubünden erflärte hierauf: Da die Mehrheit der Stände feinen 
Beitrirt zum Konfordat nicht anerfenne, demſelben fremd bleiben zu wollen, 
und behielt ſich Gegenrecht und Konbenienz vor. Schwyz enthiele fi der 
Abfimmung. (Mro. CXX. Bd. It der offiz. Sammi.) | 


LXXXVII. 


Folgen der von fchtweizerifchen Angehörigen mit 
Umgehung vbrigfeitlicder Verordnungen ihrer 
Heimath im Auslande gefchloffenen Ehen. 


Konfordat vom 14. Heumonat 1829. 


Die unregelmäßige Verehelihung eines Schweizers im Auslande 
fol niemals mit dem Verluſt des Land: und Heimathrechtes beftraft 
werden. 


Vorſtehendem Konkordat find unbedingt beigefreten: Zürich, Bern, 
Luzern, Bug, Breiburg, Solothurn, Bafel, Appenzell, 
St. Ballen, Graubünden, Nargau, Thurgau, Teffin, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf. 

Die Gefandtfchaft von Schaffbaufen gab über bieies Konforbat am 
11. Heumonat 1829 nachflehende Erklarung zu Prorofoll: „Obwohl die Gr 
„fandtfchaft angewiefen ift, fich für dem ganzen Abſchnitt, betreffend die Fol: 
„gen von unregelmäßigen, im Ausland eingegangenen Ehen, auf die Grund» 
„fäge und Vorſchriften der Kantonsgefepgebung zu berufen und demfelben in 
„der Faſſung, wie er vorliegt, nicht beizutreten, fo kann fie denn doch nad) 
„ben befannten Grundfagen ihrer Regierung unbedenklich die Zuſicherung ge- 
„ben, daß hierbei keineswegs die Abficht zum Grund liege, die Yeimath- 
„Sofigfeit als Wirfung der mit Umgebung der obrigfeitlihen Verordnungen 
„im Auslande geichloffenen Ehe eines Schaffhauferifchen Angehörigen eintreten 
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„zu laſſen; ſondern daß die Ablehnung einer bindenden Verpflichtung fur 
„Beibehaltung des Burger » und Heimatbrechtes einzig dahin fuhren ſoll, 
„eintretende Falle, zumal mit dem Auslande, leichter ja angemeffener Art 
„und Weife zu befeitigen, als wenn durch das Dafein eines folchen Grund» 
„faßes die Anwendung eines andern Ausfunftsmittels zum voraus unmöglid) 
„gemacht wäre.” 

Am 6. Heumonat 1830 erfolgte hinwieder nachfiehbende Erflärung : Die 
Gefandtihaft von Schwyz erflart, daß ihr H. Stand feine Angehörigen 
aus Veranlaffung folcher unregelmäßig eingegangener Ehen mit dem Verluſt 
des Land » und Heimathrechtes nicht beftcafen, Demnach für andere Kantone 
feinen Grund zu Befchwerden geben werde. Die Gefesgebung L. Standes 
Glarus laßt ſich mit demfelben nicht vereinigen, daher die Regierung für 
einmal dem Konfordate fremd bleiben muß. Uri endlich, welches faktiſch 
zu feinen Beſchwerden Anlaf gegeben hat und in Zukunft foldye zu bermei« 
den zuverfichtlich hofft, wollte, fo wie Unterwalden, fich die Konvenienz 
vorbehalten. (Neo. CXXII, Bd. II der offiz. Samml.) 


LXXXIX. 


Folgen j 
der Anwerbung fchweizerifcher Angehöriger in folche Kriegs: 
dienfte, welchen die betreffenden Stände fremd geblieben 
find. °) 
Konkordat vom 13. Heumonat 1829. 


(Vergl. offiz. Samml., Bd. II, ©. 142. Siehe die zweite Abtheilung 
dieſer Samml., Nro. LXXI.) 


Die Anwerbung fchweizerifcher Angehöriger in andere -Kriegsdienfte 
als in diejenigen, welche durch Kapitulationen der betreffenden Stände 
ſelbſt errichtet worden find, fol nirgends mit dem Verluſt von Bür⸗ 
ger= und Landrecht beftraft werden. 





Diefes Konfordat berubet auf der Uebereinftimmung aller eidsgenöffifchen 
Stände, mit Ausnahme von Unterwalden ob dem Wald, gegen wel: 
hen Stand Unterwalden nid dem Wald Gegenreht und Konvenienz 
vorbehalten hat. (Mro. CAXIII, Bd. II der offij. Samml.) 


) Vergleiche die Beſchlüſſe ähnlichen Inhalts in der zweiten Abtbeilung ; 
die bier ſtehenden Konfordate haben, wie der Lefer fieht, numittelbar die 
Berhinderung von Heimathlofigfeir zum Zweck. 


XC. 


Heimathrechtliche 
Verſorgung von Landesfremden, die durch ihre Anwerbung 
unter Fapitulirte Schweizertruppen heimathlo8 geworden 
find. 


Konkordat vom 6. Heumonat 1830. 


Wenn ein Landesfremder, der in ein Fapitulirtes Schweizerregiment 
angeworben worden, dadurch heimathlos wird, fo ift derjenige Kan: 
ton, in deffen Kompagnie er angeworben wurde, verpflichtet, ihn 
beimathlich zu verforgen; mad Feſtſtellung diefes Grundfages bleibt 
jedem Kanton überlaffen, die gutfindenden Mafregeln zu ergreifen, 
um fich felbft vor mißbeliebigen Folgen zu ſchützen. 


Diefem Konfordat haben beigepflichtet : Bern, Zurih, Glarus, 
Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffbaufen, Appen» 
jell, St. Ballen, NMargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wal» 
lis, Nenenburg und Genf; dann Luzern (twofern die Werbung für 
Rechnung eines Iuzernerifchen Hauptmanns gefchieht). 

Auhb Graubünden erklärte (19. Heumonat 1830) die Ratififafion 
des obigen Grundfaßes , infoweit ſich Derfelbe auf Ausländer bezieht, welche 
für kapitulirte Bündnerkorps, und zwar feit Abfchluß der bierfür einge- 
gangenen Kapıtulation, angeworben worden find, keineswegs aber rück— 
fiihtlih derjenigen Anwerbungen und ibrer Folgen, welche vor Abſchluß 
bon Standesfavitulationen und für nicht Bapitulirte Korps Statt gehabt haben. , 

Uri, Schwyz und Unterwalden blieben bei dem Referendum ftehen. 
(Neo. CXXIV, Bd. II der offiz. Samml.) 





XCI. 
Berbot 


der Auwerbung von Landesfremden unter Fapitulirte 
Schweizertruppen. 


Konkordat vom 25. Heumonat 1831, 


Cine jede Anwerbung oder MWiederanwerbung von Landesfremden 
unter die im Auslande fiehenden Fapitulirten Schweizertruppen, ift für 
die. Zukunft unbedingt unterfagt, und die fonkordirenden Stände ver: 
pflichten ſich, das dießfällige Verbot genau zu handhaben. 
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Diefem Konfordate haben definitiv beigepflichtet : Luzern, Bern, 
Glarus, Freiburg, Solothurn, Graubünden und Appenzell 
Inner-Rhoden, fo wie Waadt, Iegterer Stand mit der nähern Er« 
fäuterung : „que le cauton de Vaud ne s’oppose pas à un concordat qui 
„tendra & empöcher A l’avenir l’enrölement d’etrangers & la Suisse dans 
„les troupes suisses capitultes au service etranger, et il adıneltra et re- 
‚„connaitra le principe d’un pareil concordat, pour aulant que la chose 
‚„pourrait le concerner lui-m&me.” 

Neuenburg und Genf flimmten zum Konkordat unter Ratififations- 
vorbehalt. 

Auch Zürih, Bafel, Schaffbaufen, St. Gallen, Yargau 
und Thurgau flimmen im Weſen dem Konfordate ebenfalld bei, können 
demfelben formell aber micht beipflichten, weil diefe Etände einerfeirs in 
feinem Kapitulationsverband mehr fliehen, und amderfeits ihre neuen Ver—⸗ 
faffungen den Abſchluß neuer Militärfapitulationen ausdeüdlih unterragen, 
wahrend Zug und Appenzell Außer-Rhoden, welche ebenfalls im 
feinen Kapitulationsperhaltniffen mehr fteben, uber diefen Gegenfiand feine 
Inſtruktionen ertbeilt batten. 

Teffın bat die Weigerung, dieſem Konfordate beizutreten, folgender- 
maßen begründet : Le canton du Tessin ne veut pas adherer au concordat 
propose : 1) parce que le Grand-Conseil a adople la maxime de prohiber 
dorenavant toute capitulation, et 2) parce que le Tessin n’a plus de 
troupes capituldes, et que le concordat serait pour lui sous ce rapport 
sans bul, 

Uri, Schwyz, Unterwalden und Wallis wollten fi durch feine 
Verpflichtungen der durch Kapitulation ihnen zugeficherten Befugniß, Yus« 
länder anzuwerben, begeben, infofern fie diefe für angemeffen finden folten. 
(Nero. CAXV, Bd. II der offij. Sammi.) 


XCH. 
Konfordat, betreffend das Niederlaſſungsverhältniß 
unter den Eidögenofien. 
(Bom 10. Juli 1819,) 

Die eidsgenöffifhen Stände Luzern, Zürih, Bern, ®la: 
rus, Freiburg, Solothurn, Aargau, Thurgau, Teffin, 
Waadt, Neuenburg und Genf, von dem Bedürfniffe überzeugt, 
daß über die Niederlaffung der Schweizer fefte und fichernde Beſtim⸗ 
mungen getroffen werden, haben unter fich verabredet und feſtgeſetzt, 
was folgt: 

1. Die konkordirenden Stände verpflichten fich gegenfeitig, der 
eine den Kantonsbürgern des andern, unter folgenden nähern Beflim- 
mungen, den Aufenthalt und die Niederlaffung zu geftatten. 
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2. Um die Niederlaſſungsbewilligung zu erhalten, und die damit 
verbundenen Rechte ausüben zu können, muß der Schweizer, der ſich 
in einem andern Kanton niederlaſſen will, einen Heimathſchein nach 
demjenigen Formular vorlegen, welches gegenwaͤrtiger Verkommniß bei⸗ 
gefügt iſt. Der Heimathſchein ſoll für ſeine Gültigkeit auf keine Jahre 
beſchtränkt, und mir der Legaliſation der Kantonsregierung verſehen 
ſein, zugleich auch die Erklärung enthalten, daß der Inhaber ſeit zehn 
Jahren Schweizerbürger fei. *) 

Der Begehrende hat ferner ein Zeugniß ſittlicher Aufführung und 
guten Leumunds, fo wie auch, daß er eigenen Rechtens ſei, vorzule⸗ 
gen. Er hat endlich, falls foldyes von der Regierung verlangt wird, 
der Beweis zu feiften, daß er ſich und die Seinigen, fei es durch fein 
Vermögen, Gewerb oder Handwerk, fei es durch einen andern recht: 
lichen Erwerb, ohne Beläftigung der Gemeinde oder des Kantons zu 
ernähren im Stande fei. 

Diejenigen Einwohner und Landesangehörigen, welche fein Gemeinde: 
bürgerrecht befigen, haben, wenn fie fi in einem andern Kantone nie: 
derlaffen wollen, den abgehenden Heimathſchein durch eine von der 
Regierung des Kantons, dem fie angehören, ausgeftellte Zuſicherung 
ihrer und der Ihrigen jeweiliger Wiederaufnahme dafelbft zu erfehen, 
wodurd fie den übrigen Schweizerbürgern gleich geftellt werden. 

3. Nady erhaltener Niederlaffungsbewilligung tritt der Niederge: 
Saffene, mit Ausnahme der politifchen Rechte und des Mitantheils an 
©emeindgütern und frommen Stiftungen, in alle Rechte und Wer: 
pflihtungen dee Bürger des Kantons, in welchem er ſich niederläßt. 
Cr kann daher auch, mad) Maßgabe der Geſetze und Polizeiverord: 
nungen diefes Kantons, fein Gewerbe treiben. 

Gr ift überdieß verpflichtet, auch zu den Ortspolizeisusgaben bei⸗ 
zutragen, und zwar nad den Beſtimmungen, die von der Regierung 
erlaffen oder beftätigt werden. 

4. Das Niederlaffungsrecht darf durch Feine Perfonal: oder Geld: 
bürgſchaft oder andere befondere Laft oder Abgabe befchiwert werden, 
und die Kanzleigebühr für die Niederlaffungsbewilligung foll den Bes 
trag von 8 Franken nicht überfteigen. 

5. Der Megierung des Kantons, in dem der Miedergelaffene 

wohnt , fieht das Recht zu, denfelben in feine Heimath zurücdzumeifen, 


2) In Rolge eines befondern Beſchluſſes der Tagfagung vom 10. Juli 
1519, finder diefe Erklärung : „Daß der Träger des Heimathſcheins feit 
sehn Jahren ein Schweizerbürger ſei“, — für die Angehörigen der drei 
im Jahre 1815 in den Bund aufgenommenen Kantone erft vom 10, Juli 
1825 am ihre Amwendung. 
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wenn er fich eines unfittlichen Lebenswandels fchuldig macht, fo wie 
auch, wenn er durch Werarmung der Gemeinde oder dem Kanton zur 
Loft fällt. 

6. Wenn ein Kanton einem Bürger eines andern Kantons, auf 
einen vorfchriftmäßig ausgeftellten Heimathfchein, den Aufenthalt oder 
die Niederlaffung. geftattet, fo iſt der legtere Kanton gehalten, den— 
felden, fo wie feine Ehefrau und Kinder, jederzeit und unter allen 
Umftänden wieder aufzunehmen. 

7. Den eidsgenöffifhen Ständen, welche dem gegenwärtigen Ber: 
fommniffe nicht beitreten, wird der Beitritt offen behalten; bis ein 
folcher erfolgt, behalten fich die Fontrahirenden Stände in Allem, was 
auf Niederlaffung Bezug hat, gegen die nicht beitretenden Kantone 
umbedingtes Gegenrecht und Konvenienz vor. 


Formularien der Heimathfcheine. *) 
A. Sur verheirathbete Manngperfonen. 


Wir Die endöunterfchriebenen Borgefesten der Gemeinde 
Dberamts (Bezirks) Kantons 
uckunden biemit: 
Daß Vorweiſer diejes 


feines Alters Sabre 
Unſer wahrer Gemeindsbürger fei, und Wir ihn als folhen zu allen Zeiten 
anerkennen werden, daß auch feine Ehefrau, Namens auf gleiche 


Weife des Bürgerrechts Genoffin ſei. In Kraft deffen wir die feierliche 
Verfiherung geben, daß befagfer Unſer Mitbürger, feine Ehefrau und alle 
feine Kinder, jederzeit und unter allen Umftänden,, in Unſerer Gemeinde 
wieder Aufnahme finden follen. Urkundfich deſſen ıft diefer Heimathſchein, 
nad) bierorts gewohnter Uebung und Form, unterfchrieben,, befiegelt und aus- 
gefertigt worden. 

Gegeben zu 


No. 


Nebit angelegentlicher Empfehlung zu guter Aufnahme und Angebeibung 
refpeftiven obrigfeitlihen Schutzes, beurkundet die Aechtheit obiger Unter 


fchriften, wie auch daß obgenannter | Unfer Kantons: 
bürger umd feit zehn Jahren cin Schweizerbileger fei; in 
‚ den N 


Die Kanzlei des Kantons 


*) Jeder Heimathſchein foll auf dem Rüden bebörig rubrizirt fein: „Hei⸗ 
mathſchein von der Gemeinde... Oberamts ... Kantons... zu Gun. 
fien... de dato... „” 
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B. Für unberheirathete Mannsperfonen. 


Wir die endöunterfhriebenen Borgefehfen der Gemeinde 
Dberamts (Bezirks) Kantons 
ucrfunden biemit: 
Daß Vorweiſer diefes 
ledigen Standes, feines Alters Jaͤhre 
Unſer wahrer Gemeindsbürger ſei uud Wir ihn als ſolchen zu allen Zeiten 
anerfennen werden, mit der feierlichen Berfiherung, daß befagter Unfer 
Mitbürger, jederzeit und unter allen Umſtänden, in Unferer Gemeinde wie— 
der Aufnahme finden fole; mit der weitern Exflärung jedoch, daß gegen- 
wärtiger Schein nur zu Beförderung feines auswärtigen Aufentbalts und 
mit nichten zu deſſen alfälliger Verheirathung ibm zugeftellt worden, indem 
zu feiner Kopulation ein befonderer Heimatbfchein erforderlich if. Urkundlich 
deffen if dieſer Heimathſchein, mad) hiecorts gewohnter Uebung und Zorm, 
unterfchrieben ,„ befiegelt und ausgefertigt worden. 
Gegeben zu 


No. 
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Nebft augelegentlicher Empfehlung zu guter Aufnahme und Angedeihung 
reſpektiven obrigkeitlichen Schutzes, beurkundet die Aechtheit obiger Unter⸗ 


ſchriften, wie auch, daß obgenannter Unfer Kantons» 
bürger und feit zehn Jahren ein Schmweizerbürger fer; in 
‚ ben 


Die Kanzlei des Kantons 
C. Für einzelne Weibsperfonen. 


Wir die endsunterſchriebenen Vorgeſetzten der Gemeinde 
Dberamts (Bezirks) Kantons 
urkunden biemit: 

Daß Borweiferin diefes 
ihres Alters . Sabre 
Unfere wahre Gemeindsburgerin fei, und Wir fie als folche zu allen Beiten 
anerfennen werden, mit der feierlichen Werficherung, daß befagte Unfere 
Mitbirgerin, jederzeit und unter allen Umftänden, in Unferer Gemeinde 
wieder Aufnahme finden folle; mit der weitern Erklärung jedoch, daß gegen« 
wartiger Schein nur zur Beförderung ihres auswärtigen Aufenthalts und mit 
nichten zu ihrer Verheirathung ihr zugeftellt worden, ındem zu ihrer allfälli- 
gen Kopulation mif einem Kantonsfremden , eine befondere Bewilligung bie. 
figer Hohen Regierung erforderlich if. Urkundlich deffen ift diefer Heimath: 
fhein, nad) bierorts gewohnter Uebung und Form, unterfchrieben, befiegelt 
und ausgefertigt worden, 
- Gegeben zu 


No. 


Nebft angelegentliher Empfehlung zu guter Aufnahme und Angedeihung 
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refpeftiven obrigfeitlichen Schutzes, beurkundet die Aechtheit obiger Unter 
fchriften , wie auch, daß obgenannte 
Unfere Kantonsbürgerin und feit zehm Jahren eine Schweizerbürgerin fei; in 
‚den 
Die Kanzlei des Kantons 


Note. Zug tritt den 69. 1 bis 3 und 5 bis 7 des Konkordats unbe: 
Dinge bei. Da aber die Kanfonalverfaffung den Gemeinden die Befugnif 
ertbeilt,, felbft von dem in eine andere Gemeinde einziehenden Kantonsbürger 
eine Real- Kaution von höchftend 500 Schweizerfranfen zu fordern — fo be 
halt Zug in Hinfiht auf $. 4 des Konfordats die Anwendung dieſer Kau- 
tionsbefugnig auch auf Schweizer aus andern Kantonen vor, infofern Die 
Gemeinden ſolche ausüben wollen. (Mro. XLIT, Bd. I der offij. Samml.) 

Der Standpunkt diefes wichtigen Konfordat3 war folgender in der Tag: 
fasungsberathbung vom 4. Juli 1822: 

a) Die zwölf hoben Stände Zürih, Bern, Luzern u. f. w., verblei— 
ben unabänderlich bei dem Konfordat vom 10. Juli 1819. 

b) Die löbl. Stände Schwyz, Uri, Unterwalden, Bafel, 
Skhaffhaufen, Appenzell, St. Gallen und Wallis, bleiben 
in Hinfiht auf das Ganze, fo wie Bug und Graubünden in Beziehung 
auf den, die Perfonal » oder Geldbürgfchaften ausſchließenden 4. Art., bei 
ihren frühern Erflärungen des Nidytbeitrittes. Demzufolge behalten die 12 
Ponfordirenden Stände fih in allem, was auf Niederlafung Bezug bat, 
gegen die hievor benannten Nichtbeigetretenen, Gegenrecht oder unbedingte 
Konvenienz vor , laut $. 7 des Konfordats felbft. 

c) Bei der hoben Wichtigkeit und Wünſchbarkeit einer künftig ſich er- 
gebenden Ausdehnung des Kreifes der Konfordirenden, foll der Gegenftand 
der Niederlaflungsverbaltnifle auch für die Zufunft nicht aus dem Abfchied 
und Inſtruktionszirkular wegfallen, in der Meinung jedoch, daß mit Rüc— 
fiht auf $. 7 es lediglich darum zu thun fein werde, zu dernehmen, ob 
oder in wie fern bei dem einen oder andern jener Stände eine Verände— 
rung feiner bisherigen Erflärungen und Entſchließungen erfolgt fei. (Mro. 
XXI, Bd. It der off. Samml.) 

Laut Erffärung vom 3. und 21. Juli 1823 trat auch Schaffhau— 
fen dieſem Konfordate unbedingt bei, fo daß damals 13 Stände in dem: 
felben fanden. Die wiederholten Aeußerungen einiger, theild nicht kon— 
Pordirender, theils im Konfordat begriffenen Stande, fiebe im Abſchied 
bon 1822, $. XXVvI, ©. 44 w 45. (Nro. XLVIII, Bd. 11 ber 
offiz. Sammi.) 


| Xc. | 
Verſchiedene bürgerliche Verhältniſſe der Nieder: 
| gelafjfenen. 


A. Bormundfhaftlide und Bevogtungsverhältniffe 
Konftordat vom 15. Juli 1822. 


Die eidsgenöffifhen Stände Zürih, Bern, Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, ©larus, Zug, Solothurn, 
Schaffpaufen, Appenzell, Aargau, Thurgan und Tef: 
fin, werden die Vormundſchaftspflege der Niedergelaffenen nach fol: 
genden Befiimmungen verwalten laffen : 

4. Wenn ein Niedergelaffener, d. h. ein folcher Schweizerbürger, 
welcher ſich — mit legalem Heimathfchein feines Kantons — in einem 
andern Kanton, mit Bewilligung der Regierung diefes leßtern, haus: 
häblich anſäßig gemadt hat, flirbt, — fo wird die Befieglung und 
Inventur fogleih von der dafür durch die Kantonsgefege beftimmten 
Behörde des Wohnorts vorgenommen, und davon die erforderliche 
Mittheilung an die Behörde der Heimath des Niedergelaffenen veran: 
flaltet und beforgt. 

2. , Falls der Verftorbene eine Wittwe oder Kinder hinterläßt, die 
im Fall find, unter Vormundſchaftspflege geftellt zu werden, fo ſteht 
die Wahl des Vormunds und die Aufſicht über deffen Werwaltung, 
fo wie die Genehmigung feiner Rechnungen, der Regel nah, dem 
Kanton zu, dem der Ptiedergelaffene bürgerlich angehört hat. 

3. Wenn jedoch in dringenden Fällen, die Behörde des Wohn: 
orts die ſchnelle Aufficht eines Vormunds nothivendig, und einen 
Aufſchub als den unter Vormundſchaft zu ftellenden Perfonen ſchädlich 
erachtet, fo foll dieſelbe fogleich für einsweilen einen Vormund beftel: 
len; fie macht aber davon unverzüglice Mittheilung an die Behörde 
des Heimathortes, und überläßt derfelben die fernern Verfügungen. 

4. In allen Fällen, wo es die Behörde des Heimathkantons wünfc: 
bar und zuträglic erachtet, kann fie diejenige des Wohnorts um 
Beftellung des Vogts und waiſenamtliche Aufficht anfuhen, wo dann 
die Letztere der Erftern die von ihre geprüften Rechnungen über die 
Verwaltung des Vermögens und den Zuftand des Vogtguts zur Ges 
nehmigung mittheilen foll. Jedoch richtet fich die Dauer der Vormund⸗ 
ſchaft und die Beftimmung der Volljährigkeit, fo wie die endliche 
Beftätigung von Käufen und Werkäufen des Vogtguts, immer nad) 
den Gefehen des Heimathfantons. Diefe Käufe und Verkäufe follen 
aber nady den geſetzlichen Worfchriften des Wohnorts vor ſich gehen. 
So unterliegt ebenfalls die Werwaltung des Vormundes den Geſetzen 
des Heimathkantons; und nur wenn die Behörde der Heimath ihm 
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diefelben befannt zu machen unterließe, hat fi die Verwaltung nad 
den Geſetzen des Wohnorts zu richten. 

5. Das Recht, eine niedergelaffene Perfon, wegen Blödfinn, 
ſchlechtem Lebenswandel oder Verſchwendung, mit Beobachtung der 
dießfalls üblichen Formen unter vormundfchaftliche Auffiht zu ftellen 
(Interdiftionsvormundfchaft), ſteht der Behörde des Heimathfantons 
zu. Diefe wird in einem foldhen Fall, entweder von fi aus, oder 
nach Anleitung des $. 4, die Vormundſchaft anordnen und davon 
die Behörde des MWohnorts in Kenntniß. fehen. In Fällen, wo diefe 
Zeptere, durch das Benehmen oder die Verhältniffe des Niedergelaffenen 
veranlaßt, eine folche Verfügung erforderlich erachtet, wird fie die 
HeimatHsbehörden, unter Anführung der Beweggründe, davon be: 
nachrihtigen, und die daherigen Anordnungen erwarten. 


Note. DBafel wird gemäß den $$. 1, 2, 3 und 5 verfahren, kann 
Dingegen den mit feinee Gefesgebung im Widerfpruch ftebenden $. 4 nicht 
annehmen. 

Gentre suspend sa decision, 

Freiburg wäre bereit, der heimathlichen Behörde fo viel einzuräumen, 
ald nur immer mit den Rechten eines fouveränen Staates in Rüdficht auf ° 
die in feinem Gebiete befindlichen Perfonen und Güter , vereinbar fein mörhte. 
In derjenigen Ausdehnung aber , wie der Grundſatz des Heimathorts in dem 
Konkordat aufgeftellt iſt, kann es ihm nicht huldigen. Seiner Auſicht zufolge 
follte zwar auf der einen Seite die bormundfchaftliche Polizei und Berwal« 
fung, in Beziehung auf die Niedergelaffenen, ganz nach den Gefeten bes 
Wohnorts oder Niederlaffüungstfantons ausgeubt werden. Auf der 
andern Seite aber könute dann zu Gunften des Heimathkantons beftimme 
werden, Daß demfelben von der verhängten Bormundfchaft und der Ernen— 
nung des Vormunds Kenntnig gegeben, die vormundfchaftlihen Rechnungen 
mitgerbeilt werden, und ihm frei fteben folle, über diefe Rechnungen fowohl, 
als über die Verwaltung der Güter, Die nöthig erachtenden Bemerfungen 
zu machen. Auch dürfte dem Heimarhfanton die Beſugniß zugeftanden 
werden, gegen feinen in einem andern Kanton angefeffenen Angebörigen ein 
Interdiktionsuttheil auszufällen, weldhes der Niederlaffungsfanton 
nach erhaltener Mittheilung zu vollziehen, und mithin den Vormund zu be 
ftellen hätte. 

St. Gallen lehnt das Konfordat ab, wird aber immer bereif fein, 
heimathlichen Waifenbehörden feiner Niedergelaffenen, Kenntniß bon dem 
Bermögenszuflaude ihrer unter Bormundfchaft ftehenden Mitbürger zugeben 
zu laſſen, und überhaupt jedes mit den Gefeßen des Kantons St. Gallen 
berträgliche und billige. Begehren in vormundfchaftlichen und Bevogtungsan- 
gelegenheiten zu berudfichtigen- 

Graubünden findet befonders den $. 4 mit den Einrichtungen und 
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Grundfägen feines Kantons nicht vereinbar , wird jedoch fehr gerne allfälligen 
Wünfhen, rüdfihtlih auf Mittheilung der vormundfchafilihen Rechnungen 
und auf Anzeige der Vogtsbeſtellungen entfprechen. 

Waadt und Wallis behalten fi lediglich ihre Gefeßgebung und 
Souveränetätörechte vor. 

Neuchätel declare que le gourernement prendra à l'ögard des pu- 
pilles et mineurs d’autres cantons, les mêmes mesures qui sont prises & 
l’ögard des ressorlissans du pays. 

Nah diefen allfeitigen Erflärungen, haben die Eonfordirenden Löbl. 
Stände fich vorbehalten : entweder nach ihren eigenen Gefegen, 
oder nach dem Grundſatz der Reziprozität, gegen Nieder- 
gelaffeneausdennichf beigefretenen Kantonen zu verfabren. 


B. Teftirungsfähpigkeit und Erbrehtsverhältniffe. 
Konfordat vom 15. Juli 1822. 


Die eidsgenöffifhen Stände Zürih, Bern, Luzern, Mei, 
Schwyz, Unterwalden, Glarus, Solothurn, Schaff: 
haufen, Appenzell, Aargau, Thurgau und Teffin haben, 
in Hinfiht auf Zeftirungsfähigkeit und Erbrechtsverhältniffe der Nie: 
dergelaffenen, die nmachfiehende, gegemfeitige Uebereinkunft getroffen: 

1. Als Niedergelaffener wird betrachtet, derjenige Schweizer, 
welcher fih, mit legalem Heimathſchein feines Kantons, in einem 
andern Kanton, mit Bevilligung der Regierung diefes Lehtern, haus: 
häblich anſäßig made. 

2. Wenn ein ſolcher Niedergelaſſener ſtirbt, ſo hat die Behörde 
des Niederlaſſungsorts lediglich deſſen Verlaſſenſchaft unter Siegel zu 
nehmen, und erforderlichen Falls zu inventarifiren, den Sterb⸗ und 
Erbfall aber der heimathlichen Behörde des Niedergelaffenen anzuzeigen. 

3. Die Grbsverlaffenfchaft ab intestato eines Niedergelaffenen, 
ift nady den ©efegen feines Heimathorts zu behandeln. Bei teftamen- 
tarifhen Anordnungen find, in Hinficht auf die Fähigkeit zu teftirem, 
fo wie in Hinfiht auf den Inhalt (materia) des Teftaments, eben: 
falls die Geſetze des Heimathfantons als Richtſchnur aufgeftellt, was 
auh in Bezug auf Erbtheilungen gelten fol; betreffend aber die zu 
Grrihtung eines Teſtaments nothwendigen äußerlichen Förmlichkeiten, 
fo unterliegen ſolche den geſetzlichen Beſtimmungen des Orts, wo das: 
felbe errichtet wird. 

Eheverfommniffe und Gheverträge, infoferne der niedergelaffene 
Ehemann nad) den Geſetzen feines Heimathlantons dazu berechtigt iſt, 
unterliegen, in Hinficht auf ihren Inhalt, ebenmäßig den gefeklichen 
Vorſch riften und Beſtimmungen des Heimathorts des Ehemanns. 

Sſchw eiz. Staatör. I. Bd 15 
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In Folge obigen Grundſatzes hat, bei ſich ergebenden Erbſtrei⸗ 
tigkeiten, der Richter des Heimathorts zu entſcheiden. 

Es ſollen aber weder durch Teſtamente, noch durch Eheverkomm⸗ 
niſſe oder Eheverträge, auf Immobilien in einem Kanton Beſchwerden 
gelegt werden dürfen, die nicht nach den Geſetzen de8 Kantons, in 
welchem diefe Immobilien liegen, als zuläffig anerfannt find. 

k. An Fällen, wo ein Schweizerbürger das Bürgerrecht in meh— 
zeen Kantonen befißt, und in einem derfelben anſäßig iſt, wird er 
als unter dem Geſetze diefes feines Wohnorts ſtehend, angefehen. In 
den Fällen aber, wo er in feinem derjenigen Kantone niedergelaffen 
wäre, deren Bürgerrecht er befigt, wird er als unter den Geſetzen 
desjenigen Kantons ſtehend angefehen, aus welchem er oder feine 
Vorfahren fih an ihren Wohnort begeben haben, und unter deffen 
Zutelaraufficht er oder die Seinigen, oder feine Vorfahren, zulcht 
geftanden find. 

5. Die unter Siegel gelegte Verlaſſenſchaft eines Triedergelaffenen, 
wenn folche nicht in einen Konkurs verfällt, iſt von der Regierung, 
welche diefelbe hat unter Siegel legen laffen, bloß an diejenigen her: 
auszugeben, welche ihe von der Regierung desjenigen Kantons, in 
dem der Erblaſſer verbürgert gewefen ift, als die Erben des Nieder: 
gelaffenen verzeigt werden. 

6. Wenn ein Niedergelaffener in mehren Kantonen das Bürger: 
vecht beſaß, fo ift es am der Regierung desjenigen diefer Kantone, 
feine Erben zu verzeigen, aus deffen Gebiet er im feinen NMicderlaf: 
fungsort gezogen ift, oder unter deffen vormundſchaftlicher Pflege er 
zuletzt geftanden hatte. 





Note. Zug findet Materie und Form, in Teftamenten, Eheverträgen 
u. ſ. fi, ſehr enge miteinander verbunden, die Ausicheidung ſchwierig, und 
die dießfällige Beſtimmung im Konfordat unzulänglid; buldigt in zwiſchen 
unbedingt dem Grundſatz, daß die Niedergelaſſenen in allen Erbrechtsber⸗ 
bältniffen nach den Gefegen der Heimath behandelt werden, 

Bafels Gefege find in vollkommener Uebereinfimmung mit den $$. 1 
und 2; auch in Anfehung der Erbſchaften ab intestato anerfennt die Regie 
rung unbedingt die Gefege und den Nichter der Heimath; für teftamentliche 
Verfügungen und Eheverfräge hingegen, müffen die Gefege und das Forum 
des Wohnorts unbedingt behauptet werben. 

Freiburg fann von den zwei Grundfägen nicht abweichen, daß einer- 
feit3 eine Erbsverlaffenfchaft nah den Gefegen des Orts, wo fie eröffnet 
wird, zu behandeln fei, und daß anderfeits Eheverträge den Gefegen des 
Drts , wo fie abgefchloffen worden, unterliegen. 

St. Gallen lehnt das Konkordat ab, wird aber Feine Einſprache da, 
gegen machen, daß der Heimathkanton, fo oft fi) das Vermögen des Nie 


— 235 — 

dergelaffenen auf feinem Gebiete befindet, feine Geſetze und fein Forum auf 
dasfelbe anwenden will. 

Granbunden, Waadf, Wallis, Neuenburg und Genf Ich« 
nen das Konfordat ebenfalls ab. 

Auf diefe Erklärungen, baben die Konfordirenden gegen die Nichtkon— 
Fordirenden die Anwendung ihrer Gefege oder des Neziprozitätsgrundfages 
vorbehalten. 


C. Behandlung der Ehefheidungsfälle. Konfordat 
vom 6. Juli 1821. 


In Fällen von gänzlicher Eheſcheidung oder zeitlicher Trennung 
(fogenannter temporärer Scheidung) zwifchen fhweizerifchen Niederges 
laffenen, und aud über die daraus hervorgehenden Fragen wegen 
Sönderung, der Güter oder andern ökonomiſchen Werhältniffen oder 
Pflihten, hat die fompetente richterliche Behörde des Heimathfantons 
des betreffenden Ehemanns zu entfcheiden. Jedoch bleibt diefem kom⸗ 
petenten Richter, gutfindenden Falls und unter befondern Umftänden, 
die Delegation oder Ueberweifung an den Richter des Wohnorts uns 
benommen. 





Note. Diefem Konfordate find beigefreten : Bürih, Bern, Ola» 
rus, Bafel, Schaffbaufen, Graubünden, Nargau, Thurgau 
und Appenzell A. R.; dann mit Verwahrung der katholiſchen Kirchen« 
fagungen, welche die geiſtliche Kompetenz in Hinfiht der Auflöfung oder 
zeitlichen Trennung der Ehe begründen: Luzern, Zug, Zreiburg und 
Solothurn. 

Uri, Schwyz, Unterwalden, Teffin und (zufolge nachträglicher 
Erflärung vom 15. Juli 1822) Wallis, Iehnen jede Theilnahme an dem 
Konfordat ab, weil die Ehe ein Gaframent der Fatholifcdyen Religion fei, 
und daher ihre Auflöfung fein Gegenftand des bloßen bürgerlichen Vertrags 
fein könne. Appenzell 5. R. erflärt das Nämlidye, wird aber (lauf 
gefandefhaftliher Erflärung vom 15. Juli 1822) immer tradhten, fih in 
Hinfihe auf die Güter mif der Regierung des Heimathorts in’s Einverſtäud— 
niß zu feßen. 

St. Gallen glaubf , die Aufftellung des Richters vom Wohnort würde 
dem Anfeben einer jeden Landesobrigfeit beffer zufagen, und bfeibt daher 
dem Konfordat fremd. Eben fo Waadt, welches fi) jedoch dahin verei— 
nigen Fönnte , den Richter des Wohnorts erft nad) einer gewiffen, zu be 
flimmenden Zahl von Jahren der Anfafigfeit eintreten zu laffen. 

Neuchäitel et Gen&re seraient disposes ä s’enlendre sur le prineipe, 
quant A la dissolution du lieu du mariage uniquement, mais 
non quant aux dispositions eoncernant les biens, lesquelles ne peurent dtre 
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faites que sous l’aulorite du juge du domieile. Neuchätel ajoute qu'il 
renvoie toujours, en cas de divorce, les parties devant le juge du lieu 
d’origine. 

Auf dieſe Erflärungen hin, ift von den Konkordirenden gegen die Ange- 
börigen der nicht beigetrefenen Stände volle Anwendung der Gefege ober 
der Reziprozität beſtimmt vorbehalten worden. 

(Neo. XXI. Bd. 11 der offiz. Samml.) 


Note. Nachträgliche Erflärungen zu dem Konfordat A, die vormund⸗ 
fhaftlihen und Bevogtungsverhäftniffe der Niedergelaffenen betreffend. 

Freiburg fraf, laut Erflärung vom 11. Juli 1823, diefem Konforda t 
bei, fo daß es XV Kantone in fi begriff: Zürich, Bern, Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Sreiburg, Solothurn, Schaffhaufen , 
Appenzell, Aargau, Thurgau, Teffin. Genf fprad am 11. Juli 1323 fein 
endliches Botum ablehnend aus, hat aber, laut Erflärung vom 27. Juli 1824 
ein Gefeg errichtet, deſſen Zweck auf möglichite Sicherftellung des Vermö— 
gend von Minderjährigen auch aus der Klaffe der Niedergelaffenen gebet. 

(Neo. XLIX. Bd. II der offij. Sammi.) 


XCIV. 
Beſchluß, 


betreffend 


die Aufrechthaltung früherer Niederlaſſungen von Eids⸗ 
genoſſen. 


(Vom 10. Juli 1819,) 


Die Niederlaſſungen von Schweizern, welche ſeit 1803, in Kraft 
der damaligen Bundes-Verfaſſung und der Beſchlüſſe der Tagſatzung 
vom 6. Juli 1805 und 11. Juni 1807, Statt gehabt haben, nament⸗ 
lih auch diejenigen, welde mit dem Ankauf von LZiegenfchaften ver: 
bunden waren, follen in allen Theilen geſchützt und die dadurch erwor⸗ 
benen Rechte durch Feinerlei rückwirkende Werfügungen gefchmälert oder 
beeinträchtigt werden. 


Note. Dbiger Beſchluß hat auf die drei, erfi im Jahr 1815 aufge. 
nommenen Kantone Wallis, Neuenburg und Genf Feine Beziehung. 
Unter dem nämlihen Datum (10. Juli 1819) ift er dahin erläutert wor: 
den, daß der Regierung des Kantons , in welchem der Niedergelaffene wohnt, 
das Recht unbenommen bleibe, denfelben im feine Heimath zurüchzuweiſen, 
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wenn er fich eines unſittlichen Lebensiwandels fchuldig made, fo wie auch, 
wenn er durch Verarmung der Gemeinde oder dem Kanton zur Laſt falle. 
(Nro. XLIII. Bd. I. der offiz. Samml.) 





III. Konkordate über Heimathlose. 





XCV. 


Ertheilung von Heimathrechten an die Heimathloſen. 
Konkordat vom 3. Auguſt 1819. 


Die nachbenannten Stände der Schweizerifchen Eidsgenoffenfchaft : 
Zuzern, Zürih, Bern, Uri, Unterwalden, Ölarus, Zug, 
Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhbaufen, Appenzell 
beider Rhoden (Innerrhoden mit dem unten fiehenden WBorbehalt), 
St. Ballen, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis 
Neuenburg und Genf, — haben zu endlicher Beſtimmung des 
‚Zuftandes der Heimathlofen, nach vorgenommener Revifion des darüber 
früher abgefchloffenen Konfordats , folgende Uebereinkunft gefchloffen : 

4. Diejenigen Heimathlofen, welche ein von ihnen felbft, oder von 
ihren Eltern befeffenes Heimathrecht darthun können, denen aber das: 
felbe, aus was immer für einer Urſache, nicht zugeftanden werden... 
will, follen in demjenigen Kanton, worin fie fi wirklich aufhalten, fo 
lange geduldet werden, bis über ihre Heimathrechtsanfprache entſchieden 
fein wird. 

2. Um diefen Entfcheid zu erhalten, fol vor allem aus zwifchen 
den betreffenden Regierungen des angefprocdhenen und desjenigen Kan 
tons, worin der Anſprecher ſich aufhält, eine Korrefpondenz eröffnet 
werden, und wenn vermittelt derfelben der Widerſpruch innerhalb 
Jahresfriſt nicht gehoben werden kann, fo foll derfelbe ungefäumt an 
das Eidsgenöffifhe Recht, nad dem fünften Artikel des Bundesver⸗ 
trags, gewiefen werden. 

Die erbetenen Schiedsrichter follen ihren Entfcheid fpäteftens im Lauf 
der auf ihre Ernennung zuerft folgenden Tagſatzung ausfprechen, wofern 
anders nicht beide fleeitende Theile für einen längern ‚Zeitraum einver= 
fanden find. 

3. Durdy die Uebernahme oder Zuerkennung von Heimathlofen, 
wird den Verfügungen keineswegs vorgegriffen, welche der Kanton über 
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die bürgerlichen Rechte und Genüffe diefer feiner Angehörigen zu treffen 
für gut findet. 

4. Diejenigen Heimathlofen, welche ein, felbit oder durch ihre El: 
teen befeffenes, urfprüngliches Heimathreht nicht darthun können, 
follen demjenigen Kanton angehören, in welchem fie feit Anfang des 
Jahres 1803 fi) am längften aufgehalten haben; wobei die Kantonal: 
verfügungen über die Rechte und Genüffe derfelben gleihmäßig vorbe: 
halten bleiben. 

5. Würden hinfichtlich der Tängern oder fürzern Duldung , oder des 
Aufenthalts, die der Heimathlofe in verfchiedenen Kantonen genoffen 
hat, und der dadurch begründeten endlicdyen Aufnahme desfelben, fi 
Widerſprüche zwiſchen den betreffenden Regierungen ergeben, — fo foll 
ihn derjenige Kanton, in welchem er zuleßt feinen Aufenthalt oder 
Wohnſitz hatte, fo lange dulden, bis jener Widerſpruch, nach der im 
Artifel 2 vorgefchriebenen Anleitung, welche auch in diefem Falle zur 
Richtſchnur dienen fol, gehoben fein wird. 

Obige, für die Unterfcheidung und Behandlung der Heimathlofen 
feftgefegte Beftimmungen, follen gleihmäßig auf die Konvertiten und 
Profeliten und zu Ausmittlung ihrer zweifelhaften oder mangelnden 
Heimathsverhältniffe angewandt werden. 


Note. Unter den Konfordirenden erflärt der Löbl. Stand Appenzell 
GR: Daß er, dem Sinn und Wefen des Konfordats gemäß, feinen 
Heimatbhlofen, zwar nicht förmliche Land» und heimathliche Rechte, wohl 
aber ein fiheres Tuldungsrecht angedeiben laffe, d. b- das Recht, im Lande 
zu wohnen und jedes erlaubte Gewerbe gleich den Einheimifchen zu treiben; 
fur das Heiratben folcher Geduldeten aber fei eine befondere Einwilligung 
der Regierung erforderlich; iwenn Appenzelliihe Heimathlofe andern Kantu: 
nen zuc Laft fallen, fo ftebe ihnen die Aufnahme ald Geduldete im Lande 
felbft zu. — Diefe Erklärung wurde am 4. Juli 1824 und 11, Juli 1822 
bon den Ffonfordirenden Ständen (ohne Teffin, welcher gegen Appenzell 
I. R. die Konvenienz vorbehalt) ald genügend und dem Zweck des Konfor: 
dats entfprechend angenommen, mithin Appenzell 3. R. als im Konfordat 
ftebend anerfannt. 

Schwyz bedingt feine Katififation durch den doppelten Vorbehalt, daf 
der Kanton zu allen Zeiten befugt fei, von diefem Konfordat zurückzutreten; 
und daß auch, im Folge desfelben, Feine Heimathlofen, die nicht Katholiken 
ind, von ihm aufgenommen werden müffen; erflärt aber zugleich, in Fallen, 
wo ed um Anwendung des Konkfordats zu thun fein wird, fich den Folgen 
desfelben nicht entzieben zu wollen. 

Am 11. Zuli 1822 erklärten Bern, Luzern, Unferwalden, Frei— 
burg, Solothurn, Schaffbaufen, Gt. Gallen, Aargau, 
Waadt, Wallis, Neuenburg, Genf und Appenzell A. R., daf 
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fie dem bedingten Beitritt Löbl. Standes Schwyz nicht anerfennen Fön nen, 
und gegen diefen Legtern, als aufer dem Konkordat ſtehend, volle Rezipro- 
zität und Konvenienz vorbehalten müſſen. (Diebei hat die Gefandtfchaft von 
Luzern die Erläuterung gegeben, Ddiefer ihr Komvenienzvorbehalt beziehe 
fi) bloß auf die proviforifche Duldung , fonft aber nehme ihr Hober Stand 
das Anerbieten des Eidögenöfiifhen Rechts in allen Fällen unbedingt an.) — 
Uri, Bug, Glarus, Bafel, Thurgau, Teffin und Zürich neh 
men hingegen die Erflärung von Schwyz für einen Beitritt zum Konfordag 
an, mit Vorbehalt jedoch ded Gegenrechts, wenn früher oder fpäter die beige 
fügten Bedingungen auf die volle Wirffamkeit der gedachten Uebereinfunft einen 
nachtheiligen Einfluß haben follten. — Infoferne der Löbl. Stand Schwyz die 
Grundfäge des Konforbats vor dem Eidsgenöffiihen Richter anerfennen will, 
wird Appenzell J. R. ihn als beitretend anfehen. 

Schwyz erflärte hierauf, gegen diejenigen vorbenannten Kantone, von 
welchen es als im Konkordat ftebend anerfannt wird, die daherigen Verbind⸗ 
lichfeiten getreu und ohne Gefährde zu erfüllen. Alfälige Streitigfeiten über 
Heimathlofe mögen, nach Anweifung des Bundes, die Erledigung in dem Eids⸗ 
genöffifhen Recht erhalten. Inzwiſchen behält Schwyz gegen die feinen 
Beitritt nicht anerfennenden Stände aud) feinerfeits die Konvenienz vor. 

Graubündten fann zwar den Beitritt zu dem Konfordat noch nicht 
ausfprehen, ift aber bereit, bei allen vorfommenden Anftänden fih der buns 
desgemäßen Erledigung duch das eidsgenöffifche Hecht zu unterziehen. Bis 
zu erfolgendem förmlichen Beitritt behalten die Konkordirenden gegen Grau: 
bünden (laut Erflärung vom 11. Juni 1822) Keziprozität und Konbenienz 
vor. (Mro. XX. Bd. II der offiz. Samml.) 


Note, Ueber dieſes Konfordat hat am 11. Juli 1323 eine definitive 
Berhbandlung Statt gehabt, deren Ergebniß bier folgt: 

„Schwyz kann auch jegt nicht von denjenigen Vorbeholten abgeben, 
durch welche die höchſte Gewalt des Kantons den Beitritt zum Konforbat 
bedingt hat; und beftätigt demnad; alle im jahr 1822 gegebenen Erflärungen, 
Indeſſen nährt die Regierung die Hoffnung, daß diejenigen Hohen Stände, 
welche den Stand Schwyz im abgewichenen Jahr noch nicht als beitretend 
anerfennen wollten, nun günftigern Anfichten Raum gegeben haben werden, 
und die Gefandtfchaft fieht mit Verlangen daherigen Eröffuungen entgegen.” 

„Graubünden muß fich lediglich auf feine frühern Aeußerungen bezie- 
ben, ann demnach auch jest nicht beitreten, wiederholf aber die Erflärung 
der Bereitwilligkeit, bei allen vorfommenden Anftänden wegen Heimatblofig- 
feit, fi der bundesmäßigen Erledigung durch das eidögenöffifche Recht zu 
unterziehen.” 

„Die ſämmtlichen Fonfordirenden Srände bezogen fich febiglich anf ihre 
feühern Erflärungen; dieſen zufolge nehmen: a) Zürich, Uri, Glarus, 
Bug, Bafel, Thurgau, und Teffin, die Erflärung von Schwyz für 
einen Beitritt zum Konfordaf am, mit Vorbehalt jedoch bed Gegenrechts , 
wenn früher oder fpäter die beigefügten Bedingungen einen nachtheiligen Einflug 
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auf die volle Wirkſamkeit der gedachten Uebereinkunft haben ſollten; — 
b) Bern, Luzern (unter der Erläuterung vom 11. Juli 1822; Off. ©- 
Bd. 11. S. 32, fiebe die vorftehende Note); ferner: Unterwalden, 
Sreiburg, Solothurn, Schaffbaufen, St. Ballen, Margau, 
Waadt, Wallis, Neuenburg und Geuf, — können den bedingten 
Beitritt Löbl. Standes Schwyz nicht anerkennen und behalten gegen diefen 
Lestern, als außer dem Konfordat ſtehend, volle Neziprozität und Konve— 
nienz vor; e) Appenzell ift unter Vorausfegung einer don Schwyz zu 
gebenden Berubigung inftruict, und demnach beim Ausbleiben diefer Beruhi— 
gung außer dem Fall einer Erklärung; d) gegen Graubünden behalten bis 
zu feinem erfolgenden gänzlichen Beitritt, die fämmtliben im Konkordat be: 
griffenen Stände fid) Reziprozität und Konvenienz bor.” 

„Auf diefes hin wurde von der Tagfagung erfannt: „Das Juſtruk— 
„tionszirfulac und den Abfchied für die Zufunft des Gegenftandes des Kon: 
„tordats, betreffend die Ertbeilung von Heimathrechten an die Heimathlofen , 
„zu entladen.” ” (Nro. XLVII. Bd. II der offiz. Samml.) 


XCVI. 


Vollziehung des Konkordats vom 3. Auguſt 1819, 
wegen Ertheilung von Heimathrechten an Hei— 
mathloſe. 


Nachträgliches Konkordat vom 17. Juli 1828. 


4. Dem jeweiligen Vorort wird aufgetragen, die nöthigen Maß: 
regeln zu vollftändiger Anwendung des Kınkordats vom 3. Auguft 1819, 
über Ertheilung von Heimathrechten an Heimathlofe, unter feine unmit: 
telbare Zeitung und Auffiht zu nehmen. 

2. Zum gleichen Zweck werden die eidsgenöffifhen Stände der vor: 
örtlichen Behörde ſowohl die von ihr gewünſchten Berichte ertheilen, 
als zu den Ausmittlungen für die Anwendung des Konfordats die nöthige 
Unterflügung gewähren, und den Ginladungen des Vororts, fei es zu 
beförderlicher gütlicher Ausgleihung, oder zur Ueberweifung an das eids⸗ 
genöſſiſche Recht, im Sinn des Konkordats entfprechen. 

3. Das heimathlofe Individuum darf fih, von feinem Aufent: 
halte auf, an den Vorort zur Erhaltung der im $. 2 angeführten Da: 
zwifchenfunft wenden. Die Kantonalz oder Hrtlidyen Polizeibehörden 
werden einem foldyen Individuum zur Grörterung feiner Anfprüche beför: 
derlich und ohne Koften die nöthige Unterflügung angedeihen laffen. 

4. Die eidsgenöffifchen Schiedsgerichte treten in der Regel während 
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der Tagfakung zufammen. Inſoferne jedoch auf diefen Zeitpunft die 
Geſchäfte nicht Hinlänglich vorbereitet werden könnten, würde die Wer: 
ſammlung des Gerichts nachher mit aller möglichen Beförderung veran: 
ftaltet. 


Note. WBorftehende vier $$. beruhen auf der Zuftimmung von Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Unterwalden ob dem Wald, Glarus, 
Zug, Solothurn, Bafel, Graubünden, Aargau, Thurgau, 
Teffin, Neuenburg und Genf; endlih St. Gallen und Waadt, 
die beiden Lesteren mit Beziehung auf ihre nachftehenden Erflärungen. 

St. Gallen frittet unter Vorbehalt der Ratififation und in dem beſtimm⸗ 
ten maßgebenden Berftande bei, daß die $$. 1 und 2 auf feine allgemeine 
Anordnungen bezüglich, und nur in dem fich ergebenden einzelnen Fällen an- 
wendbar fein mögen, und daß die Schiedögerichte pflichtig feien, ausfchlieglich 
auf die Fundamente des Konfordats vom 3. Auguft 1819 Recht zu fprechen. 

Vaud, n’ayant pas d’Heimathlosen proprement dits, n’eprouve pas le 
besoin de mesures federales relativement à cette classe d’individus; neanmoins, 
dans le but de faciliter les Etats qui se trouvent dans une position diffe- 
reute, il est dispose, pour autant que cela peut le concerner, A enirer dans 
les vues du concordat en quatre articles projete l’annce dernitre; qu’ainsi, 
il en facilitera l’execation, le cas &cheant, soit en donnant tous les ren- 
seignemens que l’on desirerait dans tel ou tel cas parliculier, soit en se 
pretant à toutes les mesures preliminaires propres à assurer le suecès des 
recherches , le tout sous la reserve de ses droits de souverainete, et bien 
entendu que s’il survenait des difficultes qui ne pourraient se lerminer à 
Vamiable, il en serait deeide par les voies conslitutionnelles, au moyen de 
Varbitrage federal, 


Schwyz, Obwalden, Freiburg, Schaffbaufen, Appenzell 
und Wallis haben bisdahin an diefem nachträglichen Konfordat keinen 
Theil genommen. (Nro. LXXIX. Bd. U der offiz. Samml.) 
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IV. Konkordate und Beschlüsse über gerichtliche Verhältnisse. 
a) Civilgerichtliche. 





ACVI. 


KRonfordate, 
betreffend 


die gerichtlichen Betreibungen und Konkurfe, fämmtlich 
beftätigt den 8. Juli 1818. 


A. Forum des zu belangenden Schuldners. 
(Bom 15. Juni 1804). 

Alle Kantone find Fonkordatweife über den Grundſatz überein: 
gefommen: Daß der fefhafte, aufrecht ftehende Echuldner, den alten 
Rechten gemäß, vor feinem natürlichen Richter gefucht werden müffe, 
und in Fällen von Schuldbetreibungen von einem Eidsgenoffen gegen den 
andern darnach zu verfahren fei. 


B. Gerichtliche Betreibungen. 
(Bom 15. Juni 1804.) 

4. Es liegt in den Befugniffen jedes Kantons, feine eigene Rechts: 
pflege in Schuldbetreibungsfachen gefelih zu beflimmen; doc fo, daf 
alle Schweizer ungehemmter und gleicher Rechte genießen, wie die Kan: 
tonsbürger felbft. 

2. Die Standesregierungen find eingeladen, diefe Triebrechte mög: 
lichft zu befchleunigen, und unfofifpielig einzurichten. 

3. Sie werden endlich gegen betrügerifche Falliten entweder fchon 
beftehende Geſetze handhaben, oder find erfucht, wo feine ſolche vorhan: 
den find, das Erforderliche darüber feftzufegen. 





Note. Dieſem Konfordat find XXI Kantone beigefreten; mit Vorbe⸗ 
halt der Konvdenienz gegen den Kanton Schwyz, welcher die Neziprozitäf 
in dem Sinne beobachtet, daß er andere Eidsgenoffen, in Betreibungsfa- 
chen, wie feine Angebörigen behandeln wolle, wenn hinwieder diefen letztern 
in den befreffenden Kantonen gleiches Recht, wie den eignen Angehörigen 
gehalten werde. 


C. Konkurs-Recht in Falliments:Fällen. 
(om 15. Juni 1804.) 
41. In Fallimentsfällen werden alle Schweizer, fowohl in verpfän- 
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deten als laufenden Schulden, in der privllegirten und der allgemeinen 
Klaffe, nad) gleichen Rechten behandelt und Eollozirt , wie die Bewohner 
des Kantons felbit , in welchem der Geldstag vorgeht. 

2. Diefe Gleichheit in Kolofationen und Konkurfen, welche der 
eine Kanton den Einwohnern des andern zufichert, ift nach den befon- 
dern Geſetzen desjenigen Kantons, wo das Falliment ausbriht, zu 
verftehen. 

3. Zwifchen denjenigen Kantonen, welche diefer Verkommniß beitre: 
ten, dürfen , nach ausgebrochenem Falliment, Peine Arreſte auf bewegli⸗ 
ches Eigenthum des Falliten anders, als zu hie der ganzen Schul: 
den: Maffe gelegt werden. 

4. Diefe Beftimmungen find einzig zwiſchen den beitretenden Kan— 
tonen gültig, und gegen die dem gegenwärtigen Verkommniß nicht bei— 
tretenden wird in allen Fällen die Reziprozität vorbehalten. 


Note. Diefem Konfordat find beigetreten: Luzern, Zürich, Bern, 
Uri, Unterwalden, Zug, Breiburg, Golotburn, Bafel, 
Schaffbaufen, Appenzell AU. Rh., St. Gallen, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Teffin, Waadf, Wallis, Neuenburg und 
Genf. Schwyz hat feſtgeſetzt, daß die Angehörigen anderer Kantone in 
iedem Fall nad) den gleichen Rechten, wie die eignen Landleute behandelt 
werden, infofern auch diefe in den betreffenden Kantonen gleich den Kan 
tonsangehörigen betrachtet find. 

Glarus. Nach dortigen Gefeken fol das Weiberguf in die Gant-Maffa 
fallen und der Rüdfall Statt haben. Der Kanton ift indeffen bereit, auf 
den Grundfat der Reziprozität bin, Konfursverfommniffe abzufchließen. 

Appenzell J. Rh. Da imKolge der Randesgefege Alles, was während 
einem Monat , bevor das Falliment ausbricht , von dem Falliten bezahle oder 
verpfändet wird, in die allgemeine Maffa zurückfällt — fo beobachtet Inner: 
Rhoden nur gegen foldhe Kantone, die ihm die Ausübung diefes Rechts 
fihern,, die Grundſätze des Konfordats und behält ſich gegen die andern Re: 
ziprozität und Konvenienz bor. 


D. Gffeften eines KFalliten, die als Pfand in Kredi— 
tors Händen in einem andern Kanton liegen. 
(Bom 7. Juni 1810.) 

1. Es follen in Fallimentsfällen alle einem Yalliten zugehörigen 
Effekten in die Hauptmaffe fallen, ſolche mögen liegen wo fie wollen, 
unbefchadet jedoch der darauf haftenden Nechte und Anſprüche des In— 
haberd. 

2. So oft indeffen der Fall eintritt, daß bei folhen Effekten, die 
in einem andern Kanton als in jenem, dem der Fallit angehört, lie 
gen, entweder das Gigenthum derfelben, oder die Hypothek oder das 
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Pfandrecht darauf, von der Fallimentsmaffe in Streit gezogen wird: 
fo ift felbige gehalten, ihre behauptenden Rechte vor dem fompetenten 
Richter desjenigen Kantons geltend zu machen, in welchem die Effef: 
ten ſich befinden. 





Note. Diefem Konfordat haben zugeſtimmt die Kantone: Luzern, 
Zürich, Bern, Uri, Unterwalden, Zug, Freiburg, Solo— 
tburn, Bafel, Schaffbaufen, Appenzell A. Rh., St.Gallen, 
Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis, 
Neuenburg und Genf. Die Berhältniffe der Kantone Schwyz, 
Glarus und Appenzell J. Rh. und hinwieder die vechtlihe Stellung der 
konfordirenden Kantone gegen diefelben, find ganz die nämlichen, wie bei 
dem gerade vorhergehenden Konfordat. 

(Nro. XXXVII. Bd. I der offij. Samml.) 


XCVIII. 


Forum des zu belangenden Schuldners. 


Erläuterung des am 8. Juli 1818 beſtätigten Konkordats 
vom 15. Juni 1804. 


Dom 21. Juli 1826. 


Vergl. Offiz. Samml. Bd. I. Nro. XXXVIT, A, Seite 282 u. 283, 
(Siehe Nro. XCVII diefeer Sammlung.) 


Die eidsgenöffifhen Stände Zürih, Bern, Uri, Schwyz, 
Obwalden, Glarus, Zug, Solothurn, Schaffhaufen, ı 
Appenzell beider Rhoden, St. Ballen, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Waadt, Wallis und Neuenburg, er 
flären ihre auf den Grundſätzen des allgemeinen Staatsrechts und des 
eidsgenöffifhen Bundesvereins beruhende Ueberzeugung : daß es in den 
Ppflihten der Regierung jedes Kantons liege, über die Handhabung 
aller eingegangenen Verträge und WVerfommniffe, fomit auch des am 
45. Juni 180% abgefchloffenen und am 8. Juli 1818 einmüthig beftä- 
tigten Konfordats über das Forum des fefhaften und auf: 
rechtfiehenden Schuldners, unmittelbar von ihrer Behörde aus 
zu wachen, und daß demnach die Anwendung desfelben in Hinficht auf 
Betreibungen und Arrefte zwifchen Eidsgenoffen verfchiedener Kantone, 
dem Entſcheid gerichtlicher Behörden nicht unterworfen fein fol. Mit 
Anerkennung dieſes Grundſatzes, verbinden die obgenannten Stände 
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eine feeundeidsgenöffifche dringende Einladung an die andern Löbl. 
Mitftände, daf fie diefer dem Konkordat ganz angemeffenen Erflärung 
auch ihrerfeits beitreten, und daß von fämmtlihen Regierungen der 
Eidsgenoſſenſchaft ſolche Anordnungen getroffen werden mögen, wodurd) 
das Konfordat felbft überall aufrecht gehalten und deffen Wirkſamkeit 
beſtens gefichert bleibe. 





Freiburg und Bafel nahmen obige Erflärung ad referendum, äußer- 
ten jedoch zugleich die Zuverficht, daß ihre Stande dem nämlichen Grund» 
fag beipflihten werden, 

Luzern, Teffin, Genf und Nidwalden liegen über die Verhand⸗ 
fung das Referendum walten. 

Am 24. Juli 1826 erfläcte die Gefandtfchaft von Graubünden: 
„Daß fie gegen diejenigen Kantone, welche in Hinficht auf die Vollziehung 
des eidsgenöffifhen Konkordats vom 15. Juni 1804 und vom 8. Juli 1818 
über den Gerichtsftand des feßhaften und aufrechtfiehenden Schuldners, ſich von 
der Mehrheit getrennt halten wurden, — die Rechte ihres Standes und deffen 
—— Konvenienz vorbehalten müſſe.“ (Nro. LXII Bd, II der offiz. 
Samml.) 


Luzern ſtimmte am 6. Juli 1827 der Erläuterung bei; eben fo Nid- 
walden, Freiburg und Teffin unter gleihem Datum. Verſchiedene ab- 
weichende Vota von 1827 (unter welchen dasjenige von Waadt von der 
Mehrheit der Tagfagung als ein Rücktritt von feiner frühern Zuſtimmung 
zuc Erläuterung und vom Konfordat felbft angefeben wurde) veranlaßten im 
Jahr 1828 nachſtehende Erflärungen: Waadt verfieht das Konkordat in dem 
Sinne, daß die Angehörigen anderer Kantone diefelden Rechte genießen follen, 
wie die eignen Bürger, und daß ihre Güter nur nach den gleichen Gefegen 
mit Arreft belegt werden fünnen, wie die Güter der legtern. Waadt verlange 
daher Feine andere Reziprozität als diejenige, die aus diefer Erklärung ber 
borgeht. 

Bafel beftätige feine frühere Erklärung, daß es das Konkordat hinſichtl ich 
des Forums des zu belangenden Schuldners freu gegen alle Eidsgenoffen be» 
obachten werde. Hingegen kann ed der Erläuterung nicht beitreten, weil es 
darin einen neuen Grundfag erblidt, dag nämlich, mit Beifeitlaffung der in 
vielen Kantonen bon der bollziehenden Gewalt ganz unabhängigen Gerichte die 
Anwendung des Konfordats vom 15. Juni 1804 auf die einzelnen Fälle von 
Regierungswegen ausgehen fol, während doc) die Erörterung über Mein und 
Dein in der ausfchlieglihen Befugniß der Gerichte flieht. Dies it der Fall 
in dem Kanton Bafel. Die fonveräne Behörde übergibt den Gerichten die 
mit andern Kantonen eingegangenen Konfordate als leitende Norm ihres Ver—⸗ 
fahrens und wacht für die getveue Erfüllnug flaatsrechtlicher Verpflichtungen, 
Da nun die Gerichte eine eben fo gute Gerwährleiftung, wie die Regierung 
ſelbſt, für gefegmäßiges Verfahren geben, fo hofft Baſel die andern Stände 
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werben fich durch diefe Erflärung beruhigt finden. Genf beruft fih auf feine 
feübern Erklärungen. Es wird die Beflimmungen des Konfordats von 1813 
über Arrefte pünktlich erfüllen. Aber die in feiner Verfaſſung begründete voll. 
ſtändige Trennung der richterlihen und vollziebenden Gewalt erlauben ihm 
nicht, das neue Konkordat anzunehmen, das nicht eine mothivendige Erläute- 
rung des Konkordats über das Forum ift, fondern eine neue, wefentlich verfchier 
dene Belimmung, deren Annahme allein von der Konvenienz der Kantone ab» 
hängt. Vergl. den Abfchied b. 1827 S. 49 u. 50, und von 1828 ©. 54 
u. 55. (Nro. LXXXI Bd. 11 der off. Sammil.) 


Note. Baſel erklärte (14. Heumonat 1829), in Uebereinftimmung mit 
feinem früheren Botum, daß dieſer Stand den Grundfägen des Konfordats 
bon ‚1804 und 1818 unbedingt beipflichte, indem a) alle Schweizer ungebemm« 
fer und gleicher Rechte genießen, wie Die Kantonsburger felbft; b) der feßbafte,, 
aufrechtftiehende Schuldner in allen Fallen vor feinem natürlichen Richter gefucht 
werden müffe. 

Nach den bafelfcyen Gefegen Fann nämlich nur dann Arreftanlegung eintces 
fen, wenn der Schuldner entweder Aüchfig, oder der Konfurs ausgebrochen ift, 
und in diefem letztern Falle findet die Befchlagnahme einzig zu Gunften der 
Maſſe Statt. Da in beiden VBorausfegungen die Eigenfchaft eines feßhaften 
und aufrechtftehenden Schuldners wegfällt, fo iſt Bafel im ftrengften Sinne 
fonfordirend. 

Was die Art und Weife der Ausführung befrifff, fo ift bei der verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Trennung der Gewalten die Erfanntnif über Arreftanlegungen 
allerdings eine Handlung der Gerichtsbehörden; diefelben follen aber Dabei das 
Konfordat von 1804 und 1818 auf's genauefte beobachten, was ihnen noch ganz 
neulich, bei Anlaß der vorjahrigen (1823) Berathung, auf das beflimmtefte 
eingefchärft worden if. Sollten die Gerichte jemals dasfelbe aus dem Auge 
laffen,, fo wurde die Regierung ihre Intervention nie verweigern, um eine ums 
bedingte und bollftändiae Anwendung des Konfordats zu bewirken. 

Wenn alfo die Regierung von Bafel, zwar nicht nach dem Wortfinn der 
Erläuterung vom 24. Juli 1826, die Vollziebung des Konfordats den Ge 
richten entziehen kann, um in dem einzelnen Zälen felbft den Entfcheid zu 
geben, fo entipricht fie Doch dem Geiſte jenes Zuſatzartikels, indem fie über 
die Ausubung duch die Gerichte von fi aus wacht. 

Es bofft daher die Gefandtihaft zuverfichtlich : die gegenwärtige Erflä- 
rung werde allen 9. H. Mititänden die bollfommenfte Garantie und Beru- 
bigung gewähren, und man werde Bafel nicht mehr in die Reihe derjenigen 
Kantone fielen, welche die Grundfäge des Konkordats nicht in ihrem vollen 
Umfang anerfennen und handhaben. (Nro. CXXVIN Bd. 2, der offis. 
Sammi.) 





XCIX. 


Erbfälle au einem Kanton in den andern, Wesi: 
prozitätögrundfjag bei denfelben. 


Konkordat vom 24. Suli 1826. 


Es foll im jedem Kanton zu den fich dort ergebenden Erbfchaften 
der Angehörige eines andern Kantons in allen Fällen nad) gleichem 
Rechte wie der eigene Kantonsbürger zugelaffen werden. 


Note. Zur Annahme diefes Grundfages haben Zurich, Bern, Uri, 
Schwyz, Soluthurn, Bafel, Aargau, Thurgan, Teffin, Zug, 
Waadt, Wallis, Neuenburg, und Genf, unbedingt — Glarus, 
Schaffhauſen und Graubünden mit Natififationsvorbehalt, fich konkor⸗ 
datsweiſe bereinigt; wobei Graubünden erflärt, daß — ungeachtet des 
KRatififationsvorbehaltd — das Benehmen des Standes dennoch, wie bisher, 
fortdanernd Fonfordatsgemäß fein werde. 

Luzern, Nidwalden, Appenzell, und Sf.Gallen, im Wider: 
fpruche mit dem aufgeftellten Grundfage, Obwalden aber ex instruclione, 
nahmen die ganze Verhandlung ad referendum, 

Freiburg übt den Grundfag des Konkordats in vollem Maße, bezieht 
fih aber auf eine bevorfteheude Nevifion feiner Zivilgefeggebung und kann fid), 
in deren Gewärtigung, nicht zum Voraus binden laffen ; enthält ſich daher der 
Abfimmung. (Nro. LXIII Bd, 2 der offiz. Sammi.) 

Gegen die diffentirenden Stände haben fodann Zürich, Uri, Schwyz, 
Graubünden wud Thurgau fih das Gegenreht und die KRonvenienz 
vorbehalten, (No. XVII. Bd, I der offiz. Samml.) 


Durch die im Jahr 1827 von Glarus, Zugund Schaffhbaufen, und 
im Jahr 1828 von Graubünden erflärte Ratififatiou befteht nun das Konkor⸗ 
dat unter 17 Ständen. Die Erflärungen der Diffentirenden: Luzern, Um 
terwalden, Appenzell, St. Gallen und Freiburg fiebe oben und 
ausführlich im Abfchied von 1827 S. 50 u. 51. Im Jahr 1823 beſchloß die 
Tagfagung die Weglaffung des Gegenftandes aus Abſchied und Traftanden. 
(Nro. LXXXII Bd. II der offiz. Samml.) — Luzern ift am 8. Juli 1829 
gleichfalls beigetreten. (Neo. CXXIX Bd. 2 der offii. Sammi.) 


C. 

Beſchluß wegen Gültigfeit der endlichen Urtheils— 
fprüche der ehemaligen helvetifchen Gerichtshöfe. 
(Bom 14, Juli 1806; beftätigt den 13. Juli 1818.) 

Die Tagfagung, im Namen der Hohen Stände der Gidsgenoffen- 
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ſchaft, anerkennt den Grundſatz: daß die zur Zeit dee helvetiſchen Re⸗ 
gierung von dem oberſten ©erichtshof in Zivilſachen erlaffenen endlichen 
Urtheilsſprüche, worüber nad) damaligen Geſetzen weder Weiterzichung 
vor eine höhere Inſtanz, noch Refurs, noch Revifion hätte Statt haben 
fönnen, in Kraft verbleiben und von den löbl. Kantonen gehandhabt 
werden follen. (Nro. LI, Bd. I der offiz. Samml.) 


b) Polizei: und Kriminalgerihtlide. 
CI. 
Konfordat, 


betreffend die Ausſchreibung, Verfolgung, Feſtſetzung und 
Auslieferung von Verbrechern oder Befchuldigten; die 
dießfälligen Koften; die Verhöre und Evofazion von 
Zeugen in Kriminalfällen; und die Neftitution geftohle: 
ner Effekten. 


(Bom 8. Juni 1809; beflätige den 3. Juli 1818.) 


Wir die Abgefandten der Kantone der ſchweizeriſchen 
Eidsgenoffenfhaft auf der ordentlihen Tagfakung ver: 
fammelt, — thun fund hiemit: 

Daß Wir zu Befeftigung Unferer Bundes = und freundnachbarlichen 
Berhältniffe, insbefondere dann zu Beförderung der Ordnung und ge: 
meinen Sicherheit, die nahftehende gegenfeitige Ueberein: 
funft, in Rüdficht der Ausfchreibung, Verfolgung, Feltfegung und 
Auslieferung von Verbrechern oder Beſchuldigten, und der dießörtigen 
Koften, fo wie auch in Betreff der Verhöre und Evokation von Zeus: 
gen in Sriminalfällen, endlid dann der Reftitution geftohlener Effekten, 
abgefchloffen haben: 

1. 

Wenn Perfonen, die wegen eines Griminalvergehens entweder bereits 
beftraft, oder aber eines folchen befhuldigt find, aus dem Kanton, wo 
fie ihre Strafe auszuftehen haben, oder wo die Unterfuchung des ans 
gefchuldigten Werbrechens vorgenommen werden fol, entweichen; fo 
follen ſolche (laut beſtehender Worfchrift) ordentlicher Weiſe durch fürm: 
liche Stedbriefe oder Signalements verfolgt werden. 

2 


Die Signalements folder Flüchtlinge fowohl, als diejenigen der 
Verwieſenen, follen einzeln oder bogenweife und in hinreichender Anzahl 
von Exemplaren, den fänmtlihen Kantonen, zu Danden ihrer Polizei: 
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angeftellten, mitgetheilt werden. Sie follen, gemäß dem bereit8 am 
12. Juni 1807 von der Tagfagung genehmigten Formular , die folgen: 
den Rubriken enthalten: 

a) Den Namen, Bornamen, und den allfälligen Zu» oder Gauners 
namen. 

b) Den Geburts = und den legten Aufenthaltsort, fammt Anzeige, 
unter welcher Botmäßigfeit er liege. 

ec) Das Alter. 

d) Die Höhe, mit beftimmter Anzeige, nach welchem Maß diefelbe 
berechnet fei. (Es wird hiefür zu allgemeiner Uebereinftimmung 
der Parifer-Fuß von 12 Zoll empfohlen.) 

e) Die Farbe der Haare, der Augenbraunen und der Augen. 

f) Die Geftalt der Stirne. 

g) Die genaue Befchreibung der übrigen Gefichtstheile, befonders 
aber der ‚Zähne. 

h) Die Figur des Körpers, mit vorzüglih genauer Bezeichnung 
der etwa vorfindlichen befondern Merkmale. 

i) Die Kleidung. 

k) Das Verbrechen des Signalifirten, oder der auf ihm ruhende 
Verdacht. | 

1) Die Behörde, an welche er im Betretungsfall einzuliefern ift. 

m) Den Ort und das Datum der Ausfchreibung, und die Angabe 
der Behörde, won welcher diefelbe verfügt wird. 

3 


Auf folhe, durch Steckbriefe Verfolgte oder Ausgefchriebene, laffen 
die Regierungen fämmtlicher Kantone achten, und auf den Fall der 
Entdeckung diefelben verhaften. 

4. 

Bon dem erfolgten Verhaft foll fogleich derjenigen Regierung, 
welhe die Ausfchreibung oder den Steckbrief erlaffen hat, Bekannte 
fihaft gegeben, und derfelben, infofern fi) der Ausgefchriebene Feines 
größern Verbrechens in einer andern Botmäßigkeit fhuldig gemacht 
hat, die Auslieferung angetragen werden. 

5 


Eben fo foll die Auslieferung folder Verbrecher, melde noch nicht 
ausgefchrieben,, aber, im Verfolg der gerichtlichen Unterfuchung, eines 
in einer andern Botmäßigkeit begangenen Kriminalverbrechens geftändig 
wären, von der betreffenden Regierung derjenigen, im deren Gebiet 
das größere Verbrechen begangen worden, angetragen werden. 

6 


In folgenden befondern Fällen, find die Polizeldiener eines Kantons 
Schweiz. Staatsr. I. Bd. 46 
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berechtigt, Verbrecher in andere Kantene zu verfolgen, und ſie allda 
anzuhalten. 

a) Wenn Polizeidiener, in Verfolgung der Spur von flüchtigen 
Verbrechern oder Beſchuldigten, auf die Gränze der Botmäfig- 
feit , welcher fie angehören, kämen, und durch eine noch fo kurze 
Zögerung diefe Spur verloren gehen, biemit die gemeine Sicher: 
heit durch Gntweihung der verfolgten Perfonen Gefahr laufen 
würde. In diefem Fall find die verfolgenden Polizeidiener ver- 
pflichtet, fi) vor dem auf ihrem Wege zunäcft befindlichen 
Polizei: oder Gemeindsbeamten des benachbarten Kantons zu 
ftellen, und von ihm die in feinem Falle zu verweigernde Bewil- 
ligung und allfällige Handbietung zur fernern Nachfegung zu bes 
gehren. 

Menn Polizeidiener eines Kantons, welche fi mit Transport: 
oder dergleichen Befehlen in einen andern Kanton begeben, in 
demfelben zufällig Ausgefchriebene zu Gefiht bekommen. 
c) Wenn Gefangene auf dem Transport entweichen würden. 

7 


b 
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Bedarf der verfolgende Polizeidiener außer dem Kanton einige Hülfe 
zur Arretirung, Eskortirung oder fonft, fo foll ihm dieſelbe auf Vor— 
weifung eines Befehls, oder fonflige Legitimation, von fämmtlicyen 
Polizeidienern oder Ortsbeamten umverweigerlich geleiftet werden. Iſt 
diefe Handbietung momentan, fo wird fie umentgeldlich geleiftet, follte 
fie aber von Dauer fein und etwa in Verſtärkung der Eskortirung 
von Gefangenen beftehen, fo ift in folchen Sällen der hienach (Art. 41 a) 
feftgefegte Tarif anwendbar. 

8. 

Erreicht ein Poligeidiener eines Kantons, außer demfelben, ausges 
fchriebene oder befchuldigte Verbrecher, fo ift er in allen Fällen gehal= 
ten, fie zu dem obern Regierungsbeamten des betreffenden Bezirks 
zu führen, demfelden feinen Befehl, worunter auch ein Signalement 
begriffen iſt, vorzumeifen, oder die Gründe der Anhaltung bekannt 
zu mahen, und die Bewilligung zur Abführung, welcher ein Prä⸗ 
fognitionsverhör vorangehen foll, zu gewärtigen. 

9 


Sollte der betreffende Beamte Bedenken tragen, oder nicht compe= 
tent fein, die Abführung von fi aus zu bewilligen, fo forgt der= 
felde nichtsdeftoiweniger einfhweilen für die Sicherheit des Arreftanten, 
gibt dem Polizeidiener einen Schein der veranftalteten Arretirung, und 
erftattet fodann ohne Verzug Bericht feiner Regierung, welche über 
die Geftattung der Auslieferung erkennt, und auf den Fall der Mer: 
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weigerunz, derjenigen Regierung, deren Polizeidiener die Feſtſetzung 
vollzogen hat, ihre Gründe anzeigt. 
10. 


In allen Fällen, wo Auslieferungen Statt haben, läßt die Regie— 
rung, welche diefelben anbegehrt, oder angenommen hat, den oder 
die Gefangenen auf gutfindende Weile auf ihre eigenen Koften im 
Verhaft oder Hauptort des betreffenden Kantons abholen. 

ik. 

Falls aber diefe Regierung aus befondern Gründen die Gefange- 
nen nicht felbft abholen ließe, ſondern die Regierung des Kantons, 
wo diefelben gefangen figen, um die Ueberlieferung anfuchen würde, 
fo kann diefelbe nicht verweigert, und foll alsdann für den Transport 
bezahlt werden: 

a) Einem Führer für jeden Tag Hin: und Herreife, deren Zahl 

in dem Zransportbefehl en Fälle vorbehalten) 


zu beftimmen find . ; Fr. 2 
oder von einem halben Tag ; . . — 4 
b) Für Unterhalt eines Gefangenen. . . DB$. 7 


ce) Wenn ein Gefangener, wegen Alters = oder Geſundheitsſchoech⸗ 
heit, außer Stande wäre, die Reiſe zu Fuße zu machen, ſo 
ſoll dieſes von der betreffenden Behörde in dem Transportbefehl 
beſcheinigt, und alsdann der Gefangene mit möglichſt geringen 
Koſten auf einem Fuhrwerke transportirt werden; die daherigen 
Koſten werden ebenfalls von derjenigen Regierung beſtritten, 
welcher der Gefangene zugeführt wird. 

12. 


Für den Unterhalt eines Gefangenen im Verhaft, bis zu deſſen 
Auslieferung, ſollen von derjenigen Regierung, welcher der Gefangene 
zugeführt wird, vom Tage der Feſtſetzung an zu rechnen, täglich 
7 DB. , alle Unterhalts:, Heigungs: und andere Koften einbegiffen, 
vergütet werden. 

Zu Vermeidung aller unnützen Koften, foll in der Regel die aus: 
liefernde Megierung den Antrag fpäter nicht als binnen den erften 8 
Tagen, nad der Berhaftnehmung, exlaffen. 

: 43, 

Sollte aber der im Met. 5 bezeichnete Fall eintreten, und ein 
Verbrecher auch fpäter, im Verfolg einer Unterfuchung von Vergehen, 
die er in dem Kanton, wo er gefangen figt, begangen hat, größer, 
in einem andern Kanton verübte Delikte befennen, fo fol dann, im 
Fall der Auslieferung, der diefelbe annehmende Kanton, die Atzungs⸗ 
foften nur von dem Tage des gefchehenen Antrags an, zu vergüten 
ſchuldig fein. 
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14. 

Iſt die Arretirung eines Gefangenen von ſolcher Wichtigkeit, daß 
diejenige Behörde, melde denfelben hat ausfchreiben laſſen, eine Des 
fohnung auf feine Einbringung gefeht hat, fo wird folche ebenfalls 
von derfelben ausgerichtet, wenn ſchon die Verhaftung außer ihrer 
Botmäßigkeit Statt gehabt hätte. 

.45. - 

Außer den obbemeldten Koften follen feine andern, weder für 
Verhöre noch Sfripturen, oder Ein = und Austhürmung ıc. angefeßt, 
fondern die Auslieferung gegenfeitig umentgeldlich geftattet werden. 

16. 


Die nad) diefem Tarif einzurichtenden Koftensnoten, werden je: 
weilen nach vor ſich gegangener Auslieferung, von einer Regierung 
zue andern, oder in ihrem Namen durch die dazu begwältigten Bes 
hörden berichtigt. 

17. 

Sollte aber der auszuliefeende Werbrecher bei Geld fein, und über: 
haupt Vermögen befigen, oder zu erwarten haben, fo follen alle er: 
gangene Verhafts-, Prozeß- und Judizialfoften (falls er dazu verurs 
theilt wird) nad dem Tarif des Kantons, in welchen die Sentenz 
ausgefprochen wird, davon erhoben werden, zu welchem Ende ſich die 
Kantone gegenfeitig zu jeder Handbietung verpflichten, um diefe Koften 
da, wo das Vermögen des Delinquenten liegt, zu erheben. 

18. 

Falls die eine oder andere Regierung Gefangene transportiren ließe, 
welche ordentlicher Weile andere Botmäßigfeiten betreten müßten, fo 
ift gegenfeitig feftgefegt : 

a) Daß der Führer des Gefangenen mit einem fürmlichen Transport: 

befehl verfehen fein folle. 

b) Daß diefer Befehl bei dem Eintritt in einen andern Kanton, 
dem erſten von der Hauptſtraße nicht abgelegenen Regierungs: 
beamten vorgewiefen, und von felbigem dahin vifiet werden folle, 
daß dem Führer, fo lange er, fi auf diefer Botmäßigkeit be: 
findet, die allfällig benöthigte Handbietung geleiftet werde. 

c) Daß, wenn der Führer auf feinem Wege den Hauptort des 

Kantons paffiren würde, er den Befehl dafelbft noch von dem 
erfien Polizeibeamten vifiren laffen folle. 
Daß ein Gefangener, auf Begehren des Führers, über Nacht 
gegen Erlegung von 3 Bk., 5 Rp. in die Gefängniffe aufge 
nommen und verföftiget werden foll; daß aber, im fall der: 
felbe aus befondern Urfachen einen oder mehrere Tage in Verhaft 
bliebe, der Führer des Gefangenen fogleich für jeden Tag 7 BR. 
zu bezahlen habe. 


d 
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19, 

Märe es nothiwendig, daß zu Erhebung eined MWerbrechens oder 
feiner Umftände, Angehörige des einen oder des andern Kantons, zur 
Ablegung eines Zeugniffes einvernommen werden müßten, fo werden 
diefelben, auf vorläufige Erfuchungsfchreiben, die „Zeugniffe der Me: 
gel nach vor ihrem natürlichen Richter ablegen. Die perfönliche Stellung 
der Zeugen fann aber auch in außerordentlichen Fällen, wenn näm— 
lid) ſolche zu Konfrontationen oder zu Anerfennung der Ydentität eines 
Verbrechers, oder von Sachen ꝛc. nothivendig ift, von der betreffen: 
den Megierungsbehörde begehrt, und foll, ohne erhebliche, der anz= 
fuchenden Regierungsftelle anzuzeigende Gründe, niemals verweigert 
werden. 

20. 

In diefem Fall machen ſich die Kantone swechfelfeitig anheiſchig, 
dem Zeugen an Entfhädigung und allfälligem Vorſchuß zufommen zu 
laffen, was, nad) Maßgabe der Entfernung und Dauer des Aufent= 
halts, auch in Berücfichtigung des Standes, ‚des Gewerbes und ans 
derer Verhältniffe des requirirten Zeugen, billig ift; fo daß von Seite 
der Behörde, welche die perfönliche Zeugenerfcheinung verlangt hat, 
eine vollftändige Entfhädigung geleiftet werde, 

21. 


Gegenftände und Sachen, die erwiefener Maßen in einem Kanton 
geftohlen oder geraubt, in den amdern gefchleppt, und dort, gleich: 
viel wo und bei wen, in Natura gefunden werden, follen getreulich 
ongezeigt und, ganz unbefchwert von Prozeßerfaß = oder dergleichen 
Koften, dem Eigenthümer zurück geftellt werden; dagegen aber foll 
der Regreß des Befchädigten auf feinen Verfäufer, nach den Givilge: 
ſetzen, offen bleiben, und durch die betreffenden Regierungen gegen: 
feitig unterftügt werden. 

Die Koften dann, welche die Ablieferung, der Transport, und 
der allfällige Unterhalt der reftituirten Gegenftände verurfachen , werden 
von demjenigen Kanton getragen, an welchen die Auslieferung gefchieht. 

Sollten aber die geftohlenen Waaren oder Effekten nicht mehr vor⸗ 
gefunden werden, fo bleibt dem Befchädigten die Grfagflage gegen den 
Beichädigenden offen, und diefe werden aud die betreffenden Regie: 
sungen beſchützen. 


Note. Diefes Konkordat befteht zwifchen den Kantonen: Luzern, 
Zürich, Bern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Glarus, 
Ereiburg, Solothurn, Bafel, Scaffbaufen, Appenzell, 
St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin, Wal- 
lis und Neuenburg. 
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Waadt tritt den Bellimmungen des Konfordats bei; mit Ausnahme 
der $$. 6, 7, 8,9, 10 und 19, worüber der Kanton befondere Nerfomm- 
niffe mit Den Mitftänden zw errichten vorziebt; und ferner mit Ausſchluß 
des $. 17, weil dort nicht die Regierung, fondern die richterlichen Behörden 
die Erhebung der Koften geftatten können. 

Genf bat fi) über die Bedingungen feines Beitritts folgendermagen 
erklärt: 

1. „Que la demande en exiradition des condamnes et des coupables 
„presumes, reelames par le canton sur le territoire duquel le erime aurait 
„ele commis, ne sera admise par le canton dans le terriloire duquel ils se 
„seraient refugies, que pour les crimes contre la sürete exterieure et in- 
„terieure de l’Etat, la fabrication de fausse ımonnaie, le faux en £critures 
„publiques, l’assassinat, l’eımpoisonnement, l’incendie, le vol avec violence 
„ou effraction; la Iegislation du canlton duquel l’extradition est requise , de- 
„terminera si le crime commis se trouve compris dans ceux ci-dessus. 

2. „Que les ressorlissans du Canton du Gentve, dont l’extradition se- 
„rait effectute ‚ne seront appliques ni preparatoirement ni definilirement & 
„la question, et qu'ils ne seront en aucun cas soumis avant la condamna- 
„tion & aucune espece de peine ou de conlrainte corporelle , aulre que l’em- 
„ Pprisonnement. 

3. „Que la recherche ou l’arrestalion des condamnes ou des coupables 
„Ppresumes, ne pourront se faire par les employ&s de police d’un canton 
„sur le territoire d’un aulre canton que dans la forme determince par les 
„lois. 

4, „Que, lorsqu’il s’agira de coupables presumes, l’extradilion ne sera 
„point opérée sur de simples signalemens, mais sur des pieces, que les 
„autorité s competentes du canton, oü les indıvidus seraient arräits, jnge- 
„raient suffisantes pour constater qu’ils sont dans un etat lögal de pröven- 
„tion ou d’accusation des crimes indiquees ci-dessus, 

5. „Que dans le cas d’tvocalion d’un témoin, s'il se trourait complice, 
„il sera renvoyt par devant son juge naturel, aux frais du Gouvernement 
„qui laurait appele. 

6. „Que l'extradition serait accordee pour tout condamne ou prevenu 
„d'un crime non speeifie en Vartiele premier, si le condaınne ou prevenu 
„est ressorlissant du canon, qui en fait la demande, pourvu que le dit 
„erime soit qualifie comme tel dans le canton auquel la demande en exlra- 
„dition est adressce. 

7, „Que, quant & la rerendication des eflets voles ou enleves dans un 
„eanton el transportes dans un autre, elle derra avoir lieu conformement 
„aux lois observees dans ce dernier canton A l’egard de ses propres ıessor- 
„tissans. 

8. „Que le eoncordat, ainsi modifit, durera dix ans et qu'il expirera 
„ie 4. Juillet 4829, s’il n’est renouvele, (Nro. XLIV, Bd. I der offiz. 
Sammil.) 
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Note. Dader Stand Genf dieſem Konkordate nur anf zehn Jahre umter 
gewiffen Bedingungen beigetreten war, fo hat die Gefandtichaft dieſes Standes 
am 14. Auguft 1829 uber die fernere Theilmahme desfelben an erwähnten 
Konkordat folgende Erklärung abgegeben : 

Le terwe de dix annees, pour lequel le canton de Gentve avait adhere 
au concordat, conclu en 1309 et confirme en 1818, sur l’extradition re- 
eiproque des criminels de canlon à canton, etant ecoule, le Gonseil- 
Souverain a renouvele son adhesion au dit concordat, en apportant & ses 
reserves, inserees au reces de 1319, les modificalions ci-apres: 

Deuxiöme reserre. Que dans les cantons oü la torture soit queslion 
aurait Ele wmainlenue ou e«tablie, les individas, aulres que leurs propres 
ressortissans, dont l’exiradition serait eflectuce, n’y seront appliques, mi 
preparatoiremnent ni definitivement, et ne seront en aucun cas soumis avant 
la condamnation à aucune espece de peine ou de contrainte corporelle, 
aulre que l’emprisonnement. 

Sixitme reserve. Que l’extradition sera accordee pour tout condamne 
ou prevenn d’un erime non spéeifié en l’article premier, quel que soit le 
eanton duquel il ressorte et celui qui fasse la demande de l’extradilion, 
pourva que le dit erime soit qualiie comme tel dans le canton auquel la 
demande en extradilion est adressce. 

I.a huitieme reservre est supprimee, et l’adhesion du canton de Gentre 
est donnee sans fization d’aucun terıne. (Mo. CXXVI, Bd. U der offiz. 
Samm!.) 


CH. 


Konfordat wegen gegenfeitiger Stellung der Fehl: 
baren in Polizeifällen. 


(Bom 7. Juni 1810, beflätigt den 9. Juli 1318,) 


Die konkordirenden Stände wollen, bei allgemein anerfannten Pos 
lizeivergehen, die aus altzeidsgenöffifcher Uebung hervorgegangene Stel⸗ 
lung der Schuldigen, auf fürmlihe Requifition hin, geftatten. 


Note. Aargau und Teſſin behielten die Ratififafion, Waadt und 
Mallis das Referendum vor. Genf lehnte den Beitritt ab. (Nro. XLVI, 
Bd. I der offiz. Sammi.) Teffin trat am 4. Juli 1820 bei; fremd blie- 
ben diefem Konfordare mithin Aargau, Waadt, Wallis und Genf. (XXI 
in Bb. Il der offiz. Sammi.) 


V. -Konkordate betreffend Polizeiverfügungen. 


CHI. 
Konfordat wegen gegenfeitiger Auslieferung ber 
Ausreißer von befuldeten KRantonstruppen. 
(Bom 6. Juni 1806, beftätigt den 9. Juli 1818.) 


Die Stände Luzern, Zürich, Bern, Uri, Unterwalden, 
Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Graubün: 
den, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis, Neuen: 
burg und Genf, — haben fi, jedod ohne Beziehung auf kapitu— 
lationsmäßige Dienftverhältniffe mit dem Ausland, die gegenfeitige 
Auslieferung der Ausreißer ihrer Kantonaltruppen, feien es Landjäger 
und Polizeinäfcher oder Militärs aus eigentlichen Standesfompagnien, 
Fonfordatweife neuerdings zugefichert ; in dem Verſtand übrigens : daf 
in feinem Falle dem Kanton, welcher die. Auslieferung leiftet, dießfalls 
Koften aufgebürdet werden Fönnen. 





Note. St. Gallen will freundfchaftlich die Erflärung des Grundfaßes be: 
folgen. ohne durch ein förmliches Konkordat eine Verbindlichfeit zu übernehmen. 

Schwyz nimme feinen Antbeil an dem Konfordat. — Schaffbaufen 
läßt darüber das Referendum walten. — Appenzell bebätt fih die Con— 
venienz vor. (Mro. XLV, Bd. I der offij. Samml.) 


Note. In Folge der am 26. Heumonaf und 5. Herbfimonat 1836 ſtatt 
gebabten Verhandlungen, hat die Mehrheit, der bei diefem Konfordate be- 
theiligten achtzehn Stande die löbl. Stände Bern, Zurich, Solotburn, 
Graubünden, Nargau und Bafellandfihaft, auf ihr Werlangen, 
aus demfelben entlaffen. (Mbichied von 1836, S. 164, 199.) 


CIV. 
Konkordat, betreffend die PVolizeiverfügungen gegen 
Gauner, Zandftreicher und gefährliches Gefindel. 
(Bom 17. Juni 1812, beftätige den 9. Juli 1818.) 


1. Die Polizei gegen Reifende fol vervollfommnet, die Beding- 
niffe, unter denen Päffe ertheilt werden, und die ausftelende Behörde, 
fo wie die Requifite der Päffe, mäher beftimmt werden, und namentlich: 

‚a) Päffe für das Ausland, fo wie, wenn es Zandesfremde betrifft, 
auch die Päffe für das Innere, follen entweder einzig und allein 
von den Regierungsfanzleien ausgeftellt, oder, wo es die Loka— 
litäten nicht geftatten, zwar aud von dem Obervollziehungs- 
beamten ausgeftellt, allemal aber von den Regierungskanzleien 
viſirt und im eine ©eneralfontrolle eingetragen werden. 
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b) Für das Innere der Schweiz follen die Päffe nur von den Re— 
gierungskanzleien oder den obern Vollziehungsbeamten,, und zwar 
allein auf ſolche Belege hin ertheilt werden, die über die Indi— 
vidualität des Paßträgers fichere und beruhigende Auskunft zu 
geben vermögen; um zu verhüten, daß nicht Bettler, Vaganten 
und gefährliche Leute, unter dem Schuße eines Paffes, ihr We: 
fen im Innern der Schweiz treiben, den Landleuten durch Ab— 
forderung von Herbergen, Almofen u. f. w. beſchwerlich fallen 
oder gar das Gaunerweſen treiben. 

c) Es foll ein gemeinfames, in der Schweiz ausſchließlich geltendes 
Pafformular eingeführt werden, das alle die Requifite, deren 
ein wohl eingerichteter Paß bedarf, enthalten fol, und 

d) Die Kundfchaften für Handiwerfsgefellen follen gänzlich abgefchafft 
und dagegen Wanderbücher, wie folche in Deutfchland gebräuch— 
ih find, eingeführt und einzig von den obern Vollziehungs: 
beamten ausgeftellt werden. 

2. Sämmtliche Stände verpflichten fih, ein wachſames Auge au 
haben auf Klöfter und andere Orte, wo Almofen ausgetheilt werden; 
alle ſich dort vorfindende Heruflofe Leute zu ergreifen und nad) Maß: 
gabe der Umftände entweder wegzufhaffen, oder, wenn es Signalifirte 
find, an den ausfchreibenden Richter abzuliefern; vorzüglich aber auf: 
merffam zu fein auf DiebsHehler, auf DBetteljuden, durch die das 
Gaunerweſen alimentirt wird; mit aller Strenge gegen diefelben zu 
verfahren, und mit vereinigter Kraft und in Verbindung mit den be— 
nachbarten Mitftänden die zweckmäßigſten Maßnahmen zu Aufrechthal: 
tung der inneren Sicherheit zu treffen. 

3. Bon allen Ständen wird der Grundſatz als verpflichtend an: 
genommen, feine der gemeinen Sicherheit gefährliche Schweiger zu vers 
bannen, fondern fie im einheimifchen oder ausländifchen Anftalten in 
Erhaltung zu feßen; im Hinficht der Fremden aber folhe Maßnahmen 
zu treffen, daß ihre Wegfhaffung aus der Schweiz den Mitftänden 
nicht gefährlich werde. Weil aber in mehren Kantonen ſich Feine oder 
wenigftens Feine hinreihenden Anftalten finden, fo wird 

4. die eidsgenöffifche Behörde eingeladen, mit fremden Staaten 
Negoziationen einzuleiten, zu dem Endzweck, daß die einheimifchen 
Verbrecher in Äußere Zuchthäufer oder in entfernte Kolonien aufgenom: 
men werden; nach deren fruchtlofem Erfolge es ſich dann fragen wird, 
inwiefern es denen Kantonen, die Feine Zuchthäufer befigen, anftehen 
—* zu Errichtung gemeinſamer Zuchthäuſer ſich zu vereinbaren, und 
endlich 

5. die ſignaliſirten Verwieſenen, vorzüglich wenn es Landesfremde 
ſind, ſollen von der Polizeibehörde des Kantons, wo ſie aufgegriffen 


— 258 — 


worden, mo möglich über die Grenze der Gidsgenoffenfchaft gebracht ; 
falls aber deren Wegſchaffung über die Grenze nicht möglidy wäre, 
diefe Verwieſenen wiederum dem Kanton zugeführt werden, vöelcher 
die Verbannungsftrafe gegen fie ausgefprochen hat; die Signalifirten 
hingegen, deren Arreſtation verlangt wird, follen derjenigen Behörde 
ausgeliefert werden, von der fie ausgefchrieben worden find. 


Note. Der Stand Neuenburg if diefem Konfordate nicht beigefre- 
ten; die Stände Schwyz, Glarus nnd Waadt aber nehmen bon ihrer 
Zuftimmung den Art. 3 aus, indem fie fich die Befugnif vorbehalten, die 
Berbannung aus der ganzen Eidsgenofenfchaft als Strafe zu verfügen. 
(Nero. XLVII, Bd. I der offiz. Samml.) Teffin, das fruber nur bedingt 
zufimmte, gab am 4. Juli 1820 die unbedingte KRatififationserklärung 
ein. (XXIV in Bd. II der offij. Samm!.) 


CV. 
Konfordat, betreffend die Ertheilung und die For: 
mulare der Reiſepäſſe. 

(Bom 22. Juni und 2. Juli 1813; beftätige den 9. Juli 1818.) 

41. Die eidsgenöffifhen Gefandten, Namens ihrer refpeftiven 
Stände, erklären : nachftehendes Formular der Reifepäffe 
für das Ausland und für das Innere der Schweiz an: 
nehmen und befolgen zu wollen. 

Reife: Paf 
für das Ausland und für das Innere der Schweiz. 


Schweizerifde Gidsgenoffenfhaft. 
Kanton: (Standeswappen des befreffenden Kantons.) (Namen d. Ran.) 
Kontrolle Nro. Im Namen:der Regierung. 
Signalement des Paß-Inhabers. Der (Namen der Behörde, welche dem 
Paß ausftellt) erfucht hiemit fämmtliche Be: 
börden und Beamte, denen die Handhabung 








Alter Jahre der öffentlichen Ordnung und allgemeinen 
Taille Sicherheit obliegt, frei und ungehindert 
Größe Schub Zoll ducchreifen zu laffen Namen des Keifen- 
Haare den) feines Berufs (Charakter des Reifen, 
Stirn den); gebürtig von (Heimatbort ſammt Bots 
Augenbraunen mäßigfeit); in der MNbfiht (Grund der 
Augen Reife.) Derfelbe wird zugleich unter An« 
Naſe erbietung gleicher Gegendienſte zu Schutz und 


Mund Hülfe empfohlen. 
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Linn Gegemwärtiger Reifepaf ifi gültig (Dauer 


Geſicht der Gültigkeit): ausgeſtellt auf (Anzeige auf 
Befondere Zeichen: weiche Weife fih der Paß ⸗Inhaber über 


feine Perſon, Heimath und Zwed der Reife 
legitimirt bat). 
Gegeben zu (Drt der Ausftelling) den... 
Tag... Monat... Jahr (legteres mit 
Buchſtaben ausgefchrieben.) 
Unterfchrift des Paß Inhabers: (Der Name der Behörde). 


2. Die löbl. Stände haben für die fogenannten Zaufpäffe das 
nachſtehende Formular angenommen: 


Schweizerifhe Eidsgenoffenfhaft. 


Nro. 
Obere Polizeidirektion des Kantons: 
Reife:Paf 
nad) 


Signafement des Paf-Inhabers. 
— Sämmtlich? Behörden, denen die Hand« 
habung der allgemeinen Sicherheit obliegt, 


Alter Sabre ‘werden erfucht, WBorzeiger diefes (Namen, 

Hoch Schub Zoll Wohnort und Beruf, Urfache warum der 
Franzöſiſch Map Lauf · Paß gegeben wird) 

Haare welcher daher angewieſen wird, ſich inner⸗ 

Augen bald einer Zeit von... Tagen... über 

Nafe (Bezeichnung der Koute) er Sehimmunge 

Mund ort) zu begeben, — 

Kinn auf dem vorgeftriebenen Weg fi = und 

Geſicht ungebindert paſſiren zu laſſen. 

Statur Einzig gültig für dieſe Reiſe, die be— 

Beſondere Merkmale: ſtimmte Zeit und den vorgeſchriebenen Weg. 

Gegeben in... den... 
Unterfchrift des Paß-Inhabers : Fir die Polizei-Direftion : 


3. Da in Hinfict der Wanderbücher für Dandwerfsgefellen die 
gewünſchte Uebereinftimmung unter den Kantonen wirklich ſchon befteht, 
fo fand die Tagfagung dermalen nicht für nothwendig, fi mit Feſt— 
feßung eines dießfälligen Formulars zu befchäftigen. 

—. Ueber die Frage: an wen ef unter welden Bedin— 
gungen die Päffe ertHeilt werden follen, hat die hohe Tag: 
fagung folgende Beflimmungen feſtgeſetzt: 
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Erteilung eigentliher Reifepäffe für das Ausland und 


a) 
b) 


c) 


d) 


€) 


5. 


das Innere. 

Päſſe können gegeben werden: 
Allen Kantonsbürgern, nach den in jedem Kanton beftchenden 
Verordnungen. 
Auch Jenen, die nicht Kantonsangehörige find, feien fie Schweiz 
zerbürger oder Fremde, im Fall fie fi mit gefeßlicher Nieder: 
loffungsbewilligung ausweifen können. Jene Fremden aber von 
auswärtigen Staaten, deren Minifter in der Schweiz refidiren, 
follen bei denfelben fib um einen Paß bewerben, oder einen 
Bewilligungsfchein für einen fchweizerifchen auswirfen. 
In auferordentlichen oder dringenden Fällen, wo der Paß ver: 
geffen, verloren, oder die Dauer desfelben ausgelaufen fein wiirde, 
Fönnen auch Schweizerbürgern aus andern Kantonen, oder frem= 
den Durchreifenden, Päffe ertheilt werden, wenn fich diefelben 
durch einen angefehenen Mann des Orts oder auf andere hin: 
reichende, unzweideutige Art als rechtliche Leute legitimiren Fönnen. 
Fremden Arbeitern und Dienftboten, die wenigftens ein Viertel— 
jahr mit Vorwiffen der Ortsbehörde in Dienften geftanden, und 
gute Zeugniffe ihrer Meifter aufzuweiſen haben. 
Endlich jenen, die Fein eigentliches Heimathrecht befigen, fich 
aber feit mehrern Jahren im Kanton aufgehalten haben, und 
Zeugniffe eines untadelhaften Wandels vorlegen Fönnen. 

Die Errichtung der Wanderbücer betreffend, ha: 


ben fich die löbl. Stände über folgende Beftimmungen vereinigt: 


Grtheilung der Wanderbüder. 


Da nad) dem allgemeinen Konfordat vom Jahre 1812 über eids— 
genöſſiſche Polizeiverfügungen die Kundſchaften abgefchafft, und anftatt 
derfelben die Wanderbücher allgemein eingeführt werden follen, fo find 
felbe zu ertheilen: 

a) Jedem Schweizerbürger, der, nach vollendeten Lehrjahren, feine 


h) 


c) 


d) 


MWanderfchaft antritt und fich über fein unflaghaftes Benehmen 
ausgewiefen hat. 

Jedem Schweizerbürger, der wenigfiens vier Wochen im Kan: 
ton im Arbeit geftanden, und darthun kann, daß das bis jet 
gehabte Wanderbuh zu- Ende gefchrieben fei. 

An Fremde im obigen zivei Fällen, wenn fie Berwilligungs: 
fcheine zum Auswandern ins Ausland von ihrer Landesobrigkeit 
vorweifen können. Wenn die Auswanderungsbewilligung auf 
eine beftimmte Zeit befchränft ift, fo fol dief im Wanderbuch 
mit der Dauer feiner Gültigkeit angemerft werden. 

Im Hal ein Wanderbuch verloren geht, fo Fann bei hinlänglicer 
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Ausweifung, der Regel nach, nur von der Behörde ein anderes 
gegeben werden, welche das verloren gegangene zuletzt vifiet hat. 

6. Endlih wurde wegen Ertheilung der Laufpäffe die 

Verfügung getroffen : 

Daf Laufpäffe gegeben werden follen: 

a) Leuten, die ohne Päſſe und ohne Beruf bettelnd herumzichen. 

b) Soldyen, die zwar Päffe oder Wanderbücher tragen, lange aber 
nicht mehr in Arbeit fanden, ihre Päſſe oder Wanderbücher 
nicht gehörig vifiren liefen; dieſe werden nach Abnahme der 
Päſſe oder Wanderbücher in ihre Heimath zurückgewieſen. 

c) Leuten endlih, die nad) ausgeftandenen Strafen, oder wegen 
Fleinerer Polizeivergehen, in ihre Heimath gefhidt werden. (Niro. 
XLVIII, 38. I der offiz. Samml.) 


Note. Diefem Konfordat find 21 Stände (Teffin mir Ratifikations— 
borbehalt) beigetreten; Neuenburg mit dem Bufag : fo weit deſſen Ver— 
fügungen mit feinen innern Berhaltniffen verträglich feien, Den 4. Juli 
1820 trat Teffin unbedingt bei. (XXV in Bd. II der off. Samml.) 


CVI. 
Vollziehung 


der Konkordate vom 17. Juni 1812 und v. Juli 1818, 
betreffend die polizeilichen Verfügungen gegen Gauner, 
Landſtreicher und gefährliches Geſindel, ſo wie die Ver— 
bannungsurtheile; und vom 2%. Juni, auch 2. Juli 1813 
und ®. juli 1818, betreffend die Ertheilung und Formu— 
lare der Reiſepäſſe. 


Uebereinkünfte und Erläuterungen vom 44. Suli 1828. 


Bergl. Off. Samml., Bd. I, Seite 307 bis 315. (Siehe Nro. 104 
u. 105 dieſer Samml.) 


A. 


Ale Stände werden zu genauer Vollziehung des Konkordats vom 
17. Juni 1812, betreffend die Polizeiverfügungen gegen Gauner, 
Zandftreicher und gefährliches Gefindel, und des damit in Verbindung 
ſtehenden Konkordats über das Paßweſen, wie auch zur ernften Beauf: 
fihtigung der die Reifepäffe ausftellenden Behörden aufgefordert; und 
zugleich wird befchloffen : j 

a) Die Stände, welche für Handwerksgefellen no feine Wan 
derbücher eingeführt Haben, zu deren ungefäumter Anwendung einzu= 
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laden; auch in fämmtlichen Kantonen den Grundfag anzunehmen , daß 
die etwa erforderliche Ertheilung eines neuen Wanderbuches nur von 
der Heimathsbehörde ausgehen könne. 

b) . Die Stände aufmerffam zu machen, fremden Arbeitern und 
Dienfiboten nur die von ihnen hinterlegten Driginalfchriften, mit dem 
erforderlichen Viſum verfehen, zurückzuſtellen, und infoferne befondere 
Umftände die Ausfertigung eines Reifepaffes erheiſchen, nur fogenannte 
Ausweife oder Beftimmungspäffe auszufertigen. 

c) Die Stände anzugeben, ftatt der Laufpäffe ſich gegen die 
Schweizer immer, und gegen die Ausländer fo weit es thunlich fein 
kann, der Transportbefehle und des Schubs zu bedienen. 

d) Die Grenzfantone zu genauer Wachſamkeit und Aufficht zu 
mahnen, auf daß feinem verdächtigen oder nicht mit anerfannten Ti: 
telm verfehenen Fremden der Eintritt in die Schweiz geflattet werde. 





Uri kann dem Grundſatz des Lemma e nur unter der Erläuferung bei. 
fiimmen : „Daß — wenn ein Judividuum über die Gränze der Eidsgenoſ. 
„ſenſchaft gewiefen wird — die auf dem Transportbefehl bezeichneten, an 
„der Route gelegenen Kantone den Schub abnehmen follen,; und daß in 
„Fällen, wo Fremde ohne gehörige Ausweisfchriften über die Gränze bis 
„ins Innere der Schweiz bordringen und dann angehalten würden, Ddiefelben 
„wieder über die nämliche Gränze, von wo fie hergekommen, zurückgewieſen 
„und auch von den rüdwärts liegenden Kantonen ohne Widerrede angenom: 
„men werden follen. ' 

DBafel gibt zu Protokoll, daß die Wanderbücher der Handiverfsburfce 
nicht überall, namentlich nicht in Frankreich, die Reiſepäſſe erlegen können. 
Auch fei die der Heimathsbehörde ausfchliegend zuftebende Befugniß, folche 
Wanderbücher auszuftelen, eine zu läftige Belchränfung, welche durch die 
Beſtimmung, daß foldye Zeugniſſe nicht anders, als auf gültige Reiſepäſſe 
und Heimatbhsfcheine ausgeftellt werden dürfen, leicht zu erfegen wäre. — 
Auh Schaffbaufen ſtimmt im nämlichen Sinn, 

Miet diefen Erläuterungen wird die Uebereinfunft von Zurih, Bern, 
Luzern, Uri, Glarus, Zug, Solothurn, Bafel, Schaffban- 
fen, Appenzell A. R., St. Gallen, Graubunden, Nargau, 
Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis und Genf — genehmigt. 

Neuchätel, n’ayant pas adhéré aux concordals des 17 Juin 1812, et 
22 Juin et 2 Juillet 1813, n’est pas dans le cas d’inviter ses Co-clats A 
executer d’une maniere exacte el complete des convenlions auxquelles il a 
voula demeurer dtranger. (Voyer rects de 1827, p. 37 et 38.) 

Schwyz, Unterwalden und Appenzell J. R., bleiben beim 
einfahen Referendum fiehben. Freiburg nahm ex instructione feinen 
Theil an der Abftimmung. 
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B. 

Die eidsgenöffifhen Stände Zürih, Bern, Luzern, Uri, 
Glaxus, Zug, Solothurn, Bafel, Schaffhbaufen, Ap: 
penzell A.R., St. Ballen, Aargau, Thurgau, Waadt, 
Wallis, Neuenburg, Genf ımd endlich (in dem Sinne: „dag 
„fein Stand eigene Angehörige weder aus feinem Gebiet, nody aus 
„der ganzen Eidsgenoffenfchait verbannen dürfe; daß aber jedem Kanton 
„zuſtehe, ſtraffällige Angehörige anderer löbl. Stände aus feinem ei: 
„genen Gebiete durch richterliche Urtheile zu verweifen”) Graubün: 
den — haben fidy dahin vereinigt : 

Befonders nachdrücklich wird allen Ständen die genaue Beobachtung 
des $. 3 im Konkordat über das Polizeiweſen vom 17. Juni 1812 
enpfohlen, welcher den Grundfag verpflichtend aufftellt, Leine der 
gemeinen Sicherheit gefährlihe Schweizer zu verbannen; und im Be: 
zug auf fremde Werbrecher, über melde Berbannungsurtheile ausge: 
fällt werden, — ift als Regel angenommen : 

a) Daß folche Urtheile entweder den Kantonen durch Korrefpon- 
denz angezeigt, oder durch das allgemeine Signalementsbudh, mit 
Beirücdung der Perfonalbefchreibung des Werwiefenen, zur ‚Zeit feiner 
Abführung aus der Schweiz befannt gemacht, und da: 

b) Die verwiefenen Verbrecher felbft, nad Inhalt des Urtheils, 
entiweder ſogleich oder nach vollendeter Strafzeit auf dem nächſten Weg 
transportweife über die Schweizergränze, und wenn möglidy, in ihre 
Heimath gebracht. werden follen; wobei fid) die Kantone — jeder auf 
feine Koften — fo wie beim Transport fremder Vaganten, die erfor 
derlihe Hülfe zu bieten haben. 


Note. Schwyz, Unferwalden, Appenzell J. R. find beim 
einfachen Referendum fieben geblieben. Freiburg hat an der Abftim- 
mung feinen Antheil genommen. 

Tessin doit ajourner sa declaration,, vü la liaison de cet objet avec des 
dispositions legislatives dont le grand Conseil est occupe. (Nro. LXXX 
Bd. I der offiz. Samml.) 


Note. Nachträgliche Erflärungen. 

4. Zu der Lebereinfunft und Erläuterung lit, A. vom 14. Juli 1828: 

Am 13. Juli 1829 find Schwyz, Appenzell 3. Rh., und Unter 
walden nid dem Wald, lesterer Stand in der Borandfegimg, daf ihm 
die auf dem Schub fortzufchaffenden Leute an der Grenze abgenommen wer: 
den; am 6. Juli 1830 Freiburg und Neuenburg; und am 25. Juli 
43831 Unterwalden ob dem Wald der dieffälligen Uebereinfunft und Er 
länterung beigetcefen, weiche fomit auf der Uebereinflimmung allee XXI 
Stände beruht. 
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2. Zu der Uebereinfunft und Erläuferung lit. B vom 14. Yulı 1328 : 

Unbedingt find diefer Uebereinktunft beigefreten Appenzell J. Rh. und 
Teffin am 13, Juli 1829; Neuenburg und Unterwalden ob dem 
Wald am 6. Juli 1830, und Unterwalden nid dem Wald am 25. Juli 
4531, während Schwyz (13. Juli 1829) erflärte: „Ohne ſich durch eine 
förmliche Annahme binden zu wollen, pflichte diefer Stand dem Grundfage 
des Konfordats bei.” Es berubt demnach die Uebereinfunft nit. B im We 
fentlihen auch auf der Uebereinfiimmung aller Stände. (Nro. CXXVII Bd. II 
der offiz. Samml.) n 


CV. 


Eidögendffifhe Verfügungen wegen Bettelbriefen 
und Steuerfammeln. 


A. Konfordat wegen Steuerfammeln im Innern der 
Schweiz. 


(Bom 20. Juli 1803 u. 2. Aug. 1804; einmuüthig beflätigt den 9. Juli 1818.) 


41. Es können Feine allgemeine Steuerbriefe von einer Kantonsre: 
gierung auf andere Kantone erteilt werden. 

2. Das Gteuerfammeln in einem Kanton gefchieht nur mit De: 
willigung der KRantonalregierung, und auf die von ihr feftgefehte Weiſe. 

3. Die Kantonaltegierungen werden erſucht, ihre Empfehlungen 
in Rüdfiht auf Steuerfammlungen nur auf die allernöthigften Fälle 
zu befchränfen. 

4. Wenn ein Kanton jemand der Geinigen andern Kantonen zur 
Steuerbewilligung empfehlen will, fo fol die dießfällige Erklärung 
von Niemand anders als der erften Kantons-Regierungsbehörde aus: 
geftellt werden. 


B. Beſchluß, betreffend die Bewilligungen zu Steuer: 
fammlungen im Ausland. 


(Bom 16. Auguft 1817.) 


1. Die Steuerfammlungen im Auslande, für fchweizerifche Berge 
bofpizien, follen ausfchlieglihd von den Gtandesregierungen felbft be: 
willigt, und mit der Unterfchrift und dem Siegel ihrer Kanzlei auss 
geftellt werden. 

2. Soldye Patente, welchen immer eine genaue Perfonalbefchreibung 
des Steuerfammlers felbft einverleibt werden foll, werden noch über: 
dieß von den Kantonsregierungen der vordrtlichen Behörde unmittelbar 
zugefandt, um derfelben Zegalifation zu erhalten. 
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3. Gegenwärtiges Konflufum Hat die eidsgenöſſiſche Kanzlei zur 
Kenntniß der eidsgenöffifhen Gefchäftsträger und Handelstonfuln im 
Ausland zu bringen, und überdieß dafür zu forgen, daß bei jedem 
vorfommenden Fall die betreffenden Konfuln von dem ertheilten Be: 
willigungspatent abfchriftliche MittHeilung erhalten. (Nro. XLIX. 
Bd. I der offiz. Samml.) 


VI Gesundheitspolizei. 





CVIII. 


Konkordat, 


betreffend allgemeine eidsgenöſſiſche Gefundheits: Polizei: 
Anftalten. 
(Bom 13. Juni 1806 und 20. Juni 1809; beftätigt den 9. Juli 1318.) 


a) Entwurf eines allgemeinen Syftems von Gefund: 
heits: Polizei: Anftalten in der ſchweizeriſchen Eids— 
genoffenfhaft, zu Abhaltung der Gefahr peftarti- 
ger Krankheiten. Borläufig berathen von der eids- 
genöffifhen Tagfapung den 13. Brahmonat 1806. 
(79 Auartfeiten.) Diefes Werf zerfällt in zwei Theile: 1) Werord- 
nung in Betreff gemeineidsgenöffifher GefundHeits: Polizei:Anftal- 
ten zu Abhaltung der Gefahr des gelben Fiebers oder anderer 
peſtartiger Krankheiten. 2) Verordnungen, welche auf den Fall 
der im einem am die Schweiz angrenzenden Lande ausbrechenden 
Seuche entworfen find. 

b) Beriht der eidsgenöffifhen Sanitäts-Kommiſſa— 
rien an Geine Excellenz den Landammann der 
Schweiz d. d. 26. Jenner 1809, (7 Quartfeiten.) Enthal⸗ 
tend verfchiedene auf das Syſtem der Gefundheits:Polizei-Anftalten 
bezügliche WVerbefferungen und Zufäge, welche am 20. Juni 1809 
von der Tagfagung genehmigt worden find. 

Diefe beiden gedrudten Verordnungen find am 9. Juli 1818 Fon: 
fordatmweife, und mit lediglichem Worbehalt der von dem Vorort 
bereits eingeleiteten Anpaffung auf den jeßigen Grenzenumfang der 
Schweiz, beftätigt worden. 





Schweiz. Staater. Bd. I. 47 
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Note. XXI Stände find beigetreten, Waadt findet dergleichen Schluß: 
nahmen zu einer Zeif, wo der öffentlichen Gefundheit von feiner Seite ber 
Gefahr droht, ganz überflüffig.e (Nr. L. Bd. I der offiz. Samml.) 





Note. Bon der Verordnung in Betreff gemeineidsgenäf- 
fifher Gefundbeitspoligeianftalten zur Sicherung vor am 
ſtechenden Seuchen von Außen und vorzunehmenden Maß- 
regeln im Iunern der Schweiz, welhe am 7. Auguft 1829 durch 
die Tagfakung angenommen worden ift und nunmehr auf der fonfordatd- 
mäßigen Uebereinftimmung aller eidsgenöffifihen Stände, mit Ausnahme 
Shaffbaufens, beruht, find zwei offisielle Ausgaben erfchienen : die 
erſtere, in Folio, ift ald Beilage Litt. N. dem Abfchiede von 1829 angerei- 
bet; die zweite, im Jahr 1831 veranftaltete, in Dftab, wurde durch die 
eidsgenöffiiche Kanzlei fämmtlichen Ständen überfendet. (Neo. CXXX, 
Bd. II. der oſſiz. Sammi.) 


VII. Seschlüsse gegen die Pressfreiheit. 





CIX. 


Beihblüffe 
gegen den Mißbrauch der Publizität in Bezug anf religiöfe 
und politifche Gegenftände. 
A. 
(Vom 20. Auguft 1846.) 

Die eidsgenöffifhe Tagſatzung empfiehlt den ſämmtlichen hohen 
Ständen, daß, nah dem wahren Geifte des eidsgenöffifchen Lands: 
friedens, Alles, was auf die Religion felbft und auf die kirchlichen 
Ginrihfungen, Meinungen und Gebräuche der im der Schweiz herr: 
fchenden chriſtlichen Confeſſionen Bezug hat, in der öffentlichen Wleinung 
durch die Achtung der Regierungen felbft geſchützt, feine Herabwürdi⸗ 
gung oder Berunglimpfung derfelben geduldet, und zu diefem Ende die 
‚Zeitungen oder andere dem Publikum gewidmete periodifche Blätter in 
befcheidene Schranken gewieſen werden. Much erwartet die Tagfayung 
von den freundeidsgenäffifhln Gefinnungen allee Glieder des eidsgenöf- 
ſiſchen Bundesftaats gegen einander, fo wie von ihrer Ergebenheit für 
die Wohlfahrt des gemeinfamen Waterlandes , fie werden einerfeits den 
Herausgebern folcher öffentlichen Schriften alle feidenfchaftlichen Aeuße⸗ 
zungen, ungünftigen Wetheile über die Regierungen ſelbſt oder deren 
Verordnungen firenge unterfagen; anderſeits darüber wachen, daß frem: 
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den Staaten, mit denen die Schweiz in freundſchaftlichen Verhältniſſen 
ſteht, kein Anlaß zu gegründeten Beſchwerden über die Tendenz und 
den Inhalt inländiſcher Zeitungen gegeben werde; und überhaupt Alles 
vermeiden, was den Parteigeiſt neuerdings erwecken oder unangenehme 
Diskuſſionen, ſei es in innern oder äußern Verhältniſſen, veranlaſſen 
könnte. 

B. 

(Bom 3. September 1819.) 

Die eidsgenöſſiſche Tagſatzung — tief überzeugt, daß beſchimpfende, 
hämiſche oder beleidigende Aeußerungen über Begriffe oder Einrichtungen 
der einen oder andern chriftlichen Gonfeffion, welche in gedrudten 
Schriften oder Zeitungen eingerückt werden, dem Willen und den Ge: 
finnungen jeder eiösgenöffifhen Regierung zuwider find; und von der 
Betrachtung geleitet, daß es für die Ruhe und Wohlfahrt aller Eidsge⸗ 
noſſen von hoher Wichtigkeit ſei, Alles zu entfernen, was Mißtrauen 
und Zwietracht erregen könnte — beſchließt: 

Es ſollen ſämmtliche Standesregierungen auf das Nachdrücklichſte 
eingeladen werden, in Vollziehung des Beſchluſſes vom 20. Auguſt 1816 
ſolche Verfügungen zu treffen, daß in Druckſchriften, Flugblättern oder 
Zeitungen Feinerlei befchimpfende oder beleidigende Auffäge weder gegen 
das eine noch gegen das andere der beiden chriftlichen Glaubensbefennt: 
niſſe abgedruct und verbreitet werden *). 

(Neo. LII. Bd. I der offiz. Sammf.) 


VIII. agsatzungsverhandlungen und Beschlüsse über die eidsgenös— 
sische Kinthunternehmung. 





CX. 
Zagfagungsverhbandlungen 


über die eidsgendöffifche Linthunternehmung. (Beftätigt den 
13. Juli 1818.) 
A. 


(Vom 28. Yuli 1804, ratifizirt und mit dem Zuſatz im deitfen Artikel ver: 
feben den 8. Juni 1805.) 


1. Das von 9. Hauptmann Lanz entworfene, der Tagfakung im 





*) Vergleiche ähnliche Beſchlüſſe gegen die Preffe in der zweiten Abthei— 
fung, und was dort bemetkt worden ift. Anmerf, des Heransgebers. 
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Jahr 1784 vorgelegte Projekt der Leitung der Linth, von der Näfel⸗ 
ferbrüde an bis in den MWallenfee, foll in Ausübung gebracht werden. 

2. Vor der Ausführung diefes Projekts aber, foll das in der 
Mitte des Wallenfee-Auslaufes fichende Joch der Biäſchenbrücke abgebro: 
chen, der Ausfluß des Wallenfees gehörig gefichert,, und zu diefem Ende 
bin das Bett der Maag vom Wallenfee an bis unter die Ziegelbrüde 
herab, auf die wahre Mormalbreite und Tiefe der beiden vereinigten 
Linthen, erweitert und vertieft werden. 

3. Nach diefen beiden Arbeiten foll die Linth vom Schloß Winde 
an, bis unter den Einfluß des Biltnerbahs, und vom Hängelgießen 
bis zum Fahrhäuslein oberhalb der Spettlintd, in einen neuen Kanal 
gefaßt, dem Schäniferbady und Sumpf Abfluß verfchafft und das ganze 
Linthbett bis auf Grynau herab, gehörig reguliert und geficyert werden. 

(Zufag von 1805.) Mit den neu zu grabenden Linthfanälen 

unter der „Ziegelbrüde fol die Grabung und Sicherftellung durch 
genugfame Wuhrung desjenigen Kanals, durch den die ©larner: 
linth in den Wallenfee geführt wird, gleichzeitig angefangen und 
fortgefeßt werden, und aud die Eröffnung der neu anzulegen: 
den untern Kanäle, gleichzeitig mit der Eröffnung des obern 
Kanals oder nach derfelben erfolgen. 

4. Die Regierung von ‚Zürich fol angefucht werden, durch eine 
wachſame Wafferbaupolizei jede weitere Aufdämmung des ‚Zürichfees zu 
hindern, und falls fchon vorhandene Wafferwerfe am Ausfluffe des 
Sees in diefer Rückſicht nachtheilig wären, ſolche fo viel möglich zu 
verringern. 

5. Zu Ausführung diefer Arbeit ernennt der Landammann der 
Schweiz einen verftändigen Wafferbaumeifter, welcher unter der Zeitung 
einer ebenfalls von dem Landammann der Schweiz zu ernennenden 
Sommiffion von drei Mitgliedern, erſt den Plan in der Gegend aus: 
ſteckt, und fobald möglich in Vollziehung bringt. 

6. Der Landammann der Schweiz ernennt ferner einen Schagungs: 
Sommiffär, welchem die Kantone Schwyz, Glarus und St. Gallen, 
jeder zwei Gommiffarien beiordnen ; diefe werden in Eid und Pflicht 
genommen, und haben, vor der technifchen Ausführung der Unterneh: 
mung, folgende Arbeiten zu vollführen: 

a) Sie bezeichnen die jeßigen Grenzen derjenigen Verſumpfungen, 
welche die ehemaligen Grundeigenthümer aller und jeder Benugung 
ihres verlornen Landes gänzlich berauben. 

b) Sie ſchätzen den jegigen wahren Werth derjenigen Grundftüde, 
welche unter den Ueberſchwemmungen des Wallenfees und der Linth 
leiden. 

ce) Sie laffen unter ihrer Zeitung, durch einen fähigen Feldmeſſer, die: 
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jenigen Ausmeſſungen vornehmen, die bei dieſen Ausmarchungen 
und Schatzungen erforderlich find, und tragen alle Beftimmungen 
hierüber in ein doppeltes Protofoll ein, wovon ein Exemplar der 
Zagfagung in Verwahrung gegeben, das andere bei der Auffichts- 
Commiſſion niedergelegt wird. 

d) Sie Faufen das für die Unternehmung erforderliche Land, um den 
wahren innern Werth, für diefelbe an. 

e) Sie beftimmen die Lieferungen von Materialien, welche die durch 
die Unternehmung vorzüglich begünftigten Gemeinden zur Erleich— 
terung und fchnellen Betreibung derfelben gegen billige Bezahlung 
zu leiften haben. 

7. Der Kantonalregierung von Zürich werden die zu diefer Unterneh— 
mung erforderlichen ®elder in Verwahrung gegeben; fie macht, auf die 
Anweiſungen der Auffihts:Commiffion, die Zahlungen an die ver— 
fhiedenen Zahlmeiſter, weldye diefe unter ihrer Verantwortlichkeit auf: 
fiellt, und legt der Schagungs:Commiffion Rechnung über diefe Saffa: 
Beſorgung ab. 

8. Die Schatzungs-Commiſſion läßt ſich halbjährlich Rechenſchaft über 
die Verwendung der Gelder von der Aufſichts-Commiſſion ertheilen, 
und beftimmt den ‚Zeitpunkt der Ginforderung der Geldbeiträge zum Be: 
trieb der Unternehmung. | 

9. Nach Vollendung der ganzen Unternehmung ſchätzt die Schatzungs⸗ 
Sommiffion den Mehrwerth allee Grundſtücke, welche, durch jene in 
verbefferten Zuſtand gefeßt und gehörig gefihert, den Eigenthümern 
übergeben werden können. Auch -ift ihr die gänzliche Liquidation der 
Unternehmung , die Abrechnung mit allen Antheilhabern, und die Stel: 
lung der endlichen vollftändigen Rechnung über diefelbe aufgetragen. 

10. Zur Möglihmahung diefer Unternehmung fowohl, als zur 
Siherung und Auseinanderfegung der Gigenthumsrechte, die bei der- 
felben in Anregung fommen, werden foigende Rechtsfäge feitgefept : 

a) Es kann fein Land, das zu diefer Unternehmung nothwendig ift, 
derfelben gegen volle Bezahlung feines wahren Werths, abzutreten 
verweigert werden. 

b) Alles Land, weldyes bis zur ‚Zeit der Unternehmung von dem Ge: 
wäſſer des Wallenfees und der Linth beftändig eingenommen und 
vollfommen unbrauchbar gemaht wird, fällt derfelben durch die 
Austrocknung gänzlich anheim, ohne daß die Befiger von Verfchreis 
bungen und Hypotheken auf diefes Land, welches, ohne die gegen= 
wärtige wohlthätige Unternehmung, zu feinen ‚Zeiten wieder nuß= 
bar geworden wäre, jemals irgend eine Anfprache mehr darauf mas 
chen können. 

c) Der Mehrwerth alles verfumpften oder verfauerten Zandes, welches 
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durch die Austrodnung erhalten wird, fol der Unternehmung erfert 

werden, wobei e6 aber dem Eigenthümer des Landes frei ſteht, 

entiweder diefen erhaltenen Mehrwerth feines Grundftüds, der 

Unternehmung in beftimmten Terminen zu entridten, oder aber 

fein Land, um den Schagungspreis des Werths vor der Unter: 
nehmung , gegen baare Bezahlung abzutreten. 

441. Diefe ganze wohlthätige Unternehmung foll unter dem Schutz 
und der Oberaufficht der Bundesgewalt der Eidsgenoffenfhaft ſtehen, 
und zum Beitritt zu derfelben das ganze eidsgenöffifche Publikum, 
als zu einer der ganzen Nation zum Mugen und zur Ehre gereichen: 
den Unternehmung, aufgefordert und eingeladen werden. 

12. Zu diefem Ende hin werden 1600 Aftien errichtet, für. welche 
jede, nad) und nad) in vier Terminen, nach dem Fortfchritt der Unter: 
nehmung, bis auf 200 Schweizerfranfen bezahlt werden follen. Zu 
höherem Beitrage fünnen feine Aktien belegt werden, fondern wenn, 
wider Vermuthung, die Unternehmung eines beträchtlichern Worfchuffes 
bedürfte, fo fol nicht der Beitrag für die Aktien, fondern eher die 
Zahl diefer legtern vermehrt werden, welches aber nicht ohne einen 
beftimmten neuen Befchluß der Tagfagung gefhehen Fann. 

13. Zur Uebernahme ſolcher Aktien, wird jede Megierung der ein- 
zelnen Kantone ihre Mitbürger, geiftliche Gorporationen und Gemein: 
den feierlih auf die ſchicklichſte und wirffamfte Art auffordern, den 
Erfolg ihrer Bemühungen dem Zandammann der Schweiz einberichten, 
und wenn die Unternehmung in Gang gefeht wird, die Beiträge der 
Aftiendefiger ihres Gantons einfordern und der Gantonsregierung von 
Zürich einfenden. 

14. Den Beſitzern diefer Aktien wird aller Vortheil diefer Unter: 
nehmung, der durch die Vollziehung des $. 10 diefer Verordnung erzielt 
wird, feierlichft zugefichert. 

15. Es ift dem Landammann der, Schweiz aufgetragen, auf den 
Grfolg hin, den die Aufforderung an die Wohlthätigkeit und gemein: 
nügige Unterftügung des Schweizerifchen Publifums haben wird, den 
Zeitpunkt zu beftimmen, wann die ganze Unternehmung in Vollzie— 
hung geſetzt werden fol; doc follen die Beiträge der Aktienbeſitzer 
nicht eher eingefordert werden, bis die Schakungs:Gommiffion das zur 
Betreibung der Unternehmung erforderliche Land, auf den Fall der Aus: 
führung hin, angefauft hat, und alle Schwierigkeiten der Ausführung 
fo gehoben find, daß die Arbeiten felbft ohme Verzug in Gang geſetzt 
werden können. 

16. Die zur Auffiht der ganzen Unternehmung verordnete Com: 
miſſion ift verpflichtet, alle Halbe Jahre einen umftändlichen Bericht über 
den Gang des ganzen Geſchäfts abzufaffen, und mit der halbjährigen 


Rechnung der Schagungs:Commiffion, zu Handen der Antheilhaber 
befannt zu machen, aud aljährlih dem Tit. Herrn Landammann , zu 
Handen der Tagfagung, einen allgemeinen Bericht über den Gang 
und die weitern Ausfichten der Unternehmung vorzulegen. 

17. Nach vollendeter Arbeit beftimmt die Schagungs:Gommiffion 
die verhältnifmäßigen Beiträge, welche das durch diefe Unternehmung 
gefchügte Land , nad) der bisherigen Uebung der ©larnergemeinden, zur 
Erhaltung der Dämme und übrigen Sicherungsanftalten zu leiften, die 
erfte und natürlichfte Pflicht Hat. 

18. Um alle Arbeiten diefer Unternchmung gehörig gegen jede Wer: 
nachläßigung und Zerſtörung zu fihern, ernennt die Tagfakung, nad) 
Vollendung derfelben, eine Waſſerbaupolizei-Commiſſion, die, nad) 
einer von der Auffichts:Commiffion entworfenen und von der Tagfakung 
beftätigten Infteuftion, zur forgfältigen Auffiht über die Erhaltung 
und Beſchützung aller diefer vorgenommenen gemeineidsgenöffifchen Ar: 
beiten verpflichtet ift, und alle Jahre der Tagſatzung einen Bericht 
darüber eingeben fol. | 

49. Ehe und bevor aber zu diefer ganzen gemeinnüßigen Unternehe 
mung und irgend einer diepfälligen Verfügung gefchritten wird, follen, 
zu vollfommener Sicherheit der Unternehmung, von dem Zandammann 
der Schweiz die beftimmten Ratififationen und Erklärungen der haupt: 
ſächlich intereffirten Stände Schwyz, Glarus uud St. Öallen, 
abgewartet werden, wodurch diefelben ſich förmlich verpflichten würden, 
alle im diefem Befchluffe enthaltenen Rechtsgrundfäge und beftimmten 
Borfchriften, von Seite ihrer refpeftiven Regierungen genau zu beobad): 
ten und nachdrücklich zu handhaben. 


B. 
(Bom 30. Juni 1808.) 

Da fi) aus dem, der eidsgenöfjifchen Tagfagung vorgelegten Bericht 
der Linthaufſichts-Commiſſion über die bisherigen Linthforrectiong-Arbei- 
ten und über die Unterfuchung der obwaltenden Berhältniffe, für die 
weitere Fortfeßung diefer NotionalsUnternehmung , ergiebt: 

Daß durch den bis zur Eröffnung der Arbeiten immer fortgefeßten 
Zufluß von Geſchieben der Glarnerlinth, der Waſſerſtand der Maag 
bei der mittlern Waſſerhöhe ganz wagrecht geworden ift, wodurch der 
Abfluß des Wallenfees beinahe gänzlich gehindert wurde; 

Daß, um einen volfommen fihhernden und bleibenden. Abfluß des 
Wallenſees zu bewirken, theils eine möglichft gerade Leitung der Maag, 
theils eine ſtarke Vertiefung des, Linthbetts von der Ziegelbrüde an ab: 
wärts, erforderlich wird; 

Daß die Eorrection des alten verfandeten Strombettes Foftbarer ift, 
als die Grabung ganz neher Kanäle; 
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Daß theils der ftarfen Vertiefung des Fünftigen Flußbettes wegen, 
die von der ‚Ziegelbrüde an abwärts Statt finden muß, theils um der 
volftändigern Sicherheit des Landes willen, eine möglichft gerade Lei: 
tung des fünftigen Zinthlaufs erforderlich ift; 

Daß, um aud den unterften Theil des Linththals gegen die immer 
weiter fich verbreitende Verfumpfung zu fihern, und der ganzen Zinth: 
unternehmung diejenige vollftändige Zweckmäßigkeit zu geben, deren 
fie als Nationalunternehmung würdig ift, eine gerade Zeitung der Linth 
von dem obern Buchberg bis zum untern Buchberg unter Grynau, und 
von da bis in den Zürichfee, unentbehrlich nothwendig ift; 

Und daß endlidy aud) oberhalb der Näfelferbrücte für die Sicherung 
des Einfluffes des Molliferfanals einige Arbeiten erforderlich find, — 


fo beſchließt die Tagfakung 


nachfolgende Zuſätze zu den Tagfagungsbefchlüffen der Jahre 1804 und 
1805, die Linthunternehmung betreffend: 

4. Anftatt der im $. 2 des DBefchluffes von 180% vworgefchriebenen 
Gorrection der Maag , Toll das Maagbett, vom Ausfluß des Wallenſees 
an bis zum Biberlifopf, in gerader Richtung gezogen werden. 

2. Vom obern Buchberg an, bis zum untern Buchberg unterhalb 
Grynau, ſoll anftatt der im $.3 des Befchluffes vom Jahr 1804 beſtimm⸗ 
ten Zeitung der neuen LZinthfanäle in die Spettlintd und Regulirung 
des untern Zinthlaufs, die Linth durch einen neuen Kanal möglihft 
gerade geleitet und dem Zürichfee zugeführt werden. 

3. Die Linthaufſichts-Commiſſion ift beauftragt, die Gorrection des 
Linthbettes oberhalb der Näfelferbrüde infoweit zu veranftalten und aus- 
zuführen, als ſolches für die Sicherung des Einfluffes der Glarnerlinth 
in den neuen Molliferfanal erforderlich ift; diefes jedoch mit dem 
beftimmten Vorbehalt: daß die Beiträge, welche die Gemeinden Mollis 
und Näfels zu diefen Arbeiten zu Übernehmen haben, zum voraus durch 
eine, von der Linthaufſichts-Commiſſion unter Ginwirfung der Regie: 
rung mit ihnen zu fchließende Uebereinkunft, feitzufegen fei. Die Auf: 
fihts-Sommiffion wird diefe Uebereinfunft der Tagſatzung vorlegen. 

4. Diejenigen Aktien, welche über die im $. 12 des Befchluffes vom 
Jahr 1804 ausgefprochene „Zahl der 1600 hinaus, theils bis dahin find 
abgefegt worden, theils diejenigen, welche noch ferner und in folge 
einer darüber durch den Landammann der Schweiz an ſämmtliche Kan: 
tonsregierungen zu erlaffenden Cinladung, bis zur Tagſatzung des 
Jahres 1809, den MWünfchen der Auffihtsfommiffton gemäß, können 
abgefegt werden, find anerfannt, und follen mit den 1600 erfien Aktien 
in gleihen Rechten fichen. 
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(Vom 2. Juli 1810.) 
Die Tagfakung, « 

Nachdem fie den Bericht der eidsgenöffifhen Prüfungs-Commiſſion 
auf's forgfältigfte in’s Auge gefaßt hat, aud mit vorzüglicher Rüdficht 
auf die frühern Tagfagungsverhandlungen, — 

beſchließt: 

1. Die Zahl der zu Vollendung der Unternehmung erforderlichen 
Aktien, ift mit Inbegriff der bisherigen definitiv auf 4000 feſtgeſetzt, 
von denen alle in gleichen Rechten ſtehen. 

2. Da, ohne unvorheraefehene Umftände, der Molliferfanal mit 
fünftigem Frühjahr geöffnet werden foll, und dadurd der obere Theil 
der Unternehmung feine swefentlihfte Vollendung, und das bereits ver- 
befferte und benußte Land hinlängliche Garantie und Sicherheit erhält, 
fo fol nun alles fo vorbereitet werden, daß, unmittelbar nach diefer 
Epoche, mit der Schagung des Mehrwerths des verbefferten Landes, 
und allmäliger Erhebung desfelben, zu fucceffiver- Rüdbezahlung der 
Aftienbeiträge der Anfang gemacht werden Fann. 

3. Zu diefem Ende hin werden die Präfidenten der Auffihts= und 
Schatzungs-Commiſſion der Tagfagung einen beflimmten, und in’s De: 
tail gehenden ausgearbeitsten WBorfchlag eingeben, und dabei folgende 
Grundfäge in’s Auge faſſen: 

a) Gleich allen bisherigen Lintharbeiten , fol auc die Liquidirung der 
Aktienhypothek durch eine eidsgenöffifhe Commiſſion für die ganze 
Maffe der Aftieneigenthiimer gefchehen. 

b) Die rechtlihen Anfprüche auf den Mehrwerth des geretteten und 
verbefferten Landes, gehen allen übrigen Schuldforderungen vor. 

c) Die nady und nah, durch Bezahlung des Mehriverths von ver: 
beffertem Land, eingehenden Gelder, follen alle der Zahlungs- 
Sommiffion in Zürich eingehändigt und durch diefelbe unter alle 
Aftienbefiger nah Verhältniß vertheilt werden. 

D. 
(Bom 10. Juli 1810.) 

Ueber die Beftimmung der Beiträge, welche, nach angeordneter 
Gorrection des Linthbettes oberhalb der Näfelferbrüde, von den anſtoßen⸗ 
den Gemeinden, nah Anleitung des Tagfagungsbefchluffes von 1809, 
geleiftet werden follen, ift der Tagfagung eine Convention vorgelegt 
worden, welche zwiſchen der Linthauffihts:Commiffion und den Abge: 
ordneten Löbl. Standes Glarus, unter Einwirfung der im Jahr 1809 
angeordneten Linthprüfungs⸗Commiſſion, zu Stande gekommen ift. 
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Die Tagfagung hat diefe Convention genehmigt und befohlen, daß 
folhe als ein Anhang zu dem diefjährigen Tagſatzungsbeſchluß über 
das Linthweſen, im Kraft erwachſen folle. 

ü E. 
(Bom 6., 3. und 9. Juli 1811.) 
Die eidsgenöffifhe Tagfakung, — 

Nahdem Gie die Berichte der Linthauffichts- und der Linth— 
fhagungs:Commiffion angehört, und nad vernommenem Bericht der 
aus ihrer eigenen Mitte verordnieten Sommifflen, welche alle wirkliche 
Berhältniffe und den gegenwärtigen Zuftand der Linthunternehmung 
näher unterfucht, und mit Heren Eſcher, Präfident der Auffichts: 
Sommiffion , darüber Rüdfpradhe genommen hat, — 

befchließt: 

41. Der Boden der großen Linthfanalbette von den Ufern der Eleinen 
Bette bis zu den Dintergräben, wird gleich den Kanälen und Hinter: 
gräben felbft, für Linthboden erflärt, der als umveräußerliches, mit 
feiner Laſt oder Beſchwerde zu belegendes Eigenthum, der Linthunter: 
nehmung angehören, und von der Linthauffichtsbehörde verwaltet wer: 
den foll. 

2. Die befondere, in 58 Artifeln verfaßte, eidsgenöffifche Verord⸗ 
nung über die fürdauernde Polizeiauffiht und Unterhaltung der Linth: 
fanäle, ift, mit Vorbehalt der Ratififation allfeitiger hoher Stände, 
gutgeheißen und genehmigt. Es follen inzwifchen für die bereits voll: 
endeten -Linthfanäle, die Polizeivorfchriften fowohl als die Strafbe: 
ftimmungen (die Abfchnitte 4 und 5) proviſoriſch in Vollziehung geſetzt, 
und die hohen Regierungen der Stände Glarus und Gt. Gallen ein: 
geladen werden, ſich mit der Linthauffichtsfommiffion , über die dafür 
erforderlichen Vorkehrungen einzuverfichen. 

3. Se. Exz. der Landammann der Schweiz wird, im Namen 
der Tagfagung, die Regierungen der zunähft und hauptſächlich inter: 
effirten hohen Stände, Schwyz, Glarus und St. Gallen, dann 
aber auch alle übrigen Kantonsregierungen und durch diefelben ihre 
Kantonsangehörigen, zu fortgefehter Theilnahme und Beförderung des 
Aftienabfages einladen, damit auch die übrigen annoch erforderlichen 
900 Aktien, auf eben dem Wege großmüthiger und freiwilliger Ueber: 
nahme können abgefeht werden, auf dem die größere Zahl der mehr 
als 3000 bereits ift abgefegt worden. 

4. Um über die Art, wie fünftig die Liquidation und Rüdzahlung 
der LintHaftien fol vorgenommen werden, feinerlei Zweifel übrig zu 
laffen, fo werden. dafür nachſtehende nähere Beftimmungen als unab: 
änderlihe Norm feſtgeſetzt fein : 


a) 


b) 


c) 


d) 


e) 


f) 


8) 


‚h 


— 


i) 
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Da es wichtig iſt, bei dem Verkauf des gewonnenen und bei der 
Beſtimmung des Mehrwerths des verbeſſerten Bodens, mit mög: 
lichſter umftändlicher Zofalkenntniß zu Werke zu gehen, fo werden 
die Mitglieder der Auffichtsfommiffion diefe Arbeit gemeinfam 
mit der Schagungsfommifjton vornehmen. 

Da die Ginziehung der Gelder, die Rechnung über diefelben, 
und die Einfendung an die Linthzahlungs-Commiſſion, eine weit: 
läufige Buchhaltung erfordern wird, fo ift den beiden Linthfom: 
miffionen überlaffen,, hiezu einen befondern Buchhalter , unter ihrer 
Verantwortlichkeit und unter der Aufficht einiger hiezu zu beauf: 
tragenden Mitglieder aus ihrer Mitte, zu beftellen. 

Alles vom Verkauf des gewonnenen Landes eingehende Geld, 
wird vollftändig an die Zahlungsfommiffioen nad Zürich einge: 
ſandt. | 

Die Schakung des Mehrwerths des verbefferten Landes gefchieht 
bezirksweiſe, nachdem die beiden Präfidenten der Auffichts = 
und der Schatzungskemmiſſſon hierüber ihre Gutachten der Tag: 
fagung eingegeben haben, und von diefer der Zeitpunkt diefer 
Schatzung beftimmt fein wird. 

Der Betrag des auf die verbefferten Grundftüde gelegten Mehr: 
werths, geht in Folge des Tagſatzungsbeſchluſſes vom 2. Juli 
1810, allen andern Schuldforderungen vor. 

Der Betrag diefes Mehrwerths verfällt auf den Tag der befannt 
gemachten Schagung; um aber die Zahlung zu erleichtern, wer⸗ 
den die Linthfommiffionen ſchickliche Zahlungstermine, die jedoch 
ſich nicht über 6 Jahre hinaus erſtrecken fönnen, feltfegen. Vom 
Tag der Verfallzeit an, müſſen alle Rüdftände mit 41, vom 
Hundert bis zur Zahlung verzinfet werden. 

Die Befiger der mit Mehrwerth belegten Güter, welche ſelbſt 
Aktien übernommen haben, entrichten nur denjenigen Betrag des 
aufgelegten Mehrwerths; oder den „Zins desfelben, der die An: 
fauffumme ihrer Aktien überfteigt. 

Sobald ſich bei der ‚Zahlungsfommiffion in Zürich fo viel Geld 
vorfindet, daß eine Vertheilung von 10 Prozent der Aftiengelder 
an fämmtliche Aftienbefiger Statt haben kann, fo wird diefe Ver— 
theilung ‚vorgenommen, und die portofreie Verfendung des baaren 
Geldes, von. Zürih aus, an die nämlichen Kantonalbehörden 
beforgt, welche früher die Aftienbeiträge eingezogen haben, und 
denen die Bertheilung an die Partifularaktienbefiger, ohne Spe: 
fenberechnung obliegt. 

Den hohen Regierungen der Kantone Schwyz, Glarus und St. 
Ballen werden für ihre Aktien die Anfprüche auf ihre zahlungs— 


ei: I 


pflihtigen Gemeinden fo lange flatt Baarzahlung übertragen, 
bis die Gemeinden ihren zu entrichtenden Mehrwerth gegen die 
Liquidationsfaffa auf diefe Art bezahlt haben. 

k) So oft als ſich bei der Zahlungsfommiffion in Zürich hinläng- 
liches baares Geld vorfindet, wird wieder eine Wertheilung 
desfelben von 10 Prozent an alle Aftienbefiger vorgenommen — 
und auf diefe Art wird fortgefahren, bis der Mehrwerth aller 
Linthbezirke beftimmt und bezahlt, und bis alles gewonnene 
Land verkauft ift. 

I) Können Bertheilungen an die Attienbeſt itzer gemacht werden, welche 
den Betrag der vorgeſchoſſenen Aktiengelder überſteigen, fo fom: 
men diefelben auch verhältnifmäßig denjenigen Aftiendefigern zu 
gut, welche felbft Gütermehrwerth zu entrichten Hatten. 

m) Würde fi Hingegen der nicht zu erwartende Fall ereignen, daß 
durch die Verkäufe und Mehrmwerthfchagungen nebft Zinſen und 
Ertrag des Linthbodens, nah Anmweifung des $. 12 der Linth: 
Polizeiverordnung, die vorgefchoffenen Linthaftiengelder nicht voll: 
fändig zurücbezahlt werden fönnten, fo haben alsdann diejeni: 
gen Gigenthümer von mit Mehrwerth zu belegenden Gütern, 
welche felbft Aktien befigen, denjenigen Betrag des ihnen auf: 
gelegten Mehrwerths annoch zu entrichten, welcher die den übri: 
gen Aktionnärs zugefommenen Raten überfteigt. 

n) Die mit der vollftändigen Liquidation der Linthunternehmung 
beauftragten Mitglieder der Linthfommiffionen , erftatten alle Jahre 
der Tagſatzung einen umftändlichen Bericht über den Zuſtand 
diefer Liquidation. 

5. Die Linthauffihts:Gommifften ift bevollmächtigt, die Ein: 
mündung der neuen Linthkanäle in die alte Linth bei Grynau, ihrem 
eigenen Borfchlage gemäß, alfo zu veranftalten, daß die neue Linth 
unmittelbar an der nördlichen Seite des Schloffes Grynau durdy einen 
neuen, ungefähr 2000 Fuß langen Kanal, durdy die Grynauer Erd: 
zunge hindurch geführt werde. 

6, Die Tagfagung ladet die Regierungen der Linthſchiffahrtskan— 
tone ein, durch gütliches Finverftändniß diejenigen Hinderniffe zu be: 
feitigen, welche der genauen Grfülung der von ihnen, im Jahre 
1808, mit der Linthauffichts:Kommiffion gefchloffenen Uebereinfunft, 
wegen der Gonfteuftion der Reckwege, bis dahin im Wege flunden, 
und die Linthfaffa für ihre dießfäligen Anforderungen zu befriedigen. 

7. Se. Erz. der Landammann der Schweiz ift beauftragt, dem 
Großherzoglich Badifhen Ingenieur-Major, Heren Tulla, und durch 
denfelben feinem Gehülfen, dem Herrn Ingenieur Obrecht, durch eine 
im Namen der Tagfagung ausgeftellte Zufchrift, den Beifall, die 
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Zufriedenheit und die Achtung zu bezeugen, welche die Stellvertreter 
der Eidsgenoffenfhaft, durch die forgfältigen Berichte der Linthauf: 
fihtsfommiffion, von den großen und wefentlichen Werdienften diefer 
einfichtsvollen Männer um die Linthunternehmung, in Kenntniß gefeßt, 
gegen Diefelben hegen, und gegen Sie auszufprechen, Sich zum Wer: 
gnügen machen. 

8. Die Tagſatzung wiederholt den ungetheilten Beifall und den 
warmen Danf, den Sie feit Anbeginn der Lintharbeiten jedes Jahr, 
der großmüthigen und ausharrenden Hingebung des Heren Präfident 
Eſcher, und der einfihtsvollen Thätigkeit Seiner vortreffliden Ge— 
bülfen, des Herrn Rathsherrn Schindler, und des Heren Oberft und 
Präfident der Schagungsfommiffion Stehlin, gezollt Hat; Sie fpricht 
gegen diefe verdienftvollen Männer insbefondere Ihre unbedingte Zufrie: 
denheit aus, Über die Erfüllung der Ihnen durdy die Tagſatzung des 
verfloffenen Jahres ertheilten Aufträge. 

9. Gegenwärtiger Beſchluß fol gedrudt, und durch ein befons 
deres Kreisichreiben Sr. Erz. des Landammanns der Schweiz, fämmt: 
lichen Kantonsregierungen beförderlidy mitgetheilt werden. 


F. 
(Bom 6. Juli 1812.) 
Die eidsgenöffifhe Tagſatzung, 

Nah Anficht des 18. Urt. des DBefchluffes über die Linthunter- 
nehmung vom Jahre 1804, welcher verordnet: Es foll einer von der 
Tagfagung ernannten Wafferbaupolizeis:Commiffion die Erhaltung und 
Beſchützung aller Lintharbeiten, nah Anleitung der dafür zu entwer— 
fenden Infteuftion übertragen werden, — 

Nachdem fie das Gutachten und die Worfchläge der vereinigten 
Auffihts = und Schakungsfommiffionen der Lintharbeiten fi hat 
vorlegen laffen, — und nad angehörtem Bericht ihrer zur Prüfung 
derfelben niedergefeßten Commiffion, Hat, — um den durch gemeinfam 
verbundene Kräfte der Gidsgenoffen, und unter Leitung der Bundes- 
behörden zu Stand gebrachten Lintharbeiten, Fortbeftand und Dauer, 
und ihren wohlthätigen Folgen Gewährleiftung zuzufichern, die nad): 
fiehende LintHpolizeiordnung, in der Meinung und in der zu: 
verfihtlihen Erwartung gutbefunden und befchloffen: daß für 
die Handhabe und für die genaue Vollziehung derfelben, von Seite 
der Regierungen der hohen Stände Schwyz, Glarus und St. 
Ballen, auf deren Landesgebiet diefelbe ihre Anwendung finden foll, 
den betreffenden Behörden und Auffehern, in allen erforderlichen Fällen 
der landesherrliche Schug und DBeiftand geleiftet, und jede nöthige 
Unterflügung werde gegeben werden. 


= BE 


Il. 2Zinthwafferbaupolizei:Commiffion. 

1. Die Linthwalferbaupolizei:Commiffion beſorgt die Aufficht der 
Erhaltung und die Leitung des Unterhalts aller Linthfanäle, Ufer, 
Wuhre, Dämme, Hintergräben und Abzugsgräben, von der Nettſtal⸗ 
lerbrüde an, bis in den Zürcherſee herab. 

2. Ihrer Verwaltung ift der, durch den Tagſatzungsbeſchluß vom 
Juli 1811, der Unternehmung als unveräußerlich zugeficherte Linth: 
boden, oder das urbare Land, zwifchen den Hintergräben längs den 
Kanälen, von den Redländern ob Mollis an, bis in den Zürcherſee 
herab, unterworfen. 

3. Die Linthrvafferbaupoligei:Commiffion beſteht aus 5 Mitgliedern, 
die von der Tagfakung alfo gewählt werden, daß aus jedem der 
drei Kantone, in deren Gebiet die Linthfanäle gelegen find, ſich jeder 
zeit ein Mitglied in der Commiffion finde. 

4. Die Mitglieder werden auf ſechs Jahre ernannt, und Fönnen 
nah Verfluß diefer Zeit aufs neue für fechs Jahre gewählt werden. 

5. Sie beziehen feine Befoldung, haben aber die von ihren Ver— 
richtungen herrührenden Auslagen zu verrechnen. 

U. Pflihten als Polizeibehörde. 

6. Die LintHwafferbaupolizei-Commiffton ernennt die erforderlichen 
Linthaufſeher, beftimmt ihre Beſoldung, und ertheilt ihnen die nöthigen 
Aufträge. - 

7. Sie läßt ſich von den Linthauffehern, in gewöhnlichen Mer: 
hältniſſen alle drei Monate, über den ‚Zuftand der Linth fchriftlichen 
- Bericht erftatten. 1 

8. Ihre Mitglieder werden ſich Über die ihmen zuftehende unmit⸗ 
telbare Auffiht alfo umter einander einverftehen, daß jährlich zweimal, 
wenigftens eim Mitglied die ganze Gegend des verbefferten Linthlaufs 
bereife; fie erftatten der Tagfakung darüber Bericht. 

9. Die Commiſſion ift befugt, erfahene Wafferbaumeifter nöthigen: 
falls zu berathen ; allein fie darf an dem von der Linthaufſichts-⸗Commiſſion 
ausgeführten allgemeinen Operationspfan der Linthforreftion, Feine Ab: 
änderungen weder anordnen noch zugeben, ohne vorhergegangene aus: 
drückliche Genehmigung der Tagſatzung. 

II. pflichten als Verwaltungsbehörde. 

10. Die Zinthwafferbaupoligei:Commiffion beſorgt die Erhaltung 
und Derbefferung alles ihrer Verwaltung zuftebenden Bodens, und 
verpachtet auf beftimmte „Zeit und möglichſt vortheilhafte Weife, alles 
urbare Land. 

41. Sie beſorgt den jährlichen Cingang aller Pachtzinfe, bezahlt 
ihre angeftellten Auffeher und verrechnet ihre Auslagen. 
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12. Der Ertrag alles Linthbodens ($. 2) wird in eine Caſſa gelegt, 
aus welcher die Unfoften der Polizeiaufficht, die Befoldung der Linth- 
auffeher, und die Koften derjenigen allgemeinen Lintharbeiten befttitten 
werden, die durch den Erfolg der Gorreftion nothroendig werden können. 
Der Ueberfhuß diefer Caſſa wird, Bis zur Befriedigung der Aftien: 
befiger,, jährlich in die Liquidationscaffa geliefert; nachher foll derfelbe 
einzig für Arbeiten verwendet werden dürfen, welche den gewöhnlichen 
(im 5. 4% beftimmten) LZinthunterhalt nicht betreffen, fondern durd) 
außerordentliche Ereigniſſe nothwendig oder erforderlich werden mögen. 
Sind feine ſolche Bedürfniffe vorhanden, fo mird der Vorſchuß für 
fünftig eimtretende zufammengelegt und aufbewahrt. 

413. Alle Jahre fol der Tagfagung über die Verwaltung der 
Linthpolizei· Commiſſion umftändlihe Rechnung abgelegt werden. 


IV. Polizeiverordnung. 

44. Der Boden längs den Linthfanälen von der Mitte der Hinter: 
gräben an, mit den Dämmen und Ufern, darf, als ausſchließliches 
und unveräußerliches Eigenthum der Linth (nach der hierüber von den 
drei intereſſirten hochlöblichen Ständen gegebenen Erklärung) mit feinen 
Beſchwerden oder Abgaben irgend einer Art belaftet werden. 

15. Das Land längs den Kanälen zwifchen den Hintergräben, 
darf weder aufgebrochen noch geäßt werden. Bäume dürfen nur zwie 
fhen den Hintergräben und Dämmen gepflanzt werden. 

16. Nach eingeholter Zuftimmung des Hochlöblihen Standes Gla— 
zus, und in Betrachtung, daß die Schiffahrt ſtromaufwärts, in dem 
Mollifee Kanal, mit der Erhaltung der Foftbaren Steinwuhren und 
Schwellen an demfelben unverträglic fei, foll die Schiffahrt firoms 
aufwärts in diefem Kanal gänzlidy verboten fein. 

17. Ohne Erlaubniß der Linthauffeher dürfen in die neuen Kanäle 
weder Fifchreufen eingelegt, noch diefelben mit Fangwuhren verfehen 
werden. 

18. Ohne beftimmte Genehmigung der Wafferbaupolizei:Commiffion, 
darf längs allen Linthfandlen fein Damm durchſtochen, erniedrigt, oder 
verfhmälert, noch in die Hintergräben neue Abzuggräben eröffnet, noch) 
die vorhandenen Ginmündungen verändert, auch feinerlei Ginfchnitte 
in die Ufer gemacht werden. 

49. Weder auf den Ufern noch Dämmen, noch zwifhen Damm 
und Hintergräben, dürfen Holz oder andere Waaren abgelegt, und 
bis zur Ginfhiffung aufbewahrt werden, fondern der ganze Boden 
zwifchen den Kanälen und Hintergräben , fol immer völlig frei bleiben. 

20. Zu Ladungs = und Landungsplägen für die Schiffahrt, wird 
die MWafferbaupoligei-Commiffion die ſchicklichſten Stellen bezeichnen, 
außer welchen weder gelandet, nod Schiffe angebunden werden dürfen. 
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21. Im ganzen neuen Linthbett dürfen Feine Flöße oder anderes 
großes Holz aufbewahrt, fondern fo bald fie die Linth betreten, follen 
fie ohne Aufenthalt bis in die Seen fortgeführt werden. 

22. Nur an leere oder halbleere Schiffe, die durch die Linth Hin: 
aufgereckt werden, dürfen andere leere Schiffe angehängt und durch 
einen Pferdezug gezogen werden. 

23. Weder in die Linth noch in die Hintergräben dürfen Unreinig- 
feiten oder andere Gegenftände, die den freien Wafferabzug hindern 
fönnten , geworfen werden. 

24. Die beidfeitigen Dammfronen der neuen Kanäle mögen als 
Fußwege benußgt werden; dagegen aber darf Fein Fuhrwerk irgend einer 
Art, Fein Reiter, Fein Vieh, weder großes noch Feines, über die 
Dämme geführt, und Hunde follen an Striden gehalten werden. 

25. Die Fußgänger follen fi nur des auf der Dammkrone be: 
findlichen Pfads bedienen, und immer forgfältig die vorhandenen Gitter 
zufchließen. 

26. Die Reder, welche die rechtfeitige Damınfrone als Reckweg 
benutzen, follen fid) mit ihren Pferden ausfchliefend der Dammkrone, 
und fo viel möglid der Mitte derfelben bedienen, und dürfen nur , 
höchſtens fünf, beim hohen Waſſerſtand aber ſechs Pferde an einem 
Zug haben. 

V. Strafen. 


27. Die Widerhandelnden gegen obige Verfügungen ſollen, nebſt 
vollftändigem Schadenerſatz, den nachfolgenden Strafbeſtimmungen un: 
terworfen werden. 

28. Wer die Dammkrone mit einem Fuhrwerk befährt, bezahlt 
im Verhältniß der Größe desfelben, eine Buße von 8 bis 16 Franken. 

29. Gin Reiter, der fi der Dämme bedient, zahlt 8 Franken 
Buße. 

30. Für ein großes Stück Vieh, weldyes frei über einen Damm 
getrieben wird, werden 8 Fr., wenn es aber am Strick geführt wird, 
4 Fe. Buße bezahlt. Für ein Feines Stück Vieh jeder Art, ift die 
Buße die Hälfte der obigen Beſtimmung. 

31. Für einen freilaufenden Hund werden 2 Fr. Buße baahlt. 

32. Würden, ſtatt der Dammkrone, die Ufer oder Grabenborde 
gebraucht, fo ift die Buße das Doppelte von derjenigen, die auf den 
Mißbrauch der Dammkrone gelegt if. 

33. Jeder Fußgänger, der fich fatt der Dammfrone eines andern 
Wegs längs den Kanälen oder Gräben bedient, zahlt 2 Fr. Buße. 

34. Für jedes große Stück Vieh, weldes zwifchen den Hinter: 
gräben im Lintheigenthyum weidend angetroffen wird, muß vom Cigen: 
thümer 4 Fr.; für jedes Heine Stüd, 2 Fr. Buße bezahlt werden. 
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35. Wer einen auf den Dämmen vorhandenen Gatter, den er 
geöffnet Hat, nicht zufchließt, zahlt 2 Fr. Buße. 

36. Wer fid) anderer ald der fefigefeten Zadungs : und Landungs⸗ 
pläge bedient, zahlt für jede folche Ladung und Landung 4 Fr. Buße. 

37. Won jedem Floß, der im Linthbett feſt angehängt wird, 
werden 16 Fr.; von einzelnen großen Hölzern aber, fir jedes 1 Fr. 
Buße bezahlt. 

38. Meder ſowohl als Sciffleute, welche einen Redzug gegen 
die Beftimmung des 5. 22 beladen, zahlen jede Partie A Fr. Buße. 
Für jedes Pferd, welches über die Beftimmung des 59. 26 hinaus ge: 
braucht wird, zahlt der Reder 4 Fr. Buße. 

39. Ohne Erlaubniß eingefehte Fifchreufen werden mit 2 Fr.; 
mit Fangwuhren verfehene Reuſen mit 4 Fr. Buße belegt. 

40. Dem Strafrichter wird überlaffen, bei eintretenden wichtigen 
Milderungsgründen, die oben vorgefchriebenen Bußen bis auf die Hälfte 
zu ermäßigen. 

44. Muthwillige Werlegungen der Linthfanäle, Ufer, Wuhre, 
Dämme und Gräben, werden dem höhern Polizeirichter zur Beftrafung 
überwiefen. 

Die Regierungen der Hohen Stände Schwyz, Glarus und St. 
Gallen, werden fowohl den gewöhnlichen als auch den höhern Polizei: 
richter beflimmen und der Linthwafferbaupolizei-Gommiffion befannt 
machen, welcher, fei es auf Weifung der Commiſſion, fei es auf Zei- 
dung Hin, die DBellagten in Unterfuhung nehmen, und die fehlbar 

Erfundenen unabänderlih, nad den WVorfchriften und Beſtimmungen 
der gegenwärtigen Verordnung, ſtrafen wird. 

42. Die eine Hälfte der Buße gehört dem Verleider der Ueber 
tretung ; die andere Hälfte fällt der Gemeinde zu, in deren Bezirk 
die Vergebung Statt hatte. Der Echadenserfah foll ungefäumt zur 
- Tilgung des Schadens verwendet werden. 

43. Wenn der Boden der Linty, zwiſchen den äußern Ufern 
der beiderfeitigen Hintergräben, an Ufern, Wuhren, Schwellen, Däm: 
men oder Gräben, durch Frevel befchädiget wirrde, ohme daß die Thäter 
aufgefunden, und zum Erſatz und Strafe gezogen werden Fönnten, 
fo fol der Schaden ungefäumt durch die beftellten LZinthauffeher auf 
Koften derjenigen Gemeinde gehoben werden, in deren Bezirk die Be: 
ſchädigung Statt hatte. 


VI. Unterhalt der neuen Linthkanäle. 


14. Zum Unterhalt der Linthkanäle wird gerechnet, die Reinhal- 
tung des Linthbetts; die Sicherung der Ufer in der vorgefchriebenen 
Richtung und Stelle, und mit dem gehörigen Abhang ; die Erhaltung 
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und Reinhaltung der Wuhre und Dämme nach vorgefchriebenem ‘Profil ; 
die Erhaltung des Fußpfads auf der Dammfrone, (mit Ausnahme 
des rechtfeitigen Reckwegs) die mit den Anftößern gemeinfame Lnter: 
haltung der Hintergräben in der beftimmten Breite und Ziefe. 

45. Diefer Unterhalt der Ufer, Wuhre, Dämme und Hintergräben 
längs den neuen Linthfanälen, liegt ohne Nüdficht auf ehevorige 
Wuhrpflichten, allen denjenigen Gütern nah dem Verhältniß ihrer 
Größe ob, weldye inner den Grenzen der Schagungslinie liegen ; und 
es werden für diefe Obliegenheit folgende Abtheilungen oder Genoffen- 
fchaften feftgefegt. 

46. Der Näfelferfanal von den Stodländern an bis zur 
Näfelferbrüde herab, wird von den Gütern unterhalten, welche im 
Bezirf diefes Kanals zwiſchen den Landftragen liegen; nämlich das 
echte Ufer von den Befigern der Mollifer-, das linfe Ufer von den 
Befigern der Näfelferfeite. 

47. Der Molliferfanal von der alten Mäfelferbrüde an, bis 
zu feinem Auslauf in den Wallenfee herab, wird beidfeitig von den: 
jenigen Gütern unterhalten, welche im Bezirk diefes Kanals vom Fuß 
des Wallenbergs bis an die Schakungslinie, zwifchen Näfels und 
Niederuenen liegen. — Der linffeitige Bezirk diefes Kanals geht von 
der Näfelfer Mühle in Mühlhäuſern bis zur Bergecke an der Land: 
firafe, wo fih die Tagıven Ober = und Miederurnen trennen, und 
wird durdy eine Linie begrenzt, die von diefem Punft an, an die 
linffeitige obere Ede der neuen Biäfchenbrüde hinübergezogen wird. 

48. Der Wesnerfanal vom Seeausfluf an bis zur ‚Ziegelbrüde 
herab, wird beiderfeitig von denjenigen Gütern unterhalten, die nörd: 
lich derjenigen Linie liegen, welche den Mollifer-Kanalbezirf begrenzt, 
und zwar abwärts bis an die Strafe, welche von Niederurnen nad 
der Ziegelbrüde führt, dann bis an den Fuß des Biberlikopſs und 
MWesnerberge, und bis an das Sergeftade, mit Einſchluß aller der 
Güter, die in Weſen, in Fley, in Wallenftadt und am linken Wallen: 
feeufer in den Linthſchatzungsgrenzen liegen. 

49. Die rehte Kanalfeite von der Ziegelbrüde ab— 
wärts bis zum Gießen unter dem Buchberg, wird von allen 
Gütern unterhalten, welche in diefem Bezirk in den Zinthfchagungs- 
marchen liegen. 

50. Die rechte Kanalfeite vom Gießen an bis in den 
Zürichſee herab, wird von denjenigen Gütern unterhalten, die in 
diefem Bezirk in der Schakungslinie begriffen find, mit Einſchluß der: 
jenigen, die unter Grynau rechts der Linth Ähnlichen Verpflichtungen 
unterworfen waren. 
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51. Die linke Kanalfeite von der Ziegelbrüde ab: 
wärts bis an die Grenze zwifchen Schwyz und Ölarus, 
unterhalten diejenigen Güter, die in diefem Bezirk inner der Linth: 
ſchatzungslinie liegen. 

52, Die linfe Kanalfeite von der Grenze zwifchen 
Schwyz und Glarus an bis in den Zürichfee herab, wird 
von denjenigen Gütern unterhalten, die in diefem Bezirf in der Schagungs: 
linie liegen, mit Einſchluß derjenigen, die unter Grynau links der 
Linth Ähnlichen Verpflichtungen unterworfen waren. 

53. Die Güterbefiger jedes diefer acht Bezirke, erwählen einen 
Ausfhuß, welcher nach der Anordnung der Wafferbaupoligei-Commifften 
und ihrer hiezu beauftragten Zinthauffeher, die erforderlichen Arbeiten 
vorfchriftsmäßig ausführt und der Genoßfame jährlicy die von den Linth— 
auffeheen gutgeheißene Rechnung ablegt. 

54. Wenn in einem Bezirke die erforderlicdyen Lintharbeiten nicht 
in gehöriger Zeit und vorfchriftsmäßig ausgeführt werden, fo hat die 
LinthrwafferbaupolizeisCommiffion das Recht, diefe Arbeiten auf Koften der 
betreffenden Genoßſame, durch ihre Linthauffeher ausführen zu laſſen. 

55. Die Unterhaltspflicht der Linthfanäle nimmt für die Genoß⸗ 
famen ihren Anfang , von der Zeit, wo fie ihnen dafür durch Beſchlüſſe 
der Tagfakung find übergeben worden. Zu diefem Ende wird die 
Aufſichtskommiſſion, fo oft eine oder mehrere Steeden der Linthfanäle 
für jene Uebergabe bereit und vollendet find, davon den Landammann 
der Schweiz berichten, welcher diefelben befichtigen läßt, damit die 
Tagfagung auf das gedoppelte Befinden der Auffichtsfommiffion und. 
dee durch den Heren Landammann angeordneten Befichtigung, die 
Uebergabe beſchließe. 

56. Wenn an einer Stelle der Linthkanäle ein außerordentlicher 
Schaden entficht , fo follen die von den betreffenden Genoßfamen be: 
ftellten Ausfchüffe (LintHmeifter) mit Zuzug des nächften Linthauffehers, 
für die Herftellung der befhädigten Werke die angemeffenen Vorkehrungen 
teeffen, und durch den Auffeher ungefäumt das nächſtwohnende Mit- 
glied der Waſſerbaupolizeikommiſſion umftändlich benachrichtigen, um 
von demfelben die ferneen Weifungen zu erhalten; findet die Commiſſion 
dann, daß der Fall wirklich unter die außerordentlihen Befhädigungen 
gehört, fo wird fie die erforderlichen Arbeiten, nach den Umftänden, 
ganz oder theilweife, auf Koften der Zinthfaffa anordnen. 

57. Jeder Genoffenfchaft fol ein umftändlicher Plan fowohl der 
Flußftrede, die fie zu unterhalten hat, mit den erforderlichen Profil: 
tiffen, als auch vom ganzen Umfang und den Grenzen ihres Bezirks 
übergeben werden, welcher ihr bei allen auf den Linthunterhalt Bezug 
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habenden Arbeiten zur Richtſchnur dienen ſoll, und welchen fie au dies 
fem Ende hin forgfältig aufzubewahren verpflichtet ift. 

58. Sollte in Zukunft eine Abänderung in der Vertheilung des 
Unterhalts der Linthkanäle wünſchbar werden, fo kann dieſes von den 
Genoßſamen, durch den Weg ihrer betreffenden Kantonsregierungen, 
der Waſſerbaupolizei⸗Commiſſion angezeigt, und von dieſer, mit ihrem 
Befinden darüber, der Tagfakung zum Entfcheid vorgetragen werden. 

59. Diefe Verordnung ſoll in den öffentlichen Blättern der drei 
betreffenden Kantone befannt gemacht, alle Jahre am erften Somtag 
im Aprif in den Kirchen der benachbarten Gemeinden verlefen, und 
fonft auf gewohnte Weiſe zur allgemeinen Kenntniß gebracht werden. 

G. 
(Bom 13. Juli 1312.) 

. 4. Die Schagungsfommilfion wird eingeladen , die Sümpfe der beiden 
Endgeſtade des Wallenſees bis zur ‚Ziegelbrüde hinab, beftimmt aus: 
zumarchen, foldye zu Danden der Aftieninhaber in Befig zu nehmen, 
und vor jedem Gingriffe zu verwahren, ihren allfälligen Ertrag zu be: 
nugen, und letztern in die Hauptlinthfaffa in Zürich einzufenden, da: 
mit nach Anleitung des $. 4 des letztjährigen Tagfagungsbeichluffes, 
der Anfang der Liquidationsfoffa gebildet werde. Gin Doppel dis auf- 
zunehmenden Riffes und der Marchenbefchreibung fol bei der Hauptkaſſa 
in Zürich hinterlegt werden. 

2. Die Schayungsfommiffion wird die gleiche Ginleitung für den 
Scänniferfumpf treffen, damit die eigentliche Sumpfgränge in den 
verfchiedenen Abtheilungen feftgefeht und geometrifch vermeſſen werde 

3. Der Vorſchuß des Verkaufs über die Anfaufsfumme, von den 
Molliferrietern, von welchem ein Theil zum Kanalbau gebraucht, die 
übrigen wieder veräußert wurden, und weldyer beiläufig 3200 Franken 
betragen mag, foll als Erlös des Mehrwerths betrachtet, und bei den 
erfolgten oder erfolgenden Zahlungen von Seite der Käufer in die Li: 
auidationsfaffa nach ‚Zürich abgeliefert werden. 


H. 
(Bom 8. Juli 1813.) 
Die Tagſatzung hat befcdhloffen: 

1. Daß, inſofern die Gemeinden Mollis und Näfels ſich beſtimmt 
dazu verſtehen, neben vollſtändiger Bezahlung des ſtipulirten Beitrags 
von 10,000 Franken, das noch erforderliche Material an Steinen und 
Faſchinen, an die Stellen ſeines Verbrauchs unentgeltlich zu lieſern, — 
die Linthaufſichtskommiſſion bevollmächtigt fein fol, auf die noch wünſch⸗ 
baren Kanalverbindungen, und überbaupt auf die Vervollfiändigung 
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der ganzen Gorreftion ob der Näfelſerbrücke, über die bereits von ide 
verwendeten Koften hinaus, noch eine Summe von. 10,000 Fe. zu 
verwenden. 

2. Es fei dem Eigenthümer der Suſt an der Biäfche, als cine 
billige Entſchädigung feines Verluſts, und unter Verwahrung gegen 
alle weitere Conſequenz, bewilligt, feine Suſt auf das linkſeitige fer 
zu übertragen. 

3. Bei der Vollendung des LintHfanals unter Grynau und bie 
zum Zürichfee, follen die LZinthfommiffionen nach dem allgemeinen 
Grundfaß verfahren, und die anſtoßenden Güter der Mehrwerthfchagung 
unterworfen werden. 

4. In Erwartung des Berichts, welcher von den Präfidenten der 
beiden Linthkommiffionen vorgelegt werden foll, trägt die Tagfakung 
beiden Herren Präfidenten auf, die Schakungsfommiffien ungefäumt 
zu den nöthigen Berrichtungen einzuladen, infofern ſich im nächften 
Frühjahr, durch die weitern Fortfchritte der Lintharbeiten ſowohl, als 
durch die Ausführung der Entwäflerungsanftalten und ihre Wirkung, 
zeigen follte, daß irgend cin Bezirk des getrodneten Landes, fchon der 
Schatzung einer vollftändig bewirkten Verbeſſerung unterworfen, oder 
ein Theil.des ganz getvonnenen Bodens (wie es mit dem alten Linthbett 
ob der Ziegelbrücke bereits gefchehen iſt) verdußert werden Fönnte, ohne 
das Intereſſe der Linthaftienbefiger zu gefährden. (Neo. KAT, DB». I 
der oſſiz. Samml.) 


CXI. 
“iutbuuteruchbwmung. 
(22. Juli 1822.) 


x. Zuſtruktion für die eidsgenöſſiſche Waſſerbaupolizeikommiſ— 
fion zu Erhaltung der Arbeiten der Linthunternebmung. 


Zufolge der Tagfagungsbefchlüffe vom 28. Juli 1804, $. 18 
(Offiz. Sammml. I, ©. 326) und vom 6. Juli 1812 (daf. &. 336 
u. ſ. f.; fiehe die vorftehende Neo. 110) lag der oberſten Bundesbe: 
hörde die Ertheilung einer Inftruftion für diejenige eidsgenöffifcye Waſſer⸗ 
baupolizeifommiffion 06, welche zu Erhaltung der Lintharbeiten, unmittel- 
bar nad) erfolgter Uebernahme der Linthbezirke durd die betreffenden 
Genoßſamen, in Wirkfamfeit treten foll. 

Diefe Infiruftion, fo wie fie von der Linthaufſichtsbehörde entwor⸗ 
fen und hierauf unterm 22. Juli 1822 von der Tagfakung einmüthig 
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satifiziet worden ift, — befindet ſich im 21. Heft des offiziellen No: 
tizenblatts, die Linthunternehmung betreffend, Nero. LXXX, ©. 134 
bis 467, eingerüdt, und ift aud als Beilage lit. AA des Tag: 
fagungsabfchiedes von 1822 auf 10 Foliofeiten befonders abgedrudt, — 
fo daß die Aufnahme ihres Inhalts in gegemmwärtige offizielle Samm: 
lung nit nothwendig erachtet wird. 


B. Ernennung der Linthwafferbaupolizeitommiffion. 


Nah Genehmigung vorerwähnter Infteuftion, ift die hohe Tag: 
fagung (22. Juli 1822) zue wirflichen Ernennung der eidsgenöffifchen 
Linthwaſſerbaupolizeikommiſſion gefchritten, welche, zufolge der 55. 3 
und 4 des Zagfakungsbefchluffes vom 6. Juli 1812 (Offiz. Samml. I, 
S. 336 und 337; ſiehe die vorfichende Neo. 4410 litt. F) aus fünf 
Mitgliedern beftehen foll, die auf ſechs Jahre gewählt werden , nad) 
Berfluß diefer ‚Zeit aber immer wieder wählbar find, und unter denen 
fih aus jedem der drei Kantone, im deren Gebiet die Linthfanäle 
gelegen find, jederzeit Gin Mitglied befinden muß. 

Die Kommiffion befteht aus folgenden Mitgliedern : 

Dem bisherigen Präfidenten der Linthauffichtsfommiffioen, Hrn. Staats- 
rath Hs. Konrad Eſcher von Zürich, als Präfidenten. 
Herren Rathsherr Schindler von Mollis. 

„Altſeckelmeiſter Reihlin von Schwyz. 

„ Kantonsrath und Kreisammann Ignaz Gmür von Scänis. 

»  Ingenieuroberftlieutenant und Kantonsrath Salomon Hegner 

von Winterthur. (Neo. XXVI, Bd. II der offiz. Samml.) 





GXH. 
Lintbunterncebmung. 


A, Uebergabe der Linthbezirke; VBollendungsarbeiten; Rech» 
nungswefen; Schakungsoperationen. Beſchluß v. 14. Aug. 
1823; beftätigt den 12. Juli 1824. 


41. Da die am 23., 24. und 25. Brachmonat diefes Jahres durch 
Abgeordnete der drei betheiligten Kantone Schwyz, ©larus und Gt. 
Gallen, in Gegenwart der Linthauffichtsfommiffion, vorgenommene Be: 
fihtigung der Zintharbeiten gezeigt hat, daß diefe Letztern fich nun: 
mehr auf dem Punkte befinden, wo fie förmlich an die drei Stände zu 
Handen ihrer refpeftiven Angehörigen übergeben werden follen, — fo 
fpricht die Tagſatzung diefe Uebergabe aus; und foll von diefem Be: 
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ſchluſſe jedem der drei Kantone zu Handen der betreffenden Linthgenof: 
famen eine förmliche Ausfertigung zugeftellt werden. 

2. Eine gleihe Ausfertigung geſchieht auch an die bereits von der 
vorjährigen Tagfagung beftellte Linthpolizeifommiffion, welche zugleich 
angerviefen wird, bei ihren nunmehr anzutretenden Verrichtungen, fo: 
wohl das von der Tagfagung unterm 6. Juli 1812 gegebene Polizei: 
reglement, als die von derfelben am 22. Juli 1822 genchmigte In— 
ftruftion für die Linthpolizeitommiffion, genau zu befolgen. 

3. Die — laut Protofoll der im Jahr 1822 in Rapperfchweil 
abgehaltenen Konferenz — noch rüdftändigen Arbeiten von allmäpliger 
Regulirung einiger abgefcharteten Uferftellen und WBollendung der Hin: 
tergraben zu Ableitung der Binnengewäffer, follen möglichft befchleu: 
nigt werden. 

4. Da der linkfeitige Damm des DBenfenerfanals, ungeachtet alles 
deffen, was in Folge der Rapperſchweilerkonferenz zu DVerftärfung des: 
felben vorgenommen wurde, nod nicht einen ganz beruhigenden Grad 
von Feftigfeit erreicht hat, fo wird die allmählige weitere Verftärfung 
desfelben, der Linthauffichtsfommiffion befonders empfohlen. 

5. Die bisherige Linthauffichtsfommiffion wird nunmehr die Haupt: 
rechnung über die ganze Unternehmung fchliefen, und mit wmöglicper 
Beförderung dem Vororte behändigen. Sie wird damit zugleich ihren 
Antrag verbinden, was rüdfichtlid der Summe von 40,000 Frk., 
welche nach und nady zu Fortführung der Lintharbeiten aus der Liqui- 
dationsfaffa erhoben wurde, zu verfüigen fein möchte. 

6. Won jeht an foll die Rechnung über die technifchen Arbeiten 
von derjenigen über die Liquidation ganz getrennt werden; und daher 
auch alle Unfoften, welche von diefer letztern herrühren, derfelben allein 
zur Laſt fallen. 

7. Die Edyakungsfommifften, welcher ihre dießjährige Thätigfeit 
beftens verdankt wird, — ift aufgefordert, fowohl mit der Mehrmerth: 
ſchatzung des verbefferten Landes, als mit der Veräußerung des, der 
Unternehmung eigenthümfich zugefallenen Bodens, unausgefeßt fortzu- 
fahren, fo wie ed nur immer die Umſtände und der Vortheil der Li⸗ 
quidation geftatten. 

B. Wiederbeſetztes Prafidium der Linthwaljerbaupolizeilom- 
miffion. Verhandlung vom 44. Auguft 1823. 

Die hohe Tagſatzung hat einmüthig den hochwohlgebornen, 
hochgeachteten Herren Staatsrath Joh. Jakob Hirzelvon 
Zürich, am die Stelle des verewigten Heren Staatsrath Eicher, zum 
Präfidenten der Linthwafferbaupolizgeifommiffion ge 
wählt, und damit gegen denſelben die Bezeugung des wärmfien Dans 
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der Eidsgenoſſenſchaft für feine bisher den Linthangelegenheiten gewid: 
meten erfprießlichen Bemühungen verbunden. 


C. Erklärungen der drei betheiligten Stände, betreffend 
die Uebernahme der Linthbezirke. 


I. Urkundliche Erflärung von Gt. Gallen. Bom 
3. Dezember 1823. 


Wir Landammann, Kleine und Große Räthe des Kantons St. Gallen: 

Nach Anſicht des erften Artikels des diefjährigen Tagſatzungsbe— 
fchluffes vom 14. Auguft, weldyer die Uebergabe der Linthbezirke an 
die drei betheiligten Stände, zu Handen der betreffenden Genoßfamen, 
anordnet: 

In Erwägung, daf die im Juni diefes Jahrs flatt gefundene Be: 
fihtigung der Linthwerke zwar auf einigen Punften nod Fein ganz 
befriedigendes Refultat aufiwies, hingegen aber die Art. 3 und 4 des 
erwähnten Tagfagungsbefchluffes felbft die fichernde Beſtimmung ent: 
Halten, zufolge welcher die, laut Protofoll der Rapperfchweilerfonferenz 
vom Jahr 1822, no rückſtändigen Arbeiten von allmähliger Regu: 
lieung einiger abgefcharteten Uferftellen und Vollendung der Hinter: 
graben zu Ableitung der Binnengewäffer möglichft befchleunigt werden 
folen, und die allmählige erforderlihe Werftärfung des linkſeitigen 
Dammes des DBenkenerfanals, der Linthaufſichtskommiſſion befonders 
empfohlen wird; haben auf den verfaffungsmäfigen Vorfchlag des Klei: 
nen Rathes befchloffen und 

urfunden anmit: 

1. Daf wir den Zagfagungsbefchluß vom 14. Aug. d. J., be: 
treffend die Uebergabe der Linthfanäle an die drei betheiligten Stände 
zu Handen der refpeftiven Genoßſamen, nad) feinem ganzen Inhalt 
ratifiziren. 

2. Der Kleine Rath ift beauftragt, gedachten Befchluß den be: 
treffenden Genoßſamen unfers Kantons zu ihrem Verhalt mitzutheilen, 
und darauf zu halten, daß den DBerfügungen der Art. 3 und 4 des: 
felben Genüge geleiftet werde. 

Gegeben in unferer Berfammlung, St. Gallen den 3. Dez. 1823. 


Der Zandammann: 
(L. S.) Müller:$rtedberg. 
Im Namen des Großen Raths, 


Der Sekrelär desfelben : 
Steger. 
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D. Urlundlihe Erklärung von Schwyz. 
Bom 25. Juni 1824. 
Wir Landammann und dreifacher Landrat des Kantons Schwyz ur: 
Funden anmit: 


Daß wir nad Einfiht des von der Hohen eidsgenöffifchen Tag: 
ſatzung unterm 14. Auguſt v. 3. genommenen, die Uebergabe der Linth— 
bezirfe an die drei Stände Schwyz, Glarus und St. Gallen zu Han: 
den der betreffenden Genoffamen anordnenden Beſchluſſes, in der Bor: 
ausfegung und zuverfichtlidhen Erwartung, daß die unter Art. 3 ob: 
gedachten Konklufi benannten noch rüdftändigen Arbeiten, in Folge 
des Ao. 1822 in Rapperfchweil ausgefprocyenen Konferenzialbefchluffes, 
zue ‚Zufriedenheit und Sicherftellung der hiebei betheiligten löbl. Stände 
vollendet und dem linffeitigen Damm des Benfenerfanals, fo wie ſolches 
der vierte Artikel des mehrerwähnten gleichen Beſchluſſes ausfpricht, 
die erforderliche Feftigkeit werde verfchafft werden, — dem gedadyten 
Tagfagungsbefchluß vom 14. Auguft 1823 im Betreff der Uebergabe 
der Linthbezirke an die benannten drei betheiligten Stände zu Handen 
der Genoffamen, beitreten und folchen feinem ganzen Inhalte nad) ge: 
nehmigen und ratifiziren. 
Gegeben und auf gewohnte Weile unterfchrieben und beſiegelt, 
Schwyz den 25. Juni 1824. 
Zandammann und dreifacher Landrat des Kantons Schwyz. 
Der regierende Landammann : 
(L. S.). Karlvon Bay. 
Im Namen des Raths: 
Reding, Landfchreiber. 


I. Infteuftionseröffnung von Ölarus. An das Pro: 
tofoll der Tagfakung gegeben den 12. Juli 182. 


Wenn auch die Linthauffiditsbehörde im Jahreslauf an der fo höchſt 
nothwendigen Verftärfung des Dammes im Kupferfrumm verdanfens: 
werth Hat arbeiten laffen, fo ift diefe Verftärfung doch noch nicht er— 
reicht, und die bisher bei jedem Anlaffe geäußerten Beforgniffe über 
den Zuftand der Ausmündung des Gäſikanals jet noch fortdauernd. 
Indeffen will der Stand Glarus von feiner letztjährigen Erklärung 
nicht zuriidtreten, fondern hat auf den nun wirklich eingetretenen Fall, 
daß der Stand Schwyz feinen unbedingten Beitritt zum Beſchluß der 
Zinthübergabe ausfprechen würde, aud) feine Gefandtfchaft ermächtigt, 
den endlichen Beitritt zu erklären, jedod) : 

1. In der zuverfichtlichen Worausfeßung, daß die löbl. Linthpo— 
Ireifommiffion denjenigen wichtigen Theilen der Unternehmung , welche 
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den Kanton Glarus zunächſt intereffiren, flets die Aufmerkſamkeit und 
Borforge widmen werde, die in ihre Inſtruktion ausdrüdlich aufge: 
nommen und als dringend empfohlen iſt; und 

2. Daß in Gemäßheit des 57. Art. der Linthpolizeiordnung vom 
6. Juli 1812 jeder Genoffenfchaft ein umftändlicher Plan ſowohl der 
Flußftrede, die fie zu unterhalten bat, mit den erforderlichen Profil: 
riffen, als audy vom ganzen Umfang und den Grenzen ihres Bezirks, 
als Richtfchnur bei allen auf den Linthunterhalt Bezug habenden Ar: 
beiten, übergeben werde. 


D. Liquidation der Unfoften; Ausgleichung zwifchen der 
Liquidationd » und der Dperationskaffe.. Belhluß vom 
6. Auguft 1824. 


1. Der Orundfag, welchen die hohe Tagfagung bereits vor einem 
Jahre für die Zukunft feftferte: „Daß alle Unkoften, welche von der 
„Liquidation herrühren, derfelben allein zur Laft fallen ſollen,“ — 
ift auch für die Vergangenheit in Anwendung zu bringen; und da 
diefe Unkoften vom Anfange der Unternehmung bis jet wenigſtens 
40,000 Frk. betragen, fo follen fie mit denjenigen 40,000 Frk., welche 
zu Fortfegung und Vollendung der Lintharbeiten aus der Ziquidations: 
- Faffa erhoben wurden, ausgeglichen werden. 

2.. Bon dem gegenwärtigen Befchluß wird ſowohl der Linthpolizei: 
als der Schagungsfommiffion, zu ihrem Verhalte Kenntnif gegeben. 


E. Beräuferung des der Unternehmung anheim gefallenen 
Sumpfbodensd. Befchluß vom 6. Auguft 1824. 


Die eidsgenöffifhe Tagſatzung, — 

Nachdem fie das Schreiben der Linthfhagungsfommiffion v. 12. Mat 
d. J. angehört, und nach vernommenem Bericht der aus ihrer eigenen 
Mitte verordneten Kommiffton, welche alle wirklichen Berhältniffe und 
den gegenwärtigen ‚Zuftand der Linthinternehmung näher unterfucht 
hat, — 

beſchließt: 

1. Derjenige Sumpfboden, welcher der Linthunternehmung eigen: 
thümlich anheim gefallen iſt, ſoll öffentlich gegen Linthaktien verſtei⸗ 
gert werden, und allen Aktienbeſitzern die freie unbelaſtete Konkurrenz 
in Grwerbung und Bewerbung diefer Grundftüde offen fliehen. 

2. Es bleibt der Schagungstommiffion anheim geftellt, diejenigen 
Theile des Sumpfbodens, welche bisher von ehemaligen Gigenthümern, 
laut Protokoll der Linthſchatzungskommiſſion, gegen eine alljährliche 
Sumpfabgabe benußt wurden, umd wofür die Anfprecher fich nach den 
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feftgefegten Regeln hinlänglidy ausweifen können, denfelben ferner um 
einen beftimmten billigen Preis in baarem Gelde zu überlaffen. 

3. Aus der daher fließenden Baarfchaft follen alle Ausgaben der 
Schagungsfommiffion beftritten werden, und was darüber hinaus vor- 
ſchießt, zum Behuf der endlichen Liquidation aufgehoben bleiben. 

4. Sollte ein anftoßender Befiger dergleichen Boden nicht um den 
beſtimmten Preis in baarem Gelde einlöfen wollen, fo fällt derfelbe 
gleih allem übrigen Sumpfboden in die öffentliche Werfteigerung. 


F. Denfmal des Stifters der Linthunternehmung. — 
vom 14. Auguſt 4823. 


1. Um das Andenken des ſel. Herrn Staatsrath Eſcher auf eine, 
ſeinen großen Verdienſten angemeſſene Weiſe im Namen der geſammten 
ſchweizeriſchen Nation zu ehren, ſoll ihm auf dem Biberlikopf, als 
demjenigen Punkte, wo man das wohlthätige Nationalwerk, dem er 
den beſten Theil ſeines Lebens weihete, am vollkommenſten überſieht, 
ein Denkmal errichtet werden, das den Charakter der edeln Einfachheit 
an ſich trage, der dem Verewigten ganz eigen war. 

2. Mit Beziehung auf dieſes Denkmal, ſoll eine Denkmünze ver: 
fertigt, und feiner Gattin, feinem Sohne und jeder feiner fünf Töchter 
ein Eremplar in Gold zugeftellt, unmittelbar nad) Ausprägung diefer 
fieben einzigen Exemplare aber der Stempel unnüß gemacht werden. 
Cine Urkunde, auf Pergament gefchrieben, wird die der Eidsgenoffen: 
ſchaft unvergeßlichen Werdienfte des Verewigten würdigen und der a: 
milie den Zweck dieſes Gefchenfes näher bezeichnen. 

3. Die Ausführung diefes Auftrags wird dem Worort überlaffen, 
und ihm zu diefem Gnde di ein Kredit von Gintaufend Louisd’or 
eröffnet. 


G. Dantsbezeugung gegen Herren Rathsherr Schindler im 
Haltli. Beſchluß vom 12. Juli 1824. 


Die eidsgenöffifche Tagſatzung, in danfbarer Anerfennung der viel- 
fältigen und ausgezeichneten Verdienſte, welche fih Herr Raths— 
herr Konrad Schindler im Haltli bei Molis von der ‚Zeit an, 
wo die Ausführung der Linthunternehmung ihren Anfang nahm, als 
nun einzig noch übriges Mitglied der urfprünglichen Auffichtsbehörde, 
durch ununterbrochene Thätigkeit zum Nuten und Gebeihen des Werks, 
zu Fräftiger Unterftüßung des feligen Stifters der Linthunternehmung, 
und feit feinem Tod durch unermüdetes Mitwirken zur Aufrechthaltung, 
Vollendung und Befeftigung des Werks erworben hat, — macht fich 
zum Vergnügen, dem Her Rathsherr Schindler in diefer Beziehung 
durch eine Urkunde den Präftigften Beifall der oberften Bundesbehörde 
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und den lebhafteſten Dank für dieſe rühmliche Theilnahme an einem 
ſchönen Nationalwerf im Namen der gefammten Eidsgenoffenfchaft zu 
bezeugen. (Neo. I., Bd. IT der offiz. Samml.) 


UXIU. 
Lintbunternechbmung. 
A. Beftätigung der Aufträge zur Üebergabe der Linthbe- 
zirke und zu Befcleunigung der Vollendungsarbeiten. 
Beſchluß vom 9. Augftmonat 1825. 


1. Die Tagfagung beftätigt den Befchluß vom 14. Auguft 1823, 
durch welchen die Uebergabe der Linthfanäle an die Genoßſamen all: 
gemein ausgeſprochen wird. Diefe Uebergabe foll im Einn des $. 55 
des Linthpolizeireglements von 1812, von nun an, unverzüglich und 
aufeinander folgend, durch die betreffenden Regierungen ins Werk ge: 
feßt werden, fobald bei Vollendung der angeordneten Arbeiten, auch 
die auf jeden betreffenden Kanal fidy beziehenden Pläne und Schatzungs 
regifter übergeben werden Fönnen. Daraus geht unziweideutig hervor, 
daß der Mollifer-, der Wefener:, der Niederurner- und Biltener-, 
fo wie auch der Schäniferbezirk, deren Grundriffe — nebſt den dazu 
gehörigen Auszügen aus den Schafungsregifiern — bereits in Handen 
der betreffenden Kantone liegen, und wovon der Tagfakung die Dop: 
pel zur Ginficht vorgelegt worden, — nunmehr als den Genoß— 
famen bereits übergeben erflärt fein follen, und demnach die 
betreffenden Kantonsregierungen alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen 
werden, damit die Genoßfamen ihren Verpflichtungen für den Unter: 
Halt der Linthwerke ein völliges Genüge leiften. : 

2. Da laut dem Deridyt der Linthpolizeifonmmiffion die Plan 
und Schagungsregifter für den rechtfeitigen Bezirk des Benfenerfanals, 
deffen Dammı vollendet iſt, ſich bereits im Arbeit befinden, und binnen 
Furzer ‚Zeit fertig fein werden, fo fol auch diefer Bezirk alsdann 
unverweilt auf gleiche Weife an die Genoßfamen übergeben werden. 

Die Linthpolizeikommiſſion ift beauftragt, den Abzugsgraben deu 
Tuggenerlintd ohne Verzug in Stand fellen, den linkfeitigen Damm 
im Benfenerfanal vollenden, und zugleich die nöthigen Pläne und 
Auszüge aus den Schaßungsregiftern verferkigen zu laffen, damit auch 
der linkſeitige Bezirk des Benkenerkanals gleidy allen übrigen an die betreſ 
{enden Genoffamen übergeben werde, fobald diefe Arbeiten vollendet fünd, 
und der linffeitige Damm zum Reden gebraucht wird. Ueber die Grfül: 


lung diefed Auftrags gewärtigt die Tagſatzung lie Ai Bericht 
bei ihrer Fünftigjährigen Zufammenfunft. 

3. Die Linthpolizeifommiffion erhält ferner den Auftrag, in Rüd: 
fiht der übergebenen LintHbezirfe alles dasjenige genau zu beobachten, 
was ihre ſowohl durch ihre allgemeine Inftruftion, als durd den Tag- 
fagungsbefchluß vom 14. Auguft 1823 vorgefchrieben ift. 


B. Abänderung des urfprünglich beftimmten Lokals für 
das Denkmal des Heren Eſcher von der Linth. Befchluf 
vom 9. Augftmonat 1825. 


In Abänderung des Befchluffes von 1823, fol das dem fel. Herrn 
Staatsrath Efcher von der Linth zu errichtende Denfmal, für deffen 
Beranftaltung dem löbl. Vororte übrigens alle nöthigen Aufträge und 
Vollmachten bereits ertheilt find, — nicht auf dem Anfangs hiefür 
bezeichneten fogenannten Biberlifopf, fondern auf dem Felsblocke gegen: 
über der ‚Ziegelbrüde — angebracht werden. 


C. Erftärte Bereitwilligfeit der drei betreffenden Stände 
zur Uebernahme der Linthbezirfe. VBerfchiedene Danks— 
und Beifallsbezeugungen. Beftätigung der frühern Be: 
fchlüffe. Erkannte Gefammtübergabe der Linthwerfe. Be- 
ſchluß vom 20. Suli 1826. 


1. Die Tagfakung hat mit Vergnügen die heute gegebenen Er: 
Märungen der drei betheiligten Löbl. Stände Schwyz, Glarus und St. 
Gallen, in Hinficht auf deren Bereitwilligfeit zu Uebernahme der be- 
treffenden Linthbeziefe, angenommen. 

2. Sie bezeugt der Linthpolizeifommiffion fowohl als der Linth— 
fhakungsfommiffion, befonders aber den Präfidenten beider Behörden, 
den Zit. Herren Staatsräthen Joh. Jak. Hirzel und Hans Georg 
Steplin für die auch im Laufe diefes Jahres bewiefene Thätigfeit, 
fo wie für die heute erftatteten befriedigenden Berichte, — den fräftigften 
Danf und Beifall. 

3. Die fämmtlichen frühern Befchlüffe, betreffend die Zinthunter- 
nehmung an fi, deren Vollendung, Ucbergabe, Beauffihtigung und 
Unterhalt, werden andurc, beftätigt. 

4. Die Tagſatzung fiehet nunmehr einer möglichft beförderlichen 
Gefanmmtübergabe aller Linthwerfe, und auf nächſtes Jahr unfehlbar 
einem erfblichen Bericht darüber entgegen. (Nro I.XIV, Bd. IT der 
offiz. Samml.) 


CXIV. 


Lintbunternebmung. 


Auflöfung der Schatzungskommiſſion; künftige Gefchäfts: 
beforgung; Rechnungsweſen und Liquidation. 


Beſchluß vom 18. Augufi 1828. 


Da die MehrwertHfchagungen, als der wichtigfte Theil der Wer: 
richtungen der Linthſchatzungskommiſſion, gänzlich berichtigt find, und 
bei den ‚Zahlungen nur noch einige Termine ausfichen, deren Einzug 
der Herr Zahlmeifter Zwicki in Mollis beforgt; 

Da die Sumpflöfungen gegen baares Geld größtentheils ausgemit: 
telt find, und dasjenige, was noch übrig bleibt, nach den bisherigen 
Grundfägen durch die LintHpolizeifommiffion beforgt werden kann; 

Da diefe Zahlungen in ſechs Jahresterminen gefchehen, welche son 
jegt an mit dem Jahr 1833 zu Ende gehen; 

Da der gegen Aktien zu verfleigernde Sumpfboden ebenfalls nur 
fuzeffiv, ungefähr in der nämlichen Zeitfriſt, verfteigert werden 
kann; — 

fo beſchließt die Tagſatzung: 

1. Die Linthfhagungsfommiffion wird unter befter Verdankung 
ihrer zwanzigjährigen, eben fo wichtigen als mühevollen Verrichtun: 
gen, als aufgelöst erflärt. 

2. An ihrer Stelle foll die Linthpolizeikommiſſion, unter Zeitung 
des Vororts, das weiter Nothwendige verfügen, und das Rechnungs: 
wefen wie bisher durch Herrn Zahlmeifter Zwicki von Mollis beforgen 
laffen. 

3. Die Linthfaffafommiffioen in Zürich kontrollirt die jährlichen 
Liguidationsrechnungen und legt das Ergebniß derfelben alljährlich der 
Tagfagung vor. | 

4. Die Beendigung der Liquidation wird auf das Jahr 183% feft: 

eſetzt. 
5. Der, nach beendigter Liquidation, durch weitere Senkung des 
Wallenſees trocken gelegte Boden, ſoll zum Behuf der Fortſetzung und 
Vollendung der Linthunternehmung verwendet werden. 
(Neo. LXXXIII. Bd. II der offiz. Samml.) 


CXV. 
Lintbunternebmung. 


A. Wiederbefegung der Linthwafferbau-Polizeifommiffion, 
den 3. Auguft 1830; des Präfidiums derfelben, den 
29. Auguſt 1831. 


Vergl. Offiz. Sammi. Bd. II. Geite 41, 42, 80. 
(Siehe Nro. CXI und CXII diefeer Sammlung. ) 


Am 3. Auguſt 1830 wurde die Linthrwafferbau:Polizeifommiffien , 
welche im Jahre 1822 auf ſechs Jahre befiellt worden war, wieder neu 
befeßt und im bdiefelbe für ſechs Jahre ernannt: 

Die Tit. Herren: Staatsrath (nachheriger DBürgermeifter) Paulus 

Ufteri, von Zürich, als Präfident ; 

Zandammann Reihlin, von Schwyz ; 

Zeugherr Schindler, von Mollis; 

Kreisammann Gmür, von Schänis ; 

Dberftlieutenant (nachheriger Oberft) im eidsge- 
nöffifhen Quartiermeifterftiab Hegner, von 
Winterthur. 


Am 29. Auguſt 1831 ernannte die Tagfagung am die Stelle des 
verfiorbenen Heren Bürgermeifters Ufteri, zum Präfidenten der Linth- 
wafferbau- Polizeifoinmiffton, auf eine Amtsdauer von fechs Jahren, 
den Tit. Heren Heineih Efcher, von Züri, damals Regierungsrath 
diefes Standes. 


B. Berhältniffe des Molliferkanals. 
Beſchluß vom 3. Auguft 1830. 

41. Die von Natur im Molliferfanal gebildete dermalige Kanalſohle, 
fo wie fie ducch die vorgenommenen Vermeffungen erfunden worden, und 
von der Näfelferbrüde auf 13,000 Fuß abwärts bis zur gegenwärtigen 
Kanalausmündung ein ziemlidy reguläres Gefäll darbietet, dergeftalt, 
daf fie an diefer Ausmündung mit den dießmaligen gewöhnlichen An: 
fhwellungen des Wallenſees gleich hoch ausläuft, wird als Normal: 
fohle des Kanals innerhalb diefer Strede beibehalten. 

2. Da in Folge deffen, im Verhältniß zu diefer neuen Sohle, die 
vorhandenen Dämme und Spornen, je weiter von der Mäſelſerbrücke 
abwärts je mehr, zu niedrig find, und fo der Kanal weder den ihm 
benöthigten Profilinhalt, noch das ferner hinreichend wirkſame Abfluß: 
vermögen befigt, fo follen die Dämme und Spornen an den ſchwächſten 
Stellen mit möglichfter Beförderung und im Uebrigen nach und nach, je 





nah Maßgabe der dazu vorhandenen Mittel, erhöht werden. Diefe 
Dammerhöhung gefchicht von den befichenden Dämmen aus, mit zwei⸗ 
füßiger innerer, und anderthalbfüßiger äußerer Böfchung. Die voll- 
ftändige Dammhöhe fol über der Sohle des Kanals aller Orten fechs- 
zehm Fuß, und die derfelben zugehörige Kronbreite nicht weniger als zehn 
Fuß betragen ; wobei aber der rechtfeitige, dem Wallenberge zugekehrte 
Damm auf feiner ganzen Länge um anderthalb Fuß niedriger gehalten 
wird. Die Spornen auf beiden Seiten find nad und nad) ſo viel zu 
erhöhen, daß fie dem Waſſer die möglichfte Triebfraft auf die Geſchiebe 
verfchaffen, und vermittelt deffen fortan jeder mehrern Erhöhung der 
Kanalſohle vorgebeugt werde. 

Weil durch diefe Dammerhöhung die auf beiden Seiten beftchenden 
Hintergraben theils zugefüllt, theild allzu nahe am Dammfuße fi 
befinden würden, fo follen diefelben noch um fo viel zurückgeſetzt wer: 
den, dafi fie Öucchgehends auf fünfzehn Fuß mittlere Entfernung davon 
abliegen. 

3. Da jede Biegung in dieſem Kanal befonders nachtheilig iſt, 
und die Dämme und Epornanlagen in der allerunterften Biegung Foft- 
fpieliger VBervolftändigung bedürfen, fo wird diefe Biegung bei dem 
nädyften dazu geeigneten Anlaß verlaffen, und der Kanal in beiläufig ge: 
rader Richtung von oben her auf die äuferfte Ede des Wallenberges, die 
Dfened genannt, geführt; da der Kanal in diefer Richtung auf dem 
fürzeften Wege die größten Seetiefen erreicht, und auch ein fehr großer 
Raum im See, worin auf mehrere Menfchenalter länger die Geſchiebe 
verfenft werden fünnen, gewonnen wird. 

4. Da ſich gegemvärtig, den vorgelegten Meffungen und Profilen 
zufolge, die neu gebildete Sohle des Molliferfanals beiläufig auf der 
Höhe des höchſten Standes des Wafferfpiegels des Wallenfees befindet, 
und die Grfahrung gezeigt hat, daß die Zurückſtauung in dem Moltifer: 
fanal durd) das Waller des Wallenſees befonders nachtheilig auf den 
erfteen wirft; da aber der Kanal nothwendig im Verhäftnif der Berlan- 
dung an feiner Ausmimdung fortgefeßt werden muß, und zwar in 
einer Reihe von Jahren um 5000 Fuß, bis in die große Seetiefe, welche 
Berlängerung ein Gefäll von ungefähr 11 Fuß 5 Zoll erfordert, und die 
Sohle des Kanals um fo viel unter den gegenwärtigen höchſten Stand 
des Sees bringen würde, um das obere Gefäll von beiläufig 2 Fuf 
3 Zoll bis an die Ausmündung beizubehalten, — fo foll in dem 
Maße, wie der Molliferfanal verlängert wird, auf die fernere Senkung 
des Seefpiegels, fo weit diefelbe möglich ift, mit allen zur Verfügung 
ftehenden Mitteln gearbeitet werden. 

Zu diefem höchſt wichtigen Endzwed fol bei dem nächften Beinen 
Winterwaflerfiand der Anfang durch die Weafchaffung des Gefchieb- 
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rlickens gemacht werden, welcher zivifchen der Ausmündung des Sees 
und der Biäfchenbrüde liegt, und ſowohl dem Abfluſſe des Waſſers aus 
dem See als der Schifffahrt hinderlich ift. 


C. Hülfsquellen zu Beftreitung der Arbeiten am Molli- 
| ferfanal. 
Beſchluß vom 3. Auguft 1830. 

Die an der Linthfchifffahrtsfaffe betheiligten Stände im Allgemeis 
nen, gleichwie der Kanton Glarus insbefondere, werden eingeladen , 
die zu den Arbeiten, welche, der vorfichenden Schlufnahme zufolge, 
am, Molliferfanal ausgeführt werden follen, erforderlichen Hilfsquellen 
auf angemeffene Weife durch Einverſtändniß unter einander auszumitteln. 


D. Zufaßdotation der Linthunternehmung. 
Befhluß vom 3. Auguft 1830, 

1. Die 167,096 Quadratklafter alter Linthbetten und Kanaldurch⸗ 
fhnitte, in der MWerthung von 14,634 Frkn. I Bu. 8 Mp. Schweizer: 
währung, deren Spezififation in einer befondern Ueberficht enthalten ift, 
werden hiermit als Zufaßdotation der Linthunternehmung erklärt und 
der Linthpolizei-Commiffton zur Verwaltung, nach Mitgabe der eide- 
genöffifchen Verordnung vom 6. Heumonat 1812, Zit. IV, als aus: 
fchließlicyes Eigenthum der Linth übergeben. 

2. In Folge diefer Verordnung fol gedachtes Grundeigentum von 
allen Abgaben und andern Laften durchaus frei fein, welchen anderes 
Grundeigenthum in den gleichen Gegenden unterworfen fein möchte. 

3. Würde jedoch im Verlauf der ‚Zeit etwas von diefem Grund: 
eigenthum der Linth veräußert werden, fo foll einerfeits der allfällige 
Gegenwerth davon zu Handen der Linth ficher angelegt und keineswegs 
für augenblicdliche Bedürfniffe des Linthunternehmens verwendet werden; 
anderfeits foll die Freiheit von allen Abgaben und andern LZaften aufs 
hören, fobald ein Grundſtück aufhört, Eigenthum der Linthunternehr 
mung zu fein. 


E. .Dem Herren Joh. Konrad Eicher von der Linth 
gewidmetes Denkmal. 
Beſchluß vom 21. Herbfimonat 1832. 
Bergleihe Offiz. Samml. Bd. II. S. 85 und 112. 
(Siehe Nro. CXII u. CXIU diefer Samml.) 
Die eidsgenöffifhe Tagſatzung, 
In Betrachtung, daß die Wollziehung des Tagfakungsbefchluffes 
Schweiz. Staatsr. I. Bd. 19 
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vom 44. Anguft 1823, betreffend die Errichtung eines dem Gtifter 
der Linthunternehmung gewidmeten Dentmals, durch  verfchiedene 
Schwierigfeiten bis jeßt verhindert worden ift, fo wie daß, weil deffen 
einzelne Beftimmungen, nad) den Anſichten verfchiedener Sachkundiger, 
ſchwerlich befriedigend zur Ausführung gebracht werden könnten, eine 
etwelche Abänderung jener Schlußnahme nothwendig wird; 

In der Ueberzeugung, daß die Erhaltung und die möglichſte Ver— 
vollſtändigung des Linthunternehmens als das ſchönſte und würdigſte 
Denkmal des Stifters angeſehen werden müſſe, 

beſchließt: 

4. An dem Felſen des Biberlikopfes ſoll in der Vertiefung, gegen: 
über der Ziegelbrücke, zunähft an der Strafe, auf einer einfachen 
Tafel nachfolgende gedoppelte Infchrift angebracht werden: 

Zuerſt in lateinifher Sprade: 

JO. CONRADO. ESCHERO. 
LINDEMAGICO. 
PALUDIBUS. SICCATIS 
DE. PATRIA. 

BENE. MERITO. 

OB. CIVES. SERVATOS. 
HONORIS. ET. VIRTUTIS. CAUSA 
POPULUS. HELVETIUS. 
EX. CONVENTUS. DECREFTO. 
POSUIT. 
MDCCCXXXII. 


Und unten an dieſer Inſchrift, in deutſcher Sprache 


Dem Wohlthäter dieſer Gegend, 
Johann Konrad Eſcher von der Linth, 
Geboren den 24. Auguſt 1767, geſtorben den 9. März 1823, 
Die eidsgenöffifhe Tagſatzung. 


Ihm danfen die Bewohner Gefundpeit, 
Der Boden die Früdte, 

Der Fluß den geordneten Lauf. 
Natur und Vaterland hoben fein Gemüt. 
Gidsgenoffen! 

Guc feier Vorbild! 
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2. Mit Beziehung auf dieſes Denkmal, ſoll eine Denkmũnze von 
wenigſtens vier Centimetres Groͤße verfertigt werden ‚ welche auf der 
einen Seite das Bruftbild des verewigten Eſcher von der Linth und auf 
der andern Seite die vorfichende lateinifche Inſchrift, mit Weglaffung 
des Wortes „Posuit”, enthält. 

3. Bon diefer Denfmünze follen der Familie des verewigten Efcher 
von der Linth fieben Exemplare in Gold, nebft einer auf Pergament 
ausgefertigten Urkunde, zugeftellt werden. | 

4. Der wichtigfte Theil des Zinthunternehmens , nämlich der Mol: 
liſerkanal, fol fünftig „Efchersfanal” genannt werden. Dagegen 
ift, was von den am 14. Auguft 1823 für Errichtung eines Denk⸗ 
mals zu Ehren des Stifters der Linthunternehmung von der Tagfagung 
angewieſenen 416,000 Schweizerfranfen, nad) Deftreitung der durch die 
vorfichenden Artikel des gegenwärtigen DBefchluffes angeoröneten Ausla⸗ 
gen, übrig bleiben follte, für Vollendung und Verbefferung diefes Ka: 
nals zu verwenden. 

5. Der eidsgenöffifhe Vorort ift mit der unverzüglichen Bollie: 
bung des gegenwärtigen Beichluffes beauftragt. 

(Neo. CXXXT 38, IT der offiz. Samml.) 
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IX. Beschlüsse umd Monkordate über das Münwesen, 





GCXVI. 
Münzweſen. 
A. Konkordat wegen des ſchweizeriſchen Münzfußes. 


(Vom 14. Juli 1319.) 


Der ſchweizeriſche Münzfuß ſoll nicht auf den Werth des neuen fean- 
zöſiſchen Frane, ſondern auf den Werth der livres tournois, nach dem 
Verhältniſſe von einem Schweizerfranken zu anderthalb livres tour- 
nois, angepaßt werden. Demnach ſoll 

1. In Zukunft der eidsgenöſſiſche Münzfuß auf dem Franken oder 
Zehnbatzenſtücke beruhen, und diefes 425 51 RB /iooo Gran fein Silber 
enthalten, zu welchem dann der Preis einer Mark fein Silber 36 Schwei⸗ 
zerfranken 74 110,697 / 76,543 Rappen betragen würde. 

2. Nah dieſem Peinzip wäre dann auch die eidsgenöffifche Aus- 
prägung der groben Silber⸗ und Goldſorten zu beftimmen, und zwar 
wie folgt: z 
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Ein⸗ Frankenſtück zu 40 Denierd, 49% Gran fein Gilber, und 
33 15,681/,,,65; auf die rohe Mark. 

Zwei⸗Frankenſtück zu 10 Deniers, 4914; Gran fein, und 16 196,112 /,75,545 
auf die rohe Mark. 

Bier: Franfenftüd zu 10 Deniers, 19 1/; Gran fein, und 8 392,224), ‚sos,ıre 
auf die rohe Mark. 

Bei der Ausmünzung ift für alle Geldforten das gleiche Remedium 
der feine zugegeben, und es beträgt dasfelbe ein= und auswärts 1/; Gran. 

Für Gewicht oder den Schrot wird als Remedium von einer rohen 
Mark Franken-, Zweifranken- und Vierfranfenftüde Gran 5 2181/ 
eins und auswärts zugegeben. 

Für die Goldmünzen wird der meue franzöfifche Münzfuß angenom> 
men, und zu 27 Schweizerfranfen für 40 franzöfifche Franken berechnet. 
Dieſemnach kommen auf einen Schweizerfranfen 89,986/4;,000 Gran fein 
Bold. 


Mote. Diefes Konfordat wurde von XIX Ständen angenommen. 
St. Ballen kann einftweilen nicht beitreten, wenn nicht für Ausprägung 
der eigenen und MWertbung der fremden Geldforten der deutfche 24 Gulden 
Fuß als Grundlage angenommen wird. Graubünden und Genf neb- 
men den Gegenftand ad referendum. (Mro. LIVv. Bd. I der offis. Samml.) 

Zufolge Erklärung vom 18. Auguft 1820 iſt auh Genf diefem Konfor 
dat beigetreten, im fo weit fich folches auf feine Verhältniſſe mit den Mit- 
ſtänden bezieht. Die Zahl der Konfordirenden beläuft fich daher auf XX 
Stände, ohne St. Gallen und Graubünden. 

(Nro. XXVII, Bd. II der offiz. Sammil.) 


B. Konfordat wegen gegenfeitigeer Mittheilungen 
zwifchen den Kantonen in Münz=- Angelegenheiten. 


(Bom 14. Juli 1819.) 


41. Nach der bereits früher eingeführten Uebung follen ale Müng 
mandate und Verbote einzelner Kantone, ſowohl an die eidsgenöffifche 
Behörde als auch an alle Kantone, zu gehöriger Kenntniß mitgetheilt 
werden. 

2. Die Kantonsregierungen, welche die Erſcheinung oder Werviel: 
fältigung nachtheiliger Münzforten jeder Art bemerfen würden, follen 
in ‚Zeiten ihre benachbarten Mitftände dagegen warnen. 

(Neo. LIV. Bd. I der offiz. Samml.) 


Note. Diefes Konfordat ift von XXI Ständen unbedingt angenommen 
worden; Waadt batte die Ratifitation vorbehalten; fie erfolgte am 18. 
Auguft 13820, fo daß diefes Konfordat jetzt alle Stände verpflichtet. 

(Nro. XXVU. Bd. Il der off. Samml.) 
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C. Beſchluß wegen Werthung der deutſchen Kronen: 
thaler und der franzöfifhen Sechs-Livres⸗Thaler 
bei Zahlungen an eidsgenöffifhe Kaffen. 


(Vom 14. Juli 1819.) 


Da die löblihen Stände fih über einen gemeineidsgenöffifchen 
Srundfag, in Anfehung der Würdigung fremder Silderforten, nicht 
haben vereinigen können, und die eidsgenöffifchen Beiträge zum ‚Theil 
in Brabanter:, zum Theil in franzöfifhen Sechs-Livres-Thalern ent: 
richtet werden, — fo befchließt die Tagſatzung: 

41. Bis auf weitere Verfügung follen die Brabanter, fo wie die 
baierifchen, würtembergifchen und badifchen Kronenthaler, in die eids— 
genöffifhe Kaffe zu 39 Basen das Stück angenommen werden. 

2. Für die franzöfifchen Sechs-Livres-Thaler wird bei ähnlichen 
Zahlungen das Gewicht zu 542 Gran und der Kurs zu vier Schweizers 
feanfen beſtimmt, ebenfalls aber nur fo lange, als die Tagfakung 
darüber nichts anderes verfügt. 

Unterm nämlichen Datum ift annoch die nachträgliche Beftimmung 
getroffen worden: 

Obige Würdigung der Brabanter, baierifchen, würtembergifchen 
und badifchen Kronenthaler zu 3 Franken 9 Bagen, fo wie der fran: 
zöfifchen Sechs-Livres-Thaler, nach obigem Gewicht zu 4 Franken, 
fole überhaupt und bei allen Zahlungen der Stände an die eids« 
genöffifchen Kaffen angenommen werden. 

(Neo. LIV. Bd. I der offiz. Samml.) 


D. Befhluß, betreffend die Helvetifhen Scheide: 
münzen. 


(Bom 14. Juli 1819.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfagung — in Betracht, daß es den eids⸗ 
genöffifchen Ständen, deren Gebiet von 1798 bis 4803 in der helvetis 
ſchen Republik eindegriffen war, zuftche, über diejenigen Münzen zu 
verfügen, welche in dem vorbenannten ‚Zeitraum unter dem Stempel der 
helvetiſchen Republik ausgeprägt worden find, — beſchließt: 

1. Gleichwie die gröbern Münzſorten mit dem Gepräge der helveti— 
ſchen Republik ungehindert zirkuliren, eben fo ſollen auch die Fünf: 
bagen:, Einbatzen- nnd Halbbagenftüde des gleichen Gepräges in allen 
eidsgenöffifhen Ständen, welche in der Helvetifhen Republik einbe: 
geiffen waren, freien und ungehinderten Kurs genießen, und unter feis 
nem Titel weder verrufen noch verboten, noch unter ihren Nennwerth 
berabgefent werden. 
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2. Diejenigen 1661. Stände, welche obenbenannte Scheidemünzen 
verboten, oder andere dem 5. 1 entgegenlaufende Verfügungen getroffen 
haben, find eingeladen, diefe ihre Verbote oder Werfügungen auf die 
ihnen angemeffen erachtende Weiſe mit Beförderung außer Acht zu fehen. 

3. Sollte in der Folge eine Zurüdziehung diefer Scheidemünzen er: 
forderlich erachtet werden, fo wird die Tagſatzung fowohl den ‚Zeit: 
punft als die Art und Weife der Einziehung feftfeßen, aber auch dann⸗ 
zumal ohne DBerbindlichkeit und Theilnahme der Kantone, die nicht in 
der Hefvetifchen Republik einbegeiffen waren. 

(Neo. LIV, 35. I der offiz. Samml.) 


CXVII. 


Werthung 


der Brabanter⸗ und anderer deutſcher Krouenthaler bei 
Zahlungen an die eidsgendffifche Zentralkaſſa. 
Befhluf vom 16. Juli 1821. 

Bon den durch Beſchluß vom 14. Juli 1819 (offiz. Samml. 3b. 1. 
©. 352 u. 353; Neo. CXVI, litt. C. diefer Samml.) feſtgeſetzten 
Beſtimmungen, hinſichtlich der Werthung ausländifcher Thaler bei eids- 
genöffifchen Zahlungen, wird einzig für die gewöhnliche, bei dem Prä: 
fidenten des Wororts in Berwahrung liegende Kaffa, als Ausnahme 
fefigefegt,, daß die Stände bei Entrichtung ihrer jährlichen Beiträge 
die Brabanter oder andere deutſchen Kronenthafer vor gleichem Gewicht 
und Werth zu 3 Frk. I BE. 2 Rp. berechnen Fönnen. 

(Neo. XXVII. Bd. II der offiz. Samml.) 


CXVIII. 
Münzweſen. 


A. Verzichtung auf fernere Verſuche für ein allgemeines 
Münzverband. 
Beſchluß vom 9. Juli 1824. 


Die eidsgenöſſiſche Tagſatzung hat einmüthig beſchloſſen, weitert 
Verſuche zu Erzielung eines allgemeinen Münzverbands für ein: 
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mal aufzugeben und diefen Artikel von nun an aus Abſchied und In— 
ſtruktions zirkular wegfallen zu laſſen; dagegen aber den hohen Ständen 
angelegenft zu empfehlen, je nachdem Lage und Berhältuiffe ihnen über- 
einftimmende Verabredungen erleichtern, durch Unterhandlung- einzelner 
Konkordate unter fi, dem Uebel wenigſtens theilweife möglichft ent: 
gegenzwarbeiten. Durch diefen Beſchluß jedoch fol den am 14. Juli 
4819 beftätigten Konkordaten A und B wegen Feſtſetzung des Schweize: 
riſchen Münzfußes und wegen gegenfeitigen Mitteilungen zwiſchen den 
Kantonen in Münzangelegenheiten (offiz. Sammf. 35.1. ©. 350 bis 
352 und Bd. II. ©. 42 A.; fiche die vorhergehenden Men. diefer 
Samml.), fo wie den Befchlüffen von 1819 und 1821, wegen Werthung 
grober Sorten bei Zahlungen an eidsgenöffifche Kaffen (38. I. S. 352 
C. u. 353 u. 3d. II. ©. 42 B. u. 43; fiehe die vorhergehenden Nen. 
diefer Samml.) fein Abbruch gefchehen. 


B. Kurs der belvetifchen Scheidemünzen. 


Beſchluß vom 14. Juli 1819. DBeftätigung desfelben vom 9. Juli 182%. 


Bergl. Offj. Samml., Bd. I, Seite 353 D und 354. 
(Siehe Nro. CXVI diefer Samm!.) 

Da die allgemeine Zurüdzichung und Einſchmelzung der helveti: 
fchen Scheidemüngen nicht von der Mehrheit der Stände beliebt worden, 
fo foll der dießfällige Befchluß vom 14. Zuli 1819 in verbindlicher Kraft 
verbleiben, und demnach der Kurs diefer Münzen in allen Kantonen, 
die in der helvetifchen Republif inbegriffen gewefen, ferner gefichert fein. 


Note. Dei Anlaf diefer Beſtätigung des Beſchluſſes vom 14. Juli 1819 
haben die Löbl. Stände Bern nnd Aargau (Y. Juli 1324) das Recht 
vorbehalten, das fie ſtalamäßig betreffende Quantum zurudzuzieben und fid) 
dann jeder Verbindlichkeit in Hinſicht des Ueberſchuſſes zu entfchlagen. 


C. Einftellung der Ausprägung von Scheidemünzen. 


Konfordat vom 9. Juli 1824. 


In Betrachtung der mannigfaltigen Nachtheile, welde aus dem 
Uebermaße der im Umlauf befindlichen Scheidemüngen entftchen, und in 
der Abficht, der weitern Vermehrung diefer Geldforten vorzubeugen und 
ihre Maffe nach und nach in ein richtigeres Verhältniß zu dem wirklichen 
Bedürfniß zu ſetzen, verpflichten die dem gegenwärtigen Konfordate bei: 
getretenen Kantone ſich gegenfeitig, jede weitere Ausprägung von Gchei: 
demünzen unter dem Franken, von nun am gerechnet, auf zwanzig — 
lang gänzlich einzuſtellen. 


u A 


Note. Diefem Konfordat find beigefreten . die fehdschn Stände: 
Bern, Bürih, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, 
Sreiburg, Solothurn, Bafel, Schaffbauien, Appenzell, 
YHargau, Waadt, Wallıs uud Neuenburg. 

Glarus kann nicht unbedingt beiftimmen, wird aber nur ın einem 
wirflihen Nothfall fih zu einer Ausprägung entfchließen, und auch dann 
nur in einem fo befcheidenen Maße, daß dadurch das Uebel um fo weniger 
vermehrt wird, als die Glarnermunzen nur wenig im Auslande zirfuliren. — 
Graubünden ift bei folhen Ausmunzungen unter dem ihm zur Zeit der 
Mediationsverfafung eingeräumten Mage zurüdgeblieben ; indeflen fühlt diefer 
Stand dermalen fein Bedürfnig weiterer Ausmünzungen; jedoch Fann er auf 
allfällige Ausübung feines daheriaen Rechts inner den nämlihen Schranfen 
nicht verzichten, wird aber dem Konfordat freundeidsgenöffifhe Rechnung 
fragen. — Zeffin, in ähnlicher Lage wie Graubünden, behält auf gleiche 
Weile die Konvenienz vor. — Genf, geneigt zu möglichfter Rüdfihtnahme 
auf das Konfordat, muß den Vorbehalt beifügen, daß es der Regierung immer 
unbenommen bleibe, ein an fich befcheänfres und genau nach dem eigenen Be* 
dürfniß berechnetes Quantum Genferfcheidemünze, die übrigens außer dem 
Kanton nirgends in der Schweiz Eurfirt, ausprägen zu laffen — Thurgau 
wünſcht die Einftellung jeder Ausprägung von Scheidemünzen, und würde, 
wenn alle übrigen Stände daruber einverfianden wären, fehr gerne zuffimmen. 
Dei nicht vorhandener Einmuthigfeit aber mug die Regierung ihre Konve- 
nienz vorbehalten. 

St. Gallen bat feine Ausmünzungen fortgefegt, weil wirklich Mangel 
an Scheidemiünge eingetreten war. Da bierin jeder Stand für fein Bedürf- 
ni forgen muß, fo kann die Regierung die Verbindlichkeit einer Einftelung 
auf gewiſſe Jahre nicht eingehen, und findet gegen jeden dieffälligen Zwang 
in dem Bund felbft binlängliche Sicherheit, da jedes Einverftändnig in Müny- 
fachen nur ducch Freiwilliges Konfordat zu erzielen if. 


Zufaßartifel zu vorftehendem Konfordat. 
Dom 9. Zuli 1824. 


Die der Uebereinkunft beigetretenen Löbl. Stände richten das dringende 
freundeidsgenöffifhe Anſuchen an die noch diffentirenden, daß fie ſich 
ebenfalls anſchließen, und durch gleichmäßige Einftellung der Ausprägung 
von Scheidemünzen auf zwanzig Jahre von nun an, zu dem wichtigen ° 
und nur durch allfeitige Theilnahme ganz erreichbaren Zwecke der all: 
mähligen Verminderung des Uebermaßes von Furfirender Scheidemünze 
auch ihrerfeits mitwirken wollen. 


Note. Mebft den XVI obbenannten, dem Konfordat beigetretenen 
Ständen, bat audi Thurgau zu diefem Zufasartifel geftimmt. 
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D. Empfehlung der Aufmerkfamteit auf Falſchmünzerei. 


Beſchluß vom 12. Zuii 1824. 


4. Die Tagfagung richtet an fämmtliche hohe Stände die angelegenfle 
Empfehlung, daß Hochdiefelben, jeder an feinem Ort, dem Gegen: 
ftande der dem Vernehmen nach feit einiger „Zeit wieder zum WBorfchein 
kommenden falfchen Scheidemüngen unter dem Gepräge verfchiedener eids: 
genöffifcher Stände, neuerdings verfchärfte Aufmerkſamkeit widmen wol: 
ken, damit die Verfertigungsorte folcher falfcher Münze wo möglich ent« 
det, Urheber und Ausftreuer zur Verantwortung und Strafe gezogen 
und überhaupt dem Urfprung und der Verbreitung diefes Uebels Fräfs 
tig vorgebogen werde. 

2. Die ſämmtlichen hohen Stände werden ferner erſucht, im Fall 
erheblicher Entdeckungen von Falſchmünzerei, dem Vorort gefällige und 
beförderliche Anzeige, unter möglichſt genauer Beſchreibung der befrag: 
lihen Sorten, zu geben, damit er die fämmtlichen übrigen Stände in 
Kenntniß davon feße, und auch diefe den angemeffenen Gebraud von 
folhen Mittheilungen, die oft zu weiteren Entdefungen führen, machen 
fönnen. 

3. Als eines von denjenigen Mitteln, wodurch der Verfertigung 
und der Verbreitung falſcher Münzſorten nicht ohne Erfolg entgegen- 
gewirkt werden dürfte, wird den hohen Ständen empfohlen, in michtigen 
Fällen, auc die Ausfchreibung von Prämien für den Entdeder anzu: 
wenden. (Neo. LII. Bd. II der offiz. Samml.) 


CXIX. 
Münzweſen. 
A. Einſtellung der Ausprägung von Scheidemünzen. 


Da bei mehrern Anläſſen und zuletzt namentlich noch unterm 
24. Juli 1828 die bisdahin dem Konkordat vom 9. Juli 1824 (ſiehe 
oben Nro. CXVIII, litt. C.) fremd gebliebenen ſechs Stände Gla— 
rus, St. Gallen, Graubünden, Thurgau, Teſſin und 
Benf — lediglich die frühere Darſtellung ihrer Weigerungsgründe, 
nebſt der Erklärung ihres Nichtbeitritts, wlederholt haben und ſomit 
dieſe Angelegenheit fortwährend in unveränderter Lage geblieben iſt, — 
fo wurde (24. Juli 1828) mit Mehrheit dieſer Gegenftand aus Abſchied 
und Zraftanden vermwielen. 
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B. Zurückziehung und Liquidation der helvetiſchen 
Scheidemünze. 
I. 


Unterm 24. Juli 1828 haben Zürich, Beru, Luzern, Ola» 
rus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Wargau, 
Waadt (Lepterer in der Meinung, daß die nachfolgenden fechs 56. ein 
freiwilliges Konkordat feien); ferner Wallis und Appenzell A. R. 
beſchloſſen: 

1. Die Zurückziehung und Liquidation der helvetiſchen Scheide: 
münze, der Fünfbagen=, der Basen = und der Halbbatzenſtücke, fol — 
in Vollziehung des Tagſatzungsbeſchluſſes vom 14. Juli 1819 — unter 
der Aufficht und Leitung des eidsgenöffifchen Wororts gefchehen. 

2. Der Vorort wird für diefe Einziehung eine Zeitfeift beftimmen , 
welche gleihmäßig in allen eidsgenöffifchen Ständen öffentlid Fund ges 
macht werden foll. 

3. Die beftehende Finanzbehörde eines jeden Standes erhält den 
Auftrag, die helvetifche Scheidemünze nad) ihrem Nennwerth einzulöfen, 
und nach Ablauf des beftimmten Termins einen fpezifizirten Bordereau 
über den Betrag und die einzelnen Sorten derfelben, die fich in ihrem 
Befig befinden, dem Vorort einzufenden. 

4. Dee Vorort wird unter feiner Auffiht und Garantie die Ver: 
nichtung der eingezogenen Münze veranftalten. 

5. Die Liquidation wird für gemeinfcaftlihe Rechnung - vorgenom: 
men; von den Ständen für den Gewinn, welchen fie bei einer frühern 
Ginziehung alfällig haben mochten, treue Rechnung getragen, und der 
fih nad) beendigter Liquidation erzeigende Verluſt — im Verhältniß der 
dermaligen Geldffala — auf ſämmtliche Theile vertheilt; jedoch ohne 
Theilnahme derjenigen Kantone, welche nicht in der helvetifchen Re— 
publif begriffen waren. 

6. Nach Beendigung diefer Liquidation wird die helvetifche Münze 
allgemein vwerrufen und außer Kurs gefekt. 


Schwyz flimmte gegen diefen Beſchluß. 

Obwalden und Teffin bezogen fidy auf bereits gegebene Erklärungen. 

Urı und St. Gallen behielten das Protofoll offen; uud Schaff— 
baufen, Thurgau, Nidwalden, Appenzell X. R. nahmen bie 
Beratbung ad referendum, 


1. 


Am nämlichen Zag haben hierauf Zurih, Bern, Luzern, 
Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel, Aargau, Waadt nnd 
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Wallis; mit weichen ſich Glarus in der Meinung vereinigte, daß 
der Beſchluß für alle Kantone, welche DBeftandtheile der Helvetifchen Re: 
publif gebildet Haben, verbindlich fei; fich hingegen — in Beftätigung 
früherer Erflärungen — vor allen Laſten einer theilweifen Maßregel ver: 
wahrend, befchloffen: Der Eidsgenöffifhe Vorort wird 
eingeladen, die fo ebengefaßte Schlußnahme, betreffend 
die Liquidation der helvetifhen Münzen, fobald als 
möglich in Vollziehung zu fegen. 





Note. Appenzell N. R. konnte hieran fur einmal feinen Theil neh— 
men, und die andern Stände bezogen fich auf ihre bei Aulaß des obigen Kon- 
Mufums gegebenen abweichenden Erflärungen. 

(Meo. LXXXV. Bd. II der offiz. Samınl.) 


CÄX., 


Wertbung 


der franzöfifchen Scchslivresthaler und der franzöfifchen 

Fünffranfenthaler bei Zahlungen an die cidögenöffis 

fchen Kaſſen. 

Beihluß vom 15. Juli 1830. 

4. Bei der ‚Zentralfaffe, gleich wie bei der eidsgenöffifchen Kriegs: 
kaſſe und bei allen Stellen, welche gegen Iegtere in Rechnung ſtehen, 
folfen Fünftighin und bis auf weitere Verfügung, franzöfifhe Sechsli— 
vresthaler, infofern fie mit 542 Gran ziehen, nur zu 3 Frk. 9 Btz., 
minder getwichtige aber gar nicht mehr angenommen werden. 

2. Dei den nämlichen Kaffen und Stellen foll fünftighin der frans 
zöfifche Fünffrankenthaler nur zu 3 Frk. ı Bg. angenommen werden. 

(Neo. CXXXII. Bd. II der offiz. Samml.) 


X. Konkordate über das Postwesen. 


CXXI. 
Konkordate, betreffend das Poſtweſen. 


A. 
Vom 9. Juli 1818.) 


1. Das Poftwefen wird als Regale und Eigentum der Kantone 
im ihrem Grenzumfang anerkannt. 
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2. Die Kantone werden in Hinficht der Pofttaren die Angehörigen 
der andern, gleich ihren eigenen, nach billigen Grundfägen behandeln. 

3. Obrigfeitliche offizielle Briefe follen tarfrei fein, von Poften und 
Meffagerien Feine Weggelder bezogen werden. 

4. Die Kantone garantiren fi gegenfeitig die Sicherheit des Port: 
geheimniffes, und werden die Poftbeamten darüber in Eid und Pflicht 
nehmen. 

5. Sie leiften den Kurieren und Meffagerien allen Schug, und 
verpflichten fich wechfelfeitig gegen einander, unter feinem Vorwand den 
DPoftenlauf weder hemmen noch verfpäten zu laffen. 

6. Alle Poft:Bureaur find für den Werth des ihnen Anvertrauten 
verantwortlich, unter Gewährleiftung des betreffenden Kantons, jedoch 
mit Vorbehalt der Uebermacht und Gottes Gewalt. 

7. Bei Befchwerden über die Poft fol in jedem Kanton dem rem: 
den wie dem Ginheimifchen, auf Vorlegung der Thatſachen, unentgeld- 
ih und fummarifcy Recht gehalten werden. 


Motte. Luzern, Surih, Bern, Uri, Schwyz, Freiburg, 
Solotburn, Schaffhbaufen, Appenzell, St. Gallen, Gran- 
bunden, Nargau, Thurgau, Teffin und Genf treten diefem Kon— 
Pordat unbedingt bi. Waadt ſtimmt zu allen $$ unbedingt, ausgenommen 
$ 3, den es nur unter der Klaufel annimmt, daß ec nur fur zehn Jahre 
gültig fei, damit unterdeffen die Negierung die Folgen der in deinfelben fefl- 
gefegten Zollfreibeit fur Meflagerien, in Bezug auf Contrebande wahrneb- 
men könne. Unterwalden trägt auf Centralifation des Poftwelens an. 
Glarus anerfennt das Konfordat, infofern es ſich auf die Tarfreibeit der 
obrigfeitlihen Briefe; Die Befreiung der Poften und Meffagerien von Zöllen 
und Weggeldern; die Garantie der Sicherheit des Poflgebeimniffes; den 
obrigfeitlichen Schuß für Kurriere und Meffagerien ; den ungebemmten Po- 
ftenlaufz die Werantwortlichkeit der Pofibureaur unter Gewäbrleiftung der 
Kautonsregierungen und das unparteiifche Recht in Fallen von Beichwerden 
gegen die Poften bezieht. Zug nimmt den Gegenitand ad referendum, 
Bafel bebalt feine Hobeitsrechte vor, wird aber fiets die Eidsgenoffen nad) 
gleichen billigen Grundfägen , wie feine Angehörigen betrachten; und iſt üb» 
vigens bereit, mit allen Standen befondere Verfommmiffe über Poflfachen zu 
errichten. Wallıs bebalt fich feine Konvenienz vor. Neuenburg ſtimmt 
dem Grundfage bei, daß die Poften ein Regal der einzelnen Kantone feien; 
den andern Kantonen gegenuber wird es, in Bezug auf die Ueberfendung 
der Korrefvondenz, alle Pflichten erfüllen, woru die eidsgenöffifhen Stände 
gegen einander verbunden find; binfichtlich des Tarıfs wird es Die Gefege einer 
gerechten Reziprozität beobachten. 

(Mro. IV. Bd. I der offii. EC ammi.) 
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(Vom 10. Juli 4818.) 


Es foll bei dem früher angenommenen Grundfage der Unzuläffig: 
feit irgend einer Erhöhung der Pofttaren oder Beränderung der Poft« 
routen, zum Nachtheil anderer Kantone und ihrer Angehörigen, fein 
gänzliches Werbleiben haben. 


Note. Diefem Konfordat find unbedingt beigefreten: Luzern, Zü- 
ih, Schaffhbaufen, Bern, Uri, Schwyz, Glarus, Bug, Frei- 
burg, Solothurn, Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Aar— 
gau, Thurgau und Genf. Unterwalden lehnt den Beitritt nad 
feinem obbemerffen Grundſatz uber Poflfachen ab. Baſel würde unbedenf. 
li einem fire alle Kantone verbindlichen Grundfaß fich anfchliegen; 
in Ermangelung eines folchen aber erfennt diefer Lobl. Stand auch Feine 
dießfällige Berpflihtung. Teffin verweigert dieſem Konkordat, bei 
Ratifikation der fieben Artifel des Konkordats vom 9. Juli, ausdrüdlich 
feine Zufimmung. Waadt wurde diefem Vertrage beiflimmen, ivenn man 
zuvor ſich zu einer gleichen Bertheilung der beftehenden Pofttaren nach dem 
Umfang der Kantone verfianden hätte; bis diefes Prinzip förmlich anerfannt 
in, behält fih Waadt feine Hoheitsrechte vor. Wallis behält ſich aud 
bier feine Konvenienz vor. Neuenburg bezieht ſich auf feine obige, bei 
Gelegenheit des Konfordats vom 9. Juli gegebene Erklärung. 

(Mro. LV. Bd. I der offiz. Samml.) 


C. 
(Bom 10. Juli 1818.) 


Zum Behuf einer: Unterfuhung und Revifion der Pofttaren follen 
in einer zu beftimmenden ‚Zeit die frühern und die jeßt beftchenden 
Tarife der Tagſatzung vorgelegt werden. 


Mote. Diefem Konkordat find unbedingt ‚beigefreten: Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Gols- 
thurn, Appenzell, St. Gallen, Graubünden, Margau, Thur- 
gau, Teffin und Genf. Sürich, Bern und Schaffhaufen treten 
ebenfalls bei, wenn vom allen Seiten biefem Beſchluß Folge gegeben werde. 
Waadt und Neuenburg freten dem Konfordat bei, allein ohne ihm den 
Sinn zu geben, daß die Tarife der Prüfung oder Revifion der Tagfagung 
unterworfen werden. Baſel und Neuenburg baben ihre Buflimmung 
verfagt. (Mro. Lv. Bd. I der offiz. Sammi.) 


CXXU. 
Poſtweſen. 
Erläuterung vom 6. Auguſt 4822, betreffend den Zweck der 
durch das Konfordat vom 10. Juli 1848 feftgefekten Bor- 
fegung der Pofttarife. 


(Bergl. Offiz. Sammf. 1, ©. 357 C und 358; fiebe Nro. CXXI Diefer 
| Sammlımg.) 


Die Eingabe der Tarife wird zu dem Zweck einer Gewährleiſtung 
des erften Konfordats vom 10. Zuli 1818 (DOffiz. Samml. 1, ©. 
357 B; f. Neo. CXXI lit. B diefer Samml.) verlangt; und es foll 
dadurch erzielt werden, daß der anerkannte Grundfag der Unzuläffig: 
keit irgend einer Erhöhung der Pofttaren oder einer Veränderung der 
Poftronten allerfeits genau beobachtet werde. 


Note. Diefer Erläuterung find beigetreten: Zurih, Euzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Glarus, Bug, Freiburg, Schaffbau- 
fen, Appenzell, Graubünden, Aargau, Thurgau, Genf; dann 
Solothurn, welder lehtere Stand die Worte im, Ronfordat B: bei dem 
früber angenommenen Grundſatz ber Unzuläffigfeit irgend 
einer Erhöhung der Pofttaren oder Veränderung der Pof: 
routen u. f. f. auf einen ältern Zuftand, ald den von 1815, beziehen till. 

Bern kann das Konkordat C nad feinem bisherigen inhalt nicht an- 
nehmen, und muß jede Nevifion oder Modififation der Tarife von Seite 
der Bundesbehörde, bebarrlich ablehnen. Wenn aber die Einladung an 
diefen bohen Stand ergebet, feinen Pofktarif im Sinn des Konfordats B 
einzugeben, fo wird er fich darüber an der Tagfagung von 1823 erflären. 

Bafel kann fi weder zu Anerfennung bleibender Pofttarife verpflichten, 
och zu einer nähern Prüfung der feinigen verfiehen, außer einzig zur Er- 
wahrung der doppelten Thatfache einer völligen Gleichftellung der Eidsgenoffen 
mit den Einheimifchen und einer unveränderten Fortdaner der eigenen Pof- 
taren auf biöherigem Fuße. Demnah äußert die Gefandtichaft die Leber 
zeugung, daß, infoferne die Vorlegung der Tarife einzig in Beziehung auf 
das Konkordat B ftatf finde, der Stand Bafel den feinigen unbedenklich ein- 
geben werde. 

St. Gallen muß auf einer allfeitigen Revifion der Tarife bebarren, 
uud hält dafür, daß es nicht um umbedingte Beſtätigung übermäßiger Taren, 
weil diefelben dermalen beſtehen, zu thun fein folle, wohl aber um Einfüb- 
rung eines billigen Verhältniſſes zwifchen allen Ständen, wodurch allein 
binlängliche Remedur und beffere Ordnung fur die Zufunft beiwirft werden 
Fönne. Die genaue Handhabung dieſes Grundfages ift für den Stand St. 
Gallen ein nnerläßliches Bedingniß des Beſtandes aller drei Konkor— 
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date; umerhältlichen Falls aber müßte er auf feine befondere Konbenienz 
jurüdtreten. 

Teffin Fönnte, infoferne einige Stände, welche früher in den KRonfor- 
daten begriffen waren, entweder von benfelben zurüdtreten oder zu ihrer 
Vollziehung nicht Hand biefen, — ſich auch feinerfeits nicht mehr als ge- 
bunden anfeben. 

Vaud et Valais. Des que le principe d’une parfaite égalité d’avan- 
tages, à proportion des charges et des distances, aura été reconnu, ces 
deux etals acquiesceront volonliers — par voie de concordat — A une 
revision federale. Mais sans ce preliminaire indispensable, ils continueront 
A s'y refuser, z 

Neuchätel reserve les droits de regale des gouverneimens en maliere 
de postes, ne pouvant reconnaitre a la Diele aucune coinpetence à cet Egard. 


(Mro, XXVIII, Bd. 11 der off. Sämml.) 


Note. Eingabe der Tarife. Nachtrag vom 15. Juli 1825. 

Am Schluffe der Tagfagung von 1824 waren die Tarife eingegeben, mir 
Ausnahme von Bafel, welches den 15, Juli 1825 noch einen Nachtrag vor: 
legte, wobei fich die Gefandtfchaft auf ihre Erflärung von 1822 bezog, 
nach welcher ihr Stand keine, aus den Konfordaten über das Poftiwefen ber- 
vorgebende, Verbindlichkeit anerkennen und auf fich nehmen könne. 

Hierauf befchloß die Tagfagung : „Da nun alle Eingaben vorliegen, fo 
fol der Gegenftand aus Inſtruktionszirkular und Abfchied wegfallen. “ 

Bon Zürich, Luzern, Uri, Schwyz, Unteriwalden, Glarus, Zug, Frei— 
burg, Solothurn, Schaffhaufen, Appenzell, Graubünden, Aargau, Thurgan 
und Genf wurde folgender Beifak ausgefprochen : 

„Da die Niederlegung der Pofttarife in das eidögenöffiiche Archiv, zu- 
„folge der im Jahre 1822 gegebenen Erläuterung, zudem Zwecke einer 
„Ermwahrung und Gewährleiftung des jetigen Sachbeſtandes verlangt worden, 
„und dadurch erzielt werden foll, daß der anerfannte Grundfag der Unzu— 
„Säffigkeit irgend einer Erhöhung der Pofltaren allerfeits genau beobarhtet 
„werde, — fo nährt die Tagſatzung die beftimmte Zupverficht, es werde fol- 
„hem durchgehende genau machgelebt und fomit der Zweck beftens gefichert 
„werden, “ 

Bern, TSeffin, Waadt, Wallis und Neuenburg fihloffen fich 
zwar obigen Wunfche an, jedoch ohne Abbruch ihrer Erklärungen von 1822 
(Offiz. Samml., Bd. II, ©, 44; fiehbe Neo. CXXII diefer Samml.), die 
fie auch dießmal ausdrücklich wiederholten. Baſel wiederholt ebenfalls 
feine Erklärnug bon 1822 und Sf. Gallen die feinige vom 1824 (Mb- 
ſchied S. 64; Neo. LXV, Bd. II der offii. Sammi.) 





XI B3oltwefen. 





CXXI. 
Zollwejen. 


Dorunterfuchung Fünftiger Begehren um Bewilligung neuer 
oder Erneuerung früher bewilligter Zölle, Weg » und 
Brückengelder. 

(Beihluß vom 30. Juli 1824.) 

Der Vorort ift beauftragt, fo oft neue Bewilligungen von  Zöllen, 
Wegr und Brücengeldern, oder nach Ablauf der bedungenen Termine, 
Beftätigungen älterer begehrt werden, durch unparteiifiche Erperten 
diefe Begehren begutachten zu laffen, und die mit Gründen belegten 
Standesbegehren nebft diefen Gutachten, jeweilen dem Traktandenzir: 
kular für die folgende hohe Tagfagung beizulegen, damit daraufhin Die 
hohen Stände ihre Gefandtfchaften mit genügender Sachkenntniß in: 
firuiren Fönnen. (Meo. LI, 3d. II der offiz. Samml.) 


CXXIV. 
Zollwefen. 


Expertenunterfuchungen einzelner Zolle, YWeggelds » und 
Bruckengeldsbewilligungen. Beſtimmung des ——— 
bei denſelben. 


Konkluſa vom 16. Auguſt 1828, 
(Bergl. die vorſtehende Nro.) 


I. 


4. Wenn der Vorort über cin ihm zu Handen der Tagfakung an: 
bängig gemachtes Weggelds: oder Brüdengeldsbegehren eine Lokalbe— 
fihtigung anordnet, fo foll der betreffende Stand erfucht werden, den 
laut Tagfagungsbefhluß vom 30. Juli 1824 ernannten Erperten die 
auf den im Wurfe liegenden Bau bezüglihen Pläne, Entwürfe und 
Koftenanfchläge vorläufig mitzutheilen, und ihnen bei der Lofalbefichti- 
gung felöft wenigftens einen fadhfundigen Begleiter zur Ertheilung 
der nöthigen Auffchlüffe beizuordnen. 

2. Die Erperten follen ſich angelegen fein laffen, alle That: 
ſachen, die fie in ihren Bericht aufzunehmen gedenfen, mit den Stan: 
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desabgeordneten zu erörtern und, inſofern noch ein Zweifel obiwalten 
würde, fich mit denfelben darüber zu verfiändigen. Thatfachen oder 
Angaben, über welche ziwifchen den Erperten und den Standesab: 
geordneten widerſprechende Anfichten walten, follen in den Bericht mit 
Anführung beiderfeitiger Gründe aufgenommen werden. 

3. Der Vorort wird den von den Erperten erftatteten Bericht un: 
veriveilt dem betreffenden Stande mittheilen, und wenn derfelbe Bemer: 
fungen darüber oder dagegen einreicdyen follte, felbige gleichzeitig mit 
Jenem, den Ständen ad instruendum zufenden. 

4. Dem Vorort bleibt dabei anheim geſtellt, nad Ergebniß der 
Umftände weitere Erfundigungen einzuziehen. 


I. 


1. So lange die Anordnungen über die Revifion des fchiweizerifchen 

Zoll- und Tranfitwefens in Kraft beftehen, fol jedes, auf Bewilli- 
gung neuer, oder Beftätigung früherer Weg- oder Brückengelder Hin: 
zielende Begehren, den mit jener Revifion beauftragten Perfonen zur 
Prüfung und Begutachtung überwiefen werden, ohne aber daß um 
diefes Zweckes willen eine Lokalbeſichtigung erforderlich wird. 
2. Wenn der WVorort ein an ihn gelangendes Weggelösbegehren 
von der Art erachtet, daß deßwegen feine Kofalbefichtigung erforderlid) 
fei, fo foll er die hiebei ihrer Lage mach auf irgend eine Weiſe bethei— 
ligten Stände befragen, ob fie eine foldye Beſichtigung wünfchen; auf 
ihre verneinende Erklärung bin, wird alsdann diefelbe unterbleiben. 
(Nero. LXXXIV, 38. II der offiz. Samml.) 


CXXV. 
Revifion der innern Zölle, 
Konkordat vom 12. Heumonat 1830. 


4. Die Eonfordirenden Stände verpflichten fi zue Anwendung des 
Grundfages, daß alle Wege, Brüden:, Thor- und Pflaftergelder, 
zu deren Bezug fie berechtigt find, einzig nad) dem Gefpann oder nad) 
der Zahl des durchpaffirenden Viehs berechnet und die beftehenden Ta— 
tiffe nad) folgenden Abtheilungen eingerichtet werden: 

a) auf Zugvieh vor Fuhrwerken aller Art und vor beladenen Wagen ; 
b) auf. angefpanntem Vieh vor leeren Wagen; 
e) auf Reit: und andern Pferden; 
d) auf Hornvieh; 
e) auf Schmalvich, worunter Kälber, Schafe, Ziegen und Schweine 
verftanden werden follen. 
Schweiz. Staatör. Bd. 1. 20 


2, Die beitretenden H. Stände verpflichten fih, ihre fämmtli- 
chen Tariffe von Waghaus-, Guft: oder Hallgebühren, Wag = oder 
Krapngeldern, Auf: und Abladgebühren und Schneebruchtaxen fo zu 
beftimmen, daß diefe Gebühren in der Regel nur vom Gewicht oder 
von einem dem Gewicht entfprechenden Maße, und zwar nur dann bezogen 
werden, wenn wirklich eine Leiſtung Statt findet. 

3. a) Die fonfordirenden Stände anerfennen den Grundfaß , daf 
bei Aufftelung. und Abfaffung neuer ‚Zolltariffe, die Zölle 
in möglichft wenige Kategorien, diejenigen aber, welche vom 
Gewichte bezogen werden, höchſtens in "drei Abtheilungen 
ausgefchieden werden. 

b) Der Vorort wird die ihm vom eidsgenöffifhen Zollreviſor 
eingereichten Waarenverzeichniffe an drei auf verfddiedene 
Gränzgegenden befindliche Handelsfammern übermachen, mit 
dem Anfinnen, jeden Artikel nad dem niedrigften Preis, 
den er bei feinem Eintritt in die Schweiz in neuern ‚Zeiten 
gehabt hat, befonders zu werthen oder zu ſchätzen. 

c) Der eidsgenöffifche Zollrevifor wird feiner ‚Zeit diefe Schätzun⸗ 
gen unterfuchen, und bei fi) ergebenden großen Ungleichheiten, 
feldige durch Briefwechſel mit den betreffenden Handelsfam: 
mern auszugleichen trachten. Hierauf wird er einen Plan 
zu einem allgemeinen Tariff ausarbeiten und, wo er es nö- 
thig findet, durch Wermittelung des Vororts fich darüber 
mit jenen drei Handelsfammern berathen, um ihn den 9. 
Ständen zu näherer Prüfung vorlegen zu können. 


Diefem Konkordat find beigefreten: Bern, Zürich, Luzern, Gla- 
runs, Bug, Baſel, Schaffbaufen, Appenzell, St. Gallen, Aar— 
gau, Thurgau, Wallis, Neuenburg und Genf. 

Sreiburg und Solotburm behielten das Protofoll offen. 

Uri, Schwyz, Unterwalden und Waadt liefen das Referen: 
dum walten. 

Graubünden und Teffin wollen dem Konfordat fremd bleiben. 
(Mrs. CAXXII, BD 11 der offiz. Samml.) 


CXXVI. 


Beſchluß 
vom *a. Aug. 1934 über Bewilligung von Zoll⸗, Weg: 
und Brückengeldern auf der Devife beabfichtigten Brücken: 
und Straßenbauten n. f. w. 
In Vervollftändigung des Konflufumsd vom 16. Aug. 1828 über 
die Beſtimmung bei Erpertenunterfuchung einzelner Zolls, Weggelds⸗ 


und Brüdengeldsbewilligungen (offly. Samml., 38. II, ©. 155 u. 
156; Neo. CXXIV diefer Sanıml.) Hat die eidsgenöſſiſche Tagfagung 
feftgefegt : 

Es follen Zölle und Weggelder für neue Brüden, Straßen u. f. w., 
von nun an vor Beginn der Bauten auf vorgelegte Devife und 
Pläne bewilligt werden, unter ausdrüdlihem Vorbehalte, daß der 
wirflihe Bezug diefer Gebühren erſt dann Statt finde, wenn die 
Bauten vollendet und, auf gehörige Unterfuchung durch Sachverftän: 
dige, als gut und zweckmäßig ausgeführt erfunden werden. (Nro. 
CXLI, 38. II der offiz. Samml.) 


CXXVII. 
Tagſatzungsbeſchluß 
über die Einfendung der von den Kantonen zu erlaſſenden 
Zollgefete an den eidsgendffifchen Vorort und über deren 
Prüfung. 
(Bom 14. Aug. 1835. 

Es follen alle Zollgefege, welche eidsgenöſſiſche Stände fünftig er: 
laffen dürften, dem eidsgenöffifchen Vorort zu Handen fämmtlicher 
Kantone eingereicht werden, damit diefelben auf vorörtlihe Weranlaf: 
fung duch Sachverſtändige geprüft und das Gutachten diefer leßtern 
gleichzeitig mit den allfälligen, auf dasfelbe bezüglichen Bemerkungen 
des betreffenden Standes der Tagfakung vorgelegt werden können. 
(Neo. CLXXV, Bd. II, Heft 7 der offiz. Sammi.) 


CXXVII. 
Zagfagungsbeihluf 


über Unterfuch derjenigen Straßen durch den Vorort, Auf 
welchen Zollbezüge beſtehen, und gegen deren Zuftand 
Befchwerden eingelangt find. 
WVom 14. Aug. 1835.) 

Wenn fi Kantone über den fchlechten Zuftand von Straßen, für 
welche ein Zoll oder Weggeld bewilligt worden, zu Beſchwerden ver: 
anlaßt finden, fo fol der Vorort diefe Befchwerden unterfuchen und, 
fofeen fie fidy gegründet zeigen, dem betreffenden Stand anhalten, die 
fraglihe Straße in gehörigen Stand herftellen zu laffen. (No. CLXXVI, 
Bd. IL, Heft 7 der offiz. Samml.) 


CXXIX. 
Zagfagungsbefhlußg, 
betreffend die Abſchaffung der Perfonalzölle auf denjenigen 
Brücken, welche nicht ausschließlich zur Bequemlichkeit 
der Fußgänger gebaut find. 
(Bem 12. Juli 1836.) 

Es foll durch den eidsgenöffifchen Vorort, im Namen der eidsge: 
nöffifhen Tagfagung, an ſämmtliche Stände die Ginladung erlaffen 
werden, die auf ihrem Gebiete beftchenden Perfonalzölle auf allen den- 
jenigen Brüden abzufchaffen, welche nicht hauptſächlich zur Bequemlid: 
feit der Fußgänger gebaut worden find. (Neo. CLXIV, 38. II, 
Heft 7 der offiz. Samml.) 


XII. SKonkordate und Beschlüsse über Mals und Gewicht. 





CXXX. 


Konfordat über eine gemeinfame fchtweizerifche 
Maß: und Gewichtsordnung. 


(Bom 17. Aug. 1835.) 


Allgemeine Grundſätze. 


41. Die Maßeinheiten der in der Schweiz einzuführenden Maße und 
Gewichte werden von den gleichartigen Einheiten des franzöfifchen me: 
triſchen Syſtems dergeftalt abgeleitet, daß fie einerfeits dem Bedürfniffe 
des täglichen Verkehrs Genüge leiften, amderfeits zu den metrifchen 
Maßgrößen in möglihft einfahem Verhältniſſe ſtehen. Durch diefe 
Verbindung mit dem metrifhen Syſteme wird der wiffenfhaftlidye ‚Zu: 
fammenhang der verfchiedenen Maßarten mit einander gefichert und ihre 
genaue Anfertigung, Prüfung und MWiederauffindung möglich gemadt. 

2. Die Decimaleintheilung in aufs und abfteigender Ordnung wird 
für alle. Maße als Regel aufgefielt, mit Vorbehalt der für dem täg- 
lichen Verkehr erforderlichen Ausnahmen. 

Bemerkung. Diefe betreffen vornämlich das Klafter und das 
bei dem Gebrauche der Hohlmaße Faum zu entbehrende Halbirungs: 
ſyſtem. 

3. Die landesüblichen Benennungen ſind ſo viel immer möglich 
beizubehalten. 
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4. Die Zahl der Maße foll auf das Unentbehrliche beſchränkt und 
feine unnüge DBervielfältigung nahe gleicher Maße geduldet werden. 
Bemerfung. Dahin gehören: 

a) die fangen und kurzen Ellen; die Juchart für Weinreben, Ader: 
feld und Holzland; die Viertel für glatte und rauhe Früchte ; 
lauteres und trübes Weinmaß; ſchweres und leichtes Pfund; 

b) die Aufftellung von Maßen, die nur etwa das Doppelte oder 
Anderthalbfache eines andern Maßes find, wie 3. DB. der Saum 
und Gimer im Kanton Zürich; Malter und Mütt; Unzen und 
Lothe ıc- 


Abriß der fhweizerifhen Maß - und Gewichts— 
ordnung. 


A. Längenmaße. 


1. Die Baſis der ſchweizeriſchen Maßordnung iſt der ſchweize— 
riſche Fuß, welcher genau drei Zehntheilen des franzöſi— 
ſchen Meters gleich iſt. 

2. Der Fuß wird abgetheilt in zehn Zolle, der Zoll in zehn 
Linien, die Linie in zehn Striche. 

3. Zwei Fuß bilden eine Elle. | Beide werden in Halbe, 

Dier Fuß bilden den Stab. Viertel u. Achtel getheilt. 
Sechs Fuß bilden das Klafter. 

Zehn Fuß bilden die Ruthe. 

Sechs zehntauſend Fuß mahen eine ſchweizeriſche Weg— 
ſtunde. 


B. Flächenmaße. 


4. Dieſe find: 

a) der Duadratfuß von einhundert Quadratzollen ; 

b) das Duadratflafter, welches nad) der Länge und Breite 
ſechs Fuß, mithin 36 Quadratfuß enthält; es dient für tech— 
nifhe Ausmeflungen ; 

c) die Quadratruthe von einhundert Duadratfuß, als Feldmaß; 

d) als größeres Feldmaß die Juch art von vierzigtaufend Quadrat: 

fuß oder 400 Quadratruthen; 
die Duadratfiunde von fechszchntaufend Fuß Seite oder 
6400 Juchart Inhalt. 


C. Kubifhe Maße. 


5. Sie beſtimmen den Förperlihen Inhalt nah Länge, Breite, 
Höhe oder Dice, nämlich: 


e 


— 
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a) der feſten Stoffe nach wirklicher Ausmeſſung in Kubikzollen, 
Kubikfußen, Kubifflaftern ; 
b) der Feldfrüchte und der Flüffigkeiten mit Hohlmaßen. 


I. Wirflihe fubifhe Mafgrößen. 


6. Der Kubikfuß enthält eintaufend Kubifzolle; das Kubif: 
flafter, das zur Meffung von Heu und bei Bauten, Ausgrabungen 
und Steinbrücden gebräuchlich ift, faft 6 Mal 36 oder zweihundert 
fechszehn Kubiffuß in ſich. 

7. Das Holzklafter fol auf der Vorderfläche ein Quadratklafter 
oder fechs und dreißig Quadratfuß Halten ; die Tiefe desfelben oder die 
Schyeiterlänge. bleibt dem örtlichen Gebrauche anheim geftellt; doch 
fol dahin getrachtet werden, felbige auf eine (micht allzu große) Länge 
zu bringen, die nicht im Fleinen Bruchtheilen, fondern in ganzen und 
halben Fußen gegeben fei. 


I. Hohlmaße. 
a. Für trodene Gegenftände. 


8. Die Einheit aller Hohlmaße für trodene Gegenftände ift das 
Viertel (quarteron), weldes fünfzehn franzöfifche Liter be 
trägt. Es faßt genau 30 Pfund deftillieten Waſſers bei 31/9 Reau: 
mür oder dem Zuſtande feiner größten Dichtigkeit. 

9. Der zehnte Theil des Viertels ift das Immi (dmine.) 

10. Das Zehnfache des Biertels Heißt ein Malter. 

Bemerkung. Wil man, in Bezug auf das Wort „Viertel,“ 
dem Sprachgebraudhe gemäß, dasfelbe durch die Zahl 4 vergrößern 
oder abtheilen, fo fann man A Viertel einen Mütt oder Sad nennen; 
den vierten Theil des Wiertels einen Vierling; den Iehtern vierten 
Theil, oder Yıs des Viertels, ein Mäßlein. 

Alle diefe Maße erhalten die Geftalt eines Zylinders, deffen Höhe 
dem Durchmeffer gleich ift. 


b) Für Flüffigfeiten. 


44. Die Einheit allee Hohlmaße für flüffige Stoffe ift die Maß 
(te pot), weldhe anderthalb franzöfifche Liter hält. Sie faft 
genau 3 Pfunde reinen Waſſers. Gie kann nad Zehntheilen oder 
fortgefegten Halbirungen getheilt werden, deren Benennung den örtlichen 
Verhältniſſen überlaffen bleibt. 

412. Einhundert Maß machen einen Saum oder einen Ohm. 

Bemerfung. Die Maß und ihre Abtheilungen erhalten, wenn 
fie als Normalgefäße dienen, am zweckmäßigſten die Geftalt eines Ey: 
linders, deffen Ziefe dem doppelten Durchmeffer gleich Fommt. 


D. Gewichte. 


13. Die Einheit aller Abwägungen iſt das Pfund; es iſt die 
Hälfte des franzöſiſchen Kilogramms, welches dem Gewicht 
eines Liters oder Kubikdecimeters Waſſer gleich iſt. 

14. Das Pfund wird nach Zehntheilen und Hunderttheilen abge: 
theilt; es darf jedoch aud in zwei und dreißig Lothe oder ſechs zehn 
Unzen zerlegt werden. 

15. Einhundert Pfund betragen einen Zentner. 


Dem vorſtehenden Konkordate find beigetreten Die Stände Zürich, Bern, 
Luzern, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel (beide 
Landestheile), Schaffbaufen, St. Gallen, Aargau und Thurgau, 
mithin zwölf eidsgenöffifche Stande. (Nero. CLXV, Bd. II, Heft 7 der 
off. Samml.) 


CXXXI. 


Beſchlüſſe 


der im Hornung 1836 unter den Abgeordneten derjenigen 
Stände abgehaltenen Konferenz, welche dem Konkordat 
über eine gemeinfame fchweizerifche Mtaß = und Gewichte: 
ordnung beigetreten find, wie diefe Befchlüffe, betreffend 
die Vollzichung jenes Konfordates, fpäter durch die be: 
treffenden Stände genehmigt worden. 


1. Die Konferenz anerkennt, nad; genommener Ginficht des im 
eidsgenöffifchen Archiv vorhandenen Meters und Kilogramms und nad) 
angehörtem Bericht darüber, diefe Maße als ächt und als die Grund: 
lage der neuen — Urmaße, und beglaubigt dieſelben durch 
eine Urkunde, die ſeiner Zeit in das eidsgenöſſiſche Archiv niedergelegt 
werden ſoll. 

2. Die Konferenz anerkennt die ihr vorgelegten vier Urmaße des 
Fußes, des Viertels, der Maß und des Pfundes, der Form 
und dem Stoffe nach, als mit dem Konkordat übereinſtimmend und 
zweckmäßig, mit der einzigen Ausnahme, daß das Pfund nicht mit 
einer eingegrabenen Inſchrift verſehen, ſondern im feiner Form und Be— 
zeichnungsart dem vorhandenen Kilogramm ähnlich gefertigt werde. 

Demnach beſteht: 

der Fuß aus einem Stab von Schmiedeiſen; 
das Viertel aus einem hohlen Zylinder von reinem Meſſing, 
deſſen Höhe dem Durchmeſſer gleich iſt; 
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die Maß aus einem hohlen Zylinder von reinem Meſſing, deffen 
Tiefe dem doppelten Durdymeffer gleich kommt; 
das Pfund aus reinem Meffing, in der Form ähnlidy dem im 
eidsgenöffifchen Archiv liegenden Kilogramm. 
3. Die Konferenz beauftragt die Gentralfommiffion der Experten, 
die vorgelegten Urmaße nady den Forderungen der Miffenfchaft genau 
zu unterfuchen, und nachdem fie fi) von der vollfommenen Richtigkeit 
und der vorgefchriebenen Mebereinftimmung derfelben mit dem Meter 
und dem Kilogramm überzeugt haben, darüber einen Verbalprozeß aus- 
zufertigen, und diefen dem H. Vorort zu übermachen, welcher erfucht 
wird, darüber eine fürmliche Beglaubigungsurfunde auszuftellen, die 
mit den- Urmafen und dem Werbalprozeß in’s eidsgenöffifche Archiv 
niedergelegt und durch Abfchrift den Fonfordirenden Ständen mitgetheilt 
werden fol. 
4. Jeder der Fonkordirenden Kantone verpflichtet fich, in feinen Koften 
ein Eremplar einer genauen Nachbildung der ſchweizeriſchen Urmaße, 
unter dem Namen „Muftermafße” zu übernehmen, nämlich: 
a) einen Fuß, eingetheilt in zehn Zolle, davon einen Zoll einge: 
theilt in zehn Linien, und eine Linie in zehn Striche; 
die Matrize des Fußmaßes, beide, der Fuß und die Matrize, 
von Stabeifen ; 

b) ein Viertel, als Einheit der Hohlmaße für trocdene Gegen: 
ftände; 

c) eine Maß, als Einheit der Hohlmaße für Flüſſigkeiten; 

diefe zivei Maße in zulindeifcher Form von gegoffenem Meffing, 
mit gefchliffenen ©lasplatten zum Behuf der Abgleichung verfehen; 

d) ein Pfund von Meffing. 

Diefe Maße follen in der Zahl von dreizehn Cremplaren in der 
Werkſtätte des Heren Georg Dery, Mechanikers in Zürich, mit mög: 
lichfter Beförderung verfertigt, von den Experten beglaubigt und von 
dem eidsgenöffiihen Worort beurfundet werden. 

5. Alle fonfordatsgemäß verfertigten Maße und Gewichte follen den 
Namen Schweizermaße und Shweizergewichte führen. 

Bezeichnet werden die Muftermaße einzig und allein mit dem cids- 
genöffifchen Kreuze. 

Die nad den Muſtermaßen und übereinftimmend mit denfelben zu 
fertigenden Maße und Gewichte heißen Probemaße, und werden 
außer dem eidsgenöffifchen Kreuze nody mit dem Zeichen des Kantons 
bezeichnet ; eben fo alle für den Verkehr beftimmten Maße und Gewichte. 

6. Die konkordirenden Stände verpflichten fi, die neue Maß = und 
Gewichtsordnung fpäteftens mit dem 41. Jänner 1838 vollftändig und 
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durchgreifend bei ſich einzuführen; es bleibt jedoch den einzelnen Kan— 
tonen frei geſtellt, diefe Ginführung früher ſchon zu vollziehen. 

7. Es wird eine ‚Zentealerpertenfommiffton für die ſchweizeriſchen 
Maße und Gewichte aufgeftellt. 

Sie beſteht aus drei Mitgliedern. Wenn ein Mitglied verhindert 
würde, der Kommiffion beizuwohnen, fo ift diefe befugt, an die Stelle 
des Abwefenden einen andern Experten zu berufen, welcher in jeder 
Hinficht den Abweſenden zu vertreten berechtigt ifl. Die Kommiſſion 
ift überdieß ermächtigt, wenn es erforderlich ift, befondere Verrichtungen 
fachfundigen Männern außer ihrer Mitte, jedoch unter ihrer Werantıwor: 
tung, zu übertragen. 

Die Kommiffion wird von dem Vorort ernannt und nöthigenfalls 
ergänzt. 

Das erfigewählte Mitglied ift Präfident der Kommiffion. 

An der auf den beftimmten Ginführungszeitpuntt zunächft folgenden 
Tagſatzung werden die fonfordirenden Stände in einer Konferenz ihrer 
Abgeordneten über die Fortdauer oder die Auflöfung der ‚Zentralerper: 
tenfommiffion verfügen, und in letzterm falle ſich darüber verftändigen, 
wie für die geficherte Bewahrung der Gewichts = und Mafordnung 
geforgt werden fol. 

8. Die Kommiffion fteht zunächft unter dem Vorort; fie erhält 
ihre Aufträge und MWeifungen von diefer Bundesbehörde, und erftattet 
derfelben ihre Berichte zu Handen der Fonfordirenden Stände und der 
Gidsgenoffenfchaft überhaupt ; fie wird Übrigens auf Anfuchen der Kanz 
tone denfelben auch unmittelbar, fei es folleftiv, oder durch einzelne 
ihrer Mitglieder, ihren Rath und ihre Anleitung zu den für die Ein: 
führung der neuen Gewichts = und Maßordnung erforderlichen Vorkehren 
ertheilen. 

9, Die Kommiffion wird ſich fo oft verfammeln, als die Gefchäfte 
diefes erfordern, und jedesmal dem H. Vororte davon Anzeige geben. 

10. Die Kommiffion wird mit möglichftee Beförderung die Prüfung 
der Urmaße vornehmen, über diefelbe einen forgfältigen Verbalprozeß 
ausftellen und diefen dem H. Vorort zum Behuf der Ausfertigung einer 
Urkunde einfenden. | 

Da der 9. Stand St. Gallen, im Folge feines erlaffenen, mit 
dem 4. Jänner 1837 in Kraft tretenden Geſetzes, feinee Muſtermaße 
dringend bedarf, fo fol die Kommiſſion, wenn die Prüfung der Ur: 
maße ſich länger verzögern follte, die Prüfung diefer Muftermaße zuerft 
und abgefondert vornehmen und die Richtigkeit derfelben beglaubigen, 
und zwar fpäteftens bis Mitte März des laufenden Jahres (1836). 

44. Die Erperten find beauftragt, mit Heren Dery, Mechaniker in 
Züri, ohne Verzug einen Vertrag Über die Anfertigung der zwölf 
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übrigen Exemplare der Muſtermaße auf den möglichſt kurzen Termin 
abzufchliefen. Sie haben die Anfertigung dieſer Muſtermaße zu beauf: 
ſichtigen und diefelben innerhalb des auf den Lieferungstermin folgenden 
Monats zu prüfen, über diefe Prüfung einen Beglaubigungsaft aus: 
zuftellen und dem Verort zu überreichen, und endlich die Muſtermaße 
an die Kantone zu überſenden. Das Ende des Monats, welcher auf 
den Lieferungstermin folgt, fol fogleich nach Abſchluß des Vertrags 
mit Herrn Dery von den Grperten den betreffenden konkordirenden 
Kantonen als derjenige Zeitpunkt angezeigt werden, auf welchen fie 
ihre Muftermaße geprüft und beglaubigt erhalten werden. 

Auf den Fall, daß Herr Dery fih nicht verpflichten wollte, die 
zwölf verlangten Eremplare von Muftermaßen im möglichft kurzer Friſt 
anzufertigen, werden die Erperten ermächtigt, diefe Arbeit ganz oder 
theilweife einem andern Mechanifer zu übertragen. 

12. Die Kommiffion bearbeitet im der „Zwoifchenzeit zu Handen der 
Fonfordirenden Stände eine fpezielle Anleitung über die Merfertigung 
der Probemaße, mit Beziehung auf ihre Form und ihre Dimenfionen, 
fo wie auf den Stoff, aus dem fie beftchen follen, damit die Bear: 
beitung derfelben bis auf- die Abgleihung angeordnet werden kann. 

13. Die Kommiffion- bearbeitet ferner den Entwurf einer Prüfungs: 
ordnung für die Fichter (Feder) von Maßen und Gewichten, welche 
einerfeits die Maße und Worrichtungen, deren die Fichter bedürfen, 
bezeichnen, anderfeits die Werfahrungsweife enthalten foll, welche bei 
der Abgleihung und dem Gebraud der Probe und der Verkehrsmaße 
beobachtet werden muß. 

44. Die Kommiffion beforgt unter ihrer fpeziellen Zeitung die Be: 
rechnung derjenigen Reduftionstafeln über das Verhältniß der neuen 
Schweizermaße und Gewichte zu denen des Auslandes, deren der H. 
Vorort, für fih und zu Handen der Kantone, für den Verkehr mit 
den Nachbarſtaaten bedarf, und gibt auf ihr Verlangen den Kantons: 
zegierungen Anleitungen und ein Zabellenformular für die Reduktionen 
ihrer alten Maße auf das neue Maßſyſtem. 

15. Die Konferenz räth den fonfordirenden Kantonen an, über dem 
Diertel Fein anderes Maß einzuführen, als das „Malter,“ und die 
Dezimaleintheilung auch in abfteigender Linie feftzuhalten, ohne jedoch 
zu hindern, daß zum Verkehr Maße gebraucht werden, deren Gehalt 
den Unterabtheilungen des Viertels nach dem Halbirungsſyſtem entfpricht ; 
nur empfiehlt die Konferenz, für diefe Unterabtheilungen Feine befon- 
dern Namen, wie 3. B. „Bierling “ und „„ Mäßli“ einzuführen, und 
zum Gebrauch im Verkehr Feine andern Maße zwifchen Wiertel und 
Immi zuzulaffen, als den halben und den Wiertelsviertel, weil die 
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Duldung Meinerer Maße wegen ihrer Verwechslung mit dem Immi 
leicht den Betrug begünftigen könnte. 

16. Die Konferenz trägt bei den Fonfordirenden Ständen darauf 
an, die Über die Dimenfionen der Ur-, Muſter- und Probemaße (Nor: 
malmaße) aufgeftellten Beftimmungen nicht auf die zum Werfehr be: 
ftimmten Hohlmaße für trodene Gegenftände auszudehnen , fondern für 
diefe die Form eines hohlen Zylinders vorzufchreiben, deffen Höhe dem 
halben Durchmeffer glei) kommt. 

17. Die Konferenz räth den Fonkordirenden Kantonen an, die Maß 
für den Verkehr nach fortgefegten Halbitungen zu theilen, und für ein— 
hundert Maß der Benennung „Saum“ den Vorzug zu geben. 

18. Die Konferenz empfiehlt den Fonkfordirenden Kantonen, in ihren 
Geſettzen als beftimmte Worfchrift aufzuftellen: Die Maß und ihre 
Unterabtheilungen erhalten, wenn fie als Normalgefäße dienen, die 
Geſtalt eines hohlen Zylinders, deffen Tiefe dem doppelten Durchmeffer 
gleihfommt. 

19. Die Konferenz empfiehlt den fonfordirenden Kantonen, daß für 
die UnterabtHeilungen des Pfundes, nicht nur bei Berechnungen, fon= 
dern auch bei dem Auswägen die beiden Gintheilungsarten des Kon: 
fordats in Anwendung kommen möchten, nämlich: für wiffenfhaftliche 
Zwecke, fo mie für Münzen-, Gold: und Gilberwaaren, die Dezi- 
maleintheilung des Pfundes in 5000 Gramme, als vollfommen über: 
einftimmend mit den franzöfifchen Grammen, und für den übrigen Ber: 
Fehr die Eintheilung des Pfundes in 32 Lothe und fortgefete Halbi« 
rungen desfelben, ohne jedoch befondere Benennungen für diefelben 
aufzuftellen; — daß hingegen die Eintheilung des Pfundes in Unzen 
nicht eingeführt werden möchte. 

20. Die Konferenz räth den Fonfordirenden Kantonen an, das Apo= 
thefergemicht einftweilen unverändert zu laffen. 

21. Die Konferenz empfiehlt den konfordirenden Kantonen in Bezug 
auf das Meffen der rauhen und glatten Früchte die nachfolgenden Vor: 
ſchriften aufzuſtellen: 

a) Das Meſſen der rauhen und glatten Früchte ſoll mittelſt Aus— 
fchöpfen von offenen Haufen oder Behältern und nicht durch Aus— 
fchütten jener Früchte in die Maße Statt finden. 

b) Das Nbftreichen der zu meffenden Früchte fol mit einem runden 
Streichholze von zwei Schweizerzoll Durchmeffer gefchehen. 

22. Die Konferenz empfiehlt den Fonkordirenden Kantonen, bei der 
Feftftellung der Gränzen der bei den Werfehrsmafen und Gewichten 
zu duldenden Abweichungen von ihren Normalgrößen die ihnen hierüber 
mit Beförderung einzureichenden Vorfchläge der Erperten zu beachten, 
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damit die Gefehgebungen der verfchiedenen Kantone in diefer Beziehung 
miteinander übereinftimmen. 

23. Da in dem Konfordat eine Definition der Fubifhen Maße, hin: 
gegen feine der Flächen- und Längenmaße enthalten ift, fo fchlägt die 
Konferenz den konfordirenden Kantonen folgende, in ihrem Ginführungs: 
gefege anzubringende Gebrauchsbeſtimmungen jener Maße vor: 

Zängenmaße find zur Ausmeffung nad einer einzigen Richtung, 
nämlich der Länge, beftimmt. 

Flähenmaße dienen zur Beftimmung des Quadrat⸗ oder Flächen: 
inhalts nad) Länge und Breite. 

24. Die EN ſchlägt den Kantonen ferner vor: den Satz über 
die Juchart (B, 4, d.im Konkordate) in ihren Gefegen fo zu fiellen: 
„die Juchart von  vierzigtaufend Quadratfuß oder 400 Quadratruthen 
„als größeres Feldmap ; 

und zu B, 4, e des Konkordats: „die Duadratftunde von ſechszehn⸗ 
„taufend Fuß Seite oder 6100 Juchart Inhalt,“ — die Worte: als 
„geographifches Flächenmaß“ hinzuzuſetzen. | 

25. Die Konferenz empfiehlt den Kantonen, zu den nachfolgenden 
Artikeln des Konfordats in ihren Geſetzen folgend» Zufäge aufzunchmen: 

a) 3u C, IL, a, 8 des Konfordats, nad den Worten: Es faßt 

genau 30 Pfunde deftillirten Waſſers im Zuftande feiner größten 
Dichtigkeit, — mit Auslaffung der Worte : 31/0 Reaumur, den 
Zufag : „oder 10/5 des Kubiffußes.” 

b) Zu C, b, 11 des Konfordats, nah den Worten: Sie faft 
genau 3 Pfunde reinen Waſſers, den Zufaß: „oder den 18ten 
„Theil des Kubiffußes.” 

c) Zu D, 13 des Konkordats, nad) den Worten: Es iſt die Hälfte 
des franzöfifhen Kilogramms, den Zufag: „und ift gleich dem 
„Gewicht des 54ten Theile eines Kubiffußes Waffer. 

26. Die Konferenz trägt bei den fonfordirenden Kantonen darauf 
an, daß fogleih nah Cinführung der neuen Maß: und Gewichtord: 
nung, mit Ausnahme des Apothefergewichts, die ältern, bis dahin 
üblihen Maße und Gewichte in ihrem Gebiete ganz außer Gebrauch 
gefegt werden. 

27. Die Konferenz wünſcht, daß die konkordirenden Kantone ſich 
gegenſeitig, wo es ohne große Schwierigkeiten geſchehen kann, die 
Entwürfe der auf die neue Maß = und Gewichtordnung bezüglichen 
Gefege und Verordnungen, jedenfalls aber die erlaffenen Geſetze und 
Verordnungen felbft, mittheilen. (Nero. CLXVI, Bd. II, Heft 7 
der offiz. Samml.) 


CXXXII. 
Urfunde 


über die Anerfennung des im eidsgenöffifchen Archiv vor: 
haudenen Meters und Kilogramms, 
(Bom 2. Hornung 1836.) 


Die Abgeordneten der eidsgenöffifhen Stände Bern, Zürich, 
Luzern, Freiburg, Solothurn, Baſel (beide Landestheile), 
Schaffhauſen, St. Oallen, Aargau und Thurgau, zum 
Zweck einer allgemeinen fchweizerifchen Maß- und Gewidhtordnung in 
Konferenz verfammelt , haben ſich vorlegen laffen : die im eidsgenöffifchen 
Archiv aufbewahrten, feiner „Zeit durch die franzöfifche Regierung der 
oberften helvetifchen Vollziehungsbehörde offiziell zugeftellten, nach dem 
dermal in Frankreich befichenden metrifhen Maß: und Gewichtfgftem 
verfertigten Maße, nämlich: 

A. Ein Meter. 

Gin Meterfiab aus fehr reinem Schmiedeifen ohne Gintheilung, 
an beiden Enden mit angefchraubten winkelrechten meffingenen Vor— 
fprüngen gefhügt, mit dem aufgefchlagenen Meinen ‚Zeichen @), in 
einem Mahagonitifihen, auf deffen Dedel eine filberne Place mit der 
Anfchrift fteht : „Metre conforme à la loi du 18 Germinal an 3, 
„presente le 4 Messidor an 7, fait par Lenoir.” 

B. Gin Kilogramm, 
in Form eines Zylinders mit verengtem Hals und Knopf; in dem cf: 
was ausgehöhlten Boden ift gleichfalls das Zeichen M eingedrüdt. 
Es befindet fidy in einer Kapfel von Chagrin, oben mit einer filber: 
nen Placke, auf welcher die Infchrift eingegraben ift : „Kilogramme 
‚„„conforme à la loi du 18 Germinal an 3, presente le 4 Mes- 
„‚sidor an 7.” 

Die unterzeichneten Abgeordneten nah Cinfiht und Prüfung der 
obbefchriebenen Gegenftände, und der die offizielle Ueberreichung der— 
felben Fonftatirenden Akten, anerkennen im Namen ihrer hohen Stände 
die Aechtheit diefer Map = und Gewichttypen, und erflären diefelben 
als Hauptgrundlage der ſchweizeriſchen Maß- und Gewichtordnung vom 
47. Auguft 1835, wonad die Urmaße des Schmweizermaßes und Ge: 
wichts genau abgeleitet werden follen. 

Gegenmwärtige Beglaubigungsurfunde wird von den Abgeordneten 
der Eingangs genannten Stände eigenhändig unterzeichnet, und mit 
dem eidsgenöffifchen Bundesfiegel verfehen ; fie wird dem hohen Vorort 
zur Aufbewahrung in dem eidsgenöffifhen Archiv zugeftellt, fodann 
den Fonfordirenden Ständen durch das Konferenzprotofoll davon Mit: 
theilung gegeben. 

Alfo gefchehen in Bern, den 2. Hornung 1836. 
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Namens des Kantons Bern: 
K. Koch, Dberft, Mitglied des Regierungsraths. 
3 Trechſel, Profeflor der Mathematit und Phyſik. 


Namens des Kantons Züri: 

I M. Hirzel, Bürgermeifter. 

Heine. Peftalozzi, Ingenienr-Oberfilieutenant. 
Namens des Kantons Luzern: 

J. Jueichen, Profeffor der Phyfif und Mathematik. 


Namens des Kantons Freiburg: 
Karl Schaller, Staatsrath. 


Namens des Kantons Solothurn: 
Leon; Gugger, des Raths. 


Namens des Kantons Bafellandfchaft: 
N. Singeifen, Regierungsrath. 

Namens ded Kantons BafelftadttpHeil: 
S. Minder, des Rathe. 
Rud. Merian, Profeffor. 


Namens des Kantons Schaffhaufen: 
G. M. Stierlin, Regierungsrath. | 
Johann Ludwig Peyer, Kantonsrath und Archivar. 


Namens des Kantons St. Ballen: 
Jakob Baumgartner, Mitglied des Kleinen Narbe. 


Namens des Kantons Aargau: 
Franz Ludwig Hürner, Regierungsrath. 
Namens des Kantons Thurgau: 
Dr. Keller, Regierungsrath. 
%. €. Freyenmuth. 
(Neo. CLXVII, Bd. II, Heft 7 der offiz. Samml.) 
* 


CXXXID. 


Beurkundung der fchweizerifchen Urmaße. 
Verbalprozeß über die Prüfung der fchweizerifchen Urmaße, 
bom 11. Meinmonat 1836, 
fo wie die Beurkundung diefes Verbalprozeſſes durch 
den eidsgenöffifchen Vorort, 
bom 16. Chriſtmouat 1836. 


Die Konferenz, die im Monate Februar 1836 vom hohen Mororte 
nach Bern einberufen wurde, um im Namen der zwölf konkordirenden 
Kantone ſich Über die Wollziehung des Konfordats vom 17. Auguft 
1835, betreffend eine neue Maß⸗ und Gewichtordnung zu berathen, 
anerfannte in ihrer Sigung vom 3. Februar Form und Stoff der ihr 
vorgelegten vier Urmaße, als: der Fuß, das Wiertel, die Maß und 
das Pfund. Im derfelben Sikung wurde die ‚Zentralfommiffion der 
Erperten beauftragt, diefe Urmaße nach den Forderungen der Wiſſen— 
fchaft genau zu unterfuhen, und nachdem fie ſich von der vollfomme: 
nen Richtigkeit und der vorgefchriebenen Uebereinftimmung derfelben mit 
dem zu Grunde gelegten Meter und Kilogramm überzeugt hätten, dar: 
über zu Handen des hohen Vororts einen Verbalprozeß auszufertigen. 

Um diefem Auftrage zu entfprechen und zu gleicher ‚Zeit auch die 
Prüfung der fchweizerifhen Muftermaße vorzunehmen, verfammelte fich 
die unterzeichnete Kommiffton, nachdem ihre Aufftellung bis zum 1. Juli 
diefes Jahres verzögert worden war und anderweitige Gefchäfte den 
Mitgliedern eine frühere Zufammenfunft nicht erlaubt hatten, gegen 
Ende des verfloffenen Monats Septembers in Zürih. Die Prüfungen 
wurden in der Wohnung des Mecanifers, Herrn Oery, vorgenommen, 
und zwar täglih, ohne Unterbrehung, vom 25. September an bis 
zum 10. Oftober; außer den Unterzeichneten und dem Mechaniker wurde 
auch noch Here Profeffor A. Mouffon erfucht, denfelben beizuwohnen, 
und wir glauben hier erklären zu müffen, daß uns ſowohl feine Kennt: 
niffe, als auch feine bei der Prüfung der St. Galle Muftermaße 
bereits erworbenen Erfahrungen, bei allen Unterfuchungen von größtem 
Mugen waren, und ebenfowenig dürften wie mit Stillfchweigen die 
geoße DBereitwilligfeit, die Gefchiclichfeit und den unermüdlichen Eifer 
des Mechanikers, Heren Dery, übergehen. 

Was nun die Prüfungen felbft anbelangt, fo legen die Unterzeich- 
neten einen ausführlichen Bericht über die dabei befolgten Grundſätze, 
die angewandten Methoden und Inftrumente und die erhaltenen Re— 
fultate bei. Als Ergebniß der in diefem Berichte dargeftellten Unter: 
fuchungen glauben die Unterzeichneten mit voller Ueberzeugung die Er: 
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Färung abgeben zu können, daß die vier ſchweizeriſchen Urmaße, als: 
der Schweizerfuß, das Pfund, die Maß und das Viertel, wie die- 
felben aus ihren Händen, nad) erfolgter Prüfung, in das eidsgenöffifche 
Archiv abgeliefert wurden, mit dem zu Grunde gelegten Meter und 
Kilogramm, fo weit e8 die zu Gebote flehenden Prüfungsmittel zus 
laffen und den Forderungen der Wiſſenſchaft entfprechend, genau, und 
den Worfchriften des Konfordats gemäß, übereinftimmen, und zwar 
fo, daß die Fehler Feiner angenommen werden Fönnen, als: 1/00,000 
der wahren Größe beim Fuß, Ysoo,ooo beim Pfund, "s0,000 bei der 
Maf, Yas,000 beim Viertel. 
Zürich, den 11. Oktober 1336, 


Die Zentralerperten- Kommiffion 
fire Prüfung der fchmweizerifchen Maße und Gewichte : 
F. Trechfel, Prof. der Mathematif und Phyſik in Bern. 
Peſtalozzi, eidsg. Oberfilieut. im Oberftquartiermeifterftab, zu 
Zürich. 
Rud. Merian, Profeffor der Mathematik in Baſel. 


Wir Schultheiß und Regierungsrath des Kantons Bern, 
dermaliger eidsgenöffifcher Vorort, 


nachdem wir in heutiger Sigung von dem vorſtehenden Verbalprozeß 
über die Prüfung der fchiweizerifchen Urmaße, gefertigt von der ‚Ber: 
tralerpertenfommiffion für Prüfung der fchweizerifchen Maße und Ge: 
wichte zu ‚Zürich den eilften Oft. im Jahr eintaufend achthundert ſechs und 
dreißig, fo wir von dem begleitenden fpezifizirten Bericht über die von 
der gedachten ‚Zentralerpertenfommiffion in den Monaten September 
und Oftober 1836 unternommenen Prüfung der fchweizerifchen Urmaße, 
d. d. Züri, den 11. Dftober 1836, Kenntnif genommen, 

nah Ginfiht der Verhandlungen ve ordentlichen eidsgenöſſi — 

Tagſatzung vom 26. Heumonat 1836 
beglaubigen 
die und vorgelegten vier Maße, benanntlih : den Fuß, das Pfund, 
die Maß und das Viertel, fo wie diefelben in dem oberwähnten 
Bericht der Zentralerpertenfommiffion vom 11. Oftober 1836 befchrieben 
find, als die fchweizerifchen Urmaße, und 
verordnen anmit: 

Die benannten fcehweizerifchen Urmaße follen mit der gegenwärtigen 
Beglaubigungsurfunde in das eidsgenöffifche Archiv niedergelegt und 
von leßterer eine beglaubigte Abfchrift den fämmtlichen dem Konfor: 
dat über eine fchrweizerifche Maß = und Gewichtsordnung beigetretenen 
Ständen zugeftellt werden. 
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Deffen zu Bekräftigung ift gegenwärtige Beglaubigungsurfunde 
mit den Unterfchriften des Schultheißen, Präſidenten des eidsgenöffl: 
ſchen Vorortes, und des eidsgenöffifchen Kanzlers, wie auch mit bem 
eidsgenöffishen Staatsfiegel verfehen worden. 

Bern, den 16. Chriftmonat 1836. 

Der Schultheiß des Kantons Bern, 
Prafident des eidsgenöſſiſchen Vororts 
(L. $.) Tſcharner. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 


(Neo. CLXVIII, Bd. II, Heft 7 der offiz. Samml.) 


CXXXIV. 


Beurkundung der fchweizerifchen Muftermaße. 


Verbalprozeß über die Prüfung der fchmweizerifchen Mufter- 
maße für die Kantone Zürich, Bern, Luzern, Öla- 
rus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafel-Land- 
(haft, Bafel-Stadt, Schaffhaufen*, Aargau 
und Thurgau, 

vom 11. Weinmonat 1836, 
fo wie die Beurkundung diefes Verbalprozeſſes durch den 
eidsgenöffifchen Vorort, 
vom 16. Chriftmonat 1836. 
Tach Beſchluß der in Bern verfammelten Konferenz vom 3. Februar 
diefes Jahres ift jeder der Fonfordirenden Kantone verpflichtet, ein 
Eremplar einer genauen Nachbildung der fehrveizerifchen Urmaße unter 


dem Namen „Muftermaß” zu Übernehmen, nämlich: einen Fuß, 
mit zugehörigeer Matrize, ein Viertel als Einheit der Hohlmaße für 


) Ueber die Prüfung der für den Kanton St. Gallen beſtimmten Mufter- 
maße ift am 17. Mai 1336 eig befonderer Verbalprozeß ausgeftellt worden. 


Schweiz. Staatsr. Bd. .I. 4 
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teoddene Gegenſtände, eine Maß als Einheit der Hohlmaße für Flüſ— 
ſigkeiten und ein Pfund. 

Diefe Maße ſollten in der Werkſtätte des Herrn Derp, Mechaniker 
in Zürich, -unter Aufſicht der Experten verfertigt, von denſelben ber 
glaubigt und vom H. Wororte beurfundet werden. 

Zur Vollziehung diefes Befchluffes wurden mit Heren Dery Kon: 
trakte abgefchloffen, zufolge welden die Fuße nebft Matrizen, die 
Mapgefäße und die Pfunde bis Ende Juni und die Viertelgefäße bis 
Ende Auguft diefes Jahres geliefert werden follten. Die Erftern wurden 
in der feftgefegten „Zeit fertig, die Letztern hingegen konnten durch eins 
getretene, vom Mechaniker unabhängige Hinderniffe, erft gegen die 
Mitte des Monats September zur Prüfung vorgelegt werden. | 

Gegen das Ende desfelben Monats verfammelte ſich die „Zentraler> 
pertenfommiffion für Schmweizermafe und Gewichte in Zürich, um zu 
gleicher ‚Zeit mit den Urmaßen die Prüfung der Muftermaße vorzuneb: 
men, mit Ausnahme des Gremplars für St. Gallen, das durch be: 
‚fondere Erperten bereits im Monat Mai geprüft worden war. 

Die Prüfung wurde abwechfelnd. mit derjenigen der Urmaße von 
denfelben Perfonen und im gleichen Xofale vorgenommen; die ange: 
wandten Inſtrumente waren ebenfalls diefelben, und da fie in dem fpes 
zifizirten Bericht über die Prüfung der Urmaße bereits befchrieben worden 
find, fo glauben die Unterzeichneten im diefe Befchreibung nicht neuer: 
dings eintreten zu müſſen, fondern einfach an jenen Bericht verweifen 
au dürfen. 

Form und Stoff aller Maße war eine genaue Nachbildung der 
Urmaße, mit der einzigen Ausnahme, daß der Fuß bei den Mufter: 
maßen nicht mit angefchraubten meffingenen Winkelſtücken gefchügt, 
fondern an beiden Enden mit meffingenen Kappen verfehen war, die 
auf= und abgefchoben werder Fonnten, und daß bei den Hohlmaßen 
die vorgefchriebenen Dimenfionen, ale, die Höhe das Doppelte des 
Durchmeſſers bei der Maß, und die Höhe gleih dem Durchmeffer 
beim Wiertel, nad den bereits vorangegangenen Erfahrungen etwas 
genauer konnten getroffen werden. In den Ueberfchriften vertritt überall 
der Name des betreffenden Kantons das Wort „Urmaß.“ 

Die Prüfung felbft wurde bei den 4 verfchiedenen Maßen auf fol: 
gende Art vorgenommen : 


Der Fuß. 


Die Fuße wurden abwwechslungsweife mit dem ſchweizeriſchen Urfuße 
auf den früher befchriebenen Komparateur gebracht und für jeden we— 
nigftens drei Beobachtungen gemacht; da die Mikrometerſchraube aus 
dem Mittel diefer Beobachtungen bei den meiften nur einen Fehler an: 
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gab, der Peiner als ein hundertſtel Strich war, fo wurden diefe Fuße 
fogleidy als richtig anerkannt; bei einem einzigen Fuße zeigte ſich der 
Fehler etwas größer, diefer wurde daher an feinem Ende fo lange ab: 
gefchliffen, His er vollfommen mit dem Urfuß übereinftimmte. Sämmt: 
liche Mufterfuße können alfo bis auf einen Unterfchied von 0,01 Strich 
als mit dem Urfuße übereinftimmend angefehen werden. 

Die Matrize wurde einfach durch Einlegen des Fußes geprüft, wenn 
nad diefem Einlegen noch eine leife Bewegung nad) der Länge mög: 
lid) war, fo wurden die Schrauben an beiden Enden der Mateize fo 
lange angezogen, bis diefe Bewegung vollftändig aufgehoben murde, 
der Fuß aber dennoch ohne Zwang eingelegt werden Fonnte. 


Das Pfund. 


Bei Prüfung des Pfundes bediente man fich derfelben Wage, die 
bei den Urmaßen gebraucht worden war, und diefelben Worfichtsmaß: 
regeln wurden beobachtet; die Refultate waren hier um fo gleichför= 
miger, da die Belaftungen immerfort diefelben blieben. Das Urpfund 
wurde abwechfelnd mit dem zu vergleichenden Muftergewicht, einer 
bleibenden Tara gegenüber, auf diefelbe Wagfchale gebracht, und zivar 
fo, dab das Urpfund immer, ſowohl am Anfang als am Ende des 
Verſuchs, aufgelegt wurde, damit Feine zufällige Veränderung der 
Wage unbemerkt bleiben könnte. — Die meiften Pfunde waren ab: 
fichtlicy noch etwas zu fehwer, fie wurden daher unten mit Schmirgel- 
papier fo lange abgerieben, bis der eingetheilte Bogen des Wagebalfens 
im Mittel der Einfpielungen einen kleinern Unterfchied als einen halben 
Zehntheil des Grades ergab; ein einziges Pfund, das etwas zu Mein 
war, wurde ausgefchoffen und durdy ein anderes vorräthiges erfeßt. 
Da ein halber ‚Zehntheil des Grades der Gintheilung bei der betref: 
fenden Belaftung einem Milligramm entfpricht,, fo Fann der Unterſchied 
zwifchen den Mufterpfunden und dem Urpfund Pleiner als ein Milli: 
gramm, d. h. Fleingr als ein Fünfbımderttaufendftel der eigenen Größe 
angenommen werden. 


Die Mat. 


Die Vergleihung der Maß wurde durch Ausfchütten der gefüllten 
Urmaß in die Muftermaf, und zwar auf diefelbe Art ausgeführt, wie 
es bereits bei Anlaß der Prüfung des Urviertels, wo eine zweite Maß 
benust worden ift, befihrieben wurde. Alle Maßgefäße waren Anfangs 
noch etwas weniges zu groß, der obere Rand wurde daher auf einer 
Marmorplatte fo lange mit Bimsftein abgefchliffen, bis am Ende des 
Berfuchs bei'm Aufſchieben der Glasplatte fich entweder gar fein Bläschen 
ergab, oder nur ein kleines, deſſen Durchmeffer nicht iiber zwei Milli: 


meter betrug. Da der ganze Verfuh vom Einſchütten in die Mufter: 
maß bis zum Auffchieben der Platte nur 6 bis 8 Minuten dauerte, 
die Verdunftung demnach nicht fehr bedeutend fein kann, und das an 
der Urmaß anhängende Waffer mit Löfchpapier fehr leicht aufgenommen, 
gervogen und nachgegoffen werden Fann, fo glauben die Unterzeichneten, 
nad) dein Mefultate mehrerer Gegenverfuche zu urtheilen, daß der Une 
terfchied ziwifchen der Urmaß und einee Muftermaß kleiner als 20 
Milligramm Waſſer, d. h. Feiner als der fünfundflebzigtaufendfte Theil 
der eigenen Größe angenommen werden dürfe. Nachdem die Maßge— 
fäße als richtig abgeglichen anerfannt waren, wurden oben auf dem 
abgefchliffenen Rand vier Fleine Kreuze eingefchlagen, die gegenfeitig 
um 90 Grade von einander abftehen. 


Das Piertel. 


Das Viertel wurde ungefähr nach derfelben Methode wie die Maß 
geprüft, nur daß bei größern Gefäßen, die viel fchwerer zu handhaben 
find, noch einige Vorfichtsmafregeln mehr angewandt werden mußten; 
die Werfahrungsart war folgende: 

Das zu prüfende Viertel wurde, wohl ausgetrocdnet, auf ein mit 
Wachsſstuch überzogenes Geftell gebracht, und der obere Rand vermit: 
tefft einer Zibelle horizontal gemacht. In einer Entfernung von weni: 
gen Zollen wurde fodann das mit Hülfe der Glasplatte vollfommen 
angefüllte Urviertel auf dasfelbe Geftell aufgeftellt; nachdem die Glas: 
platte ringsum feſt auf das Bord aufgedrüdt worden und alle Flüſſig— 
feit außerhalb des Urviertels vermittelt Schwamm und Löfchpapier 
forgfältig abgetrodnet war, wurde die Glasplatte halb zurückgezogen 
und vermittelft einer eifernen, unten etwas fett gemachten Kelle ein 
Theil des Waffers in das Mufterviertel übergeſchöpft. Einer der Er: 
perten mußte aufmerffam darauf wachen, daß Fein Tropfen zroifchen 
die beiden Gefäße hineinfalle, zwifchen welche zu mehrerer Sicherheit 
noch ein tarirter Bogen LZöfchpapier gelegt wurde. Nachdem etwa der 
vierte Theil des Waſſers ausgefchöpft war, wurde die Glasplatte ganz 
zuriichgezogen und fo wie die Kelle vermittelft dem tarirten Papier abs 
getrocknet; fodann von zwei Perfonen das Urviertel etwas empor ge: 
boden, um den Reſt der Flüffigkfeit in das Mufterviertel einzugiepen. 
Der cine von beiden mußte num vermittelft einem Drahte das gefüllte 
Biertel von allen Zuftbläschen im Innern befreien, während der andere 
das geleerte Viertel im eine geneigte Stellung brachte, um das noch 
übrige Waſſer fih fammeln zu laffen, das darauf nachgegoffen, wobei 
vermittelft dem Drahte etwas nachgeholfen wurde. Was nun von der 
Feuchtigfeit fowohl am Drahte als in dem Gefäße noch anhängen blich, 
wurde endlich mit dem tarirten Zöfchpapier vollftändig aufgenommen 
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und der feuchte Bogen wieder gewogen. Das ſich ergebende anhän— 
gende Waſſer wurde ſodann auf die etwas fett gemachte Wagſchale auf— 
getragen und ohne Verluſt in das Viertel nachgeſchüttet; endlich die 
vermittelft einer Libelle horizontal gehaltene Glasplatte, von der Seite 
langfaın und gleihmäßig aufgefchoben , indem fie zu beiden Seiten fort: 
während auf den Rand des Gefäßes aufgedrüdt wurde, 

Wenn bei diefer Operation, die 10 bis 12 Minuten dauerte, Fein 
Waſſer, weder durch Verdunftung noch beim Aufnehmen durd das 
Löſchpapier verloren gehen würde, und wenn die Glasplatte immer 
gleihmäßig aufgeſchoben werden könnte, fo müßte bei völliger Gleich 
heit der Gefäße am Ende des Verfuchs fih weder Blafe noch Tropfen 
zeigen ; eine große Anzahl von Gegenverfuchen zeigte indeffen, daß ein 
kleiner Derluft von Waffer unausweichlich ift, und daß unter den Um— 
ftänden, bei welchen die Verſuche Statt fanden, und bei dem ange: 
wandten Verfahren diefer Verluft einer Blafe von circa 13 Millimeter 
Durchmeffer gleih zu feren fei. Die WViertelgefäße wurden daher erſt 
dann als richtig anerfannt, wenn beim Auffchieben nach der Anfüllung 
aus dem Urviertel eine Blaſe von 41 bis 15 Millimeter Durchmeffer 
fich zeigte. Da der Mechaniker das Viertel abgeglichen hatte, ohne 
diefen Umftand in Erwägung zu ziehen, fo fanden fich die meiften zu 
flein, es wurde daher aus dem Innern fo lange herausgefeilt, bis 
die gehörige Blafe ſich zeigte. Bei diefen Verfahren glauben die Un: 
terzeichneten, daß der Unterfchied zwiſchen den verglichenen Vierteln 
unter einem Bläschen von circa 14 Millimeter Durchmeffer fein werde, 
was nad) angeftellten Verſuchen circa 3 Decigramme Waffer betragen 
mag, fo daß der Fehler bei Beltimmung eines Mufterviertels aus dem 
Urviertel nicht den fünfzigtaufendten Theil der eigenen Größe betragen 
wirde. 

Als Ergebniß der vorgenommenen und hiermit fpeziell erörterten 
Prüfungen glauben die unterzeichneten Grperten die Grflärung abgeben 
zu fönnen, daß ſämmtliche Muftermaße der Kantone Züri, Bern, 
Luzern, Ölarus, Zug, Freiburg, Solotyurn, Baſel— 
kandfchaft, Bafelfltadt, Schaffhbaufen, Aargau und Thur— 
gau, die in Form und Stoff eine getreue Kopie der ſchweizeriſchen 
vier Urmaße find, mit denfelben auch rückſichtlich ihrer Größe, foweit 
es die zu Gebote ftchenden Prüfungsmittel zuliefen, und den Forde— 
rungen der Willenfchaft genügend, genau übereinftimmen. 

Mit gleicdyer Beruhigung kann auch die Erpertenfommiffion über 
die Richtigkeit der früher an den Kanton St. Gallen abgelieferten 
Muftermaße ſich ausfprechen, weil nach dem sub 17. Mai d. J. von 
den beauftragten beiden Experten ausgeftellten Verbalprozeß zu ſchließen, 
ein ganz richtiges Verfahren beobachtet ward, vornebmlich aber, weil 


= 
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die Urmaße, welche dieſe Experten zum Behuf der Herſtellung der Muſter⸗ 
maße für den Kanton St. Gallen abgeglichen hatten, bei der nun— 
mehrigen Prüfung durch die Kommiſſion als vollkommen richtig aner— 
kannt worden find. 
Zürich, den 11. Oktober 1836. 
Die Zentralexpertenkommiſſion 
für Prüfung der ſchweizeriſchen Maße und Gewichte: 
F. Trechſel, Prof. der Mathematik und Phyſik in Bern. 
Peſtalozzi, eidsg. Oberſtl. im Oberſtquartiermeiſterſtab, zu Zürich. 
Rud. Merian, Prof. der Mathematik in Pafel. 


Wir Schultheiß und Regierungsrath des Kantons Bern, 
dermaliger eidsgenöffifcher Vorort, 


nachdem wir in heutiger Sigung von dem vorſtehenden Verbalprozeß 
über die Prüfung der ſchweizeriſchen Muſtermaße für die Kantone Zü: 
sich, Bern, Luzern, Ölarus, Zug, Freiburg, Solothurn, 
Bafellandfhaft, Bafelfiadttheil, Skhaffpaufen, War: 
gau und Thurgau, fo wie über die befonders gefchehene Prüfung 
der Muftermaße für den Kanton St. Gallen, gefertigt von der Zen⸗ 
tralerpertenfommiffion für Prüfung der fehweizerifchen Maße und Ge: 
wichte zu Zürich den eilften Dftober eintaufend achtHundert ſechs und 
dreißig, fo wie von dem hierauf bezüglichen fpezifizieten Bericht Über 
die von der gedachten „Zentralerpertenfommiffion in den Monaten Sep: 
tember und Oktober 1836 unternommenen Prüfung der fchweizerifchen 
Urmaße, d. d. Zürich, den 14. Oftober 1856, Kenntnif genommen, 

nah Einficht der Verhandlungen der ordentlichen eidsgenöffifchen 
Tagfakung vom 26. HYeumonat 1836, 

urfunden anmit: 

Es feien die in der Merfftätte des Heren Georg Oery, Medya: 
nikers in Zürich für die Kantone Züri, Bern, Luzern, Ola: 
zus, Zug, Freiburg, Solothurn, Bafellandfdaft, Ba: 
felftadttHeil, Schaffhaufen, Aargau und Thurgau, fo 
wie für den Kanton St. Gallen verfertigten Muftermaße, benannt: 
lich der Fuß, das Pfund, die Maß und das Viertel duech die 
von der ‚Zentralerpertenfommiffion vorgenommene Prüfung und den 
darüber ausgeftellten Verbalprozeß gehörig beglaubigt. 

Die vorfiehende Beglanbigungsurfunde ſoll in das eidsgenöſſiſche 
Archiv niedergelegt und jedem der vorbemeldten Kantone eine Abfchrift 
davon zugefiellt werden. 

Deſſen zur Bekräftigung iſt gegenmärtige Beglaubigungsurfunde 
mit den Unterfchriften des Schultheifien , Präfidenten des eidsgenöſſiſchen 


re 


Dororts, und des eidsgenöſſiſchen Kanzlers, wie auch mit dem eids 
genöſſiſchen Staatsfiegel verfehen worden. 
Bern, den 16. Chriſtmonat 1836. 
Der Schnltheiß des Kantons Bern, 
Prafident des eidsgenöffikhen Wororts: 
. 5, Tſcharner. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler 
Amrhyn. 
(Nre., CLXIX, Bd. II, Heit 7 der offiz. Samml.) 


CXXXV. 


Tagſatzungsbeſchluß, 


betreffend die Einführung der Beſtimmungen des Konfor: 
dats v. 17. Auguft 1835, über eine gemeinfame ſchwei⸗ 
zerifche Maß: und Gewichtsordnung in allen eidsgendf: 
fiſchen VBerhältnifien. 


(Bom 26. Heumonat 1836,) 


Die Beftimmungen des am 17. Aug. 1835 befchloffenen und feit: 
dem in Kraft erwachfenen Konfordäts über die Ginführung einer ger 
meinfamen fehweizerifchen Maß: und Gemwichtsordnung follen in allen 
eidsgenöffifhen Verhältniffen Fünftighin als verbindliche Worfchrift gelten. 
(Neo. CLÄX, Bd. IT, Heft 7 der offiz. Samml.) 


XIII. Eidsgenössischer Betrag. 





CXXXV1. 


Eidögendffifcher Bettag. 
*« (Beihluf vom 1. Aug. 1832.) 


4. Der gemeineidsgenöffifhe Danf>, Buß: und Bettag fol Fünf: 
tig, und zwar mit dem gegenwärtigen Jahr (1832) angefangen, in 
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allen Ständen der Eidsgenoffenfchaft immer gleichzeitig am dritten Sonn: 
tag des Herbſtmonats gefeiert werden. 

2. Der eidsgenöffifche Vorort wird beauftragt, diefe Schlußnahme 
unvermweilt fänmtlihen Ständen mit der Einladung zur Kenntnig 
zu bringen, die angemeffenen Anordnungen zu treffen, auf daß der- 
felben überall genau nachgelebt werde. (Nero. CXXXIV, 3d. II der 
offiz. Sammi.) 


Biertes Bud, 


enthaltend die 


Befchlüffe über das eidsgenöffifche Militärweien nnd fiber 
die Quellen zu Beftreitung der daherigen Andgaben. 
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I. Militäraufsichtsbehörde. 





CXXXVII. 


Beſchluß für die Aufſtellung der eidsgenöſſiſchen 
Militäraufſichtsbehörde. 


(Vom 9. Juli 1816.) 


Nach der Vorſchrift des achten Artikels der Bundesverfaſſung, 
welcher alſo lautet: 

„Die Tagſatzung ordnet, im Einverſtändniß mit den Kantonsregie⸗ 
„rungen, die Aufſicht über die Bildung und Ausrüſtung des 
„Militärkontingents an” — 

hat die Tagfagung, im Gefühl der Nothwendigkeit diefer für das 
Gedeihen und den feften Beſtand der eidsgenöffifhen Militärorganifa- 
tion fo wichtigen Beftimmung, und um die mit der Bollziehung derfel- 
ben verbundenen Schwierigkeiten fo viel als möglid zu befeitigen, 
befchloffen : 

4. Es wird eine eidsgenöffifche Mititärauffichtsbehorde niedergeſetzt, 
welche unter den Befehlen und der Leitung der Tagſatzung und im Ein- 
verſtändniß mit den Kantonsregierungen, nad) dem Art. 8 des Bundes: 
vertrags, die Aufficht Über die Bildung und Ausrüftung des Militär: 
fontingents ausübt. 

Sie befteht aus einem Präfidenten und vier Mitgliedern. 

2. Das regierende Standeshaupt eines jeweiligen Vororts ift zu: 
gleich Präſident diefer eidsgenöffiichen Auffichtsbehörde; er kann die 
Berrichtungen diefer Stelle an ein anderes Mitglied des Staatsraths 
oder des geheimen Raths feines Kantons übertragen. 

3. Die vier Mitglieder der Auffichtsbehörde werden von der eids: 
genöffifchen Tagſatzung, durch abfolute Mehrheit der Stimmen, aus 
der gefammten ‚Zahl der von der Eidsgenoffenfhaft brevetisten, in die 
Klaffe der Oberfien gehörigen Stabsoffiziere, mit möglichfter Rückſicht 
auf die verfchiedenen MWaffenarten, gewählt, und zwar: 

Die zwei erften. Mitglieder auf drei Jahre, und diefelben find nach 
Ablauf diefer Zeit wieder wählbar. 
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Die beiden letztern Mitglieder ernennt die. Tagfagung alljährlich 
auf ein Jahr, aus der Zahl der eidsgenöffifchen Oberften, die Feine 
befondere Beamtungen befleiden ; die abgehenden Fönnen aber während 
zwei darauf folgenden Jahren nicht wieder gewählt werden. 

4. Der Vorort ordnet das zu den Sitzungen nöthige Kanzleiper: 
fonale an*). 

5. Die Mitglieder der Auffichtsbehörde genießen Feine fire DBefol: 
dung ; einzig während der ‚Zeit ihrer Verfammlungen und wenn fie in 
Aufträgen der Bundesbehörde von Haufe abweſend fein müffen, bezie: 
hen fie Zaggelder, welche dem Sold ihres befleidenden Grades gleich 
fommen. 

6. Das Recht der Zufammenderufung der Militärauffichtsbehörde 
ſteht einzig bei der Tagfakung und bei der Regierung des jeweiligen 
wirflihen Vororts. j 

7. Der eidsgenöffifche Oberftquartiermeifter und der Inſpektor der 
Artillerie werden, infofern fie nicht bereits wirkliche Mitglieder der 
Auffichtsbehörde find, als Beiſitzer mit berathender Stimme zu den 
Sitzungen einberufen. 

8. Die Militärauffichtsbehörde fol ſich regelmäßig alljährlich Furz 
vor der Eröffnung der gewöhnlichen Tagfagung, in dem Hauptorte des 
dirigirenden Vororts, verfammeln. 

9. Sie kann aud) außerordentlich von der Tagſatzung oder der Re: 
gierung des Wororts einberufen werden. 

10. Die Mititärauffichtsbehörde Hat die Pflicht auf fih, nad An: 
leitung des Art. 5 des Bundesvertrags, die Befehle und Verordnungen 
der hohen Tagfagung, in Bezug auf die Aufficht über die Bildung 
und Ausrüftung des Militärkontingents und der Reſerve, in Vollzie— 
hung zu bringen. 

11. Sie feßt fi zu dem Ende hin mit den Regierungen ſämmtlichet 
hohen Stände, oder mit derjenigen Militärftelle, welche von den löbl. 
Ständen eigens dazu eingefeßt und bevollmächtigt worden, in Ver— 
bindung. 

12. Diefe Behörden fenden alljährlih dem regierenden Standes: 
haupt des Mororts bis Ende Aprils den vollftändigen Etat des Beſtan— 
des und der Ausrüftung ihres zur eidsgenöffifchen Kriegsmacht zu ftel: 
Ienden Kontingents, nebft einem Berichte über den Zuftand ihrer reg: 
lementsmäßigen Referve, ein. 

13. Das Bundespräfidium fest diefe Etats unter den ſämmtlichen 
Mitgliedern vor dem Anfang der regelmäßigen Sitzung der Mititärauf: 
fichtsbehörde in Umlauf. 


*) Bergleiche den fpatern Beſchluß vom 24, Juli 1848 megen des eids— 
gencffiihen Kriegsſekretariate, Nro. CXL. 
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14. Während ihres Sitzung foll die Auffichtsbehörde aus dieſen 
Etats eine allgemeine Ueberficht der gefammten eidsgenöffifchen Militär: 
macht formiren, ‚und mit ihren Bemerfungen begleitet. der hohen Tag: 
fagung vorlegen. . 

45. Die Militärauffichtsbehörde wird fi mit den fämmtlichen löbl. 
Ständen über die ‚Zeit, den Ort und die Formen verftändigen, unter 
welchen allfällige Infpeftionen des Standesfontingents, ſowohl des 
Perfonellen als des Materiellen, vorgenommen werden fönnen. 

16. Die Auffichtsbehörde wird über alle vorgenommenen Inſpektio— 
nen und über die dabei gemachten Bemerfungen der hohen Tagfakung 
ihren ausführlichen Bericht eingeben. 

17. Die Auffichtsbehörde hat die Pflicht, jeder einzelnen Kantons⸗ 
regierung über allfällige Abweichungen von dem eidsgenöffifchen Militär: 
reglement, oder andere Gebrechen in den das Kontingent oder die Re: 
ferve betreffenden Militäreinrichtungen , ihre Bemerfungen und zugleich 
Dorfchläge über die Mittel zu MWerbefferung derfelben mitzutheilen. 

18. Sie wird ununterbrochen bei allen löbl. Ständen einwirken, 
daß die Einförmigkeit der Kaliber, der Handgriffe und Bewegungen bei 
allen Waffen je länger je vollftändiger eingeführt werde. 

19. Eie ift endlich befugt, der hohen Tagfakung alle ihr nöthig und 
nüßlich fcheinenden Vorſchläge zur Verbefferung und WVervollftändigung 
der eidsgenöffifchen Militäreinrichtungen einzugeben. 

(Ans dem allgem. Militärreglement vom 20. Auguft 1817, $. 16 u. ff.) 


CXXXVIH. 


Beftimmung der Zeit des Eintritts für die Mitglie- 
der der Eidsgendffifchen Militäranffichtöbehörde. 
(Dom 2. September 1517.) 
Die Zeit des Eintritts in die Militärauffichtsbehörde wird für alle 
Mitglieder derfelben jeweilen auf den 1. Jenner angefeht. 
(Nro. XXI. Bd. 1 der offiz. Samml.) 


GXÄXXIX, 
Erläuterung wegen Befoldung der Mitglieder der 
Militärauffichtöbehörde, 


(Vom 28. Juli 1818.) 


Der Beſchluß vom 10. Juli 1817, wegen Entfhädigung der Mit: 
glieder eidsgenöffifher GCommiffionen*), fol auch auf die Mitglieder 
der eidsgenöſſiſchen Militärauffichtsbehörde angewendet werden, und 
demnach diejenigen, weldye am Ort der Verfammlung wohnen, die 
Hälfte der Befoldung ihres Grades, ohne Portionen noch Kationen, 
zu beziehen haben. (Mo. XXIV. Bd. I der offiz. Samml.) 


CXL. 
Beſchlunß, 


betreffend 
das eidsgenöſſiſche Kriegsſekretariat. 
(Tom 21. Juli 1818.) 

1. Es foll ein eidsgenöffifcher Kriegsfefretär ernannt werden, wel: 
cher vor allem aus bei der Auffichtsbehörde, während ihrer Sitzungen 
und fonft nach Aufträgen derfelben oder ihres Prafidii, das eidsgenöſſi— 
fche Militärfefretariat zu verfehen hat. Neben feiner Hauptbeftimmung 
als eidsgenöffifcher Kriegsfefretär, wird derfelbe der eidsgenöffiichen 
Kanzlei in anderen eidsgenöffifchen Geſchäften beigeordnet. 

2. Die Ernennung des eidsgenöffifchen Kriegsfefretärs gefchichet, 
wie diejenige des Kanzlers und Staatsfchreibers, jeweilen auf zwei 
Jahre; dabei aber ift der früher ernannte immer wieder wählbar. 

3. Die Militärauffichtsbehörde gibt der Tagfagung einen Vorſchlag 
für diefe Wahl ein, welcher aber in der Sitzung von den Geſandtſchaf⸗ 
ten vermehrt — kann. 

4. Der Gehalt des eidsgenöſſi ifchen Kriegsfekretärs iſt auf zweitau- 
fend Franken beftimmt, die zu gleichen Theilen aus dem Kriegsfond 
und aus der eidsgenöffifhen Zentral:Gaffe bezogen werden. 

(Neo. XXV, 38. I der offiz. Samml.) 


*) Siehe die Befchlüffe unter Nro. XLI und XTIE in der zweiten Ab— 
tbeifung diefer Sammlung. 


CÄLI. 


Ergänzung der Militäranfjichtöbebörde in Abwefen: 
beitsjällen. 


Befhluß vom 3. Auguſt 1826. 


41. Die Bewilligung zum Ausbleiben von einer periodifchen Sitzung 
der Militärauffichtsbehörde foll einem ernannten Mitgliede derfelben, 
nur auf eröffnete und bei forgfältiger Prüfung als wichtig und entſchei⸗ 
dend erachtete Gründe hin, — von der vorörtliden Behörde ertheilt 
werden. a 

2. Jm Pal einer foldyen wirklich ertheilten Erlaubniß zum Aus- 
bleiben, wird der Vorort von der Auffichtsbehörde oder ihrem Präfidium 
vernehmen, ob zu Förderung der Arbeiten die Ginberufung eines Stell- 
vertreters des Beurlaubten wefentlih nothwendig fei oder unterlaffen 
werden fünne. 

3. Nur im erftern Falle wird der Vorort, von fih aus, einen 
Grfagmann berufen ; wobei er im der Regel zuvorderft auf den erfien, 
und im Fall von Schwierigkeiten auf den zweiten der mit Ende des 
gerade vorhergegangenen Jahres aus der Auffichtsbehörde ausgetretenen 
eidsgenöffifhen Oberften, und wenn beide nicht verfügbar fein follten, 
auf gleiche Weife auf einen der beiden im zweitnächft vorangegangenen 
Jahre Ausgetretenen, mithin in jedem Fall auf einen Mann den Be— 
dacht richten wird, dem bereits die hohe Tagſatzung felbit noch neulich 
Bereife von Zutrauen gegeben hat. 

(Neo. LVII. Bd. II der offiz. Samml.) 


CXLII. 


Nähere Negulirung des Geſchäftsverhältniſſes der 
eidsgenöſſiſchen Militäraufſichtsbehörde. 


Beſchluß vom 7. Heumonat 1832. 


Die eidsgenöſſiſche Militäraufſichtsbehörde wird beauftragt, künf— 
tighin, ſtatt bei Anlaß der allgemeinen Traktanden, wie bisanhin, ihre 
Anträge und Berichte nur anzudeuten, dieſelben in ihrer ganzen Ausdeh— 
nung durch den Vorort gleichzeitig mit den Zraftanden an die Stände 
ad instruendum gelangen zu laffen. - 

Mro. XCIX. Bd II der offiz. Samml.) 
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Tagſatzungsbeſchluß 
über Stellung des Voranſchlages für die Zentralmilitär; 
ausgaben. a 


(Bom 11. Aug. 1835.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 
in der Abficht, für die Zukunft den Ständen eine volftändige Ueber: 
fiht der jeweilen bevorfiehenden ordentlichen und außerordentlichen 
Mititärausgaben, fo wie der Mittel, aus welchen diefelben beftritten 
und gedeeft werden, zum voraus zu verfchaffen, 
beſchließt: 

1. Es Hat die eidsgenöſſiſche Militäraufſichtsbehörde jährlich das 
eidsgenöſſiſche Militärausgabenbudget in der Weiſe abzufaſſen, daß das⸗ 
ſelbe alle ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben genau angebe, 
welche im betreffenden Jahr gemacht werden ſollen. 

2. Das Ausgabenbudget ſoll hinwieder nur diejenigen Ausgaben 
enthalten, welche wirklich zu machen ſind, feinesiwegs aber fingirte Po« 
fien für ungewiffe Ausgaben, die nicht wirklich befchloffen find. Ä 

Durch die vorftehende Beſtimmung ift aber der Tagfagungsbefchluf 
vom 3. Auguft 1820 (offiz. Samml. Bd. II, ©. 21 und 22*), ver: 
möge deffen die Koften der eidsgenöffifchen Uebungslager jährlich zur 
Hälfte auf das Budget der Zentralmilitärausgaben geſetzt werden follen, 
nicht aufgehoben. 

3. Die Bewilligungen für einzelne Poften, falls diefelben wegen un: 
vorhergefehener Umftände nicht verwendet werden, follen keineswegs zu 
Dedung anderer nicht bewilligter Ausgaben dienen mögen. 

4. Dem Ausgabenbudget gegenüber ift von dem eidsgenöfftfchen 
Vorort ein Einnahmenbudget zu verfaffen, das fowohl die ordentlichen 
als die aufierordentlichen Quellen bezeichne, aus welchen die erforderli: 
chen Geldmittel gefchöpft werden, fo wie den Betrag diefer letztern. 

5. Im Einnahmenbudget bildet der approrimative Saldo des vor: 
angehenden Rechnungsjahrs den erften Poſten; falls aber ein Ausfall 
vorzufehen ift, ſoll derfelbe als Daffivfaldo auf das Ausgabenbudget 
getragen werden. 

Art. 6. An ordentlichen oder außerordentlichen Beiträgen der 
Stände darf jederzeit nur fo viel erhoben werden, als budgetgemäß 
zur Dedung des Defizit nothwendig ift, außerordentlihe Beiträge 
darüberhin nur in Folge befonderer Beſchlüſſe der Tagſatzung. 





*) Siehe Nro. CLXXXIII diefer Sammlung. 
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Art. 7. Das Ausgaben: und Einnahmenbudget ift wörtlich dem 
Traktandenzirkular einzuverleiben. 

Art. 8. Die Jahresrechnung foll in ihren AbtHeilungen der Aus: 
gaben und Einnahmen genau dem Schema folgen, welches bei Entwer⸗ 
fung des Budgets zu Grunde gelegt wurde. 

(Neo. CLVII. Bd. II der offiz. Samml. ) 


II. Rem Militärisches und Militärverwaltung. 


CXLIV. 
Allgemeines Militärreglement für die Eibs— 
genoſſenſchaft. 


(Vom 20. Auguſt 1817.) 

Von demſelben ſind zwei offizielle Auflagen vorhanden. Die eine 
hat den Titel: „Allgemeines Militärreglement für die ſchweizeriſche 
„Eidsgenoſſenſchaft; von 1817. Bern, 67 Quartſeiten und XVIII 
„Tabellen.“ 

Die andere: „Allgemeines Militärreglement für die Schweizeriſche 
„Eidsgenoſſenſchaft; von 1817. Offizielle, von der eidsgenöſſiſchen 
„Militäraufſichtskommiſſion genehmigte Ausgabe. Zürich, 1818. 
„116 Octavſeiten und Tabellen A. bis und mit N.” 

Die erfie Auflage hat einen größern Reichthum an folchen Tabellen, 
die bei der letztern weggelaffen oder verfürzt find. Hingegen enthält die 
Octavausgabe die neueften Veränderungen wegen Cintheilung der In: 
fanterie in Bataillone, und ift auch in Hinficbt einiger kleiner Fehler 
berichtigt, die fi in die Quartausgabe eingefchlichen hatten. _ 

(Nro. XVII. Bd. I der offiz. Samml.) 





CKXLV. 


Neglement 
über die innern Cinrichtungen, Disziplin, and Dienfts 
ordnung für jeden Grad. 
(om 10, Juni 1806.) 


Dasfelbe ift im Jahr 1809 zu Golothum im Drud erfchienen, 
Schweiz. Staatsr. I. Bd. 22 
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unter dem Zitel: „Reglement für die eidsgenöfflfchen Truppen über 
„die inneren Ginrichtungen, die Disziplin und die Dienftordnung für 
„jeden Grad. 90 DOctavfeiten; und Tabellen A. bis und mit N.” 

Diefes Reglement wird durch den $. 117 des Militärreglements 
vom Jahr 1817, fo wie durch einen Tagſatzungsbeſchluß vom 413. Zuli 
1818, einsweilen und für fo lange bis ein anderes an deffen Plag 
treten wird, als zwedmäßig anerfannt, beftätigt und zur Befolgung 
in allen Gantonen angenommen. Die nämliche Bewandtniß hat es mit 
dem proviforifchen Fortbeftand der beiden hienächft folgenden Nro. XX 
und XXI*). (Meo. XIX, 3d. I der offiz. Samml.) 


*) Das unter XX angeführte Reglement (für die leichten Truppen) if 
(päter durch ein anderes erfent worden (fiehbe Mro. CLI diefer Sammlung) 
und defhalb bier weggeblieben; aber das unter XXI angeführte Reglement 
wurde blos revidirr und daher diefe Mumer unter der bier folgenden Die» 
fer Sammlung aufgenommen. 


CXLVI. 


Ererzierreglement für die eidögendffifche Infanterie. 
(om 30. Juni 1809.) 


Diefes ebenfalls proviforifh beftätigte, aber bereits zur Revifion 
eingeleitete Reglement, ift im Jahr 1810 in Luzern gedrudt erfchie- 
nen, unter folgendem Titel: 

5, Ererzierreglement für die eidsgenöfftihe Infanterie. Erſtes Heft, 
„enthaltend den Unterricht des Soldaten. 56 ©. 8.” 

„Zweites Heft, enthaltend den Pelotonsunterriht. 87 S. 8. und 
„Plane 1.” 

„Drittes Heft, enthaltend den Bataillonsunterriht. 139 ©. 8. 
„und Planen IT. II. IV. V. VI.” 

„Viertes Heft, enthaltend den Unterricht Über die Bewegungen 
„mehrerer Bataillons. 100 ©. 8. und Plandyen VII. VII. und IX.” 

(Neo. XXT. Bd. I der offiz. Samml.) 


CXIL VII. 


Nevidirtes Exerzierreglement für die eidögenöſſiſche 
Jufanterie. 
Beſchluß vom 25. Juĩi 1823. 


1. Diejenigen Veränderungen, welche in Hinſicht auf die drei er: 
ſten Hefte des eidsgenöffifchen Infanterie-Ererzierreglements von 1810 
(oder die Soldaten=, Pelotons- und Bataillonsfchule), durch die Mili— 
tärauffichtsbehörde entworfen und am 11. und 25. Juli der Tagfagung 
vorgelegt worden find, werden von Hochderfelben gutgeheißen und — 
mit Einfluß diefer Modififationen — die drei erften Hefte des In— 
fanterie:Ererzierreglements neuerdings in Kraft erfannt. 

2. Gleichwie die Militärauffichtsbehörde einerfeits bevollmächtigt 
wird, diefe Modififationen als ein befonderes Supplementarheft zu den 
drei erften Abtheilungen der Auflage von 1810, mit genauer Nachiveis 
fung der Seiten und 99., worauf ſich jede einzelne Abänderung 
bezieht, abdruden zu laffen, — alfo ertheilt ihr die Tagfakung ander: 
feits den Auftrag, nach genauer Einfchaltung der ſämmtlichen genehmig: 
ten Modifikationen in die drei erfien Hefte des InfanteriesErerzierregle: 
ments von 1810, eine vollftändige, in Hinficht der Redaktion über: 
haupt forgfältig revidirte, meue Auflage jener drei Hefte, mit den, 
nad) Grforderniß der jehigen Formation und des wirklichen Beftandes 
des Reglements, rektifizirten Planchen verfehen, beförderlichft zu ver: - 
anftalten, 





Note. Dasienige Supplementarheft , weldyes zu verauftalten durch 
obigen $. 2 der Militärauffichrsbehörde aufgetragen wird, ift erfchienen, um. 
tee dem Titel: „Beränderungen in den drei erften Heften des 
„Infanterie»Ererzierreglements von 1810. Genebmigt von 
„der hoben Tagfakung im Jahr 1823.” (39 ©. 8.). 

(Mro. XLT. Bd. II der offij. Sammi. 


EXLVIT. 


Reglement 
für die eidsgenöffifche Iinfanterie. Viertes Heft. 
Beſchluß vom 20. Juli 1830. 


(Vergleiche Offiz. Samml, Bd. II. S. 73 und 74; fiche 
die vorfiehende Numer diefer Sammlung.) 


Dem revidieten vierten Heft des Exerzierreglements für die eidsge— 
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nöfflfche Infanterie, enthaltend die Bewegung mehrerer Bataillone — 
fo mie dasfelbe unterm 10. Dezember 1829 den Kantonen übermacht 
worden iſt (vorbehalten jedoch die Verbefferung allfälliger Redaktiong:, 
Schreib» und Drudfehler) — wird die definitive Genehmigung ertheilt. 


Note. Bon diefem vierten Heft des Ererzierreglements für die eide- 
genöffifhe Infanterie it im Jahr 1831 eine Auflage in Octad beranftaltet 
worden. (Mro. XCVIII. Bd. II der offiz. Samml.) 


CXLIX. 


Ererzierreglement für die eidsgenöſſiſche Artillerie, 
(Bom 24. Juli 1818.) 


Diefes, in Folge der Inftruftionseröffnungen vom 21. Juli, '., 
7. und 28. Auguft 1818 und 13. Juli 1819, von fämmtlichen löbl. 
Ständen genehmigte Reglement ift im Drud erfchienen: „Exerzier— 
„zeglement fir die eidsgenöffifche Artillerie. Luzern, 1818. 240 
„Octavſeiten und X1 Kupfertafeln.” 
(Neo. XXI. Bd. I der offiz. Samml.) 


CL. 
Einrihtung und Lokal der eidsgenöſſiſchen Zentral: 
Militärfchule. 


(Bom 12. und 17. Auguft 1818.) 


Ueber die Einrihtung der dur den $. 90 des eidsgenöffifchen 
Militärreglements vorgefchriebenen Zentral-Militärfchule, Hat die Tags 
fagung feinen ins Ginzelne gehenden, ſyſtematiſch geordneten Beſchluß 
gefaßt, fondern lediglich auf ein von der Militärauffichtsbehörde vorge: 
fegtes ausführliches Gutachten, unterm 12. Auguft 1818 befchloffen : 

„Es werde überhaupt dem Gutachten der Militärauffichtsbehörde, 
„in Betreff der Errichtung einer praftifchen Militär-Unterrichtsanftalt , 
„in Folge des $. 90 des Militärreglements; fo wie insbefondere den 
„Orundfägen, welche für die Einrichtung diefer eidsgenöffifhen Schule 
„und den Plan der Militärfiudien vorgefchlagen worden ; endlich den 
„Anträgen der Commiſſion in Yinficht der Ausführung, der Bere: 
„nung der Koften zu ziwanzigtaufend Franken jährlich, und deren Ver— 
„wendung, — die eidsgenöffiiche Zuftimmung ertheilt. In Folge 
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„deſſen erhalte die Militärauffichtsbehörde Auftrag und Vollmacht, 
„die weitern erforderlichen Verfügungen zu treffen, damit die Errich⸗ 
„tung der Anſtalt, nach dem feſtgeſetzten Plan, im Jahr 1819 Statt 
„finde.“ 

Das gedachte Gutachten iſt dem eiliten 5. des Tagſatzungsabſchieds 
vom Jahr 1818, Seite 23 bis 35, einverleibt, und ſeine Aufnahme 
in die gegenwärtige offizielle Sammlung unnöthig erachtet worden. 

Bei obigem Beſchluß war die endliche Beftimmung des Lokals der 
Anftalt annoch vorbehalten worden. Auf ein nachträgliches Gutachten 
(f. Abſchied von 1818, Seite 37 und 38) befchloß die Tagfagung am 
17. Auguft 1818: 

„Die eidsgenöfftifche Militär-Unterrichtsanftalt fol in der Stadt 
„Thun, im Ganton Bern, eingerichtet werden. Die Militärauffichts: 
„behörde erhält Auftrag und Vollmacht, die weitern erforderlichen 
„Vollziehungsmaßregeln zu diefem Zweck zu treffen; und die Regierung 
„des hohen Standes Bern wird erfucht, für die Einrichtung eines katho 
„lichen Gottesdienftes zum DBeften der Militärs und Angefiellten der 
„Schule, welche diefem Glaubensbekenntniß zugethan find, zu ſorgen.“ 

(Neo. XXVI, Bd. I der offiz. Samml.) 


CLI. 


KNeglement 
für die eidsgenöffifche leichte Infanterie. 
(Bom 20. Zuli 1820 ) 


Die dermalen gültige Ausgabe diefes Theils der reglementarifchen 
Vorſchriften für die eidsgenöfftfhe Armee, ift die von der Militäraufe 
fihtsbehörde veranftaltete, unter dem Titel: „Reglement für die 
eidsgenöffifche leichte Infanterie. Zürich 1821, 79 Oktav— 
feiten und acht Steindrudtafeln.” Sie bildet zugleich den Anfang des 
zweiten Heftes der unter Leitung der Militärauffichtsbehörde offiziell 
herausfommenden „Sammlung der Geſetze und Verordnun: 
gen, die eidsgenöffifche Kriegsverfaffung betreffend”— 
deren im Jahr 1819 erfchienenes erfies Heft das allgemeine Mili— 
tärreglement und die Geſetze für die Rechtspflege enthält. 

| (Neo. X. Bd. IT der offiz. Samml,.) 


CuII. 


Reglement 
für die eidsgendffifchen Scharffchügen. 
 (Bom 13. Auguft 1822. 

Das Reglement für die eidsgenöffifchen Scharfſchützen, in fechszehn 
Abfchnitten und 327 55 beftehend, fo wie es unterm 13. Auguft 1822 
von der eidsgenöffifchen Tagfagung endlich genehmigt worden ift, wird 
von Seite der eidsgenöffifhen Militärauffichtsbehörde ſowohl im befon- 
dern Abdruck Herausgegeben, als auch in die Fortfekung der oberwähn: 
ten offiziellen Sammlung der Gefeße und Verordnungen, die eidsge: 
nöffifche Kriegsverfaffung betreffend, aufgenommen werden; worauf 
man fich Hier lediglich bezieht. (Nro. XI. Bd. II der offiz. Samml.) 


CLIII. 


Reglement 
für die eidsgenöſſiſchen Scharfſchützen. 
Vom 13. Auguſt 1822.) 
Nachtrag, dasſelbe betreffend. 

Note. Die Bekanntmachung dieſes Reglements, fo wie dieſelbe Bd. U, 
S. 10 gegenwärtiger offiz. Samml. angekündigt wird *), iſt wirklich erfolgt 
unter dem Titel: „Reglement für die eidsgenöffifhen Scharf— 
(hüßen. Zürih 18322.” (114 ©. 8.) Dasfelbe bildet zugleich das 
zweite Hauptftüd des zweiten Heft der von der Milirärauffichtöbehörde ver- 
anftalteten offiziellen Sammlung der Gefege und Verordnungen, die eidöge- 
nöffifhe Kriegsverfaffung betreffend, 

(Nro. XL, Bd. 11 der offij. Samnıl.) 


*) Eiche den vorftebenden Beſchluß— 


CLIV. 


Neglement 
für die eidsgenöffifche Kavallerie. 
(Bom 13. Auguſt 1822.) 


Auch das in zehn Abfchnitten und 80 55. beſtehende Reglement für 
die eidsgenöffifche Kavallerie, fo wie folhes am 13. Auguſt 1822 die 
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Ratififation der Oberften Bundesbehörde erhalten hat, wird von der 
Militärauffichtsbehörde auf obbefchriebene doppelte Weiſe offiziell bekannt 
gemacht werden. (Nro. KIT, 3d. II der offiz. Samml.) 


CLV. 


Neglement 
für die eidsgenöffifche Kavallerie. 
(Rom 13. Auguft 1822.) 
Nachtrag, dasfelbe betreffend. 


Note. Nuch dasfelbe, fo wie es Band II, S. 11 der gegenwärtigen 
offiziellen Sammlung näher bezeichnet wird,“) ift unter dem Titel: „Re— 
glement für die eidsgenöffifhe Kavallerie, Zurich 1323" 
in offiziellev Ausgabe im Drud erfchienen. Diefe befteht aus 167 Dftapfeiten 
nebft einem Blatt mit Verbefferungen und bildet zugleich das dritte und letzte 
Hauptfiüd des zweiten Heftd der obgedahten von der Militärauffichtsbehörde 
veranftalteten offiziellen Sammlung. (Nro. XLIII, Bd. II der offii. Sammf.) 


*, &iebe den vorttebenden Beiklud. 





CLVI. 
Wiebereintritt 


aus fremden Dienften zurückgefehrter Offiziere in deu 
eiddgendffifchen Generalitab. 


Beſchluß vom 3. Juli 1821. 


Sowohl die eidsgenöffifhen Oberften und Stabsoffiziere, als über: 
haupt alle andern Offiziere des eidsgenöffifhen Stabs, die in aus: 
wärtige Ariegsdienfte getreten, umd folglih, nach dem $. 14 des eids⸗ 
genöffifchen · Militärreglements, definitiv von ihren im eidsgenöffifchen 
Stab befleideten Stellen entlaffen worden find, haben bei ihrer Rüd- 
Fehr in das Daterland Feinerlei Anfprüche auf Wiedereintritt im ihre 
frühern Verhältniſſe im eidsgenöffifchen Dienft zu machen, fondern treten 
in denfelben wieder ein, wenn fie durch eine neue Wahl biezu berufen 
werden. (Neo. XIII, Bd. IT der offiz. Sammi.) 


CLVII. 
Wiedereintritt 


aus fremden Dienften zurückgefehrter Offiziere in den 
eidsgenödffifchen Generalftab. 


Beihlußvom 8. Zuli1823, wodurdderjenigevom 3. Juli 
1824 näher erläutert wird. 


(Bergleihe Bd. II, ©. 11. Giehe Die vorftehende Numer.) 


4. Für Beſtimmung des Dienftalters von Offizieren vom Grade 
eines eiddgenöffifchen Oberften und abwärts, welche früher aus dem 
eidsgenöffifhen Stab ausgetreten waren, — follen, bei ihrem Wieder— 
eintritt in denfelben durch neue Wahl, ſowohl die frühern Dienftjahre 
im eidsgenöffifchen Stab, als die feitherigen in auswärtigen Dienften, 
angerechnet werden. 

2. Im Fall des Miedereintritts von denjenigen Offizieren, die in 
auswärtigen Dienften einen höhern Grad, als den eines Oberften 
bekleidet Hatten, foll diefer mitgebrachte Höhere Grad Fein Vorrecht 
in Hinfiht auf Dienftalter geben, fondern — bei einer neuen Wahl 
derfelben im dem eidsgenöffifhen Stab — die hohe Tagfagung jedesmal 
zugleich das Dienftalter Hefonders zu beftimmen haben. (Neo. XLIV, 
Bd. II der offiz. Samml.) 


CLVIII. 


Nangserhöhung für eidsgenöſſiſche Stabshauptleute. 
Beſchluß vom 8. Juli 1823. 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, — 

Yuf den Antrag der Militärauffichtsbehörde, zur Belohnung wirklicher 
Berdienfte und zur Erhöhung des Eifers, den Stabshauptleuten der 
verfchiedenen Waffen und Abtheilungen des eidsgenöffifchen Generalftabs 
eine neue Ausficht auf Beförderung zu eröffnen, wodurch zugleich aud 
die längere Beibehaltung vorzüglich erfahrener und tauglicher Offiziere 
für den Dienft des ©eneralftabs gefichert werde, — 

bat in Betrabtung gezogen: 

Daß das allgemeine eidsgenöffifhe Militärreglement in feinem 45. 
Artikel bereits rückſichtlich ſowohl auf Genennung und Vorrücken der 
Dffiziere im eidsgenöffifchen Stab überhaupt, als auf außerordentliche 
Beförderung für geleiftete ausgezeichnete Dienfte insbefondere — bir 
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erforderlichen reglementarifchen Vorſchriften enthält, welche ſorgfältig 
beobachtet werden follen, — 

Daß jedoch, ohne von obigen Vorfchriften abzugeben, und vielmehr 
in-Uebereinftimmung mit denfelben, dem als nützlich anerfannten Zwed 
des vorliegenden Antrags entfprochen werden könne; — 

und demzufolge befchloffen: 

41. Die Tagſatzung bevollmächtigt die eidsgenöffifche Militärauffichts: 
behörde, im SFriedenszeiten für folche eidsgenöffifche Stabshauptleute 
irgend einer Waffe oder Abteilung des Generalftabs, die fih während 
ſechs Jahren vom Datum ihres eidsgenöffifhen Hauptmannsbrevets an, 
durch anhaltende, treue und thätige Dienftleiftungen oder durch vor: 
zügliche militärifche Kenntniffe und Eigenfchaften, befonders empfehlungs- 
werth gemacht Haben, — die Ertheilung des unmittelbar folgenden 
höhern Grades, nämlich desjenigen eines Majoren, vorzufchlagen ; fo 
daß der Beförderte mit der Befoldung und den Werrichtungen eines 
Hauptmanns im eidsgenöffifchen Stabe, den Rang und Titel ald Major 
verbinden könne, und die Diftinftionszeichen diefes Grades zu tragen 
befugt fei. 

2. Die Militärauffichtsbehörde wird in foldhen Fällen ihre daherigen 
Borfchläge, unter Angabe der empfehlenden Gründe, an die Tagfagung 
bringen, welche als oberfte Bundcsbehörde darüber zu entfcheiden hat, 
gleichwie auch die dießfälligen eidsgenöffiihen Brevets in Ihrem Na: 
men ausgeftellt werden follen. (Nro. XLV, 3d. II der offiz. Samml.) 


CLIX. 


Rangserböhung für eidsgenöſſiſche Stabshauptleute. 


Zuſatz vom 21. Juli 1825 zu dem Befhluß vom 
8. Juli 1823. 


(Siehe die vorfiehende Numer.) 


Dem Wunfche der Militärauffichtsbehörde, daß in allen öffentlichen 
Akten und in den Etats des eidsgenöſſiſchen Stabes, jene Offiziere, 
welchen der Majorstitel ertHeilt wird, zur beftimmteren Bezeichnung 
ihrer Pflichten und DVerrihtungen, nicht Stabsmajoren, fondern 
Stabsadjutanten mit Majorsrang genannt werden, da diefer 
Zitel denfelben nur eine Ehrenberechtigung ohne andere Anfprüche ver: 
leihet, — hat die Tagfagung ihren Beifall gefchenft und befchloffen, 
diefen Wunſch ſämmtlichen Löbl. Ständen zur angemeffenen Berückſich- 
tigung zu empfehlen. (Nro. LVIII, Bd. TI der offiz. Samml.) 


CLX. 


Eidsgenöffifche Webungslager. Verlängerung 
Derfelben. 
Befhluß vom 25. Juli 1825. 

Die eidsgenöffifhe Tagfakung, — 
Ueberzeugt durch die gemachten Grfahrungen, daß eine Verlängerung 
der bis dahin auf acht Tage feftgefegten Dauer der eidsgenöffifchen 
Uebungslager weſentliche Vortheile für Erreichung des Hauptzweckes 
diefer Inftitution, nämlich einerfeits des möglichft übereinftimmenden 
Unterrichts größerer Abtheilungen der die Bundesarmee bildenden Kan: 
tonstontingente, amderfeits einer ziwecdmäßigen Uebung der Offiziere 
des eidsgenöffifchen Generalftabs — darbieten würde, — 

hat — auf den Antrag der Militärauffichtsbehörde — befchloffen: 

4. Die durch den $. 89 des allgemeinen Militärreglements auf acht 
Tage befchränfte Dauer eines eidsgenöffifchen Uebungslagers , wird für 
die Zukunft um ſechs Tage verlängert, alfo zufammen genommen auf 
vierzehn Tage feſtgeſetzt. 

2. Die Lager werden forthin, je von zwei zu zwei Jahren um 
veranftaltet. 

3. Der $. 1 gegenwärtigen Befchluffes findet zum erfien Mal in 
Hinfiht auf das Uebungslager vom ‚Jahre 1828 feine Anwendung. 
Dasjenige von 1826, wodurd) die Kehrordnung den Kreislauf zum 
eriten Mal vollendet, bleibt, in Uebereinftimmung mit den drei frühern, 
noch auf die bisherige Dauer befchränft. 

4. Die aus diefer Verlängerung fi) ergebende Koftenvermehrung 
foll in feinem Fall eine Weberfchreitung des durch Tagſatzungsbeſchlüſſe 
befchränften Maßes der Kantonalbeiträge für eidsgenöfftfche Militär: 
ausgaben, noch eine andere Beläftigung der hohen Stände mit fi 
führen. (Neo. LIX, Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXI. 


Trigouometrifche Vermeſſungen der Schweiz. 
Befchlüffe über die daherigen Koften und Anerdnungen. 
A. Vom 28. Juli 1825. 
Gleich der Aufnahme des großen Netzes und der ziveiten Zriangu- 


lation, fol auch die fernere topographifdye Ausarbeitung in dem für 
gute Militärkarten erforderlichen Maße, durch Anordnung der Militär« 
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aufſichtsbehörde bewerkſtelliget, und an ihre Leitung übertragen werden. 
Die Eidsgenoſſenſchaft übernimmt alle mit der Bearbeitung dieſer Mi— 
litärfarten verbundenen Unkoſten, die aus den jeweiligen befondern 
Krediten, welche die Tagfagung hiefür bewilligen wird, zu beftreiten, 
dabei aber die Schranfen folder Kreditvoten jedesmal forgfältig zu 
beobadhten fein werden. Nach Feflfegung obiger Grundfäge, gewär: _ 
tigt die Tagſatzung die fernern Anträge der Militärauffichtsbehörde. 


B. Vom 29. Juli 1825. 


Die Tagfagung erfucht alle diejenigen Stände, welche bereits aus 
mancherlei Veranlaffungen topographifche Aufnahmen größerer oder Klei- 
neree Theile ihres Gebiets, von welcher Art fie auch fein mögen, ver: 
anftaltet Haben, oder gegenwärtig und Fünftig zu ihrem eigenen Gebrauch 
veranftalten laffen, — daß fie der Militärauffichtsbehörde den Zutritt 
dazu öffnen, und deren Benutzung geftatten möchten, um dadurd) die 
Wiederholung fhon vorhandener Aufnahmen zu erfparen. Eben fo er: 
wartet die Tagfagung von der aufrichtigen Theilnahme aller betreffenden 
hohen Stände an dem Gedeihen diefer wichtigen eidsgenöffifchen Unter: 
nehmung, daß es Hochdenfelben ferner belichen möge, theils mit Ma- 
terialien zu Signalen, theils mit andern nöthigen Beihülfen und Unter: 
ftügungen den eidsgenöffifchen Ingenieurs an die Hand zu gehen, auch 
denfelben den Fräftigen Beiftand der Beamten zuzufichern. (Neo. LX, 
Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXII. 
unterſtützung 
der im Dienft des Vaterlandes Verunglückten nud der 
Wittwen und Waifen der Gebliebenen. 


Erläuterung des $. 105 des allgemeinen Militär: 
reglemente. 


Der 5. 105 ded allgemeinen Militärreglements Fann nur 
auf Fälle, die fih in Kriegszeiten ereignen, Anwendung finden. 


Note. Der angeführte $. 105 des allgemeinen Militärreglements lauter 
wörtlich alfo : „Den Militärs, welche im Dienfte des Vaterlandes verftüm- 
„melt werden, und den Witwen oder Waifen der Gebliebenen wird, auf 
„den Bericht des DOberbefehlshabers und des Kriegsfommiffarius, und auf 
„den Antrag des Kriegsraths, nach Umftänden die angemeffene Unterflügung 
„ertheilt werden. Aehnliche Unterftügung kann allenfalls auch denen zukom⸗ 
„men, welche durch Krankheiten, ald Dienftfolge , in die Unmöglichkeit ver« 
„tet werden , fpäter für ihren Lebensunterhalt zu forgen.” (Nro. LXXIV, 
Bd. IT der offiz. Samml.' 


CLXIII. 


Amtsdauer der Direktorſtelle der Militärfchule in 
Thun. 
Befhluf vom 15. Juli 1828. 


Der Direktor der eidsgenöffifchen Militärfchule fol in Zukunft nur 
für drei Jahre, auf den Vorſchlag der Militärauffihtsbehörde , von 
der hohen Tagfagung gewählt werden, wobei der Abgehende immer 
wieder wählbar bleibt. (Neo. LXXV, 3d. II der offiz. Samml.) 


CLXIV. 
Anordnung einer dritten Abtheilung der eidsgenöſ— 
ſiſchen Militärſchule zu Thun. 
Beſchluß vom 30. Juli 1829. 


1. Es ſoll künftighin, und von 1827 an gerechnet, alle zwei Jahre 
und zwar in denjenigen Jahren, in welchen keine eidsgenöſſiſchen Ue— 
bungslager abgehalten werden, in der Militärſchule zu Thun für die 
Waffengattungen der Infanterie, der Kavallerie und der Scharfſchützen 
ein Unterricht Statt finden, wofür die Tagſatzung jährlich 5000 Frk. 
mit der Ermächtigung an die Aufſichtsbehörde anweiſet, die Anwei— 
fungen je von zwei Jahren für einen LZehrfurs zu verwenden. 

2. In diefe Hiermit gegründete dritte Abtheilung der Militär: 
ſchule follen zu jedem Lehrfurfe, mit Inbegriff der Stabsoffiziere, 32 
Dffiziere und 110 Unteroffiziere der genannten Waffen, der Kehr nady, 
aus allen 9. Ständen einberufen werden, und mit Ausfchluß der Reife: 
zeit, die erftern vier Wochen, die letztern aber zwölf bis vierzehn 
Tage den vorgefchriebenen Unterricht geniefen. Diefelben ftehen im 
eidsgenöffifchen Sold auf dem in der Militärfcdyule angenommenen Fuße. 

3. Die Auffichtsbehörde wird ermächtigt, wenn fie es dem Bedürf: 
niffe der Schule angemeffen erachtet, einen eigenen Oberinftruftor für 
die Infanterie und einen Unterinftruftor für die Kavallerie zu beftellen. 

4. Endlidy werden die 9. Stände eingeladen, im diefe dritte 
Abtheilung der Militäranftalt nur folde Offiziere zu fchiden, welche 
die Pelotons = und Bataillonsfchule bereits volllommen inne haben, vor: 
nehmlich aber Stabsoffiziere oder ſolche hierfür auszuwählen, 
welche fi), fei es durch ihren bereits beffeideten Rang, fei es durch 
ihre Bildung und Fähigkeiten, zu fünftigen Stabsoffizieren eignen; 
indem unter den Zwecken und Vorzügen diefer Anftalt eine allgemeine 
Einführung und Ginübung der eidsgenöffifhen Reglemente bei allen 
Kantonsfontingenten und die Bildung fahfundiger Stabsoffiziere oben 
an ſteht. Nro. C, Bd. II der offiz. Samml.) 





CLXV. 


Drganifation eines erſten Landtwehrkontingents. 
Befhluf vom 17. und 27. Jenner 1831. 


1. Die 9. Stände find eingeladen, einftweilen neben den bereits 
aufgebotenen zivei Bundesfontingenten ein erftes Landwehrkorps, in der 
Stärfe eines einfahen Mannfchaftsfontingentes, zu organifiren und für 
den Fall der Noth zur Verfügung der Tagfakung zu ftellen. 

2. Diefe Mannfhaft kann bloß vermöge eines ausdrüdlichen Be- 
fchluffes der Tagfagung durch das Mittel des Kriegsraths ganz oder 
theilweife in Dienft berufen werden. Die Cinberufung derfelben wird 
übrigens, im Gemäßheit des am 29. Chriftmonat 1830*) über die Ein- 
berufung aller zur Verfügung der Eidsgenoffenfchaft geftellten Truppen: 
abtHeilungen gefaßten Konflufums, näher geregelt werden. 

3. Als Ausnahme von der feftzufegenden reglementarifchen Worfchrift 
wird denjenigen Befehlshabern bedrohter Gränzpoften, die dazu von 
dem Oberbefehlshaber der Armee befonders bevollmädhtigt werden, ge: 
ftattet, bei dringenden Vorfallenheiten und im den Schranken der ihnen 
zu ertheilenden beftimmten MVorfchriften, in dem ihrem Befehl anver- 
trauten Landesbezirf ein unmittelbares Aufgebot ergehen zu laffen. Der 
eidsgenöffifche Kriegsrath wird im voraus von den Regierungen der 
betreffenden Gränzfantone die Bezeichnung der nächften örtlichen Be: 
hörden auswirken, am welche ſolche dringliche Aufgebote erlaffen werden 
follen, — und diefe zu ſchnellſter Vollziehung vorläufig bevollmächtigen 
laffen. 

.4 Die im Art. 1 bezeichnete Mannfchaft kann, in Anwendung 
der Art. 2 und 3, gebraucht werden: 

a) zu unmittelbarer Vertheidigung der Gränze ihres Kantons ; 

b) zu Befegung wichtiger Poften und Päffe im Gebiet ihres Kantons ; 

c) zu Bewachung von Parks, Zeughäufern, Magazinen, Spitälern 

und andern Depots im Kanton; 

d) zu Bedeckung von Transporten jeder Art bis auf die angewie- 

fenen Stationen in einem benadybarten Kanton. 

5. Diefe Mannfchaft fol in feinem Fall außerhalb der Grenze der 
Eidsgenoffenfhaft gebraucht werden. 

6. Sie darf auch nur dann auf dem Gebiet eines andern Kantons 
gebraucht werden: ‚ 

a) wenn ed um DBefehung eines Paſſes oder Poftens zu thun ift, 

der das eigene Kantonsgebiet befchüßt ; 


) Abſchied der anferordentlihen Tagfagung von 1830/31, $. XV. 
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b) wenn ein Militärtransport begleitet werden fol, laut Art. 4, d; 

c) wenn von der 9. Tagfakung das allgemeine Aufgebot ergangen ift. 

7. Diefe Mannfchaft foll nie für längere Zeit, als durchaus nöthig 
ift, im Dienft berufen werden. Die Tagfakung felbft wird in ihren 
Beſchlüſſen und in ihren zu erlaffenden Vollmachten die Schran: 
fen beftimmen, wie lange die Dienftzeit der einberufenen Mannfchaft 
dauern dürfe. Die im Art. 3 vorbehaltenen unmittelbaren Aufmah— 
nungen durch die Gränzbefehlshaber find auf fünfzehn Tage befchränft 
und Fönnen nur auf erftatteten Bericht hin durch höhere Befehle ver: 
längert werden. 

8. Die in Dienft tretende Mannfchaft, welche nicht uniformirt ift, 
erfcheint auf erhaltenen Ruf in derjenigen landesüblichen Kleidung, die 
dem Militärfoftüm am nächften fommt, und ift zu feinen Anfchaffungen 
von Militärkfleidungsftücen verbunden. Diefe Mannfchaft ift während 
ihrer Dienfizeit verpflichtet, das eidsgenöffifhe Feldzeichen zu tragen. 

9. Alle Unteroffiziere und Gemeinen der Infanterie follen wo mög: 
li mit guten Flinten bewaffnet fein und dreißig Patronen mit fich 
nehmen. Jeder Schüge, der mit einem Stuger verfehen ift, foll den 
Stuger, fammt Pulver und Blei zu dreifig Schüffen, mit fid) nehmen. 

10. Diefe Mannfhaft fteht unter ihren eigenen Offizieren, und 
unter dem unmittelbaren Befehl des Stabsoffiziers, der fie einberufen 
hat, oder des Anführers der Brigade, welcher fie zugetheilt worden 
ift. Die Offiziere haben den Rang mit denjenigen vom gleichen Grad 
in den Auszügen, nach der Anciennetät der Brevets. 

41. Jeder Cinberufene erhält während feiner ganzen Dienftzeit die 
Verpflegung und Befoldung feines Grades nach reglementarifcher Vor: 
fchrift ; jedoch ift jeder bei Empfang des Aufgebots pflichtig, ſich felbft 
für drei Tage mit Lebensmitteln zu verfehen, die ihm in Berechnung 
gebracht werden follen. (Neo. CI, Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXVI. 


Vermehrung der Sappeurfompagnien. 
Beſchluß vom 17. Herbfimonat 1832. 


1. Die dem Feldingenieurforps zugetheilten Sappeurs werden, in 
Abänderung des $. A des allgemeinen Militärreglements, einftweilen 
um zwei Kompagnien, jede 71 Mann ſtark, vermehrt. 

2. Die eine der neu zu errichtenden Kompagnien wird vom Kanton 
Züri durch Ablieferung von zwei bis drei Mann von jeder der zwei 
und zwanzig Infanteriefompagnien, die zum erften Bundesfontingent 
gebören, gebildet. 


— 


3. Die andere dieſer zwei Sappeurkompagnien ſtellt der Kanton 
Aargau. Die Mannſchaft derſelben wird aus den fünfzehn Infanterie 
fompagnien, welche jener Stand zum erften Bundesfontingent liefert, 
in dem Maße ausgezogen, daß eilf diefer Kompagnien künftig 126 
Mann und vier 125 Mann flarf fein werden. 

4. Die zwei auf ſolche Weile neu errichteten Sappeurfompagnien 
treten in allen Beziehungen in die gleiche Stellung, wie die bereits 
beftehenden, und erhalten die gleiche Ausrüftung. (Nro. CH, Bd. II 
des offiz. Samml.) 


CLXVI. 


Reglement für die eidsgenöſſiſche Kriegdverwaltung. 


Bon den am 4. Auguft 1828 definitiv genehmigten zwei erften Abthei- 
lungen diefes Reglements, enthaltend : a) die Organifation des DOberfriegs- 
fommiffariats; b) die Jufteuftion und Verordnung der Kriegsverwaltung, — 
eben fo von den am 21. Hornung 1831 und 5. Weinmonat 1832 für einft- 
weilen in Kraft erfannten zwei Abfchnitten des (als dritte Abtheilung hierher 
gehörigen) Neglements über den Gefundbheitsdienft bei der eidsgenöffifchen 
Armee, welche Abfchnitte in 65 $$. a) Die Organifation des Gefundheitsdienftes 
im Allgemeinen; b) die Infteufrion für den Oberfeldarzt und die Dipifiond- 
oberchirurgen enthalten, — 

‚wurde, bon den erftern im Jahre 1830, von den leßtern im Jahre 1831, 
eine offizielle Ausgabe in Oktabformat veranftaltet. 

In Hinfiht auf die (duch das Reglement für die eidsgenöffifche Kriege. 
derwaltung angeordnete) Stellung der Rechnung der eidsgenöffifchen Kriegs. 
verwaltung hat die Tagfagung am 20. Herbfimonat 1332 befchloffen : 

Die eidsgenöffifhe Militäranffichtsbehörde wird beauftragt, zu ver- 
orönen, daß künftig den Rechnungen der Kriegsverwaltung die mit 
Lieferanten allfällig abgefchloffenen Werträge beigelegt werden. (Nro. 
CIII, Bd. IT der offiz. Samml.) 


CLXVIII. 


Neglementarifche Verhältniſſe 
der Stelle des eidsgenöſſiſchen Oberſtquartiermeiſters. 
Beſchluß, in Kraft erwahfen den 12. Auguft 1831. 
1. Der eidsgenöffifche Oberfiquartiermeifter 
a) iſt Infpeftor des eidsgenöffifhen Feldingenieurforps, 
b) leitet die Bewegungen der eidsgenöffifchen Truppen aller Waf- 


fen, vom Tage ihres Gintritts in den eidsgenöfftfichen Sold 
bis zu deren Einrücken in die Linien der Armee (eidsgenöffifches . 
Militärreglement $. 36.) 

2. Gr ift Beifiger der eidsgenöffifchen Militärauffichtsbehörde mit 
berathender Stimme (Militärreglement $. 22) und wirflihes Mitglied 
des eidsgenöffifchen Kriegsraths (Militärreglement $. 35.) 

3. Er hat den Grad eines eidsgenöffifchen Oberften (Militärregle: 
ment $. 11), und das Datum feines Brevets beftimmt den Rang, 
welchen er unter diefen Oberften einzunehmen hat, mit Ausnahme jedoch 
derjenigen des Genies, welche ihm, als Inſpektor diefer Waffe, felbfi 
bei höherm Dienftalter, untergeordnet find. 

4. Als eidsgenöffifcher Oberft fol er auch nur die Befoldung diefes 
Grades beziehen. (Nro. CIV, Bd. II der offiz. Samml.) 


CLAXIX. 
Veberweifung 


der von den Gefandtjchaften in der Tagſatzung eröffneten 
Borfchläge zu Ernennungen in den eidsgendffifchen Gene: 
ralſtab an die Militärauffichtsbehörde zur Prüfung der 
Wahlfähigkeit der Vorgefchlagenen. 
Beſchluß vom 25. Auguft 1832. 

Die von den Ehrengefandtfchaften im Schooße der Tagfagung er: 
öffneten Vorfchläge zu Ernennungen in den eiösgenöffifchen Generalftab 
folen fünftig, vor einem jeden Cintreten in eine Wahlverhandlung, 
der eidsgenöffiichen Militärauffichtsbehörde mit dem Auftrag überwieſen 
werden, ihren auf die Dienftetats gegründeten Bericht zu erftatten, 
ob die auf folche Weiſe in Vorfchlag gekommenen Militärs die Requi⸗ 
fite erfüllen, welche durch die Reglemente vorgefchrieben find, um zu 
den Stellen zu gelangen, zu welchen fie vorgefchlagen wurden. (Nro. 
CV, Bd. IT der offiz. Samml.) 


CLAX. 
Genauere Negulirung 
des Nanges unter den Offizieren des eidsgendffifchen 
Geueralſtabs. 
Beſchluß vom 17. Auguſt 1832. 


Die eidsgenöſſiſchen Offiziere von gleichem Grade, deren Brevets 
vom nämlichen Tage datirt find, nehmen den Rang unter ſich nad 
ihrem frühern Dienftalter. (Nro. CVI, Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXXI. 
Einführung 
des Majorgrades in den eidsgenöfjischen Artillerieftab. 
Beſchluß vom 8. März 1831. 
(Bergl. Off. Samml. Bd. II, ©. 75, 76, 105.) 

Die außerordentliche eidsgenöffifhe Tagfakung, 

Auf den Antrag des eidsgenöffifchen Kriegsraths, und in Berüd: 
fihtigung des im -eidsgenöffifchen Artilferieftabe wirflih vorhandenen 
Bedürfniffes einer größern Anzahl von Oberoffizieren, fo wie der Zweck⸗ 
mäßigfeit, dasfelbe zu befriedigen, ohne defwegen die „Zahl der Oberfien 
und Oberftlieutenante zu ſtark zu vermehren ; . 

In Vervollſtändigung des $. 13 ded allgemeinen Militärreglements 
und der Tagfagungsbefclüffe. vom 8. Juli 1823 und 21. Juli 1825 
binfichtlidy der Rangserhöhung für eidsgenöffifhe Stabshauptleute, — 

beſchließt: 

1. In dem eidsgenöſſiſchen Artillerieſtab iſt nicht nur der durch 
Tagſatzungsbeſchluß vom 8. Juli 1823 überhaupt für den eidsgenöſ— 
ſiſchen Stab jeftgefegte Rang, fondern aud der Grad des Majors, 
als ein befonderer, im Dienftverhältnig wirklich geltender Militärgrad, 
zwifchen demjenigen eines Oberfllieutenants und Hauptmanns, förmlich 
eingeführt. 

2. Für einen Major im eidsgenöffifchen Artillerieftab wird die Bes 
foldung von fehs Franken fünf Bagen, fo wie zwei Mundportionen 
und zwei Fourragerationen,, täglich feftgefeßt. 

3. Um zum Major im eidsgenöffifchen Artillerieftab ernannt werden 
zu fönnen, muß man vier Jahre ald Hauptmann in eidsgenöffifchem 
oder in auswärtigem Dienfte angeftelt gewefen fein. (Neo. CVII, 
Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXXIH. 
Einfübrung 
des Majorgrades in alle Abtheilungen des eidsgendffifchen. 
Generalftabs. Wählbarfeitsbedingniffe für den Grad eines 
Dberftlientenants im eidsgendffifchen Generalftab. 
Beſchluß, in Kraft erwahfen den 24. Heumonat 1832, 
Die eidsgenöffifhe Tagſatzung, 


Von der Zweckmäßigkeit der Einführung des Majorgrades in allen 
AbtHeilungen des eidsgenöffishen Generalftabs überzeugt, in Vervoll⸗ 
Schweiz. Staater, Bd. I. 23 
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ſtändigung des $. 13 des allgemeinen Militärreglements, fo wie des 
Tagfagungsbefchluffes vom 8. März 1831 über Ginführung des Ma: 
jorgrades im eidsgenöffifchen Artilerieftab, auf den Antrag des eids- 
genöffifchen Kriegsrathe, 

befchließt: 

1. Der Grad eines Majors wird in allen Abtheilungen und Waffen 
des eidsgenöffifchen Generalftabs, als Mittelftufe zwifchen demjenigen 
de8 Stabshauptmanns und demjenigen des Oberfilieutenants, eingeführt. 

2. Die Majore im eidsgenöffifchen Generafftab follen befähigt und 
beftiimmt fein, mit alfen denjenigen Gefchäften und Verrichtungen bes 
auftragt zu werden, die bis jet ausfchließlih den Oberſtlieutenanten 
zugedacht waren, fo daß für alle Dienftleiftungen diefer Art den Ober: 
behörden und Oberbefehlshabern die Mahl frei fliehen fol, Offiziere des 
einen oder des andern Grades zu beauftragen. 

3. Die Befoldung für die Majore aller Zweige des Generalftabs 
wird auf fechs Franken fünf Basen zwei Mundportionen und zwei 
Pferderationen täglich feſtgeſetzt; alles nach dem Grundſatz der Mittels 
ftufe ziwifchen dem Hauptmann und dem Oberftlieutenant. 

4. Die Anzahl der Majore bei jedem Zweige des Generalftabs ſoll 
die durch das allgemeine Militärreglement feftgefegte der a a 
nante nicht Überfchreiten. 

5. Um als Major im eidsgenöffifchen Generalftab ernannt zu mer: 
den, muß der zu Ernennende wenigftens acht Jahre in wirklichem 
Kantonalbdienft, und davon zwei im Majorsgrad oder im nächften dar⸗ 
auf folgenden Grad, oder wenigſtens vier Jahre im Grad eines Haupt: 
manns im eidsgenöffifcyen Generalftab oder in fremden Dienfte, ge: 
ftanden fein. 

6. Um künftig als Oberfifieutenant im eidsgenöffifdhen Generalſtab 
ernannt zu werden, wird erfordert, daß der zu Grnennende wenigſtens 
zehn Jahre in wirklihem Kantonaldienft, und davon zwei als Stabs- 
offizier, oder zwei Jahre als Major im eidsgenöffifhen Generalftab 
oder als Stabsoffizier in fremden Dienfte, geftanden fei. (Nro. CVIII, 
Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXXHI. 
Beeidbigung 
der Dffljiere des eidsgenöffifchen Generalftabs. 
Beſchluß, in Kraft erwahfen den 27. Auguſt 1832. 
Die eidsgenöſſiſche Tagſatzung beſchließt: 
1. Für die Offiziere des eidsgenöſſiſchen Generalſtabs iſt die nach: 


ſtehende in deutſcher, franzöſiſcher und italieniſcher Sprache abgefaßte 
beſondere Eidesformel vorgeſchrieben: 


—— 


Deutſche Eidesformel. 

„Die Offiziere des eidsgenöſſiſchen Generalſtabs — die Ehre, 
„die Freiheit und Unabhängigkeit der Schweiz perſönlich und mit den 
— anvertrauten Truppen nach beſten Kräften, mit Leib und Leben 
„zu beſchützen und zu vertheidigen; dem Bund der Eidsgenoſſen, ſo 
„wie der rechtmäßigen, von der Eidsgenoſſenſchaft anerkannten Ber: 
„faſſung ihres heimathlichen Kantons, treu und ergeben zu ſein; die 
„Militärreglemente: und Kriegsordonnanzen genau zu befolgen; alle 
„Befehle ihrer Obern pünktlich und gemwiffenhaft zu ee. und gute 

„Mannszucht beobachten zu laffen. ” 

Darauf wird nachgefprocden : 

„Was der fo eben vorgelefene Eid enthält, das will ich halten umd 
„vollziehen, getreulic und ohme Gefährde ; das betheuere ich bei Gott 
„dem Allmächtigen, fo wahr mir feine Gnade helfen möge.” 

Franzöſiſche Eidesformel. 

„Les officiers de l’etat-major federal jurent : de proteger 
„et de defendre, soit personuellement, soit avec les troupes 
„qui leur sont confiees, l’honneur, la liberte et lindependance 
„de la Suisse, en usant de tous leurs moyens et m&me au 
„sacriliee de leur vie; d’&tre fideles et devoues au paete fe- 
„deral et a la constitution legitime de leurs cantons respec- 
„tifs, telle qu’elle aura été reconnaue par la Confederation; 
„d'observer strictement les reglemens et ordonnances militai- 
„res; de remplir d’une maniere scrupuleuse et consciencieuse 
„tous les erdres de leurs superieurs et de faire obsefver une | 
„exacte discipline. ” 

Darauf wird nachgefprochen : 

„Le serment qui vient d’ötre lu, je le tiendrai et l’exden- 
„terai fidelement et sans fraude. Je le jure au nom du Dieu 
„toat-puissant, et comme je desire qu’il me fasse gräce.” 

Italieniſche Eidesformel. 

„Gli uſſieiali dello atato maggiore federale giurano : di proteg- 
„gere e difendere, sia personalmente sia colle truppe che loro 
„vengono «affidate, Fonore, la liberta, et l'indipendenza della 
„, Sviazera, a di tutti i mezzi che sone in loro potere, ed 
„anche cool sacrifizio della loro vita; di essere fedeli ed at- 
„taccati al patto federale ed alla legitima eostituzione dei vi- 
„spettivi loro cantoni, tale quale essa sarà stata riconosciuta 
„dalla Confederazione; di osservare strettamente i regola- 
„menti, e le ordinanze militari; di adempire scrupolosa- 
„mente ed in tutta coscienza gli ordini di loro superiori, e 
„di far osservare una esatta disciplina. ” 
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Darauf wird nachgeſprochen: 


„Il giuramento che è stato letto io lo manterrò, e lo ese- 
„guirò, fedelmente e senza frode. Io lo giüro nel nome di 
„Dio onnipotente,, cosı come desidero ch’egli ıni faccia grazia.” 

2. Der Vorort ift beauftragt, - dafür zu forgen, daß fämmtlichen 
Offizieren des eidsgenöffifchen Generalftabs, den bereits ernannten in: 
nerhalb vierzehn Tagen, nachdem der gegenwärtige Beſchluß wird in 
Kraft errvachfen fein, und den nen zu Ernennenden bei Annahme ihres 
Drevets, durch den Präfidenten der Regierung desjenigen Kantons, 
‚ dem fie angehören, der vorgefchriebene Eid abgenommen, und daß ihm 
die über diefe Verhandlungen gefertigten Werbalprozeffe unverzüglich 
mitgetheilt werden. (Neo. CIX, Bd. IL der offiz. Sammi.) 


CLXXIV. 
Eidedformel ⸗ 


für den Oberbefehlshaber der Bundesarmee während der 
Dauer der am 28. Chriftmonat 1830 angeordneten eids⸗ 
genöffifchen Bewaffnung, feftgefett durch die Tagfagung 
den 15, Tenner 1831. 


Eid des Oberbefehlshabers der eidsgenöffifhen Truppen. 


„Der Oberbefehlshaber fchwört : der ſchweizeriſchen Cidsgenoffen: 
„ſchaft Treue und Wahrheit zu leiften, deren Mugen zu fördern und 
» Schaden zu wenden; die Ehre, die Unabhängigkeit und die Neu— 
„tralität des Waterlandes, gemäß der Erklärung der Tagſatzung vom 
„27. Chriftmonat 1830, mit den ihm anvertrauten Truppen nad) beften 
„Kräften, mit Leib und Leben zu befchügen und zu vertheidigen ; 
„fi genau an die ihm vorgelefene Inſtruktion zu halten und in allem 
„den Befehlen der Tagſatzung unverbrüchli nachzuleben.“ 

Er wird dann fo ‚folgende Worte nachfprechen: 

„Was der fo eben vorgelefene Eid enthält, das will ich Halten 
„und vollziehen, getreulich und ohne Gefährde; das betheuere ich bei 
„Gott dem Allmächtigen, fo wahr mir feine Gnade helfen möge.” (Nro. 
CX , 35. II der offiz. Samml.) 


CLXXV. 
Eidesformel 


für den eidsgenöſſiſchen Oberſtkriegskommiſſarius, feftge: 
feßt durch die Tagſatzung den 15. Tenner 1831, 


Eid des Oberfifriegsfommiffarius der eidsgenöffifchen Truppen. 


„Der. Oberfifriegsfommiffarius ſchwört: der fchmweizerifchen Cids- 
„genoffenfchaft Treue und Wahrheit zu-leiften, deren Nutzen zu för- 
„dern und Schaden zu wenden, den Befehlen des Oberbefehlshabers 
„nachzukommen, und nad beten Kräften zur Erreichung des von der 
„Zagfagung in ihrer Erklärung vom 27. Chrifimonat 1830 ausge: 
„ſprochenen Endzwedes mitzuwirken; er ſchwört zu wachen, daß mit 
„den der Kriegsverwaltung angewiefenen Geldern fparfam verfahren 
„werde, — von felbigen nichts in feinen Nußen zu verwenden oder 
„verivenden zu laſſen, — über feine Untergebenen firenge zu wachen, 
„daß nichts veruntreuet werde, — die Ankäufe und Lieferungen nach 
„beſtem Wiſſen zu veranftalten, — und überhaupt: feinen übernomme⸗ 
„nen, ſowohl durch das allgemeine Militärreglement, als durch das 
5, befondere für die Kriegsverwaltung vom A. Auguft 1828, des nähern 
3; beftimmten Pflichten in allen Theilen pünftli Statt zu thun.” 

Er wird dann folgende Worte nachſprechen: 

„Was der fe eben vorgelefene Eid enthält, das will ich halten und 
„vollziehen, getreulich und ‚ohne Gefährde; das betheuere ich bei Gott 
„dem Allmächtigen, fo wahr mir feine Gnade Helfen möge.” (Neo. 
CXI, Bd. II der offiz. Samml.) 


| CLXXVI. 
Formular 


des von den eidsgendffifchen Truppen zu leiftenden Eides, 
am 8, April 1831 durch die Tagſatzung feftgefest. 


Deutfhe Eidesformel. 


„Schwören alle Herren Stabsoffiziere, ‚Ober: und 
„Unteroffiziere und Gemeinen der eidsgenöffifchen Ar— 
„mee: 

„Der Cidsgenoffenfchaft Treue und. Wahrheit zu leiften; für die 
5, Vertheidigung des Waterlandes Leib und Leben aufzuopfern ; die Fahne 
„niemals zu verlaffen; die Militärreglemente und Kriegsordonnanzen 
„getrenlich zu befolgen; dem Befehlen ihrer Obern genauen und pünkt⸗ 
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„lichen Gehorſam zu leiften; firenge Mannszucht zu beobachten und 
„alles zu thun, was die Ehre und Freiheit des Waterlandes erfordern. ” 

Darauf wird nachgeſprochen: 

„Das ſchwöre ich bei Gott dem Allmächtigen, fo wahr mir feine 
„Gnade helfen möge!” Ä 

Franzöfifhe Eidesformel. 

„Officiers, Sous-officiers et Soldats!” 

„Vous pr&tez ici le serment de fidelite a la Confederation. 
‚Vous jurez de ne jamais abandonner vos drapeaux, d’ob- 
„server les lois militaires, d’obeir aux ordres de vos chefs, 
„de montrer par un esprit d’ordre et de severe discipline 
„que l'honneur de la Suisse vous tient A coeur; vous jurez 
„enfin de verser, s’il le faut, votre sang pour la defense de 
„la patrie et de la liberte.” 

Darauf wird nachgefprochen : 

„Je le jure.” 

Ktalienifhe Eidesformel. 

„Uffieiali, Sotto-ufficiali, e Soldati!” 

„Voi giurati, di essere fedeli alla Confederazione Sviz- 
„zera; di non mai abbandonare le sue bandiere; di osservare 
„religiosamente le leggi e regolamenti militari; di obbedire 
„ai vostri capi; di mostrare, col buon ordine e coll’ esatta 
‚„diseiplina, che vi sta a cuore l’onore della Svizzera; giu- 
„rate di versare, se occorre, il vostro sangue par la difesa 
„della patria e della libertä; cosi Iddio vi ajuti!” 

Darauf wird nachgeſprochen: 

„Lo giuro.” (Nro. CXII, 3b. II der offiz. Samml.) 


CLXXVII. 


Beachtung 
militäriſcher Nückſichten bei dem Straßen: und Brückenban. 


Beſchlußvom 29. Heumonat 1829 u. 19. Heumonat 1830. 


1. Es fol in Zukunft bei ſolchen Straßenanlagen und Brüden: 
fonfteuftionen, wodurch entweder die äußere Wertheidigungslinie oder 
wichtige Punkte des Defenfionsfoftems im Innern der Schweiz geſchwächt 
werden könnten, vor Ausführung der gedachten Straßen und Brüden, 
eine Mittheilung dee Pläne an den Worort Statt finden, und, in 
Beziehung auf das höhere Intereffe der Vaterlandsvertheidigung, das 
nöthige Einverfländniß mit der Militärauffichtöbehörde gepflogen werden. 
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2. Die EigentHümer und Unternehmer von Straßen und Brüden, 
welche von nun an — ohne vorheriges Einverſtändniß mit der eidsge- 
nöffifchen Militärauffichtsbehörde — ſolche Anlagen und Bauten aus: 
führen, bei welchen das eidsgenöffifche Militärfyftem gefährdet würde, 
unternehmen diefelben auf ihre Gefahr und verlieren die Anſprache auf 
die Wohlthat, welche der Art. XIII der allgemeinen Grundlagen des 
eidsgenöffifhen Mkilitärreglements von 1817 folgendermaßen feftfeht : 
„Beſchädigungen des öffentlihen und Privateigenthums, welche auf 
„Anordnung des eidsgenöflsfchen DOberfommandos entfichen, werden - 
„nad) reglementariſchen Vorſchriften aus der Bundeskaſſe vergütet.” 
(Meg. CXIII, Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXXVII. 


Unlegung eines eidsgenöſſiſchen Waffenvorrathes. 
Befhluf vom 12. Jenner 1831. 


Die eidsgenöffifhe Tagſatzung, 
auf den Bericht einer aus ihrer Mitte niedergefegten Kommiffion, 
beſchließt: 

1. Es ſei dem eidsgenöſſiſchen Kriegsrath ein Kredit von 113,500 
Franken in den weiter unten feſtgeſetzten Schranken, zum Ankauf eines 
Vorraths von Waffen und von zur Reparatur nothwendigen Waffen: 
beſtandtheilen bewilligt, um daraus den H. Ständen, was ihnen 
dießfalls mangeln ſollte, gegen vollſtändige Vergütung abreichen zu 
fönnen. Ueber dieſe Anſchaffungen wird der Kriegsrath ſowohl gegen 
die Bundesverfammlung als gegen die einzelnen Stände , welche etwas 
davon beziehen folten, genaue Rechnung halten. 

2. Bon diefem Kredit follen verwendet werden: 

a) zu Anfhaffung von Vorrathsſtücken zu 
Sewehrreparaturen,, welche von dem Kan— 
tonen den Bataillonen in den feltgefegten 
Büchſenmacherkiſten mit in’s Feld geges 
ben werden foln . ». 2... Franken 37,500 
b) zu Anfhaffung von Schiefgewehren . * 72,000 
ec) zu Anfhaffung von 500,000 Feyerfteinen. * 4,000 
Summe: Franken 113,500 


(Neo. CXIV, Bd. IT der offiz. Samml.) 


CLXXIX. 
Bermehrung des eidsgenöſſiſchen Waffenvorrathes. 
Beſchluß vom 21. Herbfimonat 1832. 

Die Tagſatzung ertheilt der eidsgenöffifhen Militärauffichtsbehörde 
die Vollmacht, den von dem am 241. Jenner 1831 bewilligten Kredit 
fie Anfhaffung materieller Kriegsbedürfniffe herrührenden, nicht ver= 
wendeten Saldo von 418,143 Franfen 73 Rappen, fo wie die für an 
die Stände aus dem eidsgenöffifchen Vorrath verfaufte Waffen und 
Maffenbeftandtheile eingegangene und bereits an die eiösgenöffifche 
Kriegskaffe zurücerftattete Summe von 49,163 Franken 50 Rappen, 
nebft dem fernern Erlös der no an die Stände abzufeßenden Waffen 
und Gewehrbeſtandtheile, nad Inhalt des erwähnten Tagfagungsbes 
ſchluſſes vom 12. Jenner 1831, zu neuen Anfchaffungen, gemäß dem 
vorgefchriebenen Zwecke, bis auf weitere Verfügung der Bundesver- 
fommlung, zu verwenden. ( Nro. CXV, Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXXX. 
Beeidigung 
der Dffiziere des eidsgenöffifchen Generalitabe. 
Nahträgliher Beſchluß vom 26. Herbfimonat 1833. 


Es follen fämmtliche eidsgenöffifche Stabsoffiziere, welche den durch 
die Tagfakung am 27. Aug. 1832 vorgefchriebenen Eid (offiz.. Samml., 
38. II, ©. 243 — 245*) nur bedingt oder mit Beziehung auf be= 
fondere Er klärungen geleiftet hatten, den nämlichen Eid nunmehr un: 
bedingt leiften oder aus dem eidsgenöffifchen Generalftab treten. (Nro. 
CXLI, 38. II der offiz. Samml.) 


2) Giche Nero. CLXXIN diefer Sammlung. 


III. Kriegsfonds und deren Verwaltung. 





CLXXXI. 


Befhluf 
über den Bezug der eidsgendffifchen Grenzgebühren. 
(Bom 16. Auguft 1819.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfagung, in Betrachtung, daß der Beſchlu 
vom 4. Auguft des Jahres 1816, über die Bildung der verfaffung- 
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mäßigen Kriegscaffa, einiger näherer Beftimmungen bedürfe, und füg« 
lich) mit diefen Beftimmungen in ein Ganzes vereiniget. werden follte, 
hat befchloffen und feftgefegt was folgt: 

1. Als nothwendige Bedürfniffe werden erflärt, und find der Ein: 
gangsgebühr nicht unterworfen: alle Arten von Getreide und Hülfen- 
früchten, Erdäpfen, Mehl, Salz, Butter, Vieh, Heu, Stroh, 
Bau: und Brennholz, DBreter, gemeine Holziwaaren, Kohlen, Baum: 
rinde, Gyps, Kalf, Ziegel. 

2. Bon allen über die Schweizergränze eintretenden Waaren, fie 
feien zum Conſum oder. Zranfit beſtimmt, wird nachfolgende Eingangs: 
gebühr erhoben. 

3. Alle Erzeugniffe fremder Welttheile, die nicht im $. 4 namentlich 
benannt find, alle fabriziete und verarbeitete Waaren, Baumwollen: 
garn und Stoffe, Seide, roh oder verarbeitet, Droguerien, Parfüs 
merien, Liqueurs, gebrannte Waſſer, Weine in Flafchen, Tabak, be: 
zahlen zwei Baken vom Sporco = oder Brutto:Gentner Markgewicht. 

4. Baumwolle und Wolle, Farbhölzer und Farbfräuter, Strufe 
und Strazza (Abgang der Seide,) rohe Häute, Hanf, Flachs, Eifen 
und Eifenwaaren, Blei, Kupfer, Zinn, Oehl, Thran, Wein, Bier, 
Reis, getrocknete Früchte und alle übrigen Waaren, die nicht in die 
Klaſſe des $. 3 gehören, bezahlen einen Batzen vom Gporco:Gentner 
Markgewicht. 

5. Bei der Berechnung der Gebühr, wird mas. mehr als 50 Pfd. 
twiegt, für einen Gentner; was 50 Pfund und darunter wiegt, für 
einen halben Gentner berechnet : das Gleiche foll bei Collis, die we— 
niger als einen Gentner wiegen, beobachtet werden. 

6. Die Erzeugniffe des Bodens von Liegenfchaften, welche Be: 
wohner der fchweizerifchen Grenzorte über der Grenze in benachbarten 
Staaten eigenthümlich befigen, mögen in fo fern von der Gebühr bes 
freit werden, als der Kantonsregierung u Herkunft vollftändig er— 
wiefen wird. 

7. Waaren, die von einem ſchweigeriſchen Grenzorte verladen — 
über fremdes Gebiet ſahren, und wieder an einem ſchweizeriſchen Grenz⸗ 
orte eintreten, find am zweiten Grenzorte nur infofern von der Abgabe 
befreit, als diefe Herkunft durch die Ladfarten oder Stempel des Kauf: 
haufes vom Drte der Werfendung befcheint ift, und der MWiedereinteitt 
innere 10 Tagen Statt hat. | 

8. Straffälle, wenn nämlich die Zollftatt überfahren wird, oder 
Betrug in Angabe des Gewichts oder der Qualität Statt findet, fo 
wie Verfäumnif und Vergehen von Zollbeamten, werden, nad den 
fire die Grenzzölle beftchenden Kantonalgefeßen, von der competenten 
Behörde des Cantons in dem das Vergehen Statt fand, beurtheilt; 
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dem Kanton fallen auch die Bußen anheim. Die Straferkanntniſſe 
werden jedoch bei Cinfendung der Rechnung dem Vororte mitgetheilt. 

9. Die Eingangsgebühe wird durch Verfügung und unter Aufficht 
der refpeftiven Grenzkantone an den gewohnten Kantonal-Grenzzoll⸗ 
ftätten oder Kaufhäufern, durch die Zoll: oder Kaufhausbeamten er 
hoben und quartalweife den Gantonsbehörden abgeliefert. 

10. Die Verzeichniffe der eingezogenen Gebühren, von einer obrig« 
feitlihen Behörde oder von Oberzoll:Infpeftionsbeamten des betreffen: 
den Kantons geprüft, und das Michtigbefinden durch Unterfchrift be— 
ftätigt, follen jeweilen von den Grenzkantonen in dem Laufe des fol 
genden Quartals, dem Ihnen dafür angewieſenen Adminiftrator der 
eidsgenöffifchen Kriegsgelder zugefandt werden. 

441. Die drei Mororte werden den Gränzfantonen ein Formular 
zuftellen, nach welchen die Verzeichniſſe abgefaßt werden follen. 

12. Die Ablieferung dee Gelder, die im Laufe eines Quartals an 
Gingangsgebühren bezogen werden, geſchieht durch die betreffenden 
Grenzkantone im Laufe des folgenden Quartals, an den Ihnen dafür 
angeriefenen Adminiftrator allemal richtig und volftändig, und in 
feinen andern als guten gangbaren Geldforten. 

13. Für den Bezug der Gingangsgebühren werden den Grenzfan: 
fonen acht vom Hundert der Einnahme bewilligt; wogegen denfelden 
obliegt, den ‚Zollbeamten für ihre vermehrte Mühewaltung das An: 
gemeffene zu vergüten, und die übrigen Koften zu beftreiten. 

44. Zur Handhabe der erforderlichen Oberaufficht über den Bezug 
der Grenzgebühr und einer gleichmäßigen Anwendung der daherigen 
Beflimmungen in allen Grenzlantonen, wird die Prüfung der Ein 
gangsverzeichniffe aller Gantone, die daherige Correfpondenz und Abe 
rehnung, nur einem der drei Nöminiftratoren übertragen. Die drei 
Vororte bezeichnen den damit zu beauftragenden Adminiſtrator, und 
den ‚Zeitraum, in welchem diefe fpezielle Aufficht auf einen der andern 
Adminiftratoren hinübergehen fol. Sie beftimmen ferner, an welchen 
Adminiftrator jeder GOrenzkanton die Baarfchaft abzuliefern habe. 

Im Fall fi) Anftände im Bezug der Gebühr, oder wegen der 
genauen und vorfchriftgemäßen Rechnungsftellung , oder der Ablieferung ' 
der Gelder ergeben follten, fo wendet fich der mit der Prüfung beaufs 
fragte Adminiftratoe an den jemeiligen Vorort, welcher dann feiner 
feits das Erforderliche vornehmen wird, um die genaue und gleichmä: 
ßige Vollziehung der gegenwärtigen Verordnung zu fidhern. *) (Nro. 
AXXIV, Bd. I der offiz. Samml.) 


*) Diefer Beſchluß hat durdy die „allgemeine Verordnung über die eids 
genöflifhen Kriegsfonds * vom 13. Aug. 1335 einige Modififafionen erlitten, 
worüber diefer machzufehen ift. (Anm. des Herausgeb.) 
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Bum Verftändnig des Folgenden iſt eine kurze geſchichtliche Erläuterung 
der verfchiedemen Beſchlüſſe über die Kriegsfonds und deren Verwaltung und 
der allmähligen Bereinigung diefer Befchlüffe in der Testen „allgemeinen 
Berordnung über die eidsdgenöffifhen Kriegsfonds“ vom Jahr 
1835 durchaus erforderlich + da durch Diefe Verordnung die meiften frühern, 
hierher gehörigen Verfügungen zwar aufgehoben wurden, aber gleichwohl 
die erſtere, ohne eine überfichtlihe Kenntnif der letztern, weder in Entfte 
bung noch Wefen vollftändig begriffen werden kann. 

Die erftien Beſchlüſſe über diefen Gegenftand waren folgende : 

1. „Beſchluß, betreffend die Berwendung der eidögenöflifchen Kriegs: 
gelder vom 13. Aug. 1316.” (Mro, XXX, 3b. I der offij. Samml., 
©. 263 bis 269.) . 

2. „Beſchluß, betreffend die Verwaltung ber eidögenöffifchen Kriegs» 
gelder vom 14. Aug. 1516.” (Mro. XXXI, Bd. I der offij. Sammi., 
©. 270 bis 271.) 

3. „Nachträgliche Beſchlüſſe, betreffend die Rechnungsabnahme der eids- 
genöffifhen Kriegsverwaltung, die Befoldung der Kaffirer und die Be, 
nennung der drei Kaſſen, zwei Beſchlüſſe vom 27. Juli 1848 und einer 
vom 28. Juli 1818,” (Mro. XXX, Bd. I der off. Samml., ©. 
271 bis 273.) 

4. „Beſchluß, betreffend die Kebrordnung der Mitglieder des Verival« 
tungsraths für Die eidögenöffifchen KRriegsgelder vom 27. Aug. 1818 und 
20. Juli 1819.” (Mro. XXX, Bd. I der offiz. Samml., ©. 273 
bis 274.) 

Da diefe Beſchlüſſe fämmtlih, die meiften ſehr bald, fpäter wieber ab 
geändert wurden, fo führen wir bloß den allgemeinen Juhalt derfelben an. 

Inhalt des erſt en Beſchluſſes: 

Die Kriegsſonds werden gebildet theils durch die Eingangsgebühren 
(Grenzgebühren) nad; dem 3. Arctifel”) des Bundes bvertrags, theils durch 
die drei Millionen franzöfifche Franken, die, in Folge des Parifer Friedens 
dom 20. November 1815, der Schweiz aus den franzöfifchen Kontributionen 
zugefheilt wurden und bios dem Zweck militärifher Bertheidigungsanftalten 
gewidmet find. Aus diefen Kriegsgeldern werden folgende Kaffen formirt: 

a) die verfaffungsmäßige Kriegsfaffa (gemeineidsgenöffifche Kriegs» 
Pafla, wie fie im Bundesvertrag beißt.) gebildet aus den Eingangöge- 
bühren nach dem dritten Artikel des Bundesvertrags. Als Supple- 


*) Diefer Artitel lautet mie folgt: „Zu Beſtreitung der Kriegskoſten fol 
eine gemeineidsgenöſſiſche Kriegskaſſe errichtet werden, deren Gchait bis auf 
den Betrag einesdoppelten Geldkontingents (1,098,550 Fr.) anwachſen 
fo0. Diefe Kriegskaſſe fol ausfblichlich nur zu Mititärfoften bei eid3« 
gendffifben Auszügen angewendet, und in fib ergebenden Fällen die 
eine Hälfte der Ausgaben dur Einziehung eined Geldfontingent? nab der 
Skala beftritten, "und die andere Hälfte aud der Ariegskaſſe bezablt werden. 
Bu Bildung diefer Kriegskaſſe fol eine Eingangsgebübr auf Waaren gelegt 
werden, die nicht zu den nothwendigſten Wedürfnifen gehören.” 
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ment diefer verfaffungsmäßigen Kriegsfaffa find aus den franzöfiichen 
Entfhädigungsgeldern 600,000 Schweizerfranfen angeiviefen; von diefer 
Summe follen jährlih, vom Jahre 1817 an, 50,000 Schweizerfranfen 
unter die Stände, nach Verhältniß der von ihnen zu fiellenden Mann» 
ſchaftszahl, vertheilt werden, zum Zweck det Verbeſſerung und Bervoll: 
ftändigung der Bewaffnung und Ausrüftung der Kantonsfontingenter. 
Diefe Vertheilung fol fortdauern bis zum Betrag eines Geldfontingents, 
nämlich 539,275 $r. 

b) Der Erfparnißfond, gebildet aus 800,000 —— von 
den franzöſiſchen Entſchädigungsgeldern, ſoll zwanzig Jahre lang nicht 
angegriffen, das Kapital zinstragend gemacht und die Zinfen jährlich 
zum Kapital geichblagen werden. 

ec) Die Inſtruktionskaſſe, gebildet aus dem Reſt der franzöſiſchen 
Eutfchädigungsgelder (600,000 Schweizerfranken), full zu einer zins— 
tragenden Kurrentfaffe formirt und aus dem jährlichen Zinsertrag die 
Ausgaben der Militärauffiht und der Zentralmilitäranftalten beftritten 
werden» 

Anhalt des zweiten Beſchluſſes: Die ſämmtlichen Militärgelder wer- 
den den drei Vororten zur Beforgung übergeben Jeder derſelben befiellt 
auf feine Koften einen Adminiftrator; dieſe drei Abminiftratoren haben 
die Kaffen zu führen, die fichere Anleihung der Gelder, fo wie ihren Ein- 
gang zu beforgen, gefreue Nechnung zu fiellen u. f. w. Die Aufſicht über 
dieſe Gelder und die Rechnungen der Adminiftratoren führt ein Verwal— 
tungsratb, der aus fieben Mitgliedern befteht und jährlich erneuert wird. 
Die Zufammenfeßung desfelben beruht auf der Grundlage, die im Bundes— 
verfrag für die Bildung des NRepräfentanfenrathes angenommen ift. 

Inhalt des dritten Befchlufes: der Modus der Rechnungsabnahme der 
Adminiftratoren wird näher beſtimmt; für Die drei Adminiftratoren werden 
drei Kaffierer , jeder mit 400 Schweizerfranfen jäbrlicher Befoldung aus 
den Kriegsfonds, aufgeftellt und die Namen für die drei Kaffen feſtgeſetzt, 
wie fie oben angegeben find. 

Anhalt des vierten Beſchluſſes, wodurch der ziveite hie und da abge- 
ändert wurde : Der Verwaltungsrath befteht aus einem Präfidenten,, als 
Stellvertteter des fungirenden Bororts und aus fehs Mitgliedern; dieſe 
follen nicht ſämmtlich, fondern nur zur Hälfte jährlich erneuert werden, 
weil die Tofalernenerung Nachtbeile gezeigt bat. Der Modus der Zufam- 
menfesung ift in einer tabellarifchen Weberficht für die nächften zwanzig Jahre 
feſtgeſetzt. 

Dieſe Verfügungen wurden theils abgeändert, theils erweitert durch eine 
Reihe von Beſchlüſſen, die im Jahr 1820 gefaßt wurden und im Band I 
der offiz. Samml. unter Nro. XV von Seite 12 bis 24 enthalten und 
mit den Buchſtaben A, B, C, D, E, F, @G, H bezeichnet find. Da auch 
diefe fpäter meiftens wieder aufgehoben twurben, fo wird‘ es abermals ge» 
migen, wenn der wefentliche Inhalt der anfgehobenen angegeben wird, die 
nichtaufgehobenen aber follen vollftändig angeführt werden. Dasſelbe mug 
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jedoch; auch bei einigen ber aufgehobenen, wegen ihrer beſonderen Wichtig- 
keit, geſchehen. 

Lite, A vom 11. Juli 1820 fest feft, daß der Bezug der Grenzgebüb- 
ren fortdauern ſolle, bis in die verfaflungsmäßige Kriegsfaffa der Betrag bon 
bier Geldfontingenten eingefammelt fein werde. Da nun diefe Beſtimmung 
über den Bundesverfrag, weicher in der dießfälligen Grumdverfügung 
(Art. 3) nur zwei Geldfontingente feitiept, hinausgeht, fo ift klar, daß 
diefelbe nur als Konkordat betrachtet werden fonmte, was auch ‚die Stände 
Waadt, Wallis, Graubünden und Baſel ausdrüdlich erflärt haben, und 
obſchon fpäter Diele Bellimmung in die „allgemeine Werordnung über die 
eidsgenöffifchen Kriegsfonds” vom Jahr 1820, umd zuletzt in die „allgemeine 
Berordnung” vom Jahr 1835 verfchmolzen wurde, fo konnte fie dadurch 
doch micht ihren wurfprünglichen Charakter verlieren, worauf ſich bei den 
neuern Berbandinngen mehrere Stände berufen haben, Aus diefen Grün- 
den folgt fie bier vollftandig mit den Erflärungen der gedachten Stände: 


CLXXXI. 


Fortdauer der eidögendffifchen Grenzgebühren. 
Beftimmung vom 11. Juli 1820. 


Die jeht beſtehenden Grenzanftalten follen auf fo fange unverändert 
fortdauern , bis der Betrag von vier Geldfontingenten (2,157,100 Schwei⸗ 
zerfranfen) zu dem durch dem dritten Artikel des Bundesvertrags bezeich- 
neten Zweck, in die Kriegsfaffa eingefammelt fein wird. 


Note. Vaud (26 Juillet 1824), sans reconnaltre, que la Ditte ait la 
compelence de decreler d’une manitre obligatoire pour les cantons, l’aug- 
mentation de la caisse de gnerre, a cependant cru devoir acquiescer au 
voeu de ses Confederes, et par un acle de sa libre volonte a ralifit em 
forme de concordalt. 

Valais (26 Juillet 1821) a aussi adher& par voie de concordat. 

Graubünden erflärt (13. Auguft 1822): „Go wenig diefer Stand 
„fih von der Billigfeit und Zwedmäßigfeit der Verlängerung des Grenz. 
„gebührenbezugs bis auf das bierfache Geldfontingent, überzeugen könne, 
„fo wolle er dod dem Verlangen der Mehrheit der Kantone, in Betreff 
„desfelben, entfprechen, infofern ale Stände ohne Ausnahme, diefelbe Er- 
„Märung freiwilig abgeben, und ohne dadurch eine Befugniß der hoben 
„Tagfagung zu bindenden Beſchlüſſen hierüber anzuerkennen.” 

Note. Balel gab am 9. Juli 1827 feine Erflärung in Bezug auf 
diefe Beflimmung ab, wie folgt: 

„Der Stand Bafel, indem er fih auf feine frühern, der hohen Tag. 
fagung eingegebenen Erklärungen, binfichtlich der Vermehrung der eidsge⸗ 
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nöſſiſchen Kriegskaſſe, bezieht, will nun — da im verfloffenen Jahr von fo 
vielen Ständen anerkannt worden, die Erhöhung der eidégenöſſiſchen Kriegs— 
gelder bis auf den Betrag von bier Geldfontingenten beruhe auf einem 
gütlihen Einverkänduig — ſich auch feinerfeits, aber einzig auf dem Weg 
eines freiwilligen Konfordates, an die befagte Beſtimmung uber die Ber- 
mehrung der Kriegsfafla bis auf das vierfache Geldfontingent auſchließen, 
infofern Die gegenwärtige Erflärung von dem löbl. Ständen wird angenom- 
men und fomit die gänzliche Einftimmigfeit über diefes Einverftändnig dem 
Tagſatzungsprotokoll einverleibt werben.” \ 

Note. Einmüthig ift am 9. Juli 1827 die vorftehbende zuftimmende Er- 
Märtung des löbl. Standes Bafel von der Tagfagung als ganz befriedigend 
angenommen und deren Einrückung im Protofoll und Abfchicd befchlöffen worden. 

(Mro. LXXVI. Bd. II der offiz. Samml.) 


Littera B „Bildung und Keibenfolge der drei Kaffen. Beſchluß vom 
141. Juli 1820” enthält die erften Abänderungen der Bellimmungen, welche 
in dem (oben angeführten) Beſchluß vom 13. Auguft 1816 „über die Verwen- 
dung der eidsgenöffifchen Kriegsgelder (die verfchiedenen Kaffen) aufgeftellt 
wurden. Diefer Beſchluß (Litt. B.) fo wie der vorhergehende, unfer Litt. A, 
wurde nebft den oben bezeichneten vier Befchlüffen in Bd. I der off. Samml. 
mit einigen nähern Beſtimmungen in ein Ganzes bereinigt, als Litt. C. 
(sub Neo. XV. Bb. II der offiz. S.), unter dem Titel: 

„Allgemeine VBerorduung über die eidsgendffifhen 
Kriegsfondsd. Bon der Tagfakung unter Katififationsvorbehalt angenom- 
men den 3. Auguft 1820 und zufolge ber ſpätern, ſukzeſſib eingelangten Statt 
deserflärungen in Kraft erwahfen.” — Die wichtigften Beränderungen, 
welche dieſe „allgemeine Werordnung” (die 1335 wieder aufgehoben wurde) 
enthält, befreffen die verfchiedenen Kaffen und deren Gehalt; wir faflen fie 
in folgenden Angaben zufammen: 

1) Die verfaffungsmäßige Kriegsfaffa wird durch die Eingangs: 
gebühren nach Art. 3 des Bundesverfrags ' und nach dem Beſchluß vom 
11. Juli 1820 (Erhöhung des Berrags der Gebühren bis zu bier Geld, 
Fontingenten) gebildet und kann zu feinem andern Zweck, als dem durch 
den Bundesverfrag beflimmten (Militärfoften bei eidsgenöffiihen Auszü- 
gen), verivendet werden. Die Eingangsgebühren werden nach dem Be— 
fhluß der Tagfagung vom 16. Auguft 1819 erhoben und in dieſe Kaffe 
gelegt. Mit diefer Kriegskaſſa ift ein Depot (in dem Beſchluß vom 
13. Auguft 1816 war 25 Supplement benamst) verbunden, gebildet 
aus 600,000 Franken der franzöfifhen Entihädigungsgelder, Aus die- 
fem Depot follen, da die Kriegsfaffa bereits durdy die Eingangsgebüh« 
ren ziemlich angewachſen ift, anſtatt der bisherigen jährlichen 50,000 Frk. 
(rie der Befchlng vom 13. Auguft 1316 verfügte) von nun an, nad) dem 
Beſchluß vom 13. Juli 1820*), künftig jährlih bie Summe von . 





Dieſer Beſchluſ wird weiter umten unter Lin. F, angeführt. 
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150,000 Frk. und zwar bis auf dem Betrag eines ganzen Geldfontingente 
oder 539,275 Frk., zur Verbeſſerung und WBerbollländigung der Be’ 
wafnung und Ausrüſtung dev Kantonskontingente, unter die Stände, 
nach Verhältniß der von ihnen zu ſtellenden Mannfchaftszahl, vertheilt 
werden. Ueber den Ueberfchuß diefes Depots wird die Tagfagung für 

Mil itärbedürfniſſe verfügen. 

2) Die Inſtruktionskaſſa (die bier die zweite Stelle einnimmt, da fie 
im Beſchluß vom 13. Auguft 1816 die dritte einnahm) wird aus 800,000 
Sranfen der franzöfifhen Entichädigungsgelder gebildet (im Beſchluß 
dom 13. Auguft 1816 nur and 600,000 Frk.). Diefer Fond foll zind: 
tragend gemacht und die jährlichen Binfen für Ausgaben der Mifirär- 
anffichtöbehörde und für Zentvalmilitärbedürfniffe verwendet werden (mie 
bisher). In die gleiche Kaffe wird auch der Aftivfafdo der Kriegsver⸗ 
waltung bon 1815 u. 1846 mit der runden Summe von 120,000 Frk. 
gelegt. 

3) Der Exrfparniffond, gebildet aus 600,000 Erf, der franzöfifchen 
Entihädigungsgelder (nach dem Beſchluß vom 13. Auguſt 1846 aus 
300,000 Frk.) fol zwanzig Jahre lang nicht angegriffen, zinstragend 
gemacht, und die Zinfen jährlich zum Kapital gefchlagen werben. 

Die Beftiimmungen über die Verwahrung, Beforgung und Verwaltung 
der Kriegsſouds durch die drei Vororte, die drei Adminiſtratoren 
nebft den drei Kaffieren und dem Verwaltungsrath, — find im 
Mefentlichen die frühern, nur weiter ausgeführt. Die Kompofition des Ber » 
waltungsraths ift nadı dem „Beſchluß, betreffend die Kebrorbnung ber Mit: 
glieder des Verwaltungsraths fir Die eidögenöffifhen Kriegsgelder, vom 
27. Auguft 1818 und 20. Juli 1819” (fiehe oben) angeordnet. 


Listera D (ipäfer aufgehoben): „Wuleguug der Gelder der Inſtruktions⸗ 
kaſſa und des Erſparnißfonds; Beſchluß unter Ratififationsvorbehalt gefaßt 
den 3. Auguft 1820; und zufolge fpätern, fufzefliv eingelangten GStandeser- 
Härungen in Kraft erwachſen“, enthält einige untergeordnete Belimmungen 
über die Anleihung der Gelder ans dev Inſtruktiouskaſſe und dem Erſparnißfond. 


Littera E (noch gültig), dom 3. Auguft 1820, beſtimmt den Beitrag der 
Stände, wenn die Zinfen der Inſtruktionskaſſe für die jähtlichen Militäraus- 
gaben wicht hinreichen. Dieſer Beſchluß lautet, wie folgt: 


CLXXXI. 

Beiträge der Löbl. Stände zu Deckung der jährlichen Mi⸗ 
litärausgaben. Koſten der Uebungslager. Beſchluß, 
unter Natifikationsvorbehalt gefaßt den 3. Auguſt 1820; 
und zufolge ſpätern, ſukzeſſiv eingelangten Staudescr- 
Härnugen in Kraft erwachieu. | 
4. Es fol vom Jahr 4822 an, wo der Geſammtbetrag der Inſtruk⸗ 
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tionskaſſa vollſtändig angeliehen und zinstragend gemacht fein wird, 
dasjenige, was über diefen Zinsbetrag hinaus zu vollftändiger Deckung 
der jährlichen Militärausgaben erforderlich ift, won den löbl. Ständen 
nad) Maßgabe der Geldfontingentsffala zugeſchoſſen werden; jedoch 
mit dem beftimmten Vorbehalt, daß der jährliche Gefammtbetrag diefer 
Juſchüſſe der löbl. Stände in feinem Fall die Summe von 20,000 Fef. 
überſteige. 

2. Im Einklang mit obiger Beſtimmung, und um die Auslagen 
für die jährlichen Militärbedürfniſſe beſſer auszugleichen, ſollen die 
Koſten für das reglementariſch alle zwei Jahre zu veranſtaltende Uebungs: 
lager, von 1821 an, jährlih zur Hälfte auf Rechnung der Militär: 
bedürfniffe gebracht und erhoben werden. 

(Neo. XV. Litt. E. Bd. II der offiz. Samml.) 





Littera F. enthält die fchon oben (unter Litt. B.) erwähnten Beſchlüſſe, 
wodurch die jährlich unter die Stände zu vertheilende Summe aus dem fo- 
genannten Depot von 50,000 Erf. auf 150,000 Frf. erhöht wurde. Ob 
nun gleich die Verteilung des Geſammtbetrags, mithin die Wollziehung beider 
Beſchlüſſe bereits feit Ende des Jahres 1821 gänzlich vollendet ift, follen fie 
doch, um der Deutlichfeit des Zufammenhanges willen, bier folgen: 


— 


CLXXXIV. 


Beiträge aus dem Kriegsfond für Bewaffnung und Aus— 
rüftung der Kantonsfontingente. Vom 13, Juli 1990 
und ©, Juli 18%, 


a) Ausdehnung der jährlih an die löbl. Stände zu 
vertHeilenden Summe. Befhluf vom 13. Juli 1820. 
Dei fernerer Vertheilung der Summe, welche — laut Beſchluß vom 
13. Auguft 1816 (offiz. Samml. I. ©. 269 $. 4.) — aus dem Kriegs: 
fond zu erheben ift, um den Kantonen verhältnigmäßig als Erleichterung 
der von ihnen nach dem allgemeinen Militärreglement gemachten oder 
noch zu machenden Anfhaffungen von Waffen und Ausrüftungseffeften 
zu dienen, — foll von nun an — anftatt 50,000 Frk. — eine Summe 
von Einhundert und fünfzig taufend Franken jdprlich zu 
dieſem Zwecke vertvendet werden. Dabei aber bleiben alle Worfchriften 
in Kraft und follen genau vollzogen werden, welche fowohl die Ver: 
theilung ſelbſt, als die zweckmäßige Verwendung, die dabei mitwir: 
kende Aufficht der eidsgenöffifchen Militärbehörde, und die genügend 
Rechtfertigung der Ausgabe, fefigefeht Haben. 
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b) Vollendung der Vertheilungen. Beſchluß vom 
25. Jali 1821. 


Die gefammte, aus den eidsgenöffifchen Kriegsgeldern zu dem 
Zweck einer Vervolllommnung der Bewaffnung und Ausrüftung der 
Kantonsfontingente beftimmte, und noch zu vertheilende Summe, bis 
zu dem Betrag eines ganzen Geldfontingents oder 539,275 Franken, 
fol nody im Laufe des gegenwärtigen Jahres 1821 amgewiefen und den 
betreffenden löbl. Ständen verabfolgt werden. 

(Neo. XV. Lite. F. Bd. II der offiz. Samml.) 





Littera G (nicht mehr gültig): „Provifion für die den Adminiftraforen 
der eidsgenöffiichen Kriegsgelder zugegebenen Kaſſierer. Beſchluß vom 
27. Juli 1821” enthält untergeordnete Bellimmungen über die —— 
der Kaſſierer, wie ſchon aus dem Titel erhellt. 

Littera H (noch in Kraft) modifiziet in einem Punkt den Beſchluß über 
die Eingangsgebühren vom Jahr 1819, und lautet wie folgt: 


CLXXXV, 


Herabfegung der Eingangsgebühr von rohem Zucker. 
Beſchluß vom 20. Juli 1821. 


41. Die zufolge dem $. 3 des Befchluffes vom 16. Auguft 1819 über 
den Bezug der eidsgenöffifchen Grenzgebühren, bisdahin von dem über 
die Grenze eingeführten rohen Zucder, zu zwei Batzen vom Zentner 
bezogene Grenzgebühr, wird von nun an, inſofern der rohe Zucker zur 
Raffinirung in der Schweiz ſelbſt — iſt, auf einen Batzen vom 
Zentner herabgeſetzt. 

2. Daß die Raffinirung im Innern der Schweiz wirklich Beſtim— 
mung und Zweck der Einfuhr ſei, ſoll von dem betreffenden Unterneh— 
mer, bevor ihm der herabgeſetzte Fuß der Gebühr zu gut kommt, hin— 
länglich befcheinigt, von den betreffenden Regierungen aber forgfältig 
darüber gewacht werden, daß hieraus Feinerlei Unterfchleif oder Aus— 
dehnung auf den Spekulationshandel entftche. 

3. Die Tagfagung behält fich vor, falls bei der Anwendung diefes 
Belhluffes Mißbräuche und Unordnungen Statt finden, oder fonft diefen 
Beftimmungen in Bezug auf andere Gegenftände nachtheilige Folge ges 
geben werden follte, — abhelflihe Maßnahmen zu treffen, und, nöthig 
erachtenden Falls, felbft über gegenwärtigen Beſchluß neuerdings in 
Derathung zu treten. 

(Neo. XV. Litt. H. Bd. II der offiz. Samml.) 


Schweiz. Staatör. I. Bd. 24 
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Ale dieſe Verfügungen und Beſchlüſſe konnten indeſſen nicht dem Haupt⸗ 
bedürfniß, nämlich Vermehrung der Quellen zur Beſtreitung 
der nothwendigen jährlichen Militärausgaben, abhelfen, indem 
die Zinſen der Inſtruktionskaſſa und die direkten ffalamäfigen Beiträge der 
Stände (die einzigen, nach dem bisherigen Soſtem, fließenden Quellen) bei 
weitem nicht gemügten und fih daher ein immer größeres Defizit ergeben 
mußte. Diefe Lage der Dinge, welche in der Mote der offiz. Samml. vor 
dem fogleich anzuführenden Konkordat in gedrängten Zügen dargeftellt if, 
beivog die Stände im Jahr 1825 zu einem Ansfunftsmittel, das indeflen, 
fo wie die Beflimmungen vom 11. Juli 1820, nur ein Konkordat genannt 
werden fann. Obgleich dasfelbe durch die „allgemeine Verordnung” vom 
Yahr 1335 erlofchen ift, muf es dennoch wegen der wichtigen Folgen, Die es 
hatte, volltändig angeführt werben: 


CLXXXVI. 


Vermehrung der Hülfsquellen zu Beſtreitung der jährlich 
wiederkehrenden eidsgendffifchen Militärbedürfnifje. 


Beflimmungen vom 5. Juli 1826. 


Note. Diefe Hülfsquellen hatten fich bisher auf die Zinfe der Inſtruk— 
tionsfaffa zu 36,000 Frk. und auf die unmittelbaren ffalamafigen Beiträge 
der löbl. Stände zu 20,000 Fıf., befchränft, — Hingegen betrugen die von 
der Tagfagung anerfannfen jährlichen Bedürfniffe (Militär. 
fhule; Hälfte der Koften des Uebungslagers auf den verlängerten Zuf 
berechnet; unmittelbare Ausgaben der Auffichtsbebörde; Befoldungehälfte des 
eidsgenöffifchen Kriegsfefretärs ; Arbeiten über das Defenfionswefen und Re 
kognoszirungen) zufammen 63,000 Frk.; und wenn noh zum Behuf einer 
Ausgabe , deren bisherige Quelle verfiegt ift, nämlich für die Anfhaffung von 
materiellen Militäreffekten und für den Pulverbedarf theils in den Lagern, 
theils bei der Milieärichule, auch bloße 5000 Frk. gerechnet wurden, fo lag 
ein jährliches Defizit von 12,000 Erf. am Tage. Gomit war fihon in diefer 
Beziehung die unerläßliche Nothwendigfeit einer Vermehrung der jährlichen 
Hülfsquellen um 12,000 Frk. eingefreten. Hiezu fommen noch 3000 Frk. 
theils für die dringend gewuünfchte und bereit probeweife eingeleitete Aus— 
Dehnung der Milifärfhule (wofür jährlich 5000 Frk. in Anfchlag fallen), 
theils für die Uebertragung der (jährlich ungefähr zu 3000 Frk. berechneten) 
Koften der von der Tagfakung anbefohlenen Fortfegung der bisdahin aus der 
eidsgenöffifchen Zentralfaffa beftrittenen srigonometrifhen Vermeſſungsarbei⸗ 
ten, auf das Militärbudgel. Im Ganzen alfo ergab fih, bei einem Ge— 
fammtbefrag des jährlichen Budgets zu 76,000 Frk. (wovon bloß 56,000 
gededt waren) — das Bedürfnif der Eröffnung nener Hülfs- 


quellen für 20,000 Erf. unter den jährlichen eidsgenöffi« 
(hen Militärausgaben. Golhe Thatfahen und Berechnungen liegen 
den bier folgenden Beſtimmungen zum Grunde: 

Die Löbl. Stände Luzern, Zürih, Bern, Uri, Schwyz, 
Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, Appenzell, St. 
Ballen, Yargau, Thurgau, Teffin, Wallis, Neuenburg, 
Genf, nebft Unterwalden Nid dem Wald, — haben fi auf 
folgende Beftimmungen vereinigt: | 

4. Die eidsgenöffifhen Stände find dahin unter einander überein= 
gefommen, daß neben den Intereffen der Inſtruktionskaſſa und den 
bisherigen direkten Beiträgen, noch 20,000 Franfen aus den ‚Zinfen 
des Grfparniffonds für die Jahresausgaben aller Militärbedürfniffe 
verwendet werden : und daß ferner durch das gleiche Mittel, wodurch 
auf dem Wege gütlichen Ginverftändniffes die zwei Geldfontingente 
verdoppelt worden, nämlich durch fortgefegten Bezug der Gingangsges 
bühren auf fernere drei oder vier Jahre, dem Erſparnißfond für dieje- 
nige Zeit, während welcher feine Gelder — in Gemäßheit früherer 
Beſchlüſſe — unangetaftet bleiben follten, voller Erſatz geleiftet werde. 

2. Die Mitlitärauffichtsbehörde wird auch fünftig, wie bis dahin, 
ein volftändiges Budget der Militärausgaben jedes Jahr der hohen 
Tagfagung vorlegen. -(Nro. LXI, Bd. II der offiz. Samml.) 

Die Stände Bafel, Schaffbaufen, Graubünden, Waadf und 
Obwalden fraten Anfangs diefen Beſtimmungen nicht bei, worüber der 
Abſchied von 1826 (S. 17 bis 19 und 21) machzufehen if. Sie wurden 
daher von den übrigen Ständen zum Aufhluß „fei es in dieſer oder 
jener Form,” freundeidsgenöffifh eingeladen, Diefer Anfchluß erfolgte 
nad und nach in der Form des Beitritts zu einem freiwilligen Kon: 
fordat. Die offizielle Sammlung fagt darüber vom Jahr 1823 (Bd. II, 
Heft 4, ©. 145 und 146): 

„Obwalden erklärt (9. Zuli 1827) die Zufimmung zu den Beſtim— 
mungen vom 5. Juli 1826 in der Form eines freiwilligen Kon— 
fordats.” 

„Baſel (4. Auguft 1828) ſtimmt der Aushülfe für die jährlichen Mili— 
färbedürfniffe unter dem Titel eines einmüthigen freiwilligen 
Konfordats bei.” 

„Vaud se refere & ses declaralions anlerieures, expression fidlle d’une 
conviction dont son Gouvernement ne saurait se departir. Cependant, vou- 
lant concilier autant que possible son attacheıment aux principes du pacte 
federal avec le voeu unanime de la haute Diete, I’Etat de Vand consent à 
ce qu’on pourvoie au supplöinent necessaire pour les depenses militaires 
federales de 1829, au moyen d’une prolongation des droits d’entrce, et de 
meöıne, durant trois années encore, après l’£poque oü la caisse de guerre 
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aura alteint son complement. L’Etat de Vaud donne son acquiesceinent en 
preuve de ses sentimens federaux d’un consentement libre, des-lors unique- 
ment par voie de concordat, et en faisant d’expresses reserves contre tou- 
tes consequences ullerieures.” 

„Schaffhauſen beftätigt feine im Abſchied von 1827 ©. 19 euthaltene 
Erflärung, zu der eingeleiteten Schlußnahme noch nicht Hand bieten zu 
Fönnen; und nur auf den Fall, wo alle andern Stände fi) damit vereinis 
gen, würde die Regierung zu Bewährung ihres verrräglichen Sinnes den 
freiwilligen Beitritt erflären.” 

„Graubünden beharrt auf feinem frühern Entſchluß des Nichtbe tritts, 
und ſtimmt auch jegt gegen die Werlängerung der Grenzgebühren. Es am 
erfenht zwar vollkommen die Zwedmäßigfeit und Nothwendigkeit der Aus- 
gabe, kann aber zu deren Beftreitung kein anderes Mittel, als Jenes der 
Standesbeiträge nad) der eidsgenöffifhen Skala, gerecht und zuläffig finden.” 

„Die Tagfasung hat vorftehende Erfläarungen von Bafel und Waadt, 
als die Theilnahme und Mitwirkung der beiden hoben Stände zum Zwed 
der Bellimmung vom 5. Juli 1526 im ſehr befriedigendem Maße zufichernd 
angenommen; auch in der Erflärung 2. Standes Schaffhauſen nicht 
allein eine wefentliche Annäherung gefunden, fondern die Ausficht auf eben, 
fallfige Anfchliegung gefaßt. An den mithin alleim noch in diſſenti— 
‚render Stellung bisher verbliebenen 2. Stand Graubünden, wurde 
eine wiederholte Einladung zum Beitritt gerichtet.’ 

„Ueber alles Obftebende, von Bafel inchufive an, ift der Abfchied von 
1828 5. 19 und 20 zu vergleichen. ” 

Endlich trat auch Graubünden bei (Offiz. Samml., Bd. II, ©. 252): 

Graubünden erflärt (29. Heumonat 1829): „daß — wenn auch die 
Kegierung Graubundens, was die Gründe ihrer frübern Weigerung betrifit, 
fchwerlich einer andern Ueberzeugung huldigen könute — diefelbe dennoch aus 
Ahtung für die Wünfche aller ihrer Miftände, und ohne in weitere Erörte 
rungen über die vorliegende Angelegenheit einzutreten, auf die Dauer von 
vier Jahren die Zufimmung zu der Uebereinfunft vom 5. Juli 1826 aus 
fprebe: daß nämlich, neben den Intereſſen der Inſtruktionskaſſe und den 
bisherigen direften Beiträgen, noch 20,000 Franfen aus den Zinfen des 
Erxfparnißfends für die Jahresausgaben aller Militärbedürfniffe berivendet 
werden follen; und daß ferner durch das gleiche Mittel, wodurch auf dem 
Wege gütlihen Einverftändniffes die zwei Geldfontingente verdoppelt worden , 
nämlich durch fortgefegten Bezug der Eingangsgebubren auf fernere drei 
oder bier Jahre, dem Erxfparnißfond für diejenige Zeit, während welcher 
feine Gelder, in Gemäßheit früherer Beſchlüſſe, unangetafter bleiben follten, 
voller Erſatz geleitet werde.” 

Demnach find der erwähnten Beftimmung nun alle XXII eidsgenöffifchen 
Stände beigetreten. 

Ehe wir zu den wichtigen Folgen der vorftehenden Beftimmung übergeben, 
müffen wie um der Vollſtändigkeit willen noch zweier Beſchlüſſe von untergeord- 
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nefem Belang furz erwähnen, die beide Durch die „allgemeine Verordnung" 
vom Jahre 1835 gleichfalls antiquiet wurden. Der eine unter Nro. CXVI, 
Bd. II der offiz. Samml. (S. 251): „Verwaltungsrath der eidsgenöffifchen 
Kriegsgelder ; nähere Beſtimmung des Wechfels in demfeldben. Beichlug vom 
5. Heumonat 1831 modifiziert einen $. der „allgemeinen Verordnung” vom 
3. Auguft 18520. Der andere unter Nro. CXVII, Bd. II der offiz Samml. 
(S. 252): „Herabfegung des Zinsfußes bei größern Anleihen aus den eids⸗ 
genöffifhen Kriegsgeidern. Beſchluß vom 3. Heumonat 1831” fegt bei Au— 
leißen von 40,000 Fr. und mehr den Zinsfuß auf 31/2 Prozent herab. 

Die konkordatsweiſe feftgefegten Beflimmungen vom 5. Juli 1826 muß— 
ten — da die bieherige firenge Scheidung des Erſparnißfonds von der 
Inſtruktionskaſſe einen Stoß erlitten hatte, auch die Eingangsgebübren 
nicht mehr bloß in die verfaffungsmäßige Kriegsfaffe floffen, mit. 
bin das ganze bisherige Syſtem erſchüttert war — ein neues Syſtem zu. 
nächſt für die Anordnung der Kriegsfonds und dann auch für die Verwal- 
tung derfelben herbeiführen. Diefes Spftem wurde im Jahr 1335 und 1836 
aufgeftellt,, wie die hier folgenden Beſchlüſſe Ichren. 


CLXXXVI. 
Allgemeine 


Verordnung über die eidsgenöſſiſchen Kriegsfonds. 


(Nach den Berathungen der ordentlichen eidsgenöffifhen Tagſatzung 
vom 13. Auguft 1835.) 


Die eidsgenöffifhe Tagfakung, 


in Betrachtung, daß die durch den Artikel III des Bundesvertrags 
beftimmte eidsgenöffifche Kriegskaffe durch eine nachträglidye Ueberein- 
funft vom 11. Heumonat 1820 (Dffiz. Samml., Band II, ©. 12*) 
bis auf ein vierfadhes Geldfontingent erhöht werden foll, und daß diefer 
Betrag zu feinen andern Zweden, als den im Bunde felbft bezeichne⸗ 
ten, verwendet werden darf; 

in Betrachtung, daß die Beftimmung der duch die Befchlüffe vom 
13. und 14. Auguft 1816 (Difiz. Samml., Bd. I, ©. 268 bis 271) 
und die Verordnung vom 11. Heumonat und 3. Auguft 1820 in drei 
verschiedene Kaffen abgetheilten eidsgenöffifchen Kriegsgelder, durch die 
ſich mehrenden eidsgenöffifchen Militärbedürfniffe, in nachträglichen 
Uebereinfüniten, und zwar namentlich in der Uebereinkunft vom 5. Heu: 


°) Siehe Nro. CLXXXII diefev Sammlung. 
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monat 1826,*) wefentlich verändert und theilweife aufgehoben wor: 
den ift; 
und in Betrachtung endlih, daß, im Folge diefer eingetretenen 
Beränderungen, aud die Verwaltung diefer Gelder neu geregelt wer: 
den muß, indem die Trennung derfelben in verfchiedene Kaffen nicht 
mehr zweckdienlich erſcheint, 
hat darüber nachſtehende allgemeine Verordnung feſtgeſetzt: 


I. Abſchnitt. 
Bildung und Beftimmung der eidsgenöffifchen Kriege: 
fonds. 


Art. 1. Die eidsgenöffifchen Kriegsfonds werden gebildet durch die 
ſchweizeriſchen Eingangsgebühren, gemäß dem Art. 3 des Bundesvers 
trage und den Beftimmungen vom 11. Heumonat 1820, (fiche Neo. 
CLXXXIT diefer Sammlung) fo wie aus denjenigen Geldern, welde 
dermalen noch, im Folge des Befchluffes vom 3. Aug. 1820,**) in 
der verfaffungsmäßigen Kriegskaffe,, der Inftruftionskaffe und dem Er: 
fparnißfond niedergelegt find. 

Art. 2. Diefe fämmtlichen Gelder, welche bisher in die drei odge: 
nannten Kaffen getrennt und unter verfchiedene Verwaltungen vertheilt 
waren, follen von nun an vereinigt, unter eine einzige Verwaltung 
geftellt und die eidsgenöffifchen Kriegsfonds genannt werden. 

Art. 3. Der Beftand diefer eidsgenöffifchen Kriegsfonds wird auf 
vier Millionen zweimal hundert fieben und fiebzig taufend Schweizer: 
franfen fefigefegt. — Bis zur Erreihung dieſer Summe follen die eids: 
genöffifhen Gingangsgebühren nad) dem Befchluffe der Tagfagung vom 
16. Auguft 1819 und 20. Heumonat 1821 ferner bezogen werden. 
(Neo. CLXXXI und CLXXXV diefer Samml.) 

Art. 4. Der Theil diefer Gelder, welcher nach Art. III des Bun: 
desvertrags, durch die fehweizerifchen Gingangsgebühren gebildet und 
zufolge der Beftimmung vom 41. Heumonat 1820 auf vier Geldfon: 
tingente gebracht, nad; gegenwärtiger Werordnung aber auf die runde 
Summe von 2,200,000 Franfen erhöht werden foll, darf zu feinem 
andern Zwed, als dem durch den Bundesvertrag bezeichneten, verwen: 
det werden. 

Der andere Theil diefer Fonds, und zwar bis auf den Betrag 
von 2,077,000 Franken, foll zinstragend gemacht werden. 


*) Giche Neo. CLXXXVI diefee Sammlung. 
**) „Allgemeine Verordnung über die eidsgenöffifchen Kriegsfonds.” Siehe 
die voranſtehende gefchichtliche Erläuterung, über litt. GC, unter Neo. XV. 
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Die von diefen Kapitalien erhältlichen ‚Zinfen werden der eidsgenöſ⸗ 
fifhen Tagfagung zur Verfügung geftellt und follen zu Beſtreitung 
der jährlidyen. Zentralmilitärbedürfniffe verwendet werden. 

Einem fpätern Befchluffe der Tagſatzung foll übrigens unbenommen 
bleiben, die Hälfte der erfibenannten 2,200,000 Franken ebenfalls zins⸗ 
tragend zu machen. 


I. Abſchnitt. 


Verwahrung und Berwaltung der eidsgenöffifhen 
Kriegsfonde. 


A. Won den Behörden und Beamtungen, welche mit der Verwah— 
rung und Verwaltung der eidsgenöffifchen Kriegsfonds beauftragt 
find. 


Art. 5. Die Verwahrung und Verwaltung der eidsgenöffifchen 
Kriegsfonds wird übertragen: 

a) dem eidsgenöffifhen Verwaltungsrathe; 

b) den Vororten; 

c) dem eidsgenöffifhen Adminiftrator und feinen Unterbeamten. 


a. Bon dem eidsgenöffifen Berwaltungsrathe. 


Art. 6. Der eidsgenöſſiſche Werwaltungsrath fol aus fünf Mit- 
gliedern beftehen. Das Prafidium desfelben wird durd den im Amte 
fiehenden eidsgenöffifhen Vorort auf die Dauer feiner Amtsführung 
beftellt. 

Art. 7. Die Wahl der Mitglieder des Werwaltungsrathes wird 
nad) einer beftimmten Kehrordnung, zufolge welcher in einer gleichen 
Anzahl von Jahren fämmtlihe Stände, die drei vorörtlichen ausge: 
nommen, gleich oft an der Beſetzung des MWerwaltungsrathes Theil 
nehmen werden, den Kantonen übertragen. 

Art. 8. Eine foldye verbindliche Kehrordnung, welche dadurd) er- 
halten wird, daß die Kantone nad) ihrer diplomatifchen Rangordnung, 
jedoch jedesmal mit Uebergehung zweier Stände, zu Beſetzung des 
eidsgenöffifchen Werwaltungsrathes berufen werden, wird, auf dem 
Zeitraum von neunzehn Jahren ausgefeht, diefem Reglement als 
Beilage beigegeben. 

Art. 9. Der Amtsantritt der Mitglieder des Verwaltungsrathes 
ſoll je mit dem 1. Jänner geſchehen; bis zu dieſem Zeitpunkt follen 
die Kantone daher ihre getroffene Wahl dem Vorort anzeigen. 

Art. 40. Die Amtsdauer für die ſämmtlichen Mitglieder des eids— 
genöffifchen Verwaltungsrates, den Präfidenten mitinbegriffen, ift je 
auf zwei Jahre fefigefept. Beim DBeginne der meuen Kehrordnung 
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ſollen das zweite und dritte Mitglied des Verwaltungsrathes jedoch 
nur ein Jahr in dieſer Behörde bleiben. 

Art. 11. Jeder Kanton foll die durch ihn zu befeßende Stelle im 
eidsgenöffifchen Wertwaltungsrathe während der betreffenden zwei Jahre 
ohne Wechfel durch die nämlihe Amtsperfon beffeiden laffen, es wäre 
denn, daß diefelbe hierzu im der Zwiſchenzeit gänzlich unfähig oder 
von diefer Stelle refigniren würde, Das Gleiche gilt auch hinſichtlich 
des Präfidiums des Werwaltungsrathes. 

Art. 412. Die getheilten Kantone mögen indeffen hinſichtlich der 
Beſetzung der Stellen im eidsgenöffifchen Werwaltungsrathe nad den 
dieffalls unter ihnen beftehenden Werfommniffen verfahren. 

Art. 13. Meder der Adminiftrator, noch die ihm untergeordneten 
Beamten Fönnen zu Mitgliedern des Verwaltungsrathes bezeichnet werden. 

Art. 14. Das Sefretariat des Verwaltungsrathes foll durd den 
eidsgenöffifchen Staatsfchreiber verfehen werden. | 

Art. 15. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes werden nach dem 
Mapftabe, welcher für eidsgenöffifche Kommiffionen feftgefegt ift, aus 
den Geldern der cidsgenöffifchen Kriegsfonds entichädigt; diejenigen 
aber, welche zugleich Tagfagungsgefandte find, follen für Sitzungen 
des DVerwaltungsrathes, welche allfällig während der Dauer der Tag: 
fagung abgehalten würden, Feine Entfhädigung beziehen. 

Art. 16. Der eidsgenöffifche Verwaltungsrath verfammelt fi or: 
dentlicherweife jährlih am erften Montag im April. 

Art. 17. Außerordentliche Verſammlungen follen Statt finden, 
wenn es der Vorort verlangt, und überdieh, wenn es das Präfidium 
nothwendig findet. 

Art. 18. Befchlüffe des Werwaltungsrathes Fönnen nur in wirfli- 
hen Sikungen, nicht aber auf dem Wege der Korrefpondenz gefaßt 
werden. ' 

Art. 19. Der eidsgenöffifche Verwaltungsrath prüft die von dem 
Adminiftrator geführten Rechnungen Über die eidsgenöffifchen Kriegs: 
fonds, fo wie feine ganze Amtsverwaltung ; er beftätigt diefe Rechnune 
gen im Falle des Nichtigbefindens, unter Vorbehalt der Ratififation 
derfelben durch die Tagfagung. Ein Doppel der richtig befundenen 
Rechnung übergibt er der eidsgenöfftfhen Kanzlei zur Verwahrung. 
Gr läßt ſich die während des Jahres neu errichteten oder neu acqui: 
rirten Schuldtitel abfchriftlich oder in Original vorlegen und genehmigt 
oder verweigert die auf diefelben gefchloffenen Anleihen. Er unterfucht 
die Verwahrung und Verwaltung diefer Titel, vwerifizirt das am Vor⸗ 
ort liegende Depot der eidsgenöffifchen Kriegsfonds und läßt ſich Zeug: 
niffe über den Kaffefturz bei den beiden andern Depots und den ver: 
fchiedenen in den Händen des Adminiftrators und der Kaffıerer liegenden 
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laufenden Kaffen vorlegen; auch kann er ſich die über den Bezug der ſchwei⸗ 
zerifchen Gingangsgebühren geführten Bücher zur Ginficht einfenden laffen. 

Ueber das Refultat diefer Prüfung der gefammten Verwaltung der 
eidsgenöffifchen Kriegsfonds erftattet der eidsgenöffifche Verwaltungsrath 
jährlich der Tagſatzung einen getreuen Bericht. 

Er ertheilt dem Adminiftrator die nöthigen Anweifungen zu Bezah- 
lung der von der Tagfagung auf diefe Fonds eröffneten Kredite; aud) 
ift der Verwaltungsrath verpflichtet, bei allen Depots der eidsgenöfft: 
fhen Kriegsfonds von Zeit zu ‚Zeit einen Kaffefturz entweder feldft 
vorzunehmen oder durch Delegirte vornehmen zu laffen. 


b) Bon den Bororten. 


Art. 20. Die fämmtlichen eidsgenöffifchen Kriegsfonds, follen, in- 
foweit fie in baarem Geld beftehen, in drei Depots vertheilt und den 
drei Vororten zur Verwahrung übergeben werden. 

Art. 24. Die Vororte follen für fichere Verwahrung der ihnen 
übergebenen Gelddepots auf gleiche Weife forgen, wie für ihre eigenen 
Kantonalkaffen, und find hiefür, höhere Gewalt vorbehalten, der Eids— 
genoſſenſchaft verantwortlid). 

Art. 22. Jeder der drei Vororte ift gehalten, an dem bei ihm 
aufbewahrten Depot der eidsgenöffifchen Kriegsfonds, fo wie bei der 
laufenden Kaffe des durch ihm beftellten Kaffierers, je auf Ende des 
Jahres einen Kaffefturz vornehmen zu laffen und dem Adminiftrator 
‚Zeugniffe über denfelden fammt den Bordercaur zu Handen des eidsge- 
nöffifhen Verwaltungsrathes zuzuftellen. 

Art. 23. Die drei Mororte ernennen vereint den eidsgenöffifchen 
Adminiftrator, welcher frei aus allen Cidsgenoffen gewählt wird. 

Art. 24. Jeder der drei Vororte ernennt einen Kafflerer. 

Art. 25. Die den eidsgenöffifchen Kriegsfonds zugehörigen Schuld- 
titel werden dem jerweilen im Amte ftehenden Vororte unter feiner Ber: 
antwortlichfeit gegen die Gidsgenoffenfchaft, höhere Gewalt vorbehal- 
ten, zur Verwahrung übertragen. 

Art. 26. Ueber die Einlage und Herausgabe derfelben fol eine 
genaue Kontrolle geführt werden, welche der Worort entweder durd) 
feine Kanzlei oder feine Kantonalfinanzbehörde beforgen faffen Fann. 

Art. 27. Die Einlage foll geſchehen nad der endlichen Genehmi— 
gung des Anleihens durch den Verwaltungsrath. Die Herausgabe foll 
Statt finden, wenn fie der Aöminiftrator zur nöthigen Beforgung der 
Geſchäfte fcheiftlih und motivirt verlangt. 

Art. 28. Diefes Begehren, fammt Empfangfchein von Seite des 
Adminiftrators, dient dem Worort zur Entlaftung von feiner diepfäl- 
ligen Verantwortlichkeit. 
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Art. 29. Am Schluffe des Jahres bei der jedesmaligen Rechnungs⸗ 
abgabe foll der Vorort die herausgegebenen Schuldtitel wieder einfor: 
dern, oder fih vom Adminiſtrator Ausweis darüber geben laffen, 
warum diefelben noch nicht zurückerſtattet werden Fönnen. 

Art. 30. Es können aus den eidsgenöffifchen Kriegsfonds Feine 
Anleihen ohne die Genehmigung des im Amte fiehenden eidsgenöffifchen 
Vorortes gemacht werden. 

Art. 31. Derſelbe Haftet dafür, daß bei diefen Anleihen die re= 
glementarifchen Vorfchriften befolgt worden feien, fo lange bis der eids- 
genöffifhe Werwaltungsrath diefelben genehmigt hat. 

Art. 32. Für diejenigen unter feiner Genehmigung abgefchloffenen 
Anleihen, welche der Verwaltungsrath in feiner nächſten Sitzung gut= 
geheißen hat, ift der eidsgenöffifche Vorort der weitern diepfälligen Ber: 
antrwortlichfeit enthoben. 

Art. 33. Diejenigen aber, welche der WVerwaltungsrath nicht ges 
nehmigt hat, muß der cidsgenöffifche Vorort, fammt den bereits er= 
laufenen Zinfen, den eidsgenöffifchen Kriegsfonds fofort erfegen. 


c. Bon dem Adminiftrator und feinen Unterbeamten. 


Art. 34. Die Amtsdauer des durch die drei Vororte gewählten 
eidsgenöffifhen Adminiftrators ift auf vier Jahre feſtgeſetzt; der Ab— 
tretende ift jedoch wieder wählbar. 

Art. 35. Er bezieht einen Gehalt von zweitaufend Franken nebft 
Entfhädigung für feine nothwendigen Reifefoften, Kopiaturen und Elei= 
nen Auslagen für Bücher, Briefe und Geldfendungen. 

Art. 36. Für feinen Aufenthalt am eidsgenöffiihen Vororte wäh 
rend der Verſammlungen des Verwaltungsrathes darf er indeffen Feine 
Entſchädigung verrechnen. 

Art. 37. Der Adminiftrator führt eine eigene Handkaſſe aus den 
eidsgenöffifchen Kriegsfonds, welche jedody die Summe von 30,000 Frk. 
nie überfteigen fol. Auch ift derfelbe gehalten, bei zu bewerkſtelligenden 
Geldanleihen die betreffenden Summen zunähft aus feiner Handkaſſe zu 
erheben, infoweit diefelbe hinreicht. 

Art. 38, Bei der Erreihung diefes Betrags fol er die Hälfte 
desfelben an dasjenige Depot, wo dief am zwedmäßigften gefchehen 
fann, abgeben. 

Art. 39. Er wacht über den richtigen Bezug der fchweizerifchen 
GEingangsgebühren und läßt fich diefelben durch die betreffenden Stan: 
desregierungen vierteljährlich einfenden. Im Falle fid) ergebender An— 
fände wendet er fich an den Vorort. 

Art. 40. Er fendet dem Werwaltungsrath Abfchriften von allen 
während des Jahres gegen Anleihen aus den Kriegsfonds errichteten 
Schuldtiteln ein, oder beglaubigte Auszüge aus den Urbarien oder 
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Hypothefenprotofollen in Betreff der gegen Yauftpfänder bewilligten 
Anleihen. Diefe Abfchriften und Auszüge follen, nad) deren ‚Zurüd: 
erftattung durch den Verwaltungsrath, von dem Aöminiftrator forg: 
fältig verwahrt werden. 

Art. 44. Er hinterlegt bei den drei Vororten eine Real: oder 
Perfonalfaution von fünfzigtaufend Schweizerfranfen, deren Eolidität 
vor der Annahme durch die drei Wororte geprüft werden fol. 

Art. 42. Der Adminiftrator foll die Rechnungen über die eidsge— 
nöffifhen Kriegsfonds mit Gewiffenhaftigfeit, Deutlichkeit und Klar: 
heit, und überhaupt nach den Gefegen einer geregelten Buchhaltung führen. 

Art. 43. Er ift gehalten, die Jahresrechnungen jedesmal mit dem 
31. Chriſtmonat abzufchließen und diefelben mit den ſämmtlichen Be— 
legen dem Präfidenten des Berwaltungsrathes fpäteftens auf den 31. März 
des künftigen Jahres einzureichen. 

Art. 44. Die Belege für Ginnahmen und Ausgaben des Kriegs: 
fonds fol der Adminiſtrator fortlaufend beziffern, in der Reihenfolge 
der Ziffern Heften laffen und diefelben mit den gleichen Nummern in 
der Rechnung felbft andeuten. 

Art. 45. Er entwirft das Formular für die Bücher, welche über 
den Bezug der fehmweizerifchen Cingangsgebühren geführt werden follen, 
und theilt dasfelbe, mach vorheriger Genehmigung durch den Vorort, 
den Gränzfantonen zur Nachachtung für ihre Gränzzollbeamten mit. 

Art. 46. Die Rechnungen über die eidsgenöffifchen Kriegsfonds 
follen in Schweizerfranfen und Rappen geführt werden. 

Art. 47. Er bezahlt die vom DBerwaltungsrath ausgeftcliten An: 
weifungen und betreibt den richtigen Eingang der ‚Zinfen. 

Art. 48. Der Adminiſtrator ift verantwortlich, daß Feine Aus: 
gaben aus den eidsgenöffifchen Kriegsfonds beftritten werden, die nicht 
von dem Berwaltungsrath angeordnet und angerwiefen find; daf ferner 
für Anleihungen feine Gelder aus den Kaffen erhoben werden, das 
Anleihen fei denn durch den im Amte ſtehenden eidsgenöffifhen Vorort 
gebilligt worden. 

Art. 49. Der Adminiftrator ift überhaupt für feine ganze Amts: 
verwaltung fo fange verantwortli, bis er durch die definitive Redy: 
nungspaffation entlaftet wird. — Für Nachläffigkeit und Gefährde in 
der Verwaltung, welche aus der abgenommenen Rechnung nicht erficht: 
lih war, bleibt derfelbe fortwährend verantwortlich; fo jedoch, daß 
diefe Derantiwortlichkeit ein Jahr, nachdem dem Berwaltungsrath eine 
aus diefer Verwaltung herrührende Nacläffigkeit oder Gefährde befannt 
geworden ift, ohne daß er von fih aus eingefchritten wäre, exlifcht. 

Art. 50. Der Adminiftrator legt dem Vororte zu Handen der 
Eidsgenoffenfchaft den Eid der Treue und redlicher Erfüllung feiner 
Pflichten ab. 
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Art. 51. Die Amtsdauer der durch die Vororte gewählten Kaſ— 
ſierer iſt auf vier Jahre feſtgeſetzt. 

Art. 52. Sie find mit der Verwahrung des an dem betreffenden 
Vorort hinterlegten Depots der eidsgenöffifchen Kriegsfonds beauftragt, 
und follen dem Adminiftrator in feinen Amtsverrichtungen überhaupt 
behülflich fein. 

Art. 53. Namentlich find die Kaffieree zunächft mit dem Zinsbe— 
zuge beauftragt. 

Art. 54. Die laufende Kaffe, welche die Kaffierer zu führen befugt 
find, foll 10,000 Franfen nicht überfteigen. Den Mehrbetrag follen 
fie dem Adminiftrator,, oder, auf deffen Geheiß, in das von ihm hier: 
für bezeichnete Depot abgeben. 

Art. 55. Jeder Kaſſierer bezieht aus den eidsgenöffifchen Kriege: 
fonds einen jährlichen Gehalt von vierhundert Franfen, der ihm am 
Schluſſe des Jahres durch den eidsgenöffifchen Adminiftrator angewie— 
fen wird; überdieß können fie — 

a) von Kapitalfummen, die 12,000 Franken und darunter betra= 

gen, zwei vom Hundert des ‚Zinsbetrags, 
b) von Kapitalfummen, die über 12,000 Fr. betragen, eines vom 
Hundert des ‚Zinsbetrags — 
— berechnen. 

Die Kaffierer ſowohl als alle übrigen mit der Verwaltung der eids: 
genöffifchen Kriegsfonds vorſchriftmäßig beauftragten Perfonen follen 
für diefe Verwaltung feine andern, als die ihnen durch die gegemmär: 
tige Berordnung ausgefehten Befoldungen und Gebühren bezichen. 

Art. 56. Die Kaffierer haben dem betreffenden Vorort den Eid der 
Treue zu leiften und follen bei demfelben eine folide Real: oder Per: 
fonalfaution von fünfzehntaufend Franken hinterlegen. 


B. Von den Anleihen. 


Art. 57. Aus demjenigen Theil der eidsgenöffifchen Kriegsfonds, 
welche zinstragend gemacht werden follen, mögen von Privaten, Kor: 
porationen und Gemeinden im Umfange der Cidsgenoffenfchaft, nicht 
aber gegen Staatsfchuldfcheine, unter folgenden Bedingungen Anleihen 
gemacht werden: 


a. Gegen Hypothefarverfhreibungen. 


Diefe follen nach den Hypothekargeſetzen desjenigen Kantons, in 
welchem die verfchriebenen Unterpfänder liegen, gefertigt fein, und ent: 
weder laut der gefeßlic eingeführten Schägung , oder nach dem Urtheil 
von Sachverſtändigen, hinlängliche Sicherheit geben. 
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Sie follen jedoch weder Waldungen noch einzelne Gebäude ohne 
Grundſtücke begreifen. 

Affefurirte Wohngebäude in Städten und größern Ortfchaften mögen 
jedoch als Unterpfand angenommen werden. 

b. Segen Fauſtpfand (obligo mit Hinterlage.) 

Als Fauftpfand dürfen nur foldye Gültbriefe oder Pfandverfcrei- 
dungen angenommen werden, welche alle unter litt. a aufgeftellten Be— 
dingungen für meu zu errichtende Huypothefarverfchreibungen erfüllen. 

Art. 58. Für Geldanleihen unter und bis auf 12,000 Franken ift 
das Minimum des auszubedingenden ‚Zinfes 4%. 

Für Geldanleiden über 12,000 Franken wird das Minimum des 
jährlichen ‚Zinfes auf 31% feſtgeſetzt. 

Es follen indeffen aus den eidsgenöffifchen Kriegsfonds Feine An: 
leipen unter dem Betrag von 1,000 Franfen bewilligt werden. 

Der im Amte fichende eidsgenöffifche Vorort prüft diefelben und be: 
willigt fie nur infofern, als fie mit den Anleihungsgrundlagen- des 
Art. 57 vereinbarlich gefunden worden find ; auch haftet derfelbe, gemäß 
dem Art. 51, für Beobachtung der beſtehenden Anleihungsvorfchriften. 


C. Vom Bezuge der Gränzgebühren. 


Art. 59. Der Bezug der Gränzgebühren dauert in derfelben Weiſe 
fort, wie derfelbe durch die Beſchlüſſe vom 16. Auguft 1819’ und 
20. Heumonat 1821 feftgefegt worden if. 

Einzig der Art. 10 des erfigenannten Befchluffes wird abgeändert, 
wie folgt: 

Die Rechnung und der Betrag des Iekten Quartals des Bezuges 
der Gränzgebühren, von einer obrigfeitlichen Behörde oder von Ober: 
zollinfpeftionsbeamten des betreffenden Kantons geprüft und das Rich⸗ 
tigbefinden durch Unterſchrift beſtätigt, ſollen jeweilen von den Gränz- 
kantonen ſpäteſtens bis Ende Hornungs des künftigen Jahres dem 
Adminiſtrator eingeſendet werden. 

Art. 60. Auf der ganzen Schweizergränze ſollen gleichförmige 
Bücher über Ein- und Ausfuhr mit genauer Klaſſifikation der Gegen— 
fände geführt werden, umd. diefe Bücher jederzeit dem eidsgenöffifchen 
Adminiftrator und, auf Verlangen, aud dem eidsgenöffifchen Wer: 
waltungsrathe zur Einſicht offen fliehen. 

D. Allgemeine Beftimmungen. 

Art. 61. Sämmtliche Koften der Verwaltung der eidsgenöffifchen 
Kriegsfonds follen aus den fehweizerifchen Cingangsgebühren beftritten, 
die Zinſen der angelegten Kapitalien aber, ohne Abzug, der Tagfakung 
zur Verfügung geftellt werden. 
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Art. 62. Alle frühern dießfälligen Beſchlüſſe und Beſtimmungen, 
und zwar namentlich diejenigen vom 13. und 14. Auguſt 1816 (offiz. 
Samml., Bd. I, ©. 268 bis 271;) die beiden vom 27. Heumonat 
1818 und derjenige vom 23. Heumonat 1818 (offiz. Samml. Bd. 1, 
©. 271 bis 273); vom 27. Auguft 1818 und 20. Heumonat 1819 
(offiz. Samml. Bd. I, S. 273 bis 274); vom 141. Heumonat 1820, 
lit. A und B (offiz. Samml. 3d. II, ©. 12 bis 13); vom 3. Auguft 
1820, lit. C und D (offiz. Samml. 3d. II, ©. 13 bis 21), vom 
27. Heumonat 1821, lit. G (offiz. Samml. Bd. II, ©. 23); vom 
5. Heumonat 1826 (offiz. Samml. Bd. II, ©. 107 bis 108); und 
vom 5. und 8. Heumonat 1831 (offiz. Samml. Bd. II, ©. 251 
bis 252), werden hiermit als aufgehoben erflärt. *) 


*, Die hier ald aufgehoben erflärten Beſchlüſſe find in der gefchichtlichen 
Erläuterung der Berordnungen über die eidsgenöffifhen Kriegögelder fammt- 
lid angeführt und ihre Inhalt bezeichnet worden. Zur größern Deutlichkeit 
folgen fie bier noch einmal mit ihren Titeln und mit Hinweifung auf ihre 
Stelle in der offij. Sammlung : 

1. XXX Dd. I. Beſchluß betreffend die Berwendung der eidsgenöfft- 
fhen Kriegsgelder vom: 13. Aug. 1816. Bd. I, S. 268 bis, 269. 

2. NXNXI Bd. I. DBeichluß betreffend die Berwaltnung der eidsgenöf- 
ſiſchen Kriegsgelder vom 14. Aug. 1816. Bb. ı, ©. 270 bis 271. 

3. XXX Bd. 1. Nachträgliche Beſchlüſſe betreffend die Rechnungsab⸗ 
nahme der eidsgenöffifhen Kriegsverwaltung , die Befoldung der Kaf: 
fierer und die Benennung der drei Kaffen. Zwei Beſchlüſſe vom 27. Heu⸗ 
monat 1815 und einer vom 23. Heumonat 1818, Bd. I, ©. ?71 
bis 273. 

4. XXXII Bd. I. Beſchluß betreffend die Kebrordnung der Mitglieder 
des Berwaltungsrathes für Die eidsgenöffiihen Kriegsgelder. Vom 
27. Aug. 1898 und 20. Juli 1819. Bd. I, ©. 273 bie 274. 

5, XV Bd. 1. 

A) Fortdauer der eidsgenöffifchen Gränzgebühren. Beſtimmung b. 14. Juli 
1820 (Jmbalt: Die Grenzgebübren follen fortdauern, bis der Betrag 
bon vier Geldfontingenten (2,157,100 Er.) in die Kriegsfaffe einge» 
fammelt fein wird.) Bd. II, ©. 12 bie 13. 

B) Bildung und Reihenfolge der drei Kaflen. Beſchluß vom 11. Juli 
1820. Bd. I, 6, 13. 

C) Allgemeine Verordnung über die eidsgenöffifchen Kriegsfonds. 
Bom 3. Aug. 1820. Bd. II, ©. 13 bis 21. 

D) Anlegung der Gelder der Inſtruktionskaſſe und des Erfparmiffonds. 
Bom 3. Ang. 1820. Bd. II, ©. 21. 

G) Provifion für die den Adminifiratoren der eidsgenöffifchen Kriegsgelder 
zugegebenen Kaffierer. Belhluß vom 27. Juli 18241. Bd. II, S. 23. 
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E. Tranſitoriſche Beftimmungen. 


Art. 63. Gegenwärtige Verordnung fommt vom 1. Jenner, nad 


ihrer Sanftion durch die Tagfakung an zu rechnen, in Vollziehung. 


Art. 64. Im feiner erften ordentlichen DVerfammlung prüft der 


Berwaltungsrath die ſämmtlichen, bereits in den Kriegsfaffen liegenden 
Anleipen und fpricht die definitive Genehmigung der von ihm als gut 
erfundenen aus. Die nicht gut erfundenen läßt er ſogleich ablöfen, 
oder ohne Währfchaft veräußern, und fpricht dabei, erforderlichen Falls, 
diejenige Gewährleiftung der drei Vororte an, welche nad) den dama= 
ligen Reglementen auf ihnen laften würde. 


-ı 
* 


. LXI Bd. II. Vermehrung der Hülfsquellen zu Beftreitung der jährlich 


wiederkehrenden eidsgenöffifhen Militärbedurfniffe. Vom 5. Juli 1826, 
Bd. I, ©. 107 und 108. 

LXXVI Bd. I. (Diefelbe Rubrik. Beitrite mehrerer Stände.) Bd. II, 
©. 145 und 146. 

CXVIT Bd. I. (Diefelde Rubrik. Beitritt von Graubündfen.) Bd. II, 
S. 252. 

CXVI Bd. I. Verwaltungsrath der cidsgenöifilchen Kriegsgelder. Nä— 
bere Beſtimmung des Wechfels in demfelben. Beſchluß vom 5, Juli 
1831. Bd. II, ©. 251. 


. CXVII Bd. II, Herabfegung des Zinsfußes bei größern Anleihen aus 


den eidsgenöffifchen Kriegsgeldern. Beſchluß bom 8. Juli 1834. Bd. I, 
©. 252. 
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Beilage. 


— — 


Tabellariſcher Konſpekt 


einer Kehrordnung unter den eidsgenöſſiſchen Ständen für 
die Beſetzung des Verwaltungsrathes der eidsgenöſſi— 
ſchen Kriegsgelder. 


Kantone, als Mitglieder. 


Bern. 


Luzern. 
Luzern. 


Zürich. 


Zürich. 


Bern. 
Bern. 


Luzern. 
Puzern. 


Zürich. 


Zürich. 


Bern. 
Bern. 


Luzern. 
Luzern. 
Zürich. 
Zürich. 


Bern. 
Bern. 


Schwyz. 
Baſel. 
Thurgau. 
Uri. 
Solothurn. 
Aargau. 
Genf. 
Freiburg. 
Graubünden. 
Neuenburg. 
Zug. 

St. Gallen. 
Wallis. 
Glarus. 
Appenzell. 
Waadt, 
Unterwalden. 
Schaffhauſen. 
Teſſin. 


Glarus. 
Appenzell. 
Waadt. 
Unterwalden. 
Schaffhauſen. 
Teſſin. 
Schwyz. 
Baſel. 
Thurgau. 
Uri. 
Solothurn. 
Aargau. 
Genf. 
Freiburg, 
Graubünden. 
Neuenburg. 


Bafel. 
Thurgau. 
Uri. 
Solothurn. 
Aargau. 
Genf. 
Freiburg. 
Graubünden. 
Neuenburg. 
Zug. 

St. Gallen. 
Wallis, 
Glarus. 
Appenzell. 
Waadt. 
Unterwalbden. 
Scaffbaufen. 
Teffin. 
Schwyz. 


(Neo. CLIX, Bd. II der offiz. Samml.) 


| St. Gallen. 


Wallis. 
Glarus. 
Appenzell. 
Waadt. 
Unterwalden. 
Schaffbaufen. 
Teffin. 
Schwyz. 
Bafel. 
Thurgau. 
Uri. 
Solothurn. 
Aargau. 
Genf. 
Freiburg. 
Graubünden. 
Neuenburg. 
Zug. 





CLXXXVIH. 


Neglement für den Adminiftrator der eidögenöffifchen 
Kriegsfonds, 


wie dasſelbe am 7. Wintermonat 1836 durch die Bevollmächtigten der 
drei vorörtlichen Stände Zürih, Bern und Luzern feflgefeht wor: 
den ift. 


A, Ueber die Pflichten des Adminiftrators der eidsgenöſ— 
fiihen Kriegsfonds gegen den Verwaltungsrath. 


Art. 1. Der Adıniniftrator der eidsgenöffifhen Kriegsfonds Hat ſich 
alljährlich, fpäteftens am Tage vor dem erfien Montag im April, am 
jeweiligen eidsgenöffifchen Vorort einzufinden. 

Art. 2. Derfelde ift verpflichtet, dem WVerwaltungsrathe der eids- 
genöffifhen Kriegsfonds im feiner eriten Sigung die mit dem 31. Chriſt⸗ 
monat des verfloffenen Jahres abgefchloffene Rechnung über die eidsge⸗ 
nöffifhen Kriegsfonds vorzulegen. 

Art. 3. Die Generalrechnung über die eidsgenöffifchen Kriegsfonds, 
läßt der Adminiftrator in fünf Gremplaren ausfertigen,. von welchen 
je eines an jede der vorödrtlichen Regierungen und eines an die eids— 
genöffifche Kanzlei abgegeben werden; das fünfte behält er bei feinen 
eigenen Danden. 

Art. A. Alle während des Jahres aus den eidsgenöffifchen Kriegs: 
fonds neu errichteten, oder für diefelben acquirirten Schuldtitel ift der 
Adminiftrator der eidsgenöffifchen Kriegsfonds pflitig, dem Verwal⸗ 
tungsrathe der eidsgenöffifhen Kriegsfonds während feiner alljährlichen 
ordentlichen Befammlung entweder in Original oder in beglaubigten 
Abſchriften, wie es der Verwaitungsrath anordnen wird, vorzulegen. 

Art. 5. Der Aöminifteator der eidsgenöffifchen Kriegsfonds hat 
dem Derwaltungsrathe bei feiner ordentlichen .Verfammlung Zeugniſſe 
über den zur ‚Zeit des Rechnungsfihluffes, gemäß $. 22 der allgemeis 
nen Verordnung, vorgenommenen Kaſſeſturz, die bei den beiden nicht im 
Amte ftehenden Wororten beftehenden Depots, fo wie über den Kaffefturz 
feiner eigenen Handfaffe und derjenigen der drei Kaffirer vorzulegen. 

Art. 6. Der Adminiftrator der eidsgenöffifchen Kriegsfonds Hat 
feine anderen Anweifungen auf die Kriegsfonds als foldhe, welche vom, 
Verwaltungsrath, in Folge von der Tagfagung eröffneter Kredite, auf 
diefelben ausgeftellt worden, zu refpektiren. 

Art. 7. Dei außerordentlichen Berfammlungen des Verwaltungs 
rathes Hat ſich der Aöminiftrator, auf deffen Einladung, an den Ort 


Schweiz. Staatör. I. Bd. 25 
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ſeiner Verſammlung zu verfügen, und überhaupt allen Weiſungen des 
Verwaltungsrathes, im fo weit dieſelben mit der allgemeinen Verord⸗ 
nung über die. Kriegsfonds im Einklang fichen, unbedingt zu gehorchen. 


B. Leber die Pflichten .de3 Adminiftrators der eidsgenöſ— 
ſiſchen Kriegsfonds gegen die Vororte. 


Art. 8. Die von dem Adminiftrator der eidsgenöſſiſchen Kriegs— 
fonds zu leiftende Real- oder Perfonalfaution wird bei der Finanzbe— 
hörde des jeweiligen eidsgenöſſiſchen Vorortes hinterlegt. 

Art. 9. Der Adminiftrator der eidsgenöffifchen Kriegsfonds iſt 
verpflichtet, bei jedem Anleihen, welches er aus dem eidsgenöffifchen 
Kriegsfonds zu machen empfiehlt, vorerft der Kantonalfinanzbehörde des 

jeiveiligen Vorortes einen fchriftlihen Rapport über dasfelbe abzuflatten. 
Art. 10. In diefem Rapport foll deutlich und unwiderleglich dar: 
gethan werden, daß das beantragte Anleihen alle reglementarifchen Vor: 
ſchriften erfülke. 

Het. 11. Für die Wahrheit und Nichtigkeit der in diefem Kap: 
port enthaltenen Verficherungen ift der Adminifirator der eidsgenöffifchen 
Kriegsfonds dem Vorort infoweit verantwortlich, als dieſelbe von ihm 
kontrollirt werden fonnte. 

Art. 12. Erft wenn die Kantonalfinanzbehörde diefen Napport ge: 
prüft und das vorgefchlagene Anleihen zweckmäßig erfunden hat, wird 
der Rapport des Adminiftrators, begleitet von der Gutheißung der 
Kantonalfinanzbehörde,, dem vorörtlichen Staatsrath zur Genehmigung 
vorgelegt. 

Art. 13. Sollte ſich indeffen zeigen, daß ein Anleihen nicht vol: 
kommen reglementarifd gemacht worden ift, fo kann der eidsgenöffifce 
Adminifteator, infofeen der dießfällige Schuldtitel durch den Verwal— 
tungsrath der eidsgenöffifhen Kriegsfonds noch nicht gutgeheißen wor: 
den iſt, dießfalls behaftet werden. 

Art. 1%. Für Nachläffigfeit und Gefährde in der Verwaltung, 
welche aus der abgenommenen Rechnung nicht erfichtlich war, bleibt 
derfelbe, im der Weiſe wie diefes durd 5. 49 der allgemeinen Merord: 
nang vorgefhrieden wird, fortwährend verantwortlich). 

Art. 15. Die durch den eidsgenöffifchen Vorort, auf Anrathen des 
Adminiſtrators, aus den Kriegsfonds neu errichteteh oder für diefelben 
acquirirten Sculdiitel werden durch den Adminiſtrator, gemäß $, 27 
der allgemeinen Verordnung, der Kantonalfinanzbehörde des jeweiligen 
Vorortes, nachdem dieſelben durch den Verwaltungsrath genehmigt 
worden find, zur Aufbewahrung übergeben. 
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Art. 16. Am Schluffe des Jahres hat der Adminiftrator der vor- 
detfihen Kantonalfinanzbehörde alle von ihr oder von der Kantonalbe: ' 
hörde des abgetretenen Vorortes herausgegebenen Schuldtitel wieder 
zurüczugeben (Art. 29) oder aber einen Ausweis darüber einzureichen, 
warum diefelben nody nicht zurückerftattet werden fönnen. 

Art. 17. Im Falle der Adininiftrator in der Hauptftadt eines der 
drei Vororte feinen Sig hat, fo fol feine Handfaffe mit derjenigen des 
dortigen Kaffirers vereinigt werden; wobei darauf zu fehen ift, daß 
diefe vereinigten Kaffen nicht unnöthiger Weife auf dem höchften regle: 
mentarifchen Beltand belaffen werden. 

Art. 18. Alle Anweifungen auf die eidsgenöffifhen Kriegsfonds 
follen mit der Unterfchrift und dem Amtsſigill des Adminiftrators verfe: 
ben fein, widrigenfalls diefelben von den Kaffirern nicht anerfannt were 
den follen. 

Art. 19. Der Adminiftrator der cidsgenöffifchen Kriegsfonds legt 
den drei Vororten den nachftehenden Eid treuer und redlicher Verwal— 
tung ab: 

„Der Verwalter der eidsgenöffichen Kriegsfonds ſchwört: die Vor— 
„ſchriften der allgemeinen Verordnung über die Kriegsfonds vom 13. Aug. 
„1835, in fo weit diefelben feine Amtsverrichtungen betreffen, getreulic) 
„zu beobachten und die ihm durch diefelben auferlegten Pflichten ſowohl 
„gegen die eidsgenöffifchen Wororte als gegen den eidsgenöffifhen Ver: 
„mwaltungsrath forgfältig zu erfüllen, die ihm anvertraute Kaffe forg: 
„fältig aufzubewahren, das Rechnungswefen über ſämmtliche eidsge: 
„nöffifche Kriegsfonds genau und nach dem beften Wiffen zu führen, 
„den Abſchluß der Hauptrehnung auf die vorgefchriebene ‚Zeit bereit » 
„zu halten, und nur foldye Anleihen aus den eidsgenöffifhen Kriegs: 
„Fonds vorzufchlagen, die nach feiner Ucherzeugung zweckdienlich find, 
„und der Cidsgenoffenfchaft zum Nutzen gereihen, und welche den 
„von der Tagſatzung aufgeftellten Anleihungsvorfchriften entſprechen; 
„über den richtigen Bezug der fchweizerifchen Gingangsgebühren und 
„denjenigen der Zinſe der aus den eidsgenöſſiſchen Kriegsfonds ange— 
„legten Kapitalien zu wachen; die im Folge Beſchluſſes der eidsge: 
„nöffifchen Tagſatzung von dem eidsgenöffifchen Werwaltungsrath ange: 
„ordneten und angewiefenen Zahlungen, umd nur diefe nad) Maßgabe 
„der vorhandenen Gelder zu leiftenz; überhaupt mit den in Handen 
„habenden eidsgenöffifhen Kriegsfonds getreulich umzugehen, und feis 
„nen Theil derfelben in feinen Privatvortheil, fondern einzig in Nutzen 
„und Dienft der Eidsgenoffenfchaft zu verwenden.” 

„Alles nach beftem Wiſſen und ohne Gefährde !” 
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C. Leber die Pflichten des Adminiftvatord dev eidsgenöſ— 
fifchen Kriegsfonds gegenüber den Finanzbehörden der 
Gränzfantone. 


Art. 20. Der Adminiftrator der eidsgenöffifchen Kriegsfonds (äjt 
ſich, gemäß 5. 39 der allgemeinen Verordnung, von den Finanzbehör— 
den der Gränzfantone vierteljährlid die Ueberfichten über den Bezug 
der fchweizerifchen Cingangsgebühren einfenden. 

Art. 241. Gr wacht darüber, daß diefelben genau bezogen und 
die dießfälligen Regifter nach dem vorgefihriebenen Formular geführt 
“ werden. 

Art. 22. m Falle ſich Zweifel über den richtigen Bezug, oder 
wirfliche Anzeigen, die das Gegentheil beweifen, erheben follten, ver: 
fügt fi) der Adminiſtrator, infofern durch Korrefpondenz und die von 
ihm fogleih anzurufende Mitiwirfung des Vorortes nicht geholfen wer: 
den kann, an die betreffende Zollftätte, um in Verbindung mit der 
betreffenden Kantonalfinanzbehörde, einen Unterſuch deffalls aufzuneh— 
men, über deffen Refultat er jedesinal dem Vororte Bericht erfiattet. 

Art. 23. Bei dem Abfchluffe der Rechnung prüft der Adminiſtra⸗ 
tor die über den Bezug der fchweizerifchen Eingangsgebühren geführten 
Megifter, und theilt dem Werwaltungsrathe das Refultat feiner Prüs 
fungen mit. 

Art. 24. Den Ertrag der fchweizerifchen Gingangsgebühren läßt 
der Adminiftrator, infofern er einen Theil derfelben nicht für Alimenta: 
tion feiner eigenen Handkaſſe bedarf, durch die betreffenden Kantonal: 
finanzbehörden an die drei vorörtlichen Depots verfenden, und ertheilt 
hiefür die nöthigen Weiſungen. 

Art. 25. Die Kaffirer verifiziren jedesmal das Cingelangte und 
fielen darüber Empfangsfcheine aus, welche, mit der Kontrafignatur 
des Adminiftrators verfehen, den betreffenden Kantonalfinanzbehörden 
als Entladnif dienen. 


D. Regulirung der Berhältniffe zwifchen dem Adminiftrator 
und den Kaffırern. 


Art. 26. Der Adminiftrator Hält die Kaffirer an, eine genaue 
Rechnung über den ‚Zinsbezug der aus den eidsgenöffifchen Kriegs: 
fonds ausgelichenen Kapitalien zu führen. 

Art. 27. Gr wacht darüber, daß diefelben von den eingehenden 
Geldern nie über zehntaufend Franken in ihrer Handkaſſe behalten, 
fondern das Uebrige an ihn oder an das von ihm bezeichnete Depot 
abgeben. 


Art. 25. Ebenſo forget er dafür, daß diefelben nicht mehr als 
die ihnen, nach Art. 55 der allgemeinen Verordnung, gebührenden 
Prozente des Zinsbezuges bezichen. 

Art. 29. MUeberhaupt wird der Adminiftrator die Kaffirer als die 
ihm untergebenen Beamten zu Eifer und Treue in der Verwaltung an: 
halten, und deren Hülfeleiftung in fo weit in Anſpruch nehmen, als 
diefes mit den Beftimmungen der allgemeinen DBerordnung über die 
eidsgenöffifchen Kriegsfonds vereinbarlih und zum Nutzen diefer wichtis 
gen Verwaltung nothwendig oder erfprießlich ift. 

(Neo. CIX. Bd. II der offiz. Samml.) 


CLXXXIX. 


Borfchriften für die Wahl des Adminiftratord der 
eidsgenöſſiſchen Kriegsfonds, 


wie dieſelben am 7. Wintermonat 1836 durch die Bevollmächtigten der 
drei vorörtlichen Stände Zürich, Bern und Luzern feſtgeſetzt wor: 
den find. 


Art. 1. Die Stelle eines Nöminiftrators der eidsgenöffifchen 
Kricgsfonds fol in Gemäßheit des $. 25 der allgemeinen Verordnung 
über die eidsgenöffifchen Kriegsfonds, erft nach ſechswöchentlicher Aus- 
ſchreibung durch die öffentlichen Blätter, beſetzt werden. 

Art. 2. Die Bewerber für diefe Stelle Haben ihre diepfälligen An- 
meldungen an den jeweiligen eidsgenöffifchen Vorort zu richten und in 
derfelben darzuthun, daf fie im Falle find, die durch Art. 41 der allge 
meinen DBerordnung geforderte Kaution von fünfzigtaufend Franken zu 
leiften. 

Art. 3. Die Wahl felbft wird durch drei Delegierte der drei 
vorörtlihen Regierungen an dem jeweilen im Amte ftcehenden Wororte 
vorgenommen. 

Art. 4. Jeder der drei Vororte hat das Recht einen Kandidaten, 
fei es aus der Zahl der wirklichen Bewerber, fei es einen außer der 
Zahl derfelben ihm befannten und für diefe Stelle ihm geeignet fcheinen= 
den Mann vorzufchlagen. 

Art. 5. Dei der Wahl, welche durch geheime Stimmgebung ge: 
fchieht, entfcheidet die Stimmenmehrheit. 
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Art. 6. Im Falle ſich in dem zwei erften Scrutinien feine Mehr: 
heit von Stimmen auf einen der Kandidaten vereinigen follte, fo wird 
zum 2008 gefihritten. 

Art. 7. Durdy das Loos foll alsdann derjenige der drei Kandi: 
daten bezeichnet werden, welcher aus der Wahl fällt. 

Art. 8. Durch das darauf folgende Scrutinium, an welchem alle 
drei vorörtlihen Delegierten Theil zu nehmen haben, muß alsdann ent: 
fchieden werden, welcher der beiden allein in der Wahl bleibenden Kan: 
didaten wirklich zum Adminiſtrator der eidsgenöffifhen Kriegsfonds 
ernannt werde. (Nro. CLXT. Bd. II der offiz. Samml.) 


CXC. 


Tagſatzungsbeſchluß 
über zweckmäßigere und möglichſt gleichförmige Kontrolli: 


rung des Bezugs der ſchweizeriſchen Eingangsgebühren 
auf der Gränzlinie. 


(Bom 14. Auguft 1535.) 


Dos nachfiehende Formular über den Bezug der ſchweizeriſchen 
Eingangsgebühren fol von ſämmtlichen Gränzftänden forgfältig in An: 
wendung gebracht werden; wobei diefelben wiederholt verpflichtet wer: 
den, über den fraglichen Bezug vierteljährlich eine detaillierte Rechnung, 
welche von der mit diefem Bezug beauftragten Zoll: und Kaufhaus: 
ſtelle ausgefertigt,, von der obern Kantonalitelle aber geprüft und nad 
gemachten Zuſammenzug unterzeichnet fein fol, bei den mit der Ein 
kaſſirung diefer Gebühren beauftragten eidsgenöffifchen Beamten abzu: 
legen. 
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CACI. 


Inventarien über den eidbögenöffifchen Borrath von 
Kriegsgeräthſchaften. 


Die der Tagſatzung des Jahres 1835 vorgelegten Inventarien 
1) über die eidsgenöſſiſchen Spitaleffekten und Geräthſchaften; 
2) über das der Eidsgenoſſenſchaft angehörende unter dee Ober: 
aufficht des eidsgenöffifchen ————— ſtehende 
Materielle; 

3) über die Werkzeuge, Inſtrumente PR matetielle Gegen: 

fände, welche dem eidsgenöffifchen Genie angehören ; 

4) über das Materielle der eidsgenöffifchen Militärſchule zu 

Thun; 

5) über die eidsgenöffifhe Sammlung von Karten und Plänen ; 
befinden fi unter Litt. R. dem Abfchiede der ordentlichen Tagſatzung 
von 1835 angereiht. 

(Neo. CLXIII, Bd. II der offiz. Samml.) 


Fünftes Bud, 


enthaltend 


die in Kraft beftehenden befondern Verkommniſſe der Eide: 
genofienfchaft mit benachbarten Staaten. 
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I. Verträge über Sreizügigkeit. 
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CXCII. 


Vertrag zwiſchen Sr. Kaiſerl. Königl. Apoſtol. Maijeſtät 
und der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenuſchaft, wegen gegen⸗ 
ſeitiger Aufhebung der Abſchoß-⸗, Abfahrts- und Ab⸗ 
zugsgelder. 

(Bom 3. Auguſt 1804.) 


Nachdem ſeine Kaiſerlich Königlich Apoſtoliſche Majeſtät durch die 
Berückſichtigung: daß durch die Erhebung der Nachſteuern, Abſchoß⸗ 
oder Abfahrtsgelder, welche von den umz und wegziehenden Landes: 
einmwohnern auch in Erbfchaftsfällen gefordert wurden, der freie Verkehr 
zwifchen den Unterthanen benachbarter Staaten erfchwert, und der mög— 
lichen Erhöhung des Gewerbfleißes Schranken gefegt werden — Sid 
bewogen gefunden haben , fämmtlichen XIX Kantonen der löblichen 
fchweizerifchen Gidsgenoffenfchaft den Wunfd zu einem freundfchaftlis 
chen Ginverftändniß hierüber eröffnen zu laffen, und die fo eben ver- 
fammelte Zagfagung als oberfte Behörde der Schweiz, in Kraft eines 
im vorigen Jahr genommenen Befchluffes, von gleihen Geſinnungen 
für das Beſte ihrer Landeseinwohner beſeelt, zu einem ſolchen Freizü— 
gigfeitsvertrag ſich willfährigft erklärte, — fo haben die beiderfeitigen 
Devollmädtigten, nämlidy: der bei der fehweizerifchen Gidsgenoffen- 
ſchaft affreditirte, Kaiferlich Königliche wirflihe Gcheime-Rath, Kom: 
mandeur des Königlih Ungarifhen St. Stephans: Ordens, und be: 
vollmächtigter Minifter, Heinrich, Freiherr von Grumpipen; und von 
Seite der eidsgenöffifhen Tagfagung, die Herren David Stocker von 
Neunforn des Fleinen Raths und Gefandter des Kantons Schaffhaufen ; 
und Karl von Reding, Regierungsrath und Geſandter des Kantons 
Yargan, mit Vorbehalt der unmittelbaren Genehmigung Seiner Kai: 
ferlih Königlich Apoftolifhen Majeftät und der eidsgenöſſi iſchen Kan: 
tone, dahin mit einander ſich vereinbaret: 

1. Es ſolle, von dem Tag der ausgewechſelten Ratifikationen, zwi⸗ 
ſchen ſämmtlichen Staaten Seiner Kaiſerlich Königlich Apoſtoliſchen Maje: 
ſtät, und ſämmtlichen XLX Kantonen der löblichen ſchweizeriſchen Gids- 
genoffenfchaft, eine Freizügigkeit beobachtet, und von allen Angehörigen 


beider Staaten, bei ihrem Hin= und Herziehen, bei fünftigen Erb: 
fchaften, oder anderweitigem WBermögensanfall, ein Abſchoß-, Abfahrt: 
oder Abzugsgeld, in foweit foldyes bisher zwifchen Defterreid und der 
Schweiz mit 10, und zwifchen Defterreih und dem ehemaligen rei: 
ftaat der drei Bündten mit 5 vom Hundert in die landesfürftliche , 
oder Kantonskaffen gefloffen ift, — nimmerhin eingehoben werden. 

2. Hiervon find ausgenommen: die Schreib: und Handänderungs: 
gebühren, die von den im Lande wohnenden und darin bleibenden Ein— 
wohnern ebenmäßig bezogen werden. 

3: In Bezug auf diejenigen Abſchoß-, Abfahrts- oder Abzugs: 
‚gelder, welche Gemeinden oder Herrfchaften in den K. K. Staaten zu 
beziehen berechtiget find, foll eine vollfommene Reziprozität Statt Haben. 

Die eidsgenöffifchen Kantone wollen denjenigen Gemeinden und Herr: 
fchaften, welche die bisher genoffenen Rechte gegen die Schweiz aufs 
geben, die gleiche Freizügigkeit ebenfalls geftatten; dagegen fie ſich die 
nämlichen Bezüge gegen diejenigen für die Kantonsfaffa vorbehalten, 
die auf ihren Bezugsrechten beharren wollen. 

Sollte man in der Folge finden, daß einige Artikel des gegenmär: 
figen Traktats Grläuterungen bedürfen, fo haben die unterhandelnden 
Mächte ſich ausdrücklich dahin einverftanden, durch gütliche Ueberein: 
kunft die einer Ausgleichung bedürfenden Artikel des nähern zu be: 
flimmen. 

Diefer Vertrag fol als ein Staatsvertrag von beiden Seiten unwi: 
derrufliche Gültigkeit erhalten, und vom Tage der erfolgten beidfeitigen 
unmittelbaren Genehmigung , rechtlich zu wirfen anfangen. 

Diefe Ratififation und die Auswechslung fol innerhalb dreifig Ta: 
gen erfolgen. 

Zur Urkunde deffen, haben die beidfeitigen Bevollmächtigten diefe 
Vertragsurkunde, nachdem fie gleichlautend doppelt ausgefertigt worden, 
eigenhändig unterfchrieben,, befiegelt und gegen einander ausgervechfelt. 

Sp gefchehen den 3. Auguft 1804 in Bern, und von den beidfei: 
tigen Bevollmächtigten unterzeichnet : 

(L. S.) David Stodar von 


(L. S.) 9. Srumpipen. Neuforn. 
(L. S.) Karl von Reding. 


Die Ratifitationsurkfunde von Seite Sr. Kaiferl. Majeftät 
ift zu Wien am 21. Auguft 180%, und diejenige von Seite der Eids— 
genoffenfchaft zu Bern am 23. Weinmonat 180%, im Namen der XIX 
Kantone von dem Landammann, Rud. von Wattenwyl, ausge: 
ftefit worden. (Nro. I, Bd. I der offiz. Samml.) 
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Note. Lauf einer am 23. Auguft 1818, von Sr. Erz. dem K. K. 
Defterreichifchyen Herrn Gefandten in der Schweiz , om Die eidsgenöffiiche Tag- 
fagung gerichteten offiziellen Note, if die bereits im Jahr 1317 von der K. 
K. Regierung anerfannte Ausdehnung des Zreisügigfeifsbertrags bon 130%, 
auf alle Staaten , welche gegemioärtig das Kaiferreich Defterreich bilden, und 
auf die wirffichen XXI Kantone der Schweiz, — im April und Mai 1813, 
allen oberften Landesbehörden der Monarchie durch Kaiſerliche Defrete zur 
weitern Verfündung und unmittelbaren Nachachtung, befannt gemadjt wor: 
den. Die Ausftellung urkundlicher , gegenfeitig auszuwechfelnder , dießfälliger 
Erklärungen, bat im Jahre 1824 Statt gefunden; fie lauten, wie folgt: 


Gegenfeitige Erklärungen vom 16. Augitmonat 1824, wegen 
Ausdehnung des, jeit 1804 zwijchen Zr. K. K. Apoſto⸗ 
lifchen Majeſtät und der fchweizerifchen Eidsgenofiens 
fchaft beitehbenden Freizügigfeitsvertrags, auf den dama⸗ 
Ligen Länderbeitaud beider fontrabirenden Staaten. 


A. 


Nachdem Se. Majeftät, der Kaifer von Oeſterreich, König von Hungarn, 
Böheim, der Lombardei und Venedig, von Galizien und Lodomerien; Erzher⸗ 
309 von Oeſterreich ıc. mit den XXII Kantonen der ſchweizeriſchen Eidsge⸗ 
noffenfchaft dahin übereingefommen iſt, daß der am 3. Auguſt 1804, zwi⸗ 
fhen beiden Staaten gefcyloffene Wermögensfreizügigfeitsvertrag feine 
Anwendung aud auf jene Gebietstheile finden foll, welche feit jenem 
‚Zeitpunfte beiden Staaten zugefallen find; — So erflären Wir Franz 
Alban von Schraut, des königlich Hungarifchen St. Stephans: Ordens 
Ritter, Sr. Kaiferlichen und Königlich-Apoſtoliſchen Majeftät wirklicher 
Geheimerath, außerordentliher Geſandte und bevollmächtigter Minifter 
bei der fchweizerifchen Gidsgenoffenfchaft, im Namen und aus beſon⸗ 
derem Auftrage allerhöchfigedachter Sr. Majeftät, hiermit auf das feier 
lihfte und verbindlichfte, daß famtliche in erwähnten Vertrage enthals 
tenen Beftimmungen in allen jenen Provinzen und Gebietestheilen , welche 
feit dem 3. Auguft 180% mit der öfterreichifchen Monarchie vereinigt 
worden find, unter der Gegenzuſage ihre volle Anwendung finden follen 
(wie fie denn ſolche auch bereits gefunden haben), daß von Seite der 
wohlerrwähnten fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft diefer Vertrag in allen 
feit feinem Abſchluſſe mit Ihr vereinten neuen Kantonen und anderen 
Gebieten oder Gebietestheilen eben fo vollftändig angewandt und voll: 
zogen werde. 

Zur Urkunde deffen haben wir gegenwärtige Erflärung eigenhändig 
unterzeichnet und mit der Fertigung des K. K. Gefandtfchaftsfefretärs, 
fo wie mit dem Geſandtſchaftsſiegel verfehen Laffen, um fie gegen eine 


— 106 — 


gleichförmige Erflärung des Worortes der Eidsgenoffenfchaft auszuwech— 
feln ; fo gefchehen, Züri, den 16. Auguft 1821. 
(L. $.) Schraut. 
Auf Befehl Sr. Exzellenz, 
Der Geſandtſchafts-Sekretär: 
Graf Bentzel. 





B. 


Nachdem die XXII Stände der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft 
mit Sr. Majeſtät dem Kaiſer von Oeſterreich, König von Ungarn, 
Böheim, der Lombardei und Venedig, von Galizien und Zodomerien, _ 
Graherzogen von Defterreih ıc. ıc. dahin übereingefommen find, daf 
der am 3. Auguft 1804 zwiſchen beiden Staaten gefihloffene Wermö- 
gensfreizügigfeitsvertrag feine Anwendung aud auf jene Gebietstheile 
finden fol, welche feit jenem ‚Zeitpunfte beiden Staaten zugefallen find, 
— fo erflären Wir David von Wyß, Bürgermeifter des eidsge: 
nöffifchen Vororts Zürich und Präfident der eidsgenöffifchen Tagſatzung, 
im Namen der XXII Kantone der Schweiz, biemit auf das feierlichfte 
und verbindlichfie, daß fämmtliche, im erwähntem Vertrage enthaltene 
DBeftimmungen, in allen feit dem 3. Anguft 1804 mit der ſchweizeri⸗ 
ſchen Eidsgenoffenfcyaft vereinten neuen Kantonen und andern Gebieten 
oder Gebietstheilen,, unter der Gegenzufage ihre volle Anwendung fin— 
den follen (wie fie denn foldye auch bereits gefunden haben), daß diefer 
Vertrag in allen jenen Provinzen und Gebietstheilen, welche feit ſei 
nem Abſchluß mit der öfterreichifchen Monardyie vereinigt worden find, 
eben fo vollftändig angewandt und vollzogen werde. 

Zur Urkunde deffen, haben Wir gegenwärtige Erklärung eigenhändig 
unterzeichnet, und mit der Unterfchrift des Kanzlers der Eidsgenoſſen⸗ 
fchaft, fo wie mit dem eidsgenöffifchen Siegel verfehen faffen, um fie 
gegen eine gleihförmige Erklärung Sr. Exzellenz des K. K. Oeſter⸗ 
reichiſchen außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten Miniſters 
bei der Eidsgenoſſenſchaft auszuwechſeln; ſo geſchehen in Zürich den 
16. Augſtmonat 1821. 

Der Amtsbürgermeiſter des eidsgenöſſiſchen Vororts Zürich, 
Präſident der Tagſatzung: 
(L. 8.) von Wyß. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaſt: 
Mouffon. 
(Neo. XXIX, Bd. II der offiz. Samml.) 
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CXCIII. 


Vertrag zwiſchen Sr, Majeſtät dem König von Preußen 
und der fchweizerifchen Eidsgenojienfchaft, wegen ge: 
genfeitiger Aufhebung des Abſchoſſes und Abfahrts⸗ 
Geldes, 


(Bom 3. März 1812.) 


Seine Königliche Majeftät von Preußen und die fchweizerifche Eids— 
genoffenfhaft, welche beide den Entſchluß gefaßt, gegenfeitig den Ab: 
ſchoß und das Abfahrtsgeld (gahella hereditaria et census emigra- 
tionis) atıfzuheben, — haben zu diefem Behuf zu ihren Bevollmäc- 
figten ernannt ; nämlidy Seine Majeftät der König von Preußen: Ihren 
bevollmächtigten außerordentlichen Gefandten bei der ſchweizeriſchen Eids⸗ 
genoffenfchaft, Kammerheren, und des K. rothen Adler: Ordens Ritter, 
Baron de Chambriet d’Oleires Erzellenz, — und der Landammann 
der Schweiz, im Namen der Hochlöblicyen Gidsgenoffenfchaft, die Hoc: 
geachtefen Herren Hans Bernhard Sarafin, Burgermeifter des Kantons 
Bafel, und Rudolf Stehelin, Mitglied des Kleinen und des Staats: 
raths und Dreierherr, welche nady Auswechslung ihrer Vollmachten, 
über folgende Artikel übereingefommen find. 

1. Bei keinem Vermögensausgang aus den K. Preufifchen Landen 
in die Schweiz, oder aus diefer in jene, es mag fich ſolcher Ausgang 
bei denjenigen Auswanderungsfällen, welche in den beideh refpeftiven 
Staaten geſetzlich erlanbt find, oder bei Erbfchaften, Legaten, Schen- 
Fugen, oder auf andere Art ergeben, fol irgend ein Abſchoß (gabella 
hereditaria) oder Abfahrtsgeld (census emigrationis) noch auch irgend 
eine andere Gebühr, als nur diejenige, welche nach den Geſetzen die 
Eingebornen feldit zu bezahlen haben, erhoben werden. 

2. Die vorfiehend beſtimmte Freizügigkeit fol ſich ſowohl auf den: 
jenigen Abſchoß, und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die öffent: 
lichen Staatskaffen fliefen würden, als auf denjenigen Abſchoß, und 
auf däsjenige Abfahrtsgeld erſtrecken, welche in die Kaffen der Städte, 
Märkte, Kämmereien, Stifter, Klöſter, Gotteshäuſer, Patrimonial- 
gerichte und Korporationen, überhaupt in die Kaffe irgend eines Pri- 
vatabfchoß = oder Abfahrtberechtigten, fliegen würden. 

3. Die Beftimmungen der obſtehenden Artikel 1 und 2, follen ſich 
auf alle jet pendente, und auf alle künftige Fälle erſtrecken. 

4. Die Ratififationen der gegemmwärtigen Konvention, ſollen in ‚Zeit 
von vier Monaten, vom heutigen Tage an zit rechnen, oder wenn es 
möglicy ift, früher ausgewechfelt werden. 
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Geſchloſſen in Baſel den dritten März im Jahre eintaufend acht: 
hundert und zwölf. 
(L.S.) Jean - Pierre B. de (I. S.) Jean Bernard Sarasin, 
Chambrier d’Oleires, Bourgmestre du can- 
| ton de Bäle. 

(L. S.) Jean Rodolphe Stehelin, 
Conseiller d’Etat et 

Tresorier. 


Die Ratififationsurfunde von Seite Sr. K. Majeftät iſt 
zu Berlin am 31. März 1812, und diejenige von Seite der Gidsge- 
noffenichaft zu Bafel am 8. Brachmonat 1812, im Namen der XIX 
Kantone von dem Landammann Peter Burkhard ausgeftellt worden. 


Erflärung wegen Ausdehnung der feit 1848 ziwifchen der 
K. Preußifchen Regierung und der fchweizerifchen Eids⸗ 
geupfjenfchaft beftehenden TFreizügigfeitsübereinfunft, 
auf ſämmtliche jegige K. Preußiſche und zur fchweizeris 
ſchen Eidsgenofienfchaft gehörige Lande. 


(Bom 25. Oftober 1817.) 


Die K. Preußifche Regierung und die fhweizerifche Eidsgenoffen: 
ſchaft, find mit einander dahin übereingefommen und erflären hiermit: 
daß gegenfeitig der Abfchoß bei Erb= und Wermäcdhtnißfällen, und das 
Abfahrtsgeld in allen denjenigen Fällen, in welchen die Auswanderun: 
gen aus den K. Preußifchen Staaten in die Schweiz, — und aus der 
Schweiz in die K. Preußiſchen Etaaten erlaubt find, ohne Unterfchied, 
ob die Erhebung dem Fiskus oder Privatberechtigten, Gommunen ober 
Datrimonialgerichten zuftehe, aufhören fol; und daß die dieferhalb im 
Jahr 1812 zwifchen Seiner Majeftät dem Könige von Preußen und 
der fchmweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft abgeſchloſſene Webereinfunft, auf 
fänmtlidye jeßige refpeftive K. Preußifche, und zur ſchweizeriſchen Eids⸗ 
genoffenfchaft gehörige Lande Anwendung finden fol; daß mithin in 
allen denjenigen innerhalb der refpeftive K. Preußiſchen und zu der 
ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfhaft gehörigen Lande, jegt etwa anhän- 
gigen und künftig vorfommenden Grbfchaftsvermächtnif: und Wermö: 
gensverabfolgungsfällen aus dem einen im den andern Staat, in Ge— 
mäßheit jener Webereinkunft verfahren werden fol. 

Gegenwärtige Erflärung fol, nachdem fie in gleichlautenden Exem— 
plarien von dem K. Minifterium, und von Seite der fchweizerifchen- 
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Gidsgenoffenfchaft vollzogen und ausgewechfelt worden, durch öffent: 
lie Bekanntmachung in den beiderfeitigen Landen Kraft und Wirk: 
famfeit erhalten. 

Urfundlich ift diefe Erflärung mit dem K. Inſiegel bedrudt, und 
von mir, dem Staatsfanzler, unterzeichnet worden. 

Berlin, den 25. Oftober 1817. 


{L. 83 C. Fürft von Hardenberg. 





Note. Eine wörtlich gleichlautende Erklärung der Eidsgenoflenfchaft , 
unterzeichnet von Gr. Erz. dem Herrn Schultheiß von Wattenwyl, fo wie 
von dem Kanzler der Eidsgenoifenfchaft, Herrn Mouffon, und mit dem eids— 
genöffifchen Siegel befraftigt, — wurde in Bern ausgeftellt den 9. Juli 1817, 
und une die vorfiebende K. Preufifche Erklärung ausgewechfelt ebendafelbft 
den 27. November desfelben Jahre. 

(Neo. II, Bd. I der offiz. Sam.) 


CXCIV. 


Freizligigfeitsvertrag zwifchen Sr. Ehurfürftlichen Durch: 
laucht von Pfalz: Baiern und der fchweizerifchen Eids⸗ 
genoſſenſchaft. 


(Vom 20. Juli 1804.) 


Nachdem von der ſchweizeriſch⸗eidsgenöſſiſchen Tagſatzung der Grund⸗ 
ſatz aufgeſtellt worden: mit allen benachbarten Staaten, die gegen die 
Schweiz Abzugsfreiheit eintreten laſſen wollen, reziprozirliche Freizü— 
gigkeitstraktaten abzuſchließen, und in Folge dieſes Grundſatzes Seine 
Churfürſtliche Durchlaucht von Pfalz-Bayern, durch Höchſtderoſelben 
bei der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft beglaubigten Miniſterreſident, 
an die ſchweizeriſche Tagſatzung Anträge haben gelangen laffen, eine 
foldye reziprogirliche Freizügigkeit zwwifchen beiden Staaten einzuführen, 
um die bisher beflandenen freundfchaftlichen Verhältniffe noch fefter zu 
fnüpfen, und den swechfelfeitigen Verkehr möglichft zu begünftigen; — 
fo it Hierauf, — belebt von Uebereinftimmung der Gefinnungen und 
Wünſche, — zwifchen dem Herrn Minifterrefident Seiner Churfürft: 
lihen Durchlaucht von Pfalz» Baiern, Herren. Freiheren von Verger; 
und denen von der fchweizerifchen Tagfagung Bevollmächtigten Hoch— 
geachteten Herrn Morell, Regierungsrath und Gefandter des Kantons 
Thurgau, Heren Sarafin, Bürgermeifter und Gefandter des Kantons 
Baſel, und Heren Jehle, Appellationsrath und Xegationsrath des Kanz 

Schweiz. Staatsr. Bd. 1. %6 
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tons Yargau ; dießfälige Unterhandlung gepflogen, und als Reſultat 
derfelben, folgender Freizügigfeitstraftat verabredet und abgefchloffen 
worden: 

1. Es folle von dem Tag der wechfelfeitigen Ratififation an, zwi: 
ſchen den fämmtlichen jegigen und fünftigen Landen Seiner Churfürſt- 
lihen Durchlaucht von Pfalz:Baiern, und den gefammten jegigen und 
fünftigen Zandestheilen der Gidsgenoffenfchaft, ein vollfommen freier 
Vermögenszug Statt haben, und alle Angehörige der beidfeitigen Staaten 
bei ihrem Hin- und Herziehen, bei Anfall von Erbſchaften oder fon- 
fligem Bermögensanfall, von einer Seite auf die andere, — von allen 
und jeden diepfälligen Abgaben, fie mögen nun den Namen von Ab: 
zuge: Manumiffions-Emigrationsgebühren oder irgend einen andern Na: 
men tragen, und von dem Staat felbft, oder von Gemeinheiten, oder 
Beamten bezogen worden fein, auf ewige ‚Zeiten befreit bleiben, und 
hierin von beiden Staaten die vollfommenfte Gleichheit beobachtet werden. 

2. Hievon find einzig ausgenommen: die Schreibgebühren und Thei: 
lungstaren, die von denen im Lande wohnenden und darin bleibenden 
Einwohnern in gleichen Fall auch bezogen werden, umd nicht von der 
Grportation herrühren; fonft alles ohne irgend cin Bedingniß, noch 
Vorbehalt. 

3. Die Ratififation ſowohl Seiner Ehurfürfilihen Durchlaucht von 
Pfalz: Baiern, als der ſämmtlichen Kantone der Eidsgenoſſenſchaft wird 
bei Unterzeichnung des Traktats vorbehalten. 

4. Die Ratififation folle im Lauf des September: Monats die Jahr, 
und fobald folche erfolgt ift, die förmliche Auswechslung der Traftaten 
geſchehen. 

Urkundlich mit beidſeitigen Unterſchriften und Petſchaften verſehen. 
Gegeben, Bern, den 20. Juli 1804. 


(L. S.) Freiherr von Verger. (L. S.) Morell. 
(L.. S.) Sarafin. 
(L. S.) Jeple. 


Die Ratifilationsurfunde von Seite Sr. Churfürfilichen 
Durchlaucht ift zu Münden am 3. Herbfimonat 1804, und diejenige 
der Eidsgenoffenfchaft zu Bern am 19. Wintermonat 1804, im Namen 
der XIX Kantone, von dem Landammann Rud. von Wattenwyl, 
ausgeftellt worden. (Nro III, Bd. I der offiz. Samml.) 


— — — — — — 


— 41 — 


Nachträgliche gegenfeitige Erklärungen vom 29. Auguſt und 
29. November 4821, betreffend den dermaligen Stand: 
punkt des daherigen Dertrags vom 20. Zuli 1804. 

Note. Auf Berlangen des Löbl. Standes Neuenburg, bat der eids— 

genöffifche Vorort durch eine unterm 29. Augfimenat 1821, gegen die K. 

Baierifiche Negierung ausgefiellte Erklärung , den Beitritt des gedachten Stan: 

des zu dem beftebenden Freizügigfeitsvertrag formlich beurfundet; worauf das 

K. Baierifche Staatsminifterium des Haufes und des Aeußern, vermittelft 

einer aus München vom 29. November 1821 Ddafirten, bou Sr. Erz. dem 

Grafen von Nechberg unferzeichneten Note, eriviederte: daß, da in Gemäß— 

beit des erften Artikels des beftehenden Freisügigfeitspertrags, die Ausdeh— 

nung des freien Vermögenszugs auf Die feither beiderfeitsS acauirirfen Lan 
destheile feinem Zweifel unterworfen fein könne, — Seine Majieftät der Kö— 
nig feinen Auftand nehmen, auf das geftellte Anfuchen biemit erffären zu 
laffen: „Daß Allerhöchſtdieſelben die Theilnahme des eidsgenöffifchen Kantons 

„Reuendurg au der, zwiſchen Baierm und der fchweizerifchen Eidsgenoffen- 

„ſchaft vertragsmäfig beftebenden Freizugigfeit, vollfommen anerfenuen; daf 

„iedoch diefe Erflärung nicht alio angefehen werden folle, 

„als babe jemals über diefe Theilnabme ein Zweifel obwals 

„ten Fönnen; vielmehr fei Diefelbe von felbft, ſchon vor der 

„gegenwärtigen Erklärung, in Folge des erfien Artikels des 

„Breizugigfeitspertrags vom 20. Juli 1804 in voller Kraft 

„gewefen” (Mio. XXX, Bd. II offiz. Samml.) 


CACV. 
Freizügigfeitsvertrag zwifchen Sr. Majeftät dem König von 
Württemberg und der fchweizerifchen Eidsgenoifenfchaft. 
(Bom 5. Juli. 1809.) 


Nachdem Seine K. Majeftät von Württemberg und die ſchweize— 
rifhe Eidsgenoſſenſchaft, «8 dem Wohl Ihrer beiderfeitigen Staaten, 
fo wie den beftehenden freundfchaftlihen WVerhältniffen angemeffen ge- 
funden haben, die bisher in Wermögenserportationg füllen aus einem Staat 
in den andern, erhobenen Abgaben und Abzüge gegenfeitig aufzuheben, 
und darüber in einem eigenen Staatsvertrag die näheren Beftimmungen 
feftzufegen; fo wurden zu fehterem Zwecke von Seiten Seiner Majeftät 
des Königs von Württemberg der Hochwohlgeborne Hochgeachtete Herr 
Johann Baptift Martin Arand, Edler von Aderfeld, des Givilver: 
dienftordens Kommandeur, Kreishauptmann und bevollmächtigter Ge: 
fandter in der Schweiz ; und von Seiten der eidsgenöffifchen Tagfagung , 
die Hochgeachteten Herren Conrad von Eſcher, Bürgermeifter und Ge: 
fandter des Kantons Zürich; Ferdinand Ludwig von Jenner, Gedel: 
meiftee und Gefandter des Kantons Bern, und Johannes Morell, Re: 
gierungsrath und Gefandter des Kantons Thurgau, ernannt, und mit 
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den erforderlichen Inſtruktionen und Vollmachten verfehen, worauf diefe 
in den gepflogenen Unterhandlungen, unter Vorbehalt der Allerhöchſten 
und Höchſten Ratififationen, folgende verbindliche Uebereinkunft getrof: 
fen haben :. 

4. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus einem Etaat 
in den andern gehenden Vermögen, unter was immer für einem Na: 
men, erhoben worden, follen, vermöge des gegenwärtigen Vertrags, 
zwifchen den beiden Staaten gänzlid, aufgehoben fein, ohne allen Un— 
terfchied, 06 das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Taufc, 
Schenkung, Erbſchaft, oder auf andere Weiſe angezogen wird. 

2. Nur diejenigen Abgaben, weldye in dem einen oder andern Staate 
bei Kauf, Taufh, bei Erbfchaften, Legaten und Schenfungen einge: 
führt find, oder Künftig eingeführt und von den eigenen Unterthanen 
ſelbſt, ohne Rüdficht auf Vermögenserportation entrichtet werden müs 
fen, — find hierdurdy nicht aufgehoben. 

3. Dee gegenwärtige Vertrag erſtreckt fid) auf den ganzen Umfang 
der beiden Staaten. 

4. Nach diefem Grundfage foll daher Fein Unterfchied gemacht wer: 
den, ob die Abzüge bisher in die Staatskaſſen gefloffen, oder andern 
Grundherrſchaften, Individuen und Korporationen zugefallen find ;. und 
es follen demnach auch alle Privatnachſteuer- und Abzugsrechte in Be: 
zug auf -beiderfeitige Staaten aufgehoben fein. 

5. Uebrigens foll bei der Anwendung des gegenwärtigen Vertrags, 
nicht der Tag des Vermögensanfalls , oder der erhaltenen Erlaubniß zur 
Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wermögenserportation 
in Betracht genommen werden; fo daß von dem Augenblid an, wo 
die Freizügigkeitsfonvention in Wirkung teitt, und wozu der 4. Jenner 
des nächftfünftigen Jahres 1810 als beflinnmter Termin angenommen 
wird, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht exportirte Ver: 
mögen als freizügig behandelt werden muf. 

6. Gegenwärtiger Vertrag ift in duplo ausgefertigt worden, und 
follen die beiderfeitigen Ratififationen nocd im Lauf diefes Jahrs aus: 
gervechfelt werden. 

Gefchehen, unterzeichnet und gefiegelt, in Freiburg, den 5. Juli 1809. 


(L. S.) Arand, Edler von Adere (L. S.) von Eſcher, Bürgermei: 


feld, Königlich bevoll: fter und Gefandter des 

mächtigter Geſandter bei Kantons Zürich. 

der Eidsgenoſſenſchaft, (L.S.) von Jenner, Seckelmei⸗ 

Kommandeur des Civil: fter und Gefandter des 

verdienft = Ordens und Kantons Bern. 

Kreishauptmann. (L. S.) Moreli Regierungs pre 
fident und Gefandter des 


Kantons Thurgau. 
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Die Ratififationsurfunde von Seite Sr. K. Majeftät ift 
zu Stuttgart am 18. Oftober 1809, und diejenige von Seite der Eids⸗ 
genoſſenſchaft am 20. Juni 1810 zu Bern, im Namen der XIX Kantone 
von dem Landammann Rud. von Wattenwyl, ausgeftellt worden. 

(Neo. IV, Bd. I der offiz. Samml.) 


- Nachträgliche gegenfeitige Erklärungen vom 29. Auguft und 
29. November 1821, betreffend den dermaligen Stand: 
punkt des daherigen Vertrags vom 5. Suli 1809, 


Note. Bei Gelegenheit der Ueberſendung einer anf Berlaugen des 
Standes Neuenburg, unterm 29. Augfimonat 1824 ausgeftellten urfundli- 
chen Erflärung, betreffend den Beitritt des benannten Eöbl. Standes zu diefem 
Zreizugigkeitövertrag, — bat der eidsgenöſſiſche Vorort zugleich gegen die KR. 
Wurttembergifche Regierung ausgeſprochen: „Diejenige Beftimmung des drit- 
„ten Artikels, worin es beißt: der Vertrag erftrede fih auf den ganzen 
„Umfang beider Staaten, — werde dieffeits dahin verfianden, daß 
„anch die ſeit dem Jahr 18509 mit dem Landerbeftande beider 
„Kontrabenten neuvereinigten Sebietstheile in den Rirfum 
„gen des Traftats bereits mifeinbegriffen feien.” 

Hierauf antwortete Se. Erz. der K. Würtfembergifche Minifter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten, Graf Winkingerode, durch eine aus Stuttgart vom 
29. November 1821 datirte Zufchrift: „Die Erflärung, welche der 
„eidsgenöffifhe Vorort dem dritten Artifel des gedadhfen 
„Bertrags gebe, ſtimme ganz mitder Anfichr der K. Württem— 
„bergifhen Regierung überein.” 

Demzufolge enthält die vom 29. November 1324 daticfe, von dem Gra— 
fen Winsgingerode umterzeichnete, und mit dem K. Inſiegel befräftigte Au: 
nahmsurkunde in Beziehung auf die Neuenburgiſche Beitrittserflärung , die 
ausdrüdliche Bufiherung: „Daß diefer Vertrag von Württember 
„gifcher Seite. eben fo gegen den Löbl. Staud Neuenburg, 
„wie gegen Die übrige Eidsgenoffenfhaft, werde 
„beobachtet werden.” (Nro. NXXI, Bd. II der cffj. Samml.) 








CXCVI. 

Freizügigfeitsvertrag zwifchen Sr. Churfürftlichen Durch: 
laucht von Baden und der fchweizerifchen Eidsgenpjien: 
Schaft. 

(Bom 6. Februar 1804.) 


Da bei Gelegenheit der Konferenzhandlungen zwiſchen den Herren 
Abgeordneten Sr. Churfürftlihen Durchlaucht von Baden und Gr. 


BE 


Exzellenz des Herrn Landammanns der Schweiz, über die Befigungen 
"des ehemaligen Hochſtifts und Domfapiteld von Konftanz in der Schweiz, 
Churbadiſcher Seits der Antrag gemacht worden, daß die mit der che: 
maligen Helvetifchen Regierung in den Jahren 1801 und 1802 einge: 
leitete und bis zum Abfchluß gediehene, durch die nachgefolgten poli: 
tifchen Umftände aber unterbrocdyene Unterhandlungen, wegen einer wech: 
felfeitigen Abzugsfreipeit wieder aufgenommen und vollends beendiget 
werden möchten; hierauf auch die Herren Abgeordneten der Schweiz von 
Sr. Erzellenz dem Herrn Landammann den Auftrag dazu erhalten ha: 
ben, — fo find beiderfeitige Bevollmächtigte, nämlidy von Seite des 
Heren Churfürften von Baden, die Hochwohlgebornen Herren Franz 
Baur von Heppenftein, Churfürftlicher Hofrathepräfident, und Karl 
Marimilian Maler, geheimer Hofrath und Referendar ; von Seite Er. 
Srzellenz des Heren Landammanns der Schweiz aber die Hochwohlge: 
bornen Herren David Stockar von Neuforn, des Kleinen Raths zu 
Schaffhaufen, und Karl von Reding, Regierungsrath zu Yarau, dar: 
über zufammengetreten, und haben fidy nad) verfchiedenen Unterredun: 
gen und Öurchgefehenen vorigen Verhandlungen, über folgende Punkte 
mit einander vereinigt: 

41. Dom Tag der Beftätigung diefer Konvention an, folle zwifchen 
den fämmtlichen jegigen und Fünftigen Landen Sr. Churfürftlichen Durch— 
laucht von Baden, und den gefammten jegigen und fünftigen Landes: 
theilen der Hochlöblichen Eidsgenoffenfchaft, ein vollkommen freier Zug 
dergeftalt beſtehen, daß alle Angehörigen des einen und des andern Staats 
bei ihrem Hinüberzichen, oder wenn ihnen eine Erbfchaft oder font ein 
Vermögen auf der andern Seite zufällt, von allen und jeden diepfälli- 
gen Abgaben, — es mögen diefelben den Namen Abzugsınanumiffions: 
Smigrationsgebühren, oder welchen andern Namen immer haben; fie 
mögen bisher von dem Staat felbft oder deffen Dienern bezogen wor: 
den fein, — auf ewige ‚Zeiten befreit fein, und folle Hierin die voll: 
fommenfte Gleichheit von beiden Staaten beobachtet werden. 

2. Jene Abgaben, welche nit von der Grportation herrühren, 
fondern die in dem gleichen Fall auch von den im Lande wohnenden 
und darin bleibenden Ginwohnern bezogen werden, find hierunter nicht 
begriffen; und es werden daher: 

3. Diejenigen Handänderungsgebühren, welche in mehreren Kanto— 
nen von Verkauf, Abtretung oder Schenfung unbeweglichen Gigen: 
thums nad) beſtehenden Geſetzen bezogen werden, eben fo vorbehalten, 
als: 

4. Die, wegen der Kriegskoften in der Badischen Markgrafſchaft, 
auf jedes außer Land gehende Hundert gelegte Abgabe von zwei Pro: 
zent, fernerhin, bis zu Tilgung diefer Koften zu entrichten find; wo— 
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bei aber den Hochlöblichen Kantonen freigelaffen ift, fo lange diefe Ab: 
gabe Churbadiſcher Seits erhoben wird, diefelbe auch von dem aus 
ihrem Gebiet in die Badiſche Markgrafſchaft gezogen werdenden Wer: 
mögen auf gleiche Weiſe zu beziehen. 

5. Kann ſich diefe wechfelfeitige Abzugsfreiheit auf die in dem an: 
liegenden (bier nachflehenden) Verzeichniß bemerkte, unter Churbadifcher 
Landeshoheit befindliche Orte und Landfaßen, welche für fih zum Ab: . 
zug ganz oder zum Theil berechtiget find, — fo lange fie ſich nicht 
freiwillig diefem Vertrag anſchließen, als weßhalb man fih Churbadi— 
ſcher Seits noch ferner alle Mühe geben wird, — nicht erfireden ; da= 
gegen bleibt aber auch den Hodylöblihen Kantonen unbenommen, den 
gleichen Abzug von dem Vermögen, das aus ihrem Gebiet in folche 
Drte verbracht wird, fernerhin und bis auf den unterſtellten Fall zu 
erheben. 

6. Wird die Ratififation Sr. Durchlaucht des Herrn Churfürften 
von Baden, fo wie auch die Ratififation Sr. Erzellenz des Herrn Land: 
ammanns der Schweiz und der gemeineidsgenöffifchen Tagfagung vor: 
behalten; und follen diefe Genehmigungen, fobald fie erfolgt find, ge: 
gen einander ausgewechfelt werden. 

Urkundlich nachftchender beiderfeitigee Unterfehriften und — 
Siegel. So geſchehen, Schaffhauſen, den 6. Hornung 1804. 

(L. S.) Franz Baur von Heppen- (L. S.) David Stockar von 
ftein, Hofeathspräfident. Neuforn. 

(L. S.) Karl Maximilian Ma- (L. S.) Karl von Reding. 
ler, GeheimerHofrath und 
Referendar. 


Berzeichnig der Orte und Vogteiherren in den Ehurbadifchen 
Landen, die zur Abzugserhebung ganz oder zum Theil 
berechtiget, und in diefer Maße bei der Abzugskonvention 
mit der Schweiz auszunehmen find. 


I. Zn der Badifhen Marfgraffchaft nad ihrem jeßigen ganzen 
Umfang, nur die Stadt Durlady und die Gerichtsbezirke der Freiherren 
von Gemmingen und Zeutrum. 

II. In der Badifchen Pfolzgraffchaft, alfo mit Inbegriff des vor- 
maligen Hochſtifts Speier und Ritterflifts Odenheim oder des Fürften: 
thums Bruchſal. 

Die Stadt Heidelberg, welche den Abzug ad 10 pr. Ct. von weg⸗ 
ziehenden Bürgern und Unterthanen zur Hälfte, die andere Hälfte 
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aber die Herrſchaft zu beziehen hat; welch' letzterer auch der ganze 
Abzug bei herrſchaftlichen Dienern und Gefreiten zuſteht *). 
Folgende weitere Orte, wo der Abzug zwiſchen dem Vogts herrn und 
dem Churfürſtlichen Fiskus theilbar iſt: 
Mauer — Vogtsherr von Zyllenhard. 
Schlatthaußen — von Bettendorf. 
Spechbach 
Eſchelbronn — von Venningen. 
Zuzenhaußen 
Münchzell — von Uexküll. 
Dayſpach — von Göler. 
Moßbrunn — Graf von Degenfeld. 
Michelbach — von der Laien und von Schmik, sen. 
Reichertshaußen — von Stofmar. 
Epfenbach — von Zandt und von Wambold. 
Helmftadt 
Flinsbach 
Dautenzell — von Gemmingen. 

In folgenden Orten bezieht der Vogtsherr den Abzug wenigftens 
nad) dem Poffefforio allein mit 10 pr. Ct.: 

BeuertHal, Vogtsherrſchaft — der deutfche Orden und die Freiherren 
von Uexküll, Leoprechting und von Bettendorf. 
Ilvesheim, Wogtsherr und Vafall von Hundheim ; Zeutershaufen und 

Arſenbach — Graf von Wifer. | 

III. Im obern Fürftenthum: 

Die Stadt Meersburg, die zum ganzen Abzug ad 10 pr. Ct. von 
den Stadtangehörigen berechtiget ift. 
Die Stadt Markdorf; eben fo. 

Die Reichenauer Amtsgemeinden, in der Infel, zu Wollmätingen, 
Allenſpach, Markelfingen, Hegne und Kaltbronn, — haben den Drittel 
am Abzug zu beziehen, oder 3U, pr. Ct, 

Die Röthler Amtsgemeinden: Hohenthengen, Lienheim und Herdern, 
die den Abzug zur Hälfte mit 5 pr. Ct. anzufprechen haben. 

Die Richtigkeit diefes Verzeichniſſes bezeugen: die Ehurbadifchen 
Kommiffarien : 

(L. 8.) Franz Baur von Heppenfein, 
Hofraths » Präfident. 
(L.. S.) Karl Marimilian Maler, 
Geheimer Hofrat) und Referendar. 
°) In Folge der Eröffnungen St. Erz. des Landammanns der Schweiz, 


vom 17. Juli 1810, iſt diefe Stadt dem Freizügigkeitsbertrag beigetreten; 
und , vom Weinmonat 1809 an, als freisugig zu behandeln. 


| — von Berlichingen. 
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Die Ratifikationsurkunde von Seite Sr. Churfürftl. Durch— 
laucht ift in Favoriten am 18. Auguft 1804, und diejenige der 
Gidsgenoffenfchaft zu Bern am 9. Juni 180%, von dem Landammann 
Rud. von Wattenwyl, ausgefiellt worden, 

(Nro. V, Bd. I der offiz. Samml.) 


Nachträgliche gegenfeitige Erklärungen , betreffend den der- 
maligen Standpunft des daherigen Vertrags vom 6. Feb— 
ruar 4504, im Sahr 1821. 


Note. Da der unterm 6. Februar 1804 zwiſchen Baden und der Eids— 
genoffenfchaft abgeſchloſſene Freizügigkeitsbertrag, zufolge ausdrüdlicher Be: 
fimmung des erſten Artikels, die damaligen und künftigen Landes 
theile beider Kuntrabenten umfaßt, und überdieß an den eidgenöffiichen 
Tagfagungen von 1320 und 1821 die Löbl. Stände Bern und Bafel für 
ihre neuerworbenen Landestheife, fo wie Wallis, Neuenburg und Genf 
für ihren ganzen Gebietsumfang, den förmlichen Beitritt erflart haben, — 
fo find dieffalld von dem eidgenöffifhen Borort unterm 25. November 1820 
und 29. Auguſt 1824 nachträgliche Urkunden gegen die Großberzogliche Re 
gierung ausgeftellt, und von Seite Sr. K. Hoheit des Herrn Großherzogs 
unterm 10, Februar und 20. November 1524 eigenhändig unterfertigte Ak— 
zepfationserflärungen gegeben worden. Demnach beftehet num der befagte 
Freizügigfeitsvertrag anf der einen Seife für das gefammte Grofber- 
zogthum Baden, und auf der andern für alle XXlI Kantone der 
Eidsgenoffenfhaft in verbindlicher Kraft. 

(Neo. XXXIV, Bd. II der off. Sammil.) 


Freizligigkeit zwifchen der Eidsgenoffenfchaft und dem Brof- 
herzogthbum Baden; nachträgliche Erklärung vom 16. De- 
jember 1835. 


In Folge der Eröffnungen des eiösgenöffifchen Vororts vom 16.Chrift: 
monat 1835 ift die Stadt Markdorf aus dem Verzeichniß der Orte und 
Bogteiherren in den badifchen Landen , die zur Abzugserhebung ganz oder 
zum Theil berechtigt, und in diefem Maße bei der Abzugsfonvention 
mit der Schweiz auszunehmen find, — einem DVerzeichnif, das dem 
Vertrag vom Hornung 1804 beigelegt ift und auf Seite 386 bis 387 
des Bandes I der offiziellen Sammlung ſich befindet, — zu flreichen, 
und es folle demnach die Stadt Markdorf als vollkommen freizügig be: 
handelt werden. (Nro. CILXXII, Bd. II, Heft 7 der offiz. Samml.) 
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Freizügigkeit mit Sachen. 
Daherige Erklärungen vom 24. Juni und 6. Juli 1820. 


A. Königlich Sähfifhe Erklärung. 

Wir Friedrih Auguft, von Gottes Gnaden, König von Sachſen, 
sc. 2c, 26. urfunden und befennen hiermit für Uns und Unfere Nach— 
folger an der Regierung, dag Wir Uns mit der fchweizerifchen Eids— 
genoffenfchaft über eine wechfelfeitige völlige Freizügigkeit vereiniget 
haben, demzufolge: 

1. Don feinem aus Unferen Landen durch Auswanderung, Erb— 
fhaft, Vermächtniß, Schenfung oder auf andere Art in die Schweiz 
ausgehenden Vermögen irgend ein Abfchof oder Abzugsgeld erhoben 
werden foll. 

2. Diefe Freizügigkeit fol eben fowohl Statt finden, wenn Stadt- 
räthe, oder andere Patrimonial- Obrigfeiten und Korporationen,, als 
wenn Unfere Kaffen den Abſchoß oder das Abzugsgeld zu erheben haben 
würden. 

3. Die vorfiehenden Beftimmungen follen ſowohl auf alle jegt an— 
bängige, als auf alle Fünftige Fälle angewendet werden. 

4. Diefe Freizügigkeit erſtreckt ſich jedoch nicht auf eine Befreiung 
der fchweizerifchen Angehörigen : 

a) von folden ſchon beftehenden oder noch einzuführenden Abgaben, 
. welchen Unfere eigenen Untertbanen von dem in Unfern Landen er— 
langten erbfchaftlichen Vermögen ohne Rückſicht auf eine Expor— 
tation unterworfen find ; 

von der Abgabe an Einem vom Hundert, die zum Unterhalt der 
Ortsarmen von demjenigen erbfchaftlichen Vermögen zu entrichten 
ift, welches aus dem Nachlaſſe eines hieſigen Cinwohners aufierhalb 
des MWeichbildes der Stadt Dresden an andere inländifche oder aus: 
ländifche Orte ausgeführt wird, und im gleicher Maafe aud an 
andern Orten der hiefigen Lande entweder bereits beficht, oder 
durch künftige Geſetze eingeführt werden follte. 
Zu deffen Urfund und DBefräftigung haben Wir diefe Unfere Gr: 
klärung eigenhändig unterfchrieben und unter Unferm Föniglichen Infiegel 
ausfertigen laffen. 

Schloß Pilnig, am 24. Juni 1820. 

Friedrich Auguſt. 
(L. 8.) 
Graf von Einfiedel. 


h 


— 
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B. Eidsgenöffifhe Erflärung. 


Mir Scultheiß und Rath der Stadt und Republif Luzern, ale 
wirklicher eidsgenöffifcher Vorort, beurfunden hiemit, im Namen, und 
nach der Uns erklärten Zuftimmung der XXII Stände der Schweiz: 
Daß die fehweizerifche Eidsgenoffenfchaft fid) mit Seiner Majeftät 
dem König von Sachſen über eine wechfelfeitige völlige Freizügigkeit ver 
einiget habe, welcher zufolge: 

1. Von feinem aus der Schweiz dur Auswandernng, Erbſchaft, 
Vermächtniß, Schenfung, oder auf andere Art in das Königreich Sachfen 
ausgehenden Vermögen, irgend ein Abſchoß oder Abzugsgeld erhoben 
werden foll. 

2. Diefe Freizügigkeit fol eben fowohl Statt finden, wenn Stadt: 
räthe, oder andere Ortsobrigfeiten und Korporationen, als wenn die 
Staatsfaffen den Abſchoß oder das Abzugsgeld zu erheben haben würden. 

3. Die vorfiehenden Beftimmungen follen ſowohl auf alle jegt an— 
hängige, als auf alle Fünftige Fälle angewendet werden. 

h. Diefe Freizügigkeit erſtreckt ſich jedoch nicht auf eine Befreiung 
der Angehörigen des Königreihs Sachſen: 

a) von folchen fchon beitehenden, oder noch einzuführenden Abgaben, 
welchen die eigenen fchrweizerifchen Angehörigen von dem in der 
Schweiz erlangten erbfchaftlichen Vermögen, ohne Rüdficht auf 
eine Grportation, unterworfen find: 

b) 'von der Abgabe, die bei Ausführung von Vermögen am andere 
inländifche oder ausländifche Orte, hie und da in der Schweiz von 
dem Nachlaß eines Bürgers zum Unterhalt der Ortsarmen entweder 
nad) fchon beftehenden Geſetzen zu entrichten wäre, oder durch Fünf: 
tige Geſetze eingeführt werden follte, infofern der Betrag einer fol= 
hen Abgabe Eins vom Hundert nicht überfteigen würde. 

Zu deffen Urkunde und Befräftigung diefe Unfere Erflärung von 
dem Amtsſchultheiß der Stadt und Republik Luzern, Präfidenten der 
Tagſatzung und des Vororts, fo wie von dem eidsgenöffifchen Kanzler 
unterfchrieben und mit dem eidsgenöffifchen Siegel verfehen worden ift; 
in Luzern am 6. Juli 1820. 

Der Amtsfhultheif der Stadt und Republik Luzern 
als eidsgenöffifchen Wororts, 
Präfident der Tagfagung : 
(L. S.) Vinzenz Rüttimann. 
Der eidsgenöffifche Kanzler. 
Mouffon. 


Note. Die Auswechölung diefer beiden Urfunden wurde ziwifchen dem 
K. Sächſiſchen und dem eidsgenöffifchen Gefchäftsträger in Paris am 9. Sep- 
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tember 18520 vollzogen. Auch ift man übereingefommen, daß die gefehliche 
Kraft diefes Vertrags, vom nämlichen Tage der Answechslung an, gegen. 
feitig beginnen fol. (Nro. XXXII, Bd. 11 der off. Samml.) 


CXCVIII. 


Freizügigkeit mit Parma. 
Vom 11. und 28. Dezember 1821. 


Bertrag 


zwifhen 3. M. der Frau Erzherzogin Maria Louifa von 
Defierreich, Regierenden Herzogin von Parma, Pia: 
cenza und Ouaftalla ıc. x., und der f[hweizerifhen 
Gidsgenoffenfdhaft. 


Nachdem Ihro Majeftät die Frau Erzherzogin Maria Louifa 
von Oeſterreich, Regierende Herzogin von Parma, Piacenza und Gua— 
ftalla ıc. ıc., und die fchweizerifche Gidsgenoffenfchaft, in der Abſicht, 
die zwifchen den -beiderfeitigen Staaten beſtehenden freundfchaftlichen Ver: 
hältniffe noch fefter zu knüpfen, und dem wechfelfeitigen Verkehr mög: 
lichſt zu begünftigen, fi über den Grundſatz einer reziprozirlichen 
Aufhebung der Heimfallrechte,, fo wie des Abzugs in Wermögenserpor: 
tationsfällen aus dem einen Staat in den andern, vorläufig einverftan: 
den haben, — ift die nähere Anwendung diefes aufgeftellten Grund: 
ſatzes, durch geführten Briefwechſel forgfältig ausgemittelt und genauer 
beftimmt worden, und daher die nachfolgende verbindliche Uebereinkunft 
zu Stande gefommen. 

Zu diefem Ende hin, haben Sie, um das gegenwärtige Berfomm: 
niß abzufcliefen und zu unterzeichnen, ernannt: 

Ihro Majeftät die Frau Erzherzogin von Oeſterreich, Regierende 
Herzogin von Parma, Piacenza und Ouaftalla, ıc. ıc. 

Den Heren Adam Albert Grafen von Meipperg, Großkreuz des 
heiligen Kaiferlihen Kouftantinianifchen St. Georgsordens, Komman- 
deur des Maria Tnerefiaordens, Großkreuz des Schwedifcdyen Schwerdte 
ordens, des Ruffifhen St. Annaordens, des Sardinifchen Ordens ber 
heiligen Mauritius und Lazarus, des heiligen Ferdinand, fo wie des 
Derdienftordens Beider Sizilien; Ritter des Ruffifhen St. George: 
ordens vierter Klaffe; zweiten Inhaber des Hufarenregiments Neo. 3; 
Kämmerer, wirflichen Geheimen Rath und Generallieutenant in Dienften 
Ihro Majeftät des Kaifers von Oeſterreich; Peäfident des Militär: 
departements, Oberfommandant der Truppen, und Beauftragt mit den 
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auswärtigen Angelegenheiten der Herzogtgümer Parma, Piacenza und 
Guaſtalla, — 

Und die fchweizerifhe Cidsgenoffenfchaft : 

Den Heren Hans von Reinhard, Bürgermeifter des Standes Zürich, 
Mitglied des Vorörtlichen Staatsraths, und geivefenen Landammann 
dee Schweiz, — 

Welche, nachdem Sie Ihre Vollmachten ausgewechfelt und diefelben 
in behöriger Form befunden haben, über die nachfichenden Artikel über: 
eingefommen find, und übereinfommen : 

Art. 1. Die in den Staaten Ihrer Majeftät der Frau Erzher— 
zogin, Megierenden Herzogin von Parma, Piacenza und Guaftalla, 
-befichenden Verordnungen, Gefege und Uebungen, in Hinficht auf das 
Heimfallrecht, follen feine Anwendung auf die Angehörigen der ſchwei⸗— 
zeriſchen Eidsgenoffenfchaft finden. Demzufolge find diefe letztern be: 
fugt, in den Staaten Ihrer Majeftät jede Art von Wermögensanfall, 
es mag folcher von tefiamentliher Verordnung, Verlaſſenſchaft ab 
intestato, Schenkung unter 2Zebenden, oder anderer Eriwerbsweife 
herrühren, anzutreten und in Befig zu nehmen; gleidywie ſolches den 
Unterthanen Ihrer Majeftät felbft geftattet ift, und unter eben- den 
Bedingungen , welchen diefe im nämlichen Fall unterworfen find. 

Art. 2. Dem Unterthanen Ihrer Majeftät, der Frau Erzherzogin, 
Regierenden Herzogin von Parma, Piacenza und Guaftalla, wird hin: 
wieder die nämliche Befreiung im ganzen Umfang der ſchweizeriſchen 
Gidsgenoffenfchaft zu Theil. Sie find daſelbſt Feiner Art von Heim: 
fallrecht unterworfen, fondern, gleich den fehweizerifchen Angehörigen, 
und mit Vorbehalt der auch für diefe letztern feſtgeſetzten Bedingniffe, 
befugt, das auf dem Gebiete der XXII Schweizerkantone durch tefta= 
mentliche Verordnung, Berlaffenfchaft ab intestato, Schenkung unter 
Lebenden, oder auf andere Erwerbsweife am fie gefommene Vermögen 
anzutreten und in Beſitz zu nehmen. 

Art. 3. Es wird zwifchen den Staaten Ihrer Majeftät der Frau 
Erzherzogin, Regierenden Herzogin von Parma, Piacenza und Gua— 
ftalla, und der gefammten fehweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft eine voll- 
fommene Freizligigfeit beobachtet, und mithin bei feinem Vermögens: 
ausgang aus den Herzogthümern Parma, Piacenza und Guaftalla nach 
der Schweiz, oder umgekehrt, aus der Schweiz nad den Herzogthü— 
mern Parma, Piacenza und Ouaftalla, es mag foldye Erportation von 
Erbſchaft, Vermächtniß, Verkauf, Schenkung, mit Erfüllung der vor: 
gefchriebenen Bedingniffe Statt findender Auswanderung, oder anderm 
Urfpeung herrühren, — irgend ein Abzug, Abſchoß, Abfahrtsgeld, 
Nachſteuer, oder fonft eine andere Gebühr bezogen werden. Denjenigen , 
Gebühren aber, welche nach jeßigen oder Fünftigen Geſetzen des einen 
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oder des andern der beiden, kontrahirenden Staaten, auch von ſeinen 
eigenen Angehörigen bei Erbſchaften, Schenkungen, oder andern Hand: 
änderungen, auch außer dem Fall der Grportation bezahlt werden 
müffen, foll durdy gegenwärtige Uebereinfunft Fein Abbruch gefchehen. 

Art. 4. Diefe Freizügigkeit erſtreckt fich nicht nur auf alle Ge— 
bühren der im vorftehenden Artifel näher bezeichneten Art, welche in 
die Staatsfaffen fließen würden, fondern auch auf alle diejenigen ähn: 
lichen Bezüge, welche allfällig von Städten, Kommunen, Korporationen, 
Stiftern, Klöftern, Patrimonialgerichten, oder Privatberechtigten,, bis— 
dahin erhoben worden fein Fönnten. 

Art. 5. Die ſämmtlichen obftehenden Beltimmungen werden vom 
Tage der Auswechslung der Natififatorien an gerechnet, welche fo be: 
förderlich als möglich Statt finden foll, in die Kraft eines förmlichen 
Staatsverteags erwachfen, und rechtlich zu wirfen anfangen”); wobei 
jedoch die beftimmte Meinung obwaltet, daf alle am Tage der Aus: 
wechslung etwa bereits anhängige aber noch umerledigte Fälle, gegen: 
feitig nach den Beftimmungen diefes Vertrags beurtheilt und erledigt 
werden follen. 

Zu Bekräftigung deffen, haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten 
fi) Hier eigenhändig unterzeichnet, und das Siegel ihrer Wappen 
beigedrüdt. 

Zürich, den 11. Dez. 1821. Parma, den 28. Dez. 1821. 
(L. 8.) Hansv. Reinhard, (1L.S.) ®raf von Neipperg. 
Dürgermeifter von Zürich. 





Die Ratififationsurfunde von Seite Ihrer Majeftät ift zu 
Parma den 12. Januar 1822, und diejenige der Eidsgenoffenfchaft in 
Züri den 8. Januar 1822, im Mamen der XXI Kantone von 
dem Amtsbürgermeifter des Vororts Zürih, Hans v. Reinhard, 
ausgefiellt worden. (Neo. XXXIII, Bd. II der offiz. Sammf.) 


CXCIX. 
Freizügigkeit mit dem Großherzogthum 
Heſſen-Daruſtadt. 
Erklärungen vom 15. Juli und 19. September 1823. 
A. Eidsgenöffifhe Erklärung. 


Mir Schultheif und Räthe der Stadt und Republif Bern, als 
wirklicher eidsgenöffifcher Vorort, beurfunden hiemit im Namen und 


2) Diefe Ansiwechslung ift in Mailand am 25. Februar 1522 wirffich 
bollgogen worden. 
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nach der und erflärten Zuftimmung dee XXI Stände der Schweiz: 
daß die fchweizerifche Eidsgenoſſenſchaft mit Seiner Königlichen Hoheit 
dem Großherzogen von Heffen, in Hinſicht einer wechielfeitigen allge: 
meinen Freizügigkeit, über nachfiehende DBeftimmungen übereingefom: 
men ift: 

4. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem, aus der ſchwei— 
zerifchen Eidsgenoſſenſchaft in die Großherzoglich Heffifchen Lande, oder 
umgekehrt aus den Großherzoglich Heffifhen Landen im die ſchweize— 
riſche Gidsgenoffenfchaft gehenden Vermögen, unter was immer für 
einem Namen erhoben worden, follen zwiſchen den beiden Staaten gänz: 
li aufgehoben fein, ohne allen Unterfchied, ob das Vermögen durch 
erlaubte Auswanderung, Kauf, Taufh, Schenfung, Erbſchaft oder 
auf andere Weiſe ausgezogen werde, 

2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder dem an« 
dern der beiden Fontrahirenden Staaten, bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls 
fünftig eingeführt werden Fönnten, und auch von den eigenen Unter: 
thanen ohne Rückſicht auf MWermögenserportation entrichtet werden 
müffen, — find hierdurch nicht aufgehoben. 

3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fi) auf den ganzen Um— 
fang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

4. Nach diefem Grundfage foll Fein Unterfchied deftwegen gemacht 
werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, oder 
fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien; und es follen daher auch alle 
Privatberechtigungen zu Nacyftener oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueberein— 
funft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen Grlaub: 
niß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirflichen Wermögens: 
erportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augenblid 
an, wo die Freizügigfeitsfonvention in Wirkſamkeit tritt, und wozu 
der 4. Auguft des laufenden Jahres 1823 als beftimmter Termin an: 
genommen wird, — das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht 
erportirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

6. Gegenwärtige, im Namen der fchrweizerifchen Eidsgenoffenfchaft 
und Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von Heffen zweimal gleich: 
- Sautend ausgefertigte Konvention fol, nad) erfolgter Auswechslung, 
von dem im Art. 5 genannten Tage an, Kraft und Wirkfamfeit in 
den beiderfeitigen Landen haben und öffentlich befannt gemacht werden. 

Bon dem Amtsſchultheißen der Stadt und Republif Bern, Präfi- 
denten der Tagfakung und des Vororts, fo wie von dem eidsgenöffifchen 
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Kanzler unterfchrieben und mit dem eidsgenöffifchen Siegel verfehen in 
Bern den 45. Juli 1823. 
Der Amtsſchultheiß des eidsgenöffifchen Wororts Bern, 
Präfident der Tagſatzung: 
(L. 8.) R. von Battenwopl. 
Der eidsgenöffifhe Kanzler. 
Mouffon. 


B. Großherzoglich Heffifhe Erflärung. 


Die Großherzoglich Heffifche Staatsregierung ift mit der ſchweizeri⸗ 
ſchen Eidsgenoffenfhaft in Hinficht einer wechfelfeitigen allgemeinen Frei: 
zügigfeit über nachſtehende Beftimmungen übereingefommen : 

- Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Großherzogthum Heffen in die fchweizerifche Cidsgenoffenfchaft oder um: 
gefehrt aus der fchweizerifchen Eidsgenoffenfhaft in das Großherzog: 
thum Heffen gehenden Vermögen, unter was immer fir einem Namen 
erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten gänzlich aufge: 
hoben fein, ohne allen Unterfchird, ob das Vermögen durch erlaubte 
Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbſchaft oder auf andere 
Weiſe ausgezogen werde. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fhaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find oder allenfalls eins 
geführt werden könnten, und auc von dem eigenen Unterthan ohne 
Rückſicht auf Vermögenserportation. entrichtet werden -müffen, — find 
hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt ſich auf den gan: 
zen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag foll Fein Unterfchied defwegen ges 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloifen 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien und es follen daher auch alle Privat: 
berechtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide Staa: 
ten aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens fol bei der Anwendung der gegemmwärtigen 
Ucbereinfunft nicht der Zag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Grlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation in Betraht genommen werden, fo, daß von dem 
Augendlid an, wo die Freizügigfeitsfonvention in Wirkſamkeit tritt, 
und wozu der 1. Auguft des laufenden Jahres 1823 als befiimmter 
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Termin angenommen wird, das zwar ſchon früher angefallene aber noch 
nicht erportirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art: 6. Gegenwärtige im Namen Seiner Königlichen Hoheit des 
Groß herzogs von Heffen, umd der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft zwei: 
mal gleichlautend ausgefertigte Konvention foll, nach erfolgter Aus: 
wechſelung, von’ dem im Artifel 5 genannten Tage an, Kraft und 
Wirffamkfeit in den beiderfeitigen Landen haben und öffentlich befannt 
gemacht werden. 

Darmftadt den 19. September 1823. 
Auf beſonderen Allerhöchften Befehl: 
Großherzoglich Heſſiſches Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten, 
(L. 8.) Freiherr du Thil. 
v. Zangen. 





Note. Die gegenfeitige Auswechslung der Ratififatorien, ift am 25. Sep. 
tember 1823 zwifhen dem Großberzoglih Heflifhen Außerordentlihen Ge: 
fandten und Bevollmächtigten Minifter in Paris und dem fchiveizerifchen Ges 
fchäftsträger daſelbſt, vollzogen worden. 

(Nero. LIT, Bd. IE der offij. Sammf.) 


cc. 


Freizügigkeit mit dem Mönigreich beider Sizilien. 
Grflärungen vom 29. Sept. 1821, 26. Mai 1823 u, 22. März 1824. 
J Weberſetzung.) 
J. Eidsgenöſſiſche Erklärung vom 29. September 4824. 


Bürgermeiſter und Staatsrath des Standes Zürich, 
als dermaligen eidsgenöſſiſchen Vororts, — 

Nach Einſicht desjenigen von Sr. Maj. dem König beider Sizilien 
unterm 12. Auguſt 1818 in Neapel erlaſſenen Dekrets, welches dem 
Generalkonſul der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft in dieſer Hauptſtadt 
im Begleit eines amtlichen Schreibens des Miniſteriums der auswärtigen 
Angelegenheiten vom 25. gleichen Monats mitgetheilt wurde, und wo⸗ 
duch Se. Maj. — in Erläuterung der in den Artikeln II und 726 
des in dem Königreich in. Kraft beftchenden Bürgerlichen Geſetzbuchs 
enthaltenen allgemeinen Beftimmungen — die Aufhebung des Heim: 

Schweiz. Staatör. I. Bd. 27 
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fallrechts gegen die Angehörigen derjenigen fremden Staaten ausgefpro: 
chen hat, deren Regierungen fich erklären, gänzliches und vollk ommenes 
Gegenrecht in Hinficht auf die Unterthanen und Angehörigen des König- 
reichs beider Sizilien beobachten zu wollen, — 

In Betrachtung, daß bereits im Jahr 1803 die eidsgenöffifche Tag: 
fagung fi im Allgemeinen über die Abfchaffung der Heimfallrechte in 
Hinfiht auf die Unterthanen folher Länder ausgefprochen hat, welche 
darauf Werzicht leiften, die Schweizer diefen nämlichen Gebühren zu 
unterwerfen; und daß von befagtem ‚Zeitpunkt am diefelben nie mehr 
in der That gegen die Angehörigen Sr. Maj. des Königs beider Gizi: 
lien angewandt worden find, — 

Nach verfaffungsmäßig eingeholter Zuftimmung der eidsgenöffifchen 
Standesregierungen, — 

erflären dur gegenwärtige Urkunde: 

1. In den zwei und zwanzig Kantonen der fchweizerifchen Gide- 
genoſſenſchaft ift und bleibt das Heimfallrecht gegen die Unterthanen 
Sr. Maj. des Königs beider Sizilien aufgehoben und können demzu: 
folge diefelben die zu ihren Gunſten auf dem Gebiet befagter Kantone 
fallenden Erbfchaften frei beziehen. 

2. Diefe Erflärung ift in der zuwerfichtlichen Erwartung und unter 
der Bedingung gegeben, daß, zufolge dem Königlichen Defret vom 
42. Auguft 1818, in dem Königreich beider Sizilien zu Gunften der 
Angehörigen der Schweiz das vollfommene Gegenrecht werde . zugefagt 
werden. 

3. Da die Schweiz, den Entfchliefungen der Tagfakung von 1803 
gemäß, fchon feit mehrern Jahren gegen die Untertanen des‘ König. 
reichs beider Sizilien das Heimfallrecht nicht mehr ausgeübt hat, — 
fo glaubt Hinmwieder die Eidsgenoffenfhaft, von der Gerechtigkeit und 
dem Wohlwollen Sr. Maj. erwarten zu können, daß die in Höchſtdero 
Staaten zu Gunften von Bürgern der Kantone bereits verfallen liegen: 
den Erbſchaften, ebenfalls berichtigt umd frei bezogen werden können. 

4, Die gegenwärtige Erklärung wird der Königlichen Regierung 
beider Sizilien durch den in Neapel refidirenden Agenten der fchweize: 
riſchen Eidsgenoffenfchaft zur Kenntniß gebracht werden. 

Gegeben in ‚Zürich den 29. September 1821. 


Der Amtshlirgermeifter, 
Präfident des Vororts und der eidsgenöffifchen Tagfagung : 
(L. 8.) von Wyp. 
| Der Kanzler der Eidsgenoffenfchaft : 
Mouffon. 


-———— 
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II. Eidsgenöſſiſche Erklärung vom 26. Mai 1823. 


Der eidsgenöſſiſche Vorort, — 

Durch eine von Sr. Exzellenz dem Prinzen von Scaletta, Miniſter 
der Auswärtigen Angelegenheiten Sr. Maj. des Königs beider Sizi- 
lien, am 11. Jenner 1823 an den Agenten der Gidsgenoffenfchaft in 
Neapel erlaffene Note benachrichtigt: dah Se. Maj., befriedigt durch 
den unterm 29. September 1821 im Namen der Gidsgenoffenfchaft aus: 
geftellten Akt, betreffend die gegenfeitige Abfchaffung de, Heimfallrechts 
zwifchen beiden Staaten, — Ihre Zuftimmung dazu geben, daß der 
‚Zeitpunkt, von welchem an diefe gegenfeitige Aufhebung in Anwendung 
treten fol, auf den 12. Auguſt 1818, als das Datum des Königlichen 
Defrets, fefigefegt werde, in fo weit es diejenigen Heimfallrechte an: 
betrifft, welche die Regierung von den in den Königlichen Staaten 
durch Abſterben fchweizerifcher Angehöriger verfallenen Erbſchaften zu 
beziehen hätte; daß aber Se. Maj. für die Zwifchenzeit vom 12. Auguft 
1818 His zum 1. September 1819, dem Tage der Befanntmadyung 
des im Königreidy beftehenden bürgerlihen Geſetzbuches, allfällige Dritt: 
mannsanfprachen auf benannte Erbfchaften vorbehalten, zumalen diefen 
allfälligen Rechten die Rückwirkung der Abfchaffung des Heimfallrechts, 
für benannte Zwiſchenzeit, keineswegs Abbruch thun fol, — 

erklärt: 

Dog obige Bedingung im Namen der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſen⸗ 
fchaft angenommen wird, unter Vorbehalt jedoch der Reziprozität für 
die allfälligen Rechte, welche von Drittmannsfeite in Hinficht auf folche 
Berlaffenfchaften angefprochen werden könnten, die in der Schweiz 
während des Zeitraums vom 12. Auguft 1818 bis zum 4. September. 
1819 zu Gunſten Neapolitanifcher Angehöriger verfallen fein möchten. 

Demzufolge wird die ſchweizeriſche Cidsgenoffenfchaft die gegenfeitige 
Aufhebung des Heimfallrechts zwifchen den beiden Staaten als endlich) 
einverfianden und geregelt betrachten, fobald von Sr. Maj. dem König 
beider Sizilien ein mit dem vorbemeldten eidsgenöffifchen Alt. vom 
29. September 1821 übereinftimmender und mit dem in gegemwärtiger 
Erffärung erwähnten Vorbehalt verfehener Beſchluß ‚gefaßt und. die 
Eidsgenoffenfhaft in Kenntniß davon gefeßt fein wird. 

Gegeben in Bern den 26. Mai 1823, 
Der Amtsſchultheiß, 
Präfident des Vororts und der eidsgenöffifchen Tagfakung : 
L. S,) R. von Wattenwopl. 
Der Kanzler der Cidsgenoffenfchaft : 
Mouffon. 
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III. Königl. Neavolitanifche Erklärung vom 22. März 1824, 
Neapel, den 22. März 1324. 


Ferdinand I., von Gottes Gnaden König beider Si— 
zilien, von Jerufalem ıc., Infant von Spanien, Herzog 
von Parma, Piacenza, Eaftro ıc. ıc., Erbgroßfürft von 
Toscana ıc. ıc. ıc., — 


Nach Anficht des zweiten Artifels unfers Königlichen Dekrets vom 
42. Auguft 1818, wodurd) feftgefegt wurde, daß die Fremden in dem 
Königreich beider Sizilien, den DBefig und Genuß der von der Aufs 
hebung des Heimfallrechts herrührenden Effekten erft von dem Tage an 
gerechnet antreten Fönnen, an welchem diejenige Macht, deren Ange: 
hörige fie find, durch amtliche Erklärung Fund gethan haben wird, 
daß fie unfern Unterthanen das Gegenrecht angedeiben laffe, — 

Nach Anficht der von dem eidsgenöffifchen Vorort erlaffenen Erklä— 
rungen vom 29. September 1821 und 26. Mai 1823, die dem gegen: 
wärtigen Defret in Abfchrift beigefügt find, — 

Auf den Vorfchlag unfers einsweilen mit dem Portefeuille der Aus: 
wärtigen Angelegenheiten beauftragten Königlihen Raths und Staatse 
minifters, — 

Haben befchloffen zu defretiren und defretiren, 
was folgt: 

Art. 1. Vom 1. September 1819 an gerechnet, wird in unferm 
Königreidy beider Sizilien das Heimfallreht, in fo weit folches die 
Angehörigen der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft anbetrifft, nicht mehr 
ausgeübt werden, gleichwie — dem Inhalt der obgedachten Erflärung 
vom 29. September 1821 zufolge — ſolches auch dort gegen die Königl. 
Neapolitanifchen Unterthanen nicht mehr ausgeübt wird. 

In Hinſicht auf die vom 12. Auguft 1818 bis zum 4. September 
1819 in dem Königreich verfallenen Erbfchaften, wird das Heimfallrecht 
auf die Angehörigen der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft nicht ange: 
wandt, in foferne ſolches diejenigen Rechte betrifft, welche von Seite 
der Königlihen Schagfammer ausgeübt werden könnten. Hingegen 
bleiben diejenigen Drittmannsrechte, die von Partifularen auf diefe 
Erbſchaften angefprochen werden Fönnten, ohne Abbruch vorbehalten ; 
auf gleiche Weiſe, wie befagtes Recht nad dem Inhalt der erwähnten 
Erklärung vom 26. Mai 1823, auch in der Gidsgenoffenfchaft nicht 
auf die Angehörigen unferer Königlichen Staaten angewandt, hingegen 
aber Drittmannsrecht der Partitularen vorbehalten wird. 
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Art. 2. Unfere Minifter Staatsfefretarien find mit der Vollzie— 
hung diefes Defrets beauftragt, im fo weit es Jeden von Ihnen betrifft. 
Unterzeichnet: 
Ferdinand. 
Der einsiweilen mit dem Porte- (T.. S.) Der Königliche Rath und Staats: 


feuille der Auswärtigen An— minifter, einsweiliger Präfident 

gelegenheiten beauftragte K. des Minifterialrathe. 

Rath und Staatsminifter. Unterzeichnet : 
Unterzeichnet : von Medici. 


von Medici. | 
(Neo. LIV, Bd. II der offiz. Samml.) 


CCI. 


Freizügigkeit 
zwiſchen der Eidsgenoſſenſchaft und St. Maj. dem König 
von Dänemarf. 


(Bom 12. Juni 1825.) 
A. Eidsgenöffifche Erklärung vom 10. Dezember 1828. 


Wir Bürgermeifter und GStaatsrath des Standes 
Zürich, als wirklicher eidsgenöffifher Vorort, beurfunden 
hiemit, im Namen und nach der uns erflärten Zuftimmung der XXII 
Stände der Schweiz: 

Daß zwiſchen der fchmeizerifchen Gidsgenoffenfhaft und Sr. Maj. 
dem König von Däncmarf ein Freizügigfeitsvertrag unter folgenden 
DBeftimmungen eingegangen und abgefchloffen worden ift: 

Art. 1. Dei feinem Vermögensausgang aus dem Gebiet der XXII 
‚Kantone der fehmweizerifhen Eidsgenoffenfchaft in das Königreih Dä- 
nemarf und im die Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg, 
oder aus dem Königreich Dänemarf und den Herzogthümern Schles— 
wig, Holitein und Lauenburg in die XXII Kantone der fchweizerifchen 
Sidsgenoffenfchaft, fol irgend ein Abſchoß (zabella hereditaria) oder 
Adfahrtsgeld (census emigrationis) erhoben werden, ohne allen Un— 
terfchied, ob ſich folder Wermögensausgang durdy erlaubte Auswande— 
rung, oder durch Erbſchaft, Legat, Brautſchatz, Schenkung, Kauf, 
Tauſch, oder auf irgend eine andere Weiſe ergeben. 

Art. 2. Die Freizitgigkeit fol ſich ſowohl auf denjenigen Abſchoß 
und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die landesherrlichen Kaffen 


fließen würden, als auch auf denjenigen Abſchoß und auf dasjenige Ab: 
fahrtsgeld erſtrecken, welche etwa in die Kaffen der Städte, Märkte, 
Kämmereien, Stifter, Klöfter, Gotteshäufer, Patrimonialgerichte, Kor: 
porationen, Gutsbefiger, oder irgend einer andern Klaffe von Privat: 
berechtigten fließen würden. 

Art. 3. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder in 
dem andern der Eontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Gröfchaf: 
ten, Zegaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls Fünftig 
eingeführt werden fönnten, und welche auch von den im Lande bleiben: 
den Staatsangehörigen ohne Rüdficht auf Vermögenserportation bezahlt 
werden müffen, find hiedurch nicht aufgehoben. 

Art. 4. Die fämmtlichen Beftimmungen der gegenwärtigen Ver— 
einbarung follen fi auf alle am Zage der Auswechslung der gegenfeis 
tigen, darüber auszuftellenden Deflarationen pendente und auf alle Fünf: 
tige Fälle erſtrecken. 

Zu deffen Urfund und Befräftigung ift diefe unfere Grflärung von 
dem Amtsbürgermeifter des Standes Zürich, Präfidenten der Tagfagung 
und des Vororts, fo wie von dem eidsgenöffifchen Kanzler unterzeich- 
net und mit dem eidsgenöffifchen Siegel verfehen worden in Zürich den 
zehnten Shriftmonat eintaufend achthundert fieben und zwanzig. (1827.) 


Der Amtsbürgermeifter,, 
Präfident des Vororts und der eidsgenöffifchen Tagſatzung: 
—9 von Wyß. 


Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Mouffon. 


B. Königlich Dänifche Gegenerflärung. 
(Bom 22. Februar 1828.) 


Wir Frederik der Schste, von Gottes Gnaden Kö: 
nig zu Dänemark, der Wenden und Gothen, Herzog zu 
Schleswig, Holftein, Stormarn, des Dithmarſchen und 
zu Lauenburg, wie aud zu Oldenburg, — 

thun fund hiemit: 
daß zwifchen Uns und der fchmeizerifchen Eidsgenoffenfchaft ein Freizü⸗ 
gigfeitsverfrag unter folgenden Beftimmungen eingegangen und abge: 
ſchloſſen worden ift: 

Art. 1. Dei Feinem Vermögensausgange aus Unferm Königreiche 
Dänemark und Unfern Yerzogthüimern Schleswig, Holftein und Zauen: 
burg in die XXI Kantone der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, oder 
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aus den XXII Kantonen der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft in Unfer 
Königreich Dänemarf und in Unfere Herzogthümer Schleswig, Holftein 
und Lauenburg, fol irgend ein Abſchoß ‚(gabella hereditaria) oder 
Abfahrtsgeld (census emigrationis) erhoben werden, ohne allen Un: 
terfchied, ob fich folcher Dermögensausgang durd erlaubte Auswande— 
rung, oder durch Erbichaft, Legat, Brautſchatz, Schenfung, Kauf, 
Tauſch, oder auf irgend eine andere Weiſe ergeben. 

Art. 2. Die Freizügigkeit fol ſich ſowohl auf denjenigen Abſchoß 
und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die Iandesherrlichen Kaffen 
fliegen würden, als aucd auf denjenigen Abfchoß und auf dasjenige Ab⸗ 
fahrtsgeld erftreden, welche etwa in die Kaffen der Städte, Märkte, 
Kämmereien, Stifter, Klöfter, Gotteshäufer, Patrimonialgerichte, Kor: 
porationen, Qutsbefiger, oder irgend einer andern Klaffe von Privat: 
berechtigten fließen wilden. 

Art. 3. Diejenigen Abgaben jedody, welche im dem einen oder in 
dem andern der Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Taufh, Erbfchaf: 
ten, Legaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls fünftig 
eingeführt werden könnten, und welche auch von den im Lande bleiben: 
den Unterthanen, ohne Rüdficht auf WVermögenserportation, bezahlt _ 
werden müffen, find hiedurch nicht aufgehoben. | 

Art. 4. Die ſämmtlichen Beftimmungen der gegenwärtigen Der: 
einbarung follen fi auf alle am Tage der Auswechslung der gegenfei= 
tigen, darüber auszuftellenden Deflarationen pendente und auf alle fünf: 
tigen Fälle erftreden. 

Urfundlich unter Unferm Königlichen Handzeichen und vorgedrudten 
Infiegel. 

Gegeben in Unferer Königlichen Refidenzftadt Koppenhagen den 22. 
Februar 1828, 
L. 8.) Frederik. 


Graf von Schimmelmann. 





Note. Vorſtehende Erklärungen ſind am 12. Juni 1828 in Wien zwi— 
ſchen dem Gefhäftdträger der Eidsgenoſſenſchaft am K. K. Hofe, Freiherrn 
von Effinger von Wildegg, und dem dortigen Königlich Däniſchen Geſandten, 
Grafen von Bernskorff, in der Wohnung des Letztern gegenſeitig ausgewech—⸗ 
felt worden und — zufolge obſtehenden $. 4 — von bemeldbtem Tag der 
Auswechslung an in Kraft und Wirklichkeit getreten. 

(Neo. LXXXIX, Bd. U der offiz. Samml.) 





CcCH. * 
Freizügigkeit 
zwiſchen der Eidsgenoſſenſchaft und dem Kaiſerthum 
Rußland und Königreich Polen, im Jahr 1830. 
(Ueberfegung.) 
A. Eidsgenöffifche Erklärung in Bezug auf das ruffifche 
Kaiſerthum. 
(Vom 13. Auguſt 1830.) 

Da Seine Majeſtät der Kaiſer aller Reußen durch einen an den 
dirigirenden Senat den 2. Brachmonat 1823 erlaſſenen Ukas beſchloſſen 
haben: „daß das zu Gunſten des Kaiſerlichen Schatzes auf die außer 
„das Kaiſerthum erfolgende Wegziehung von Erbſchaften und von an— 
„derm Fremden zugehörigen Vermögen ausgeübte Abſchoßrecht zu Gun— 
„ſten der Unterthanen derjenigen Mächte aufgehoben ſein ſoll, welche 
„gegenrechtlich eine gleiche Aufhebung zu Gunſten der ruſſiſchen Un— 
„terthanen feſtgeſetzt hätten,“ — fo erklären mit Gegenwärtigem, da— 
mit obige Verfügung ſofort auf die ſchweizeriſchen Angehörigen anwend⸗ 
bar werde, Schultheiß und Geheimer Rath der Stadt und Republif 
Bern, als wirflicher Vorort der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfhaft, im 
Namen der eidsgenöffifchen Stände, daß das Abſchoßrecht, fo wie deffen 
Begriff fih oben angegeben findet, weder jegt noch in Zufunft in den 
Kantonen der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft auf Erbfdjaften oder an: 
deres Dermögen, welche ruffifchen Unterthanen anfallen oder ihnen zu: 
gehören, ausgeübt werden foll, und daß die Aufhebung diefes Rechtes 
zu Ounften befagter Unterthanen ihre volle Kraft und Wirfung haben 
werde nicht nur in allen fünftigen, fondern auch im allen denjenigen 
Fällen, wo bis zum Datum der gegenwärtigen Erfldrung die aufgehobe: 
nen Gebühren :nody wicht wirflid und vollftändig erhoben worden wären. 

Zu Urkunde deffen gegenwärtige Erklärung, welche beftimmt ift, 
gegen eine ähnliche, den fchiweizerifchen Angehörigen vollfommenes Ge: 
genrecht zufichernde Erklärung des ruffifchen Hofes ausgewechfelt zu wer: 
den, unterzeichnet und mit dem eidsgenöffifchen Siegel verwahrt worden. 

Alfo geichehen zu Bern, den 13, Auguft 1830. 

Scuitheiß und Seheimer Rath der Stadt und Republif Bern, 
als wirklicher Vorort der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfchaft, 
und in ihrem Namen, 
der Amtsſchultheiß: 

(L. S.) Fiſcher. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Mouſſon. 
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B. SRaiferlich-vuffifche Gegenerklärung. 
(Bom 1/13 Auguft 1530.) 


Da Seine Majeftät der Kaifer aller Reußen durch einen an den 
dirigirenden Senat den 2. Brachmonat 1823 erlaffenen Ukas befchlof: 
fen: „daß das zum Vortheil des Kaiferlihen Schages auf die aufer 
„das Kaiſerthum erfolgende Wegziehung von Erbfchaften und von an= 
„derm fremden zugehörigen Vermögen ausgeübte Abfchoßrecht zu Gun: 
„fen der Unterthanen derjenigen Mächte aufgehoben fein fol, welde 
„gegenrechtlih eine gleiche Aufhebung zu Gunſten der ruffifchen Un: 
„terthanen fefigefeht hätten,” — und da Schultheiß und Geheime 
Käthe der Stadt und Republif Bern, als wirklicher Vorort der ſchwei— 
zerifchen Gidsgenoffenfchaft, durch eine unter heutigem Datum ausge= 
fiellte Urkunde im Namen der eidsgenöffiihen Stände erflärt haben, 
daß das Abfchofrecht, fo wie deffen Begriff ſich oben angegeben findet, 
weder jetzt noch in „Zufunft in den Kantonen der Schweiz auf Erb: 
ſchaften oder anderes Vermögen, welche ruffifchen Unterthanen anfallen 
oder ihnen zugehören, ausgeübt werden fol, — fo erflärt mit Gegen: 
wärtigem der unterzeichnete wirkliche Staatsrath, Seiner Majeftät des 
Kaifers aller Reußen Kämmerer und Allerhöchftderielben Gefchäftsträger 
in der Schweiz, nad der zu diefem Ende von feinem erlauchten Sou: 
verän erhaltenen Vollmacht, daf, da die in dem oben angeführten 
Ufas enthaltene Bedingung ſich auf folche Weiſe von Seite der Bun⸗ 
desbehörde der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft vollfommen erfüllt fin⸗ 
det, der befagte Ufas in Bezug auf fchweizerifche Angehörige feine volle 
Kraft und -Wirfung haben foll nicht nur in allen Fünftigen, fondern 


aud in allen denjenigen Fällen, wo bis zum Datum der gegenwärtiz | 


gen Erflärung die aufgehobenen Gebühren nicht wirflih und vollftändig 
erhoben worden wären. 

Zu Urkunde deffen hat er dig gegenwärtige Erklärung, die beftimmt 
ift, gegen diejenige des Vorortes der fchweizerifhen Eidsgenoſſenſchaft 
ausgewechfelt zu werden, unterfchrieben und diefelbe mit feinem Siegel 
verfehen laffen. 

ie zu Bern, den 3. Auguft 1830. 

(L. $.) Dmitri von Severine 


C. Eidsgenöffifche Erklärung in Bezug auf dag Königreid) 
Polen. 
(Bom 14. Auguft 1830) 


Da der ruffifhe Hof und die ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft über: 
eingefommen find, die Beſtimmungen der den 13. Auguft 1830 unter 
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beiden Theilen geiwvechfelten Grflärungen über gegenfeitige Aufhebung 
des Abfchoßrechtes, auf das Königreich Polen und die polnifchen Un- 
terthanen auszudehnen, fo erflären Schultheiß uud Geheimer Rath der 
Stadt und Republit Bern, als wirfliher Vorort der fchweizerifchen 
Eidsgenoffenfchaft: daß das zum Wortheil der Kantonskaſſen ausgeübte 
Abſchoßrecht auf die außer die fchweizerifchen Kantone erfolgende Weg: 
ziehung von Fremden zugehörigen Gröfchaften und von anderm Vermö— 
gen zu Gunften der Unterthanen des Königreichs Polen aufgehoben fei 
und bleibe, und daß die Aufhebung diefes Nechtes ihre volle Kraft und 
MWirfung haben werde nicht nur in allen fünftigen, fondern auch in 
allen denjenigen Fällen, wo bis zum Datum der gegenwärtigen Erklä⸗— 
rung die aufgehobenen Gebühren nicht wirflich und vollftändig erheben 
worden wären. 

‚Zu Urfunde deffen haben die Unterzeichneten gegenwärtiger Erflä: 
rung, die beftimmt ift, gegen eine ähnliche, den ſchweizeriſchen Ange: 
hörigen vollfommenes Gegenrecht zufichernde Erklärung von Seite des 
Herrn von Severine, wirflihen Staatsraths, Geſchäftsträgers Seiner 
Majeftät des Kaifers aller Reufen, Königs von Polen, ausgewechſelt 
zu werden, ihre Unterfcheift beigefeht und derfelben das eidsgenöffifche 
Siegel beidrücken faffen. 


Geſchehen zu Bern, dem 14. Auguft 1830. 


Schultheiß und Geheimer Rath der Stadt und Republik Bern: 
wirflicher Vorort der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft , 
in deren Namen, 
der Amtsfchultheiß: 
(L .S.) Fiſcher. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler : 
Mouffon. 


D. Königlicy-polnifche Gegenerffärung. 
(Bom 2/14. Auguft 1830.) 


Da der ruffifche Hof und die ſchweizeriſche Eidsgenoffenfchaft über: 
eingefommen find, die Beftimmungen der den 13. Auguft 1830 unter 
beiden Theilen gewechfelten Erklärungen über gegenfeitige Aufhebung 
des Abſchoßrechtes, auf das Königreid Polen und die polnifchen Une 
terthanen auszudehnen, fo erflärt mit Gegenwärtigem der unterfchrie- 
bene wirkliche Staatsrath, Seiner Majeftät des Kaifers aller Reußen, 
Königs von Polen, Kämmerer und Allerhöchftderfelben Gefchäftsträger 
in dee Schweiz, daß das zum Vortheil des polnifhen Schatzes aus: 
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geübte Abfchoßrecht auf die außer das polnifche Königreich erfolgende 
Wegziehung von Fremden zugehörigen Grbfihaften und anderm Ber: 
mögen jeßt und für die Zukunft zu Öunften der fhweizerifchen Ange: 
börigen aufgehoben fei und bleibe, und daß die Aufhebung diefes Rechtes 
ihre volle Kraft und Wirkung haben werde nicht nur in allen fünftis 
gen, fondern auch in allen’ denjenigen fällen, wo bis zum Datum der 
gegenwärtigen Grflärung die aufgehobenen Gebühren noch nicht wirklich 
und vollitändig erhoben worden wären. 

Zu Urkunde deffen hat der Unterzeichnete die gegenwärtige Erklä⸗— 
zung, welche beftimmt ift, gegen eine ähnliche, den Unterthanen des 
Königreihs Polen vollkommenes Gegenrecht zufichernde Erklärung von 
Seite des Vorortes der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft ausgewechfelt 
zu werden, unterzeichnet und derfelben fein Siegel beidrüden laffen. 


Geſchehen zu Bern, den 2/,. Auguſt 4830. 
(L. $.) Dmitri von Severine. 





Note. Die DOriginalurfunden vorftehender Erflärungen find am 30. Aug. 
1330 in Bern zwiſchen Seiner Erzellenz dem Heren Amesſchultheißen Fiſcher, 
Präfidenten des eidegenöffifhen Worortes, und dem Kaiferlich » euffifchen Ge: 
fhäftsträger, Herren Staatdrath von Geverine, ausgerwechfelt worden, 

(Nee. CXXXV, Bd. II der offiz. Samml.) 








CCM. 
Freizügigfeit 


zwifchen der Gidsgenoffenfhaft und dem Herzogthum 
Braunfhmweig; im Jahr 1833. 


A. Eidsgendffifche Erklärung. 
(Bom 27. Heumonat 1833.) 


Der eidsgenöffifche Vorort ift Namens der fchrweizerifchen Eidsge— 
noffenfchaft mit der Herzoglich- braunfchmweigifchen Staatsregierung in 
Hinficht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nachſtehende 
Beftimmungen übereingefommen: 

Art. 1. Alle Wermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft in das Herzogthum Braunſchweig, oder 
umgekehrt aus dem Herzogthum Braunfchweig in die ſchweizeriſche Eids- 
genoffenfhaft gehenden Vermögen unter tvas immer für einem Namen 
erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten gänzlich aufgeho: 
ben fein, ohme allen Unterfchied, ob das Vermögen durch erlaubte Auss 


wanderung, Kauf, Tauſch, Scenfung, Erbſchaft oder auf andere 
Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welde in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Staaten, bei Kauf, Taufch, 
Erbſchaften, Legaten oder Schenfungen eingeführt find oder allenfalls 
eingeführt werden könnten und auch von den eigenen Staatsangehörigen 
oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf Vermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fich auf den ganzen 
Umfang dee beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Mach diefem Grundſatz foll Fein Unterfchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle Pri: 
vatberechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug im Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueber: 
einkunft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen Gr: 
laubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Vermö— 
genserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augen: 
blif an, wo die gegenwärtige Freizügigkeitsfonvention in Wirkſamkeit 
teitt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht erportirte, Ver: 
mögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der fchweizerifhen Eidsgenoſ— 
fenfchaft und der Herzoglich = braunfchweigifchen Staatsregierung zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Konvention foll, nad) erfolgter - Auswechs— 
lung, Kraft und Wirkfamfeit in den beiderfeitigen Landen haben und 
öffentlich befannt gemacht werden. 

Zürich, den 27. Heumonat 1833. 

Dürgermeifter und Staatsrath des eidsgenöffifchen Vororts Zürich, 

in deren Namen, 
der Amtsbürgermeifter: 
(L. $.) Tr. DER 
Der eidsgenöffifhe Kanzler: 
Amrhyn. 


B. Herzoglich-braunſchweigiſche Erklärung. 
(Vom 9. März 1833.) 


Die Herzoglich-braunſchweigiſche Staatsregierung iſt mit dem eids— 
genöſſiſchen Vorort, Namens der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, in 
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Hinſicht einer wechſelſeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nachſtehende 
Beſtimmungen übereingekommen: 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Herzogthume Braunſchweig in die ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft, oder 
umgekehrt aus der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft in das Herzogthum 
Braunſchweig gehenden Vermögen unter was immer für einem Namen 
erhoben wurden, ſollen zwiſchen den beiden Staaten gänzlich aufgeho— 
ben fein, ohne allen Unterfchied , ob das Vermögen durd) erlaubte Aus- 
wanderung, Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbfihaft oder auf andere Weiſe 
ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
ſchaften, Kegaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls ein: 
geführt werden Fönnten und‘ auch von den eigenen Staasangehörigen 
oder Unterthanen ohne Rüdficht auf MWermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erftredt ſich auf den gan- 
zen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Mac) diefem Grundfag fol Fein Unterfchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen 
oder fonft von Staatsherrfchaften, Grundherrfchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle Pri⸗ 
vatberechtigumgen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten’ aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueber: - 
einfunft nicht. dee Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen Gr: 
laubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirflichen Vermö— 
genserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augen: 
blid an, wo die gegenwärtige Freizügigkeitsfonvention in Wirkſamkeit 
tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht erportirte, 
DBermögen als freizigig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenmwärtige, im Namen der Herzoglich = braunfchweigie 
fhen Staatsregierung und der fchweizerifchen Cidsgenoffenfchaft zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Konvention fol, mad) erfolgter Auswechs— 
lung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfeitigen Landen haben, und 
öffentlich befannt gemacht werden. 

Urfundlich des hierunter gedruften Herzoglichen Staatsfanzleifiegels 
und beigefügter Unterfchrift. 

Braunf Hweig, den neunten März eintaufend achthundert drei 
und dreißig. ° 

Herzoglid) = —— lüneburgiſches Staatsminiſterium: 
(L: S.) von Schleinip. 


Note. Die Originalurkunden vorftehender Erklärungen find am 21. Bein- 
monat 1833 zu Wien zwifchen dem fchweizerifchen Gefchäftsträger dafelbft , 
Heren von Effinger-Wildegg und dem Herzoglich-braunfchiweigifchen Gefchaäfts- 
teäger, Freiherrn von Erſteuberg, ausgewechfelt worden. 

(Nro. CXLIV, Bd. II der off. Samml.) 


CCIV. 
Freizügigfeit 


zwifchen der Eidsgenoffenfchaft und dem Königreich 
Hannover; im Jahr 1834. 


A. Eidsgenöffifhe Erklärung. 
(Bom 5. Heumonaf 1834.) 


Der eidsgenöffifche Vorort ift Namens der ſchweizeriſchen Eidsge— 
noffenfhaft mit der Königlich : Hannoverfchen Staatsregierung in Hin— 
ſicht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nachftehende Be— 
ſtimmungen übereingefommen : 

Art. i. Alle Bermögensabzüge , welche bisher von dem aus der 
fehweizerifchen Gidsgenoffenfhaft in das Königreich Hannover, oder 
umgekehrt aus dem Königreich Hannover in die fehweizerifche Eidsge— 
noffenfchaft gehenden Vermögen unter was immer für einem Namen er: 
hoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten gänzlich aufgehoben 
fein, ohne allen Unterfchied, ob das Vermögen durch eriaubte Aus- 
wanderung, Kauf, Zaufh, Schenkung, Crbfchaft oder auf andere 
Weife ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgabe jedoch, welche in dem einen oder dem 
andern der beiden Fontrahirenden Staaten, bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fhaften, Legaten oder Schenfungen eingeführt find oder allenfalls ein⸗ 
geführt werden könnten und aud von den eigenen Gtaatsangehörigen 
oder Unterthanen ohne Rüdficht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fid auf den ganz 
zen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag fol fein Unterfchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloſſen 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrfchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle Pri- 
vatberechtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 
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Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueber: 
einfunft nicht der Tag des Wermögensanfalls oder der erhaltenen Er— 
faubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Vermö— 
genserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augen: 
blid an, wo die gegenwärtige Freizügigfeitstonvention in Wirkſamkeit 
tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht exportirte, 
Bermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegemwärtige, im Namen der fchweizerifchen Cidsgenof- 
ſenſchaft und der Königlich-hannoverfchen Staatsregierung zweimal gleich⸗ 
lautend ausgefertigte Konvention foll, nad) erfolgter Auswechslung, Kraft _ 
und Wirkſamkeit in dem beiderfeitigen Landen haben und öffentlich bes 
kannt gemacht werden. 


Zürich, den 5. Heumonat 1834. 


Bürgermeifter und Staatsrat des eidsgenöffifchen Vororts Zürich, 
in deren Namen, 
der Amtsbürgermeifter: 
(L. S.) Mm. Hirzel. 
Der eidsgenöffifche Kanzler: 
Amrhyn. 


B. Königlich-hannoverſche Erklärung. 
(Bom 26. Hornung 1334.) 


Das Königlic, = geoßbritannifch = Hannoverfhe Minifterium der aus: 
wärtigen Angelegenheiten ift mit der fchmweizerifchen Eidsgenoffenfchaft 
und Namens derfelben mit dem eidsgenöffifchen Vorort in Hinficht einer 
wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nachftehende Beftimmungen 
übereingefommen: 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Königreih Hannover in die fehweizerifhe Cidsgenoffenfchaft, oder um: 
gekehrt aus der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft in das Königreich Han: 
nover gehenden Vermögen unter was immer für einem Namen erhoben 
wurden, follen zwifchen den beiden Staaten gänzlidy aufgehoben fein, 
ohne allen Unterfchied , ob das Vermögen durd) erlaubte Auswanderung, 
Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausge: 
zogen worden. } 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder dem 
andern der beiden Fontrahirenden Staaten, bei Kauf, Taufh, Erb: 
fchaften, Legaten oder Schenfungen eingeführt find oder allenfalls ein= 
geführt werden könnten und auch von den eigenen Staatsangehörigen 
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oder Unterthanen ohne Rückſicht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen , find bierdurdy nicht aufgehoben. ' 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fid) auf den gan- 
zen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag foll fein Unterfchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher aud alle Pri- 
vatberechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug im Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueber: 
einfunft nicht der Tag des Wermögensanfalls oder der erhaltenen Gr: 
laubnif zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Vermö⸗ 
genserportation in Betracht genommen werden, fo.daf von dem Augen⸗ 
blid an, wo die gegenfeitige Freizügigkeitsfonvention in Wirkſamkeit 
tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht exportirte, 
Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der ſchweizeriſchen Eidsgenof- 
fenfchaft und der Königlich:Hannoverfhen Staatsregierung zweimal gleich⸗ 
lautend ausgefertigte Konvention fol, nad) erfolgter Auswechslung, Kraft 
und Wirkſamkeit im den beiderfeitigen Landen haben und öffentlich be: 
fannt gemacht werden. 

Hannover, den 26. Hornung 1831, 

Königlic) = grofbritannifch » hannoverfches Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten: 
(L. S.) Alten. 


Note. Die Driginalurfunden vorfiebeuder Erflärungen find am 19. Heu⸗ 
monaf 1834 zu Wien zwifchen dem fchweizerifchen Gefchäftsträger, Herrn 
von Effinger-Wildegg, und dem Königlich-hannoverſchen Gefandten, Freiberen 
vun Bodenhanfen, ausgewechfelt worden. (Nro. CXLV, Bd. 11 d. off. Samml.) 


CCV. 
Freizügigfeit 
zwifhen der Eidsgenoffenfhaft und der freien und 
Hanfeltadt Hamburg; im Jahr 1834. 


A. Eidsgenöffifhe Erklärung. 
(Bom 13. Herbfimonat 1834.) 


Nachdem zwiſchen der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft und der freien 
und Hanfeftadt Hamburg binfichtlic einer wechfelfeitigen allgemeinen 
Freizügigfeit die nachftehenden Beſtimmungen zu dieffallfiger Verpflich- 
tung mittelft gegenfeitig auszuwechfelnder Grflärungen vereinbart wor— 
den, fo wird hierdurch von Seite des Vororts der ſchweizeriſchen Eids— 
genoffenfchaft erklärt: 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
fchweizerifhen Gidsgenoffenfchaft in die Stadt Hamburg und in das 
Gebiet derfelben gehenden Vermögen, unter welchem Namen es fei, 
ſchweizeriſcher Seits erhoben worden, follen gänzlich aufgehoben werden, 
ohne allen Unterfchied,, ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, 
Kauf, Taufh, Schenkung, Erbfchaft oder auf andere Weile ausgezo: 
gen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in der fchweizerifchen 
GEidsgenoffenfchaft bei Kauf, Tauſch, Erbſchaften, Legaten oder Schen- 
fungen eingeführt find oder Fünftig eingeführt werden möchten, und 
auch von den eigenen Staatsangehörigen ohne Rückficht auf Vermögens: 
erportation entrichtet werden müffen, find hierdurch, hinfichtlich des ham⸗ 
burgifchen Staats, nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Erklärung erſtreckt ſich auf den ganzen 
Umfang der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag foll Fein Unterfchied gemacht wer: 
den, ob die bisherigen Abzüge im die Staatskaſſe gefloffen oder fonft 
von Grundherrfchaften,, Individuen oder Korporationen bezogen worden 
feien, und es follen daher auch alle Privatberechtigungen zu Nachſteuer 
oder Abzug in Beziehung auf den hamburgifchen Staat aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Be— 
ftimmungen nicht der Tag des Wermögensanfalls oder der erhaltenen 
Grlaubniß zur Auswanderung, fondern mur jener der wirklichen Ders 
mögenserportation in Betracht gezogen werden, fo daß von dem Augen⸗ 
blid an, wo die gegenwärtigen Freizügigkeitsbefiimmungen in Wirk: 
famfeit treten, das zwar. ſchon früher angefallene, aber noch nicht er: 
portirte, Vermögen als freizügig behandelt werden foll. 

Schweiz. Staatör. Bd. I. 95 
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Art. 6. Gegenwärtige Erflärung fol, nad) erfolgter Auswechs- 
fung gegen eine gleihmäßige Grflärung ab Seite der freien und Han: 
feftadt Hamburg, Kraft und Mirkfamfeit Haben und öffentlich befannt 
gemacht werden. 

Zur Urkund deffen ift die gegenwärtige Deklaration mit den übli: 
hen Unterfchriften und Eiegel bekräftigt worden. 

Alfo gefhehen Zürich den achtzehnten Herbfimonat Gintaufend 
achthundert vier und dreißig. 

Dürgermeifter und Staatsrath des eidsgenöſſiſchen Wororts Zürich, 
in deren Namen, 
der Amtsbürgermeifter: 
(L. S.) M. Hirzel. 
Der eidsgenöffifche Kanzler: 
Amrhyn. 





B. Hamburgiſche Erklärung. 
(Vom 21. März 18534.) 


Nachdem zwiſchen der freien und Hanſeſtadt Hamburg und der 
ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft hinſichtlich einer wechfelfeitigen allge 
meinen Freizügigkeit die nachſtehenden Beſtimmungen zu deßfallſiger 
Verpflichtung mittelſt gegenſeitig auszuwechſelnder Erklärungen verein⸗ 
bart worden, als wird hierdurch ab Seite des Senats der freien 
und HYanfeftadt Hamburg erflärt: 

41. Alle Vermögensabzüge, weldye bisher von dem aus der Stadt 
Hamburg und aus dem Gebiete derfelben in die fchmweizerifche Eidsge- 
noffenfchaft gehenden Vermögen, unter welchem Namen «6 fei, bam- 
burgifcher Seits erhoben worden, follen gänzlich aufgehoben werden, 
ohne allen Unterfchied,, ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, 
Kauf, Taufh, Schenfung, Erbſchaft oder auf andere Weile ausge: 
z0gen worden. 

2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche im hamburgiſchen Staat bei 
Kauf, Taufe, Erxbfchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find 
oder Fünftig eingeführt werden möchten, und auch von. den eigenen 
Staatsangehörigen, ohne Rüdficht auf Wermögenserportation, entrichtet 
werden müſſen, find hierdurch , hinſichtlich der ſchweizeriſchen Eidsge: 
noffenfchaft, nicht aufgehoben. 

3. Die gegenwärtige Erklärung erſtreckt fi) auf den ganzen Um: 
fang des Hamburgifchen Staats. - 

4. Nach diefem Grundſatz foll Fein Unterſchied gemacht werden, 
ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffe gefloffen, oder fonft von 
Grundherrſchaften, Individuen oder Körporationen bezogen worden feien, 
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und es ſollen daher auch alle Privatberechtigungen zu Nachſteuer oder 
Abzug, in Beziehung auf die ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft, aufge: 
hoben fein. 

5. Uebrigens fol ‚bei der Anwendung der gegemwärtigen Beftim- 
mungen nicht der Tag ded MWermögensanfalls oder der erhaltenen Er⸗ 
laubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Vermö⸗ 
genserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augen- 
blid an, wo die gegenwärtigen Freizligigkeitsbeftiimmungen in Wirk: 
famfeit treten, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht expor⸗ 
tirte, Vermögen als freizügig behandelt werden fol. 

6. Gegenwärtige Erklärung fol, nad) erfolgter Auswechslung gegen 
eine gleichmäßige Erflärung ab Seite der ſchweizeriſchen Cidsgenoffen- 
fchaft, Kraft und Wirkfamkfeit haben und öffentlich ‚bekannt gemacht 
werden. 

Zur Urkunde des Obigen ift die gegenwärtige Deklaration mit der 
Unterfcheift des Herrn Sefretärs des Senats verfehen, und derfelben 
das Inſiegel des hamburgifchen Staats beigedrüdt worden. 

So geihehen Hamburg am 21. Mär; Gintaufend achthundert 
vier und dreißig. 

Ex speciali Commissione Amplissuni Senatus Hembusgensin: 

(L. $.) E. BANKS, Dr. 
Reipublicae Hamburgensis Secretasins subscripsit, 





Note. Die Driginalurkunden find am 11. Wintermonat 1834 zu Wien 
ausgewechſelt worden zwifchen dem ſchweizeriſchen Gefchäftsträger daſelbſt, 
Herrn bon Effinger Wildegg, und dem hamburgiſchen Geſchäftsträger, Deren 
bon Graffen. (Nro. CXLVI, Bd. II dir offiz. Samml.) 


CCVI. 
Freizügigkeit 
zwiſchen der Gidsgenoſſenſchaft und der freien und 
Hanſeſtadt Bremen im Jahr 1834. 


A. Eidsgenöſſiſche Erklärung. 
(Vom 18. Herbſtmonat 1834,) 


Nachdem zwiſchen der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft und der freien 
und Hanſeſtadt Bremen hinſichtlich einer wechſelſeitigen allgemeinen Frei⸗ 
zügigkeit die nachſtehenden Beſtimmungen zu deßfallſiger Verpflichtung 
mittelſt gegenſeitig auszuwechſelnder Erklärungen vereinbart worden, ſo 
wird hierdurch von Seite des Vororts der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſen⸗ 
ſchaft erklärt: 
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Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher. von dem aus der 
ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft in die Stadt Bremen und in das Gebiet 
derfelben gehenden Vermögen, unter welchem Namen «8 fei, ſchweize— 
eifcher Seits erhoben worden, follen gänzlich aufgehoben werden, ohne 
allen Untzrfchied, ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, 
Kauf, Tauſch, Schenkung, Erbfchaft oder auf andere Weife ausge: 
z0gen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in der ſchweizeriſchen 
Eidsgenoffenfchaft bei Kauf, Tauſch, Erbfchaften, Legaten oder Schen: 
kungen eingeführt find oder Fünftig eingeführt werden möchten, und 
auch von den eigenen Staatsangehörigen ohne Rüdficht auf Vermögens: 
erportation entrichtet werden müffen, find hierdurch, hinſichtlich des 
bremiſchen Staates, nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Erklärung erſtreckt fi) auf den ganzen 
Umfang der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag fol Fein Unterfchied gemacht mer: 
den, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaffe gefloffen oder fonft 
von Grundherrfchaften, Individuen oder Korporationen bezogen worden 
feien, und es follen daher auch alle Privatberechtigungen zu Nachſteuer 
oder Abzug im Beziehung auf den bremiichen Staat aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Deftimmungen nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation in Betracht gezogen werden, fo daß von dem Augen: 
blick an, wo die gegenwärtigen Freizügigkeitsbeftimmungen in Wirf: 
famteit treten, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht 
erportirte, Vermögen als freizügig behandelt werden fell. 

Art. 6. Gegenwärtige Erklärung foll, nad) erfolgter Auswechs— 
lung gegen eine gleihmäßige Grölärung ab Seite der freien und Hanfe: 
ftadt Bremen, Kraft und Wirkſamkeit haben und öffentlich befannt 
gemacht werden. 

Zur Urkunde deffen:ift die gegenwärtige Deklaration mit den übli: 
chen Unterfchriften und Siegel befräftigt worden. 

Alfo gefchehen Zürich den 18. Herbfimonat Eintauſend achthun— 
dert vier und dreißig. 

Bürgermeifter und Staatsrath des eidsgenöffifchen Vororts Zürich, 
in deren Namen, 
der Amtsbirrgermeifter: 
(L. 8.) M. Hirzel. 
Der eiösgenöffifhe Kanzler: 
Amrhyn. 
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B. Bremiſche Erklärung. 
(Vom 26. November 1834.) 


Nachdem zwiſchen der freien und SHanfeftadt Bremen und der 
fhweizerifhen Gidsgenoffenfchaft hHinfichtlid einer wechfel: 
feitigen allgemeinen Freizügigkeit die nachftehenden Beſtimmungen zu 
deffallfiger Verpflihtung mittelft gegenfeitig auszumechfelnder Erklä⸗— 
zungen vereinbart worden, fo wird hierdurch von Seite des Senats 
der freien und Hanfeltadt Bremen erflärt: 

1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der freien 
und Hanfeftadt Bremen und deren Gebiet im die ſchweizeriſche Cidsge: 
noffenfchaft gehenden Vermögen, unter welchem Namen es fei, bremi⸗ 
ſcher Seits erhoben worden, follen gänzlich aufgehoben werden, ohne 
allen Unterfchied, ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, 
Kauf, Taufh, Schenfung ; Erbfchaft oder auf andere Weiſe ausge: 
zogen worden. 

2. Diejenigen Abgaben jedoh, welche im bremifhen Staat bei 
Kauf, Taufh, Erbfchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find 
oder Fünftig eingeführt werden möchten, und auch von den eigenen 
Staatsangehörigen ohne Rüdfiht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch, hinſichtlich der ſchweizeriſchen Gidsge: 
noffenfchaft , nicht aufgehoben. 

3. Nach diefem Grundfag foll Fein Unterfchied gemacht werden, ob 
die bisherigen Abzüge in die Staatskaffe gefloffen oder fonft von Grund: 
herefchaften, Individuen oder Korporationen bezogen worden feien, und 
es follen daher auch alle Privatberechtigungen zu Machfteuer oder Abzug 
in Beziehung auf die ſchweizeriſche Gidsgenoffenfhaft aufgehoben fein. 

4. Webrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Beſtim— 
mungen nicht der Tag des Dermögensanfalls oder der erhaltenen Er⸗ 
laubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Vermö— 
genserportation in Betracht gezogen werden, fo daß von dem Augen: 
blick an, wo die gegenwärtigen Freizügigfeitsbeftimmungen in Wirk: 
ſamkeit treten, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht erporticte, 
Vermögen als freizügig behandelt werden fol. 

Gegenwärtige Erklärung fol, nad erfolgter Auswechslung gegen 
eine gleihmäfige Grflärung von Seite der ſchweizeriſchen Gidsgenoffen- 
ſchaft, Kraft und Wirkſamkeit Haben und öffentlich bekannt gemacht 
werden. 

Deffen zur Urkund ift die gegemwärtige Deklaration mit der Unter 
fchrift des Präfidenten des Senats verfehen und derfelben das bremifche 
Staatsfiegel beigedrüdt worden. 
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So gefhehen Bremen am 26. Wintermonat Taufend achthundert 
vier und dreißig. 
Der Präfident des Senats, 
(L. S.) Gröning. 
Greuls, Sekretär. 





Note. Die Driginalurfunden wurden am 12. Chriftmonat 1834 zu 
Wien ausgewechſelt Buch Heren von Effinger-Wildegg , fchiweizerifchen,, und 
Herren von Graffen, bamburgifhen Gefchäftsträger daſelbſt. 

(Neo, CXLVII, Bd. II der offij. Samml.) 


CCVI. 
Freizügigfeit 


zwifhen der Eidsgenoffenfhaft und der freien umd 
Hanfeftadt Lübeck im Jahr 1834. 


A. Eidsgenöffifche Erklärung. 
(Bom 13. Herbfimonat 1834.) 


Nachdem zwiſchen der fhweizerifhen Gidsgenoffenfchaft und der 
feeien und Hanſeſtadt Lübeck hinſichtlich einer wechfelfeitigen. allgemeinen 
Freizügigkeit die nachſtehenden Beftimmungen zu deffallfiger Verpflic: 
tung mittelft gegenfeitig auszuwechfelnder Erklärungen vereinbart wor: 
den, fo wird hierdurch von Seite des Vororts der ſchweizeriſchen Eids— 
genoffenfchaft erflärt: 

Art. 4. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
fchweigerifchen Gidsgenoffenfchaft in die Stadt Lübeck und in das Gebiet 
derfelben gehenden Vermögen, unter welchem Namen es fei, ſchweize⸗ 
eifcher Seits erhoben worden, follen gänzlich aufgehoben werden, ohne 
allen Unterfchied, ob das Vermögen dur erlaubte Auswanderung, 
Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausge: 
z0gen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in der ſchweizeriſchen 
Gidsgenoffenfhaft bei Kauf, Tauſch, Erbſchaften, Legaten oder Schen: 
tungen eingeführt find oder fünftig eingeführt werden mädten, und 
auch von den eigenen Staatsangehörigen ohne Rüdfiht auf Wermögens: 
erportation entrichtet werden müffen, find hierdurch, binfichtlich des 
lübedifhen Staates , nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Erklärung erſtredt ſich auf den ganzen 
Umfang der ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfchaft. 
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Art. 4. Nach diefem Grundſatz foll Fein Unterfchied gemacht wer: 
den, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffe gefloffen oder fonft 
von Örundherrfhaften, Individuen oder Korporationen bezogen worden 
feien, und es follen daher auch alle Privatberechtigungen zu Nachfteuer 
oder Abzug in Beziehung auf den lübeckiſchen Staat aufgehoben fein. 

Art. 5. MUebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Beftimmungen nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation in Betracht gezogen werden, fo daß von dem Augen⸗ 
biid an, wo die gegenwärtigen Freizügigfeitsbeftimmungen in Wirk: 
famfeit treten, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht erpor= 
tiete, Vermögen als freizügig behandelt werden fol. 

Art. 6. ©egenwärtige Erklärung foll, nad) erfolgter Auswechslung 
gegen eine gleihmäßige Erklärung ab Seite der freien und Hanfeftadt 
Lübeck, Kraft und Wirkfamfeit Haben und öffentlich befannt gemadyt 
werden. 

‚Zur Urkunde deffen ift die gegenwärtige Deflaration mit den üblichen 
Unterfchriften und Siegel bekräftigt worden. 

Alfo gefchehen in Zürich den achtzehnten Herbftmonat Fintaufend 
achtHundert vier und dreißig. 

DBürgermeifter und Staatsrath des eidsgenöfft ſchen Vororts Zürich, 
in deren Namen, 

der Amtsbürgermeiſter: 

M. Hirzel. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 


r 
un 
no 





B. Lübeckiſche Erklärung. 
(Bom 10. Ehriftmonat 1834.) 


Nachdem zwiſchen der freien und Hanfeftadt Lübeck und der ſchwei— 
zerifchen Gidsgenoffenfchaft Hinfichtlid einer wechfelfeitigen allgemeinen 
Freizügigkeit die nachftehenden Beftimmungen zu deffallfiger Verpflich— 
tung mittelft gegenfeitig auszuwechſelnder Erklärungen vereinbart wor: 
den, fo wird hierdurch von Seite des Senats der freien und Hanfeftadt 
LZübeck erklärt: 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Stadt Lüber und deren Gebiet in die ſchweizeriſche Eidsgenoſſenſchaft 
gehenden Vermögen, unter welchem Namen es fei, lübeckiſcher Seits 
erhoben worden , follen gänzlich aufgehoben werden, ohne allen Unter- 
fchied, 06 das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Taufch, 
Schenkung, Erbſchaft oder-auf andere Weiſe ausgezogen worden. 
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Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in der Stadt Lübeck 
und deren Gebiet bei Kauf, Tauſch, Erbſchaften, Legaten oder Schen: 
fungen eingeführt find oder Fünftig eingeführt werden möchten, und 
auch von den eigenen Staatsangehörigen ohne Rüdficht auf Vermögens: 
erportationen entrichtet werden müffen, find Hierdurch, Hinfichtlich der 
fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft, nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Erklärung erftrecft ſich auf den ganzen 
Umfang der Stadt Lübeck und deren Gebietes. 

Art. 4. Nach diefen Grundfaß fol fein Unterfchied gemacht wer- 
den, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaſſe gefloffen oder fonft 
von Grundherrſchaften, Individuen oder Korporationen bezogen worden 
feien, und es follen daher auch alle Privatberechtigungen zu Nachſteuer 
oder Abzug in Beziehung auf die ſchweizeriſche Cidsgenoffenfchaft auf: 
gehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Beftimmungen nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Grlaubnif zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Ber: 
mögenserportation in Betracht gezogen werden, fo daß von dem Augen 
blide an, wo die gegenwärtigen Freizügigfeitsbeflimmungen in Wirf: 
ſamkeit treten, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht erpor= 
tirte, Vermögen als freizügig behandelt werden fol. 

Art. 6. Gegenwärtige Erflärung fol, nad) erfolgter Auswechslung 
gegen eine gleichmäßige Erklärung ab Seite der fchweizerifchen Eids— 
genoffenfchaft, Kraft und Wirkſamkeit Haben und öffentlich befannt 
gemacht werden. 

‚Zur Urkunde deffen ift die gegenwärtige Deflaration mit der Unter- 
fcheift des dirigirenden Heren Bürgermeifters und mit dem Stadtfiegel 
verfehen worden. 

So gefchehen Lübed den zehnten Chrifimonat des Jahrs Eintaus 
fend achthundert vier und dreißig. 

(L. S.) 3. 9. Frifter, 
d. 3. präffdirender Bürgermeifter. 
2. 9. Kindler, Sekretär. 





Note. Die dieffälligen Originalurkunden find am 30. Ehriftimonat 1834 
zu Wien ausgewechſelt worden durch den fchweizerifchen Gefchäftsträger , 
Herrn don Effinger- Wildegg, und den hamburgiſchen Geſchäftsträger dafelbft, 
Heren von Grafen. (Nro. CXLVIII, Bd. II der offiz. Samml.) 


CCVIH. 
Freizügigkeit 


swifhen der Eidsgenoffenfhaft und den Herzoglid: 
modenefifhen Staaten im Jahr 1836. 


A. Eidsgenöffifche Erklärung. 


(Vom 14. Brachmonat 1836.) 


Nachdem zwifchen der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft und der Her: 
zoglic) = modenefifhen Staatsregierung hinſichtlich einer wechfelfeitigen 
allgemeinen Freizügigkeit die nachflehenden Beſtimmungen zu dießfallſiger 
Verpflichtung mittelft gegenfeitig auszuwechſelnder Erflärungen verein: 
bart worden, fo wird hierdurdy von Seite des Vorortes der ſchweize⸗ 
riſchen Eidsgenoffenfchaft, in Folge erhaltener Einwilligung der ſchwei⸗ 
zerifhen Tagſatzung, erflärt: 

Art. 1. Die in der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft beftchenden 
Verordnungen, Geſetze und Uebungen in Hinficht auf das Heimfallrecht 
follen feine Anwendung auf die Angehörigen der Herzoglid) = modenefi: 
fhen Staaten finden. Demzufolge find dieſe letztern befugt, in der 
fhweizerifchen Gidsgenoffenfchaft jede Art von Wermögensanfall, «6 
mag folcher von teftamentlicher Verordnung, Berlaffenfchaft ab inte- 
stato, Schenfung unter Lebenden, oder jeder andern Erwerbsweiſe 
herrühren, anzutreten und in Befiß zu nehmen, gleich wie ſolches den 
ſchweizeriſchen Angehörigen felbft geftattet ift; vorbehäftlich jedoch, daß 
fie den nämlichen Geſetzen und Bedingungen unterliegen follen, welchen 
die Angehörigen der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft unterworfen find. 

Art. 2. Den Angehörigen der ſchweizeriſchrn Cidsgenoffenfchaft 
wird hinwieder die nämliche Befreiung im ganzen Umfange der Herzog: 
lich = modenefifchen Staaten zu Theil. Sie find dafelbft Feiner Art von 
Heimfallrecht unterworfen, fondern, gleich den Herzoglich = modenefifchen 
Unterthanen, befugt, das auf dem Herzoglic) = modenefifchen Staats: 
gebiet durch teftamentlihe WVerordnung, Werlaffenfchaft ab intestato, 
Schenfung unter Lebenden, oder auf jede andere Erwerbsweife an fie 
gefommene Vermögen anzutreten und in Beſitz zu nehmen; wohlver: 
ftanden jedoch, daß fie den nämlichen Gefegen und Bedingungen, wie 
die modenefifchen Staatsangehörigen felbft unterworfen fein follen. 

Art. 3. Es wird zwiſchen der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft 
und den herzoglich⸗ modenefifhen Staaten eine vollfommene Freizügigs 
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feit beobachtet, und mithin bei feinem Wermögensausgang aus der 
Schweiz nad den Herzoglidy = modenefifhen Staaten, oder umgekehrt, 
aus den Herzoglich = modenefifchen Staaten nah der Schweiz, es mag 
ſolche Grportation von Erbfchaft, Vermächtniß, Verkauf, Schenkung, 
oder von Auswanderung mit Erfüllung der vorgefchriebenen Bedingniffe 
‚oder anderm Urfprung herrühren, irgend ein Abzug-, Abſchoß⸗, Ab: 
fahrtsgeld, Nadyfteuer, oder fonft eine andere Gebühr, fei es unter 
diefem oder jenem Titel, und erfolge die Erportation auf diefe oder 
jene Weiſe, bezogen werden. Diejenigen Gebühren aber, welche nad) 
jeßigen oder künftigen Geſetzen des einen oder des andern der beiden 
fontrahirenden Staaten auch von feinen eigenen Angehörigen bei Erb: 
fchaften, Schenfungen oder andern Handänderungen von Gigenthum, 
ſelbſt wenn ſolches nicht ausführbar wäre, bezahlt werden müffen, fol 
durch gegenwärtige Erflärung fein Abbruch gefchehen. 

Art. 4. Diefe Freizügigkeit erſtreckt fi nicht nur anf alle Ge— 
bühren der im vorfichenden Artifel näher bezeichneten Art, welche im 
die Staatsfaffen fließen würden, fondern audy auf alle diejenigen ähn: 
lichen Bezüge, die allfällig von Städten, Gemeinden, Korporationen, 
Kapiteln, Klöftern, Patrimonialgerichten * Privaten, welche hierzu 
hätten berechtigt fein mögen, bis dahin erhoben wurden. 

Art. 5. Die fämmtlichen vorfiehenden Beftimmungen gelten vom 
Tage der Auswechslung der gegenwärtigen Erklärung an, jedod in 
der beftimmten Meinung, daß alle am Tage der Ausiwechslung etwa 
bereits anhängigen, aber noch unerledigten Fälle, gegenfeitig nach dem 
Anhalt derfelden beurtheilt und erledigt werden follen. 

‚Zu Urkunde deffen ift die gegemmwärtige Deklaration mit den übli- 
hen Unterfchriften und Siegel befräftigt worden. 


Alfo gefchehen in Bern, den 14. Brachmonat 1836. 


Schultheiß und Staatsrath der Republik Bern, 
als eidsgenöffifcher Vorort; 
in deren Namen, 
(L. S.) Der Schultheiß: 
DTſcharner. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 
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B. SHerzoglidy»modenefifche Erklärung. 


(Bom 7. Heumonat 1836.) 
(Ueberfegung.) 

Nachdem die Herzoglicy: modenefifche Regierung und die ſchweizeriſche 
Eidsgenoffenfchaft übereingefommen find, fich zu einer wechfelfeitigen 
allgemeinen Freizügigkeit vermittelft nachfichender Erklärungen, die ohne 
Vorbehalt einer weitern Matififation gegenfeitig ausgewechfelt werden 
follen, aufzunehmender Artifel zu verpflichten, fo erflärt der unter 
ſchriebene, mit dem Mlinifterium der auswärtigen Angelegenheiten St. 
Königlichen Hoheit des Erzherzogs von Modena beauftragte Großfam: 
merberr,, in Folge fouveräner Autorifation vom 6. laufenden Deumonats : 

Art. 1. Die in der fchweizerifhen Gidsgenoffenfchaft beftchenden 
Berordnungen, Gefege und Uebungen in Hinfiht auf das Heimfallrecht 
werden feine Anwendung auf die Angehörigen der Derzoglich = modene: 
fiihen Staaten finden. Demzufolge find diefe Iehtern befugt, im der 
ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfhaft ihnen anfallendes Vermögen jeder Art, 
es mag foldyes von teftamentlicher Verordnung, Verlaſſenſchaft ab in- 
testato, Schenfung unter Zebenden oder jeder andern Erwerbsweiſe 
herrühren, anzutreten und davon DBefig zu nehmen, gleichwie ſolches 
den Angehörigen der fchweizerifchen Cidsgenoffenfchaft ſelbſt geitattet 
ift; wohlverftanden jedoch, daß fie den nämlichen Geſetzen und Be— 
dingungen unterliegen follen, welchen die Angehörigen der fchweizerifchen 
Eidsgenoſſenſchaft unterworfen find. 

Art. 2. Hinwieder werden die Angehörigen der fchweizerifchen 
Eidsgenoffenfhaft die nämliche Befreiung im ganzen Umfange der Staa: 
ten des Haufes Efte zu genießen haben. Sie werden dafelbft feiner 
Art von Heimfallrecht unterworfen, fondern, gleidy den modeneſiſchen 
Unterthanen, befugt fein, alles und jedes Vermögen von irgend wel: 
cher Gattung und Beſchaffenheit, das ihnen entweder durch teſtamen⸗ 
tarifhe Werordnung, Verlaſſenſchaft ab intestato , Schenkung unter 
Lebenden oder auf irgend eine andere Erwerbsweife anfallen fann, an: 
zutreten und davon DBefig zu nehmen; vorbehältlic jedoch, daß fie 
den nämlihen ©efegen und Bedingungen, wie die Unterthanen des 
Hauſes Eſte, unterworfen fein ſollen. 

Art. 3. Es wird zwiſchen der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft 
und dem Herzogthum Modena ein gegenſeitiger freier Vermögensauszug 
Statt haben, und mithin wird bei einem jeden Vermögensausgang aus 
der Schweiz nad den modenefifhen Staaten, oder umgekehrt, aus 
den modenefifchen nach der Schweiz, es mag foldye Grportation von 
Erbſchaft, Vermächtniß, Verkauf, Schenfung oder Auswanderung mit 
Erfüllung der vorgefchriebenen Bedingniffe oder von einem andern Titel 
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herrühren, das fogeheißene Abzug-, Abſchoß-, Abfahrtsgeld, Nach: 
fteuer oder fonft eine andere Gebühr, fei es unter diefem oder jenem 
Titel und erfolge die Erportation auf diefe oder jene Weile, nicht be: 
zogen werden; wobei jedoch der Erhebung derjenigen Gebühren, welche 
vermöge der beftchenden oder in dem einen oder andern der beiden fon: 
trahirenden Staaten fünftighin zu erlaffenden Geſetze auch von den 
eigenen Angehörigen bei Erbfchaften, Schenfungen oder andern Hand: 
änderungen von Eigenthum, felbft wenn foldyes nicht ausführbar wäre, 
bezahlt werden müſſen, Fein Abbruch gefchehen foll. 

Art. 4. Diefe Freizügigfeit wird fich nicht nur auf alle Gebühren 
erſtrecken, welche nach der im vorftehenden Artikel bezeichneten Art in 
die Staatskaffe floffen, fondern auch auf alle diejenigen Bezüge, die 
allfällig bis jekt von Städten, Gemeinden, Korporationen, Kapiteln, 
Klöftern, Patrimonialgerichtsbarfeiten oder andern Privaten, welche 
hierzu hätten berechtigt fein mögen, erhoben wurden. 

Art. 5. Die fämmtlicyen vorftehenden übereingefommenen Beftim: 
mungen werden vom Tage der Auswechslung gegenwärtiger Erklärung 
an in Kraft treten; wobei jedoch mit gegenfeitiger Zuſtimmung vor: 
behalten wird, daß alle am Tage der Auswechslung anhängigen , aber 
noch unerledigten Fälle nad dem Inhalt eben diefer Erklärung beur: 
theilt und entfchieden werden follen. 

‚Zur Beglaubigung deffen wird die gegenwärtige Erflärung unter: 
fhrieben und mit dem Siegel des Minifteriums der auswärtigen An: 
gelegenheiten verfehen. 

Modena, den 7. Heumonat 1836. 


(L. S.) G. Marhefe Molza. 
Soliani, Sefretär. 





Note. Die Driginalurfunden der vorſtehenden Erklärungen find am 
26. Henmonat 1836 zu Bern zwiſchen dem Kanzler der Eidsgenoffenichaft, 
Heren Amrbym, und dem RK. K. öfterreichifchen Gefandten und bevollmäch⸗ 
tigten Minifter bei der ſchweizeriſchen Eidsgenoflenfhaft, Heren Grafen von 
Bombelles, Namens der Herzoglich » modenefiihen Regierung, ausge- 
wechfelt worden. (Neo. CLXAIII, Bd. II der offiz. Samml.) 


CCIX. 
Freizügigkeit 


zwiſchen der Gidsgenoffenfhaft und dem Königreich der 
Niederlande im Jahr 1836., 


A. Eidsgenöffifhe Erklärung. 
(Bom 15. Heumonat 1836.) 
(Ueberfegunug.) 


Nachdem der eidsgenöffifche Vorort Namens der ſchweizeriſchen Eids⸗ 
genoſſenſchaft für angemeffen erachtet hat, ſich mit Sr. Majeftät dem 
König der Niederlande, Prinz von Oranien: Naffau, Großherzog von 
Luxemburg ꝛc. ıc. über die Erportation des Vermögens der beiderfeitis 
gen Angehörigen von einem Land in das andere zu verftändigen, ift 
man dießfalls über folgende Artikel übereingefommen : 

Art. 1. Alle Abgaben, welche -befannt find unter dem Namen 
Jus detractus, gabella hereditaria und census emigrationis, 
follen im Fall von Erbfchaft, Schenkung, Kauf, Auswanderung, fo 
wie in alten andern Fällen, nicht mehr abgefordert und erhoben wer: 
den, fo oft es fih um Ausziehung des Vermögens aus der ſchweizeri⸗ 
fhen Gidsgenoffenfhaft in das Königreich der Niederlande und das 
Großherzogthum Luremburg oder aus den Staaten Sr. Majeftät des 
Königs der Niederlande, Großherzogs von Luremburg, in ihrer ganzen 
ſowohl gegenwärtigen als zufünftigen Ausdehnung in die fchweizerifche 
Gidsgenoffenfchaft handelt, indem alle und jede Abgaben diefer Art 
zwiſchen den beiden vefpeftiven Ländern aufgehoben fein follen. 

Art. 2. Diefe Beftimmung fol fi) nicht nur auf diejenigen Ab- 
gaben und Gebühren diefer Art erfireden, welche bisher den Etaats- 
Faffen zugefallen find, fondern aud) auf diejenigen, welche bisher von 
einzelnen Provinzen, Kantonen, Städten, Herrfchaften, Korporationen, 
Bezirken, Gemeinden oder Individuen bezogen worden fein mögen, fo 
daß die refpeftiven Angehörigen, die ihre Wermögen ausführen, oder 
denen unter irgend welchem Titel ſolches in dem einen oder andern Lande 
zufällt, dießfalls keinen andern Abgaben und Gebühren unterworfen 
fein follen als denjenigen, weldye bei Erbſchaft, Kauf oder Handände: 
rung von den Ginwohnern der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft oder 
des Königreichd der Niederlande und des Großherzogthums Luxemburg, 
den beftchenden oder in Zufunft zu erlaffenden Geſetzen, Reglementen 
oder Verordnungen gemäß, gleichfalls in dem betreffenden Ländern ent: . 
richtet werden müſſen. 
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Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinkunft foll ihre Anwendung fin- 
den, nicht nur auf die zufünftigen Vermögensanfälle und auf das bereits 
früher angefallene Vermögen, fondern auf jede Wermögenserportation 
im Allgemeinen, infofeen diefelbe nicht bereits bewerfftelliget if. 

Art. 4. Die gegenwärtige Uebereinfunft foll gleichlautend doppelt 
ausgefertigt, eimerfeits von SchultHeiß und Staatsrath des eidsgenöſſi⸗ 
fhen Vororts, und anderfeits von dem Minifter der auswärtigen Ans 
gelegenheiten Sr. Majeftät des Königs der Niederlande, Großherzogs 
von Luremburg, unterfchrieben, gegenfeitig ausgerwechfelt werden und 
von dem Tage an in Kraft und MWirffamfeit treten, an welchem diefe 
Auswehslung Statt haben wird. 

Alfo Hefchloffen Bern, den 18. Heumonat 1836. 
Schultheiß und Staatsrath des Kantons Bern, 
als eidsgenäffifcher Vorort, 
in deren Namen, 
(L. 8) - Der Schultheif: 
Tſcharner. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 





B. Königlich-niederländiſche Erklärung. 


(Vom 5. Auguſt 1836.) 
(Ueberfegung.) 


Nachdem Seine Majeftät der König der Niederlande, Prinz von 
Dranien- Naffau, Großherzog von Luxemburg ꝛc. ıc. und der eidsge⸗ 
nöffifche Vorort Namens der fehweizerifchen Eidsgenoffenfchaft angemeffen. 
erachtet Haben, fich gegenfeitig über die Erportation des Vermögens 
der beiderfeitigen Angehörigen von einem Land in das andere zu ver: 
fländigen, find fie dießfalls über folgende Artikel Übereingelommen : 

Art. 1. Ale Abgaben, welche befannt find unter dem Mamen 
Jus detractus, gabella hereditaria und census emigrationis, 
follen im Fall von Erbfchaft, Schenfung, Kauf, Auswanderung, fo: 
tie in allen andern Fällen, nicht mehr abgefordert und erhoben werden, 
fo oft «8 fih um Ausziehung des WBermögens aus dem Königreich der 
Niederlande und dem Großherzogthum Luremburg in die fchweizerifche 
Eidsgenoſſenſchaft, oder aus den Staaten der ſchweizeriſchen Gidsge: 
noffenfchaft in ihrer ganzen, ſowohl gegemvärtigen als zukünftigen 
Ausdehnung in die Staaten Sr. Majeftät des Königs der Niederlande, 
Großherzogs von Luxemburg, Handelt, indem alle und jede Abgaben 
diefer Art zwiſchen den beiden refpeftiven Ländern aufgehoben fein follen. 
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Art. 2. Diefe Beftimmung fol fid nicht nur auf diejenigen Ab: 
gaben und Gebühren diefer Art erfireden, welche bisher den Staats: 
- Paffen zugefallen find, fondern auch auf diejenigen, welche bisher von 
einzelnen Provinzen, Kantonen, Städten , Herrfchaften, Korporationen, 
Bezirken, Gemeinden oder Individuen bezogen sworden fein mögen, fo 
daß die refpeftiven Angehörigen, die ihe Vermögen ausführen, oder 
denen unter irgend welchem Zitel folches in dem einen oder andern 
Lande zufällt, diepfalls Feinen andern Abgaben und Gebühren unter: 
worfen fein jollen, als denjenigen, welche bei Erbfchaft, Kauf oder 
Handänderung von den Ginwohnern des Königreihs der Niederlande 
und des Grofherzogtfums Luxemburg oder der Schweiz, den beftehen: 
den oder in Zukunft zu erlaffenden Gefegen, Reglementen und Ber: 
ordnungen gemäß, gleichfalls im dem betreffenden Ländern entrichtet 
werden mülfen. 

Art. 3. Die gegemwärtige Uebereinfunft fol ihre Anwendung fin 
den, nicht nur auf die zukünftigen Wermögensanfälle und auf das be- 
reits früher angefallene Vermögen, fondern auf jede WBermögenserpor. 
tation im Allgemeinen, infofeen diefelbe micht bereits bewerkſtelliget ift. 

Art. 4. Die gegenwärtige Uebereinfunft foll gleichlautend doppelt 
ausgefertigt, einerfeits von dem Minifter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten Sr. Majeftät des Königs der Niederlande, Großherzogs von 
Luremburg,, und anderfeits von Schultheig und Staatsrath des eids- 
genöſſiſchen Worortes, unterfcheieben, gegenfeitig ausgewechſelt werden 
und von dem Tage an in Kraft und MWirkfamkeit treten, an welchem 
diefe Auswechslung Statt haben wird. 

Alſo gefchehen und unterzeichnet im Haag den fünften Auguſt des 
Jahres ein taufend acht Hundert ſechs und dreißig. 

Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten 
Seiner Majeftät des Königs der Miederlande. 
(L. S.) Derfiolt von Goelen. 





Note. Die Driginalurfunden der vorftehenden Erklärungen find am 
20. Auguft 1836 zu Bern zwifihen dem Kanzler der Eidsgenoffenfhaft , 
Herrn Amrhyn, und dem Königlich» niederländifhen Generalfonful in der 
Schweiz, Herrn Fäfi, ausgewechfelt worden. 

(Nro. CLXXIV, Bd. II der offij. Samml.) 


II. Verträge über Miederlassung. 


CCX. 


Actes conrernant les établissemens reciproques entre la 
France et la Suisse, (1827.) 


A. Convention du 30 Mai 1827. 


Sa Majeste le Roi de France et de Navarre, et 
la Confederation helvetique ayant juge necessaire d’ar- 
reter d’un ‘commun accord, relativement & l’etablissement des 
Frangais en Suisse, et des Suisses en France, des.regles fixes, 
stables et propres & faciliter les rapports des sujets des deux 
pays, les Plenipotentiaires soussignes, savoir: | 

Au nom de Sa Majeste Tr&s-Chretienne le Sieur Frangois- 
Joseph-Maximilien-Gerard de Rayneval, Grand-ofhcier de 
lordre royal de la legion d’honneur, Chevalier de l’ordre de 
Charles III, Conseiller d’Etat, Son Ambassadeur pres la Con- 
federation helvetique, 

Et au nom des Cantons Suisses , les Sieurs Eınmanuel- 
Frederic Fischer, Avoyer.de la Ville et Republique de Berne, 
Jean Herzog d’Eflinguen, Bourgmestre du Canton d’Argovie, 
et Auguste-Charles-Frangois de Perrot, Conseiller d’Etat de 
Neuchätel, nommes & cet eflet par le Directoire federal, 

Apres s’etre communique leurs pleins - pouvoirs respectifs, 
sont convenus des articles suivans: 

Art. 1. Les Francais seront regus et traites dans chaque 
Canton de la Confédération, relativement à leurs personnes et 
a leurs proprietes, sur le m&me pied et de la m&me maniere 
que le sont, ou pourront l’ötre à l’avenir, les ressortissans 
des autres Gantons. Ils pourront en consequence aller, venir 
et sejourner temporairement en Suisse, munis de passe-ports 
reguliers, en se conformant aux lois et regleımens de police. 
Tout genre d’industrie et de commerce permis aux ressortissans 
"des divers Cantons, le sera egalement aux Frangais, et sans 


isse exiger d’eux aucune condition pecuniaire ou autre 
pl . u Tea ger ae domicile ou formeront un 
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etablissement dans les Cantons qui admettent celui des ressor- 
tissans de leurs Co-Etats, ils ne seront &galement astreints A 
aucune autre condition que ces derniers. 

Art. 2. Pour prendre domicile, ou former un etablisse- 
ment en Suisse, ils devront &tre munis d’un acte d’immatricu- 
lation constatant leur qualite de Frangais, qui leur sera de- 
livre par l’Ambassade de France, apres qu'ils auront produit 
des certilicats de bonne conduite et de bonnes maurs, ainsı 
que les autres attestations requises. 

Art. 3. Les Suisses jouiront en France des mêmes droits 
et avantages que l’article premier ci-dessus assure aux Francais 
en Suisse, de telle sorte qu’a l’egard des Cantons qui, sous 
les rapports speeifies au dit article premier, traiteront les 
Frangais comme leurs propres ressorlissans, ceux-ci seront, 
sous les m&mes rapports, traites en France comme les natio- 
naux. Sa Majeste Tres-Chretienne garantit aux autres Can- 
tons les mêmes droits et avantages dont ils feront jouir ses sujets. 

Art. 4. Les sujets ou ressortissans de l'un des deux Etats, 
etablis dans lautre, ne seront pas atteints par les lois mili- 
taires du pays qu'ils habiteront, mais resteront soumis à celles 
de leur patrie. 

Art. 5. Les sujets ou ressortissans de 'un des deux Etats, 
etablis dans l'autre, et qui seraient dans le cas d’en @tre ren- 
voyes par sentence legale, ou d’apres les lois et reglemens sur 
la police des maurs et la mendicite, seront recus en tout tems, 
eux et leur famille, dans le pays dont ils sont originaires, et 
ou ils auront conserve leurs droits, conformement aux lois. 

Art. 6. Les Frangais etablis en Suisse, de même que les 
Suisses etablis en France, en vertu du traitd de 4803, conti- 
nueront A jouir des droits qui leur etaient acquis. Toutes les 
dispositions de la presente convention leur sont d’ailleurs 
applicables. 

Art. 7. La presente convention sera ratifide, et les rati- 
fications en seront Echangees dans l’espace de trois mois, ou 
plutöt, si faire se peut. 

En foi de quoi les Plenipotentiaires respectifs l’ont signee, 
et y ont appose le cachet de leurs armes. 

Fait a Berne le trente Mai, mil huit-cent vingt-sept. 

(L.S.) Rayneval. (L. S.) Fischer. 
(L. S.) Herzog d'Effinguen. 
(L. S.) Perrot. 


Nö, Btaater, Dd.1. s 29 





Article additionnel. 


Il est expressement entendu que les Cantons qui n’adhere- 
raient point presenlement à la convenlion de ce jour, relati- 
vement aux etahlissemens respectifs des Francais et des Suisses, 
en conserveront en tout tems la faculte, non-obstant le terıne 
fix& pour la ratilication. 

Le present article additionnel aura la m&me force et — 
que s'il était insere mot A mot dans la dite convention, et. 
sera ralıfie en même tems. 

Fait a Berne le trente Mai, mil huit-eent vingt-sept. 

(L.. S.) Rayneval. (L. S.) Fischer. 
(L.. S.) Herzog d’Efhinguen. 
(L. 8.) Perrot. 


B. Note des Commissaires federaur a Ambassade de 
France. 


(28 Mai 1827.) 


Les soussignes Commissaires federaux ont l’honneur de de- 
mander a Son Excellence Monsieur l’Ambassadeur de France 
quelques explications supplementaires, relativeinent a l’article 
5 de la convenlion sur les etablissemens. Celles contenues 
dans sa note du 7 Aoüt 1826, quoique dissipant beaucoup 
d’incertitudes relativement a la perte de la qualite de Francais, 
ont paru a plusieurs Cantons laisser encore subsister quelques 
doutes. Le moyen de faciliter la conclusion de la convention 
serait d'y ajouter encore celles qu’il est possible de donner. 

D’abord les soussignes pensent qu'il ne peut exister de 
doute sur la rdadmission en suite de relour volontaire et que 
la garantie Eenoncde par la convention par rapport aux indi- 
vidus qui seraient dans le cas du renvoi, s’applique à plus 
forte raison à ceux qui voudront retourner volontairement, 
quelle que puisse avoir été la durée de leur séjour. 

Ils estiment ‘encore qu’une des clauses de la convention 
ayant pour but d’assurer la facilite de posseder des immeubles, 
il est entendu que la, propriete territoriale, quelque longue que 
puisse &tre la durde de la possession et de l'établissement, ne 
peut pas invalider les droits de l’origine et ne jamais s’opposer 
& la readmission. 

En partant de ces faits, les Commissaires soussignes prient 
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Son Excellence de vouloir bien ajouter aux explications con- 
formes a celles renfermedes dans la note qu’Elle a remise à la 
Commission de la Diete en date du 7 Aoüt 1826, des expli- 
catıons: 

4) sur la conservation de l’etat-de Francais par la femme 
et les enfans de celui, qui aurait perdu ses droits de Frangais; 

2) sur la valeur de l'acte d’immatriculation relativement & 
lintention presumee de Findividu, qui le demande et l’obtient, 
de conserver sa qualité de Francais, ainsi que l’acte d'origine 
(Heimatbschein) l'indique pour le Suisse ; 

3) sur la presomption de la conservation de la qualite de 
Frangais et la conservation ellective de cette qualıte. 


’ 


Plus les explications sur ces divers points, jointes a celles 


precedemment donnees, seront claires et completes, plus aussi 
pourra-t-on esperer l'augınentation du nombre des Cantons, qui 
accederont ä ce Lraite. 

Les soussignes doivent avoir Vhonneur d’observer a Son Ex- 
cellence Monsieur ’Ambassadeur de France, qu’un nombre de 
Cantons ayant dnonce leur disposition d'aceéder aux bases con- 
nues, d'’autres ayant demande plusieurs Eclaircissemens, d’autres 
enfin n’ayant pas encore pu se determiner, il est entendu que 
leur vote sera exprime par l’acte de ratilication qui designera 
ceux qui prendront part a une convention, qui stalue sur un 
objet, lequel, d’apres le droit public admis dans la Confedera- 
tion helvetique, est réglé pour la Suisse elle-meme par des 
concordats. 

Les soussignes ont l!’honneur d’oflrir a Son Excellence Mon- 
sieur l’Ambassadeur de France l’expression de leur haute con- 
sideration. 

Berne, le 28 Maı 4827. 
Les Commissaires federaux : 
Fischer. Herzog d’Eflinguen. Perrot. 





C. Note de lAmbassadeur de France aux Commissaires 
federaux. 
(29 Mai 1827.) 


Le soussigne a recu la note que Messieurs les Coimmissaires 
federaux lui ont fait l'honneur de lui adresser, en date d’hier, et 
s'empresse d’y repondre. 
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Le retour volontaire de tout homme dans sa patrie, aussi 
long-tems qu'il n’a pas cesse de lui appartenir, est un droit telle- 
ment fonde sur la nature qu’il semble ne pouvoir être circonserit, 
et bien moins encore detruit par aucune loi. Ilen est de m&me 
de la possession d’inmeubles. Les lois d’un pays peuvent sans 
doute empécher l’Etranger d’y posseder des biens de celte espece, 
mais il ne parait pas qu’aucun Etat puisse priver ses sujets de la 
faculte de devenir proprietaires la oü la loi le leur permet. 
L’usage et les traites ont au reste mis depuis long-tems ce point 
hors de doute entre la France et la Suisse, et jamais on n’a vu 
que, quelque longue qu'ait été la possession d’une propriete ter- 
ritoriale, elle ait fait perdre au proprietaire francais en Suisse, 
ou suisse en France, les droits qu'il pouvait avoir dans son 
propre pays. 

Quoique les details dans lesquels le soussigne est entre, dans 
sa note du 7 Aoüt dernier, sur la conservation et la perte de la 
qualite de Francais, et auxquels il se refere, aient paru satis- 
faire entierement et la Diete et la plupart des Cantons confe- 
deres, le soussigne, entrant dans les vues de Messieurs les 
Commissaires federaux, n’hesite pas A y ajouter les explications 
suivanles: . 

Il resulte de l’art. 10 du code, que tout enfant ne en pays 
etranger d’un Francais qui perdrait ensuite sa qualite, ne swit 
pas alors la condition de son pere, mais reste Francais. 

Quant à la femme d’un sujet du Roi qui aurait cessd d'être 
Frangais, aucun article du code ne prononce A cet egard d’une 
maniere explicite; mais il parait generalement admis, que, dans 
ce cas, elle ne suit pas necessairement la condition de son marı, 
et qu’elle peut rester Francaise. 

L’acte d’immatriculation que l’Ambassade du Roı delivre a 
ceux des sujets de sa Majesté qui veulent s’etablir d'une maniere 
. fixe en Suisse, a pour but de constater leur qualite de Francais, 
et de leur assurer les droits qui en resultent pour eux.. La de- 
mande que fait un Francais d’un acte d’immatriculation prouve 
donc que c'est en cette qualite qu'il s’etablit en Suisse, et manı- 
feste que son intention, en formant son etablissement, est de la 
conserver et de jouir en consequence des avantages que les 
traites accordent aux Francais. 

Enfin il ne faut pas perdre de vue que la qualit€ de Francais 
est toujours présumée jusqu’a preuve du contraire, et tant qu'on 
ne peut y opposer un acte volontaire qui soit de nature 4 en 
entrainer la perte. 
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Le soussigne croit avoir, par ces nouvelles explications, 
repondu d’une maniere satisfaisante aux questions contenues 
dans la note de Messieurs les Commissaires federaux, et il espere 
. que, tous les doutes etant ainsi leves, rien ne retardera plus la 
conclusion d’un arrangement egalement desirable dans les inte- 
rets des deux pays. 

Il saisit cette occasion pour oflrir a Messieurs les Commis- 
saires federaux les assurances de sa haute consideration. 

Berne, le 29 Mai 1827. 
Rayneval. 


Leberjegung?). 
A. Webereinfunft vom 30. Mai 1827. 


Da Seine Majefkät der König von Franfreih und 
Navarra und die fchweizerifhe Eidsgenoſſenſchaft noth: 
wendig erachtet haben, durch gemeinfchaftliches Einverſtändniß, in Be: 
zug auf die Niederlaffung der Franzofen in der Schweiz und der Schweizer 
in Frankreich, folche beſtimmte und dauerhafte Regeln feftzufegen, welche 
geeignet feien, die Verhältniffe der Unterthanen beider Länder zu er: 
feichtern, fo find die unterzeichneten Bevollmächtigten, nämlich: 

im Namen Seiner Allerchriftlichftien Majeftät der Herr Franz Joſeph 
Maximilian Gerard von Rayneval, Großbeamter des Königlicyen 
Ordens der Ehrenlegion, Ritter des Ordens Karls III, Staatsrath, 
Ihr Großbotfchafter bei der fchweizerifchen Gidsgenoffenfchaft, 

und im Namen der Schweizerfantone die zu diefem ‚Zive von 
dem eidsgenöffifchen Worort ernannten Herren Gmmanuel Friedrich 
Fifcher, Schultheiß der Stadt und Republif Bern, Johannes Her: 
309 von Effingen, Bürgermeifter des Kantons Aargau, und Auguft 
Karl Franz von Perrot, Mitglied des Staatsraths von Neuenburg ; 


*) Die wichtigfien Aktenftufe uber diefen Vertrag find hier aufgenommen 
worden. Die Ratififationserflärungen — Die fchweizerifche vom 14. Auguft 
1827, und die franzöfifhe vom 48. Juli 1827, die in Bern ausgewechſelt 
wurden — find, eben fo wie der Verbalprozeß tiber die Austwechfelung, weg— 
gelaffen. MUebrigens bemerken wir noch aus der Ratififationserflärung von 
Seite der Eidsgenoffenfhaft, daß nur die Kantone Zürich, Bern, Lu— 
jern, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, St. Gal— 
fen, Sraubünden, Margau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wal. 
lis, Neuenburg und Genf diefem Vertrag beigefrefen find. 
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nachdem fie fich ihre refpeftiven Vollmachten mitgetheilt Haben, über 
folgende Artifel übereingefommen : 

Art. 1. Die Franzofen werden in jedem Kanton der Eidsge— 
noffenfchaft in Hinficht ihrer Perfonen und ihres Gigenthums auf dem 
nämlihen Fuße und auf die nämliche Weiſe behandelt, wie die Ange: 
hörigen der andern Kantone behandelt find, oder in ‚Zukunft behandelt 
werden könnten. Sie werden daher in die Schweiz gehen, kommen 
und darin zeitlichen Aufenthalt nehmen können, fobald fie mit regel: 
mäßigen Päſſen verfehen find und ſich den Gefegen und Polizeiordnungen 
unterziehen. Dede Art von Gewerb oder Handel, weldye den Ange: 
hörigen der verfchiedenen Kantone erlaubt ift, wird es auf gleiche Weife 
den Franzofen fein, und zwar ohne daß man von ihnen irgend eine 
Geld: oder andere noch läftigere Bedingung fordern fönnte. Wenn 
fie in denjenigen Kantonen ihren Mohnfig nehmen oder ſich niederlaffen, 
weldye den Angehörigen ihrer Mitftände ſolches geflatten, fo werden fie 
ebenfalls zu feiner andern Bedingung als diefe Lehtern angehalten werden. 

Art. 2. Um in der Schweiz einen Wohnfig zu nehmen oder ſich 
niederzulaffen, müffen fie mit einem SImmatrifulationsfchein verfehen 
fein, der ihre Eigenſchaft als Franzofen darthut; diefer wird ihmen von 
der franzöfifchen Geſandtſchaft ausgeftellt werden, nachdem fie ein Zeug— 
niß über gute Aufführung und gute Sitten, fo wie die andern erfor 
derlichen Befcheinigungen werden eingereicht haben. 

Art. 3. Die Schweizer werden in Frankreich die nämlichen Rechte 
und Vortheile genießen, welche der obige erfle Artifel den Franzoſen 
in der Schweiz zufichert, fo, daß rücfichtlich derjenigen Kantone, 
welche unter den im erften Nrtifel angegebenen Beziehungen die Franz 
zofen wie ihre eigenen Angehörigen behandeln, diefe Letztern unter denz 
felben Beziehungen in Franfreich als Ginheimifche behandelt werden 
folen. Seine Allerchriftlichfte Majeftät fichert den andern Kantonen die 
nämlichen Rechte und Wortheile zu, deren Genuß diefe den Untertanen 
Seiner rn zugeftehen. 

Art. Die Unterthanen oder Angehörigen des einen der beiden 
Staaten, a im Andern angefiedelt find, werden durch die Militär: 
gefehe des Landes, das fie bewohnen, nicht getroffen, fondern bleiben 
denjenigen ihres Vaterlandes unterworfen. 

Art. 5. Die Unterthanen oder Angehörigen des einen der beiden 
Staaten, welche im Andern angefiedelt find und die im Fall wären, 
durch gerichtliches Urtheil, oder nah den Geſetzen und Verordnungen 
über die Sitten: und Armenpolizei aus demfelben weggewieſen zu 
werden, follen zu jeder ‚Zeit, fie und ihre Familien, in dem Lande, 
dem fie urfprünglich angehören, und wo fie den Gefeßen gemäß ihre 
Mechte werden beibehalten haben, wieder aufgenommen werden. 
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Art. 6. Die, Kraft des Vertrags von 1803 im der Schweiz 
angefiedelten Franzofen, fo wie in Frankreich angefiedelten Schweizer, 
bleiben fortdauernd im Genuß derjenigen Nechte, welche fie erworben 
hatten. Alle Verfügungen der gegenwärtigen Uebereinfunft find übri— 
gens auf fie anwendbar. 

Art. 7. Die gegenwärtige Webereinfunft wird ratifizirt und die 
Ratififationen werden in ‚Zeit von drei Monaten, oder wo möglid) 
früher, ausgewechfelt werden. 

In Kraft deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten diefelbe 
unterzeichnet und mit ihren Petfchaften verfehen. 

Geſchehen zu Bern den dreißigften Mai, Tauſend act hundert 
fieben und zwanzig. 

(L.S.) Rayneval. (L. S.) Fifcer. | 
(L. S.) Herzog von Effingen. 
dl.. S.) Perrot. 


Sufaßartikel. 


Es iſt ausdrücklich verfianden, daß die Kantone, welche der cher: 
einfunft vom heutigen Tag, binfichtlidy der gegenfeitigen Anfiedlungen 
der Franzofen und der Schweizer, gegemmwärtig nicht beitreten würden, 
die Befugniß dazu jederzeit, umerachtet des für die Ratififation feltges 
fegten Termins, behalten follen. 

Der gegenwärtige Zufagartifel foll gleiche Kraft und Wirfung haben, 
wie wenn derfelbe von Wort zu Mort in die gedachte Uebereinfunft 
aufgenommen worden wäre, und auch gleichzeitig ratifizirt werden. 

Geſchehen in Bern den dreißigften Mai, Zaufend acht hundert 
fieben und zwanzig. 

(L. S.) Rayneval. (L. 8.) Fiſcher. 
(L. S.) Herzog von Effingen. 
(L. S.) Perrot. 





B. Mote der eidggenöffifchen Kommiffarien an den franzö— 
fifchen Botfchafter. 
(23. Mai 1827.) 
Die unterzeichneten eidsgenöffifhen Kommiffarien haben die Ehre, 
Seine Exzellenz den franzöfifchen Herrn Botſchafter um einige ergän— 


zende Grläuterungen über den 5. Artikel des Niederlaffungsvertrags 
zu erfuchen. Diejenigen, welche die Note vom 7. Auguft 1826 enthält, 
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obgleich fie manche Ungewißheit heben über die Art, wie die Gigen: 
fchaft eines franzöfifhen Staatsbürgers verloren geht, fchienen doch 
mehrern Kantonen noch einige ‚Zweifel übrig zu laffen. Das Mittel, 
den Abſchluß der Uebereinfunft zu erleichtern, wäre, noch diejenigen 
Grläuterungen beizufügen, weldye zu geben möglich find. 

Erſtlich ſtehen die Unterzeichneten in der Anficht, daß kein „Zweifel 
über die Wiederaufnahme in Folge freiwilliger Rückkehr Statt finden 
könne, und daß die in der Uebereinfunft für Individuen, welche fich 
im Fall einer Zurücweifung befänden, ausgefprochene Garantie mit 
defto befferm Grunde auf diejenigen amvendbar fei, welche freiwillig 
zurücfehren wollen, wie fange audy die Dauer ihres Aufenthaltes ge= 
wefen fein mag. 

Sie halten ferner dafür, daß, da. eine der Klaufeln der Ueberein: 
kunft zum Zwed hat, den leichten Erwerb und Beſitz von Grundftüden 
zu fichern, es ſich von felbft verfiche,; daß das Grundeigenthum, fo 
lange auch die Dauer des Befiges und der Niederlaffung geweſen fein 
mag, die Heimathrechte niemals entfräften und nie einer Wiederaufnahme 
im Wege ſtehen könne. 

Von diefen Thatſachen ausgehend, bitten die unterzeichneten Kom— 
miffarien Ihre Erzellenz, den Erläuterungen, welche in der von hr 
unterm 7. Auguſt 1826 an die Kommiſſion der Tagfakung eingegebenen 
Note enthalten waren, noch einige fernere beizufügen: 

4. Ueber die Beibehaltung des bürgerlihen Standes für die Ehe: 
frau und die Kinder desjenigen, der feine Rechte als Franzoſe ver- 
loren hat. 

2. Ueber den Werth des Jmmatrifulationsfcheins in Bezug auf die 
vermuthete Abficht desjenigen, der ihn verlangt und erhält, feine Eigen: 
ſchaft als Franzoſe beizubehalten, gleichwie im entſprechenden alle der 
Heimathfchein bei den Schweizern eine folche Abſicht beurkundet. 

3. Ueber die Vermuthung, daß die Eigenſchaft als franzöfifcher 
Staatsbürger beibehalten werde, und über die wirkliche Aufrechthaltung 
diefer Eigenſchaft. 

Je deutlicher und vollftändiger die Erläuterungen über die verſchie— 
denen Punkte, in Verbindung mit. den früher gegebenen, fein werden, 
defto eher wird man eine Vermehrung der ‚Zahl der beitretenden Kan— 
tone hoffen Fönnen. 

Die Unterzeichneten haben noc die Ehre, Seiner Erzellenz dem 
franzöſiſchen Heren Botfchafter zu bemerfen, daß, da eine Anzahl Kantone 
ihre Abficht ausgeſprochen hat, den befannten Grundlagen beizutreten, 
Andere um mehrere Erläuterungen nachgeſucht haben, Andere endlich 
fi) noch nicht Haben entfchliefen können, — «6 einverftanden bleibt, 
daß ihre Vota im der Ratififationsafte ausgedrückt, und alfo diejenigen 
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darin bezeichnet fein werden, die an einer Uebereinfunft Theil nehmen, 
welche über einen Gegenftand fiatuirt, der nad dem im der Eidsge— 
noffenfchaft geltenden Staatsrechte, für die Schweiz felbft durch Kon: 
fordate beftimmt ift. 

Die Unterzeichneten haben die Ehre, Ihrer Erzellenz dem Franzö— 
ſiſchen Herrn Botſchafter den Ausdruck ihrer ausgezeichneten Hochach⸗ 
tung darzubringen. 

Bern, den 28. Mai 1827. 


Die eidsgenöſſiſchen Kommiſſarien: 
Fiſcher. Herzog von Effingen. Perrot. 





C. Note des Franzöſiſchen Botſchafters an die eidsgenöſſi— 
ſchen Kommiſſarien. 
(29, Mai 1827.) 


Der Endsunterzeichnete hat die Note empfangen, mit welcher ihn 
die eidsgenöffifchen Herren Kommiffarien unterm geftrigen Datum be- 
ehrt Haben, und beeilt fi auf diefelbe zu antworten. 

Die freiwillige Rückkehr eines jeden Menfchen in fein Waterland, 
fo lange er diefem anzugehören nicht aufgehört hat, ift ein fo fehr in 
der Natur gegründetes Recht, daß es fcheint, als könne dasfelbe durch 
fein Geſetz befchränft, noch viel weniger aufgehoben werden. Gben fo 
verhält es fich mit dem DBefig von Grundſtücken. Die Geſetze eines 
Landes können allerdings den Fremden hindern, dergleichen Güter in 
deinfelben zu befigen; aber es fcheint nicht, daf irgend ein Staat feine 
Unterthanen der Fähigkeit berauben könne, da Eigenthümer zu werden, 
wo dad Geſetz es ihmen geftattet. Der Gebrauh und die Verträge 
haben übrigens ſchon längft diefen Punft zwifchen Frankreich und der 
Schweiz außer ‚Zweifel gefegt, und nie geſchah es, daß der Beſitz 
eines Grundeigenthums, fo lange er auch gedauert haben mag, dem 
franzöfifchen Gigenthümer in der Schweiz, oder dem Schweizer in 
Frankreich, den Werluft der Rechte zugezogen habe, die ihm in feinem 
eigenen Zande zufichen mochten. 

Obgleich die umftändlichen Erörterungen, in welche Unterzeichneter 
in feiner Note vom 7. Auguft über die, Erhaltung und den Verluſt 
der Gigenfhaft eines franzöfifhen Staatsbürgers eingetreten ift, und 
auf welche er fich jeßt bezieht, die Tagſatzung und die meiften verbün- 
deten Kantone gänzlich zu befriedigen ſchienen, fo ſteht er doch Feines: 
wegs an, indem er in die Anfichten der eidsgenöffifhen Herren Kom: 
miffarien eingeht, folgende Erklärungen beizufügen: 
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Es folgt aus dem Art. 10 des Zivilgeſetzbuches, daß jedes in 
fremden Landen aus der Ehe eines Franzoſen geborne Kind, wenn 
jener feine Eigenſchaft als folder verliert, nicht dem Stande feines 
Vaters folgt, fondern franzöfifcher Staatsbürger bleibt. 

Rücfichtlich der Ehefrau eines Königlichen Unterthans, der Fran: 
zofe zu fein aufgehört hätte, emtfcheider Fein Artikel des Koder auf 
eine ausdrückliche Weiſe; es ſcheint aber allgemein angenommen zu fein, 
daß im diefem Falle fie nicht nothbwendig dem Stande ihres Mannes 
folgt, und daß fie franzöfifche Staatsbürgerin bleiben kann. 

Der Immatrifulationsfchein, welchen die Königliche Geſandtſchaft 
- denjenigen Unterthanen Seiner Majeftät ausftellt, deren Niederlaffung 
in dee Schweiz von Dauer fein foll, hat den Zweck, ihre Eigenfchaft 
als Franzofen darzuthun, und ihnen die Rechte zu fi u welche für 
fie aus derfelben fließen. 

Das Gefuch eines Franzofen um einen mmatrifulationdfcheln bt: 
weifet alfo, daß er fich als folder in der Schweiz niederläßt, und daf 
es bei dieſer Niederlaffung feine Abſicht ift, feine Eigenſchaft als Fran: 
zofe beizubehalten, und folglich alle diejenigen Vorzüge zu genießen, 
welche die Verträge den Franzofen zugeftehen. 

Man darf endlich nie außer Acht laffen, daß die Gigenfchaft als 
franzöfifcher Staatsbürger immer vermuthet wird, bis das Gegentheil 
bewieſen ift, und fo lange feine freiwillige Handlung entgegengefegt 
werden kann, swelche ihrer Natur nach den Verluſt diefer Eigenſchaft 
nach ſich zieht. 

Der Unterzeichnete glaubt durch dieſe neuen Erläuterungen auf eine 
befriedigende Weiſe die Fragen beantwortet zu haben, welche in der 
Note der eidsgenöſſiſchen Herren Kommiſſarien enthalten waren; und 
hofft, daß, da nun alle Zweifel gehoben ſind, nichts mehr den Ab— 
ſchluß einer für beide Länder gleich erwünſchten Uebereinkunft ver— 
zögern werde. 

Er ergreift dieſen Anlaß, um den eidsgenöſſiſchen Herren Kom⸗ 
miffarien die Derfiherung feiner ausgezeichneten Hochachtung darzu: 
bringen. 

Bern, den 29. Mai 1827. 


Rayneval. 
(Neo. LXXXVI, Bd. II der offiz. Samml.) 


CCXI. 


Debereintunft 


mit der Königlichen Regierung von Sardinien über 
gegenfeitige Niederlaffungsverhältniffe 1.9. 1827. 
(Ueberfegung.) 


Erklärung; ausgewechfelt zwifchen dem eidsgenöffifchen Vor— 
orte im Namen der nachbenannten Kantone und ‚der Re- 
gierung Seiner Maieftät des Königs von Sardinien. 

(Bom 12. Mai 1827.) 


Art. 4. Die aus den Staaten Seiner Majeftät des Könige von 
Sardinien gebürtigen oder abftammenden Unterthanen, welche gegen« 
wärtig in einem der Kantone: Zürih, Bern, Glarus, Preis 
burg, Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, 
Thurgau, Teffin, Waadt und Neuenburg angefiedelt find, 
fammt ihren fatholifchen oder proteftantifchen Frauen, diefe mögen Sar— 
dinifche Unterthanen oder fremde fein, und alle ihre Abfümmlinge, wer: 
den bei der Sardinifchen Grfandtfchaft gegen die Schriften, durd) 
welche fie fi bisdahin ausgewiehen haben, Anfiedlungspäffe 
erhalten, welche fie bei der kompetenten Obrigkeit ihres Aufenthalte: 
ortes nmiederlegen werden. Mermittelft diefer Niederlegung wird ihnen 
die Miederlaffungsberwilligung auf die nämliche Weiſe ertheilt werden, 
wie fie den Angehörigen der im Konfordat vom 10. Juli 1819 über 
Niederlaffung der Schweizer begriffenen Kantone zugeftanden wird. 

Die Abfümmlinge diefer Sardinifhen Unterthanen, die eine abge: 
fönderte Anfiedlung bilden, ein eigenes Gewerbe treiben, oder in einem 
andern Kanton, als im jenem für welchen der Anſiedlungspaß dem 
Familienhaupte ausgeftellt worden, in Dienft treten wollten, werden 
einen ähnlichen befondern Paß von der Sardinifhen Gefandtfchaft 
erhalten. 

Ebenſo follen die zu einer chriftlichen Konfeffion gehörenden Sar: 
dinifhen Unterthanen, welche fünftighin nah der Schweiz fommen 
würden, im der Abficht, daſelbſt eine neue Niederlaffung zu bilden, 
oder ihren Wohnſitz in einem der oben erwähnten Kantone zu nehmen, 
fi an die betreffende Kantonsregierung wenden, um von Ihr die Bes 
willigung biefür zu erhalten, nachdem fie zuvor der Geſandtſchaft Sr. 
Majeftät in der Schweiz ein Zeugnift guter Aufführung und guter 
Sitten von ihrem letzten Aufenthaltsorte twerden vorgemwiefen und von 
Ihr einen. Paß erhalten Haben, in welchem die Abſicht, ihren Wohnfis 
in dem einen oder andern diefer Kantone zu nehmen, ausgedrüdt ift. 
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Die Anfiedlungspäffe für Sardinifhe Unterthanen, die entweder 
ſchon angefeffen find, oder in einem der oben genannten Kantone eine 
neue Niederlaffung bilden würden, begreifen den Familienvater, feine 
Frau, wenn er eine hat, oder diejenige, welche er in der Schweiz 
heirathen würde, und die Kinder, die aus. diefer Ehe geboren find oder 
nod) erzeugt werden. 

Diefelben werden für einen Zeitraum von zwei Jahren ausgeftellt, 
und ihre Erneuerung durch die Sardinifche Gefandtfchaft wird auf die 
dritte Rückkehr des 1. Juli, vom Tage ihrer Ausftellung an gerechnet, 
verpflichtend. Der Auslaufstermin diefer Päffe ift unabänderlich auf 
den 1. Juli feftgefegt, ohne daß eine Verfpätung in deren Erneuerung 
den Kantonen zur Laft gelegt werden könnte, auf deren Gebiet der 
Sardinifhe Unterthan angefiedelt ift. Hinwieder werden die Kantons: 
regierungen ihrerfeits die Erlaubniß, fich in ihrem Gebiete niederzulaffen, 
feinem Untertdan Seiner Majeftät weder ertheilen noch erneuern, wenn 
fein Anfiedlungspaß ausgelaufen ifi, bevor er ſich darüber bei der 
Sardinifhen Gefandtfchaft in Ordnung geſetzt hat. 

Art. 2. Der Sardinifche Unterthan, nachdem er, gegen Nieder: 
legung des Anfiedlungspaffes, die Erlaubniß ſich niederzulaffen,, erhalten 
haben wird, tritt in alle Rechte und Verpflichtungen der Bürger des 
Kantons, in welchem er fich angefiedelt hat, mit Ausnahme der poli: 
tifhen Rechte und der Theilnahme an den Gütern der Gemeinden, 
Korporationen und frommen Stiftungen. Dem zufolge kann er aud) 
dafelbft fein Gewerbe, den Geſetzen und Poligeiverordnungen des Kan: 
tons gemäß, treiben. Man wird von ihm Feine ftärfere Auflage, Taxe 
oder Geldleiftung fordern fünnen, als die, welche von Angehörigen der 
in der gegenwärtigen Uebereinfunft begriffenen Schweizerfantone gefor: 
dert werden, wenn fie, dem oberwähnten. Konfordat zufolge (wovon 
eine begiaubigte Abfchrift der Gefandtfchaft Seiner Sardinifhen Ma: 
jeftät zugeftellt werden fol), in einem andern Kanton wohnen. 

Art. 3. Die Sardinifhen UntertHanen, welche nad der Schweiz 
gehen, um dafeldft nur einen Theil des Jahrs als Arbeiter, Tage: 
löhner u. f. f. zu bleiben, oder ihre Gewerbe auszuüben, ohne fi 
förmlich niederzulaffen oder einen feften Wohnfig zu nehmen, follen, 
um fi gehörig auszumweifen, mit befondern von dem Befehlshaber der 
betreffenden Provinz ausgeftellten Pälfen verfehen fein, vermittelft wel: 
chen fie in der Schweiz Feiner andern Förmlichkeit unterworfen find, 
als derjenigen des Viſa, womit die Kantons = oder Ortsbehörden diefe 
Reifepälfe verfehen werden, wofern die gedachten Behörden nicht vor: 
ziehen, diefelben durch die Sardiniſche Gefandtfchaft vifiren zu laffen. 
Diefe Päſſe gewährleiſten die Rückkehr ihrer Träger in die Sardinifchen 
Staaten. Indeſſen werden die Kantone weder Erneuerung des Viſa, 
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noch Aufenthalt oder Anfiedlungsberwilligung für ihe Gebiet einer Perfon 
erteilen, deren Paß ausgelaufen wäre, bevor fie denfelben bei der 
Sardinifchen Gefandtfchaft in der Schweiz gegen einen Anfi — 
— hat. 

Art. Gegenſeitig ſollen die Angehörigen der in gegenwärtiger 
——— begriffenen Kantone, auf Vorweiſung ihres Heimathſcheins 
oder eines Paſſes, welcher durch eine fompetente Behörde ihres Kan: 
tons ausgeftellt und gehörig legalifirt ift, in den Staaten des Königs 
der nämlichen Rechte theilhaft, und den nämlichen Verpflichtungen 
unterworfen fein, wie die Unterthanen Seiner Majeftät, mit Ausnahme 
der politifchen Rechte und des Antheils an den Gütern der Gemeinden, 
Korporationen und frommen Stiftungen. Sie follen überhaupt hin— 
fihhtlich ihrer Anfiedlung und der Ausübung ihres Gewerbs gleich den 
Einheimifchen behandelt werden. 

Art. 5. Als Ausnahme von dem oben ausgefprochenen Grundfaß, 
follen die Unterthanen und Angehörigen des einen Landes, welche im 
Andern angefiedelt find, Hinfichtlih der Militärverpflichtung den Ge— 
feßen ihres Daterlandes unterworfen bleiben und von denen ihres Wohn— 
orts nicht betroffen werden. 

Art. 6. Wenn die Unterthanen Seiner Majeftät des Königs von 
Sardinien, welche gegenwärtig in der Schweiz angeficdelt find, oder 
die fich dort weiter anfiedeln und mittelft Anfiedlungspäffen ihren Beruf 
oder ihe Gewerbe ausüben, und hinmieder, wenn die in den Staaten 
Seiner Majeftät wirklich angefiedelten oder dafelbft Fünftig ſich nieder: 
laffenden oder ihre Gewerbe treibenden Schweizer, entweder in ihr Vater: 
land zurückkehren wollen, oder dahin, fei es durch gerichtliches Urtheil, 
fei 8 durch Maßregeln Hoheitlicher Polizei, oder im Folge der Geſetze 
und Verordnungen über Eittenpolizei und Armenweſen, zurücgewiefen 
werden, fo follen fie zu jeder ‚Zeit und unter allen Umftänden dafeldft 
wieder aufgenommen werden, fie felbft und ihre Fatholifchen oder prote: 
ftantifchen,, einheimifchen oder fremden Weiber, und alle ihre Abfümm: 
linge. In diefer Beziehung geben die gegenwärtige Erklärung und 
die nach beigefügtem Formular auszuftellenden Päffe den in diefer Ueber: 
einfunft einbegriffenen Schweizerregierungen für die Rückkehr der Sar: 
dinifchen Unterthanen die nämliche Gewährleiſtung, welche Hinfichtlich 
der Schweizer, der Königlich Sardinifchen Regierung durch den Hei: 
mathfchein zugefichert iſt. 

Art. 7. Seine Majeftät der König von Sardinien und die obge: 
nannten Schweizerfantone haben, in der Abficht die Förmlichkeiten an: 
zuordnen, welche von den Unterthanen oder Angehörigen des einen 
Staats, die fih im Andern verheirathen wollen, zu beobachten find, 
die Beſtimmung feftgefent: es folle Fünftighin von Unterthanen Gr. 
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Majeftät in den Kantonen, weldye an der gegenwärtigen Uebereinfunft 
Theil nehmen, oder von Schweizern in den Staaten des Königs Feine 
Heirath gefchloifen werden, ohne die Vorweiſung einer Bewilligung 
ihrer heimathlichen Regierung, einer gehörig legalifirten Befcheinigung 
der ftatt gehabten Aufgebote und eines dem neuen Sardinifchen Fami— 
lienhaupte befonders ausgeftellten Anſiedlung spaſſes. 

Die Unterlaffung diefer Förmlichkeiten, welche für die in der Schweiz 
angefiedelten Sardinifchen Unterthanen durch die Sardinifche Gefandt: 
fhaft im Namen ihrer Regierung, und für die in den Sardinifchen 
Staaten angefiedelten Schweizerangehörigen durdy die Kantonskanzleien 
zu erfüllen find, würde die Regierung, welche den Abfchluß einer fol: 
den Ehe innerhalb ihrer Gerichtsbarkeit zugelaffen Hätte, der Gefahr 
ausfegen, fowohl die Eheleute, als ihre Abkömmlinge bei fich zu be: 
halten, im Falle diefelben wegen eben diefer Unregelmäfigfeit in ihrem 
urfprünglichen Baterlande ihre Rechte verlieren follten. 

Art. 8. Die in der gegenwärtigen Uebereinkunft nicht begriffenen 
Kantone follen zu jeder ‚Zeit die Befugniß haben, derfelben beizutreten. 

Art. 9. Die gegemvärtige Uebereinfunft Hinfichtlich der Anfiedlun: 
gen der Sardinifchen Unterthanen in den obgenannten Kantonen und 
der Schweizer in den Sardinifchen Staaten, ift, vom 4. Juli 1827 
an gerechnet, für die Dauer von zehm Jahren gefchloffen, nad) deren 
Ablauf den Fontrahirenden Theilen frei ftehen fol, diefelbe zu erneuern, 
durch gemeinfames Einverſtändniß abzuändern, oder auch gänzlich 
aufzuheben. 


Formular eines Anfiedlungspaffes für die aus den 
Staaten Seiner Majeftät des Königs von Sardinien 
gebürtigen oder abftammenden Individuen, welche als 
in der Schweiz niedergelaffen, zur Zeit der zwifchen bei- 
den Staaten abgefchloffenen Webereinfunft werden aner— 
fannt worden fein. 


Anfiedlungspaß, gemäß der Webereinfunft 
von 1827. 


Im Namen des Königs. 


Wir, außerordentlicher Gefandter und bevollmächtigter Minifter Sr. 
Majeftät des Königs von Sardinien bei der ſchweizeriſchen Eidsge⸗ 


_ — 





noſſenſchaft: Erſuchen die Zivil» und Militär: 


Signalement. beamten der befreundeten und allürten Mächte 
Ge ei und laden die Behörden der Staaten St. Maj. 
Gehe... Jein, frei paffiren zu laffen den ..... (28 
Haare werden Name und Vornamen desfelben und fein Be- 


ruf, fo wie jene feiner Frau und feiner Kinder 





Stirne nebſt ihrem Alter angegeben) gebürtig aus . .. . 
Augenbraunen Provinz... . fommend von ... . feinen 
Augen Wohnfig habend im Kanton... . . und dens 
Nafe - felben nöthigen Falls auch Schutz und Hilfe 
Mund angedeihen zu laffen. 

Kin. 2... Diefer Paß foll durch die Sardinifche Ge: 
Geht . . - . fandtfchaft in der Schweiz am 1. Juli 18... 
Gube 2:2... erneuert werden. 

Gegeben zu... . 


Unterfhrift d. Trägers Unterfchrift des Geſandten: 


Note. Die den Sardiniſchen Untertbanen, welche die Abficht haben, 
eine neue Niederlaffung in der Schweiz zu bilden, ausgeftellten Anfiedfungs- 
päffe werden nach dem nämlichen Formular abgefaft, außer daf im Paſſe 
ausgedrückt werden fol: es feien Diefelben gefinnt, ihren Wohnort in dem 
einen oder andern der in der Konvention begriffenen Kantone zu nehmen. 


Die gegenwärtige Erklärung, deren Natififation den Hohen Kom: 
mittenten der Kommiffarien vorbehalten ift, um in ‚Zürich fpäteftens 
im Laufe des Juli 1827 ausgewechfelt zu werden, ift in doppelter 
Driginalausfertigung unterzeichnet worden, im Namen des eidsge: 
nöffifhen Vororts duch Heren Karl Ludwig von Watten: 
wyl von Maleffert, Mitglied des fouveränen Naths der Stadt 
und Republik Bern, Seneralpolizeidiceftor, und im Namen Seiner 
Majeltät des Königs von Sardinien durd, Herrn Karl 
Bazin du Chanay, Ritter der Orden der heiligen Mauritius und 
Lazarııs und von Savoyen, Oberſt General Adjutant des General: 
ftabs der Armeen Seiner Majeftät, Ihren außerordentlichen Gefandten 
und bevollmächtigten Minifter bei der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft; 
beide mit Vollmachten verfehen. 
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So gefihehen in Bern den zwölften Mai taufend acht Hundert 
fieben und zwanzig. 


(L. S.) Karl Bazin (L. S.) Karl Zudwig 
du Chanay, von Wattenwyl, 
außerordentlicher Geſandter Mitglied des fouveränen 
und bevollmächtigter Mi: Raths der Stadt und 
niſter Seinee Majeftät Republik Bern, General: 
des Königs von Sardi— polizeidireftor und eids: 
nien bei der ſchweizeri⸗ genöffifcher Kommiſſät 


ſchen Eidsgenoffenfchaft. | ad hoc. 


Noten in Beziehung auf die Niederlaffungsübereinkunft mit 
den Königlih Sardinifchen Staaten. 


1. Die oben sub Litt. B und C in Franzöfifcher Urfprace ent: 
haltenen Ratififationen der Königlich Sardinifhen Regierung vom 
16. Juni und des eidsgenöffifhen Wororts vom 14. Auguft 1827, 
fo wie die sub, Litt. D oben erwähnten, den unbedingten Beitritt 
2. Standes Luzern betreffenden Erflärungen vom 14. u. 31. Auguft 
1827, wurden an diefem letztern Tag laut Verbalprozeß in Bern ge: 
genfeitig ausgewechfelt. 

2. Laut Abfchied von 1827 wurde zuerft von St. Gallen am 
17. September dem vorſtehenden Vertrag bedingt, und mit Ausnahme 
der in den Artikeln 4 und 2, welche ſich auf das eidsgenöffifche Nie: 
derlaffungsfonfordat vom 10. Juli 1819 beziehen, enthaltenen Be: 
ftimmungen,, beigetreten; im welcher Hinfiht St. Gallen einfach ver: 
fpriht: „Die Königlih Sardiniſchen Unterthanen, in Bezug auf die 
3, Niederlaffungsbewilligungen fowopl, als auf Auflagen, Zaren oder 
„Geldleiſtungen, den Schweizern anderer Kantone gleidy zu halten.” 
Die Königlich Sardinifhe Gefandtfchaft hat diefen bedingten Beitritt 
angenommen, und unterm 27. Dftober 1827 die urfundliche Annahme: 
erflärung ausgefertigt. Unter gleihem WBorbehalte und gleichen Br: 
dingniffen wie St. Gallen, hat (laut Abſch. von 1828, ©. 100) 
auch der Hohe Stand Wallis am 22. Jenner 1828 eine Beitritts: 
urfunde ausgeftellt und dagegen von Seite des Sardinifchen Herrn 
Geſandten eine vom 8. Februar datirte Annahmsurfunde erhalten. 

(Neo. LXXXVII, Bd. II der offiz. Samml.) 
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III. verträge über die Sörmlichkeiten bei Heirathen. 





CCXII. 


Vertrag 


zwiſchen Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzog von 
Baden und den im fiebenten Artikel benannten eilf 
Ständen der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfhaft, be 
treffend die Förmlichkeiten bei wechfelfeitigen Hei: 
rathen aus dem einen Land in das andere. 


(Bom 23. Auguſt 1803.) 


Da ſich feit einiger ‚Zeit mehrere Fälle ereignet haben, daß Grof- 
herzoglich⸗Badiſche UntertHanen, welche fich in der Schweiz aufgehalten 
und dafelbft mit ſchweizeriſch- eingebornen Perfonen chelih verbunden 
haben, ohne daß jene im ihrem Geburtsort die Bürger: oder Hinter: 
faffenannahme der Ieptern ausgewirft, noch daß foldye einen ſogenann— 
ten Heimathfcbein erhalten haben, und hierdurch vielfältig Inkonvenien— 
zien entftanden find; und da Se. Königliche Hoheit der Grofiberzog 
von Baden gegen Se. Ercellenz den Heren Landammann der fchweize: 
rifhen Eidsgenoffenfchait den Wunſch geäußert, folchen durch Aufftel- 
lung von ſachgemäßen Grundfägen für immer zu begegnen, und hierzu 
von letzterm eine bereitiwillige Erklärung eingefommen, fo find beider: 
feits Bevollmädhtigte, nämlich von Eeiten Sr. Königlichen Hoheit des 
Großherzogs von Baden, der Herr Geheime Nath von Jttner, Außer: 
ordentlicher Bevollmächtigter Gefandte in der. Schweiz, und von Seite 
Sr. Greellenz des Heren Landammanns der Schweiz, der Hochgeachte 
Herr Negierungsrath Fetzer, dermaliger Präfident des Kleinen Raths 
des Kantons Nargau, ernannt worden, um hierüber felte Grundfäße 
für die Zukunft aufzuftellen, und es haben nunmehr die obgenannte 
Bevollmächtigte bei ihrer diepfälligen Zufammenkunft und Befprechung, 
Nachfolgendes, jedoch ohne rückwirkende Kraft, unter vorbehaltener 
Ratififation ihrer hoben Kommittenten,, verabredet und feſtgeſetzt, wie 
folgt: 

41. Bon Seite der Regierungen der eidsgenöffifchen Kantone, welche 
unterm $. 7. genannt find, wird der Grundfag anerkannt: daf jeder 
aus den. Grofherzoglih: Badischen Staaten gebürtigen Perfon das Hei: 
othen in dem Umfang der eidsgenöffifchen Lande nicht eher erlaubt 
werden fol, als gegen vorherige Beibringung eines Erlaubnißſcheins 
der Obrigkeit, wo der Heirathende fein Heimathsrecht hat, durch wel: 

Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 30 


BEE SEE EC ER 


— 474 — 


hen bezeugt wird, daß derſelbe auch nach der Heirath mit feiner Fa: 
milie jeder Zeit wieder im feine Heimat) zurückkehren könne. 

2. Ebenfo fol die im Großherzoglih:Badifchen am 23. September 
1806 ergangene Generalverordnung: daß den Schweizerbürgern 
das Badifhe Staatsbürgerreht zum Behuf des Heira= 
thens im Badifhen, ohne befondere Erlaubniß Str. Kö- 
niglidhen Hoheit des Großherzogs nicht ertheilt werden 
foll, — forthin befiehen, und es folk fein Schweizerbürger, ohne vor: 
gelegten Erlaubnißſchein feiner Ortsr und Landesobeigkeit, durch wel: 
chen erklärt wird, dag der Heirathende mit feiner Familie jederzeit in 
feine Heimath zurückkommen könne, in dem Umfang der Großherzoglich⸗ 
Badifhen Lande heirathen dürfen. 

3. Ein folder Erlaubnißſchein muß von der Obrigkeit des Heimaths— 
orts Ödesjenigen, der ihn nöthig bat, ausgefiellt, und ſchweizeriſcher 
Seits durch die Unterfchrift und Siegel der betreffenden Standeefanzlei, 
Badifcher Seits aber durch die betreffende Provinzregierung gebörig 
legaliſirt fein. 

4. Derfelbe muß die rechtsgültige Beſcheinigung enthalten: 

a) Daß der betreffende Angehörige, feiner Abweſenheit ungeachtet , 
und bei noch längerer Fortdauer derfelben, als Bürger des Orts 
angefehen werde, und im Genuß des fortwährenden Bürgerrechts 
verbleiben foll; 

b) Daß feine Verlobte und die mit folcher erzeugende Kinder, jeder: 
zeit in feinem Heimathsort als Angehörige und Bürger anerkannt 
und aufgenommen werden; und: 

e) Daß cr in feinem Heimathsort mit feiner Verlobten nach der Lanz 
desgewohnheit verfündiget worden fei. 

5. Kein Pfarrer ift befugt, vielmehr ift jedem derfelden ausdrücklich 
und bei eigener Verantwortung aller Folgen die daraus entftehen kön— 
nen, verboten, die Ehe eines fehweizerifchen oder Badiſchen Angeböri- 
gen einzufegnen, oder aud nur die Verkündung derfelben vor ſich ge: 
hen zu Saffen, wenn nicht ein folcher Grlaubnißfchein in gültiger Rechte: 
form, und der nicht älter als zwei Monate fein darf, vorher beige: 
bracht iſt. Es muß daher jeder Pfarrer, der eine ſolche Werfündung 
der Ehe und nachherige Einſegnung derfelben vornehmen will, vorher 
die Verfündigungsfcheine von der Heimath der Verlobten und die legale 
Erlaubniß zur Verfündung und nachherigen Einfegnung der Ehe, von 
feine eigenen Obrigkeit erhalten haben. 

6. Wenn es aber, diefer Morfchrift ungeachtet, geſchehen follte, 
daß entweder im dem Umfang der Großherzoglih-Badifchen, oder in 
dem ſchweizeriſch⸗ eidsgenöffifchen Landen, die Ehe eines Schweizerbür⸗ 
gers oder eines Badifchen Unterthans eingefegnet und vollzogen würde, 


ohne daß die vorgedachten Grforderniffe gehörig beigebracht wären, fo 
bat derjenige Staat allein, im welchem diefe Einſegnung vor ſich ges 
gangen, alle weitere Folgen zu übernehmen, und derfelbe it ſodann 
ſchuldig, ſolche Eheleute mit ihren erzeugenden Kindern auf feinem Ge: 
biet zu dulden, und im Nothfall für die Unterftüßung derfelben zu for 
gen, ohne die Befugniß zu haben, ſolche in den andern Staat zurüd 
oder überhaupt von fid) weg zu weiſen, fondern er mag und muß fid) 
mit dem etwaigen Regreß an die Schuldigen begnügen. 

7. Die gegenwärtige Konventiom bat auf der einen Seite für den 
ganzen Umfang der Großherzoglich-Badiſchen Lande, und auf der an: 
dern für die eidsgenöffifchen Kantone: Luzern, Unterwalden, Zürich, 
Glarus, Bern, Solothurn, Bafel, Schaffhauſen, Appenzell, Aargau 
und Thurgau, verbindliche Kraft, und zwar von demjenigen Tag an, 
wo die Ratififationen beider Theile gegenfeifig ausgewechfelt fein wer: 
den. Den übrigen Kantonen der Eidegenoſſenſchaft wird der etwa nach⸗ 
herige Beitritt vorhehalten. 

8. Die Ratifikation Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Baden, fo wie auch die Ratifikation Sr. Excellenz des Heren Land— 
ammanns der Edyweiz im Namen der betreffenden eidsgenöffifhen Kan 
tone, wird vorbehalten; und es follen diefe Genehmigungen, fobald fie 
erfolgt find , wo möglich bis Januar 1809, gegen einander ausgewech⸗ 
felt werden. 

Urfundlich nachſtehender Unterfchriften und beigedrudten Siegeln. 
Sp gefchehen zu Aarau am 23. . 1808. 

(L.- 8.) A er — 

Grofperzoglidh:Badifcher Geheimer Rath und außer⸗ 
ordentlicher Geſandte in der Schweiz. 
(L. S.) C. Fetzer, 
als von Sr. Excellenz dem Herrn Landammann der 
Schweiz bevollmächtigter eidsgenöſſiſcher Kommiſſär. 


Die Ratifikations urkunde von Seiten Er. Königlichen Ho: 
heit des Großherzogs von Bader wurde zu Karlsruhe dem 7. November 
4808, und von Seite der Eidsgenoffenfchaft zur Freiburg den 6. No— 
vember 1809, im Namen der XIX Kantone von den Landammann 
Louis d’Affry ausgeftellt. (Neo. VIIF, Bd. T der offiz. Samml.) 


Nachträgliche Erklärungen über den daherigen Vertrag vom 
23. Auguft 1808; erfolgt in den Jahren 1821 und 4822. 


Note. Nach erfolgtem Beitritt der Loͤbl. Stände Uri, Zug, Frei: 
burg, St, Gallen, Teffin, Waadt und Genf, und dießfalls ge— 
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wechſelten eidsgenöffifchen Beurfundungen vom 25. November 1820 und 29. 
Augftmonat 1821, und Großberzoglichen Afzepfagionserflärungen vom 10. 
Februar und 20. November 1821, — find in dem Vertrag, befreffend die 
Förmlichfeiten bei mwechfelfeitigen Heirafhen aus dem einen Land in das an— 
dere, eines Theils die fämmtlihen Großherzoglich-Badiſchen 
Lande begriffen; und andern Theils die eidsgenöffifhen Kantone: 
Zürih, Bern, Luzern, Uri, Unterwalden, Glarus, Zug, ärei- 
burg, Solothurn, Bafel, Schaffbaufen, Appenzell, St. Gal— 
len, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt und Genf; denen fih nun 
(zufolge Erflärung vom 6. Augfimonat 1822) auch noch Graubünden an 
geichloffen hat. Es bleiben alfo diefem Vertrag nur die Löbl. Stände Schwps, 
Wallis und Neuenburg fremd. 
(Nero. XXXVII, Bd. II der offis. Sammi.) 


IV. Verträge über ciwils und kriminalrechtliche Verhältnisse. 





a) Meber Konkursrecht. 
CCXIM. 


Gegenfeitiges Konkursrecht 


zwifhen dem Großherzogthum Baden und der ſchweize— 
rifhen Eidsgenoffenfhaft, mit Ausnahme der Löbl. 
Stände Schwyz und Glarus; im Jahr 1808. 


A. Erklärung Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Baden gegen die fehmweizerifche Eidsgenoſſenſchaft. 
(Bom 7. Juli 1803.) 


Wir Carl Friedrih, von Gottes Gnaden Großherzog zu Baden, 
Herzog zu Zähringen ıc. sc. Ober: und Erbherr zu Fürftenberg, Baar 
und Stühlingen fammt Heiligenberg, Haufen, Mösfich, Hohenhöwen, 
Wildenftein und Waldsberg; zu Leiningen, Mosbad) fammt Milten: 
berg, Amorbach, Düren, Bifchofsheim, Hartheim und Lauda, zu Klett: 
gau, zu Thengen, zu Krautheim, zu Wertheim, zu Meidenau und 
Biligheim, aud zu Hagnau u. f. w. 

Zur Beförderung der freundnachbarlichen Verhältniffe und des Han: 
delsverfehrs zwifchen Unfern Grofherzoglihen Staaten und der ſchwei⸗ 
zerifchen Gidsgenoffenfchaft, find Wir wegen Errichtung eines Mertrags 
über die Gleichhaltung der gegenfeitigen Landesbewohner und Untertha: 
nen in vorfommenden Konfursfällen über nachfolgende Beftimmungen 
übereingefommen : 
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1. In allen Fallimentsfällen werden, ſowohl in verpfändeten als 
laufenden Schulden, von der privilegirten und der allgemeinen Klaffe, 
die Einwohner des Großherzogthums Baden, und derjenigen Kantone 
der Eidsgenoffenfchaft, fo dem gegenwärtigen Verkommniß beitreten, 
nad) gleichen Rechten, d. h. alfo behandelt und Follocirt: daß je die 
Angehörigen des einen Staats den Ginheimifchen im andern Staate 
gleih, und je nad) Befchaffenheit ihrer Schuldforderungen fo gehalten 
werden follen, wie es die Geſetze des Landes für die Einheimifchen felbft 
vorfchreiben. 

2. Zwifchen den Angehörigen derjenigen Staaten, für welche die 
gegenwärtige Uebereinfunft verbindlich ift, dürfen nah Ausbruch eines 
Falliments, Feine Arrefie auf bewegliches Gigenthum des Falliten an: 
ders, als zu Gunſten der ganzen Schuldmaffe gelegt werden. 

3. Die gegenwärtige Konvention hat auf der einen Seite für den 
ganzen Umfang der Großherzoglich : Badifhen Lande, und auf der an: 
dern für die eidsgenöffifchen Kantone Luzern, Uri, Unterwalden, Zü— 
ih, Zug, Bern, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, Ap: 
penzell, St. Gallen, Graubündten, Aargau, Thurgau, Teſſin und 
Waadt, verbindliche Kraft, und zwar von demjenigen Tag an, wo 
die Ratififationerr beider Theile gegenfeitig ausgemwechfelt fein werben. 

4. Gegen diejenigen Kantone der fchweizerifchen Cidsgenoffenfchaft 
(Schwyz und Glarus), welche dem gegenwärtigen Verkommniß noch 
nicht beigetreten find, wird die Anwendung der obbeftimmten Artikel 
von demjenigen ‚Zeitpunkt an Statt finden, wo fie ihren Beitritt, 
zu welchem fie von den fonfentirenden Kantonen nody werden eingeladen 
werden, gegen die Großherzoglich = Badenfche Regierung werden erflärt 
haben. 

Zu deffen Urfund Haben Wir hierüber gegenwärtiges mit Unſerem 
größern Staatsfiegel verfehene Inſtrument ausfertigen laffen und folches 
eigenhändig unterfihrieben. Karlsruhe, den 7. Juli 1808. 

(L. $S.) Carl Friderid. 
Dt. Sehe. von Edelsheim. 
. Auf Sr. Königlichen Hoheit Spezialbefehl : 
Gerſtlacher. 


B. Eidsgenöſſiſche Gegenerklärung gegen Se. Königliche 
Hoheit den Großherzog von Baden. 


(Vom 9. Juli 1808.) 


Wir der Landammann dere Schweiz und die verfammelte ſchweize⸗ 
eifhe Tagſahung, urfunden hiemit: 
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Nachdem Uns von Sr. Königliben Hoheit dem Herrn Großherzog 
von Baden unterm 13. März des laufenden Jahrs, der freundnachbar- 
liche Antrag zu Grrichtung eines gegenfeitigen Konkursverkommniſſes 
in Fallimentsfahen gemacht worden, — find Wir, in der Ueberzeu: 
gung, daß ein ſolches Verkommniß nicht nur den zwifchen dem Groß- 
herzogthum Baden und der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft beftehenden 
Derhältniffen vollfommen angemeffen, fondern felbft für den nachbarli= 
hen und Handelsverfehr beider Staaten vortheilhaft fei, mit Er. Kö: 
niglichen Hoheit dem Heren Großherzog von Baden, über nachſtehende 
Beftimmungen übereingefommen : 

(Hier folgen die 5.5. 1. 2. 3. A. wörtlidy alfo, wie fie in der un: 
mittelbar vorhergehenden Großherzoglich-Badiſchen Erklärung ent: 
halten find.) 

Zu deffen wahrer und fieter Urfund ift hierüber das gegenwärtige 
Anfirument ausgefertiget, mit der Unterfchrift des Heren Landammanns 
und des Kanzlers der Eidsgenoſſenſchaft verfehen, wie auch mit dem 
eidsgenöſſiſchen Siegel befräftigt, und mit Er. Königlichen Hoheit dem 
Herrn Grofherzogen von Baden, gegen ein gleichlautendes Doppel aus: 
gewechfelt wordeıt. 

Sp gefchehen in Luzern den 9. Heumonat 1508. . 

Der Landammann der Schweiz, 
(L. S.) Vincenz Rüttimann. 
Der Kanzler der Eidsgenoſſenſchaft, 
Mouffon. 
(Mrs. VI, Bd. I der offiz. Sammi.) 


Nachträgliche Erklärungen , betrefiend das daberige Ver— 
fommniß vom 7. und 9. Suli 41808; in den Sahren 
1820 und 1821. 


Note. Gleihmägige Beurfundung von Seite des eidsgenöſſiſchen Vor: 
orts und Afzeptationeerflarung Sr. Königlichen Hobeit des Großherzogs, bat 
unter den oberwähnten Datis, auch in Bezug auf den an den Tagfakungen 
von 1520 und 1821 erfolgten Beitritt der Yöbl. Stände Wallis, Neuen. 
burg und Genf zu dem mit Baden beftebenden Konfursreht, — Statt 
gefanden. Die verbindliche Kraft des daberigen Verkommuiſſes crfiredt ſich 
nun eimerfeit3 auf den gefammten Landerbeftand des Grofber. 
zogthume Baden, und anderfeits auf AX eidsgenöffifhe Kan-« 
tone, mit Ausnabme von Schwpz und Glarus. 

(Neo. XAXV, Bd. I der offiz. Samml.) 


CCXIV. 
uebereinkunft 
zwiſchen der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft und der 


Krone Württemberg, betreffend die Konkursver— 
hältniſſe und gleiche Behandlung der beiderſeitigen 
Staatsangehörigenin Konfursfällen; im Jahr 1826. 


Wir Schultheif und Täg: 
liher Rath der Stadt und 
Republik Luzern, als eids— 
genöſſiſcher Vorort, erklären 
hiemit im Namen der eidsgenöſſi⸗ 
ſchen Stände Luzern, Zürich, 
Bern, Uri, Unterwalden, 
Zug, Freiburg, Solothurn, 
Baſel, Schaffhauſen, Ap— 
penzell beider Rhoden, St. 
Gallen, Graubünden, Aar— 
gau, Thurgau, Teſſin, 
Waadt, Wallis und Genf, 
daß benannte XIX Stände der 
Eidsgenoſſenſchaft, mit Sei— 
ner Majeſtät dem Königvon 
Württemberg, über folgende 
Beſtimmungen in Beziehung auf 
Konkursverhältniſſe und gleiche Be— 
handlung der beiderſeitigen Staats: 
angehörigen in Konfurfen, überein: 
gefommen find: 

Art. 1. 


Die Regierung des 


Die Königlihb Württem: 
bergifhe Staatsregierung 
it mit dem Vororte der 
ſchweizeriſchen Eidsgenof- 
ſenſchaft im Namen der Re 
gierungen der XIX eidsge 
nöffifhen Kantone: Luzern, 
Zürich, Bern, Uri, Unter: 
walden, Zug, Freiburg, 
Solothurn, Baſel, Schaff— 
hauſen, Appenzell Außer— 
und Inner-Rhoden, Gt. 
Gallen, Graubünden, Aar— 
gau, Thurgau, Teffin, 
Waadt, Wallis und Genf, 
über folgende Beftimmungen in Be: 
ziehung auf Konfursverhältniffe und 
gleiche Behandlung der beiderfeiti- 
gen Etaatsangehörigen in Konfur: 
fen übereingefommen : 


Königreichs Württemberg und die 


Regierungen derjenigen Kantone der ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, 
welche dem gegenwärtigen Staatsvertrag beigetreten find, erfennen ge=« 
genfeitig die Allgemeinheit des Konfursgerichtsftandes in dem Wohn- 
orte des Gemeinſchuldners an. 

Art. 2. In den ſich ergebenden Konkursfällen werden, rüdficht: 
lidy aller und jeder hypothekariſchen und nicht hypothekariſchen, privi: 
legirten und nicht privifegieten Forderungen, die Einwohner des Ko: 
nigreichs Württemberg und die Einwohner der genannten Kantone, 
nach gleihen Rechten, d. 5. alfo behandelt und Follozirt, daß je die 
Angehörigen des einen Staats den Ginheimifhen im anderır Staate 
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gleich und — je nah DBerchaffenbeit ihrer Schuldfo rderungen — fo 
gehalten werden follen, wie es die Geſetze des Landes für die Einhei— 
mifchen ſelbſt vorfchreiben. 

Art. 5. Mach Ausbruch eines Konkurfes ſollen wechſelſeitig Feine 
andern Arrefie auf das Vermögen des Gemeinſchuldners augelegt wer: 
den, als zu Gunften dir ganzen Mafle. 

. Art. A. Alle beweglichen und unbeweglichen Güter eines Gemein: 
fchuldners, auf welchem Staatsgebiete fich diefelben immer befinden mö— 
gen, follen in die allgemeine Konkursmaſſe fallen. 

Art. 5. Wenn jedody ein Gläubiger ein fpezielles gerichtliches Un: 
terpfand oder ein noch vorzüglicheres Recht auf cin unbewegliches Gut 
hat, welches außerhalb desjenigen Staatsgebiets liegt, wo der Konkurs 
eröffnet wird, oder wenn ein beivegliches Vermögensſtück fid) als Pfand 
in den Händen eines Gläubigers befinder, fo foll derfelbe befugt fein, 
fein Recht an dem ibm verbafteten Gegenſtande vor dem Richter und 
nach den Geſetzen desjenigen Staates, wo diefer Gegenſtand fi be: 
findet, geltend zu maden. 

Ergiebt ſich nah Befriedigung des Gläubigers ein Mehrwerth, fo 
fließt der Ueberfchuß in die Konkursmaſſe, um nad den Geferen des 
Orts, wo die allgemeine Konfursverbandlung Statt bat, unter Die 
Gläubiger vertheilt zu werden. 

Reicht Hingegen der Erlös des verbajteten,: beweglichen oder unbe: 
weglichen Gegenftandes, zu voller Befriedigung des betreffenden Gläu: 
bigers nicht hin, so wird diefer für den Reſt feiner Forderung an das 
allgemeine Konkursgericht geriefen, um nach den dortigen Gefeken mit 
den übrigen Gläubigern zu fonfurriren. 

Art. 6. Die gegenwärtige Uebereinfunft bat auf der einen Seite 
für den ganzen Umfang der Königlich Württembergifchen Lande und 
auf der Andern für die im Eingang namentlih erwähnten eidsgenöſſi— 
fhen Stände verbindliche Kraft, und zwar von dem Tage an, wo die 
darüber ausgefertigten Erklärungen beider Theile gegenfeitig ausgewech— 
ſelt fein werden. 

Art. 7. Gegen diejenigen Kantone der fehweizerifchen Eidsgenof: 
Tenfchaft, melde dem gegenwärtigen DVertrage noch nicht beigetreten 
find, wird die Anwendung der obigen Artifel von demjenigen ‚Zeit: 
punkt an Statt finden, wo fie ihren Beitritt, zu welchem fie von den 
fontrahirenden Theilen noch werden eingeladen werden, gegen die Kö: 
niglich Mürttembergifche Regierung werden erflärt haben. 

‚Zu deffen Urkunde und Beſtäti— Zu deffen Urfund und Beſtäti— 
gung ift diefe Erklärung von dem | gung ift diefe Grflärung von dem 
Amtsſchultheißen der Stadt und Re: | Königlichen Minifter der auswärti: 
publif Luzern, Präfidenten der Tag: | gen Angelegenheiten unterzeichnet 
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fagung und des Vororts, fo wie von | und befiegelt und gegen eine gleidy: 
dem eidsgenöffifchen Kanzler unter: | lautende Erflärung des eidsgenöffi- 
zeichnet, und mit dem eidsgenöffi: | fchen Vororts ausgewechfelt worden. 
ſchen Siegel verfeben und gegen eine | Stuttgart, den 13. Mai 1826. 
feichlautende Erklärung des König: j i 

Fi WürttembergifchenMinifters der (L. 5.) Örafv. Beroldingen. 
auswärtigen Angelegenheiten ausge: Roier. 
wechfelt worden. 

Luzern, den 12. Deyember 1825. 

Der Amtsfchultheiß 
des eidsgenöffifchen Vororts Luzern, 
Präfident der Tagfakung : 

(L.$.) J. 8. Amrbon. 

Der eidsgenöffifche Kanzler: 

Mouffon. 





Note. Nenenburg gab zu vernehmen , daß die Gefebe feines Stan: 
des uber das Hnpotbefenivefen ihm den Beitritt nicht geftatten; daß er aber 
die Wiürttemberger auf einen völlig gegenrechtlichen Fuß zu behandeln geneigt 
fei; ım der Meinung , daß bei Konfurfen, die im Königreih Württemberg 
eröffnet werden, Die Angehörigen von Neuenburg den Württembergern gleich 
gehalten werden, nnd daß umgekehrt im Neuenburgiſchen die Angehörigen von 
Wurttemberg in gleichen Rechten mit denjenigen des Landes felbit ichen follen. 

Schwyz ſchließt fich diefer Erklärung von Nenenburg vollfommen an. 

Glarus endlich kann dermalen feinen Theil an dem Vertrag nehmen 
wid ware überhaupt nur dann folches zu thun im Fall, wenn dem auswär— 
tigen Kreditor zu dem gefeglich in die Gantmafia fallenden Weibergut und 
Rudfall nur in fo weit Zutritt geilattet werden könnte, als aud) in dem 
bergegenrechteten Staat das Woeibergut in die Fallimentsmafla fallen und der 
Küdfall Statt finden wurde. 

Bei Ueberfendung der Würktembergifchen Urkunde der Uebereinfunft mel 
det der Königl. Wurttembergifche Minifter der auswärtigen Angele- 
genheiten unterm 29. Mai 1826: „Daß zu gleicher Zeit auch eine die frag» 
„liche Uebereinfunft betreffende Königliche Berordnung den Württembergi— 
„then Gerichtäftellen durch das Königliche Regierungsblatt zur Nachachtung 
„bekannt gemacht und darin, binfichtlich der drei noch nicht beitrefenden Kan: 
„tone, der Grundfaß einer im Wege der Reziprozität zu beobachtenden glei— 
„hen Behandlung der Angehörigen jener Kantone mit den Königlichen Un- 
„terthanen angeordnet werde, welche — in Folge der von Neuenburg und 
„Schwyz bereits gegebenen Erklärungen — nur im Anfehung des Kantons 
„Glarus durch beisubringende Zeugniffe der Kantonsregierung bedingt fein 
werde.” Nro. LXIX, Bd. IE der offj. Samml.) 


CCXV. 


Uebereinkunft 


zwiſchen den ſchweizeriſchen Kantonen Zürich, Bern, 

Luzern, Unterwalden (ob und nid dem Wald), Frei: 

burg, Solothurn, Bafel (Stadt: und Zandtheil), 

Schaffpaufen, St. Gallen, Graubünden, Aargau, 

Thurgau, Teffin, Waadt, Wallis, Neuenburg und 

Genf, fowie Appenzell Außer: Rhoden, und dem Kö— 

nigreih Baiern über gleihmdfige Behandlung der 

gegenfeitigen Staatsangehörigen in Konkfursfällen; 

im Jahr 1854. | 

A. Schweizeriſche Erklärung. 

Der Vorort der fehmweizerifchen Cidsgenoffenfhaft erklärt in Folge 
der zwifchen der Königlich-baieriſchen Staatsregierung und den nadhge: 
nannten Schweizerfantonen Zürih, Bern, Luzern, Unterwalden, Frei: 
burg, Solothurn, Bafel, Schaffhaufen, St. ®allın, Graubünden, 
Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Walis, Neuenburg und Genf, 
fowie Appenzell Außer-Rhoden, getroffenen Uebereinfunft : 

Daß in Infolverzerflärungs: und Konfursfällen den Staatsange: 
hörigen des Königreichs Baiern gleiche Konkurrenz und gleiche Klaſſi— 
fifationsrechte mit den Angehörigen jedes der kontrahirenden ſchweizeri— 
ſchen Kantone zufichen, und daß, von dem Augenblid der Infolwenz: 
erflärung an, in den genannten Schweizerfantonen weder durch Arrefi 
noch durch fonftige Verfügungen das bewegliche Wermögen des ‚Zah: 
lungsunfähigen zum Nachtheil der Maſſe befchränft werden foll, in fo 
fern auch den Angehörigen diefer Kantone eine gleiche Konfurrenz und 
ein gleiches Klaffififationsrecht in Baiern verfichert und dafelbft über: 
haupt, von dem Augenblid der Infolvenzerflärung an, weder durch 
Arreſt noch durch fonftige Verfügungen das bewegliche Vermögen des 
‚Zahlungsunfähigen zum Nachtheil der Maffe befchränft wird. 

Deffen zur Urkunde hat der eidsgenöffifche Vorort die gegenwärtige 
Erklärung, die gegen eine andere damit im Cinflange fichende des Kö: 
niglichbaietifchen Staatsminifteriums des Aeußern und des Königlichen 
Haufes ausgewechfelt, deren Inhalt den beidfeitigen Gerichtsbehörden 
zur Nachachtung in vorfommenden Fällen mitgetheilt werden fol, aus: 
geftellt und mit den üblichen Unterfchriften und Siegel befräftigt. 

Alfo gefchehen in Zürid den 27. Brachmonat 1831. 

Bürgermeifter und Staatsrath des eidsgenöſſiſchen Vororts Zürich, 

in deren Namen, der Amtsbürgermeifter: 
(L. 8.) M. Hirzel. 
Der eidsgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 
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B. Königlich-baierifhe Erklärung. 


Das Königlichsbaierifhe Staatsminifterium des Königlichen Haufes 
und des Aeußern erflärt in Folge der zwifchen der Königlichen Staats: 
zegierung und den Schweizerfantonen Zürich, Bern, Luzern, Unter: 
walden, Freiburg, Solothurn, Bafel, Schaffpaufen, St. Gallen, 
Graubünden, Aargau, Thurgau, Zeffin, Waadt, Wallis, Neuen— 
burg und Genf, forwie Appenzell Außer-Rhoden, getroffenen Ueber: 
einfunft : 

Daß in Infolvenzerflärungs: und Konfursfällen den Angehörigen 
der vorbenannten Kantone gleiche Konkurrenz und gleiche Klaffififations: 
rechte mit den Staatsangehörigen des Königreichs Baiern zuftehen, 
und daß, von dem Augenblick der Anfolvenzerflärung an, im König« 
reiche weder durch Arreft noch durch fonftige Verfügungen das beweg—⸗ 
fiche Bermögen des Zahlungsunfähigen zum Nachteil der Maffe be: 
ſchränkt werden fol, in fo fern auch den baierifchen Staatsangehörigen 
eine gleiche Konkurtenz und ein gleiches Klaffififationsrecht in den. ge: 
dachten Schweizerfantonen verfichert und dafelbft überhaupt, von dem 
Augenblick der Infolvenzerflärung an, weder durch Arreft noch durch 
fonftige Verfügungen das bewegliche Vermögen des Zahlungsunfähigen 
zum Nachtheil der Maſſe befchränft wird. e 

Deffen zur Urfunde bat das Königliche Staatsminifterium des Kö— 
niglichen Haufes und des Aeußern die gegemvärtige Erflärung, die 
gegen eine damit im Ginflange ftehende des eidsgenöffifchen Vororts 
ausgemwechfelt, deren Inhalt den beidfeitigen Gerichtsbehörden zur Nadı- 
achtung in vorkommenden Fällen mitgeteilt werden fol, ausgeftelt und 
mit üblidyer Unterfehrift und Siegelung befräftigt. 

Alfo gefhehen in Münden den 11. Mai 1834. 

Königlich-baierifches Staatsminifterium des Königlichen 
Haufes und des Aeußern, 
(L. 9.) Frh. von Biefe. 
Braun. 


Note. Der vorfichenden Uebereinfuuff, bon weicher die Originalurkun: 
den Ende Bradımonats 1854 zwiſchen Herren Burgermeifter Hirzel und dem 
Königlih-barerifchen Nefidenten in der Schweiz, Herrn Freiberen von Pert: 
ling, ausgewechfelt worden, find nachträglich noch die Kantone Uri und Zug 
beigetreten, und durch vorörtliches Kreisfihreiben vom 3. Herbfimonat 1834 
wurden fämmtliche Stände in Kenntniß gefegt, daß die Königlid).baierifche 
Staatsregierung dieſen nachträglichen Beitritt anerfannt habe. 

(Mee. CXLIX, 3b. IH der offii. Sammi.) 
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CCXVI. 


Vertrag 


zwiſchen Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzog von 
Baden, und der Shweizerifhen Eidsgenoffenfhaft, 
wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher. 
| (Tom 30. Auguft 1803.) 

Nachdem fowohl Sr. Königlichen Hoheit dem Großherzog von Ba— 
den, als auch den Kantonen der Hocylöblichen ſchweizeriſchen Eidsge— 
noffenfchaft daran gelegen ift, daß die Gott gefällige Juſtiz gehand- 
habt, und Verbrechen, deren Urheber ſich aus den Großherzoglichen 
Landen in die Schweiz, oder aus der Schweiz in die Großherzoglichen 
Lande flüchten, nicht ungefiraft bleiben , fo find beiderfeits Bevollmäd- 
tigte, nämlich von Seiten Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Baden der Here Geheime Rath von Ittner, außerordentlicher bevollz 
mächtigter Gefandte in der Schweiz, und von Seiten Sr. Excellenz 
des Heren Landammanns der Schweiz der Herr Regierungsrath Karl 
Fiber, dermaliger Präfident des Kleinen Raths des Kantons Aargau, 
ernannt worden, um hierüber feite Grundfäge fire die Zufunft aufzu: 
ftellen; und es haben nunmehr die chengenannte Bevollmächtigte , bei 
ihrer desfallfigen Zufammenfunft und Befprehung Nachkommendes, 
jedoch ohne rückwürkende Kraft unter -vorbehaltener Ratififation ihrer 
hohen Kommittenten, verabredet und fefigefeht, wie folgt: | 

1. Wenn ein oder mehrere Großherzoglich Badenſche Unterthanen, 
oder Perfonen aus dritten Staaten, welche nicht zum eidsgenöffifchen 
Bund gehören, fih in den Staaten des Großherzogthums, eines im 
zweiten Artifel genannten Verbrechens fehuldig gemacht oder einen be: 
gründeten Verdacht desfelben auf fich gezogen hätten, daher von ihrer 
Obrigkeit durch Werhaftsbefehle, in welchen das Verbrechen oder In: 
zichten desfelben benamſet find, verfolgt, und im Gebiete der Eidsge⸗ 
noffenfchaft betreten würden, fo folle nach aufgenommenem Präfogni: 
tions-DVerhör, die Auslieferung derfelben bemilliget werden. 

Gegenfeitig und unter den gleichen Bedingniffen follen verabfolgt 
werden: jene fchweizerifhen Angehörigen oder Perfonen aus dritten 
Staaten, welche von febweizerifchen Obrigfeiten verfolgt, in den Groß: 
herzoglichen Staaten betreten würden. 

2. Die Verbrechen, um weldye die verabeedete Auslieferung Etatt 
finden fol, find: Hochverrath, Aufruhr, Vergiftung, Mordbrand, 
Brandftiftung, Straßenraub, Mord, Todfchlag, Verfälfhung öffentlicher 
Schriften und Wechſel, Falfhmünzen, Veruntreuung öffentlicher Gel: 
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der und des Staatdvermögens, Nothzucht, Raub an Sachen oder Men: 
fhen, Diebftahl bei Tag oder Nacht mit Einbruch oder Einfteigen, 
an Kirchen, und in gefriedeten Orten, oder ab den Bleichen. 

3. Es folle den Perfonen, welde von dem einen oder andern 
Staate mit Vollmacht abgefhidt find, um die Verbrecher abzubolen, 
fowohl zur Verwahrung als zum Transport hülfreihe Hand geleiftet 
werden. Die Atungsfoften der Gefangenen werden täglih zu 7 
Bagen, und der begleitenden Perfonen zu 20 Batzen feftgefegt, und 
von demjenigen Staat getragen, der die Auslieferung verlangt. 

4. Segenftände und Sachen, die in einem Staate geflohlen, in 
den andern gefchleppt und dort, bei wen es fei, in Natur wieder ge: 
funden find, follen getreulich angezeigt, und unbefchwert von Prozeß: 
oder Erfagfoften, dem Cigenthümer zurüdgeftellt werden. Dem durch 
diefe Rückgabe Beſchädigten bleibt , nach den Civilgeſetzen, der Regreß 
auf feinen Verkäufer offen, und diefer foll von beidfeitigen Regierun: 
gen unterftügt werden. Die Koften der Ablieferung und des Trans-— 
ports der Effekten werden von dem Theil getragen, am welchen die 
Auslieferung gefchieht. Sollten aber die geftohlenen Waaren oder 
Effekten nicht mehr gefunden werden, fo bleibt dem Beſchädigten die 
Erſatzklage gegen den Befchädigenden offen, und diefe werden auch 
die beidfeitigen Obrigfeiten befchügen. 

5. Wäre es nothwendig, daß zu Erhebung eines Verbrechens oder 
feiner Umftände, Großherzogliche oder fchweizerifche Angehörige zu Ab: . 
legung eines ‚Zeugniffes einvernommen werden müſſen, fo werden dies 
felden auf vorläufige Erfuchungsfchreiben die Zeugniffe vor ihrem 
natürlichen Richter der Regel nach ablegen. 

Die perfönlihe Stellung der Zeugen fann aud in aufßerordent- 
hen Fällen, wenn nämlich folhe zu Anerfennung der Ydentität eines 
Verbrechers oder der Sachen nothwendig ift, von der Regierungsbes 
hörde begehrt, und im foferm dadurch eine bloße freiwillige Ausfage 
des Zeugen beabfichtigt wird, kann diefe mündliche Abhörung nicht 
verweigert werden. Sollten hingegen diefe Verhöre weiter als auf 
eine freiwillige Ausſage, oder gar auf die Verflechtung des Zeugen mit 
dem Verbrecher zielen, fo muß diefe Abficht in dem Erſuchungsſchrei⸗— 
ben ausgedrüdt werden. Don dem natürlichen Richter des aufgerufe: 
nen ‚Zeugen hängt es dann ab, ob die perfünlice Stellung zu be: 
willigen, oder von ihm felbft gegen den ‚Zeugen das Angemeffene zu 
verfügen feie. 

6. In diefem Fall machen ſich beide Staaten wechfelfeitig anheis 
fig, den Zeugen die nöthigen Päſſe zu ertheilen; und dem requi= 
zirenden liegt 0b, dem ‚Zeugen nothiwendigen Vorfhuß und volle Ent: 
fhädigung , nad) Maßgabe der Entfernung , der Dauer des Aufent: 
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halte, des Standes, Gewerbs und übrigen Verhältniffen desſelben, 
zu ertheilen und zufommen zu laffen. 

7. Sollte es fi in der gerichtlichen Unterfuchung offenbaren , daR 
der Zeuge als Mitfchuldiger des Werbrechers entdeckt würde, fo foll 
derfelbe auf Koften der Behörde, die ihm einberufen, feinem natürlichen 
Richter Bis auf die Grenze des nächſten Großherzoglichen oder refpef: 
five ſchweizeriſchen Kantonsgebiets heimgefchidt und zur Beſtrafung 
abgeliefert werden. 

8. Würde je von einem der Fontrahirenden Staaten gegen den andern 
ein Verbrecher verfolgt, deffen Verbrechen die in dem zweiten Artikel 
diefes Vertrags benannten nicht erreidyen, folglich Feine Auslieferung | 
verbindlich nach fich ziehen würde, fo verpflichtet fih der Staat, in 
deffen Gebiet der Verbrecher betreten wird, entweder denfelben aus 
feinem Gebiete wegzuweifen,, oder er übernimmt die Beſtrafung des: 
ſelben nad) feinen eigenen Geſetzen, in ſoſern nämlich ihm die nöthigen 
Beweiſe der Klage an die Hand gegeben werden und vollftändige Ent: 
fhädnif der Prozeßkoſten geleiftet werden. 

9. Sollten in einigen Grenzfantonen der Schweiz ſolche für ihre 
 Kofalität nothwendig erachtete Uebungen gegen die Öroßherzoglichen 
Lande Etatt gefunden haben, oder noch beſtehen, wodurd dem 5. 
und 8. Artikel des gegemvärtigen Vertrags eine mehrere Ausdehnung 
gegeben, und fowohl die Zeugenftellung als das Forum delicti in 
Polizeifällen zur gegenfeitigen unbedingten Regel angenommen gewe— 
jen wäre, fo mögen folde ferner Plas finden, jedoch fo, daß diefe 
Norm weder den Übrigen Artikeln des jeßigen Vertrags, noch den 
darin flipulirten echten der in diefen Grenzfantonen befindlichen 
Bürger anderer Kantone nachtheilig und präjudizirlih fein, fondern 
diefe letzteren gänzlich nach dem Inhalt des gegempärtigen Traftats 
behandelt werden follen. 

10. Die Ratififation Sr. Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Baden, fo wie auch die Ratififation Sr. Excellenz des Heren Land: 
ammanns der Schweiz, im Namen fämmtlicher eidsgenöffifhen Kan: 
tone wird vorbehalten, und es follen diefe Genehmigungen, fo bald 
fie erfolgt find, wo möglih bis Januar 1809 gegen einander ausge: 
wechſelt werden. 

Urfundlich nachftchender Unterfihriften und beigedruckten Siegeln. 

So gefchehen zu Aarau am 30. Auguft 1808. 

A. 3. v. Ittner, 
(L. S.) Großherzoglich-Badiſcher Geheimer Rath und Außer: 
ordentlicher Geſandte in der Schweiz. 
Karl Ferner, 
(L. S.) als von Sr. reellen; dem Heren Landammann der 
Schweiz bevollmäctigter eidsgenöffiicher Kommiſſät. 
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Die Ratififationsurfunde von Seite Sr. Königl. Hoheit 
if im Karlsruhe am 4. Nov. 1808, und von Seiten der Eidsgenof: 
fenfchaft zu Freiburg am 6. Nov. 1809, im Namen dee XIX Kan- 
tone von dem Landammann Lowis d’Afiry ausgeftellt worden. 

(Nero VII, Bd. I der offiz. S.) 


Nachträgliche Erklärungen über den daherigen Vertrag 
vom 30. Augſtmonat 1808, im Sahr 182. 


Note. Der von den Löbl. Ständen Wallis und Neuenburg an 
der Tagfagung von 1320 ausgeſprochene Beitritt zu dem befichenden Ber 
. frag zwifhen Sr. Königl. Hoheit dem Großherzog bon Baden und Der 
ſchweizeriſchen Eidsgenoffenfhaft wegen gegenfeitiger Auslieferung der Ber: 
brecher, — iſt von dem Vorort umterm 25. November 1520 gegen Baden 
beurfundet und bon des Großherzogs Königl. Hoheit unterm 10. Februar 
1821 förmlich angenommen worden. Demzufolge dehnt fid die verbindliche 
Kraft dieſes Vertrags auf Die fämmtlichen Staaten des Großber- 
zogthums, fo wie binmwieder auf alle fhweizerifhen Kantome, 
mit einziger Ausnahme von Genf, ans. 

(Neo. XXXVI, 3b. II der offij. Samml.) 


CCXVII. 


Vertraq« 


mit der K. K. Krone Oeſterreich über die gegenſeitige 
Auslieferung der Verbrecher. 


(Vom 14. Juli 1828.) 


Wir Bürgermeiſter und 
Staatsrath des Standes 
Zürich, als wirklicher Vor— 
ort derſchweizeriſchen Eids— 
genoſfenſchaft, — 

Nachdem zwiſchen den Bevoll- 
mächtigten Seiner Kaiſerlich-Kö⸗— 
niglichen Apoſtoliſchen Majeſtät und 
der Kantone der ſchweizeriſchen Eids⸗ 
genoſſenſchaft, ein Vertrag über die 
gegenfeitige Auslieferung der Der: 


Wir Franz der Erfte von 
Gottes Gnaden Kaifer von 
Defterreih; König von Jeru— 
falem, Hungarn, Böheim, der 
Lombardei und Venedig, von Dal⸗ 
matien, Croatien, Siavonien, Gal⸗ 
lizien und Lodomerien; Erzherzog 
von Defterreich ; Herzog von Lothe 
ringen, Salzburg, Steier, Kärn⸗ 
then, Krain, Ober: und Nieder⸗ 
ſchleſien; Großfürft von Sieben: 


brecher zu Bern im November 1827 
unterhandelt, und zu Züri den 
14. Julius 1828 von dem Bevoll⸗ 
mächtigten Sr. 8. 8. Majeftät ; 
und Namens der Bevollmächtigten 
der fchweizerifchen Kantone, durch 
die Herren Schultheiß von Rütti— 
mann und Geheimen Rath von 
Steiger, unter Vorbehalt der un: 
mittelbaren ‚Genehmigung Seiner 
K. K. Apoftolifhen Mayeftät und 
der eidsgenöffifchen Kantone abge: 
fchloffen und unterzeichnet worden 
iſt; — 

Und nachdem, in Folge der von 
dem eidsgenöffifchen Wororte, der 
DBundesverfaffung der Schweiz ge: 
mäß, den Kantonen gemachten Mit: 
theilung,, diejenigen, welche ſchon 
dermalen den Vertrag genehmigen, 
ihre Grflärung in das Protofoll der 
eidsaenöffifhen Tagſatzung nieder: 
gelegt Haben, — 
fo bezeugen und beurfunden Wir — 
in Gemäßheit und in Kraft diefer 
Standeserflärungen:: 

Es fei der am 14. Julius 1828 
von den refpeftiven Bevolkmächtig: 
ten unterzeichnete, von Wort zu 
Wort folgendermaßen lautende Ver: 
trag: 
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bürgen, Markgraf in Mähren; ge: 

fürfteter Graf von Habsburg und 

Tyrol ıc. ıc. 

tbun fund und befennen 
hiemit: 

Nachdem von Unſerm außerordent⸗ 
lichen Geſandten und bevollmächtig⸗ 
ten Miniſter bei der Achtbaren ſchwei⸗ 
zeriſchen Eidsgenoſſenſchaft und den 
von Diefer hiezu ernannten Bevoll⸗ 
mächtigten am 14. Juli des laufen⸗ 
den Jahres zu Züri ein Vertrag 
unterzeichnet worden ift, um zivi: 
fchen Unfern Staaten und den Kan: 
tonen der Gidsgenoffenichaft eine 
wechfelfeitige Auslieferung der Ber: 
brecher feftzufegen, welcher Wertrag 
alfo lautet: 


„Nachdem Seine Kaiferlich - Königlich: Apoftolifche Majeftät und 
„die Kantone der Hochlöblichen ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfchaft ſich 
„entſchloſſen haben, zu Befeftigung des freundnachbarlichen Vernehmens 
„und größerer Sicherheit beiderfeitiger Staaten, über die wechfelfeitige 
„Auslieferung der Verbrecher einen Vertrag zu Stande zu bringen; fo 
„haben die Bevollmächtigten beider Regierungen, nämlich von Seiten 
„feiner obgedachten Kaiferlich - Königlich = Apoftolifchen Majeftät, Aller: 
„höchſtdero wirklicher Geheimer Rath, Außerordentlicher Gefandter und 
„Bevollmächtigter Minifter bei der fehweizerifchen Cidsgenoffenfhaft, 
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„Inhaber des ſtlbernen Givilchrenfreuzes, Großkreuz mehrerer hohen 
„Orden, Franz Freiherr von Binder-Kriegelſtein, und von Seiten der 
„Hochlöblichen ſchweizeriſchen Eidsgenoſſenſchaft, Herr Vincenz von 
„Rüttimann, Altlandammann der Schweiz, Schultheiß der Stadt und 
„Republik Luzern, Kommandeur der Königlich: Franzöjifhen Ehren: 
„legion; Here Franz von Meyenburg, Bürgermeiſter des Standes 
„Schaffhaufen, und Herr Albrecht Gottlieb von Steiger, Mitglied des 
„Kleinen und des Geheimen Raths der Stadt und Repubtif Bern, mit 
„Vorbehalt der unmittelbaren Genehmigung Seiner Kaiferlich= Könige 
lich» Apoftolifchen Majeftät und der eidsgenöffifchen Kantone, über 
„folgende Punkte ſich vereinigt.” 

Art. 1. „Die wechfelfeitige Auslieferung der Werbrecher , welche 
„in dem gegenwärtigen DBertrage fefigefegt wird, foll nur ſchwerer 
„Verbrechen wegen Statt finden. Unter fehweren Verbrechen werden 
„verftanden: Hocverrath und Aufruhr; ein mit Vorſatz und Ueber: 
„legung unternommener Mord; Giftmifchung, vorfegliche Branditiftung ; 
„Diebfiahl mit Einbruch oder Gewalt gegen die Perſon; Diebftapl 
„auf öffentlichen Bleichen; »- Entführung von Pferden und Vieh von 
„öffentlichen Weiden; Straßenrand; Entwendung oder Veruntreuung 
„öffentlicher Gelder; Werfälfhung von Staatspapieren, die entiweder 
„als Minze gelten, oder ald Schuldverfchreibungen von einer öffent: 
„lichen Kaffe ausgeftellt werden; Verfälſchung von Privatfchuldfcheinen 
„und Wechſeln; Falfchmünzerei und betrügerifche Banferotte.” 

Art. 2. „Defterreichifche Unterthanen, welche a) in den Deftere 
„reichifchen Staaten ein ſchweres Verbrechen, oder b) welche in der 
„ Schweiz ein auf die Defterreichifchen Staaten ſich beziehendes Der: 
9 brechen des Hochverraths, des Aufruhrs, der Verfälſchung der Staats: 
„kreditspapiere oder der Münzen begangen haben, und in der Schweiz 
„betreten werden, follen an Deiterreich ausgeliefert werden.” 

„» Schweigerifche Angehörige, welche a) in der Schweiz ein ſchweres 
„, Verbrechen , oder b) welche in den Defterreichifchen Staaten ein auf 
„die Eidsgenoffenfchaft, oder auf die verfchiedenen Kantone derfelben 
„ſich beziehendes Werbrechen des Hochverraths, des Aufruhrs, der 
„ Verfälfhung der Staatskreditspapiere oder der Münzen begangen 
„haben, und im den Defterreichifhen Staaten betreten werden, follen 
„an die Schweiz ausgeliefert werden.” 

Art. 3. „Defterreichifche Unterthanen, welche in der Schweiz was 
. „immer für ein Verbrechen begangen-haben, und in den Oeſterreichiſchen 
„Staaten betreten werden, find zur Unterfuchung und Beftrafung an 
„die Schiveiz nicht auszuliefern.” 

„ Schmweizerifche Angehörige, welche in den Defterreichifchen Staaten 
„mas immer für eim Werbrechen begangen haben, und in der Schweiz 
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„betreten werden, find zur Unterfuchung und Beſtrafung an Oeſter⸗ 
„reich nicht auszuliefern.” 

„Die Beurtheilung geſchieht jedesmal nach den Geſetzen des Landes, 
„deſſen Behörden fprechen.” 

Art. 4. „Wenn ein von einem der fontrahirenden Staaten refla- 
„mirter Derbrecher in dem Gebiete des andern Staats ein ſchwereres 
„oder eben fo ſchweres Werbrechen begangen hätte, fo hat. die Aus: 
„Lieferung in diefem Falle nur nadı erfolgtem Urtheil und vollzogener 
„Strafe zu gefcheben.” 

Art. 5. „Märe es nothwendig, dafl zur Erhebung eines Ber- 
„brechens oder feiner Umftände, Defterreichifche Unterthanen oder ſchwei⸗ 
3, zerifche Angehörige zur Ablegung eines ‚Zeugniffes vernommen wer: 
„den müßten, fo werden diefelben, auf vorläufige Erfuchungsfchreiben, 
„die „Zeugniffe voe ihrem natürlidhen Richter der Regel nach ablegen. 
„Die perfönliche Stellung der Zeugen fann aud in auferordentlichen 
„Fällen, wenn nämlih ſolche zur Anerkennung der Ydentität eines - 
3, Verbrechers, oder der Sachen nothwendig it, von der Regierungs—⸗ 
„behörde begehrt, und infofern dadurch eine bloße freiwillige Ausfage 
„des Zeugen beabfichtigt wird, Fann diefe mündliche Abhörung nicht 
„verweigert werden. Sollten hingegen diefe Verhöre weiter als auf 
„eine freiwillige Ausfage, oder gar auf eine Verflechtung des Zeugen 
„mit dem Werbrecher zielen, fo muß diefe Abficht in dem Erfuch: 
„Schreiben ausgedrüdt werden. Won dem natürlichen Richter des an- 
„gerufenen Zeugen hängt «8 dann ab, ob die perfönlide Stellung 
„zu bewilligen, oder von ihm felbft gegen den Zeugen das Ange: 
„meſſene zu verfügen fei.” | 

Art. 6. „Wenn ein Oefterreichifcher Unterthan oder ein ſchweize⸗ 
„riſcher Angehöriger innerhalb des Gebietes des Staates, zur welchem 
„er gehört, in Unterfuhung fommt, und eines fchweren Verbrechens 
„ſchuldig befunden wird, das er in dem Gebiete des andern fontra= 
„hirenden Staates begangen hat, fo fol. davon der betreffenden Be: 
„hörde diefes Staates Kenntniß gegeben, und insbefondere dasjenige, 
„was zur Auffindung alfallfiger Mitfchuldigen, die ſich in dem lehtern 
„ Staate befinden würden, oder für deffen Juftizpflege von Wichtigkeit 
„fein Fönnte, aus den Akten mitgetheilt werden.” 

Art. 7. „In den zur Auslieferung geeigneten Fällen ift hiefür 
„roeder das Geftändnif noch die Ueberweiſung des Verbrechers noth: 
„wendig; fondern es ift genug, daß von dem Staate, der die Aus« 
„lieferung verlangt, der Beweis geleiftet werde, daß von einer hiezu 
„kompetenten Behörde nach gefeglicher Form und Vorfchrift die Unter: 

„fuchung wegen eines der im Urt. 4 benannten Verbrechen gegen das 
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„reklamirte Individuum erfannt worden fei, und die Beweiſe oder er—⸗ 
„heblichen Inzichten, auf welche ſich dieſe Erkenntniß geiindet, mit⸗ 
„getheilt werden.” 

Art. 8. „Die Auslieferung ſoll auf diplomatiſchem Wege ange: 
„fucht, inzwifchen aber die Verhaftung auch auf das WAnfuchen der 
„Unterfuchungsbehörde oder der Drtsobrigfeit vorgenommen ıwerden. 
„Zu diefem Ende haben fidy die Oeſterreichiſchen Gerichte an die Kan: 
„tonsregierungen und diefe fich hinwieder unmittelbar an die Defters 
„reichiſchen Gerichte zu wenden. Die Wollziehung der Auslieferung 
„wird aber erſt dann Statt finden, wenn die Identität des Angefibul: 
„digten ausgemittelt und die im Art. 7 beftimmte Mittheilung gemacht 
„fein wird.” 

Art. 9. „Bei der Auslieferung find in der Regel 

„a) für die erfte Verhaftung und Abführung des Beſchuldigten 
„aus dem Gefängniffe 2 fl. C. M. 

„h) für jeden Bogen der Jnauifitionsaften 10 fr. GC. M. 

„e) für Botengänge auf jede Meile 10 fr. C. M. 

„d) für die Verpflegung des Befchuldigten täglich 20 fr. C. M. 
„nebſt den bei feiner Ueberlieferung bis zum nächſten Grenz: 
„orte aufgelaufenen, und jedesmal gehörig zu befcheinigenden 
„Koften zu vergüten.” 

„Für alle übrigen Verrichtungen, als Kommiffionen, Verhöre, 
oder was fie fonft für einen Namen haben mögen, findet Feine „Zah: 
„lung Statt.” 

Art. 10. „Eoliten jedoch durch eingetretene Erkrankung des Ver: 
„hafteten, die Verpflegungsfoften desfelben vermehrt werden, fo foll 
„auch eine verhältnißgmäßige Erhöhung der Koftenvergütung Statt finden.” 

Art. 11. „Alle Gegenftände, die der Merbrecher in dem einen 
„Lande durch das Verbrechen am ſich gebracht hat, und die in dem 
„andern Lande vorgefunden worden, find unentgeldlich zurückzuſtellen. 
„Die Uebergabe fowohl diefer, als diejenige des Verbrechers ſelbſt, 
„fol jedesmal an die nächſte Gerichts: oder Polizeiftelle des reklami— 
„renden Staates gefchehen.” 

Art. 12. „Sollten in der Folge einige Artifel des gegenwärtigen 
„ Vertrages einer Erläuterung bedürfen, fo wird durch diplomatiſche 
„ Verhandlungen hierüber ein gütliches Uebereinfommen getroffen werden.” 

Art. 13. „„Denjenigen eidsgenöffifhen Ständen, welche dem gegen: 
„Wärtigen Vertrage bis zum ‚Zeitpunkt der Ratififation nicht beigez 
„treten find, foll, auch nach gefchehener Auswechslung derfelben, der 
„Beitritt zu "Ieder ‚Zeit frei ftehen.” 

Art. 44. „Gegenwärtiger Vertrag ſoll fpätefiens — ſechs 


— 499 — 


„Wochen ratifizirt werden, und nach förmlicher Auswechsluug der Ur⸗ 
„kunden, als ein Staatsvertrag von beiden Seiten unter allen Ver— 
„hältniſſen während der nächſten fünf und zwanzig Jahre, vom Tage 
„der Ausivechslung an gerechnet, umwiderrufliche Gültigkeit‘ erhalten, 
„ohne jedoch früheren Verträgen des einen oder anderen Staates mit 
„einem dritten Staate Abbruch zu thun. Mad) Ablauf des feftgefchten 
„Termins kann diefer Vertrag, mit gegenfeitigem Ginverftändniffe, 


„erneuert werden.” 


„Zur Beftätigung desfelben haben die beiderfeitigen Bevollmäch⸗ 
„tigten ihn doppelt ausgefertigt, unterfchrieben und ihr Siegel beis 


„gedrückt.“ 


„So geſchehen Zürich, den 14. Juli 1828.” ; 


„Aus Auftrag des Hohen Wororts, haben die 
„ Unterzeichneten zugleich für den abweſenden 
„zweiten Bevollmächtigten Heren Bürgermei: 
„fer von Meyenburg mit unterfchrieben:" 


„(L. 8.) Binder.” „(L. 8) Vincenz Rüttimann.” 
„(L. S.) A. v. Steiger. 


von den eidsgenöffifhen Ständen 
Zürich, Bern, Luzern, Uri, 
Shwyz,Unterwalden, Frei: 
burg, Solothurn, Schaff: 
haufen, St. Gallen, Aargau, 
Thurgau, Teffin, Waadt, 
Wallis und Neuenburg ſei— 
nem ganzen Inhalte nach genehmi: 
get und ratifizirt. Dabei verfprechen 
Mir Namens der vorbenannten Katız 
tone, daß der ratifizirte Vertrag von 
ihnen getreu und gewiffenhaft beob: 
achtet werden foll. 

Zu Beurfundung deffen, iſt ge: 
genwärtige Ratififationserflärung 
mit den Unterfchriften Unfers Amts: 
bürgermeifters, Präfidenten der Tag: 
fagung und des Vorortes, und des 
eidsgenöffifhen Kanzlers verfehen 
und mit dem Gtaatsfiegel der 


Als haben Wir nach reifer Prü: 
fung und Erwägung befagtem Ver: 
trag und allen feinen Beftimmungen 
Unfere Kaiferliche Genehmigung er: 
theilt, und genehmigen denfelben hie: 
mit, indem Wir auf Unfer Kaifer- 
liches Wort für Uns und Unfere 
Nachfolger verfprechen, deffen ge: 
naue Beobahtung anzugrönen und 
ftets darüber zu wachen, daß folches 
gefchehe. 

Urfund deffen, Haben Wir gegen: 
wärtiges Ratififationsinftrument ei: 
genhändig unterfihrieben und mit 
Unferm beigedrücdten Kaiferlichen 
Siegel verfehen laffen. 

So gefhhehen in Unferer Kaifer: 
lihen Haupt: und Reſidenzſtadt 
Wien den vierten des Monats Auguſt 
im Jahre des Gelöfers Gintaufend 


ſchweizeriſchen 
verwahrt worden. 
Zürich, den acht und zwanzigſten 
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Eidsgenoffenfchaft | Achthundert Acht und Zwanzig, 


Unfereer Reihe im Gieben und 
Dreifigften. 


Auguſt des Jahres Ein taufend acht 
hundert acht und zwanzig. 

Der Amtsbürgermeilter des 
Standes Zürich, Präfi: 
dent der Tagfagung und 
des Vororts: 

(L. S.) Reinhard. 


(L.S.) Franz. 
Fürſt von Metternich. 


Nah Sr. K. K. A. Majeſtät 
Höchſteigenem Befehle: 


Franz Frhr. v. Lebzeltern— 


noſſenſchaft: 
Mouſſon. 
Note. Den 13. September 1828 wurden zu Bern zwiſchen Seiner 


Erzellenz dem 8. K. Defterreichifchen Grfandten, Freiherrn von Binder- 
Kriegelftein, und dem Herrn Geheimen Natb von Steiger, als einem der 
mit der Unterhandlung gbigen Vertrags beauftragt gewefenen eidsgenöffifhen 
Kommiffarien und von dem Vororte hiefür befonders bebollmächtigt, die bei» 
Derfeitigen Ratifikationen ausgewechfelt. 

(Nro. LXXXVI, Bd. I der offij. Samml.) 


CCXVI. 


Vebereintunft 


-zwifchen der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfchaft und der 
Krone Württemberg, betreffend die gegenfeitige 
Koftenvergütung bei Requifitionen in Strafredhtes 
fällen; im Jahr 1826, 


Mir SchultHeif und Täg— Die Königlid Württems 
licher Rath der Stadt und | bergifihe Regierung iſt mit 
Republil Luzern, als eids: |den XXII Kantonen der 
genöffifher Vorort, erklären | fhweizerifhen Gidsgenofs 
Hiemit im. Namen der fämmtlichen | fenfchaft im Betreff der MWergüs 


XXI Stände der Gidsgenoffen: 
ſchaft, daß Diefelben mit Sei: 
ner Majefiät dem König 
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tung derjenigen Koften, welche durch 
Requifitionen in Strafrechtsfällen 
bei den beiderfeitigen Gerichtsſtellen 


veranlaßt werden, über nachftehende 
Beltimmungen übereingelommen : 


von Württemberg, in Hin: 
fiht auf gegenfeitige Koftenvergü: 
tung bei Requifitionen: in, Straf: 
rechtsfällen, über nachfolgende Be— 
ſtimmungen übereingefommen find: 

Art. 1. In denjenigen ftrafrechtlichen Fällen, wo eine Auslieferung 
auf fpezielles Anfuchen des einen Fontrahirenden Theils von dem Ans 
dern zugeftanden und bewilligt wird, foll die requirirende Stelle der 
Requirirten lediglicy die baaren Auslagen für Botenlohn und Poftgelder, 
für Berpflegungsgebühren, Transport und Bewachung der Gefangenen 
zu berechnen und zu erftatten haben; wogegen alle andern Koften für 
Protofollirung, Echreib: und Abfchriftsgebühren, fo wie für die an 
die Gerichtsperfonen und an de Kaffe des Staats oder der Getichts— 
ſtellen fonft zu entrichtenden Sporteln nicht aufgerechnet werden dürfen. 

Art. 2. Der Unterhalt und Transport der Gefangenen wird nad) 
folgendem Maßſtab in Berechnung gebracht, als: 

Einem Führer für einen Tag Hinz und Herreife, deren Zahl (ums 
vorhergefehene Fälle vorbehalten) in dem Transportbefehl zu beſtimmen 
iſt: Zwei Schweizerfranken (Lfl. 22 fr. Reichswährung), oder 
von cinem halben Tag: Ein Schweizerfranfen (41 fr. Reiches 
wiährung). 

Für den Unterhalt eines Gefangenen fowohl in der Gefangenſchaft 
als auf dem Transport mit Inbegriff der allfälligen Beheizungsfoften, 
für einen Tag; Sieben Batzzen (29 fr, Neihswährung). 

Art. 3, Die Beftimmungen des $. 1 gelten auch für diejenigen 
Fülle, in weldyen bloß die Vernehmung eines ‚Zeugen oder eines Anz 
geſchuldigten, ohne deffen Auslieferung, und die Mittheilung der dieß⸗ 
fälligen Protokolle gegenfeitig verlangt wird. Für eine ſolche Mits 
teilung findet daher, außer dem Erfag der baaren Auslagen für Boten⸗ 
lohn und MPoftgelder, welcher von der requirirenden Stele zu leiſten 
iſt, keine weitere Anrechnung Statt. 


‚Zu deſſen Urkund und Beſtäti— 
gung iſt dieſe Erkldrung von dem 
Amtsſchultheißen der Stadt und 


: Republif Luzern, Präfidenten der 


Zagfagung und des Vororts, fo 


Begenwärtige Erflärung fol, 
nadydem fie in gleichlautenden Exeme 
plarien beiderfeits vollzogen und auss 
gewechſelt worden ift, durch öffent: 
liche Bekanntmachung in den beiderz 


wie von dem eidsg enöſſiſchen Kanzler | feirigen Staaten Kraft erhalten, und 
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unterzeichnet, mit dem eidsgenöſſi⸗ vom 15. dieſes Monats an in Wirk⸗ 
ſchen Siegel verſehen und gegen eine | famkeit treten. 
gleichlautende&rflärung des Königl. Stuttgart, den 1. Februar 1826, 


Württembergiſchen Minifteriums der Der Minifter 
Auswärtigen Angelegenheiten aus: | der auswärtigen Angelegenheiten : 
gewechſelt worden. (L.$.) Grafv. Beroldingen. 


L2ujzern, den 12. Dez. 1825. 
Der Amtsſchultheiß 
des eidsgenöffifchen Vororts Luzern, 
Präfident der Tagſatzung: 
(L.S.) 3.8. Ymrdhyn. 
Der eidsgenöffifche Kanzler : 
Mouffon. 


(Neo. LXVIII, Bd. II der offiz. Samml.) 


Roſer. 


e) Ueber gerichtliche Verhältniſſe im Allgemeinen. 
CCKIX. 


Traite entre la Couronne de France et la Confederation 
Suisse, concernant les rapporis de voisinage, de 
- Justice et de police. 


(Im Jahr 1823.) 


Sa Majeste le Roi de France et de Navarre et 
les Etats composant la Confederatiom Helvetique, 
egalement animes du desir de consolider de plus en plus 
les liens d’amitie et les relations de bon voisınage qui sub- 
siste depuis si long-temps entr'eux, et dans ce but ayant juge 
convenable de fixer definitivement et sur la base d’une par- 
faite reeiprocite les regles à suivre de part et d’autre, tant 
pour l’exercice de la justice qu’a l’egard de divers autres 
points d'un interd&t commun pour les deux pays, ont à cet 
effet nomıne pour leurs Plenipotentiaires, savoir: 

Sa Majeste Tres-Chretienne, le Sieur Frangois Joseph 
Maximilien Gerard de Rayneval, Grand-oflicier de l'’ordre 
Royal de la Legion d’honneur, Chevalier de l'’ordre de Charles 
II, Conseiller d’etat, son Aınbassadeur pres la Confederation 
Helvetique: 


Et les’ Etats, de la .Confederation Helwetique, les Sieurs 
Eiınmanuel Frederie Fischer, Avoyer de la Ville et Repu- 
blique de Berne, Jean Herzog d’Eflinguen, Bourgmestre da 
Canton d’Argovie, et Auguste Charles Frangois de-Perrot, 
CGonseiller d’etat de Neuchätel, 
lesquels, apres avoir echange leurs pleins-pouvoirs respeetifs, 
trouvds en bonne et due forme, sont convenus des articles 
suivans: 

Art. 4. Les jugemens definitifs en ınatiere civile, ayant 
force de chose jugee, rendus par les tribunaux francais, seront 
executoires en Suisse, et reciproquement‘, apres qu’ils auront 
ete legalises par les Envoyds respectifs, ou & leur defaut, par 
les autorit&es competentes de chaque pays. 

Art. 2. Ilne sera exige des Francais qui auraient A pour- 
suivre une action en Suisse, ni des Suisses qui auraient une 
action à poursuivre en France, aucuns droits, caultion ou 
depöt, auxquels ne seraient pas soumis les nalionaux eux- 
memes, conformement »ux lois de chaque localite. 

Art. 3, Dans les aflaires litigieuses personnelles ou de 
commerce, qui ne pourront se terıniner à l’amiable ou sans 
Ja voie des tribunaux, le demandeur sera oblige de poursuivre 
son action devant les juges naturels da defendeur, A moins 
que les parties ne soient presentes dans le lieu ındıne ou le 
contrat a-*te stipule, ou qu’elles ne fussent convenues des juges, 
par devant lesquels elles se seraient engagees a diseuter leurs 
difficnltes. 

Dans les aflaires litigieuses, ayant pour object des proprietes 
foncieres, l’action sera suivie par devant le tribunal ou ma- 
gistrat du lieu, od la dite propriete est situde, 

Les eontestatious qui pourraient s'élever entre les heritiers 
d'un Francais mort en Suisse, A raison de sa succession, 
seront portees devant le juge du dernier domicile que le Francais 
avait en France; la reciproeite aura lieu à l’egard des con- 
testations qui pourraient s’elever entre les heritiers. d’un Suisse 
mort en France. Le m&me prineipe sera suivi pour les con- 
testations qui naftraient au sujet des tutelles, 

Art. 4. En cas de faillite ou de banqueroute de la part 
de Francais, possedant des biens en France, s'il y a des 
erdanciers suisses et des creanciers francais, les ereanciers 
suisses qui se seraient conforınds aux lois frangaises pour la 
sürete de leur hypotbeque, seront payes sur les dits biens 
comme les er&anciers hypothecaires francais, suivant l’ordre 
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de leur hypotheque; et réeiproquement, si des Suisses possd- 
dant des biens sur le territoire de la Confederation helve- 
tique, se trouvaient avoır des eréanciers francais et des erean- 
eiers suisses, les erdanciers francais qui se seraient conforınes 
aux lois suisses, pour la sürete de lenr hypotheque en Suisse, 
seront colloques sans distinction avec les cr&anciers suisses, 
suivant l'ordre de leur hypothèque. 

Quant aux simples ereanciers, ils seront aussi trailes @ga- 
lement, sans considerer auquel des deux pays ils appartien- 
nent; mais tonjours conformement aux lois de chaque pays. 

Art. 5. Si des Francais ou des Suisses, declares juridi- 
quement coupables dans leurs pays respeetifs des crimes sui- 
vans, savoir: erimes contre la sürete de l’Etat, assassinat, 
empoisonnement, incendies, faux sur des actes publics et en 
€ecritures de commerce, fabrieatiou de fausse monnaie, vols 
avec violence ou eflraction, vols de grand chemin, banque- 
route frauduleuse, ou qui seraient poursuivis comme tels, en 
vertu de ımandats d’arr&t, decernes par l’autorite legale, ve- 
naient & se’ refugier, les Francais en Suisse, et les Suisses 
en France, leur extradition sera accordee ä la premiere re- 
quisition. Il en sera de m&me a l’egard des fonctionnaires 
.„ ou depositaires puhlies, poursuivis pour soustraction de fonds 
appartenant a l’Etat. Chacun des deux pays supportera, jus- 
qu'aux frontieres de son territoire, les frais d’extradition et 
de transport. 

Les choses volees dans l’un des deux pays, et deposees 
dans l’autre, seront fidelement restitudes. 

Art. 6. Dans toutes les procedures criminelles, ayant pour 
objet les méêmes crimes specilies à l'artiele ci-dessus, dont 
linstruction se fera, soit devant les tribunaux francais, soit 
devant ceux de Suisse, les témoins suisses, qui seront cites 
a comparaitre en personne en France, et les teınoins francais 
qui seront cilds A comparailre en personne en Suisse, seront 
tenus de se transporter devant le tribunal qui les aura appe- 
les, sous les peines determindes par les lois respectives des 
deux nations. Les passe-ports necessaires seront donnes aux 
temoins, et les gouvernemens respectils se concerteront pour 
fixer l'indemnite et l’avance prealable, qui seront dues à raison 
de la distance et du sejour. Si le teınoin se trouvait complice, 
il sera renvoye par devant son juge naturel, aux frais du 
Gouvernement qui l'aurait appele. 

Art. 7. Les habitans suisses des Cantons limitrophes de 


la France, auront la faculte d’exporter les denrees prove- 
nant des biens-fonds, dont ils seraient proprietaires sur le 
territoire du Royaume, & une lieue des frontieres respectives, 
et la meme facult€ est accordee reeiproquement aux Francais 
qui possederaient en Suisse des proprietes foncieres situdes 
a la meine distance des frontieres. L'exportation et l'impor- 
tation de ces denrees territoriales seront libres et exemptes 
de tous droits. Neanmoins les propriedtaires, qui voudront 
user de la faculte qui leur est accordee par le present article, 
se conformeront aux lois de douane et de police de chaque 
pays; ınais pour @viter que les formalites a remplir ne cau- 
sent des retards prejudiciables aux recoltes, leur transport 
d’un pays dans l’autre ne pourra £tre retarde, si ceux qui 
en auront prealableinent demande l’autorisation, fournissent, 
jusqu’a ce qu’ils aient pu l’obtenir, une caution.solvable. 

Il est bien entendu, que ceite faculte ne sera pas limitee, 
et qu’elle durera toute l’annde; majs il est Egalement convenu, 
qu’elle ne s’appliquera qu’anx recoltes brutes, et telles que le 
terrain, sur lequel elles auront crü, les aura produites, 

Art. 8. Il sera conclu un arrangement particulier entre 
S. M. T.-C. et les Cantons limitrophes de la France, pour 
regler l’exploitation des for&ts voisines des frontieres, et em, 
prevenir la degradation. 

Art. 9. Si par la suite on venait à reconnaitre. le besoin 
d’celaireissemens sur quelques articles du present traite, il est 
expresseiment convenu, que les parties contractantes se con- 
certeront pour regler & l’amiable les articles sujets à inter- 
pretation. | 

Art. 10. Le present traite sera ratifie et les ratifications 
en seront echangees dans Vespace de trois mois ou plutöt si 
faire se peut. 

En foi de quoi les Plenipotentiaires —— ront sigue 
et y ont apposé le cachet de leurs armes. 

Fait a Zurich le 18 Juillet de l’an de gräce mil huit-cent 
vıngt - huit, 

(L. S.) Rayneval, (L. S.) Fischer. 
(L. S.) Herzog d’Efhnguen. 
iL. S.) Perrot, 
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A. De Sa Mujeste Tres- Chretienne. 


Charles, par la gräce de Dieu, Roi de France 
et de Navarre, A tous ceux qui ces presentes lettres ver- 
ront, Salut. 

Ayant vu et examind le traite contenant les regles a suivre 
tant en Franee qu’en Suisse, pour l’exercice de la juslice et 
a l’egard de divers autres points d'un interet commun pour 
les deux pays, lequel a été eonclu et signe a Zurich, le 
18 Juillet de la presente annee, par Notre tres-cher et bien- 
aimsé le Siear Comte Gerard de Rayneval, Ministre d’Etat, 
Notre Ambassadeur en Suisse etc. etc. ete., et Notre Pleni- 
potentiaire, en vertu des pleins-pouvoirs que Nous lui avons 
donnes, avec les Sieurs Fischer, Avoyer de la Ville et Repu- 
blique de Berne, Jean Herzog d’Effinguen, Bourgmestre du 
Canton d’Argovie, et Auguste Charles Francois de Perrot, 
Conseiller d’Etat de Neuchätel, Plenipotentiaires nomınds par 
le Directoire federal, au nom des Etats composant la Confe- 
deration helvetique, egalement munis de pleins-pouvoirs en 
bonne forme, duquel traite la teneur suit; 

Teneur du I!raite,) 

Nous, ayant agreable le susdit traitd en toutes et chacune 
des dispositions qui y sont contenues, declarons, tant pour 
Nous que pour Nos heritiers et successeurs, qu'il est accepted, 
approuve, ratilie et-confirme, et, par ces presentes signees 
de Notre main, Nous l’acceptons, approuvons, ratifions et 
eonlirmons; Promettant, en foi et parole de Roi, de l'’obser- 
yer et de le faire observer inviolablement, sans jamais y con- 
trevenir ni permettre qu'il y soit contrevenn directement ni 
indirectement, en quelque maniere et sous quelque pretexte 
que ce soit. En foi de quoi, Nous avons fait mettre Notre 
sceau à ces presentes. Donne en Notre chäteau des Tuileries, 
le dix-septieine jour du mois d’Octobre, l’an de gräce mil 
huit-cent vingt-huit, et de notre regne le einquitine. 


Charles. 





Par le Roi: 
Le Comte Portalis. 
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B. Du Directoire federal au nom des Cantons. 


Nous les Bourgmestres et Conseil d’Etat de 
Zurich, Directoire actuel de la Confederation 
Suisse, 

faisons savoir par les presentes: 

Que le traité conclu et signe à Zurich le 18 Juillet de la 
presente annee entre la Couronne de Franee et la Confede- 
ration Suisse, savoir: au noın de Sa Majeste Tres-Chre- 
tienne Charles X, Roi de France et de Navarre, 
par Monsieur le Baron Gerard de Rayneval, Son Ambassadeur 
en Suisse etc. etc. etc., et de la part des Cantons Suisses 
par Messieurs Eınmanuel Frederic Fischer, Avoyer de la Ville 
et Republique de Berne, Jean Herzog d’Eflinguen, Bourg- 
ınestre du Canton d’Argovie, et Auguste Charles Francois de 
Perrot, Conseiller d’Etat de Neuchätel, au sujet des regles à 
suivre de part et d’autre tant pour l’exercice de la justice, 
qu'à l’&gard de divers autres points d’un interdt commun pour 
les deux pays: 

Ayant été transmis aux Cantons confederes et les declara- 
tions de ceux-ci, consigndes au protocöle de la Diete des 10, 
24 et 24 Juillet 1828, se trouvant en nombre suflisant pour 
constater, dans une transaction de ce genre, l’assentiment du 
Corps Helvetique; 

Nous, en vertu de ces m&mes declarations, attesions et 
certifions, que le susdit traité du 48 Juillet 1828, tel qu'il a 
ete signe par les Plenipotentiaires respectifs, de mot à mot 


comme suit: 
(Teneur du traite,) 


est accepté, approuvd et ratifie dans tout son contenu par la 
Confederation Suisse. Nous promettons des-lors qu'il sera 
fidelement et religieusement observe. 

En foi de quoi les presentes ont éeté munies de Ja signa- 
ture de notre Bourgmestre en charge, President de la Diete 
Suisse et du Directoire federal, de celle du Chancelier et du 
sceau de la Confederation, a Zurich le dix-huit Octohre de 
lan de gräce mil huit-cent vingt-huit. (18 Octobre 1828.) 

Le Bourgmestre en charge du Canton de Zurich, 
President de la Diete et du Directoire federal: 
Reinhard. 

Le Chancelier de la Confederation: 
Mousson. 
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Ueberſetzung des Vertrags zwifchen der Krone Frankreich 
und der Eidsgenoffenfchaft, betreffend verfchiedene nach: 
bauliche, gerichtliche und polizeiliche Verhältniſſe. 


Ihre Majeftät der König von Franfreih und von Na: 
varra und die Staaten der [hweizerifchen Gidsgenoffen 
haft — da fie vom Wunſche gleich befeelt find, die fhon lange ‚Zeit 
beftehenden Bande der Freundfchaft und die Berhältniffe guter Nach⸗ 
barfchaft zu befeftigen, und «8 zu diefem Zwecke vortheilhaft erachtet 
haben, die von beiden Seiten zu befolgenden Regeln, ſowohl bei Aus: 
übung der Gerechtigkeit, als für verfchiedene andere Punkte eines bei- 
den Ländern gemeinfamen Intereffe, ein für alle Mal nach der Grund: 
Sage einer vollfommenen Reziprozität feftzufegen, haben in diefer Ab⸗ 
fit zu ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich): 

Ihre Allerchriſtlichſte Majeftät, den Herrn Franz Joſeph Marimiz 
fian Gerard von Rayneval, Grofoffizier des Königlichen Ordens 
der Ehrenlegion, Ritter des Ordens Karls III, Staatsrath, Ihre 
Botfchafter bei der fchweizerifchen Gidsgenoffenfchaft ; 

und die Staaten der fchweizerifchen Eidsgenoffenfchaft, die Herren 
Emmanuel Friedrich Fiſcher, Scultheiß der Stadt und Republif 
Bern, Johannes Herzog von Effingen, Bürgermeifter des Kantons 
Aargau, und Auguft Karl Franz von Perrot, Mitglied des Staats: 
raths von Neuenburg, — welche, nad Auswechslung ihrer gegen: 
feitigen Vollmachten, die in guter und gehöriger Form befunden wor: 
den, zu folgenden Artikeln fich vereinigt haben: 

Art. 1. Die Endurtheile in Zivilfachen, welche in Rechtskraft 
errvachfen und durch die franzöfifchen Gerichtsftellen ausgefällt find, 
ſollen in der Schweiz als gültig vollzogen werden, und umgekehrt, 
nachdem ſolche vorher mit der Unterſchriſt der betreffenden Gefandten, 
oder, in deren Grmanglung, mit derjenigen der dazu befugten De: 
hörden jeden Landes befräftigt worden find. 

Art. 2. Es foll von feinem franzöfifchen Bürger, der einen 
Rechtshandel in der Schweiz, und hinmwieder von Feinem Schweizer, 
der einen Rechtshandel in Frankreich zu betreiben hätte, irgend eine 
Zeiftung, Bürgſchaft oder Hinterlage gefordert werden, welchen die 
Inländer nicht ebenfalls nach den Gefeken jedes Orts unterworfen find. 

Art. 3. Im perfönlichen oder Handelsftreitigfeiten, welche ſich 
nicht gütlidy und ohne richterlihe Dazwiſchenkunft beenden laffen, wird 
der Kläger gehalten fein, feine Sache vor dem natürlichen Richter des 
Beklagten zu betreiben, — es wäre denn, daß die Parteien im Orte 
ſelbſt, wo der Vertrag gefchloffen wurde, gegenwärtig, ober daß fie 


- 
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in Anfehung des Richters übereingefommen wären, vor weldem ihre 
Anftände zu fchlichten, fie fi verbindlich gemacht hätten. 

Betrifft aber die Streitfache ein liegendes Gut, fo foll diefelbe vor 
dem Gericht oder der Obrigkeit desjenigen. Orts verfolgt werden, wo 
jenes Eigenthum gelegen ift. 

Die Streitigkeiten, welche ſich zwifchen den Erben eines im der 
Schweiz veritorbenen franzöfifchen Bürgers in Betreff feiner Verlaſſen⸗ 
ſchaft erheben könnten, werden vor den Richter des letzten Wohnorts 
gebracht, den der franzöfifche Bürger in Frankreich hatte; das Gegen⸗ 
recht wird in Bezug der Streitigkeiten Statt haben, die zwifchen den 
Erben eines in Frankreich verfiorbenen Schweizers entitehen Fönnten. 
Der nämliche- Grundſatz ſoll bei Streitigkeiten in vormundſchaftlichen 
nn befolgt werden. 

Art. Bei Fallimenten oder Bankerotten von feangöfi ifchen Bür⸗ 
‚gern, — Güter in Frankreich beſitzen, ſollen, — wenn ſchweize⸗ 
riſche und franzöſiſche Gläubiger vor handen ſind, und die ſchweizeriſchen 
Gläubiger zum Behuf der Sicherung ihrer Hypothek die Vorſchriften 
der franzöfifchen Geſetze befolgt Haben, — diefelben aus den befagten 
Gütern bezahlt werden, gleichwie die franzöfifchen Hypothefargläunbiger, 
nach der Ordnung ihrer Hypotheken; und himwieder wenn Schweizer, 
welche Güter im Gebiet-der Eidsgenoffenfchaft beſitzen, franzöfifche und 
ſchweizeriſche Gläubiger haben, — follen die franzöfiihen Gläubiger, 
welche für die Sicherung ihrer im der Schweiz befindlichen Hypothek 
die Vorfchriften der fehmweizerifchen Geſetze befolgt haben, ohne Unter 
fbied, mad der Ordnung ihrer Hypothef, den Echweizergläubigern 
gleich gehalten werden. 

Mas die einfachen Gläubiger betrifft, fo follen diefelben ebenfalls 
ohne Rüdfiht, weldem von beiden Ländern fie angehören, auf dem 
nämlichen Fuß behandelt werden; immer aber nach den Geſetzen eines 
jeden Landes. 

Art. 5. Werden Franzofen odee Schweizer in ihrem Lande ge: 
richilich folgender Verbrechen fehuldig erklärt, nämlicd Verbrechen gegen 
die Sicherheit des Staats (Hochverratd und Aufruhe), Mord, Wer: 
giftung, Mordbrennerei, Verfälſchung öffentlicher Akten oder Handels: 
ſchriften, Falſchmünzerei, Diebftapf mit Gewalt oder mit Einbruch, 
Straßenraub, betrüglichee Bankerott, oder werden fie als dieſer Mer: 
brechen ſchuldig, kraft eines Werhaftbefehls dee gefeglichen Obrigkeit, 
verfolgt, und flüchten fi die Franzofen in die Schweiz, umd die 
Schweizer nah Franfreih, — fo foll ihre Auslieferung auf das erſte 
Anſuchen zugeftanden werden. Gben fo foll es mit öffentlichen Be: 
amten oder Depofitarien, die wegen Unterfchlagung von Staatsgeldern 
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verfolgt werden , gehalten fein. Jeder Staat wird bis zu den Grenzen 
feines Gebiets die Auslieferungs: und Transportfoften tragen. 

Die in einem der beiden Länder geſtohlenen und im Andern nieder: 
gelegten Sachen, werden getreulich zurücerftattet. 

Art. 6. In allen peinlichen Prozeduren für die im vorigen Artikel 
angeführten Werbrechen, wo die Unterfuchung entweder bei den frans 
- zöfifchen oder bei den fchweizerifchen Gerichtsftellen Statt findet, follen 
die fehweizerifchen Zeugen, welche perfönlich in Frankreich, und die 
franzöfifchen Zeugen, welche perfönlicdy im der Schweiz zu erfcheinen 
vorgeladen werden, gehalten fein, fi) vor derjenigen: Gerichtsbehörde, 
welche fie vorgeladen hat, zu flellen; und zwar bei dem durch die bes 
treffenden Geſetze der beiden Nationen beftimmten Strafen. Solche 
Zeugen follen die nöthigen Reifepäffe erhalten, und die beiden Regie: 
zungen werden durch gegenfeitiges Ginverftändniß die Entfhädigungen 
und Vorfchüffe feitfegen, die nah Verhältniß der Entſernung umd des 
Aufenthalts zu geben fein werden. Sollte der Zeuge als Mitfchul- 
diger zum Vorſchein kommen, fo fol derfelbe auf Koften derjenigen 
Regierung, die ihm gerufen hat, feinem natürlichen Richter überwieſen 
und zurücgefandt werden. 

Art. 7. Den fchweizerifchen Bervohnern der an Frankreich gren: 
zenden Kantone ift geftattet, die Produkte der liegenden Gründe, 
welche fie in dem Gebiete des Königreichs in einee Stunde Entfernung 
von der beiderfeitigen Grenze befiren mögen, auszuführen; und die 
nämlihe Bewilligung ift hinwiederum den. Franzofen zugeftanden, 
welche in der Schweiz liegende Gründe in der nämlichen Entfernung 
von der Grenze befigen. Die Ausfuhr und Einfuhr diefer Landespro: 
dukte follen frei fein und mit Feiner Abgabe belegt werden können. 
Jedoch werden fi die Eigenthümer, welche von der ihnen durch diefen 
Artifel zugeftandenen Befugniß Gebrauch madyen wollen, nady den 
Mauth- und Polizeigefegen eines jeden Landes richten; um aber zu 
verhindern, daß die zu erfüllenden Förmlichkeiten dem Ginfammeln 
der Früchte nachtheilige Verſäumniſſe herbeiführen, fo foll deren 
Transport von einem Lande ins andere nicht verfpätet werden dürfen, 
wenn diejenigen, welche vorläufig die Erlaubniß dazu verlangt haben, 
bis fie dieſelbe erhalten Fönnen, einen zahlungsfähigen Bürgen ftellen. 

Es ift wohl verftanden, daß dieſe Befugniß unbefchränft fein foll 
und das ganze Jahr hindurch dauern wird; aber es ift ebenfalls feft- 
geſetzt, daß diefelbe nur auf die eingefammelten rohen Früchte, und 
zwar in dem Zuftande, wie fie der Boden, auf dem fie gewachfen 
find, erzeugt haben wird, ihre Anwendung findet. 

Art. 8. Es wird zwifchen Ihrer Allercheiftlichften Majeftät und 
den an Frankreich gränzenden Schweizerfantonen eine befondere Weber: 
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einfunft getroffen werden, um die Benutzungsweiſe der Grenzwaldun⸗ 
gen zu beitimmen und deren Befhädigung zu verhüten. 

Art. 9. Sollte man in der Folge das Bedürfniß näherer Erläu: 
terung über einige Artifel des gegenwärtigen Vertrags erfennen, fe 
ift man ausdrücklich übereingefommen, daß die Fontrahirenden Theile 
ſich verfichen werden, um auf freundfchaftlichem Wege die. einer Aus—⸗ 
legung bedürfenden Artikel näher zu beftimmen. 

Art. 10. Der gegenwärtige Vertrag wird ratifizirt und die Ra: 
tififationen werden in ‚Zeit von drei Monaten, oder wo möglich früher, 
ausgewechfelt werden. 

In Kraft deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten denfelben 
unterzeichnet und mit ihren Wappen verfehen. 

Geſchehen zu ‚Zürich den 18. Juli, im Jahr nach Chriſti Geburt 
Eintaufend achthundert acht und zwanzig. 


(L.. $S.) Rayneval. (L. 8.) Fiſcher. 
(L. S.) Herzog von Effingen. 
(L. S.) Perrot. 


Note Im Hinficht auf die vorfiehende Uebereinfunft , betreffend nady 
barliche , gerichtliche und polizeiliche Verhältniſſe zwifchen der Krone Franf: 
reich und der Eidsgenoflenfhaft, von den zur Unterhandiung Brauffragten 
borläufig unterzeichnet in Zürich den 13. Heumonat 1323; — und von S— 
M. dem König in Frankreich unterm 17. Oftober, von dem eidsgenöffifchen 
Borort aber unterm 18, Oktober ratifizirt, — find die oben unter Litt. A 
und B in der Urfpradhe enthaltenen Natififatorien am 16. Dezember 182$ 
in Bern von den beiderfeitig befonders biefür Bevollmächtigten, nämlich im 
Namen Seiner Allerchriſtlichſten Majeſtät dem Herrn Nitter von Hotrer, 
im Abwefenheit des Herrn Botſchafters, Gefhäftsträger der Krone Frank- 
veich ; umd im Namen der Eidsgenoffenfhaft dem Heren Emmanuel Friedrich 
Fiſcher, Schultheiß der Stadt und Republik Bern, in gewohnter Form 
ausgewechfelt worden. (Nro. XC, Bd. II der offiz. Samml.) 


— 505 — 


Nachträgliche vom 8®. Herbitmonat 48938 - datirte Erflä: 
rungen, betreffend die WUbänderung des Artikels 3 
diefes Vertrags vom Jahr 1828. 


A. Eidsgenöſſiſche Erklärung. 


A Son Excellence Monsieur le Comte de Rumigny, 
Ambassadeur de France en Suisse, a Zurich. 


Zurich, le 30 Septembre 1833. 

Les Bourgmestres et Conseil d’Etat du Canton de Zurich ‚' 
Directoire actuel de la Confederation Suisse, ont l’honneur 
d’informer Son Excellenee Monsieur le Comte de Ruwigny, 
Ambassadeur de France 'en Suisse, que les propositions 
qu’elle a faites sous la date du 5 Juin 1852 de modilier l’article 
5 du traitE eoncernant les rapports de voisinage, de justice 
et de police, traite conelu et signe. A Zurich le 18 Juillet 
41828 entre la Confederation Suisse et la Couronne de France, 
ayant été transmises aux Cantons confederes, et les decla- 
rations de ceux-ci se trouvant en nombre suflisant pour 
constater l’assentiment du Corps helvetique, ils declarent 
que les proppsitions de modilier Tarticle 5. du. traité pre- 
cite sont acceptees, approuvdes et ralifidees au nom de la 
Confederation Suisse dans le sen‘, que la teneur primitive 
de cet article sera envisagE comme nul et non avenu et 
qu'’elle sera remplacee par la redaction suivante: 

Art. 5. „Si des Francais ou des Suisses, declares juri- 
„diquement coupäbles dans leurs pays respectifs des crimes 
„suivans, Savoir: assassinat, empoisonnement, incendies, 
„faux sur des actes publies et en deritures de comınerce , 
„fabhrication de fausse monnaie , vols avec violence ou eflrac- 
„tion, vols de grand chemin, banqueroute franduleuse , ou 
„qui seraient poursuivis comme tels, en vertu de mandats 
„d'arret, decernes par l'autorite legale, venaient à se refugier, 
„les Francais en Suisse, et les Suisses en France, leur ex- 
„tradition sera accordee A la premiere requisition. Il en 
„sera de même & l’egard des fonctionnaires ou depositaires 
„publics‘, poursnivis pour soustraction de fonds appartenant 
„a PEtat. Chacun des deux pays supportera, jasqu'aux 
„frontieres de son territoire , les frais d’estradition et de 
„ transport. ” 

„Les choses voldes dans l'un des deux pays, et deposdes 
„dans l'autre , seront fidelement restitudes. ” 

Schweiz. Staater, Bd. 1. 32 
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Les Bourgmestres et Conseil d’Etät-du Directoire: federal 
declarent au surplus, que l’artiele 5 ‘du traite du 18 Juillet 
1828, tel qu'il vient d'êktre transcrit mot-A-mot ci-dessus sera 
fidelement et religieusement observe par la Confederation 
Suisse comme faisant parlie integrante da susdit traite. 

Les Bourginestres et Conseil d’Etat du Directoire federal, 
en @echangeant cette deelaration contre une déclaration ana- 
Jogue signee par Son Excellence Monsieur l’Ambassadeur de 
France en Suisse, ont l’hormeur de reiterer à Monsieur le 
Gomte de Rumigny les assurances de leur tres-haute consi- 
deration. 

Les Bourgmestres et Conseil d’Etat 
du Canton de Zurich, Direetoire federal, 
et en leur nom, 
le Bourgmestre en charge: 

J. J. HESS. 

Le Chancelier de la Confederation ; 
AMRHYN. 





B. Königlich franzöfifhe Erklärung. 


A Leurs Exeellences Messieurs les Bourgmestres et 
Conseil d’Etat du Canton de Zurich, Directoire 
federal. 


L’Ambassadeur de $a Majeste le Roi des Framcais pres 
la Confederation Suisse ayant été informe par la declaration. 
de Leurs Excellences Messieurs les Bourgmestres et Conseil 
d’Etat du Canton de Zurich, Directoire federal, que les pro- 
positions qu'il a faites sous la date du 5 Juin 1852 de mo- 
difier l’article 5 du traite concernant les rapports de voisi- 
nage, de justiee et de police, conclu & Zurich le 18 Juillet 
1328 entre la Couronne de France et la Confederation Suisse 
ont été acceptees par te nombre de Cantons confederes sufli- 
sant pour constater l'assentiment da Corps Helvetique , declare 
par le present acte, en vertu de l’autorisation speciale qui 
Jui a été donnde, que la teneur du dit article 5 precite, devra 
etre eonsiderde desormais comme nulle et non avenue et qu'elle 
sera remplacde à l’avenir par la redaction suivante: 

Art. 5. „Si des Francais ou des Süuisses declares juri- 
„diquement conpables dans leurs pays respectifs des crimes 
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„suivans, savoir: assassinat, empoisonnement, incendies, 
„faux sur des actes publies et en e&critures de commerce, 
„fabrication de fausse monnaie, vols avec violence ou eflrac- 
„tion, vols de grands chemins, banqueroute frauduleuse,, ou 
„qui seraient ‚poursuivis comme tels en vertan de mandats 
„d’arret, decern&s par l'autorite legale, venaient à se refugier, 
„les Francais en Suisse, et les Suisses en France, leur extra- 
„dition sera accordee à la premiere requisition., Il en sera de 
„méême A l’egard des fonctionnaires ou depositaires publics, 
„poursuivis pour soustraction de fonds appartenant a l’Etat. 
„Chacun des deux pays supportera, jusqu'aux frontieres de 
„son territoire, les frais d’extradition et de transport.” 

„Les choses voldes dans l'un des deux pays, et deposdes 
„dans l’autre, seront fidelement restitudes.” 

L’'Ambassadenr de France declare au surplus que l'article 
5. du traite du 18 Juillet 1828 tel qu'il vient d’dtre transerit 
mot-A-mot ci-dessus, sera fidelement et religieusement observe 
par le Gouvernement frangaiscomıne faisant partie integrante du 
susdit traitd. 

L’Ambassadeur de Sa Majeste le Roi des Francais, en 
echangeant cette deelaration eontre une decleration analogue 
signde par Leurs Excellences Messieurs les Bourgmestres et 
‚Conseil d’Etat du Canton de Zurich, Directoire federal, 
cejourd’'hui, a }'honneur de leur reiterer l’assurance de sa 
tres-haute consideration. 

Zurich, le 30 Septembre 1833. Ä 
H. DE RUMIGNY. 


Neberfegung der vorftehenden Erklärungen. 


A. An Seine Erzellenz den Herrn Grafen von Rümigny, 
Botfchafter Sr. Majeftät des Königs der Franzofen 
bei der fchmweizerifchen Eidsgenoffenfchaft, in Zürich. 

Zhridh, den 30. Herbfimonat 1835. 
Bürgermeifter und Staatsrath des Standes Zürich, als wirklicher 
eidsgenöffiicher Vorort, haben die Ehre, Seiner Erzellenz dein Deren 

Grafen von Rümigny, Königlich: feanzöfifchen Botfchafter in der Schweiz, 

zu eröffnen, daß, nachdem die von Hochdemſelben unterm 5. Brad) 

monat 1832 gemachten Anträge zur Abänderung des 5. Artikels des 
zwifchen der fchweizerifchen Eidsgenoſſenſchaft und der Krone Frank: 
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reih zu Zürich den 18. Heumonat 4828. abgefchloffenen und unters 
zeichneten Vertrags, betreffend die nahbarlichen, gerichtlidden und polis 
zeilichen Verhältniſſe, den eidsgenöffifhen Ständen übermacht worden, 
und die zu Beurkundung der Beiftimmung des ſchweizeriſchen Bundes: 
fiaats erforderliche Anzahl von Standeserflärungen vorhanden ilt, gt: 
Dachte Anträge nunmehr von der Gidsgenoffenfhaft angenommen, ge: 
nehmigt und ratifiziet find, in dem Verſtand, daß der urfprünglücde 
Inhalt des 5. Artikels des oberwähnten Vertrags als null und nichtig 
angefehen und. durch die nacyfichende Faſſung erſetzt werden folle: 

Art. 5. „Werden Franzofen oder Schweizer in ihrem Lande 
„gerichtlich folgender Verbrechen ſchuldig erflärt, nämiich: Mord, 
„Vergiftung, Moröbrennerei, Verfälſchung öffentlihee Akten oder 
„Handelsſchriften, Falſchmünzerei, Diebſtahl mit Gewalt oder mit 
„Einbruch, Straßenraub, betrüglicher Bankerott, oder werden fie 
„als dieſer Verbrechen ſchuldig, Eraft eines Verhaftsbefehls der geich: 
„lichen Obrigfeit, verfolgt, und flüchten fih die Franzoſen in die 
„» Schweiz, und..die Schweizer nach Frankreich, fo foll ihre Auslie- 
„ferung. auf das: erfie Anfuchen zugelianden werden. Ebenſo foll es mit 
„öffentlihen Beamten oder Depofitarien, die wegen Unterfchlagung 
„von -Ötaatsgeldern verfolgt werden, gehalten fein. Jeder Staat 
„wird bis zu den Grenzen feines Gebiets. die: Auslieferungs:- und 
„Transportskoſten tragen.” 

„Die in einem der beiden Länder geftohlenen, und im andern 
„niedergelegten Sachen werden ‚getreulich zurüderftattet. 

DBürgermeifter und Staatsrath des eidsgenöflifchen Vororts erfären 
“ überdieß, daß der 5. Artikel des. Vertrags vom 18. Heumonat 4828, 
fo wie derfelbe oben wörtlich lautet, als integeirender Theil des gedach⸗ 
ten Vertrags von Seite der fchweizerifchen EIERN treu und 
gewiſſenhaft werde beobachtet werden. 

Inden der vorörtlide Staatsrath diefe Erklärung gegen eine von 
Seiner Exzellenz dem franzöſiſchen Botſchafter in der Schweiz unter: 
‘zeichnete Ähnliche Erklärung -auswechfelt, hat er anbei die Ehre, den 
- Here Grafen von — ſeiner vollkommenſten Hochachtung zu ver⸗ 
ſichern. 

Vürgermeifter und Staatsrath des Kantons Zürich, 
als eidsgenöffifcher Vorort, 
in deren Namen, 
der Amtsbürgermeifier,. 
2 Dil 
Der Kanzler der Eidsgenoffenfhaft: 
Amrbyn. 
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B. Un Ihre Erzellenzen die Herren Bürgermeiſter und Staats— 
vath des Etandes Zürich, als eidsgenöffifcher Vorort. 


Zürich, den 50. Herbfimonat 1833. 


Nachdem der Botſchafter Seiner Majeftät des Königs der Fran: 
zofen bei der ſchweizeriſchen Gidsgenoffenfhaft dur die Erklärung 
Ihrer Erzellenzen der Herren Bürgermeifter und Staatsrath des Stan: 
des Zürich, als eidsgenäffiicher Vorort , vernommen, daß die von ihm 
‚unterm 5. Brachmonat 1832 gemachten Anträge zur Abänderung des 
5. Artifels des zwiſchen der Krone Frankreich und der fchweizerifchen 
Eidsgenoffenfhaft am 18. Heumonat 1828 in Zürich abgefchloffenen 
Vertrags, betreffend. die nachbarlichen , gerichtlichen und polizeilichen 
- Verhättniffe,, von der zu Beurkundung der Zufimmung des ſchweizeri⸗ 
ſchen Bundesfiaats erforderlichen Anzahl von Stäuden angenommen 
worden find, fo erklärt, derfelbe, zufolge erhaltener befonderer Boll: 
‚macht, durch den gegenwärtigen Alt, daß der Inhalt des gedachten 
‚5. Artikels von nun an als null und nichtig angefehen und für die Zus 
kunft durch die nachſtehende Faſſung erfet werden folle : 

Art. 5. „Werden Franzoſen oder Schweizer in ihrem .LZande ge: 
„richtlich folgender Verbrechen ſchuldig erflärt, nämlih: Mord, Ber: 
giftung, Moröbrennerei, Verfälſchung öffentlicher Akten oder. Han: 
„delsſchriften, Falfhmünzerei, Diebftahl mit Gewalt oder mit Gig: 
„bruch, Straßenraub, betrüglicher Bankerott, oder werden fie als 
„dieſer Verbrechen ſchuldig, Eraft eines Verhaftsbefehls der gefeglichen 
„Obrigkeit, verfolgt, und flüchten ſich die Franzofen in die Schweiz, 
„und. die Schweizer nad Frankreich, fo fol ihre Auslieferung auf das 
„erſte Anfuchen zugeftanden. werden. Gbenfo foll es mit öffentlichen 
.„ Beamten oder Depofitarien , die wegen Lnterfchlagung von Staats: 
» geldern verfolgt werden, gehalten fein. Jeder Staat wird bis zu den 
„Grenzen feines Gebiets die Auslieferungs: und Zransportsfoften 
tragen.” 

"»Die in einem der beiden Länder geftohlenen, und im andern 
‚„niedergelegten Sachen werden getreulic zurücerftattet. 

Der franzöfifche Botfchafter erklärt überdieß, daß der 5. Artikel 
des Dertrags vom 18, Heumonat 1828 , fo wie derfelbe oben wörtlich 
lautet, als integrivender Theil des gedachten Vertrags von der franzöſi⸗ 
‚Shen Regierung treu und gewifjenhaft werde beobadytet werden. 

Inden der franzöſiſche Botſchafter diefe Erklärung gegen eine von 
Ihren Grzellenzen den Herren Bürgermeiftern und. Staatsrath des 
: Standes. Zürich, ale eidsgenöſſiſchet Vorort, heute unterzeichnete 
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ähnliche Erklärung auswechſelt, Hat er anbei die Ehre, Hochdieſelben 
. feiner vollkommenſten Hochachtung zu verfichern. 
9. von Rümigny. 
(Neo. CXLIII, 3d. TI der offiz. Samml.) 


V. Gränjverträge, ' 
CCXX. 
zZ Grenzberichtigung bei Konſtanz | 
zwiſchen dem Großherzogthum Baden und dem Kanton 
Thurgau, im Jahr 1831. 


Uebereinkunft vom 28. März 1831. 


Zwiſchen dem Großherzogthum Baden und dem eidsgenöffifchen 
"Kanton Thurgau haben Hinfichtlich der Territorialhoheit Über das zus 
nächft bei der Großherzoglich- badifhen Stadt Konftany liegende fo 
genannte Degermoos Anftände ftatt gefunden, deren DBefeitigung ans 
fänglich durch Korreſpondenz der beiderfeitigen Regierungen bezweckt, 
fpäter aber zum Gegenſtand einer mündlichen Verhandlung der damit 
beauftragten , hier unterzeichneten Bevollmächtigten , nämlich von Seite 
des Großherzogthums Baden, des Großherzoglichen Kreisrathe Gäßler 
dahier, und von Seite des Kantons Thurgau, des Oberſten und 
Regierungsraths Hirzel, beſtimmt iwurde. 

Nachdem ein früherer Zuſammentritt derſelben im Juni des vori⸗ 
gen Jahrs zu Kreuzlingen zu keinem entſcheidenden Reſultate geführt 
hatte, fand heute eine neue Zuſammenkunft dahier ſtatt, bei welcher 
nach vorläufiger Wiederholung der frühern Anträge und nad wechſel⸗ 
feitiger MittHeilung der Gründe und Erwägung derfelben, folgendes 
Ucebereinfommen , unter dem MWorbehalte der Genehmigung der beiden 
oberften Staatsbehörden , verabredet wurde. Ä 

Art. 1. Als Gränzlinie zwifchen dem Großherzogthum Baden 
und dem eidsgenöffifchen Kanton Thurgau zunächſt der Stadt Konſtanz 
wird diejenige einsiveilen mit eingefehlagenen Blöcken bezeichnete Linie 
anerfannt , welche fich im ihrer ganzen Länge, nämlich von da am, 
wo auf der Oſtſeite der Stadt der ehemalige Äußere Feltungsgraben 
in den Bodenfee einmündet , bis dahin, wo er weſtlich in den Rhein 
ausmündet, an dem äufern Rande der Grabenwand hinzieht ; da 
aber, wo diefe Gkabenwand nach erfolgter Ausfülung und Wereinis 
gung eines Theils des Grabens mit dem urbaren Boden nicht mehr 
zu erfennen ift, nämlich auf einer Strecke von beiläufig 520 Fuß 
nächſt der konſtanziſchen Schiefflätte, fol die Gränzlinie einer meuen 
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Ausſteckung folgen, welche das betreffende Grundſtück (eine gegenwär- 
tig dem Stephan Miſchod, Metzger, zu Gmishoien gehörige Liegen— 
ſchaft) auf fünf und zwanzig Fuß vom übrig gebliebenen Theile des 
Grabend an, demſelben entlang durchſchneidet, und dadurd dem 
Großherzoglich⸗ badifchen Gebiet wieder ungefähre der gleiche Boden 
zugetheilt werden, welcher dem Feſtungsgraben durch die Werengerung 
entzogen fein möchte. 

Art. 2. Diefe Gränzlinie fol auf beiderfeitig halbtheilige Koften 
mit Gränzfteinen (Hoheitsftöden) bezeichnet werden ; diefe Gränzfteine 
follen auf der einen Seite, und zwar auf jener gegen die Stadt 
Konftanz mit G. B., auf der entgegengefegten Seite mit C. Th., 
und der Meihennummer bezeichnet fein, fie follen ferner die Nachwei— 
fung der Winkel enthalten. Hierüber foll ein gehörig beurfundeter 
Gränzbefchrieb mit genauer Angabe und Bezeichnung der geſetzten 
Gränzfteine, der von ihnen gebildeten Winfel und ihrer Entfernung 
von einander, und zwar nicht bloß nah Schritten, fondern einerfeits 
nach dem meubadifchen , amderfeits nach dem fchweizerifhen Längenmaß 
doppelt gefertigt, dann hierüber ein von den zur Gränzberichtigung 
beiderfeits zugezogenen Behörden gehörig. folennifirter Grundriß doppelt 
aufgenommen werden, im welchen die Zandesgränzen mit genauer An= 
gabe der Gränzfteine, ihrer Nummern, Winfelgrade und Entfernuns 
gen einzuzeichnen find. 

Art. 3. Nachdem das Großherzoglich-badiſche Minifterium des 
Grofherzoglichen Haufes und der auswärtigen Angelegenheiten inhalts 
lich des DBefchluffes vom: 28. Jenner. d. I. Ne. 176 die Erklärung 
abgegeben Hat, daß auf dem nachzutsagenden Beweis des frühern Ber 
finftandes der thurgauiſchen Stadt Diefenhofen Hinfichtlih der Aus⸗ 
Übung von Gemarkungsrechten im Güterbezirk der fogenannten „Sehe 
bei Bailingen das Gegenrecht werde beobachtet werden, welches Ge⸗ 
genrecht fih der thurgauifche Bevollmächtigte ausdrücklich vorbe— 
hält, fo flimmt die Regierung des Kantons Thurgau bei, daß der 
Stadt Konftanz der innerhalb der ehevorigen konſtanziſchen Gerichts⸗ 
marken im »fogenannten Degermoos fiegende Güterbezirk, nebft dem 
zwifchen dem Degermoos und dem Döbele befindlichen, aus einem 
Stück Wiesboden befichenden Waſen mit Einfluß des Privateigen- 
thums im fogenannten Bogelfang am Rhein und der Ziegelpütte wieder 
als eigene Gemarkung eingeräumt, ſohin der feit dem Jahr 1798 eins 
getretene Verband diefer Liegenfchaften mit den Gemarkungen der 
thurgauifchen Gemeinden Eglishofen und Degermweilen wieder aufge-: 
hoben werde. 

Art. 4. In Folge diefer Unordnung wird der —— der 
Stadt Konſtanz künftig das Recht Haben: 
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a) die Feldpolizei in der gedachten Gemarkung, und die Beſtea⸗ 
fing kleiner Feldfrevel im gleichen Maße felbft auszuüben, wie diefes 
den thurgauifchen Gemeinden auf ihren ®emarfungen zuftcht, jedoch 
ebenfalls nach den thurgauiſchen Geſetzen und Ordnungen, und umter 
der Aufficht der dortigen Landesbehörden, daher mit der Obliegenheit 
über die dießfälligen Werhandlungen ein befonderes Protofoll zu führen 
und zur Ginfiht jener Behörden offen zu halten, fo wie in Fällen 
mangelnder Worfchriften und insbeſondere bei ſich ergebender Zweifel: 
Baftigkeit der Kompetenz im Frevelſtrafſachen die benöthigte Weifung 
unmittelbar bei ihmen einzuholen ; 

5) diejenigen Verrichtungen zu Übernehmen, welche dem thurgani= 
ſchen Gemeinderäthen in der Anfertigung dee Handbänderungs:, Ver— 
trags⸗ und Schuldverfchreibungsentiwürfe,, ‚fo wie der Pfandfchägung 
zufommen, und welche im Wefentlidyen mit demjenigen übereinftimmen, 
was nad den Großherzoglich⸗badiſchen Gefehen unter dem „ Gewäh- 
rungsreht” verflanden wird, — mit Vorbehalt der Befugniffe und 
- WBerrichtungen des betreffenden thurgauiſchen Gertigungsgerichte und 

der Amtskanzlei; 

- ©) fofort audy das Grundbuch (den Güterfatafter) über die ſämmt⸗ 
lichen Liegenfchaften zu führen, aus denen die Fonftanzifche Gemar⸗ 
kung im Degermoos befteht, und: zu dem Ende von den Aenderungen 
im Befigftande Kenntniß zu nehmen. 

- Art. 5. In Folge der Anerfennung, daß die mehrgedachte Ge: 
markung der Verritorialpoheit des eidsgenöffifchen Kantons Thurgau 
unterfiche, werden die Stadt Ronftanz und die Gigenthlimer dee bes 
treffenden Privatgüter zu den allgemeinen Laſten und Steuern des 
Kantons als eim für ſich beftehender GSteuerförper, und zwar nad) 
dem. gleichen Maßſtabe wie die thurgauifchen Gemeinden , ihre Bei— 
träge liefern, und dießfalls von der anordnenden Kantonsbehörde ans 
gelegt werden ; Hingegen follen fie von allen Beiträgen von diefen Lie 
genfchaften zu dem örtlichen Koften und Laſten der thurgauifchen o. 
meinden unbedingt frei bleiben. 

Net. 6. Die Regierung des Kantons. Thurgau giebt zu, bp: 
der Fiſchſang und die Jagd in den äußern Feſtungsgräben von den 
Angehörigen der Stadt Konftanz, dem alten-Herfommen gemäß, auch 
von der thurgauifchen Seite des Grabens aus benukt werden möge, 
jedoch mit Vorbehalt der thurgauifchen Gerichtsbarfeit in Klagfällen 
wegen Güterbefchädigungen und Gingriffen in die Jagbbarkeit auf 
thurgauifchem Grund und Boden. 

Art. 7. In fofern von Seite der Stadt Konftanz oder ihrer 
Behörden eine Ausbefferung oder Wiederherſtellung der äußern Feſtungs⸗ 
gräben für nothiwendig oder. fachgemäß erachtet werden ſollte, wobei 
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es nothwendig würde, die Arbeiten auf dem khurgauiſchen Territorio 
zu bewirken, wird dießfalls von Seite des Kantons Thurgau Fein 
Hindernif entgegengefeht werden, jedoch fol dieß ohne Nachtheil des 
thurgauifchen Gebiets und der Eigenthümer des betreffenden Grundes 
und Bodens ‚gefchehen. 

. Art. 8. In Abficht auf die Geftattung einer freien und unbe 
fhwerten Zu: und Abfahrt mit den Bedürfniffen und Grzeugniffen 
des Feldbaues im Degermoos und denjenigen der dort befindlichen 
Ziegelhütte, fol ed von Seite des Kantons Thurgau gegen die Stadt 
Konftanz jederzeit fo gehalten werden, wie es nach allgemeinen Ge— 
fegen oder befondern Staatsverträgen im Großherzogthum Baden mit 
der Zu: und Abfahrt auf dortiges Grundeigenthum thurganifcher Anz 
gehöriger im Fall der unmittelbaren Bewerbung des letztern und der 
Einbringung der Erzeugniffe alfogleih nah ihrer Trennung vom 
Grundſtück gehalten wird. 

Art. 9. Was endlich den von- den Jahren 1819 bis und mit 
4829 ausfichenden Abgabenbeitrag vom. Fonftanzifchen Degermoos be— 
trifft, entfpricht die Regierung des Kantons Thurgau der Verwen— 
dung dee Großherzoglich-badiſchen Kreisbehörde dahin: daß an dem 
Betrag des Rüdftandes, wie er fi aus der Rechnung ihrer Finanze 
behörde ergeben wird, der Stadt die Hälfte. erlaffen fein folle. 

Art. 10. Die Vollziehung der gegenwärtigen Verkommniß wird 
Statt finden, fobald die beiderfeitigen Ratifikationen erfolgt und förm⸗ 
li ausgewechfelt fein werden. 

Verabredet und unterzeichnet 

Konftanz, den 28. März 1831. 


Urkundlich ber Unterſchriften 
des des 
Bevollmächtigten des Großherzog⸗ Bevollmächtigten des eidsgenöſſiſchen 
thums Baden: Kantons Thurgau: 


(Grz.) Kreisrath Gäßler. (Gez.) Regierungsrath Hirzel. 





Tagfakungsbefchluß vom 419. Herbftmonat 1831, betreffend 
die vorftehende Uebereinkunft. ° 


Die eidsgenöffifhe Tagſatzung erklärt: 

4) daß die ihe vorgelegte Uebereinfunft des H. Standes Thurgau 
mit der Großherzoglich = badifchen Regierung vom. 28. März 1831 in 
Betreff der Gränzberichtigung bei Konftanz, wovon eine beglaubigte 
Abſchrift in das eidsgenöffifche Archiv deponirt werden foll, weder dem 

33:.* 
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Bundesverein, noch beſtehenden Bündniſſen, noch den verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Rechten anderer Stände zuwider ſei; 

2) daß die Unterlaſſung der reglementariſch vorgeſchriebenen Mit⸗ 
theilung des gedachten Staatsvertrags vor erfolgter Auswechslung der 
Ratififationen, der Tagſatzung für Fünftige ähnliche Fälle an den ide 
im Bundesvertrag, Art. 8, fo. wie in jenen reglementarifchen Bor: 
fiheiften zugeficherten Rechten Feinerlei Abbruch thun könne. 





Note. Der über diefen Gegenftand erſtattete Kommiſſionsbericht, wel⸗ 
her eine umfaſſende Beleuchtung des Standpunftes enıhält, unter welchem 
es einzelnen Kantonen geflattet it, mit dem Auslande Verträge über bie 
einen oder andern Gegenflände abzufchliegen, findet fih im Beilage litt. N 
zum Abfchiede der ordentlichen Tagfagung des Jabres 1831. 

(Nro. XCH, Bd. II der offiz. Sammi.) 





Anmerkung. Der lange Grängbertcag zwifchen der Eidsgenoſſenſchaft 
und Frankreich ift weggeblieben. Er ift auch noch nicht vollendet, indem die 
Demarkation zwifchen Scanfreich und dem K. Waadt noch nit zu Stande 
gefommen if. Publiziften, und Gefhäftsmänner werden überdieß ſchwerlich 
in den Fall fommen von den Urfunden über diefen Gränzvertrag Gebrauch 
zu machen. (Er Bebt Bd. IT, Heft 7, Neo. CLXXI, der offiz. Sammi.) 





I. Partikularkonkordate *). 


A. 
Konfordate 
über den Tranfit auf der Gotthardftraße. 


Schon frühe im vorigen Dezennium regte Teſſin die Dringlichkeit 
einer gemeinſamen Uebereinkunft für den Tranſit auf der Gotthardſtraße 
an. Nach einer vorläufigen Beſprechung der Geſandten von Luzern, 
Uri, Teſſin, Solothurn und Baſel auf der Tagſatzung von 1826, auf 
der Grundlage der Anträge von Teſſin, welche das Fundament aller 
ſpätern Verhandlungen blieben, wurde auf einer Konferenz in Altdorf 
(vom 25. bis 29. Weinm.) 1826 ein Konfordat abgefchloffen, das die 
Norm für die fpätern Ucbereinfünfte blieb und noch in Gültigkeit ifl. Da 
indeffen die meiften Punkte deffelben entweder in Erfüllung gegangen 
find, oder durch die fpätern Verträge erft vollftändig erledigt wurden, 
fo geben wir nur die Grundlage vollſtändig und die andern Artikel kurz 
im Auszug. 


Das von den Abgeordneten der [öbl. Stände Luzern, Uri, 
Bafel, Solothurn und Zeffin den 28. Dft. 1826 in 
Altdorf abgefchloffene Konkordat. 


Nachdem fich die löbl. Stände Luzern, Uri, Bafel, Solo: 
thurn und Teffin in der Abſicht vereinigt Haben, die geeignetften 


») Es folgen hier die drei twichtigften Partikularkonkordate (mit Ausnahme 
der kirchlichen, die im eine befondere Abtheilung verwiefen find), Wir 
waren verſucht, auch das von den Ständen Bern, Freiburg, Solothurn, 
BDafel, Aargau, Waadt am 16. April 1826 abgefchloffene Münzkon— 
Fordat beizufügen; allein die gegenwärtigen Bewegungen im Münzgebiet 
prognoftizieen ihm eine baldige Auflöfung. 


Schweiz. Staater. Bd. 1. 33 
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Mittel zu ergreifen, um dem fernern Zerfall des Tranſithandels von 
Baſel bis an die Grenzen von Piemont und Italien auf der Seite des 
K. Teffin über den St. Gotthardsberg zu fieuern, und fo viel möglich 
die Quellen des Wohlſtandes auf diefe alte Straße zu leiten, welche 
ſich durch die Mitte der Schweiz zieht, fo wie diefelben darauf fand: 
haft zu erhalten, find diefelben nach einer reifen Ueberlegung über fol- 
gende Artikel übereingefommen: 

$. 4. Die löbl. Stände Bafel und Solothurn verpflidten 
fih, die Straße über den untern Hauenftein, von Budten aus bis 
Trimbach, auf eine folche angemeffene Art zu erbauen, daß die Waaren 
bequem auf den Fuhren transportirt werden fönnen, und zwar nad) den 
von den eidgenöffifhen Kommiffarien genehmigten Planen, die in den 
Archiven der hohen Tagfakung niedergelegt find. 

$. 2. Der Iöbl. Stand Luzern verbindet fih, die Straße, die 
duch fein Gebiet von Reiden bis Luzern führt, auf gleihem Fuße zu 
erbauen oder fo zu verbeffern, daß man Feines Vorſpannes bedürfe. 


$. 3. Der löbl. Stand Uri verpflichtet fi, die Straße von Flüelen 
bis Amfteg zu verbeffern, daß fie wenigftens die Breite der Bergſtraße 
‘haben foll und ohne Vorfpann befahren werden fönne, fo wie dann auch 
diejenige ganz neu zu erbauen, welche von Göſchenen bis an die Grenze 
des K. Teffin führt, mit Inbegriff der Fläche des Urferen-Thales, und 
zwar nad der Anlage und Anweifung des Planes des Heren Landam- 
manns Meschini, mit Vorbehalt der allfälligen Berihtigungen, die 
bei der Ausführung noch nöthig befunden werden Fönnten. Die Regie: 
zung von Uri wird bei Anlaß der Ausführung die größte Sorge tragen, 
daß das Anfteigen von Göſchenen bis auf die Höhe des Berges fo fanft 
als möglidy werde. 

$. 4. Der löbl. Stand Teffin verpflichtet fih, den noch übri- 
gen Theil der Straße, von den Grenzen des K. Uri auf dem St. Gott: 
hard / bis zur gegenwärtigen neuen Straße, in und durch Nirolo führend, 
nad) der Anlage und den DVermeffungen der von Herrn Landammann 
Meschini aufgenommenen Pläne zu erbauen. 

F. 5. Die fünf betheiligten löbl. Stände verpflichten ſich, die 
‚betreffenden Arbeiten gleichzeitig zu unternehmen, fobald das gegenwär- 
tige Konkordat die endliche Genehmigung der betheiligten Hohen Regie: 
zungen, fo wie die Verlängerung und Vermehrung des Zollbezugs zu 
Bunften der Kantone Uri und Teffin, nach Inhalt der 56. 10 ımd 41 
des: gegenwärtigen Ronfordats, die Bewilligung der Tagfapung werben 
erhalten haben , und fobald die Jahreszeit es geftattet. Sie verpflichten 
fi ferner , dieſe Mebeit ununterbrochen mit aller Sorgfalt fortzufeken, 
und fo viel möglich bis Ende des Jahres 1829 zu beendigen. 
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$. 6. Jeder Kanton wird für die regelmäßige Unterhaltung der 
Tranſitſtraße durch fein ganzes Gebiet Sorge tragen. Die fünf bethei- 
ligten Kantone verpflichten fi, die Räder mit breiten Radfelgen ein: 
zuführen und zu begünftigen. | 

$. 7. In Beziehung auf die Eröffnung des Paffes über den St. 
Gotthard, zur Zeit wo die Erde mit Schnee bededt ift, verbinden ſich 
die löbl. Stände Uri und Teſſin, auf ihrem beidfeitigen Gebiet in der 
Mitte des Berges an einem fehichlidyen Ort ein Schirmhaus erbauen zu 
laffen, und unter fich die nöthigen Anordnungen zu treffen, daß zu 
jeder Zeit der Durchpaß offen bleibe. Die Eröffnung des Paffes über 
den Schnee foll fo gefchehen, daß die gleichen Schlitten, welche die 
Kaufmannsgüter auf der Ebene führen, fie auf dein Berge fortfchaffen 
fönnen, ohne daß fie abgeladen werden. Zu diefem Ende und um die 
beiden Regierungen für ihre hierauf bezüglichen Koften zu decken, follen 
diefelben begrwältigt werden, jede von ihnen eine außerordentliche Gebühr 
von allen KRaufmannsgütern ohne Ausnahme, im Verhältniß von einem 
halben Batzen wenigftens, auf 100 Kilogrammes, zu beziehen. Diefer 
Bezug wird nad gegenmwärtiger Uebung vom 1. Nov. bis letzten April 
Statt haben. 

Der K. Teffin wird feiner Seite forgen, daf das Hofpitium auf 
dem Gotthard in jenen Zuftand hergeftellt werde, daf die Fremden darin 
wieder können aufgenommen werden, und dort Speife und Hülfe finden. 
Derfelbe wird zugleich trachten, daß diefe Beforgung, wie es früher 
war, Perfonen geiftlichen Standes anvertraut werde, welche befonders 
zu einem folchen frommen Werfe fich mweihen. Wermöge diefer außeror: 
dentlichen Taxe, welche die beiden Regierungen von Uri und Teffin in 
Kraft des gegenwärtigen Artikels während der Winterzeit beziehen, liegt 
es in ihrer deutlichen Verpflichtung, zu forgen, daß nicht nur der Durch— 
paf über den Berg, fondern auch die ganze Strafe felbft, dieffeits ab 
Amfteg und jenfeits ab Airolo, bis dahin, wo es die Nothwendigkeit 
erfordert, beftändig offen und für die Reiſenden, fo wie für die Schlit- 
ten, welche Waaren führen, brauchbar und fahrbar bleibe, 

$. 8. Die Oefandten der fünf Stände treten jeweilen auf der Tag- 
fagung zufammen, und unterfuchen durch Bevollmächtigte, ob die Straße 
von DBafel bis an die Grenze Teffins in gutem Zuftande ift. 

„Die löbl. Kantone verpflichten ſich auch von jekt an, daß in der 
„Zukunft, nad Mafgabe der Umftände, jeder auf feinem Gebiet alle 
„erforderlihen Maßregeln treffen werde, um die Schnelligfeit, Beben: 
„digkeit und Sicherheit des Tranſits auf der ganzen Straßenlänge zu 
„ſichern. Zu diefem Ende wird fein Kanton die Einführung einer Gin: 
„richtung oder Ordnung geftatten, welche der Schnelligkeit oder der 
„wahren Wohlfeilheit des Tranſits fchaden Fönnte.” 
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Die Kantone Luzern und Uri verpflichten fich daher insbefondere, 
das MWaarenfchiff auf dem See zweimal wöchentlich an die beidfeitigen 
Geftade zu fenden und ihm, nach gemeinfchaftlichem Cinverftändniffe, 
Rückfuhr an ihren Geftaden zu geben. Die Kantone Bafel und Luzern 
verpflichten fich ihrerfeits, die Waaren ohne Hemmung aus ihren Haupt: 
ftädten auf größern oder Fleinern Fuhrwerken, je nad dem Zufluffe 
von Waaren, zu verfenden und biefür die freie Konkurrenz der Fuhr— 
leute zu begünftigen. Die Kantone Luzern, Bafel und Uri find ein: 
geladen, ſich über diefe Punkte zu verfiändigen. 

$. 9. Ein gemeinfamer Tarif von Bafel bis an die italienifche 
Grenze von Teffin fol aufgeftellt werden, und derfelbe fidy nicht nur auf 
die Straßenlängen, fondern audy auf die Schwierigkeiten des Tranſits 
gründen. Der höchſte Anſatz des Tarifs kann nur mit Einſtimmung 
aller fünf Stände erhöht werden. 

$. 40 u. 14. Die fünf Stände verpflichten ſich, bei der nächſten 
Tagſatzung für Teffin und Uri einen neuen Zollbezug und ein neues 
MWeggeld, nebit den bisherigen Gebühren beider Art, zu erwirfen. *) 

$. 12 u. 13 betreffen möglichft ſchnelle Ratififation des Konkordats 
und andere Vollziehungspunfte. 

Seit diefer Uebereinfunft fanden öftere Berathungen von Abgeorb- 
neten der fünf Kantone Statt, theils zur DBefchleunigung der Boll: 
ziehung der abgefchloffenen Artifel, theils zur genauern Beftimmung 
einzelner Punkte, vorzüglich des projeftirten Tarif. Daraus erwuchs 
ein Nebenvertrag zu dem Hauptvertrag ; diefe nachträgliche Ueberein- 
funft wurde im April 1834 abgefchloffen, trat aber erft in Vollziehung 
am 4. Jenner 1835. In Folge eines befondern Paragraph derfelben 
follten im Jahr 1837 die betheiligten Stände über die längere Dauer, 
Abänderung oder Aufhebung derfelben entfcheiden. Demzufolge wurde 
jene nachträgliche Uebereinfunft im April 1837 durch eine neue Ueber: 
einfunft verbeffert und erweitert. Man befchränfte fich vorzüglich dar- 
auf, das Gewonnene feftzuhalten und ihm eine gewiffenhaftere und 
wirffamere Vollziehung zu verfhaffen. Ein Punkt indeifen wurde 
nicht völlig erledigt, fo Flar auch in diefer Hinficht die Beftimmungen 
des Wertrags von 1826 find (Art. 8) — die freie Konkurrenz. Schon 
auf der Konferenz im April 1830 erflärten alle Stände jenen Artikel 
im Sinn einer ganz freien Konkurrenz, Uri aber, das früher unbe— 
dingt jenen Hauptartikel des Konkordats von 1826 angenommen hatte, 
gab nun eine ungenügende Auslegung, nachdem es durch die Vereinigung 


*) Die Tagfakung bon 1827 bemilligte diefe Pegehren unter Mobdififation. 
Siehe den Abfchied von 1827. Das Einzelne gehört nicht hierher. 
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der Stände zu feiner neuen Straße gefommen war. Auch kam fchon auf 
der nämlichen Konferenz die Errichtung eines Dampfſchiffes zur Sprache 
und wurde den Ständen Luzern und Uri empfohlen. Auf den fpätern 
Konferenzen beharrten die vier Stände unnachläßlich auf der Beftimmung 
der Altdorfer-Konferenz und Uri flimmte endlich fcheinbar zu. leid): 
wol, als das Luzerner Dampffchiff wirflih zu Stande fam, protefticte 
Uri wieder gegen die Freigebung der Schifffahrt und berief ſich auf das 
ausfchließliche Recht der Schiffergefellichaften diefes Kantons zur Ber: 
fhiffung der Waaren (April 1837). Die Konferenz beſchloß, auf 
dem Grundfaß der freien Konkurrenz feft zu beharren, indeffen möge die 
Dampffchifffahrtsgefellihaft, um Deittmannsrechte zu beachten , nöthi- 
genfalls unter Mitwirkung beider Regierungen, ſich mit den Sciffern 
in Uri verfländigen und ausgleichen. So fcheitern auch die beften ſtaats— 
wirthfchaftlihen Jdeen an der Sandbanf alter Vorrechte! 


Uebereinfunft in Zranfitangelegenheiten des St. Gotthards- 
paſſes. Vom 25. April 1837. 


Die Kantone Luzern, Uri, Solothurn, Baſel (Stadttheil 
und Landfchaft) und Teffin, in weiterer Ausführung und Entwidelung 
des am 28. MWeinmonat 1826 in Altorf gefchloffenen Konkordates und 
auf die Grundlagen der feitherigen Verhandlungen, fo wie des nad): 
träglihen Konfordates vom April 1834, vereinigen fich zu folgenden 
verträglichen Beftimmungen : 

$. 4. Unter ZTranfitgut wird jede Kaufmannswaare verftanden, 
welche durch einen der Fonfordirenden Kantone ganz durchgeht, «6 
komme diefelbe, woher fie wolle, und gehe auch, wohin fie wolle. 

6. 2. Die Kantone beharren auf dem Grundfage unbedingter freier 
Konkurrenz zu Wafler und zu Land, fo daß es Jedermann freiftehen 
foll, fein Tranfitgut zu verfenden und führen zu laffen, durch wen und 
wohin es ihm beliebt, und werden demnach alle diefer freien Konkurrenz 
noch im Wege ftehenden Hinderniffe befeitigen. 

6. 3. Die Kantone forgen dafür, daß die Kaufmannstwaaren zu 
allen Stunden, an jedem Tage und in jeder Jahreszeit ungehindert und 
ohne Unterbruch verfendet und fortgeführt werden können. 

Sie werden daher wo immer möglich im Laufe des Jahres 1837 die 
übernommenen Straßenkorrektionen ausführen und ftetsfort die Strafe 
inner ihrem Gebiete gehörig unterhalten, wovon ſich die Fonkordirenden 
Kantone durdy einen Unterfuch zu verficheen und gegen daherige Pflicht: 
verfäumniffe dad Angemeffene anzuorönen nenerdings vorbehalten. 

Sie werden auch vorfehren, daß die Fuhrleute bei den Kaufhäufern 
und Suften durch Auf- und Abladen nicht verzögert werden, insbefon: 
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dere forgen die Kantone Uri und Zeffin dafür, daß der Durchpaf auf 
dem St. Gotthardsberge den Kaufmannswaaren zu jeder ‚Zeit, höhere 
Gewalt vorbehalten, offen fei. 

$. 4. Der Speditor ift für die ihm zum Verſenden übergebene 
Waare dem Eigenthümer, der Fuhrmann dem Speditor verantwortlich. 

Uebrigens werden die Kantone Uri und Teffin, nad übernommener 
DVerpflibtung, die Schiemhäufer auf ihrem beidfeitigen Gebiete des 
St. Gotthards, das Hofpitium und die von Airolo zu verlegende Suft 
auf der Höhe des Berges bis Ende Herbfimonats 1837 gehörig einrich: 
ten, und bewohnen laffen und fortan unterhalten. 

6. 5. Die zu verfendenden Waaren follen mit Frachtbriefen beglei- 
tet werden, in welchen Vor- und Zuname und Wohnort des Fuhr⸗ 
manns, die Zahl, Marfen und Nummern der aufgeladenen Stüde, das 
Kilogrammgewicht ſowohl jedes einzelnen Stüdes, als auch der ganzen 
Ladung, der Tag des Abgangs und die Frift, inner welcher die Ladung 
ihre Beftimmung erreichen fol, fo wie endlich der Abzug eines Deit: 
theils der Fracht zu Handen des Speditors, falls diefe Frift verfpätet 
würde, ohne daß der Fuhrmann ſich darüber ausgewiefen und gerecht: 
fertiget hätte, genau angemerkt werden follen. 

Die ganze Ladung foll in den Kaufhäufern oder Suſten von den Be— 
amteten mit authentifchen LZadfarten, — enthaltend die Anzahl der 
Stüde und das Gefammtgewicht einer Ladung — verfehen werden. 

$. 6. Alle Tranfitgebühren find im ſchweizeriſchem Frankenfuße zu 
berechnen, wobei 31 Mailänderlire zu fechszehn Franken angenommen 
werden. 

Es dürfen feine Berechnungen im Gewichte anders ald im angenom= 
menen und überall einzuführenden Kilogrammgewichte ausgedrückt werden. 

$. 7. Das Maß und die Arten fämmtlicher Tranfitgebühren auf 
der Straße von Bafel über den St. Gotthard bis nach Stalien bleiben 
für den Zentner oder 50 Kilogramme folgendermaßen beftimmt : 


a. Zölle und Weggelder. 


Baſel (beide Kantonstheile). Rp. 
Kantonalzoll und Weggeld.  . > di 4 r 91, 
Bafel und Solothurn. 
Gemeinfchaftliches Weggeld über den rich re die von 
der Tagſatzung beftimmte ‚Zeit . ; 6 
Solothurn allein. 
Kantonalzol und Weggeld . A ; 3 . : 3 


181/, 
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Rp. 
Yargan. Uebertrag: 1815 
Kantonalzoll und Weggeld . re 
Luzern. | 
Kantonalzoll und Weggeld ; Fu . 4101; 
Uri. 
Kantonalzoll und Weggeld ; . 46 


Bon der Tagfakung bewilligter neuer Zolt oder Weggeld 331,5 
Teffin. 

Kantonalzoll und Weggeld. . . 24 

Bon der Tagſatzung dewilligter neuer Zoll oder Weggeld 33% 331/; 


‚Zölle und Weggelder: Rappen 138 1/; 

Hiebei find die eidgenöffifhen Gingangszölle, je nach Beſchaffen⸗ 

heit der Waaren, 10 oder 20 Rappen für den Zentner, nicht in: 
begriffen. 


a. Kaufhaus: und andere Gebühren. 


Bafel. Rp. 
Kaufhausgebühren . ’ ‚ : R : . 421% 
Zuzern. 
Kauffausgebührn . i ; . £ ’ . 121% 
Uri. 
Kaufhausgebühttfennn 2 14221 
Schirmhausgeld.  - 4 
Schneebruchgebühr - ee A . 21% 
Teſſin. 
Kaufhausgebühren - A . 121% 
Schirmhäufergeld } j ; : ; ; ; 1%, 
Schneebruchgebühr 21% 
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Die Schneebruchgebühr wird nur vom 4. Wintermonat bis zum 
15. Brachmonat bezogen. 

Die Kaufhaus- und Beſtätergebühren, beſtehend in 71, Rappen 
Auf- und 5 Rappen Abladgebühr dürfen von der Ladung in einem 
Kanton nur einmal und zwar nur, wenn ein Auf= oder Abladen wirklich 
Statt findet, bezogen werden. 

Sollte jedoch wegen vermutheter Zolldefraudation im irgend einem 
Kanton eine fonftige Verififation der Ladung Statt haben, die ſich jedoch 
nur auf das Gewicht beziehen darf, fo Hat das Zollamt, welches diefe 
außergewöhnliche Verififation vornimmt, die Koften ſowohl des Auf: 
und Abladens, als auch des Abwägens zu tagen, falls ne feine De: 
fraudation ergibt. 
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c. Als Maximum der reinen Fracht auf den Zentner 
oder 50 Kilogramme. 


Rp. 
Don Bafel nad Luzern — 95 
Ueber den MWierwaldftätterfee . ; R } 10 
Durch den Kanton Uri . ’ ; : 84 
Durd den Kanton Zeffin 
a) Bon dem Hofpitium bis Magadino .  1031% 
bh) Bon dem Hofpitium bis Chiaffo - . 415%, 
: $ Von Bafel bis Magadino: Mappen 292 1, 
Maximum der Fracht Yafel bis Chief: m 31, 


d. Als Marimum der Speditionsprovifion vom 
Zentner oder 50 Kilogrammen. 


Rp. 
Am Kanton Bafel ’ 5 R ; ; 15 
* „2uzern 15 
>» Mi . : . R . ; 15 


„ * Teſſin . r ; e 15 
Marimum der Speditionsprovifion: Rappen 60 


Das Marimum der in diefem $. aufgezählten Zranfitgebühren , 
feien fie Zölle, Weggelder, Kaufhaus: und andere Gebühren, Frach— 
ten und Speditionsgebühren,, darf unter feinem Vorwande überfchritten , 
fo wie auch gar Feine andern Gebühren, welchen Namens fie fein mö: 
gen, von dem Tranfitgute dürfen bezogen werden. 

$. 8. Die Zölle und Weggelder werden nach dem in den authen: 
tifhen Zadfarten enthaltenen Gewichte fammethaft an einer einzigen Zoll: 
fätte des Kantons, — fei e8 am Ein- oder Ausgange eines ſolchen, — 
bezogen. 

9. 9. Worfägliche oder durd Werfehen begangene ‚Zolldefraudatio: 
nen der Fuhrleute oder Kaufleute, welche mit ihren Waaren reifen, 
werden von den Behörden und nad) den Geſetzen des Kantons unterfucht 
und beftraft, in deffen Gebiete der Fehlbare betreten wird. 

$. 10. Die Beftrafung kann jedoch niemals in Sequeftration oder 
Konfiskation der Waare beſtehen, und die Fortführung der Ladung darf 
nur fo lang aufgehalten werden, bis der Fehlbare für die muthmaßliche 
Buße Entfhädigung und Koften genügende Sicherheit geleiftet hat. 

$. 141. Andere fchuldige Kaufleute, Speditoren, Wagmeifter, 
Kaufhaus: und Zollbeamtete werden auf die Anzeige der Regierung, 
in deren ihre Vergehen entdeckt oder unterfucht worden ift, von den Be— 
hörden und nach den Geſetzen ihres Wohnorts beftraft. 
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6. 12. Andern Kantonen bleibt der Zutritt zu diefem Konfordate 
mit Zuſtimmung der fonfordirenden Kantone offen. 

5. 13. Gegenwärtige Uebereinfunft, welche mit dem erften Jenner 
1838 in volle Kraft tritt, fol, außerordentliche Zeitverhältniffe und da= 
herige gemeinfchaftliche Abänderungen von Seite der Fonfordirenden Kan— 
tone vorbehalten, von dort am fechs Jahre lang unverbrüchlich fortdauern. 

Die Kantone werden fich mit dem eintretenden fechsten Jahre über 
Abänderung, Fortdauer oder Aufhebung derfelben verftändigen. 

6. 44. Die fonkordirenden Kantone Übertragen der Regierung des 
Kantons Luzern das Recht und die Pflicht, über die getreue Vollziehung 
diefer Uebereinfunft forgfältig zu wachen, und wo ſich Befchwerden über 
Verletzung derſelben ergeben ſollten, den betreffenden Kanton vorerſt an 
ſeine vertragsmäßige Pflicht zu erinnern, fruchtloſen Falles aber die 
übrigen konkordirenden Kantone zur geeigneten wirkſamen Handhabung 
dieſer Uebereinkunft anzurufen und die übereingekommenen Maßregeln 
auszuführen. 

Gegeben in Luzern, den 25. April 1837. 

Zu Urkunde deffen haben die Regierungen der Fonfordirenden Kan⸗ 

tone vorftehende Webereinfunft bekräftiget, unterfehrieben und gefiegelt. 


B. 


Neu revidirte Linthichifffahrts: Ordnung vom A. und 
2. juni 1836, 


Die eidsgenöffifhen Stände Zürich, Schwyz, Ölarus und 
St. Öallen: 

An Betrachtung, daß die im Jahr 1813 verabredete Einth- 
fchifffahets- Ordnung fammt ihren feither eingeführten Verände— 
tungen einer allgemeinen Revifion bedarf, 

haben in dießfalls angeordneten Gonferenzen folgende neue Linth— 
fhifffabets: Ordnung fefigefegt und angenommen: 


Erſter Abſchnitt. 
Ausübung des Schifffahrtsrechtes. 
Art. 1. Die Schifffahrt auf der Waſſerſtraße von Wallenſtadt 


nad) Zürich und umgekehrt, ift gemeinfame Angelegenheit der Stände 
Züri, Schwyz, Glarus und St. Gallen in gleihen Rechten und 


Pflichten. 
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Alles darauf Bezügliche unterliegt gemeinfhaftliher Obhut und 
Verwaltung. Ebenſo wird gemeinfam über die von diefem Scifffahrts- 
weſen herrührenden Einkünfte verfügt. 

Art. 2. Die gemeinſamen Schifffahrtsrechte der IV Kantone 
befaffen einzig den Waarentransport, der durch die Linth geht. Ausges 
nommen von diefer Verfügung und Gegenftand freien Transportes find: 
Wein, Salz, Korn, Heu, Stroh, Dünger, Holz, Koh: 
len, Rinde, Gifenmaffeln, Steine, Sciefertafeln, 
Sand, inländifhe Wurzeln (gelbe Wurzeln), grünes Obft, 
Töpferthon, Salzgeift und Soda, — infofern die vorftchenden 
Artikel in Ladungen, welche nicht mit andern Kaufmannsivaaren ver= 
mifcht find, verführt werden. 

Art. 3. Mit Aufhebung der bisherigen Linthſchiffergeſellſchaft 
ſteht das Recht, alle Waaren, welche nicht unter die Beftimmung von 
Het. 2. fallen, zum Behuf des Transportes duch die Linth, auf den 
Zandungsplägen der Waſſerſtraße zwifchen Wallenftadt und Zürich frei 
zu= und abzuführen, den Zandesbewohnern der IV Linthſchifffahrts- 
fantone unter nachfiehenden Bedingungen zu: 

a) Der Frachtſchiffer fol durch amtliche Zeugniſſe bei der Linth— 
ſchifffahrts-Commiſſion ausweiſen, daß er in bürgerlichen Rech— 
ten und Ehren ſtehe; — 

b) derfelbe verpflichtet fih, Feine Waare durch die Linth zu füh— 
ren, welche nicht bei einer der von den Linthfchifffahrtsfantonen 
anerfannten Suften declarirt, dafür eine Ladkarte ausgeſtellt, 
und die feftgefegte Ueberlohnsgebühe bezahlt ift; — 

c) derfelbe verpflichtet fi, die von der Linthſchifffahrts-Commiſ— 
fion ergebenden Polizeivorfchriften hinfichtlid auf Schonung der 
Kanäle, Rederordnung und Ladung der Schiffe (mamentlicy 
die Beftimmung, daß jedes beladene Schiff einen Zürichfuß 
Bord über dem Wafferfpiegel haben, und diefes durdy ein ‚Zei: 
chen, das vom Ufer aus gefehen werden kann, bezeichnet fein 
folle) genau zu befolgen; — 

d) derfelbe Hat bei der Linthſchifffahrts-Commiſſion eine annehm⸗ 
bare Real: oder Perſonal-Caution von Eintaufend ſechshundert 
Schweizerfranfen zu deponiren, und erhält daraufhin ein Schiff; 
fahrts: Patent gegen Grlegung einer Cinfchreibgebühr von 
16 Franken zu Handen der Linthſchifffahrts-Caſſa. 
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Zweiter Abfhnitt. 


Leitung und Beauffihtigung der Schifffahrts-Ange— 
fegenheiten. 


Art. 4. Die Auffiht über die Schifffahrts-Angelegenheiten 
ſteht der Linthſchifffäahrts-Commiſſion zu. 

Art. 5. Die Linthſchifffahrts-Commiſſion beſteht aus vier Mit: 
gliedern. Jeder Kanton wählt deren eines aus feinen Bürgern für eine 
Amtsdauer von 6 Jahren. Die Mitglieder erhalten Feine Entſchädigung 
aus der Linthſchifffahrts⸗Caſſa, fondern Haben ihre Verrihtungen auf 
Koften ihres eigenen Kantons auszuüben. 

Art. 6. Der Linthſchifffahrts-Commiſſion wird ein Gefretariat 
beigegeben, das zugleich die Gaffagefhäfte zu beforgen und eine Bürg⸗ 
ſchaft von 4000 Franken zu leiſten hat. 

Der Sekretär wird von der Linthſchifffahrts-Commiſſion auf ſechs 
Jahre gewählt, und muß ſeinen Wohnſitz in Zürich haben. 

Gr bezieht eine. jährliche Entſchädigung von 400 Franken aus der 
Linthſchifffahrts-Caſſa. Aus der gleichen Gaffa werden ihm Bureau⸗ 
und Reifefpefen vergütet. 

Art. 7. Die Verrihtungen und Obliegenheiten der Linthichiff- 
fahrts⸗Commiſſion befichen in Folgenden: 

a) Die jährliche Rechnung über die Linthſchifffahrts-Caſſa abzu— 
nehmen; — 

b) die gleichzeitige Berichterftattung des Sekretärs über die Jah: 
resverwaltung der Linthichifffahets-Angelegenheiten zu verneh- 
mean; — 

c) die einzelnen Anträge zu berathen und zu erfedigen, welche von 
den Theil habenden Kantonen gemacht werden ; — 

d) allfällige Anträge zu Veränderung der Linthfchifffahrts-Ord- 
nung zu Handen der Kantone zu entwerfen; — 

e) über die Aufnahme der Schiffer zu entfcheiden, ihre Bürgſchaf— 
ten, fo wie diejenigen anderer Bedienfieter zu prüfen und ent: 
fprechenden Falls gut zu heißen, — 

f) über alle Bedienfteten Aufficht zu halten, und denfelben die 
erforderlichen Infteuftionen zu ertheilen; — 

g) alle zue Vollziehung der Linthfchiffiahrts- Ordnung erforderlichen 
Verfügungen von fi) aus und ohne Dazwiſchenkunft der Kan: 
tone zu treffen; — 

h) innert den Schranken der Linthfchifffahrts-Ordnung über die 
gemeinfamen Geldmittel zu verfügen. (Art. 26— 30.) 

i) die erforderlichen Verfügungen für das Reckerweſen zu treffen. 
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Art. 8. Bei Ausübung vorftehender Verrichtungen bilden in der 
Linthichifffahrts - Commiſſion drei Stimmen die verbindliche Mehrheit. 
Dagegen unterliegen Anträge zue Abänderung der Linthicifffahrts- 
Ordnung der Berichterftattung an die Stände, und nur mit allfeitiger 
Zuftimmung können diefelben, fo wie Interpretationen und Erläute— 
rungen der Linthſchifffahrts- Ordnung in Kraft treten. 

Art. 9. Die Beforgung der täglichen Gefchäfte, worunter die 
Ginberufung der Linthſchifffahrts- Commiſſion mit möglichft vollftändiger 
Bezeihnung der in DBerathung fommenden Gegenftände und Anträge, 
der Gefchäftsverfehr mit allen Bedienfteten und die Handhabung der 
beftehenden WVorfchriften gegenüber denfelben und den Schiffern verftan: 
den werden, ift dem ‚Zürcherifchen Mitglied der Commiſſion in Per: 
bindung mit dem Sekretariat übertragen. Die Rechnungsführung iſt 
einzige Obliegenheit des Sefretärs. 

Art. 10. Die Linthichifffahrts : Commiffton verfammelt ſich regel: 
mäßig jährlich im Monat September abwechfelnd in Zürih, Lachen, 
Glarus und Rapperfhmweil. 

Bei den Berfammlungen führt das Zürcherifhe Mitglied den Vor— 
fig, der Sefretär das Protofoll. 

Außerordentliche Einberufung Fann auch Statt finden, wenn zivei 
Kantone es verlangen, oder das präfidirende Mitglied der Commiſſion 
es unerläßlich findet. 

Art. 11. Der Kanton Zürich übernimmt die Anweiſung eines 
paffenden Lofals für Aufbewahrung des Archivs der Linthfchifffahrts: 
Commiſſion. 


Dritter Abſchnitt. 
Bürgſchaften. 


Art. 12. Jeder Frachtſchiffer hat laut Art. 3 eine Bürgſchaft 
von 1600 Franken zu leiſten. Seine Bürgſchaft haftet für Schaden 
oder Verluſt auf den ihm-zum Transport übergebenen Waaren auf den 
Fall, daß den Reflamanten nicht die Schuldlofigkeit des Schiffers be: 
wiefen werden Fann. 

Art. 13. Falls bei eintretenden Verluften und Schädigungen ein 
Reflamant nicht aus dem Betrage der Bürgſchaft des Frachtfchiffers 
ſchadlos gehalten werden fann, bleibt ihm weitere Erfaßforderung an 
den oder die Schuldigen vorbehalten. 

Art. 14. Der Sefretär der Linthfchifffahrts - Commiffion hat laut 
Art. 6 eine Perfonal: oder Real: Bürgfhaft von 4000 Franken zu 
leiften. 
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Art. 15. Der Einnehmer des Schiffzolles in Grynau ift nach 
Art. 23 zu einer gleichen Bürgſchaft von 1600 Franken verbunden. 

Die Suftmeifter leiften die gemäß Art. 32 zu beftimmenden Bürg- 
fchaften. 

Art. 16. Alle Cautionen werden im Archive der Linthſchifffahrts— 
Gommiffion aufbewahrt, diejenige des Sefretärs ausnahmsmweife bei dem 
präfidirenden Mitgliede derfelben. 

Art. 17. Don zwei zu zwei Jahren wird die Linthfchifffahrte: 
Gommiffion die Bürgfchaften einer neuen Prüfung unterwerfen, für 
ungenügende beffere verlangen. Die Unmöglichkeit der Zeiftung genü— 
gender Bürgfchaft hat für jeden Pflichtigen die Rüdziehung des ihm 
ertheilten Patentes oder Bedienftung zur Folge. 

Art. 18. Auf Antrag eines einzelnen Mitgliedes der Commiſſion 
kann auch im der Zwifchenzeit eine oder mehrere der geleifteten Bürg- 
ſchaften einer neuen Prüfung und Erwägung unterftellt werden. 


Bierter Abſchnitt. 


Die Lintbfchifffahrtscaffa, ihre Ginfünfte und 
Beſtimmung. 


Art. 19. Alle Schiffe, welche durch die Linth gehen, ſind dem 
Schiffzohl (dem bisher ſogeheißenen Linthdicken) unterworfen. 
Die Schiffe, welche abwärts fahren, bezahlen: 
Fr. Rp. 
a) Schiffe, welche mit Kaufmannsivaaren oder 
mit Salz, Korn und Wein beladen find x 4 — 
b) Mit Holz, Kohlen, Rinde oder Eiſenmaſſeln 
beladene Schiffe, welche oberhalb der ‚Ziegel: 
brüde geladen werden . 2 — 
Diefeldben, wenn fie sroifchen de Ziegels 
brüde und dem Gießen geladen werden . ; 160 
Diefeldben, wenn fie zwifchen dem Gießen 
und Grynau geladen werden s — 8 
Die Holzflöße bezahlen die Hälfte der obigen 
Gebühren, in der Meinung, daß die Flöfe 
von Bauholz nicht mehr als drei, diejenigen 
von Sägholz nicht mehr als vier Gleiche Haben 
follen. 
ec) Steinſchiffe b 1 50 
d) Heu-, Stroh: und Düngerfchiffe, die ober— 
halb Grynau geladen werden — 80 


Fr. Rpp. 

e) Alle Schiffe, die mer re en 
werden . — 50 
f) Holländer oder Tafelſchiffe 4 — 
g) Weidlinge aller Art . . 1 — 


Die Echiffe, mweldye aufwärts ſahren, bezahlen: 

a) geladene Schiffe . ; j j 5 A 1 — 

b) leere Schiffe b — 50 

Art. 20. Die Maaren, deren Transport ausſchließlich den paten⸗ 
tirten Frachtſchiffern zuſteht, bezahlen die ſogenannte Ueberlohns— 
gebühr. 

Sie beträgt: 

a) für Seide, Indigo u. Cochenille 8 fr. Z. V. v. Schw. Gtr. 

b) für Baummolle, Wolle, Garne 

und Gewebe . } ; ze Be 
c) für alle übrigen Waaren . a RETTE — 

Waaren, welche von Zürich und andern LZandungsplägen am 
Zürichfee an die Ziegelbrüde oder am die Beiäfche und umgekehrt ver- 
führt werden, zahlen bis zur, Aufhebung der Waſſerzölle zu Weſen 
nad) obigen Klaffen refpective nur 7, 5 und 3 fr. 

Alles unter Vorbehalt fünftiger im Art. 24 vworgefehener Ermäßi- 
gung. So lange in dem einen oder andern Kanton das Zurzacher Ge— 
wicht noch befteht, follen audy die Gebühren vom Zurzacher Gentner 
ohne Reduktion bezogen werden. 

Art. 21. Dee Schiffzoll wird von dem hiefür aufgeftellten 
Zoller in Grynau, der Ueberlohn von den Euftmeiftern bezogen. 

Art. 22. Der Zoller in Grynau hat der Linthfchifffahrts - Com- 
miffion vierteljährlich ein fpezifizietes Verzeichniß aller, Tag für Tag, 
durch die Linth auf- und abwärts gegangener Schiffe einzufenden. Gr 
hat die Pflicht, nachzuſehen, ob die Schiffe, welche mit folden dem 
Ueberlohn unterworfenen Waaren beladen find, mit Ladkarten verfehen 
feien, und bezieht von den ganzen oder theilweifen Ladungen, welche 
ohne Ladkarte durch die Linth gefahren find, dem fünffachen Betrag des 
Ueberlohns ald Buße zu Handen der Linthfchifffahrtscafa, und gibt 
davon zugleich der Linthfchifffahrts - Commiffion Kenntnif, welche nad 
Umftänden das weiter angemeffen Erachtende verfügt. 

Die Bezahlung folcher Bußen fol unverweigerlih und vor Weiter: 
ziehen der Schiffe gefchehen; jedoch kann der betreffende Schiffer fich 
refursweife mit Befchwerde an die Linthfchifffahrts - Commiffion wenden. 

Art. 23. Der Zoller in Gronau feiftet eine Bürgfchaft von 1600 
Franken, und bezieht für feine Verrichtungen einen Gehalt von 600 
Franken aus der Linthfchifffahrtscaffe. 
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Eine beſondere von der LinthſchifffahrtsCommiſſton ausgehende 
Infteuftion wird den Umfang feiner daherigen Verpflichtungen näher 
bezeichnen. 

Art. 24. Der Ueberlohn ſowohl ald der Schiffzoll fließen in die 
Zinthfhifffahrtscaffa. Aus dem Meberlohn find aber den betref- 
feriden Eigenthümern 

die Weſener Zölle zu . ; } 411/, kr. 3.2. pr. Ctr. 

der Grynauer Zoll zu . . - nn» 

und der Seezoll zu Rapperfchtweil zu Yan 
zu entrichten. 

Wenn der eine oder andere diefer Zölle wegfällt, fo wird derfelbe 
auch aus der Ueberlohnsgebühr wegfallen (ſiehe Art. 20). 

Art. 25. Die Linthfchifffahrtscaffa, als gemeinfames Gigenthum 
der IV Schifffahrts: Kantone, ift ausſchließlich den Intereffen der Linth— 
ſchifffahrt und der Erhaltung der Linthfanäle gewidmet. 

Art. 26. Insbefondere werden die Einfünfte der Linthfchifffahrts- 
caffa verwendet: 

a) Zur Tilgung der Paffiven, welche gegenwärtig auf derfelben 
haften, laut befondern dieffalls gefaßten Beſchlüſſen; 
b) zur Beftreitung der ordentlichen Werwaltungsausgaben der 
vierörtigen Schifffahrt, worunter gehören: 
Die Entfhädigung des Sekretärs, feine Bureaur = und Reife: 
fpefen ; 
der Gehalt des Zollers in Grynau; und — die den Suft- 
meiftern zugefidherten Gebühren ; 
c) zur Unterhaltung der Reckwege nah Inhalt der Tagfakungs: 
befchlüffe ; 
d) zu Beiträgen für die Vollendungsarbeiten an den Linthwerken. 

Art. 27. Es wird ein Refervefond errichtet, und demfelben vor- 
läufig der Activfaldo der Jahresrechnung, welche dem Abfchluß der Linth⸗ 
ſchifffahrts⸗ Ordnung unmittelbar vorangeht, einverleibt. An den Re: 
fervefond fällt dann im Werfolg der jährliche Ueberfhuß der Linthſchiff⸗ 
fahrtscaſſa. 

Art. 28. Die Gelder des Reſervefonds ſollen zinstragend angelegt 
werden. Er hat zu Beſtreitung der Koſten für diejenigen Arbeiten an 
den Linthwerken zu dienen, welche in Folge außerordentlicher Ereigniſſe 
nothwendig werden fönnen, und deren Ausführung nicht laut Tag: 
fagungsbefhlüffen den Genoffamen obliegt. 

Art. 29. Wenn der Refervefond den Betrag von 50,000 Franken 
erreicht hat, fo wird die Verwendung der daherigen Zinfe und Ueber- 
ſchüſſe durch Hefonderes Einverſtändniß der Linthfchifffahrts - Kantone 
beſtimmt. 
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Art. 30. Die Linthfchifffahrts: Commiffion hat auf den Fall, daf 
von der Linthpolizei⸗ Commiffion Beiträge aus der Linthſchifffahrts caſſa 
verlangt werden, vor Beginn des Rechnungsjahres das Budget der 
bevorſtehenden Bauten zu verlangen und an die V Schifffahrts-Kantone 
einen Antrag zu bringen, wonach es dann denfelben zufteht, nad Be: 
dürfniß und DBeftand der Linthfchifffahrtscaffa die geeigneten Beiträge 
(Art. 26 ce. d. und Art. 28) zu bewilligen, unter der Bedingung, daf 
der Linthfchifffahrts » Commiffion zu Handen der Kantone die Rechnung 
über die Verwendung von der Linthpoligei=Commiffion vorgelegt werde. 

Art. 31. Die Jahresrechnung der Linthfchifffahrtscaffe fol ftets 
den Zeitraum von 4. Juli bis zum 30. Juni umfaffen. 


Fünfter Abfhnitt. 
Ordnung der Suften. 


Art. 32. Die Kantone Haben dafür zu forgen, daß an den geeig- 
neten Plätzen ihres Gebietes die erforderlichen. Suftgebäude vorhanden 
feien, daß die nöthigen Wagen und Gewichte angefhafft und unterhalten 
und geeignete Suftmeifter beftefft werden. Die Regierungen werden Ich: 
tere für treue Pflichterfüllung in Gelübde nehmen. Darüberhin haben 
die Suftmeifter eine dem Umfange des Verkehrs und den ihrer Verwah— 
zung onvertrauten Gütern und Geldern entfprechende Bürgſchaft zu leis 
fien, welche die Linthfciffiahrts = Commiffien zu beflimmen hat. 

Art. 33. Die Suftmeifter haben einander gegenfeitig Ladkarten 
für die eingeladenen Waaren auszufiellen, und für die auszuladenden 
Waaren abzunehmen. Zu diefem Ende haben fie alle Waaren, die fie 
laut Ladkarte verfenden oder laut Ladkarte empfangen, zu wägen, und 
dem Empfänger oder Verfender einen unterſchriebenen Wagſchein zuzu— 
ſtellen. Die Ladfarten enthalten den Namen des Guftmeifters, an 
welchen die Verſendung gerichtet ift; den Namen des Schiffmanns, 
durch welchen die Verfendung gefchicht; das Datum der PVerfendung ; 
Zeihen, Nummer und Gewicht der Colli; die Benennung der darin 
enthaltenen Waaren und die Unterfchrift des Suſtmeiſters, welcher die 
Ladkarte ausftellt. 

In Hinfiht der abzunehmenden Ladkarten haben die Suftmeifter 
die Ausladung der darin verzeichneten Waaren zu beforgen und die Ride 
tigkeit der Gewichte diefer Ladkarten zu verifiziren. 

Wenn die Ladung eines zur Fahrt beftimmten Schiffes Waaren 
für verfchiedene Suften enthält, fo wird eine befondere Ladkarte für 
jede diefer Suften zu Handen des betreffenden Suftmeilters ausgeficlt. 
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Die Ladkarten follen numerotirt fein, und zwar fol für jede Suft 
eine befondere Nummernreihe eröffnet werden. 

In keinem Fall dürfen Waaren ohne gleichzeitige Abgabe der Lad- 
farten weder abgegeben noch angenommen, auch nicht verladen werden. 

Art. 34. Die Suftmeifter Haben darauf zu wachen, daß diejenige 
Waare, welche nicht ſogleich durch Schiff= oder Fuhrgelegenheit weiter 
verfandt werden Fann, in den Suften gehörig verforgt und aufbewahrt 
werde; jedenfalls aber auch zu forgen, daß Feine Waare allzulang 
liegen bleibe. 

Art. 35. Die Suftmeifter beziehen auf allen Kaufmannstwaaren, 
die fie laut Ladfarte mit Beſtimmung Linth abwärts oder Linth auf: 
mwärts einladen, von dem Schiffer, welcher dieſe Waare ladet, den 
im Art. 20 vorgefchriebenen Ueberlohn zu Handen der Linthfchifffahrts- 
caffa, und befcheinigen den Empfang des Ueberlohns auf der Ladkarte. 
Sie find dafür verantwortlih, daß der Schiffer nicht abfahre, che er 
diefen Ueberlohn entrichtet und die darauf bezügliche Ladfarte in Handen 
hat, und haben darauf zu achten, daß der Schiffer die Ladfarte jedes 
Mal wieder an den Suftmeifter, auf welchen folche geftellt ift, gleiche 
zeitig mit der Waare abgebe. 

Art. 36. Die Suftmeifter übergeben der Linthfchifffahrts = Com: 
miffion vierteljährlich den Betrag des eingezogenen Ueberlohns, fo wie 
das Verzeichniß der laut Ladfarte verfandten und laut Ladfarte empfan= 
genen Waaren. — Als Belege für die eingeladenen Waaren haben die 
Suftmeifter das Verzeichniß der ausgeftellten Ladkarten, und als Belege 
für die ausgeladenen Waaren die erhaltenen Ladfarten vorzulegen. 

Ebenfalls follen alle Vierteljahre mit der neu zu eröffnenden Rech: 
nung die Nummernreihen der für jede einzelne Suft auszuftellenden Lad- 
farten wieder von vorne angefangen werden, um die Heberficht der ein⸗ 
zelnen Termine zu erleichtern. 

Art. 37. Die Scripturen, die der Suftmeifter als foldyer nach 
diefen Worfchriften zu führen hat, find folgende: 

a) Gin Handbuch, in welchem anzugeben find: 

Der Tag des Gingangs der Waare in die Suft; — 

die Gattung derfelben, Zeichen, Nummer und Gewicht 
jedes eingebrachten und abgewogenen Collo's, fo wie 
feine Herkunft und die Suft, in welche es beftimmt ift. 

b) Die daraus gezogene Driginal = Ladfarte, welche dem Schiff: 
mann übergeben wird. 

c) Das fummarifche Verzeichniß der nad) jeder Suft ausgeftellten 
numerotirten Zadfarten, in den fortlaufenden Nummern, 
mit Anzeige der ganzen Anzahl der Colli und des ganzen 
Betrages des Gewichtes. 
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d) Die Nota des von jeder Ladkarte von Tag zu Tag eingezoge⸗ 
nen Ueberlohns, oder das Caſſabuch betreffend den Ueberlohn. 

Art. 38. Die unmittelbare Aufficht über ale die Linth aufs oder 
abwärts gehenden Güter bleibt wie bisher den Suflmeiftern in Zürich, 
Stäfa, Rapperfhweil, Grynau, Ziegelbrüde, Beiäfche, 
Wefen und Wallenftadt übertragen, und diefelben verfehen ſolche 
mit den gehörigen Ladkarten. Der Stand Zürich ift zudem berechtigt, 
eine noch fehlende Suſt an feinem linken Seeufer zu errichten. 

Andersivo als an den jeweiligen anerfannten Suſten darf Feine 
Waare Linth aufwärts und Linth abwärts verladen werden. 

Kerner find die Suftmeifter verpflichtet, die Waaren nur an die 
“ jenigen Sciffleute zu verladen, welche für die Linthfchifffahrt patentiet 
find (1. Art. 3.) i 

Art. 39. Das Ausladen kann zwar bei der verfchiedenen Lage 
der in einem Bezirke gelegenen Ortfchaften und zu Grfparung von Zeit, 
Koften und Mühe an dem Beftimmungsorte felbft gefchehen, und es 
wird nicht gefordert, daß alle Waaren vor der Suft felbft ausgeladen 
werden, fondern «8 ift hinreichend, daß die Ladfarte auf die betreffende 
Suft geftellt, und in die Hand des Suſtmeiſters abgegeben werde, um 
ihm über die Statt gehabte Abladung in Kenntniß zu feßen. Jedoch 
gefchehen ſolche theilweife Abladungen auf Gefahr der Eigenthümer der 
Güter. 

Art. 40. Die Suſtmeiſter erhalten vierteljährlich von der Linth⸗ 
ſchifffahrts⸗ Sommiffion nach der richtigen Bezahlung des Leberlohnes 
und nad Richtigbefinden ihrer eingereichten Belege für ihre ſämmtliche 
Mühewalt auf allen laut Ladkarte verfandten. oder empfangenen Waaren 
Yolr. 3. V. per Gentner. 

Art. ki. Es ift Sache dei Sekretärs der Linthfchifffahrts - Com: 
miffton, die Suftmeifter auf Rechnung der Bureau: Koften mit dem 
erforderlichen Formularen zu verfehen. 


* 


Sechster Abſchnitt. 
Recker-Ordnung. 


Art. 42. Die LintHfchifffahrts: Commiffion ſorgt für Aufſtellung 
der Meder; die diehfälligen Accorde find ihrer Genehmigung unterwor- 
fen, und werden nach Umftänden und von Zeit zu ‚Zeit erneuert. 

Art. 43. Die fämmtlihen durch die Linth aufwärts gehenden 
Schiffe find am die rückſichtlich der Meder aufgeftellten polizeilichen 
Vorfhriften gebunden, und haben die durch den Mederaccord feſtge— 
festen Taren zu bezahlen. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Rechtopflege. 


Het. 44. Reklamationen jeder Art um Schadenerſatz Hat der Kla: 
gende vor dem Michter des Wohnortes des Beklagten anhängig zu machen. 
— Vergehen und Verbrechen dagegen werden von dem Richter desjenigen 
Kantons beſtraft, auf deffen Gebiet diefelben begangen worden. 

Art. 15. Defraudation des Ueberlohns im Rüdfall wird von der 
Linthſchifffahrts » Commiffion durch Entziehung des ertheilten Schiffer: 
patentes befiraft. 

Art. 46. Schiffer, welche, ohne ein Patent zu befiken, Waa— 
ren, welche nicht der im Art. 2 beflimmten Paßfreigeit genießen, durch 
die Linth führen, follen von den betreffenden Gerichten nach Umſtänden 
mit einer Buße von 100— 400 Franken zu Handen der Linthſchifffahrts⸗ 
caffa belegt werden. 


Achter Abſchnitt. 
Dauer dieſer Linthſchifffahrts-Ordnung. 


Art. 47. Gegenwärtige Linthſchifffahrts-Ordnung iſt auf die 
Dauer von ſechs Jahren geſtellt. Den IV betheiligten Kantonen iſt 
jedoch das Recht vorbehalten, auch während diefer Frift unter allfeitiger 
Zuftimmung gutfindende Veränderungen vorzunehmen. 

Art. 48. Durch die gegenwärtige Linthſchifffahrts⸗ Ordnung ift 
diejenige vom Jahr 1813 mit allen feither befchloffenen Abänderungen 
und ZJufägen aufgehoben. " 

Alfo entworfen in der Eonferenz vom 4. und 2. Juni 1836. 

Im Namen der Conferenz : 
Der Sefretär, 
E. Hirzel. 


Die vorfichende new revidirte Linthfchifffahrts = Ordnung. wurde vom 
den IV Schifffahrts- Kantonen ratificirt, wie folgt: 

1. Bon der hohen Regierung des Kantons Zürich mit Weiſung 
vom 21. März; 1837. 

2. Bon der Hohen Regierung ded Kantons Schwyz mit Schrei: 
ben vom 23. Juni 1836. 

3. Von der Hohen Regierung des‘ Kantons Glarus mit Schrei—⸗ 
ben vom 44. Mär; 1837. 

4, Bon der hohen Regierung des Kantons St. Gallem mit 
Schreiben vom 20. Juni 1836. 
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An Folge diefer Ratificationen beſchloß die Linthfchifffahrts - Gom- 
miffion, unter heutigem Tage, durch Circularſchreiben an die Linth⸗ 
fuftmeifter und durch öffentlicdye Bekanntmachungen wegen den zu paten: 
tirenden Linthſchiffern, die Ginleitungen zue Ginführung diefer neu 
revidirten Linthfhifffahrts: Ordnung zu treffen. 

Zürich, den 21. März 1837. 

Dor der Linthſchifffahrts- Commiſſion: 
Das Sekretariat. | 


C. 
Konfordat 


über die Garantie der Verfafiungen, vom 17, März 1632; 
und des darauf bezüglichen Protofolls vom %4, gleichen 
Monats. 


I. Entwurf des Konfordates. 

Die Unterzeichneten, aus Anlaß der aufßerordentlihen Tagſatzung 
in Zuzern anmefenden Standesgefandtfchaften haben in mündlicher De: 
fprehung die Wünfhbarkeit näherer Beftimmungen über Umfang und 
Folgen der Garantie der Werfaffungen, zu erörtern ſich beivogen ge: 
funden, und in der Ueberzeugung,, daß ein brüderliches Einverftändnif 
über diefen wichtigen Gegenftand zweckgemäß, ſowohl für Behauptung 
und Förderung innerer Wohlfahrt ihrer refpeftiven Stände, als im 
Intereffe des gemeinfamen Waterlandes getroffen werden könnte, ſich 
zum nachfolgenden Entwurf eines Konfordats vereinigt, den fie bei 
alfeitigem Abgang von Aufträgen oder Vollmachten, in treuer Erge— 
benheit ihren Kommittenten einfach zur Berathung und Genehmigung 
vorlegen und empfehlen. 


Entwurf eines Konfordats über die Garantie der 
Berfaffungen. 

In Ermangelung näherer Beftimmungen des Bundesvertrages über 
Umfang und Folgen einer Gemährleiftung der Verfaffungen und in der 
durch den $. 6 des Bundesvertrages begründeten Berechtigung, haben 
die eidgenöffifhen Stände Luzern, Zürih, Bern, Solothurn, St. Gal: 
Ion, Yargau und Thurgau folgendes Konkordat unter fich gefchloffen : 

Art. 1. Indem die vorgenannten, dem gegenwärtigen Konkordat 
beitretenden Stände ihre auf dem Grundfage der Wolfsfouveränetät be— 
zuhenden, in das eidgenöffifhe Archiv niedergelegten, Verfaſſungen 
gegenfeitig gewährleiften, verbeißen fie Hierdurch fomwohl die dem Wolfe 
jedes Kantons nad) feiner Verfaffung zuftehenden Rechte und Freiheiten 
als die verfaffungsgemäß aufgeftellten Behörden jedes Kantons und 
ihre verfaffungsmäßigen Befugniffe aufrecht zu erhalten. Sie gewährleis 


— 537 — 


ſten fich ferner, daß Aenderungen diefer Werfaffungen einzig in der 
durch jede Verfaffung felbft feftgefegten NBeife vorgenommen werden fönnen. 

Art. 2. Wenn in einem der beitretenden Kantone wegen Berfaf: 
fungsverlegung, Zerwürfniffe entſtehen, welche die allgemeine Ruhe 
deffeiben gefährden, fo üben, nach fruchtlos verfuchter Vermittelung, 
die übrigen im Konfordat begriffenen Kantone insgefammt das Scieds- 
richteramt aus. 

Die Schiedsrichter Haben fireng nady dem Sinn der beftehenden Ver: 
faffung zu urtheilen und können in derfelben Feinerlei Veränderungen 
vornehmen. 

Art. 3. Zu Bildung des Schiedsgerichts fendet jeder der beitre- 
tenden Stände (mit Ausſchluß des felbft betheiligten Kantons) einen von 
feiner oberften Kantonsbehörde gewählten Schiedsrichter. Diefe Schieds- 
richter find an feine Inſtruktion gebunden. 

Art. 4. Der betheiligte Stand iſt pflichtig, ſich dem Spruch zu 
unterziehen, den die Fonfordirenden Kantone nöthigenfalls vollfireden. 

Art. 5. Durch die verheifene Garantie anerkennen die beitretenden 
Stände ihr Recht und ihre Pfliht, einander Schu und Schirm zu lei: 
fien, und unter Anzeige an den Vorort, einander felbft mit bewaffneter 
Macht einzelm oder in Gemeinfchaft zu Hülfe zu ziehen, um Ruhe, 
Drdnung und Verfaffung, wo diefe gefährdet fein follten, aufrecht zu 
erhalten. 

Art. 6. Gegenmwärtiges Konfordat wird mit ausdrüdlichem Vor: 
behalt aller aus dem beftehenden Bundesvertrag hervorgehenden Rechte 
und Pflichten der beitretenden Kantone, ſowohl gegen die gefammte 
Gidgenoffenfhaft, als gegen die einzelnen übrigen Stände, abgefchloffen. 

Sobald der Bundesvertrag der Eidgenoffen revidirt und in denfelben 
die angemeffenen Beftimmungen über Umfang und Wirkung der Garantie 
der Werfaffungen aufgenommen werden, tritt diefes Konkordat, als 
erlofhen außer Kraft und Wirkſamkeit. 

Zuzern, den 17. März 1832. 

Zuzern: 
Eduard Pfyffer, Abgeordneter ded Standes Luzern. 
Kafimir Pfyffer, ©efandter von Luzern. 
Jakob Kopp, Geſandter von Luzern. 

3ürid: 
M. Hirzel, Regierungsrat, Gefandter von Züri. 
3. I. Heß, zweiter Gefandter von Zürich. 

Bern: 
Tſcharner, Schultheif u. Abgeordneter des Standes Bern. 
Karl Schnell, Gefandter des Standes Bern. 
C. Neuhaus, Regierungsr.,, Gefandter des Standes Bern. 


Solothurn: 

Reinert, Geſandter von Solothurn. 

Joh. Trog, Gefandter des Standes Solothurn. 
St. ®allen: 

Jakob Baumgartuer, Landammann, Abgeordneter 
des Standes St. Gallen. 

Fels, Dr., Präfident des großen Raths, Abgeordneter 
des Kantons St. Gallen. 

Yargan: 

Dr. K. R. Tanner, erfter Gefandter des Kantons Aargau. 

Dr. Bruggiffer, ©erichtspräfident, und Gefandter des 
Standes Aargau. 

Thurgan: 

W. Merf, M. Dr., und Mitglied des Kleinen und 
Großen Raths, Gefandter bei der außerordentlichen 
Zagfakung. 

M. Ammann, Oberrichter, zweiter Gefandter des Kan 
tons Thurgau. 





II. Protokoll über eine von den Gefandtfchaften, welche 
fi zu dem Konkordats-Entwurf vom-17. März d. 5. 
vereinigt haben, nachträglich gepflogene Verabredung. 


Die Gefandtfchaften der hohen Stände Luzern, Zürich, Bern, 
Solothurn, St. Gallen, Aargau und Thurgau, haben fi, hinficht- 
lich der Behandlungsweife des Konkordats:Entwurfes vom 17. März 
d. 3. dahin verftändigt: 

4) Der von den Eonferirenden Gefandtfchaften unterzeichnete Original: 
entwurf wird in das Archiv des hohen Standes Luzern niedergelegt. 

2) Zede Gefandtfchaft der fieben Stände erhält zu Handen ihrer 
Kantonalbehörde eine, von der Gefandtfhaft von Luzern begläubigte, 
Abſchrift des Driginal-Entwurfs. 

3) Die Befchlüffe der Großen Räthe der theilmnehmenden Kantone 
über den Konkordats:Entwurf, follen der Regierung des Standes 
Zuzern, in möglichfter Beförderung , eröffnet werden. 

4) Im Falle der Ratififation der betreffenden Kantone übernimmt 
der Stand Luzern die Ausfertigung des Konfordats und die Einhändi— 
gung deffelben an die Kantonal-Regierungen. 

5) Jedem Stande der Eidgenoffenfchaft ift der Beitritt zu diefem 
Kontordat vorbehalten. 
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6) Die gegenwärtige Verabredung wird dem Konfordats:Entwurf 
beigelegt, in das Archiv des Standes Luzern abgegeben, und jeder 
Gefandtfchaft eine beglaubigte Abſchrift zugeftelt. 

Luzern, den 21. März 1832. 

Für die Gefandtfhaft von Luzern: 
Unterz. Eduard Pfyffer, erſter Geſandter. 
»  Kafimir Pfyffer, Oefandter. 
» Iafob Kopp, Geſandter. 
Für die Gefandtfhaft von Bern: 
Unterz. Tſcharner, erfter Geſandter. 
Pr Schnell, zweiter Gefandter. 
» ©. Neuhaus, dritter depute. 
Für die Gefandtfchaft von Zürid: 
Unterz. Heß, zweiter Oefandter. 
Für die Gefandtfchaft von Solothurn: 
Unterz. Reinert, erſter Gefandter. 
„Joh. Trog, zweiter Gefandter. 
Für die Gefandtfchaft von St. Gallen: 
Unterz. Jakob Baumgartner, Landammann, Abge: 
ordneter des Kantons St. Gallen. 
» Fels, Dr., Präfident des Großen Raths von 
St. Gallen, zweiter Abgeoröneter. 
Für die Gefandtfchaft von Aargau: 
Unterz. K. R. Tanner, erfier Gefandter. 
» Dr. Bruggiffer, Gerichtspräfident, Oefandter 
des Standes Aargau. 
Für die Gefandtfchaft von Thurgau: 
Unterz. Ammann, zweiter Gefandter*). 


Daß diefe Abfchriften den Originalien gleichlautend feien, bezeugt 
Luzern, den 1. Brachmonat 1832. 
Der Staatsfhreiber: 
A. Hunkeler. 


*) Vorzüglich um des angeführten Protofols willen wurde bier der 
Entwnef des Konkordats aufgenommen. Diefer Entwurf wurde völlig 
unverändert von den fieben Ständen ratifizie€ und dadurch zu dem 
befannten Siebnerfonfordat erhoben. Luzern ratifizirte am 31. März 
1832; Zürich am 11. April, Bern am 7. April, Solothurn am 16. 
Juni; St. Ballen am 3. Mai; Nargan am 5. Mai; Thurgan am 

9, April. 
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Durd den Bundesvertrag von 1815 wurde den Ständen wieder 
die Erlaubniß ertheilt, mit auswärtigen Staaten über militärifche 
Dienfte ihrer Angehörigen Kapitulationen abzufchliegen. Siehe Art. 8 
des Bundesvertrags, zugleich aber auch die organifche Vorfchrift vom 
22. Zuli 1819 (Neo. LIX diefer Samml.). Der Hauptfig diefer Ka: 
pitulationen blieben indeffen die ehemaligen Patrizierfantone und die 
alten Demofratien nebft Wallis und Graubündten. In den, in den 
Jahren 1830 und 4831 regenerirten Kantonalverfaffungen wurde das 
Abſchließen ſolcher Militärverträge für die Zufunft unterfagt; allein 
mehrere, welche vor diefer Epoche waren errichtet worden, befichen 
noch fort. 

Nah Aufhören der Spanifhen, Holländifhen und Franzöſiſchen 
Kapitulationen find jegt noch folgende in Kraft: 

1) Die am 26. Jan. 1825 zwifchen dem Pabſt Leo XII und dem 
Stand Luzern „erneuerte Kapitulation für die päbftl. Schweizergardt 
in Rom.” (Sie ift unten abgedrudt). 

2) Die Kapitulationen für vier Regimenter in Neapolitanifchen 
Dienften, deren Zweck war, dem durch die Revolution von 1820 er: 
fhütterten Neapolitanifchen „Ihren, bei dem bevorfichenden Abzug der 
k. k. öfterreich. Truppen, eine dauernde Stüte zu geben. Deßhalb 
wurde das Verlangen des Königs von Neapel aud) von den Europäifchen 
Großmächten bei der Cidgenoffenfchaft empfohlen. 

Der Anfang mit der Grrichtung diefer Kapitulationen wurde im 
Jahr 1825 mit dem erfien Regiment gemacht ; beendigt wurde der Ab: 
ſchluß für das vierte Regiment im Jahr 1828. Alle diefe Kapitulationen 
find auf dreißig Jahre abgefchloffen. j 

Jedes Regiment befteht aus zwei Bataillons. Zum erfien Regi: 
ment liefert Luzern das erſte Bataillon; Unterwalden die eine Hälfte 
und Uri und Appenzell J. Rh. die andere Hälfte des zweiten Bataillons. 

zum zweiten Regiment ftellt Freiburg ein Bataillon und Solothurn 
das andere. 


*) Die Haupfgefchichtöwerfe über die Militärfapitulationen find: Histoire 
militaire des Suisses etc, par le Baron de Zurlauben. Paris 1753. 
8 vol. Histoire milıtaire des Suisses dans les differens services de l’Europe; 
par M. Ma# de Romainmotier. Lausanne 1783. 8 tomes. 
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Vom dritten Regiment gehört die eine Hälfte Wallis an, die andere 
den Kantonen Schwyz und Graubünden. 

Das vierte Regiment hat der Kanton Bern allein ſtipulirt. 

Allen dieſen Kapitulationen liegt in Bezug auf die ganze Organiſa⸗ 
tion der ſämmtlichen Regimenter eine übereinftimmende gemeinfame Norm 
zum Grunde, ‚wie fchon die Abfaffung der einzelnen zeigt. Diefe ge: 
meinfame Grundlage hat, in Hinficht auf die einzelnen kapitulirenden 
Stände, nur unweſentliche Abänderungen oder Zufäge erlitten. Am 
genaueften und beftimmteften ift fie in der Solothurn: Freiburgifchen 
Kapitulation enthalten. Dieſe ift daher unten flatt aller übrigen abge: 
druct. Denn der Abdrud diefer ſämmtlichen Militärverträge wäre theils 
-aus dem angezeigten Grunde zwedlos, theils mit der nothivendigen 
Rüdfiht auf Erfparung des Raums unverträglich: gewefen. 

3) Eine eigne Bewandtniß hat es mit den zwei „, Fremdenregimen- 
teen”, die im Jahre 1832, zur Unterdrüdung des Aufftandes in den 
-Römifhen Provinzen, dur den päpftl. Nuntius in Wien, Ugo 
Pietro, Erzbiſchof von Theben, nad dem Plane des Grafen Franz, 
‚Sim. v. Salis: Zizers aus Graubünden, für die Dienfte des Pab— 
fies errichtet wurden. Die Kapitulationen, auf welchen die Errichtung 
derfelben beruft, find zum Theil Privatverfommniffe, zum Theil aber 
‚öffentliche Werträge einzelner Stände. Für die Bildung des erften 
Regiments wurde ein Privatvertrag zwifchen dem gedachten Nuntius 
und dem Örafen v. Salis:,Zizers (Oberfien des erften Regiments) abge: 
fchlöffen. Außer den in der Schweiz felbft bemilligten (fogleich näher 
anzuführenden) freien Werbungen, wurden in diefem Vertrage, außer: 
halb der Schweiz, Feldkirch und Lecco als Merbdepots und Ferrara 
als Hauptwerbdepot beftimmt. Für das erfie Regiment hat am 
23. Mai 1832 der dreifache Landrath von Schwyz und Wollerau (die 
andern äußern. Bezirfe waren damals als befonderer politifcher Körper 
von Inner-Schwyz und Wollerau getrennt) durch einen Beſchluß und 
nachfolgende Uebereinfunft mit dem Grafen v. Salis-Zizers drei Kom: 
pagnien bewilligt. Diefer Beſchluß ift unten in der Anmerfung abge— 
druckt *). DBetreffend das zweite Regiment (unter Obrift Kalber: 
matten aus Wallis), hat der Stand Wallis für mehrere Kompagnien 
Fapitulirt. 


») Bor hochw. dbreifahem Landrath den 23, Mai 1832, 
j j mit Wollerau. 

Nach gewohnten heil. Gebete eröffnet Tit. Herr Amtsmann, um was es 
fidy heute handle, nämlich wegen Werbung für den heil. Vater, für welchen 
Dienft die Kapitnlatiön auf dem Kanzleitifch gelegen. Es wird nun in Um» 
frage geſetzt, ob man die feit letztem Samftag zu Jedermanns Einficht vor- 
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Für die Rekrutirung des erſten Regiments haben in der Schweiz 
die Kantone Schwyz und Graubünden die freie Werbung geſtat⸗ 
tet; für die des zweiten Regiments, Wallis und Nidwalden. Zu 
gleichem Zweck beftehen aber auch noch zwei Werbdepots in Feldkirch 
und Como. 

Laut dem Inhalt des Vertrags ſelbſt kann die Mannſchaft aus allen 
Nationen zufammen gebracht werden, wenn fie nur katholiſch ift und 
geriffe Bedingungen vorhanden find. 

Es fehlt diefen Regimentern gänzlich der Charafter von regelmäßi: 
gen, öffentlich anerfannten ſchweizeriſchen, Fapitulirten Regimentern, 
weßhalb fie aud den Namen „Fremden: egimenter” führen. Denn 
ſelbſt die wenigen Stände-Rapitulationen, die in Bezug auf diefelben 
abgefchloffen wurden, find nie, wie der Tagſatzungsbeſchluß vom 
22. Juli 1819 und die fpätern Grläuterungsbefchlüffe ausdrüdlich ver: 
langen (Pro. LIX u. f. diefer Samml.), der Tagfagung zur Genehmi⸗ 
gung vorgelegt worden. Wie fi num das Verfahren einzelner Stände 
in Bezug auf diefe Regimenter mit den gedachten Befchlüffen, wie ſich 
ferner die freien Werbungen in mehrern Kantonen mit den auf den Tag 


- faßungen von 1827 u. 1828 Öurdgefochtenen Grundſätzen, nad wel- 


hen Privatfapitulationen und Privatwerbungen unterfagt find (vergl. 
Pro. LXX diefer Samml.), vertragen, foll hier nicht weiter unterfucht 
werden; ed genügte, daran zu erinnern. 

Aus den angedeuteten Gründen ift ed hinreichend, Hier nur einige 
wefentliche Punkte aus der Kapitulation, worauf diefe „, Fremden-Regi- 
menter” beruhen, Hervorzuheben. 


gelegene Kapitulation verlefen wolle oder micht; worüber erſteres beſtimmt 
und alio die Kapitulation durchaus verlefen wird. 

Nach hierüber gewalteter Umfrage wird fodann erkennt: Es folle von 
Sier aus, in Folge Ermächtigung von der h. Kantons · Landes · Gemeinde für 
drei Kompagnien für den päpſtlichen Dienſt die freie Werbung bewilliget 
fein, jedoch für dieſe Vergünftigung von jedem Offizier, der Hauptmanns— 
fold und Hauptmannsrang hat, die altgewohnten Schügengaben mit Einbe» 
griff des Bezirks Wollerau ſammt Kaftengeld, Siegelgebühren und Kanz— 
leitaren ohne Umtrieb und auf die befiimmte Zeit bezablt, biebei aber dem 
Hrn. von Salis verdeutet werden, daß, da wir nunmehr mit drei Kompag- 
nien, . alfo mit beinahe einem Bataillon Antheil nehmen, wir glauben zu 
fordern berechtigt zu fein, daß unfere Kantonsangehörige auch mit andern 
Stenen beim Stab begünftiget und verhältnigmäßig gehalten werden; übri— 
gens folle den Herrn Hauptleufen bemerkt werden, daß man erwarte, daf 
fie foviel möglich Landesfinder nehmen und wegen Fremden feine Gefährbe 
getrieben, fondern deren Schriften jedesmal von der Werbfammer unterſucht 
und bon Letzterer laut beftehbender Werbberordnung verfahren : ind Alles 
beauffichfigt werden folle. 
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4) Ein Regiment beſteht aus 64 Offizieren und 2,123 Unteroffizie⸗ 
ven, Soldaten u. f. w.; — zufammen 2,187 Mann. 

2) Die Ernennung der Offiziere gefchieht, auf den Vorſchlag des 
Dberften, duch die Wahl des Heil. Waters. 

3) Die Mannfchaft wird durch freiwillige Werbung, „aus welcher 
Nation es fei”, zu Stande gebracht, muß ſich aber zur römiſch-kathol. 
Religion bekennen; eine andere Hauptbedingung ift, daß die Refruten 
in ihrer Heimat nicht der Konffription unterworfen feien oder ihre 
Dienftpflicht ſchon erfüllt Haben. Die Mannfchaft muß „dem Heil. Ba: 
ter und feinen gefeßmäßigen Nachfolgern” den Eid der Treue ablegen. 

4) Die Regimenter follen von Leuten zufammengefeht fein, die ſich 
feeiwillig auf 4 oder 6 Jahre anmwerben lafien. So wie die erfie Dienſt⸗ 
zeit abgelanfen- ift, können fie fid) von neuem anwerben laffen. 

5) In Abſicht der Disciplin gelten für die Fremden: Regimenter 
die, in diefer Beziehung für die päbftl. Mationaltruppen aufgeftellten 
Geſetze und Reglements, auch die Erercierreglements ıc. Auch in den. 
meiften andern Punkten fichen fie den Nationalteuppen gleih; nur ift 
der Sold höher. 

6) Sie fichen unter der unmittelbaren Leitung der Militärbehörde, 
haben jedoch auch die Befehle zu vollziehen, die ihnen von den Ober: 
beamten in den Provinzen ertheilt werden möchten. 

7) Die Penfionen betreffend, fo erhalten Offiziere und Gemeine nach 
20 Dienftjahren die Hälfte des Soldes, nad) 25 zwei Drittheile, nad) 
30 den ganzen Sold. Bei Untauglichfeit dur im Dienft empfangene 
Wunden treten noch befondere Vergünftigungen ein. 

8) „Die Fremden-Regimenter werden nicht vor Ablauf von zwanzig 
Fahren aus dem Dienft des heil. Waters entlaffen werden. Wenn aus 
irgend einer Urfache ſich dennoch der Fall ergäbe, daß wegen „, höherer 
TrotHiwendigkeit” die Regimenter vor Ablauf der zwanzig Jahre ent: 
laffen würden”, fo werden gewiffe Sratififationen ertHeilt zc. 

9) Weder Offiziere noch Gemeine dürfen ſich anders, als mit der 
für die pädftlichen Truppen erforderlichen Erlaubniß verehelichen. 

10) Niemand darf bei Strafe von Kaffation und fonftiger Ahndung, 
nad) beftehenden Gefegen, Mitglied einer geheimen Geſellſchaft fein. 

44) Die Fremden:Regimenter dürfen nicht aufs Meer eingefchifft, 
nicht „außer Europa”, auch nicht gegen die Schweiz gebraucht werden. 
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Ernenerte Kapitulation für die Päbſtliche Schweizergarde 
in Hom. 


Pabft eo XII. 

Die: bewährte Treue der Schweizertruppen Hat bewirft, daß ihnen 
feit uralten ‚Zeiten die Leibwache Unferer Vorgänger anvertraut wurde. 
Da Wir aber Unfere Schweizergarde zu vergrößern wünſchten, ſchickten 
Wir Unfern geliebten Sohn, Karl Pfiyffer von Altishofen, den 
verdienftvollen Hauptmann diefer Garde, nach Luzern, mit dem Auf: 
trage: mit Unfern geliebten Söhnen, den Regenten der Stadt und Re: 
publif Lu zern, über die Anftellung der Gardiften einen neuen Vertrag 
einzugehen. Als diefes Geſchäft glüdlid zu Stande gefommen war, 
‚legte Uns obbenannter Karl, nah Rom zurückgekehrt, die abge: 
fchloffene Uebereinfunft vor, deren Inhalt lautet, wie folgt: 

Am Namen Chrifti Amen. 

Da Seine Heiligkeit Pabft LEO XI und der Eidgenöffifhe Stand 
Zuzern, in Grwägung der veränderten Zeitverhältniffe, es für nöthig 
eradhteten, daß ein neuer Vertrag, nach dem MWorbilde der vorherges 
henden, im Betreff der Aufftellung einer Schweizergarde, als Leibwache 
des Römifchen Pabftes, zu Stande gebracht werde: fo haben der Hod- 
wohlgeborne, Hochgeachtete Herr Karl Pfyffer von Altishofen 
von Luzern, Hauptmann obbenannter Garde, von Seiner Heiligkeit 
für die Unterhandlung diefer Sache nad) Luzern abgeordnet, ſowie 
auch die Hochwohlgebornen, Hochgeachteten Herren Eduard Pfyffer 
von Altishofen und Joſef Anton Shumadher, Mitglieder 
des täglichen Rath der Stadt und Republif Luzern, beiderfeits mit 
hinlänglicher Vollmacht verfehen, nad genauer Erwägung der Sache 
und gemeinfchaftlicher Berathung darüber, einftimmig folgende Artikel 
einer neuen Kapitulation vorfchlagen zu follen erachtet, welche gewiſſen— 
haft und treu von beiden Theilen zu halten fein werden, nachdem die Ge: 
nehmigung derfelben beiderfeits von jekt an inner zwei Monaten erfolgt 
fein wird. 

Art. I. Bon der Bildung der Garde. 

$. 4. Die Schweizerifche Leibwache Seiner Heiligkeit befteht gegen: 
wärtig aus einem Korps oder einer Kompagnie von hundert und vier 
Mann, in welcher Anzahl der Stab mitbegriffen ift, nad) folgender 
Eintheilung : 

4. Hauptmann, 4. Unterlieutenant , 
1. Lieutenant, 41. Kapellan, 
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1. Sekretär, 6. Korporald, 
1. Richter, 80. Hallebardierer,, 
4. Gefreiter, 2. Pörtner, 

1. Feldweibel-Wachtmeiſter, 1. Tambour , 

6. Wachtmeiſter, 4. Pfeifer. 


$. 2. Die Garde wird in Zukunft aus zweihundert Mann beftehen, 
und bei diefer Anzahl foll es fein Verbleiben Haben. 


Art. I. Bon der Aufnahme in die Garde. 

$. 3. Die Päbftliche Leibwache kann nur aus Fatholifchen Schwei: 
zern befichen. 

$. 4. Das Alter der in die Garde Aufzunehmenden ift für folche, 
die noch nie gedient haben, vom achtzehnten bis zum fünf und zwanzig: 
ſten Jahre; für folhe, die gedient haben, vom achtzehnten bis zum 
dreißigften feftgefeht. 

$. 5. Die Hallebardierer dürfen nicht weniger als fünf Fuß und 
vier Zoll franzöfifchen Maßes meffen. 


. Art. II. Bon der Werbung. 

6. 6. Der Kanton Luzern wird eine beftändige und freie Wer—⸗ 
bung geftatten zur Aufftellung und zur Grgänzung der Päbftlichen 
Garde, in welche aud) andere Schweizer aus Fatholifchen Kantonen kön⸗— 
nen aufgenommen werden. 

$. 7. Auf ebendiefelbe Weife und aus ebendemfelben Grunde foll 
bei diefer Werbung verfahren werden, wie es bei allen andern Werbun⸗ 
gen, laut Uebereinfunft, zu gefchehen pflegt. 

$. 8. Der jeweilige Hauptmann der Päbſtlichen Garde wird in der 
Stadt Luzern einen Merblommiffär ernennen, bei welchem ſich dieje— 
nigen, welche in die Garde wollen aufgenommen werden, zu melden 
haben. 

$. 9. Wenn der Werbkommiſſär Jemanden in die Garde aufge 
nommen bat, fo foll er ihm fogleih den Schein feiner Aufnahme zu= 
ftellen, und ihm Anweifung geben, wie er feine Reife nah Rom zu 
machen habe. 

$. 10. Wenn er einen Angehörigen des Kantons Luzern ange: 
worben hat, fo fol er fogleich dem Kriegsrath hievon die Anzeige mas 
hen; ebendasfelde foll er thun, wenn er Jemanden angeworben hat, 
der einem andern Kanton angehört. 

$. 44. Der jeweilige Hauptmann der Päbftlichen Garde wird all: 
jährlich der Regierung des Standes Luzern eine Tabelle mit dem Wer: 
zeichniß der Hallebardierer einfenden, welche ſowohl in der Schweiz, als 
in Rom angeworben worden find. 
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$. 12. Die Hallebardierer werden weder Handgeld noch Reiſegeld 
erhalten. 
. 13. Sollte ein von dem Werbkommiſſär Angenommener zu 
Rom von dem Pabſte ausgeſchloſſen werden, ſo ſoll er das Recht 
haben, von dem Hauptmann der Paͤbſtlichen Garde eine billige Entſchä⸗ 
digung an Geld für die Hin= und Rückreiſe zu fordern. 

$. 44. Mollte der Gardehauptmann Hallebardierer aus der Garde 
entlaffen, und zwar ohne Urſache, fo foll er ihmen die Hälfte eines 
Monatfoldes, und einen halben Monat Zeit für die Rückreiſe geroähren. 

$. 15. Sollte Seine Heiligkeit je befchliefen, die benannte Leib: 
wache abzudanfen, und fie nicht ferner im Dienfte zu behalten, was 
hoffentlicdy der Fall nie fein wird, fo verpflichtet fi Seine Heikigkeit: 
drei Monate vor der Entlaffung den benannten Dienft aufzufünden, und 
die Auffündung dem Stand Luzern zu wiffen zu thun, und überdieß 
jedem Individuum der Garde, nebft dem Schuldigen und Pflichtigen, 
einen monatlichen Gold für die Rückreiſe zu bezahlen, damit alle anſtän⸗ 
dig in ihe Waterland zurüdfehren mögen. 

$. 16. Sowie einer zu Rom in die Garde aufgenommen wird, fo 
fängt ihm fein Sold zu fliefen am. 

$. 17. Die neuen Gardiften verpflichten fich , treu zu dienen Seine 
Heiligkeit Pabfi Leo XII, folange Höchſtdieſelbe am Leber bleiben 
wird, und ein Jahr nad) — Tode, welchen Gott lange gnadig 
verhüten wolle, auch Ihren gefegmäßigen Nachfolgern, fo lange fie (die 
Gardiften) feldft in dem Dienfte bleiben, und diefes befräftigen fie mit 
einem Gide, den fie unter die Kompagniefahne ſchwören. | 


Art. IV. Bon dem Solde. 


$. 18. Der Sold für die Päbftliche Leibwache wird nach folgender 
Beftimmung bezahlt werden : 


ET 
Dem Hauptmann, Scudi. 70. 

„» Lieutenant, _ 28 F 
„; Unterlieutenant, — 22 264. 
» Sekretär, — 16 192 
„ Richter, — 4 168 
„Gefreiten, — 12 144 
„Feldweibel-⸗Wachtmeiſter, — 12. 144 
„Kapellan, — 12 144 
„Wachtmeiſter, — 12 144. 
„Korporal, — F— 84. 
„» Dallebardierer, — 6, 12. 
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Dem Tambour, Seudi. 7. 84. 
» Dfeifer, — 7. 84. 
» Portner, — 6. 72. 


9. 49. Einem jeden fol nach Grab und Dienft fein Sold ohne 
BVerzögerung bezahlt werden und zwar immer am erfien, zweiten oder 
dritten Tag eines Monats. 

$. 20. So oft der Fall fid ereignet, daß Seine Heiligkeit ſich 
außerhalb der Stadt Rom oder im nahegelegene Städte und Ottſchaf⸗ 
ten, der Erholung wegen, nicht aber um vice Tage dafelbft zu ver⸗ 
bleiben, begiebt, fo wird Seine Heiligkeit einem jeden derfelben, der Sie 
begleitet, nebft dem ordentlichen Sold, täglich einen Julius, oder dann 
gewöhnliche Koſt zukommen laffen. Wenn es fich aber ereignet, daß 
Seine Heiligkeit weiter als nach gedachten Ortfchaften reiſet, und viele 
Tage wegzubleiben gefinnet ift; dann wird Seine Heiligkeit ihnen eimen 
Julius oder die Koft, wie oben, auf der Hin= und Herreife zukommen 
laffen, und auch nody zwei Tage nach der Ankunft an dem Orte des 
Aufenthaltes, damit fie unterdeffen um die nöthigen und ſchicklichen 
Herbergen ſich umfehen fönnen. 

$. 21. Wenn Seine Heiligkeit die benannten Hallebardierer, alle 
oder einen Theil derfelben, außerhalb der Stadt zum Kampf gegen 
Feinde gebrauchen wollte, dann mögen Sie geruben, einem jeden der⸗ 
felben zum gewöhnlichen Solde, täglich noch einen Julius zuzufegen 
oder die Nahrung, nämlich Speis und Trank, abzureichen nach Belie: 
ben Seiner Heiligkeit. 

$. 22. Wenn einer aus der Garde durch Gottes Zulaffung frank 
werden follte, ihm aber noch fünnte geholfen werden, fo wird Seine 
Heiligkeit einen folden fi dahin empfohlen fein laffen, daß er wegen 
feiner Krankheit aus der Garde nicht entfernt werde, fondern ihm auch 
während einer ſolchen Krankheit der gewohnte Sold zukomme. 

$. 23. Sollte es ſich ereignen, daß einer oder mehrere aus der 
Garde außerhalb der Stadt Rom von Feinden verwundet würden, fo 
fol ihnen dod, dee Sold, wie den übrigen, bezahlt werden, bis fie 
wieder gefund fein werden, felbft dann, wenn die Nothwendigkeit 
erfordern follte, daß der Verwundete oder Verletzte an einen Heilort 
gebracht werde. 

$. 24. Bei allen Wachen follen die Hallebardierer Feuer und Licht 
nad) Bedinfniß erhalten. 

$. 25. Die Schweizergarde Seiner Heiligkeit ſoll fernerhin nebſt 
dem ordentlichen Gold jene Gratififationen genießen, welche ihr gegen- 
wärtig zufommen, und unter dem Namen: „incerti” befannt find. 
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$. 26. Mit den Penfionen, die jedem Grade zufommen, foll es 
gehalten werden, wie folgt: 

Für zwanzig Jahre anhaltenden Dienftes ohne Unterbrechung wird 
die Hälfte des gewöhnlichen Soldes gegeben. 

Für dreißig Jahre wie oben, drei Theile des gewohnten Soldes. 

Für vierzig Jahre wie oben, der ganze Sold. 

$. 27. Sollte einer entweder durch Krankheit oder wegen eines 
andern Unglüdes rechtmäßig verhindert werden, feinen Dienft nit 
mehr verfehen zu können und aud zu feiner andern Arbeit mehr tauglich 
fein, fo fol er eine feinem Grade angemeffene Penfion erhalten. 

$. 28. Die Zeit, welche auf eine Penfion Anſpruch gibt, wird 
von dem Tage an berechnet, an welchem der Betreffende in die Garde 
aufgenommen worden ift. 

$. 29. Kein Hindernif ift es, die Penfion zu behalten, wenn 
einer bürgerliche Aemter entweder in dem Päbftlichen Staate oder in der 
Schweiz befleidet. 

$. 30. Die Penfionirten können ihre Penfionen. nah Belieben 
entweder in dem Päbſtlichen Staate oder in ihrer Heimat genießen. 

$. 31. Will einer auf eine, feinem Grade angemeffene Penfion 
Anfpruch machen können, fo muß er zwei Jahre in demfelben Grad, in 
welchen er aufgeftiegen ift, verblieben fein. Iſt diefe „Zeit nicht erfüllt, 
fo fommt ihm diejenige Penfion zu, die für den unmittelbar nachfolgen- 
den, untern Grad beftimmt ift; fo zwar, daß der Hauptmann, wenn 
er in diefem Grade zwei volle Jahre gedient hat, diejenige Penfion 
erhält, die dem Solde des Hauptmanns entfpriht. Sonft aber kömmt 
ihm die Penfion feiner vorigen Grade zu. 

$. 32. Es foll eine Kaffe beſtehen, in welche ein jeder Gardiſt, 
welchen Grad er auch befleidet, nah Maßgabe feines Soldes jeden 
Monat jenen Beitrag an Geld legen fol, welcher für das Militär Sei: 
ner Heiligkeit vorgefchrieben ift; diefes Geld fol beftimmt fein, um den 
Ausgedienten, gewöhnlich Giubilati genannt, und den übrigen Pen- 
fionirten und den Wittwen derfelben ihre Penfionen zu bezahlen. Ueber 
Diefen Gegenftand wird aber Seine Heiligkeit befonders verfügen. 

6. 33. Sowie jetzt einer, der der Garde einverleibt ift, verfpricht : 
ee wolle Seiner Heiligkeit Leo XII dienen, fo lange Diefelbe Pabſt 
fein werde, fo foll er, wenn der Pabit länger als zwanzig Jahre leben 
wird, den Dienft nicht mit derjenigen Penfion verlaffen können, die er 
fonft nad) zwanzig Jahren würde erhalten. haben; doch foll er diefe 
Denfion von dem neuen Pabſt zu fordern haben. 
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6. 34. Wenn die Stelle eines Gardehauptmanns erlediget ift, fo 
fhlägt der Stand Luzern, nad dem Privilegium, das derfelbe von 
Pius IV erlangt hat, drei feiner Bürger dar, aus welchen Seine 
Heiligkeit denjenigen zum Hauptmann Ihrer Garde erwählt, welcher 
Ihr der würdigſte fcheint. 

$. 35. Auch ernennt Seine Heiligkeit diejenigen zu Zieutenants, 
welche Ihr von dem Stand Luzern empfohlen find, welche aber nad 
bisheriger Uebung Angehörige des Kantons Luzern fein follen. 

6. 36. Um den Offiziersgrad erlangen zu können, ift es nicht 
nothwendig, daß einer in der Garde gedient habe, denn die in den voris 
gen Artikeln enthaltenen Bedingungen find hinreichend. 

$. 37. Das Wahlrecht für diejenigen Stellen, die unter dem Lieu: 
tenant und Unterlieutenant find, fol dem Hauptmann zufommen. 

$. 38, Niemand foll den Grad eines fogenannten rothen Offi: 
ziers erlangen können, wenn er nicht in der Garde als Korporal ge: 
dient hat. 


Art. VI. Bon der Verwaltung. 


6. 39. Der jeweilige Hauptmann der Schweizerifhen Garde Sei: 
ner Heiligkeit hat die gänzliche Verwaltung der ganzen Garde, wofür 
er aber fowohl Seiner Heiligkeit als au) dem Stand Luzern verant: 
wortlich iſt. Ueberdieß fol der Hauptmann vermöge diefer Uebereinkunft 
bei allem zu Rathe gezogen werden, was im Allgemeinen auf die Wer: 
waltung Bezug hat, mit Ausnahme des $. 32. 

$. 40. Gbenfalls ift der Hauptmann gehalten, jährlich dem Stand 
Zuzerm über alle jene Ausgaben Rechnung abzulegen, die er aus 


den Ginfünften frommer, für die Garde beftchender Stiftungen beftrit: 
ten haben wird. 


Art. VIII Bon der Kleidung und Bewaffnung. 


$. 44. Ein jeder Hallebardierer erhält jedes Jahr eine ganze Klei⸗ 
dung, welche aus einem wollenen Wamms, Hofen und Strümpfen 
beftcht ; das Iederne Degengehenk fchafft er fich auf feine eigenen Ko— 
fien an. 

$. 42. Auch erhält er eine Hallebarde und einen Säbel. 

$. 43. Ebenfalls bekömmt er drei Scudi jährlid) zur Unterhaltung 
feiner Effekten. 


$. 44. Ferner werden jährlich für Kleidung bezahlt: 
Schweiz. Staater. Bd. 1. 35 
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Dem Hauptmann, Scudi 150. 
„» Lieutenant, — 38. 
„ Unterlieutenant, _ 72. 
» Sekretär, — 32. 
„Richter, — 38. 
„Gefreiten (gewöhnlich Esente), — 214. 
„Feldweibel-⸗Wachtmeiſter, — 24. 
„Kapellan, — 24. 
Fr) MWachtmeifter, — 24. 
„Kaorporal, — 00. 
„Tambour, — 24. 
„ Pfeifer, — 21. 


Art. IX. Bon dem Dienfte. 


$. 45. Das Korps der Hallebardierer Hat jährlich zwölf Monate 
den Dienft zu verfehen und zwar nad der Ordonnanz vom Jahr 1732: 
die jüngft erneuert worden ift. 


Art. X. Bon dem Urlaub auf ſechs Monate. 


6. 46. Der Hauptmann hat das Recht, drei Mann abwechſelnd 
auf ſechs Monate Urlaub zu geben. Wenn die Garde aus zweihundert 
Mann befteht, fo fol dieß Recht auf ſechs Mann ſich erfiteden. 

$. 47. Diejenigen, welche mit Urlaub auf ſechs Monate abweſend 
find, follen ihren Sold genießen, glei als wären fie im Dienfte. 
Doch follen fie den Sold erft empfangen, wenn fie zu der Garde zurüd: 
gekehrt find. 


Art. XI. Von der Wohnung. 


$. 48. Die Offiziers, Unteroffiziers und Hallebardierer empfangen 
ihre Wohnung unentgeldlic. 


Art. XI. Won der Disciplin. 


$. 49. Der Hauptmann hat das Recht, Unteroffiziere und Halle: 
bardierer, die ſich eines ſchweren Fehlers ſchuldig machen, oder einen 
fchlechten Lebenswandel führen, von der Garde zu entfernen. 

$. 50. Wenn dergleichen Urſachen zur Entfernung ſich ergeben, fo 
ſoll mit den Befchuldigten ein Verhör vorgenommen, und der Stand 
Luzern in dem jährlichen Berichte über das Gefchehene in Kenntnif 
gefeßt werden. 
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$. 51. ©eringere Vergehungen follen nad der vorgefchriebenen 
Norm beftraft werden. 

$. 52. Gollte einer aus der Garde ein Kriminalverbrechen bege: 
ben, wovor Gott bewahre, fo fol ein Kriegsgericht, befichend aus 
dem Hauptmann, als dem Präfidenten, aus dem Ober: und Unterlieu: 
tenant, aus den fogenannten Schwarzen-Offizieren, und aus den drei: 
älteften unter den fogenannten Rothen, darüber urtheilen und zu Recht 
erkennen, na Inhalt und Anleitung der für das Päbſtliche Militär 
beftehenden Pönalgefeke. 


Art. XIH. Allgemeine Befimmungen. 


$. 53. Meder ein Offizier, fei ee Oberoffizier oder Unteroffizier, 
noch ein Gemeiner darf fich verheirathen, wenn er nicht die ausdrüdliche 
Erlaubniß hiezu ſowohl von dem Hauptmann als von Seiner Heiligkeit 
erlangt hat. 

Bevor aber der Hauptmann eine ſolche Erlaubniß ertheilt, foll er 
mittklſt Iegaler ‚Zeugniffe jenes Kantons, welchem der Mann angehört, 
die Gewißheit erlangt haben, daß diefer allen den Bedingungen, welche 
in feinem Kanton für ſolche Fälle vorgefchrieben find, Genüge gelei- 
ſtet habe. 

$. 54. Würde ein Oberoffizier oder Unteroffizier, oder auch ein 
Gemeiner erkranken, fo fol er entweder in der Kaferne oder im Spital 
auf Päbftliche Koften verpflegt werden, und feinen Gold fortgenießen, 
wenn nämlidy die Krankheit nicht eine Folge von Ausfhweifung ift; in 
diefem Falle wird der Kranke zwar auf Päbftliche Koften verpflegt wer: 
den, den Sold aber wird er nicht erhalten. Doc wenn er Weib und 
Kinder Hat, fo fol er auch im letztern Fall den Sold beziehen. Das 
Uebrige wie oben $. 22. 

$. 55. Wenn einer aus der Garde mit Tod abgeht, von weldem 
Grade er fein mag, fo fol der Hauptmann durd die Regierung des 
betreffenden Kantons die Hinterlaffenfhaft desfelben den rechtmäßigen 
Erben zufommen laffen. 

$. 56. Die Wittwen und Waiſen der Verſtorbenen werden der 
Obſorge und Aufficht des Hauptmanns anvertraut. 

$. 57. Dee Sold eines jeden Mannes, von welchem Grad er im: 
mer fein mag, wird immer in Gold oder Süßer ohne Abzug ausbezahlt, 
ausgenommen denjenigen Beitrag, den er nach Inhalt des $. 32 in die 
Kaffa abzugeben hat. 

$. 58. Sollte einer aus der Garde ausreigen, fo hat der Haupt: 
mann das Recht, ihn arretiren zu laffen, fei es in dem Mäbfilichen 
Staate oder im Gebietsumfange des Kantons Luzern. 
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In Kraft deffen Haben Wir, der zur Unterhandlung dieſer Sache 
von Seiner Heiligkeit abgeſchickte Bevollmächtigte einerfeits, und ander⸗ 
feits die hiezu Abgeordneten des Standes Luzern, gegenwärtige Ka: 
pitulation unterfchrieben. 

Alſo gefchehen und in Doppel ausgefertiget, Lu zern am 6. Herbſt⸗ 
monat 1824. 


L. S. Karl Pfyffer, 
von Altishofen. 
L. S. Gduard Pfyffer 
bon Altıshofen, NRegierungsrath. 
L. S. Joſeph Schumader, 
j Regierungsrath. 


Wir Haben demnach vorfichende Kapitulation bedachtfam durchleſen, 
und alles und jedes darin enthaltene Unfer'm Willen gemäß gefunden, 
und erflären fie alfo für gültig und annehmlich, und geben ihre mit 
MWohlgefallen durch gegenwärtige Schrift, die durch Unfere Hand umter- 
zeichnet und mit Unfer'm Sigill verwahrt ift, ewige Kraft, Dauer und 
Wirkfamkeit, und Wir verfprechen und geloben feierlich, dag Wir und 
die Römifchen Päbſte, Unfere Nachfolger, auf immer diefe Kapitulation 
halten werden. Gegeben in Unfer'm Palafte dem Batifan, am achtzehn: 
ten Tag des Weinmonats im Jahe Gintaufend achthundert zwanzig und 
vier, Unfers Pabſtthums im Zweiten. 

L. S. Unterz. Pabft Leo X. 


⸗ „Julius Maria, 
Kardinal dv. Somaglia, 


Wir Schultheif, Räth und Hundert der Stadt und 
Republik Luzern: 


Nach angehdrter Botfchaft des Täglichen Rathes vom 25. dieß, 
somit derfelbe Uns diejenige Konvention über den fünftigen Beftand und 
die Verhältniffe der Päbſtlichen Schweizergarde in Rom vorlegt, welche 
zivifchen den Herren Karl Pfyffer von Altishofen, wirffichen 
Hauptmann diefer Garde, ald Bevollmädhtigten Seiner Heiligkeit Pabft 
2eo XII auf der einen, und den Herren Regierungsräthen Eduard 
Pfyffer von Altishofen und Joſeph Anton Schumacher, 
als Bevollmächtigten der Stadt und Republif Luzern, auf der andern 
Seite, unterm 6. Herbfimonat 182% abgefchloffen wurde und welche 
bereits die Sanktion Seiner UN unterm 18. Weinmonat gleichen 
Jahres erhalten hat. 
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Urkunden und erklären hiermit: daß Mir die hievor ent- 
haltene Konvention in ihrem ganzen Inhalte genehmigen und ratifiziren 
und ſelbe in allen ihren Theilen, ſoviel an Uns, getreulich und vollſtän⸗ 
dig erfüllen werden. 

Urkundlich und zu mehrerer Beglaubigung deffen haben Wir gegen: 
wärtige Ratififationsafte mit Unferm Gtandesfiegel und den Unter: 
ſchriften Unferes vielgeliebten Standeshauptes und geliebten Staatsfchrei: 
bers verfehen laffen. Alſo gefchehen in Unferer Sitzung von Räth und 
Hundert, Luzern den 26. Jenner 1825. 

Der Amtsſchultheiß: 
Unterz. Jof. Karl Amrhyn. 
Der Staatöfchreiber: 
Unterz. Pfyffer v. Heydegg. 
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B. 
Neapoletaniſche Kapitulationen, darge 


Beſtand eines Schweizer-Linien-Infanterie-Regiments in Dienſten 








dem Fri 
Grosser Regimentsstab. Grosser Stab des ersten Bataillons. 
1 Oberſt. 1 Major. 
4 Oberftlieutenant. 4 Aidemajor = Lieutenant. 
4 Aidemajor des Regiments, Haupt:| 1 Quartiermeifter = Lieutenant. 
mann. 4 zweiter Wundarzt. 
4 Quartiermeifter, Hauptmann. 
4 Werbhauptmann. Kleiner Gataillonsstab. 


1 Kleidungshauptmann. 
1 Großrichterhauptmann. 


4 Oberiwundarzt. 4 Schneidermeifter. 
1 erfier Werblieutenant. 4 Schuhmachermeifter. 


2 Feldgeiftliche. 4 Waffenfchmied. 
1 Fähndrich. 4 Profos. 


4 Adjutantunteroffizier. 
4 Tambourforporal. 


Kleiner Regimentsstab. 
1 Stabsfourier. 
1 Tambourmajor. 
1 KRapellmeifter. 
1 Schulrektor. 


Grosser und kleiner Stab des zweiten 
Bataillons. 


10 P. wie beim erften Bataillon. 
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ftellt in der Solothurn: Freiburgifchen. 


Sr. Sizilianifhen Majeftät, beftehend aus zwei Bataillons auf 
densfuß. 





Kompagnien des ersten SBataillons. | Kompagnien des zweiten Bataillons, 


Erfie Orenadierfompagnie. | Zweite Grenadierfompagnie. 
Hauptmann 4 Beſteht wie im erften Ba: 
Lieutenant j R ’ 1 taillon . 2 i . 418 
Erfter Unterlieutenant : 1 
1 
1 





Zweite Jägerfompagnie. 


‚Zweiter * 
Beſteht wie im erſten Ba: 


Erſter Feldweibel 
Wachtmeifter (worunter ein tloın . 00.00. 41418 


| 
| 
| 
Vier Füfilierfompagnien. 


Werber) 5 
Fourrier . ; ’ 4 —— 
Korporal . 8 Beftehen, gleich wie im erften 
Mufikant . 4 Bataillon, zufammen aus 472 
Tambouren ; 0 
Sodatn . > 20296 Total des Regiments 1452 

Zuſammen 118 
Erfie Jägerfompagnie. 


Hauptmann 1 
Lieutenant ; a 1 
Erſter Unterlieutenant 1 
Zweiter 8 1 
Feldweibel 1 
Wachtmeiſter (morunter ein 


Merber) 5 
Foureier . . ; 4 
Korpora. 8 
Muſikant. 1 
Trompeter 2 
Soldaten . ; ...% 

Zuſammen 118 


Bier Füfllierfompagnien von 
gleihem DBeftand, wie die 
©renadierfompagnien. 

Zuſammen 472 
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Militär» Kapitulation mit Sr. M. dem König beider Sizi- 
lien für ein von den hohen Ständen Freyburg und 
Solothurn zu ftellendes Schweizer-Regiment. 


Abgeſchloſſen in Murten den 7. Oftober 1825. Genehmigt vor 
dem Großen Rath den 19. Dezember 1825. 


Art. 1. Bildung. 


$. 1. Die Schweizer: Regimenter folen aus zwei Bataillons, 
jedes von 726 Mann gebildet werden, nämlih: aus 4 Füſilier— 
Kompagnien, (Kantonal: Kompagnien genannt), einer Kompagnie Eli— 
ten = Örenadiers, einer Kompagnie Gliten: Jäger, und aus einem 
großen und Fleinen Regimentsftab von 16 Mann. Im Ganzen 
1152 Mann, wie ein rlebenfichender Beftand ausweifet. 


Art. 11. Zufammenfegung. 


6. 1. Die Schweizer-Regimenter werden und können nur aus 
fhweizerifchen Angehörigen gebildet werden, und die Füftlierfompagnien 
nur ſolche Hauptleute erhalten, wilche als dem fie liefernden Kantone 
angehörende Bürger anerkannt find. 

5. 2. Zur Zeit der Grrichtung fo wie in der Folge kann Keiner 
zu einer Offiziersftelle in den Schweizer : Regimentern patentirt werden, 
bevor er fich nicht über diefe Eigenſchaft durd ein Zeugniß feiner be: 
treffenden Regierung wird ausgewiefen haben. 

$. 3. ©. M. der König beider Sicilien will, glei wie es bei 
den ehemals in Seinen Dienften geftandenen E cyweizer : Regimentern, 
außer den Mufifanten, ein Drittheil fremder Unteroffiziers und Sol: 
daten, in allem 480 Mann auf das Regiment, gleihmäßig annehmen, 
welche auf alle Kompagnien, nämlich 40 Mann auf jede derfelben, zu 
vertheilen find. 

6. 4. 8 ift dabei wohl verftanden,, daß unter diefer ‚Zahl von 
Fremden Fein italienifcher oder öfterreichifcher Unterthan angenommen 
werden darf, auf welche Ausſchließung mit allee Strenge geachtet ter: 
den wird. 

$. 5. Seine Majeftät will ein Militärs Kind bei jeder Füſilier— 
Kompagnie zulaffen. Ä 


Art. IM. Werbung. 


6. 41. Zedes Schweizer: Regiment wird ein MWerb: Bureau in 
der Schweiz haben, deffen Verlegungsort durch den oberftien Verwal⸗ 
tungsrath des Regiments beftimmt wird, 
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6. 2. Der Werbhauptmann ift Chef diefes Bureau. In dieſer 
Gigenfchaft liegt ihm ob, die Werbkaſſe des Regiments zu verwalten, 
. bie Korrefpondenz zu beforgen, das Handgeld und Reifegeld der Re— 
freuten und den Sold feiner Untergebenen auszuzahlen, worüber er alle 
drei Monate dem oberſten Verwaltungsrath Rechnung ablegen wird. 

$. 3. Als Gehülfe wird ihm ein Oberlieutenant beigegeben. Der 
Werbhauptmann und der ihm beigegebene Lieutenant follen nicht aus 
dem gleichen Kanton fein. Es wird in jedem der beiden Kantone ein 
MWerbbureau errichtet, deren einem der Hauptmann und dem andern 
der Lieutenant vorfichen; wohlverftanden, daß diefer dem Hauptmann 
in allem. untergeordnet ſeyn folle. Die Refrutenabfendungen werden 
gleichzeitig von beiden Bureaux Statt haben, und bis zur gemeins 
famen Abreife werden die Refruten in dem Kantone bleiben, wo fie 
angeworben worden find. 

$. 4. Die Werbwachtmeifter, gewählt von ihren Hauptleuten, 
um ihre Rekruten anzumerben, fiehen in militärifchee Hinficht unter 
der Disliplin des Werbhauptmanns, welcher aus ihnen, und zwar aus 
denen der Glitenfompagnien diejenigen auswählt, welche die Refruten 
zum Regiment abführen follen. 

$. 5. Die Elitenfompagnien werden aus den Füfilierfompagnien 
ausgehoben. 

$. 6. Die Mannfchaft fol freiwillig, durch gegenfeitige Ueber: 
einfunft, und ohne irgend ein Zwangmittel, für die ‚Zeit von 4 oder 
6 Jahren angeworben werden, nach deren Verfluß es ihr frei fichen 
wird, fich entweder aufs meue für 2 oder mehrere Jahre anwerben zu 
laffen,, oder dann ihren Abſchied zu nehmen. 

$. 7. Die gefammte Mannfchaft verpflichtet fih, während der 
ganzen in ihrer Kapitulation feftgefegten Zeit Sr. M. Franz I. und 
feinen rechtmäßigen Nacyfolgern treu zu dienen, und auch feiner ges 
heimen Gefellfchaft anzugehören. Sie wird dafür den Eid, gleih wie 
die übrigen Truppen Seiner Majeftät, unter ihre Fahnen fchwören. 

$. 8. Das zur Anwerbung erforderliche Alter ift für jene, die 
noch nicht gedient haben, vom erreichten adytzehnten Jahre bis zum 
ſechs und dreifigfien, und für ſolche, die gedient haben, vom achtzehn: 
ten bis vierzigften Jahre -feftgefeßt. Der Rekrut muß wenigftens 
fünf Fuß franz. Maß hoch fein, bei bloßen Füßen gemeffen. 

$. 9. Die Refruten follen wohl gebaut, ohne körperliche Ges 
brechen , ftarf genug, um die Kriegsfirapagen zu ertragen, und über: 
haupt von alen phyſiſchen Fehlern frei fein, die fie zum Militärdienft 
untauglich machen fönnten, weldes durch ein ärztliches Zeugniß be: 
fheinigt werden muß. Bon diefen Borfchriften werden jedoch, in Hin: 
fiht des Alters und Maßes, die Tambouren ausgenommen , welche 
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im Alter von fünfzehn Jahren angenommen werden dürfen, fofern fie ie 
4 Fuß und 6 Zoll meffen. 

$. 10. Die Werbung liegt den Hauptleuten ob; fie wird Offizieren 
und Unteroffizieren des Negiments anvertraut, wie e8 durch diefen Ar: 
tifel und die 96.4, 2, 3 und 4 vorgefchrieben ift. 

$. 41. Die zur erften Errichtung des Korps beftimmten Summen 
werden nad) und nad durch den Verwaltungsrath den Werbhauptleuten 
der Regimenter geliefert, welchem die daherigen durch Sendungen ver: 
urfachten Koften vom Kriegsdepartement vergutet werden. 

$, 12. Diefe AYustheilung der Summen für die erfte Anwerbung 
wird WDiertelsweife zum voraus gemacht, und je nad Mafgabe er: 
neuert werden, als die Mufterungsetats den Gebrauch der erften Sum 
men durch die Anzahl der angeworbenen Mannfchaft ausweifen werden. 

6. 13. Jeder Hauptmann fol die Hälfte feiner Kompagnie im Laufe 
von zwölf Manaten und die andere Hälfte in den darauf folgenden 
zwölf Monaten ftelen, vom Tage der Einlieferung der Gelder durch den 
Verwaltungsrath angerechnet. 

$. 414. Wenn der verfammelte Verwaltungsrath finden follte, daf 
ein Füſilierhauptmann ſich in der Werbung zu nadyläßig gezeigt hätte, fo 
fann er ihm einen Abzug von feiner Befoldung machen. Diefer Abzug 
zum Vortheil des Staats wird in die Regimentskaffe zurücfließen oder 
aber dem Hauptmann wieder zurücdigegeben werden, je nad) dem diefer 
mehr oder minder Fleiß und Thätigkeit in feinen fernern Verrichtungen 
gezeigt haben wird, und diefes zwar auf den Bericht hin, welchen der 
Generalinſpektor bei feiner Mufterung dießfalls abftatten wird. 

$. 15. Wenn in der Folge und nad) der eriten Errichtung des Re: 
giments aus Mangel an Thätigkeit in der Werbung mehr als-ein Drit⸗ 
theil im Friedenszeiten, und mehr als ein Wiertheil in Kriegszeiten an 
feinee Vollzäpligkeit abgehen witrde, fo follen die Hauptleute der un: 
volftändigen Kompagnien gehalten fein, ihre Werbunteroffiziere auf 
eigene Koften zu befolden , bis diefer Abgang an Mannſchaft ergänzt fein 
wird, es wäre denn, daß fie beweifen fönnten, ihe Möglichftes gethan 
zu haben, und daß die Werbung nur aus Mangel an Geldern, deren 
Verwendung zu rechtfertigen ift, gelitten habe. 

$. 16. Um in wirklichen Dienft treten zur können, muß jeder Sub: 
altern = Offizier bei der erften Errichtung für ſich allein fünf Mann anwer: 
ben ; die daherigen Koften werden ihm von dem Werbhauptmann nad) den 
vom BVerwaltungsrath aufgeftellten Vorfchriften vergütet werden. 

$. 17. Um den Füfilierfompagnien die Mittel zu erleichtern, fich 
volzählig zu erhalten, will Se. Majeftät jeder diefer Kompagnien bis 
auf 6 Ueberzählige zugeben, welche in jeder Hinficht den Effektiven gleich 
gehalten werden follen. 
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$. 18. Die Werbungsmaffen find für jeden Mann auf 224 Franfen 
für vier Jahre, und auf 336 Franken für ſechs Jahre feſtgeſetzt. Die: 
felben werden zum voraus und von drei zu drei Monaten dem Verwal⸗ 
tungsrath jedes Regiments zugeftellt werden. 

$. 19. Die Anwerbungsgelder find für vier Jahre auf 184 Franken 
und für ſechs Jahre auf 276 Franken für jeden Mann beftimmt, und 
werden von Monat zu Monat durch jedes Regiment an die Haupt: 
leute ausgetheilt, welche fie unter ihrer Werantwortlichfeit gebrauchen 
werden. 

$. 20. Bon der Merbmaffe werden 40 Franken für jeden auf 
vier Jahre, und 60 Franken für jeden auf ſechs Jahre angeworbenen 
Mann zu Anfchaffung der Meinen Ausrüftung zurüdbehalten, wofür 
der Verwaltungsrath verantwortlich bleibt. 

$. 21. Es werden den Hauptleuten für jeden Mann, der fich 
wieder anwerben läßt, 124 Franken für zwei Jahre und 248 Franken 
für vier Jahre bewilliget. 

$. 22. Gin Soldat, der fi in den erften ſechs Monaten nad) Er: 
halt feines Abfchieds wieder anwerben läßt, wird von feinem Dienftalter 
nichts verlieren. 

$. 23. Für den Transport der Refruten vom Hauptort des die 
Kompagnie ftellenden Kantons bis zum Depot in Genua wird den 
Hauptleuten. eine Reifevergutung von 20 Gentimes auf jede Stunde 
für jeden auf dem Depot angenommenen Mann bewilligt, und auch 
die Führer erhalten eine Entfhädigung füc die Hin- und Herreife von 
15 Gentimes per Stunde. 

$. 24. Für die Verpflegung der Kranken, Beherbergung, Nahe 
zung, Unterhalt und Transportmittel der Refruten auf dem Wege aus 
der Schweiz bis zum Depot wird nichts bewiligt. Jedoch werden die 
erwiefenen Krankheitskoſten durch den Verwaltungsrath bezahlt, wel: 
cher ſich diefelben von den Hauptleuten kann verguten laffen, wenn er's 
für gut findet. 

$. 25. Für die Anmwerbung von Mannſchaft, welche wegen förper- 
lichen Gebrechen oder aus andern gültigen Gründen bei ihrer Ankunft 
auf dem Depot nicht angenommen würde, wird Fein Handgeld be: 
williget. | 

$. 26. Im Fal der Kommiffär einen oder mehrere aus der Schweiz 
auf dem Depot anlangende Refruten zurüdfchiden müßte, wird den 
Hauptleuten das Meifegeld ſowohl nad) dem Depot als für die Rüd: 
kehr in gleichem Verhältniß von 20 Gentimes für die Stunde und für 
den Mann vergütet werden. 

$. 27. Für die Anwerbung derjenigen, die unterwegs ausreißen 
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würden, wird nichts bewilliget, als das Heifegeld bis zum Tage ihrer 
Defertion, welcher jedesmal förmlich ausgerviefen fein muß. 

6. 28. Der Dienft und Sold der Refruten zählt vom Tage ihrer 
Anwerbung an, und diefelben erhalten in der Schweiz gleichen Sold 
wie beim Regiment, ohne jedod auf andere Vergütungen oder Licfe: 
zungen Anſpruch machen zu fönnen. 

$. 29. Nah ihrer Ankunft in Genua erhalten die Rekruten micht 
nur ihren ganzen Gold, fondern aud ihre Brodration, indem fie als: 
dann fhon zum Beftand des Regiments zählen. 

$. 30. Die Füfilierfompagnien liefern jede nach ihrer Reihe die 
zu Bildung und Grgänzung der Grenadier- und Jägerfompagnien ihres 
Regiments nöthige Mannſchaft; jedoch werden die für diefe Elitenkom⸗ 
pagnien ausgezogenen Soldaten nicht länger zu dienen gehalten fein, als 
bis die ‚Zeit ihrer Dienftverbindlichfeit in ihrer vorigen Kompagnie aus: 
gelaufen fein wird. 

$. 31. Die Hauptleute der Elitenfompagnien follen jenen der Fü: 
filierfompagnien dasjenige vergüten, was die ausgewählte Mannfchaft 
diefen ſchuldig fein möchte ; forwie auch die Hauptleute der Füſilierkompag⸗ 
nien an jene der Clitenfompagnien den Betrag der Maffe (decompte) je: 
des foldhen Mannes Überliefern werden. 

$. 32. Alles von Anwerbung oder Wiederanwerbung herrührende 
Handgeld oder Maffaguthaben, welches den umgefommenen oder ge— 
florbenen Unteroffizieren oder Soldaten zu gut fommt, fol dur Ver: 
mittlung der betreffenden Kantonsregierung den Erben des Verſtorbe— 
nen ausbezahlt werden, fo wie auch jede den Geftorbenen oder Umge— 
fommenen nah Verfluß ihrer Dienftzeit fchuldige Vergütung. 

$. 33. Die Elitenfompagnien werden nur nad und nach vollzäh: 
fig gemacht, nämlich: wenn die Füfllierfompagnien einen Wiertheil, 
die Hälfte, drei Viertheil ihrer Vollzahl erreicht haben, fo foll jede 
derfelben der Meihe nach zwei Mann an jede Glitenfompagnie ab: 
liefern. 

5. 34. Alle an diefer Kapitulation theilmehmenden Kantone ver: 
pflichten ſich gegenfeitig, zu WBerhaftung der Ausreifer von den mit 
Sr. Majeftät kapitulirten Regimentern den nöthigen Beiftand und 
Vorſchub zu leiften. Zu diefem Ende fol der Werbhauptmann oder 
der Offizier der Kompagnie fi am die betreffende Regierung wenden, 
und die Verhaftungs- und Zransportfoften zahlen. 

$. 35. Die Cheſs der Schweizer: Korps haben das Recht, die 
Auslieferung ihrer Auseißer im Königreich beider Sizilien überall, wo 
fie ſich befinden möchten, und felbft auch bei den Korps der Fönigl. 
Armee, zu verlangen, wofür Gegenrecht gehalten wird, 
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$. 36. In keinem Fall ſollen die Regierungen der Kantone für. 
die Unvollzähligkeit ihrer Kompagnien verantwortlich fein. 

$. 37. Endlich bewilligt Se. Majeftät jedem Regiment für Werb⸗ 
bureautoſten jährlich die Summe von 1000 Franken. 


Art. IV. Sold. 


$. 4. Se. Majeftät bewilliget den Schweizer: Regimentern in 
Ihren Dienften den auf hier folgendem Tarif beftimmten Gold. 


Sranzöfifches Geld. 
Monatlich. Jährlich. 


Frauken. Centimes. Frauken. |Eentimes. | 


Oberſt . . — 11014 
Sberſilieutenant —— 7544 
Bataillonsmajor .. 5580 
Hauptmann.... 4047 
Erſter Lieutenant. . 2419 
Griter — 1988 
Zweiter n - 1800 
Kaplan . .». . .» 251% 
 DOberwundarst. . - 4047 
Unterwundarzt . - 1652 


Fähndrih . 
Stabsfourrier . 
Tambourmajor 
Kapelmeiir . - . 
Adjutantunteroffizier 
ZTambourforporal . 
Schneidermeifter . 
Schuhmachermeifter 
Waffenſchmied 
Profos. 
Feldweibel. 
Wachtmeiſter 
Fourrier 

Korporal 

Mufifant . 
Tambour 

Soldat . 


Die dei RD De in je A 
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$. 2. Der feſtgeſetzte Sold wird den Offizieren zu Ende jedes 
Monats, jener der Unteroffiziere und Soldaten zu Anfang jedes Mo: 
nats bezahlt werden. 

$. 3. Der Gehalt der Offiziere wird erft von dem auf der Marfch: 
route bezeichneten Tage der Abreife vom Hauptorte ihres Kantons zum 
Regiment angerechnet. 

$. 4. Diefe Marfchroute wird von Neapel aus durch den von Gr. 
Majeftät gutbefundenen Kanal in die Schweiz gefandt werden. 

6. 5. Die Gehalte, Befoldungen, Retraitezulagen und Reforme: 
penfionen follen den Schweizer: Regimentern immer in Gold = oder Gil: 
berforten bezahlt werden. 

$. 6. Die Offiziergehalte werden jeden Monat, und der Truppen: 
fold alle fünf Tage ausbezahlt werden. 


Art. v. Retraite: und Reformpenfion. 
6.1. Es if der Wille Sr. Majeftät, daß die Echweiger: 
Regimenter in Ihrem Dienft binfichtlih der Retraite: und Reform: 
penfionen befonders begünftiget feien; demnach bewilliget Höchſtſelbe auf 
das an Sie zu fiellende Anfuchen jedem Grad, fo, wie auch dem 
Perfonale des großen und kleinen Generalſtabes nachfolgenden Gehalt, 
nämlid) : 
a) Für zwanzig Jahre effektiven Dienftes, ohne Unterbrechung, dit 
Hälfte der ganzen Defoldung. 

b) Für fünf und zwanzig Jahre effeftiven Dienftes, ohme Unter: 
brechung, zwei Drittheile der ganzen Befoldung. * 

c) Für dreißig Jahre effektiven Dienſtes, ohne Unterbrechung, drei 
Viertheile der ganzen Befoldung. 

b) Für fünf und dreißig Jahre effeftiven und ununterbrochenen Dien: 
fies die volle und ganze DBefoldung, wie auf folgendem Tarif 
der Retraitepenfionen zu erfehen ift. 
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Tarif der Retraite und Reformgehalte in franzöfifcher 
Währung. 


zaur 20 Jahre.|ZUr 25 Jahre. 


5507 11014 
| Oberftlieutenant . | 3772 7544 
| Bataillonsmajor . | 2790 5580 
Hauptmann . . |2023 ! 4047 
Erſter Lieutenant . | 1209 | 7: 2419 
Erſter Unterlieut. . | 994 1988 
Zweiter » . | 900 1800 
Kaplan . . „11257 2544 
DOberwundarzt - | 4047 
Unterrwundarit - 1652 
Fähndrih . . - 50 | 38%/ı2| 1147 
Stabsfourrier . - 6 76%/2| 704 
Tambourmajrr . 771/%| 575 
Kapellmeifter . . | 2 7m 575 
Adjutantunteroffiz. 389/12 
Tambourforporal . ! 535/, 
Schneidermeifter . 771 
Schuhmaderm. . 87%/ı2 
Waffenfhmied . 87%/ı2 
Prof. » .» - i 87°%/ı2 
Feldweibel. - - 5 765/21 
Wachtmeifter . 771% 
Fourir . . - 771, 
Korporal . i s 87542 
Mufifant . . 8792 
Zambour . » . 1 
Soldat . 171% 





- 
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$. 2. Der Retraite= und Meformegehalt, ald Belohnung für die 
dem König geleifteten treuen Dienfte ift perſönlich und Iebenslänglid. 
Das Recht zum Retraite= und Neformgehalt verliert man nur durd) die 
Annahme von Anftellungen und Befoldungen von einer fremden Re— 
gierung, bevor 20 Dienftjahre verfloffen find, oder durch entehrende 
Verurtheilungen. 

$. 3. Nebft dem Retraite= und Reformfold können zugleich auch 
Gehalte von Civilämtern bezogen, und Militärftellen in der Schweiz 
befleidet werden. 

$. 4. Das Minimum des Reformefoldes, wozu die Offiziere, Un: 
teroffiziere und Soldaten, fo wie audy die zum großen und Fleinen 
Stab gehörigen Perfonen Anfpruc haben, ift mit dem Retraitegehalt 
für zwanzig effektive Dienftjahre gleichgeftellt, und wird je nad Be: 
fchaffenHeit der Wunden oder körperlichen Gebrechen, fo wie der 
Dienftjahre, nad dem beigefügten Zahlungstarif des Retraitefoldes 
vermehrt. 

$. 5. Die Dienftjahre für den Retraitefold werden erft von dem 
laut Art. IM. 5. 8. für die freiwillige Anwerbung geftatteten Alter 
an gezählt. 

In Kriegszeiten zählt jeder Feldzug für zwei Jahre, und die Dienft: 
zeit zu Grlangung des Retraitefoldes wird durdy die Truppenkontrolle 
und durch ‚Zeugniffe des Adminiſtrationsraths erwiefen. 

$. 6. Der Retraite= oder Reformfold für effektives Dienftalter in 
jedem Grad erheifcht zwei in diefem Grad zurüdgelegte Dienftjahre ; 
wenn diefe zwei Jahre nicht vollftändig find, fo richtet fich der Re— 
traite= oder Reformfold nad dem unmittelbar darauf folgenden niedern 
Grad. 

$. 7. Die penfionirten Individuen können ihren Gold nach ihrem 
DBelichen im Königreiche der beiden Sizilien gder in ihrem Waterlande 
genießen. 

$. 8. Se. Majeftät bewilligen jedem penfionirten Unteroffizier 
und Soldaten bei der Abreife von feinem Regiment eine neue vollftän: 
dige Kleidung nebſt Säbel, damit fie auf eine ehrenhafte Art in die 
Schweiz zurüdfchren, wie es der Wille des Königs ift. 

$. 9. Ge. Majeftät bewilligen jedem Individuum, das mit Re— 
fraitepenfion nad der Schweiz zurückkehrt, die freie Reife zu Waſſer 
von Neapel bis Genua. Dem zu Folge wird der Kriegsminiſter jedes 
Jahr und zur gehörigen ‚Zeit den Chefs der Schweizer: Regimenter 
einen daherigen Befehl zufommen laffen, und darin den Tag der Ab— 
reife beftimmen. 

$. 10. Se. Majeftät bewilligen den Wittiven der auf dem Schlacht: 
feld gebliebenen oder an erhaltenen Wunden geftorbenen Offiziere, 
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Unteroffiziere und Soldaten eine Retraitenenfion, welche der Hälfte 
des Minimums des durch gegemmärtigen Artikel beftimmten Reform: 
foldes gleich ſtehen wird. 

$. 41. Diefe Prenfion kann auf die Kinder übertragen werden, 
wenn ihre Mutter Feine zehn Jahre nach dem Tode ihres Mannes 
lebt ; fie wird denfelben während fünfzehn Jahren, vom Tod des Wa: 
ters am gerechnet, verabfolgt werden. 

5.12. Die Witte eines OÖffiziers, Unteroffiziers oder Sol— 
daten, der Sr. Majeftät zehn Jahre gedient hat, erhält die gleiche 
obbemeldte und ebenfalls auf die Kinder übergehende Penfion. 

$. 13. Wenn ſich jedoch unter den Offizieren, weldye bei der Gr: 
richtung der Regimenter in diefelben treten, ſolche befinden follten, die 
zu der ‚Zeit fünf und vierzig oder mehrere Jahre alt wären, fo haben 
die Wittwen und Kinder derfelben das fo eben benannte Recht zur Pen- 
fion aud dann, wenn befagte Offiziere fterben würden, ehe fie zehn 
Dienftjahre vollendet hätten. 

6. 14. Kein Offizier darf fi) weder beim Regiment noch in der 
Schweiz ohne Erlaubniß Sr. Majeftät und feiner Kantonsregierung 
verheirathen; weßhalb der Oberft feinen Vorſchlag einreichen wird. 

$. 15. Die Unteroffiziere und Eoldaten müffen hiezu ebenfalls die 
Erlaubniß ihres Oberften erhalten haben. Diejenigen, welche diefer Re: 
gel zumider handeln, verlieren das Recht auf die Penfion. 


Art. VI, Ernennungen. 


Allgemeine Verfügung. Es wird als Grundfak aufgefiellt, 
daß in der Wertheilung der Oberoffiziers, Stabsoffizier- und andern 
Offizierftellen unter den beiden fapitulirenden Kantonen die vollkom— 
menfte Gleichheit beobachtet werden fol. Demnach wird allzeit ein 
jeder der beiden Kantone einen der zwei Negimentschefs, einen Ba— 
tailonsmajor, die Hälfte der Stabsoffizierftellen des Regiments, die 
Stellen von Stabsoffizieren eines Bataillons, und die Hälfte‘ der 
Hauptmanns= und Offizierftellen der Glitenfompagnien des Regiments 
haben. Diefer Grundfag wird immer fowohl bei Grnennungen , als 
bei MWiederbefegungen befolgt werden, ohne daß «8 einer Grinnerung 
an denfelben bedarf. 

$. 4. Die Chefs und Oberoffiziere werden vom König ernannt. 
Se. Majeftät werden über diefe Stellen zu Gunften jener Offiziere 
der Kantone Freiburg und Solothurn verfügen, welche Sie wegen 
ihrem Wltersrang , ihren Dienften oder ihren Talenten hiezu am wür⸗ 
digſten erachtet. 

$. 2. Zu allen andern Offizierſtellen ernennt der König bei der 
erſten Greihtung auf den Worfchlag der Megierungen der löblichen 
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kapitulirenden Kantone diejenigen Individuen, welche Se. Majeſtät 
jähig erachten, dieſe Stellen gut verſehen zu können, mit Ausnahme 
jedoch der Großrichter, Adjutantmajore, Kapläne und Fähndriche, 
welche durch die Oberſten der Regimenter vorgeſchlagen werden. 

9. 3. Die Quartiermeiſter, Kleidungshauptleute und Werboffiziere 
werden, auf Vorſchlag des Generalverwaltungsraths des Regiments, 
durch den König ernennt. 

9. 4. Nah der erſten Formation werden die Grenadier- und 
Yägeroffiziers fortwährend von Sr. Majeſtät auf den Vorfchlag des 
Oberſten gewählt. 

$. 5. Die Unterlieutenants werden durd den König, auf den 
Vorfchlag des Hauptmanns der Kantonalfompagnie, und aus Ange: 
hörigen desjenigen Kantons, für welchen die Stelle ledig geworden ift, 
fo wie auf den Vortrag des Regimentsoberften, ernennt. 

$. 6. Die Adjutantunteroffiziere, Tambourmajore und Proſoſe 
ernennt der Oberft des Regiments auf den Vorſchlag der Bataillons- 
majore; die Unteroffiziere und Korporale werden ebenfalls durch ihn 
ernannt und zwar auf den durch die Bataillonsmajore genehmigten 
Vorſchlag der Hauptleute. 

$. 7. Die Muſikanten und Meifterhandwerker werden durch den 
Derwaltungsrath gewählt. 


Art. VII Beförderungen. 

9. 4. Beiden Beförderungen in den Füfilierfompagnien, weldye ein: 
zig Fantonal find, kömmt die ledig gewordene Kompagnie von Rechts: 
wegen dem älteften Offizier des Kantons im Regiment zu, mit dem 
ausdrüdlichen Worbehalt jedoch, daß diefer Offizier die erforderlichen 
Eigenſchaften befige, und von guter Aufführung fei. 

$. 2. In jedem Regiment wird die Beförderung zum Lieutenant, 
nach dem Dienftalter entichieden, fo daß der ältefte erfte Unterfieute- 
nant des Regiments zu der nächſt erledigten Zieutenantsftelle gelangt, 
ohne Rüdficht, in welcher Kompagnie diefe Erledigung Statt habe. — 
Die erledigte erfte Unterlieutenantsftelle wird nach der gleichen Regel 
mit dem älteften zweiten Unterlieutenant des Regiments wieder befept. 

$. 3. Die Quartier: oder ‚Zahlmeifter gehören immer zum Stab, 
und können nicht weiter, als bis zum Grad eines Hauptmanns vorrüden, 
indem ihr Grad nur kituläe ift; wenn jedoch ihr Dienftalter fie bis 
zum Grad eines Bataillonsmajors gebradht hat, fo können fie zwiſchen 
diefem neuen Grad und ihrer Quartiermeifterficlle wählen. Würden 
fie alsdann vorziehen, ihren Dienft als Quartiermeifter fortzufegen, fo 
find fie gehalten ftets im diefer Cigenfchaft zu dienen. Auf gleiche 
Weife verhält es fih mit dem Werbhauptmann. 
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9. 4. Die Bataillonsmajore werden immer aus den Hauptleuten 
desjenigen Kantons gewählt, dem die erledigte Stelle angehört. 

$. 5. Kömmt die Stelle eines Oberfilieutenants in Grledigung, 
fo ernennen Se. Majeftät einen der beiden Majore an diefelbe. Wür— 
den es jedoh Se. Majeftät nicht für gut finden, den älteften Batail- 
lonsmajor hiezu zu ernennen, fo wird Sie diefem, wenn er es wünfct,- 
die Retraitepenfion beiwilligen. 

6. 6. Wenn die Stelle eines Regimentsoberften ledig geworden, 
fo ernennen Se. Majeftät an diefelbe den Oberfilieutenant oder einen 
der beiden Bataillonsmajore, und werden den Oberfilieutenant oder 
dem älteften Bataillonsmajor auf ihr Werlangen die Retraitepenfion 
bewilligen, in dem alle nämlich, wo Sie nicht für gut finden follte, 
die Regimentsoberftenftelle einem der beiden älteſten zu verleihen. 

$. 7. Se. Majeftät behalten ſich vor, für ausgezeichnete Thaten, 
auf den Vorſchlag eines Drittheild der Offiziere des Verwaltungs— 
rathes auferordentlihe Beförderungen zu verleihen, ohne jedody von 
den Bedingungen der Kapitulation, im Betreff der gleichen Austhei- 
lung der Stellen, auf die beiden Kantone abzuweichen. 

6. 8. Alle Schweizeroffiziere, welche unter den Fapitufirten Re- 
gimentern dienen, haben das Recht, zu allen Stellen ohne Ausnahme 
zu gelangen. 

$. 9. Die Scweizeroffiziere in Dienften Er. Majeftät des Königs 
beider Sizilien, von welchem Glaubensbekenntniſſe fie feien, können zu 
allen Militairftellen gelangen. 

6. 10. Se. Majeftät werden den Oberften, ſobald die Werbungen 
begonnen haben, die ihren Graden zukommenden Gehalte und Emolu— 
mente verabfolgen laſſen, wobei die Hälfte ihrer für die Legitimität voll- 
brachten Dienftjahre, ſowohl für die Beförderungen als für die Re— 
fraitepenfion gezählt wird. 

6. 44. Die feit 1813 file die rechtmäßigen Fürften und auch die 
feit dieſer Epoche im Dienfte des Waterlandes gemachten Feldzüge 
zählen den Offizieren unter dem Grad des Oberften doppelt, nämlich: 
ein Monat zählt für zwei Monat effektiven Dienftes. 


Art. VII. Verwaltung. 


5. 4. Jedes Schweizer - Regiment in Dienften Sr Majeftät des 
Königs beider Sizilien hat einen Generalverwaltungsrath. 

5. 2. Der Werwaltungsrath wird aus allen Oberoffizieren und 
allen Hauptleuten gebildet, welche Oberoffiziere und Hauptleute alle 
einer für und um den andern zur Garantie der ihnen anvertrauten Gel: 
der verpflichtet find. 

$. 3. Der WVerwaltungsrath wählt fi einen engern Ausfhuß, 
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der aus dem Oberſt als Präfident, dem Oberfilieutenant, dem ältern 
Bataillonsmajor, dem Hauptmannguartiermeifter und zwei Hauptleuten 
befiehen folle. Der zweite Bataillonsmajor und zwei Hauptleute find 
Suppleanten. Bei der Errichtung diefes Ausſchuſſes wird man die 
Beſtimmungen der Föniglichen Verordnungen befolgen. Die zwei Haupt: 
leute, welche zum Werwaltungsrath gehören follen, fo wie auch die 
zwei zu Suppleanten beftimmten Hauptleute werden aus verfchiedenen 
Kantonen gewählt. 

$. 4. Der Verwaltungsrath fol fi wenigfiens jedes Wierteljahr 
einmal verfammeln, um zum Abfchluffe der Rechnungen zu fchreiten. 
Seine Befchlüffe find gültig und für alle Mitglieder verbindlich, wenn 
die Anzahl der fi) Berathenden eine Stimme mehr als die Hälfte der vol: 
len Anzahl der Mitglieder beträgt. 

$. 5. Der gefchäftsführende Ausschuß fol fi mit allen täglich 
vorkommenden und laufenden Berwaltungsgefchäften befaffen. 

$. 6. In Folge der Garantie der Fonds werden die Mitglieder des 
Berwaltungsraths auf eine mit ihren Gehalten im Verhältniß ſtehende 
Weiſe in die Werantwortlichkeit eintreten, welche aus der Werwaltung 
der Maffen erfolgen wird. 

97. Was die Garantie der Werbungsgelder, fo wie den Sold 
der Refruten und Werber betrifft, fo ift der Werbhauptmann dafür 
verantwortlih, unnachtheilig jedod) der obenangeführten Solidargawähr: 
leiftung. Gr wird alle drei Monate dem Verwaltungsrath und über: 
dem noch einem jeden betreffenden Hauptmann Rechnung ablegen. 

$. 8. Betreffend die Garantie der Wiederanmwerbungsgelder und des 
Soldes, fo bleibt der Kompagnichauptmann, fo bald er ſolche em: 
pfangen hat, einzig dafür veranmwortlid), ebenfalls unnachtheilig der oben: 
angeführten Solidargarantig; dem zu Folge wird er auch die Vortheile 
zu genießen haben, die daraus erwachfen möchten. Wenn felbiger mit 
Tod abgehen würde, fo follen feine Erben gehalten fein, der Kaffe 
des Verwaltungsraths diejenigen Fonds zu erfegen, deren Verwendung 
nicht gerechtfertiget werden kann. 

$. 9. Die allfälig in den Kaffen der Regimenter oder der Werb⸗ 
bureaur vorgefundenen Fonds, deren Verwendung nicht gerechtfertigt 
werden könnte, fallen dem föniglihen Schaße anheim. 


Art. IX. Kleidung. 


$. 41. Da es auch im Willen Sr. Majeftät liegt, daf jeder Schwei: 
zermilitär gut gefleidet fei, fo bewilligt Sie zu dem Ende jedem Unter: 
offizier und Soldaten nachſtehende Kleidung, nämlich: 
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Für alle zwei Jahre: 
$. 2. 1 Rod von Tuch. 
1 Ueberrod von Tud. 
4 garnirten Tſchakko. 
1 Tſchakkoüberzug. 
4 Pompon. 
Für jedes Jahr: 
J. 3. 1 Paar Pantalon von Tuch. 
1 Aermelweſte von weißen Tuch. 
4 Polizeimüge von Tuch. 
3 Paar leinene Pantalons, wovon eines zu den Strapazen. 
3 Paar Unterhofen. 
3 Paar Soden. 
4 Paar Halbkamafchen, 41 ſchwarzes von Tuch und 3 weiße 
leinene. 
2 Sacktücher. 
2 Paar Schuhe. 
6 Paar Sohlen. 
1 Maffabüchlein. 
2 Paar Hofentrager. 
2 fhwarze Halsbinden mit zwei weißen Banden. 
Für einmal bei der Anfunft zum Regiment geliefert: 
$. 4. 4 Ordonnanzhaberſack mit Riemen. 
1 Kleiderbürfte. 
1 Fettbüchſe. 
4 ledernes Futteral, enthaltend folgende Gegenftände als: 
4 Bürfte von Haut zum Glänzen der Knöpfe. 
1 Kamm, um fi zu reinigen. 
4 Ahle mit Heft. 
1 Fingerhut. 
3 Nadeln. 
1 Knäuel weißen Fadens. 
1 Knäuel fhwarzen Fadens. 
2 Paar Knöpfe für Stegreife. 
1 Sceere. 
Die obbemeldten Artikel werden jedem Rekrut bei feiner Ankunft 
auf dem Hauptdepot geliefert. 
$. 5. Der Rod foll für die Schweizertruppen fharlachroth fein, für 
Offiziere und Soldaten ohne Schnüre. 
Das erſte Regiment erhält himmelblaue Auffchläge und Revers ; 
das zweite, firohgelbe ; 
das dritte, dunfelblaue. 
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6.6. Für alle drei Megimenter wird das Futtertuch weiß, die 
Pantalons werden himmelblau und weit fein. 

5. 7. Der Schnitt des Rods und der Pantalons foll für alle 
drei Regimenter der gleiche, und nah Modell fein; fo wie auch für 
die Ueberröde, die dunkelblau und ebenfalls nah Modell fein follen. 

6. 8. Gelbe Knöpfe, Epauletten * Degengehenke von Gold 
für alle drei Regimenter. 

9. 9. Die Ofjfiziere können außer Dienſt den Hut tragen, aber 
ſtets mit dem Pompon und niemals mit Federbüſchen. 

9. 40. Die Muſikanten ſollen in umgekehrtem Sinne gekleidet 
werden, das heißt: mit himmelblauen, ſtrohgelben und dunkelblauen 
Röcken mit ſcharlachrothen Revers und Aufſchlägen. 

$. 11. Die Geſundheitsoffiziere tragen die gleiche Uniform, wie 
die Gefundheitsoffiziere der Armeen Sr. Majeftät. 


Art. X. Bewaffnung. 
6. 4. 1 Gewehr mit Bajonett. 
1 Bajonetticheide. 
1 Säbel mit Scheide. 


Ausrüſtung. 
1Patrontaſche mit Dedel. 
1 Patrontafchenfutter. 
1 Bandelier. 
1 Gewehrriemen. 
1 Säbelfuppel. 
1 Schraubenzieher. 
2 Feuerfteinfutter. 
1 Kugelzieher. 
1 Raumnadel. 
1 Oelfläſchchen. 
1 volftändige Trommel für jeden Tambour. 
4 Trommelriemen, 2 Trommelſtöcke und ein weißes ledernes 
Kniefell. 
4 Stod für jeden Tambourmajor und Tambourkorporal. 


Art. XI. Abzugsmaſſe. 
$. 1. Jeder Hauptmann ift gehalten, ein namentliches Abzugs: 
buch zu führen, das er alle fechs Monate dem Werwaltungsrathe vor: 
zulegen bat. 
$. 2. Jeder Unteroffizier und Soldat, vom Feldweibel an gerech— 
net, fol täglich 15 Gentimes für den Unterhalt der Waſche, der Fuß— 
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beffeidung und der Fleineen Montieung in feiner Abzugsmaffe zurück 
laſſen; demzufolge fol die Abzugsmaffe eines jeden Unteroffiziers und 
Soldaten 10 Franken betragen, fo wie es durch den Art. III. 5. 20. 
vorgefchrieben ift, und «8 folle feine Abrechnung des Ueberfchuffes die: 
fer feftgefegten Summe Statt finden, bis der Haberfad mit drei 
Hemden und den durch Art. IX. vorgefchriebenen Effekten verfehen 
fein wird. 

$. 3. Alles, was den Soldaten am Geld oder Lieferungen ver— 
abfolgt wird, fol durch die Hauptleute in das Abzugsbuch, fo wie 
in das Maffabüchlein der Soldaten, welches der Hauptmann zu un: 
terfchreiben hat, eingetragen werden. 

9. 4. Die Abzugsrechnungen follen alle drei Monate abgefchloffen 
und dur den Soldaten in Gegenwart von zwei Zeugen unterzeichnet 
werden. 


Art. XI. Rang und Dienftalter. 

5. 4. Die Schweizer: Regimenter nehmen ohne Unterfchied mit den 
andern Korps St. Majeftät, nach dem Datum ihrer Errichtung, ihren 
Rang ein. 

$. 2. Die Schweizer-Regimenter tragen den Namen ihrer Oberften, 
und werden mit 1, 2 und 3 ꝛc. numerirt. 

$. 3. Wenn die Schweizertruppen mit den andern Truppen Gt. 
Majeftät Dienft thun, fo fünnen fie in feinem Fall anders, als dur 
einen höhern oder Altern Grad befchligt werden, und bei Gleichheit des 
Grades gibt das Ältere Brevet das Recht zum Kommando. 

$. 4. Bei Gleichheit des Grades, und Alters des Grades gibt das 
Dienſtalter das Recht zum Kommando, und bei Gleichheit des ra: 
des, des Alters des Grades und des Dienftalters übernimmt der Offizier 
des Älteften Korps das Kommando. 

$. 5. In gefcbloffenen Plägen kommandirt bei Gleichheit des Gra— 
des der Infanterieoffizier vorzugsweife vor dem Kavallerie: oder Dra— 
goneroffigier; in offenen Plägen dagegen fommandirt der Kavallerie: 
oder Dragoneroffizier vorzugsweife vor dem Infanterieoffizier. 

9. 6. Die Schweizerfompagnien nehmen ihren Rang nad dem 
Alter der Brevets ihrer Hauptleute ein, und die Detafchementer nach 
dem Rang ihres Regiments. Die Orenadierhauptleute haben in diefer 
Hinfiht feinen Vorzug vor den Füfilierhauptleuten. 


Art. XII. Dienft. 
$. 4. Die Schweizer = Regimenter können niemals außer Europa 
gefandt werden, oder Garnifon auf die Kriegsfchiffe geben, und follen 
fo wenig als möglich kompagnie- oder bataillonsweife detafchirt werden. 
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6. 2. Die Schweizer: Regimenter Fönnen in allen Theilen Europa's 
gebraucht werden, ausgenommen gegen ihr eigenes Vaterland. 

$. 3. Man wird fo viel möglidy vermeiden , diefelben auszufegen, 
fih gegen ihre im Dienſt anderer Mächte ſtehenden Landsleute fchlagen 
zu müffen. 

5. 4. Sie können niemals, weder im Ganzen nod) theilsweife, 
andern Korps der Armee des Königs einverleibt werden. 


Art. XIV. Urlaub und Abſchied. 

$. 4. Mad dem erften Jahre, und wenn die Regimenter vollzäh— 
lig fein werden, wird im Friedenszeiten jedes Jahr, wenn feine außer: 
ordentliche Umftände es verhindern, einer gewiffen Anzahl von Offizieren, 
Unteroffizieren und Soldaten Urlaub für acht Monate ertheilt, was Se. 
Majeftät jedes Jahr beftimmen werden. 

5. 2. Der Sold der Beurlaubten wird ihnen zur einen Hälfte in 
der Schweiz und zur andern Hälfte bei ihrer Zurückkunft zu ihren Re: 
- gimentern ausbezahlt werden; jedoch ohne den geringften Abzug von 
Seite des königlichen Echages, und diefes mit Rüdfiht auf die Ent: 
fernung von ihrem Vaterlande, fo wie auf die Nothwendigkeit, die 
felben nebft den gewöhnlichen Werbern für die Werbung zu gebrauchen. 

$. 3. Se. Majeftät bewilligen den Beurlaubten, gleich den pen: 
fionirten Individuen, die freie Reife zu Waffer von Neapel nad Genua 
und bei der Rüdreife von Genua nad Neapel. 

$. 4. In Priedenszeiten werden derjenigen Mannfchaft, deren 
Dienftzeit im frühern Trimeſter zu Ende gelaufen ift, die Abfchiede vier 
Mal des Jahres ausgeliefert und, fo viel immer möglih, im erften Mo— 
nat eines jeden Trimefters, vorausgefegt jedoch, daß diefe Mannſchaft 
ihrem Hauptmann nichts ſchuldig fei, oder aber dasjenige, was fie 
allfällig Fhuldig fein könnte, baar bezahlen wird. 

$. 5. Im Kriegszeiten wird während der Dauer eines Feldzuges 
fein Abfchied ertheilt, und die Mannfchaft, deren Dienftzeit beendigt ift, 
erhält ihren Abfchied erft während den Winterquartieren oder im Monat 
Januar dcs folgenden Jahres. 


Art. XV. Verpflegung. 

5. 4. Jeder Unteroffizier und Soldat erhält täglich eine Razion 
Brod von 24 Unzen, neapolitanifchen Gewichts, und der Offizier, Un: 
teroffizier und Soldat genießt überdieß zu allen Zeiten ale andern Vor: 
theile, Vergütungen und Gehaltszulagen gleih den andern Truppen 
Sr. Majeftät. 

$. 2. Wenn die Schweizer: Regimenter im Felde fichen, erhält 
jedes Individuum, außer der oben erwähnten Brodrazion, eine Razion 
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Fleifh von wenigftens acht Unzen, nebft einer Razion Reis von. zwei 
Unzen per Tag; das Gleiche findet Statt, wenn die Schweizertruppen 
fih auf dein Marfche befinden. 

6. 3. Die Razionen müffen gefund und von gufer Qualität fein. 


Art. XVI. Feuerung. 
49. 4. Die Offiziere haben Fein Recht zu Holzrazionen ; dem zu 
Folge müffen fie fidy die Feuerung aus ihrem Sold anfdaffen. 
9. 2. Die Unteroffiziere und Soldaten hingegen erhalten jeder 
eine Razion Holz, mit der fie zweimal des Tages ihre Küche beforgen 
fönnen. 


Art. XVII. Beleuchtung. 

$. 4. Die Beleuchtung in den Kafernen und in den Gemächern, 
fo wie in den Wachtftuben, wird gemäß den beftehenden Reglementen 
geliefert. 

Art. XVII. Wohnung. 

6. 1. Den Unteroffizieren und Soldaten, welche in den Kafernen 
wohnen, werden Betten mit wollenen Deden, mit Matrazen von Pferde: 
haaren und mit Streohfäden geliefert, und zwar 

5. 2. Jedem Unteroffizier und verheiratheten Mann ein eigenes 
Bett. 

$. 3. Die Schweizertruppen foDen insbefondere in den Gemächern 
der Kafernen fo geräumig als möglich beherbergt werden, um hiedurch 
zur Gefundheit beizutragen und Krankheit zu verhüten. 

$. 4. In den Kafernen zu Neapel werden fich anftändige Zimmer 
für die Subalternoffiziere finden, und zwar je nach der Größe eines für 
zwei oder drei derfelben. 

$. 5. Im Feld werden die Schweizer: Regimenter, wie die andern 
Truppen Sr. Sizilianifhen Majeftät, beherbergt. 


Art. XIX. Spitäler. 

5. 1. Die Schweizer : Regimenter werden in den Civil: und Milis 
tärfpitälern, Ambülancen und mineralifhen Anftalten auf dem Fuß, 
wie die Truppen Sr. Majeftät aufgenommen und behandelt. 

5. 2. Der Abzug am Sold der Mannfchaft, die in vorbenannten 
Anftalten eintritt, gefchieht nach den für die andern Truppen Sr. Ma: 
jeftät beftehenden Regimentern. 


Art. XX. Gerchtigfeitspflege und Mannszudt. 
6. 4. Die Schweizer: Regimenter haben ihre eigene Gerechtigkeits: 
pflege. Sie werden diefelbe nach dem für die Schweizer = Regimenter in 
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franzöfifchen Dienften beftchenden Militärſtrafgeſetzbuch, fo wie dieſes 
gegenwärtig befteht, oder mit der „Zeit abgeändert oder modifiziert wer: 
den dürfte, ausüben. 

62 Die Mannfchaft diefer Regimenter kann in feinem Kalle für 
Disziplinfehler, Vergehen oder Verbrechen vor andere Tribunale, als 
vor diejenigen ihrer eigenen Korps gezogen werden. 

5. 3. Dem zu Folge: muß jeder Schweizermilitär, der durch fremde 
Behörde für irgend ein Vergehen oder Verbrechen verhaftet worden ift, 
fogleidy und ohne Auffhub feinen natürlichen und einzig fompetenten 
Richtern ausgeliefert werden. 

5. 4. Die Koften der Vollziehung aller UrtHeile fallen zu Laften 
Str. Majeftät. 


Art. XXI. Mufif. 

$. 1. Se. Majeftät werden außer den zmölf bereits auf dem Beſtand 
der Regimenter getragenen Mufifanten noch acht mehr auf das Regiment 
bewilligen , welche aber nur den Sold als gemeine Eoldaten erhalten. 

$. 2. Diefe acht Mufifanten find im Beſtand der Füfilierfompagnie 
begriffen, und der Mehrbetrag ihrer Befoldung wird durch das Offiziere: 
Korps der Megimenter geliefert. 

6. 3. Die Mufif wird für jedes Regiment nach hier folgender, feft: 
geſetzter Anzahl gebildet werden, nämlich: aus 


Klarinets j .. 410 
Flöten 2 
Hörner 2 
Fagots 2 
Poſaunen 1 
Serpent ; 1 
Cymbeln (Paar) 2 
Große Trommel A | 

zufammen 21. 

In der Gefammtzahl der Mufifanten it auch der Kapellmeifter 


begriffen. 

$. 4. Se. Majeftät bewilligen ein für allemal jedem Reaimente die 
Bezahlung obgenannter Inftrumente, welche als Eigenthum der Regi: 
menter betrachtet werden follen. 


Art. XXII. Wrtilleriefettion. 


6. 1. Es wird jedem Regiment eine Artilleriefeftion beigegeben wer: 
den, zufammengefeßt und befoldet laut folgender Tabelle: 


Befoldungs Tarif in 1 frangöfi (chem nn 
Gelde. 


Grade. 


1 Artillerielieutenant 


1 Wachtmeiſter 
1 Korporal 
20 Kanonier und Arbeiter 
Fourrier . 
5 1 Fuhrwefen | Brigadier 
ZTrainfoldaten, wor: 
unter 4 Arbeitet 





6.2. Diefe Artilleriefektion. F in allem af * gleichen Fuße wie 
die Elitenkompagnie gehalten werden, und die Mannſchaft, welche die— 
ſelbe zu bilden beſtimmt iſt, ſoll zu gleichen Theilen aus den fämmtlichen 
Füfilierfompagnien ausgezogen werden, ohne daß jedoch die Stärke die— 
fer, fo wie fich felbe in dem Art. I. angehängten Regimentsbeftandsetat 
fefigefegt befindet, dadurch irgend eine Vermehrung erleide. 

9. 3. Der Xrtillerielieutenant wird aus den beiden Fapitulirenden 
Kantonen wechfelweife gewählt, und für die erfte Formirung fällt diefe 
Stelle demjenigen Kanton zu, welcher den Oberftlieutenant geben wird. 


Art. XXI. Allgemeine Verfügungen. 

5. 4. Die Schweizeroffiziere, welche, nachdem fie alle Vertheidi— 
gungsmittel angewandt haben, in die Hände des Feindes fallen würden, 
werden während der ganzen ‚Zeit ihrer Gefangenſchaft zwei Drittel ihres 
Aktivitätsfoldes nach ihrem refpeftiven Grade genießen. 

$. 2. Jedes Regiment erhält eine Fahne, auf einer Seite das Wap⸗ 
ven Sr. Majeftät des Königs beider Sizilien, und auf der andern das 
weiße Gidgenöffifhe Kreuz führend, mit den Wappen derjenigen Kan 
tone, welche das Regiment bilden. 

9. 3. Die kapitulirten Regimenter werden gehalten fein, ſich den 
für die andern Truppen Sr. Majeftät beftehenden Reglements zu unter: 
ziehen, mit dem beftimmten Vorbehalte jedoch, daß ſolche gegenwärtige 
Kapitulation nicht beeinträchtigen ; fo wie fie auch alle Vortheile genießen 
werden, auf. welche fie laut eben diefen Reglementen Anſpruch zu 
machen haben. 

6. 4. Das Kommando bei den Truppen fol in deutfcher Sprache 
geführt werden. 
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$. 5. Die Schweizer : Regimenter werden die freie Ausübung is 
Sottesdienftes und ihrer Begräbnißfeierlichfeiten beibehalten. 

6. 6. Wenn während der Dauer diefer Kapitulation die Schweiz 
einen Krieg zu führen hätte, fo follen die Fapitulivenden Kantone bered: 
tigt fein, ihre Regimenter zurückzuberufen. St. Majeftät verpflichten 
Sid) felbe abziehen zu laffen, fobald man ſich über die Feſtſetzung der 
Termine verftdndigt haben wird, im welchen dem königlichen Schatze 
der Werth aller von den Regimentern mitgenommenen Effekten , beftehend 
in Kleidungsftüden, Montirung und Bewaffnung vergütet werden fol 
len; unter Vorbehalt der Reziprozität in Hinficht diefer Vergütung für 
bemeldete Effekten bei erfolgter Rückkehr der Regimenter in Neapel, und 
diefes zwar auf Fontradiftorifche Schakung hin. Se. Majeftät verpflid: 
ten fidy ferner, den Schweizer: Regimentern die Reife zu Waſſer von 
Neapel nad) Genua und von Genua nad Neapel Foftenfrei zu berilligen, 
auch follen im vorgefehenen Falle die Regimenter wieder in ihren erften 
Zuftand zurüdtreten. 

$, 7. Wenn unvorgefehene Umftände die Abdanfung der Schweizer: 
Regimenter, im Ganzen oder theilweife, vor Ablauf gegenmwärtiger Ka: 
pitulation nothwendig machen follten, oder wenn zu diefer ‚Zeit die könig— 
liche Regierung allein fi weigern würde, diefelbe zu erneuern, fo wer: 
den die Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten, aus denen fie beftehen, 
einen Reformgehalt erhalten, beftchend in jährlichen halben Zahlungen 
für jeden Grad; es wird überdief jedem Individuum, welches während 
zehn Jahren gedient hat, die Bezahlung als Retraite, und denen, die 
weniger als zehn Jahre gedient haben, eine Jahrbefoldung unter dem 
Titel von Entfhädigung, nebſt Foftenfreieer Reife zu Waffer von 
Neapel nah Genua, beiilliget werden. 

6. 8. Während der Dauer diefer Kapitulation werden Se. Majeftät 
feine Veränderungen in der Organifation der Schiweizertruppen ohne die 
Mitwirfung und Öenchmigung der löblichen kontrahirenden Kantone 
vornehmen. 

6. 9. Alle Vortheile, welche den andern löblihen Kantonen, die 
an diefer Kapitulation Theil nehmen, bewilligt werden Fönnten, und die 
in gegenwärtiger Kapitulation nicht feftgefeßt find, bleiben auch den bereits 
eingetretenen löbl. Ständen ausdrüdlic vorbehalten und gewährleiftet. 

5. 10. Die Schweizeroffiziere werden glei den Nationaloffizieren, 
die im Königreiche beider Sizilien befindlichen Militär und Genie: 
ſchulen befuchen fönnen. 

5. 14. Gegenmwärtige Kapitulation ift für die Dauer von dreifig 
Jahren abgefchloffen. Achtzehn Monate vor ihrem Ablauf werden ſich 
die Eontrahirenden Theile ihre Geſinnungen gegenfeitig eröffnen, fei cs, 
daß fie folche aufheben, erneuern, oder abändern wollen. 


— 67 — 


Zufag: Artifet. 

Se. Sizilianifhe Majeftät werden Schweizerifhen Handel 
oder wenigftens jenem der Fapitulirenden Kantone alle mögliche Begün: 
ftigung zugeftehen, und erflären demnah, Höchfidiefelbe werden fi, 
nad) beendigter Unterhandlung über die Militärfapitulation, mit den 
fapitulicenden Kantonen über die Erleichterung verftändigen, welche für 
die Einfuhr ihrer Induftrie und Landesprodufte in das Königreich beider 
Sizilien zu gewähren fein möchten. 

Se. Majeftät werden überdieß geftatten, daß in Fällen, wo die ge: 
nannten Fapitulirenden Kantone einigen Mangel an Früchten oder Lebens: 
mitteln leiden würden , diefelben in Höchſt Ihren Staaten foldye Früchte 
und Vorräthe anfaufen dürfen, infofern nicht wegen befondern Umftänden 
die Ausfuhr aus dem Königreich beider Sizilien verboten wäre. 


Nachtrag aus dem Unterhandlungsprotofoll. 


5. 4. Der Mann, der feinen endlichen Abfchied nimmt, behält ale 
fein Eigenthum feinen wohlverfehenen Sack und feine vollftändige Uniform 
in dem Zuftand, in dem fie fidy befindet. Auf der Rückſeite des Ab: 
fchiedes wird bemerft werden, daf er für feinen Sold und feine Abrech⸗ 
nung befriedigt fei. 

5. 2. Ein Soldat, der in den eriten fehs Monaten, nachdem er 
feinen Abfchied erhalten, fidy wieder anmwerben läßt, verliert weder fein 
Dienftalter noch feine Dienftjahre. 

$. 3. Wenn die Uniform einmal angenommen, werden daran Feine 
den Offizieren und Soldaten läftige Aenderungen vorgenommen werden. 

$. 4. Die im Art. IX. des Kapitulationsvertrags einzeln aufgezähl: 
ten Gffeften find den Unteroffizieren und Soldaten unentgeldlic und ohne 
Rüdhalt bewilliget, und es kann denfelben für die Anfchaffung diefer 
Effekten zu den im Art. IX. beftimmten ‚Zeiten auf der Abrechnung 
nichts abgezogen werden, fondern nur für deren Erfaß in den Zwiſchen⸗— 
zeiten. 

$. 5. Wenn Schweizermilitairs bei der Ueberfahrt zur See in die 
Gewalt der Barbaresfen gerathen follten, was jedoch bis jetzt ohne Bei- 
fpiel gewefen, und nad) den Anordnungen und Maßnahmen der Neapoli- 
tanifhen Regierung nicht Statt haben fann, werden Se. Majeftät 
Sid in diefem Falle gegen die Schweizermilitärs wie gegen Ihre eigenen 
Unterthanen erweifen, und in deren Rückſi cht wie für Ihre übrigen Trup: 
pen handeln. 

Zur Urkunde deffen Haben Wir bevollmächtigter Minifter Sr. Ma: 
jeftät des Königs beider Sizilien, und Wir Kommiffarien und Abge- 
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orönete der Kantone Freiburg und Solothurn gegenwärtige Kapitulation 
unterzeichnet, unter Worbehalt der Ratifitation unferer beiderfeitigen 
hohen Gommittenten. | 
Gegeben zu Murten, den 7. Weinmonat 1825. 
L. 8. Sign. PaulRuffo, 
Herzog dv. Calbello. 


L. S. Viktor v. Gibelin. 
L: 8. V. Glutz v. Blotzheim. 
—5 Carl Sury v. Büßy. 


Joſeph Fegeli. 
Francois Chollet. 


— 
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Ratifikation Sr. Maieftät des Königs 
von Neapel. 


Wir Franz I. von Gottes Gnaden König des König: 
reichs beider Sizilien, von Jeruſalem ıc. Herzog von 
Parma, Piacenza, Castro x. erblicher Großfürſt von 
Toskana ıc. ıc. Nachdem Wir obgemeldte Kapitulation gelefen, umd 
reiflich erwogen haben, wie auch das Protofoll der zu deren Abfchliefung zu 
Murten gepflogenen Gonferenzen, haben diefelben in ihrer ganzen Ausdeh- 
nung gutgeheißen, angenommen, beftätiget und ratifizirt, ſowohl fir Uns 
als Unfere Nachfolger, wie Wir fie annehmen, beftätigen und ratifizi- 
ren, inden Wir verfprechen, und Uns verpflichten mit Unfrer Treue und 
Königlihem Wort zu erfüllen und zu beobachten, unveränderlich erfüllen 
und beobachten zu laffen alles, was die vorbemeldete Kapitulation ent: 
hält. Sodann genehmigen. Wir, den Wünfchen der benannten löb— 
lichen Kantone entfprechend, daß die Artifel, über die man nad den 
von Unferm Bevollmächtigten gegebene Erflärung übereingefommen ift, 
gleihe Kraft und Gültigkeit haben, als wenn fie der nämlichen Käpi: 
tulation einverleibt wären, mit dem ausdrücklichen Vorbehalt endlich, 
daß die 56. 7 u. 10 des Art. VII. angefehen werden follen, als 
wären fie auf folgende Weife abgefaßt, nämlich: 

52.3: i 

Se. Majeftät behalten ſich vor, für ausgezeichnete Thaten außer: 
ordentliche Beförderung auf den Borfchlag eines Drittheils der Offiziere 
des Verwaltungsraths zu bewilligen, in fofern, daß foldye Beförde— 
tung den DOrganifationsplan der Regimenter nicht üÜberfchreite, und 
auch von den Beftimmungen der Kapitulation hinſichtlich der gleichen 
AustHeilung der Stellen auf die zwei Kantone nicht abgewichen werde. 


— 519 — 


. 10. 

Se. Majeftät werden den Oberfien, fobald die Merbung im 
Gange fein wird, die ihrem Rang gebührende Befoldung und Bor: 
theile bewilligen, und die Hälfte ihrer der Legitimität gewidmeten 
Dienftjahre wird für die Beförderung und die Retraite gezählt werden ; 
wohlverftanden, daß fiir die Beförderung die Hälfte ihrer im Grad 
eines Oberften für die Legitimität gemachten Dienftjahre an gerech: 
net werden foll. 

Zu Befräftigung deffen haben Wir gegenwärtige Kapitulation eigen: 
händig unterfchrieben, mit Unferm Föniglihen Wappen befiegeln, und 
durch Unfern Minifterftaatsraty, Präfidenten des Minifterraths und 
einftweilen mit der Zeitung der auswärtigen Angelegenheiten beauftragt, 
unterzeichnen haben. 

Gegeben zu Neapel am heutigen Tage, den 7. Jänner 1826. 

(Unterz.) Franz. 
(Unterz. ) Ludwig von Medici. 





Für die Rechtspflege bei den neapolitanifchen Regimentern gilt noch 
der barbarifche Gad y'ſche „Projet de Code”, wie er genannt wurde, 
womit es folgende Bewandtniß hat. Auf den Antrag des MWororts 
Zürich bearbeitete 9. v. Gady, marechal-de-camp im ſchweizeri⸗ 
ſchen ©eneralftabe zu Paris, den Entwurf eines Militärftrafgefeges 
für die im Jahre 1816 Fapitulirten Schweizer -Regimenter in franzö— 
fifchen Dienften, und legte ihn 1817 der Tagſatzung vor ‚unter dem 
Titel: „Projet de Code penal militaire pour les Regimens Suisses 
au service de S. M. 'Tres-Chretienne.” Nach einer oberflächlichen 
Berathung wurde cr im derfelben Seffion zum Geſetz erhoben. In— 
deffen traute die Tagfakung ihrem Werke felbft nicht; fie ließ daher 
diefes Geſetz nur zur einftweiligen Beobahtung mit abfichtlicyer 
Beibehaltung der Ueberfchrift: „Projet de Code” den betreffenden 
Regimentern mittheilen. Die Regimentschefs theilten bald ihre Be— 
merfungen und Kritifen mit, aber die dringend gewünſchte Revifion 
wurde verfchoben bis 1828, wo fie auf der Tagfagung zu Stande 
fam.*) Der Einführung diefes revidirten Goder trat aber nun Frank— 
reich in den Weg, weil er nicht durch Unterhandlungen mit dem fran- 
zöfifhen Gouvernement zu Stande gefommen war. Die Unterhand- 
Iungen begannen demnach, und nah einigen Modififationen wurde 


2) Diefe Reviſion lag der Rechtspflege bei dem eidgenöffifhen Nazional- 
fruppen zum Grunde, die nun auch revidirt worden ift. 
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auf der Tagſatzung von 41830 biefer Goder von Frankreich und der 
Gidgenoffenfhaft genehmigt. Da brach die Yuliusrevolution aus, und 
die kapitulirten Schweizer Regimenter wurden nah Haufe geicidt. 
Aber unter diefem, von der Tagfagung felbft als barbarifch und dra: 
koniſch verurtheilten Gady'ſchen Projekt fichen immer nody die 
vier Schweizer: Regimenter in Neapel. Cine gründliche und umfaf: 
fende Kritif diefes Goder von Hrn. 9. Pfyffer von Heidegg, Groß: 
richter bei dem Schweizer: Regiment in Neapel, findet ſich in der 
„Keitifchen Zeitfchrift für Rechtswiſſenſchaft ꝛc. von Mittermaier und 
Zachariä. 9 Band. 1837.” Mit Recht tadelt Hr. Pfyffer die 
Tagſatzung, daß fie diefe Regimenter als „verlorne Söhne” betrachtet, 
und für Werbeiferung ihres Schidfals nichts thut.*) 





III. Kirchliche Urkunden, 


Vorerinnerung. 


Nah dem urfprünglichen Plane follten in diefe Sammlung Firdy 
licher Urfunden nur die FZundamentalafte, worauf die fchweizeri- 
fhen Bisthümer beruhen (Konkordate und Eirfumffriptionsbullen), fo 
weit deren verhanden find, aufgenommen werden. Alles nicht rein 
Kirchliche, fondern Staatsfirhenrehtlihe (politifh Kirch— 
liche) follte in den zweiten Band, der das Kantonalftaatsrecht ent: 
hält, als Anhang zu den Verfaffungen der einzelnen Kantone, verwieſen 
werden. Diefe Norm ift im Allgemeinen auch beibehalten worden; 
jedoch konnten zwei bedeutende Ausnahmen nicht vermieden werden. 
Einmal mußten die Badener Konferenzartifel hier ihre Stellen finden, 


*) Nur Ein Moment aus diefer Krifif: Von 157 in dem Gefeh be, 
nannten Arten und Unterarten von firafbaren Handlungen werden 60 mil 
dem Tod, 36 mit Galeeren, 9 mit Tod oder Galeeren, 23 mit Galeeren 
oder Spiefrutben und nuc 9 mit Forreftioneler Strafe bedroht. Die Folge 
davon ift, daß das Obergericht die Urtbeile der erften Inſtanz meiftens 
mildert, und die Strafen in mehr oder minder ſchwere (doch meiftens fehr 
harte) Disziplinarftrafen ummwandelt. Aber die Kolge davon ift die all 
gemein beklagte gremzenlofe Willfübr der Rechtspflege, 
indem Tod oder Leben des Ungludlichen in der Stimmung oder Anficht 
liegt, die fih bei der oberfien Behörde im Augenblid ihrer legten Ent: 
(heidung , nach dieſen oder jenen Rückſichten, erzeugt. 
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ſchon deßhalb, weil fie außer ftaatsfirchenrechtlichen, auch auf die 
Kirchenverfaffung bezügliche Beftimmungen enthalten, ſodann, weil fie 
ein wichtiges Partifularkonfordat bilden und als ſolches in den erften 
Band gehören. Die zweite Ausnahme betrifft den Kanton St. Gal— 
fen. Hier fichen die Aften, wodurch die gegenwärtige proviforifche 
Kircheneinrihtung des Kantons entftand, in fo engem Zufammenhange 
mit der Ausbildung des Staatsfirchenrehts, daf eine Trennung die 
richtige Auffaffung des firchlichen Zuftandes in jenem Kanton erſchwert 
haben würde. 

Die Hiftorifchen Notizen, an denen die Anführung der Urkunden 
fortläuft, werden den Leſern nicht unwillkommen fein; ja die meilten 
werden wünfchen, daß die gefchichtlichen Frlänterungen noch ausführ- 
licher geworden wären. Allein eine fpeziellere gefchichtliche Behands 
lung würde den Umfang des eriten Bandes zu fehr vermehrt haben, 
mas gegen den Zweck diefer Sammlung ift. Auch fol Hier nur eine 
Urfundenfammlung und feine Geſchichte geliefert werden. Nur in 
Bezug auf St. Gallen, über deffen kirchliche Werhäftniffe noch viele 
im Irrthum find, nähern fich die Erläuterungen einer furzen gefchicht: 
lichen Darftellung. 


In der katholiſchen Schweiz beftanden vor der franzöfifhen Revo— 
Iution folgende Diöcefaneintheilungen : 

1) Die ganze öſtliche Fatholifche Schweiz bis an die Aar (mit 
Ausnahme von Graubündten, wo das Bisthum Chur war) gehörte 
zu dem Bisthum Konftanz; der Gik diefes Bisthums war früher 
gleichfalls in der Schweiz, nämlih in Windifch (Vindonissa) in 
dem jegigen Aargau, bis 560 n. Ehre. G., wo diefe vormals be— 
rühmte Stadt zerfiel und der Sig des Bisthums nad) Konftanz, als 
Bisthum der oberdeutfchen Lande, verlegt wurde. Durch Kon- 
ftanz fanden diefe fchweizerifchen Didcefantheile in dem erzbisthümlichen 
‚ Verband (Metropolitanverband) mit Mainz (fpäter, auf furze ‚Zeit 
unter Dalberg, mit dem Erzbistum Regensburg). 

2) Das Bisthum Bafel begeiff die nordweſtlichen Theile der Fa: 
tholifchen Schweiz über der Aar in ſich (das ehemalige Prunteut im 
8. Bern, den Fatholifchen Theil von Baſellandſchaft und theilweife Aar— 
gau und Solothurn). Diefes Bisthum war dem Erzbistyum Be: 
fancon in Franfreid untergeordnet. 

3) Das Bisthum Chur, das chedem bedeutende Beſtandtheile 
in den öfterreichifchen Staaten in ſich begriff, die in neuern ‚Zeiten, 
als Oeſterreich vermöge des juris cavendi et inspieiendi neue Bis— 
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thümer errichtete und alte refiringirte, abgeriffen wurden, gehörte, 
wie Konftanz, zu dem Erzbisthum Mainz. 

1) Das Bisthum Lauſanne — eines der älteften der Schweiz, zu: 
erft in. Aventicum, feit 581 in Laufanne und nad) der Reformation 
(feit 1562) in Freiburg — war feit den früheften ‚Zeiten dem Erz 
bistyum Befangon untergeordnet. 

5) Das Bisthum Sitten oder Wallis fiand in dem Metropo: 
litanverband mit dem Erzbisthum Tarantaife in Savoyen. 

6) Das Bisthum Como mit der teffinifhen Bevölkerung fand 
unter dem Erzbisthum Mailand. 

Diefer Zuftand wurde feit der franzöfifchen Revolution in weſent— 
lien Punkten und nicht bloß äußerlich (in der Cirkumſkription) fon: 
dern auch innerlich (in der Kirchenverfaffung felbft) verändert. Die 
wichtigſten Wenderungen, die erfolgten, find: a) die Aufhebung 
des Metropolitanverbandes. Durd das Erlöfchen fo mancher 
Erzbisthümer im Verlauf der franzöfifhen Revolution wurden bie 
fhweizerifhen Bisthümer nad) und nad von den frühern Metropolis: 
tanverbanden abgelöst, und fpäter wurde diefer Verband auch nicht 
wieder hergefiellit, gegen die ausdrüdlichen Beſtimmungen ſelbſt d«s 
teidentinifchen Conzils (Sessio 24 de reforn. C. 2.). So wurden 
alle Bisthümer, gegen die Fanonifhe Ordnung, in römische Jmmediat: 
bisthümer unter der Nuntiatur verwandelt; b) die Losreifung 
der Konftanzifhen Didcefantheile von dem Bisthum 
Konftanz, fo wie die Zertrümmerung des Bisthums Baſel 
und die Bildung neuer Didcefaneinridtungen aus den 
Beftandtheilen diefer beiden Bisthümer. Den erften An: 
trag zu jener Loßreißung machten die Urfantone im Jahr 1813 (auf 
Anftiften der Nuntiatur) in der Verſammlung der Fonftanzifchen Dis: 
cefanftände, bei Veranlaffung der Tagſatzung in Zürich; wirffich voll: 
zogen wurde fie durch das Schreiben der Nuntiatur vom 31. Dezem: 
ber 1814 am die Ronftanzifchen Diöceſanſtände. Am 1. Januar 1815 
“ernannte der Nuntius den Probft von Beromünfter, Fr. Bernd. Göld— 
lin von Tiefenau zum apoftolifhen Generalvikar der abge: 
fonderten Konftanzifhen Didcefanftände. So entftand das lange Pro: 
viforium, während deffen die Verhandlungen zur Einrichtung neuer 
Bisthumsverhältniffe mit der Nuntiatur geführt wurden. — Nach dem 
Zode des Generalvifars Göldlin wurde durch ein päbftliches Breve 
(datirt den 9. Dftober 4819) das Oberhirtenamt über alle von Kon: 
ftanz getrennten Diöcefanfantone dem Biſchof von Chur übertragen, 
ohne vorausgegangene Berathung und Einwilligung der Tandesherr: 
fihen Gewalt. Ginige Kantone proteftiten, andere nicht. Die Ber: 
bandlungen zur Errichtung neuer Bifchofsfige wurden indeffen fortge: 
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feht. So entfiand ‚ein neues Proviforium, und unter dieſem SH uri: 
fhen Proviforium befinden fic noch jeht feit jenem päbſtlichen 
Breve Glarus (für feine Fatholifche Bevölkerung), Appenzell 
Inner: Rhoden, Uri, Unterwalden, Zürih und Schaff— 
haufen für die wenigen fatholifhen Gemeinden in diefen beiden leg: 
tern Kantonen (‚Zürich hat zwei katholiſche Gemeinden; im K. Schaf: 
baufen befinden fi im den zwei Gemeinden Schaffhaufen und Ramfen 
zufammen etiwa 1000 Katholifen), Nur der Kanton Schwyz wurde 
1824 definitiv mit dem Bisthum Chur vereinigt. Die Regierung von 
Bündten hatte jedoch gegen diefe eigenmächtige Ausdehnung der Did: 
cefe proteftirt. 

Gin eigenes Geſchick hatte der K. St. Gallen. Zum Theil ge: 
fhredt dur die von Rom unterfiügten Anfprüche des ehemaligen 
Abtes Panfratius Worfter, auf landesherrliche und bifchöfliche Rechte 
in St. Gallen, zum Theil. durdy andere Einflüffe geleitet, knüpfte 
eine Partei in jenem Kanton befondere Bisthumsunterhandlungen mit 
Rom an, in Folge deren im Jahr 1823 der Fatholifche Theil des 
Kantons zu einem eigenen foffpieligen Bisthum erhoben, " 
aber mit Chur vereinigt wurde, unter dem Zitel: „Bisthbum Chur 
und St. Ballen.” Diefes Doppelbisthum widerfprad allen 
Intereffen des Kantons; aud hatte es nie die Sanktion der oberften 
Landesgewalt erhalten, und endlich hatte im Jahr 1824 die Regierung 
von Graubündten,, als Kaftenvogt und Schirmherr des Bisthums Chur, 
gegen diefe eigenmäctige Verbindung St. Gallens mit Chur fürm: 
lich und feierlich proteftict (eben fo, wie gegen die Ausdehnung der 
Didcefe auf die Urfantone), und für den Fall des Ablebens des Bi: 
ſchofs Carl Rudolf (Freiherr v. Buol: Schauenftein) geeignete Be: 
ſchlüſſe gefaßt, um die Fortdauer diefer Werbindung zu verhindern. 
Nah dem Tode des erwähnten Bifhofs hob die Negierung von St. 
Gallen felbft das Doppelbisthum auf, und es entftand dadurch das 
noch jet andauernde bifhöflihe Vikariat St. Gallen (fiehe 
unten). 

Die übrigen Stände Luzern, Solothurn, Bern, Zug, Aargau, 
Thurgau und Bafel, vereinigten ſich endlich (in den Jahren 1828 .— 
1830), nady langen Unterhandlungen mit dem päbftliden Stuhle, zur 
Errichtung des Bisthums Bafel, deifen Sig in Solothurn ift, und 
das aus Teilen der ehemaligen Bisthiimer Bafel und Konftanz be: 
ſteht (fiehe unten). i 

Ueber diefe Veränderungen und Unterhandlungen fiehe: „Dofumen: 
tirte pragmatifhe Erzählung der neuern kirchlichen Veränderungen in 
der katholiſchen Schweiz bis 1830. Von Dr. 2. Sell. Surfer 1833,” 
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Als meſultat dieſer Verãnderungen beſtehen jetzt folgende bisthũm⸗ 
liche Verhältniſſe in der katholiſchen Schweiz: 

1) Bisthum Baſel: begreift in ſich Luzern, Solothurn, Zug, 
Pruntrut im K. Bern und die katholiſche Bevölkerung der Kantone 
Aargau, Thurgau und Baſel; der Sitz iſt in Solothurn. 

2) Bisthum Chur: begreift in ſich den größten Theil der katholi— 
fchen Bevölkerung in Graubündten (denn Puſchlav gehört zum Bis: 
tum Como); fodann proviforifchy Uri, Unterwalden, Glarus und Ap⸗ 
penzell J.R. und die wenigen Fatholifhen Gemeinden der Kantone 
Züri und Scaffhaufen ; endlich definitiv den K. Schwyz. 

3) Das bifchöfliche Vikariat St. Gallen: begreift in ſich die 
katholiſche Bevölkerung diefes Kantons. 

4) Das Bisthum Freiburg (Laufanne): feine Beftandtheile find 
der K. Freiburg und die Fatholifche Bevölkerung der Kantone Waadt, 
Neuenburg, Genf und der Stadt Bern. 

5) Das Bisthum Wallis oder Sitten: faft den K. Wallis 
in ſich. 

6) Erzbistum Mailand: dahin gehört unmittelbar ein Drittheil 
der Bevölferung von Teffin. 

7) Bistum Eomo: dahin gehören zwei Drittheile von Teffin 
und Puſchlav in Bündten. 


A. 


Bisthum Baſel. 


Ohne in eine Charakteriftif des Geiftes und der Grundſätze, nach 
welchen die Werhandlungen über die Errichtung des Bisthums Baſel 
von den betreffenden Ständen mit der Nuntiatur und dem päbftlichen 
Stuhle geführt wurden *), näher einzugehen, begnügen wir uns mit 
einfachen geſchichtlichen Notizen über die Entftehung der einzelnen Ur: 
funden, auf welchen jenes Bisthum beruht. 


>) Ausführlich find diefe Verhandlungen charakteriſirt in der oben ange: 
führten Schrift: „Dofumentirte pragmatifche Erzählung ꝛc. Bon Dr. 
8. Snell. 18305” in Beziebung auf den Kanton Aargau in der ausge 
zeichneten Schrift von Dr. Feer: „Ueber das Biéethum Baſel. Aarau 
1828,” die aus der vollfländigfien Kenntnif der Verhandlungen berborge: 
gangen ift. Auch gehört hierher: „Denkſchrift über das Verfahren des römi« 
fchen Hofes gegen Weffenberg. 1813.” Die Aften über die Verband- 
lungen find zum Theil abgedende in Tfchirners Archiv für alte und neue 
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Nach vielfachen fruchtlofen Verfuchen zur Stiftung eines neuen Bis: 
thums, verftändigten ſich im Jahr 1820 die Regierungen Luzern, Bern, 
Solothurn und Aargau auf einer Konferenz in Langenthal über 
die wefentlichen Punkte eines Entwurfs für ein gemeinfames Bisthum, 
in welches die genannten vier Stände vereinigt werden follten; die Zus 
laffung von Zug und Thurgau follte nah Abſchluß der Verhandlun⸗ 
gen vorbehalten werden. Darauf wurden der Schultheiß Amrhyn 
von Luzern umd der Staatsrat v. Roll von Solothurn zu Kommif: 
farien gewählt, um mit der Muntiatur die Verhandlungen zu einer 
Ucbereinfunft zu führen. 

Am 12. März 1827 wurde endlich ein durch die Kommiffarien mit 
dem Internunzius Giz zi unterhandeltes Konfordat von den Re: 
gierungen der Kantone Bern, Luzern, Aargau und Solothurn abge- 
fchloffen.*) Während diefen Verhandlungen errichteten die Regierun- 
gen. unter fich noch einen befondern Vertrag, den Langenthaler 
Haupt: und Mebenvertrag, worin fie fich teils die wechfelfeiti- 
gen Rechte und Leitungen in Bezug auf das Bisthum fiherten, theils 
ſich gegenfeitig gerwiffe, in den Verhandlungen mit der Nuntiatur nur 
zu fehe gefchmälerte landesherrliche Rechte garantirten.**) Die großen 
Räthe von Bern, Luzern, Solothurn, Zug und Thurgau genehmig- 
ten fowohl das Konfordat als aud die Langenthaler Verträge; nur 
der große Rath des Aargau's verwarf beide im Februar 1828. Da 
mehrere jener Stände nur unter der Bedingung das Konkordat ratifiziet 
hatten, daß es von allen Kantonen, welche das neue Bisthum bilden 
follten, angenommen würde, fo benußten fie die Verwerfung Aargau’s, 


Kicchengefhichte; ein bedeutender Theil ift auch im dem ſchweizeriſchen Mu— 
feum, Naran 1316, enthalten; mehreres, deßgleichen die meiften, jedoch 
nicht alle, Urkunden in der Tübinger theologifchen Quartalſchrift von Dr. 
Drey, Herbſt m. f. w. Alle neuern Verhandlungen des römiſchen Stuhles 
mit den fchweizerifchen Regierungen fußen auf den gleichen Grundfäßen, mit 
einziger Ausnahme derienigen mit dee Regierung von St. Gallen und etiva 
auch Graubindten. 

*) Diefes Konfordat ſteht in der dofumentirten pragmatifhen Erzählung 
von Dr. &. Snell, ©. 177. Da es fpäter abgeändert wurde, fo bat cs 
nur hiſtoriſche Bedeutung und gebört nicht hierher. 

*+) Siehe dofumentirte pragmatifche Erzählung. S. 168. ff. 99%. Dort 
fiebe auch die Kritik des Konkordats. Vergleiche noch die früher genannte 
Schrift von Feer, welche vorzüglich binfichtlich des Aargau’s fehr gründlich 
daſſelbe befeuchter; defgleichen die Nede von Dr. Caſ. Pfpffer im grofen 
Rath von Luzern (ſteht im der neuen Züricherzeitung vom 19, Januar 
1828), 
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hoben das am 12. März 1827 adgefchloffene Konkordat auf, und Bern, 
Luzern, Solothurn und Zug unterhandelten mit dem Internuntius 
Gizzi ein neues, das auf etwas, doch nicht viel günftigern Bedin— 
gungen, als das frühere beruhte; der vortheilpaftefte Punft war die 
Streichung der Bisthumsdotation in Liegenfhaften. Am 26. März 
1828 wurde es auf einer Konferenz im Zuzeen mit dem Internuntius 
abgefchloffen. Unter gleichem Datum wurden audy die Langenthaler Ver: 
träge in eine etwas beffere Redaktion gebracht, unter dem Titel: „Lan: 
genthaler Gefammtvertrag oder Örundvertrag.” Sofort 
erhielten beide Verträge von dem oberften Landesbehörden der genannten 
vier Stände die Ratififation (Das Konkordat bildet Nero. I. der un: 
ten folgender Urfunden, der Langenthaler Gefammtvertrag Nro. II.). 
Schon am 7. Mai erließ der heil. Vater die Umfchreibungs: (Eir- 
funiffriptiong=) Bulle (Nro. III. der Urkunden). Diefer wurde gleich: 
falls von den genannten vier Ständen das placetum regium ertheilt. 
Am 13. Juli wurde in der Stiftskirche zu Solothurn ,. im Gegenwart 
von Abgeordneten der Didcefanftände, die Bulle nebft dem landesherr: 
lichen Placet feierlich und förmlich proflamirt, dann vom Nuntius die 
Domherren ernannt, und das Bisthum Fonftituirt (Mro. IV. der Ur: 
Funden). 

Im Aargau gab endlich, nicht bloß der Fleine Rath, fondern auch 
der große Math, die lange ‚Zeit hindurch mit großer Würde behauptete 
Oppofition gegen das nachtheilige römiſche Konfordat auf.*) Am 
2. Dezember 1828 fchloffen die Deputirten diefes Standes einen Sepa: 
ratvertrag mit dem Nuntius über feinen Beitritt zu dem Bisthum 
(Nero. V. der Urkunden). Eben fo Thurgau unterm 11. April 1829 
eine befondere Uebereinkunft mit. der päbftlichen Nuntiatur (Meo. VI. 
der Urkunden). 

In der großen Rathsverfamnilung des Aargau's am 5. Juni 1829 
wurde dann nad) abermaliger Iebhafter Disfuffion folgender Beſchluß 
gefaßt : 

‚Die zu Unterfuhung des Berichts und der Anträge des Fleinen 
Raths in Betreff der Bisthumsangelegenheit niedergefehte Kommiſſion 
erftattet ihren Rapport; worauf nach ausführlicher Berathung diefes 
wichtigen Gefchäftes mit einer Mehrheit von 107 gegen 29 Stimmen 


) Diefer Theil der Bisthumsberhandlungen ift befonders intereffant ; die 
Wendung der Dinge im Nargau ift einer der ſchlagendſten Beweiſe don der Ab- 
bängigfeit der großen Räthe von den Regierungen in der Keftaurationsepode. 
Bergleiche darüber die dofumentirte pragmatifihe Erzählung, und die ange 
führte Schrift von Dr. Feer. 
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in Genehmigung der Anträge der Majorität der Kommiſſion befchlofs 
fen wird: 

1) Dem kleinen Rathe den Auftrag zu ertheilen, die am 2. Dezem⸗ 
ber 1828 zwoifchen dem päbſtlichen Herrn Nuntius und den hierfeitigen 
Herren Deputirten, binfichtlich dee Wahlart der aargauifchen Domber: 
ren auf höhere Genehmigung hin abgefchloffene Konvention im Namen 
des Standes Aargau zu ratifiziren. 

2) Der Meine Rath fol verpflichtet und gehalten fein, das in Folge 
vorgenannter Konvention der Staatsregierung zufommende Eliminations: 
recht bei jedem Vorfchlage zu aargauifchen Domperren firenge auszuüben 
und in volle Anwendung bringen ; fo daß der fechsfahe Vorſchlag von 
Candidaten für eine Dombperrenftelle jedesmal auf einen dreifachen herab: 
gefegt werden foll. 

3) Den Meinen Rath zu beauftragen, den Beitritt des Standes 
Aargau zum Grundvertrage der vier löblichen Diöcefanftände vom 28. u. 
29. März 1828 nad) den Beltimmungen des 5. 40. deffelden zu erflären, 
und über diefe Erflärung fowohl die nöthige Urfunde ausfertigen zu 
laffen, als auch die Anerfennungsurfunde von Seite der vier löblichen 
Didcefanftände zur Hand zu bringen. 

4) Der große Rath behält ſich feierlich vor, daß alle jene Diöceſan⸗ 
Gineihtungen, welche noch weitere gemeinfame Koften außer den zur 
‚Zeit diefer DBeitrittserflärung bereits feltgefekten, veranlaffen würden, 
der Berathung und gutfindenden Genehmigung des großen Rathes un: 
terftellt werden. 

5) Dem kleinen Rath den Anftrag zu estheilen, wenn der ‚Zeit: 
punft eingetreten fein wird, wofür die päbftliche Umfchreibungsbulle 
vom 7. Mai 1828 fo wie für die wegen Aargau's Anfchliefung noch 
zu erwartende Nachtragsbulle das landesherrl. Placet ertHeilt werden foll, 
fih in dem daherigen Genehmigungs- und Publifationsaft der gleichen 
Formel, mutatis mutandis, zu bedienen, welche die Fonfordirenden 
Stände insgefammt in ihrem Afte vom 12. Heumonat 1328, dann der 
löbliche Stand Bern in feinem befondern vom 11. Auguft 1828 in 
Anwendung gebracht Haben.” 

Auch Thurgau's großer Rath genehmigte die Uebereinfunft vom 
14. April. Darauf’erfchien die päbſtliche Bulle für die Vereinbarung 
der Kantone Aargau und Thurgau mit dem Bistum Bafel; vom 
23. März 1830 (Neo. VIT. der Urkunden), worauf dann die Depu: 
tirten des Aargau's und der Staatsrath v. Roll, als Bevollmächtig: 
ter des Standes Thurgau, unterm 29. Mai 1830 die Genehmigungs- 
urfunde der päbftlihen Bulle vom 23. März 1830 in Solothurn 
ausftellten (Pro. VIII. der Urkunden). 

Der Stand Bafel trat endlich gleichfalls dem Konfordat bei. 
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Nro. 1. 


Uebereinkunft wegen der Wiederherſtellung und neuen 
Umſchreibung des Bisthums Baſel. 


Da die Uebereinkunft vom 12. Märzmonat 1827, betreffend die 
Wiederherfielung umd neue Umfihreibung des Bisthums Bafel, nicht 
von fämmtlichen Kantonen die Genehmigung erhalten hat, Namens 
welcher fie abgefchloffen worden war; — fo haben die hohen Stände 
Luzern, Bern, Solothurn und Zug, durch die Ueberzeugung 
der dringenden Nothwendigkeit geleitet, daß dem proviforifcen Zu: 
fiande ein Ende gemacht werde, in welchem fich die Bisthumsangele- 
genheiten befinden, fich entfchloffen, in fo weit es fie befchlägt, der 
oben erwähnten Uebereinkunft, unter den durch die veränderren Um: 
fände nothwendig gewordenen Abänderungen, Folge zu geben, zu 
- welchem Ende fie die Unterhandlungen wieder haben erneuern laſſen 

zwiſchen: 
Herrn Paskal Gizzi, apoſtoliſchen Internunzius bei der ſchweizeri— 
ſchen Eidgenoſſenſchaft, als von Seite Seiner Heiligfeit, Pabſt Zeo XII. 
mit dieſer Unterhenblung beauftragt ; 

und 

Seiner Erzellenz Herren Joſeph Karl Amrhyn, Schultheiß der 
Stadt und Republif Luzern, und Heren Ludwig v. Noll, Staats: 
rath der Republif Solothurn, als von den Kantonen ermächtigte 
Kommiffarien, 
welche hierauf, vermöge ihrer frühern, in der Zeit ausgewechfelten Bol: 
machten, unter Vorbehalt der Genehmigung ihrer hohen Kommittenten, 
über nachitehende Grundlagen übereingefommen find, als: 

Art. 1. Die fatholifche Bevölkerung der Kantone Luzern, Solo: 
thurn, und desjenigen Gebictstheils des Kantons Bern, welcher deinfelz 
ben durch die Mienerfongreßafte abgetreten worden, fo wie diejenige 
des Kantons Zug,’wird Fünftighin das Bisthum Baſel bilden. 

Art. 2. Die Refidenz des Bifchofs und des Domkapitel wird 
nad) der Stadt Solothurn verſetzt. Als Folge daven wird die dortige 
Stiftskirche von St. Urs und Viktor, mit Beibehaltung ihrer bisherigen 
Eigenſchaft einer Pfarrkirche, zur Kathedralficche, und das dafige Kol: 
legiatflift zum Domftift des Bistums Bafel erhoben werden. 

Art. 3. Das Domkapitel wird aus fiebenzehn Domberren beſtehen, 
wovon mindeftens zwölf zur Refidenz verpflichtet find, um den Gottes— 
dienft zu beforgen umd dem Biſchofe bei feinen firchlichen STE 
Aushülfe zu leiften. 
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Aus der Zahl der fiebenzehn Domherren werden zehn auf die ſämmt— 
lichen Kantone vertheilt, welche das Bisthum bilden. 

Unter jener Anzahl von fiebenzehn Domherren find die noch lebenden 
Domberren des alten Domkapitels von Bafel begriffen, welchen das 
Recht der Refidenz zufteht, und wofern unter ihnen fih ein MWürde- 
trager befände , fo fol demfelben die Würde eines Dechanten verlichen 
werden. 

Das Domftift wird zwei Würdetrager haben, einen Probſt und 
einen Dechanten. 

Art. 4. Die in dem vorfichenden Artifel benannten zehn Domberren 
bilden den geiftlichen Rath des Bifchofs. 

Art. 5. Denfelden flieht, — im Falle der Erledigung des biſchöf— 
lichen Stuhls, — das Recht zu, nach der Vorſchrift des ziwöliten Ar: 
tikels den Bifchof zu wählen. 

Art. 6. Bon den Kaplänen am Kollegiatftifte von St. Urs und 
Viftor werden zehn dem Domkapitel zum Behuf des Gottesdienftes und 
anderer Firchlichen Verrichtungen beigegeben. 

Art. 7. Durch die Fabrica des nämlichen Kollegiatftifts, deren 
jährliches Einkommen beiläufig zweitaufend Franken betragen mag, wer: 
den der Kirchenſchmuck, die Verzierungen, und alle Übrigen, zum Got— 
tesdienft nöthigen Geräthſchaften, geliefert und unterhalten. 

Damit für diefe Gegenflände noch angemeffener Fürforge getroffen 
werden könne, find die während der Erledigung des biſchöflichen Stuhls 
fließenden Einkünfte der biſchöfl. Tafel der nämlichen Fabrica angewiefen. 

Art. 8. Zu Solothurn, dem Eike des Bifchofs und des Domka— 
pitels, wird ein Seminar errichtet, wofür die Regierungen die Stiftungs: 
fonds und die Gebäulichkeiten liefern werden. 

Sollten noch anderwärts Seminarien nothwendig erachtet werden ; fo 
wird der Bifchof folche im Ginverftändnif mit den betreffenden Regie- 
rungen errichten, welche dafür die Fonds und die Gebäulichkeiten her: 
geben werden. 

Vereint mit vier Domherren aus den verfchiedenen Kantonen , wo— 
von zwei durch den Biſchof und die zwei andern durch deffen Senat 
ernennt werden, leitet und verwaltet der Biſchof diefe Sceminarien. 

Art. 9. Die Einkünfte des Biſchofs find auf achttaufend Schweizer: 
franfen feftgefegt. 

Dem Domprobft find die Einfünfte des Probſts an dem Kollegiatftifte 
von St. Urs und Viktor angewiefen. 

Der Domdehant erhält zu den Einkünften feiner Chorpfründe eine 
jährliche „Zulage von achthundert Franken. 

Die jährlichen Einkünfte für jeden zur Refidenz verpflichteten Dom: 
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beren der Kantone Luzern und Bern find auf zweitaufend Franken 
feſtgeſetzt. 

Die Domherren, ſo wie die Kapläne von Solothurn und ihre Nach— 
folger, verbleiben im vollen Genuſſe ihrer, dem Kollegiatſtifte von 
St. Urs und Viktor angehörenden Pfrimden. 

Hinfihtlid der nicht refidirenden Domherren verpflichten fich die 
Regierungen, einem jeden vom ihnen eine jährlihe Summe von drei: 
hundert Franfen verabfolgen zu laffen. 

Art. 10. Außer den oben beftimmten Ginfünften werden dem Bi: 
ſchof und den zur Refidenz verpflichteten Domherren ihrer Würde an: 
gemeffene Wohnungen angewiefen. 

Art. 11. Die Regierungen werden fid). über die Fondirung der 
bifchöflihen Tafel, der Dompfründen und der Seminarien mit dem 
Heiligen Stuhle durch eine fpätere Unterhandlung ins Ginverftändnif 
fegen. Inzwiſchen werfen fie dafür geficherte und beſtimmte Ginfünfte 
aus, und gewährleiften ihren freien regelmäßigen Bezug, und ihre 
Unveräußerlichfeit, fo wie die Regierungen auch für den Unterhalt der 
Wohnungen der Dombherren Sorge tragen werden. 

Für dem Unterhalt der Domkirche, der bifchöflihen Wohnung und . 
der Gebäulichkeiten des in Solothurn zu errihtenden Seminars, wird 
durch die Dazwifchenfunft der Regierung von Solothurn Fürforge ge: 
than. - Die Gebäude von Seminarien,, welche anderswo errichtet wer: 
den follten, find von den Kantonen zu unterhalten, die es betrifft. 

Art. 12. Die den Senat des Bifchois bildenden Domberren haben 
das Recht, aus der Diöcefangeiftlichfeit den Bifchof zu wählen. 

Der zum Biſchof Erwählte wird vom heiligen Vater die Einſetzung 
erhalten, fobald deſſen Fanonifche Eigenſchaften nach den, für die 
ſchweizeriſchen Kirchen üblichen Formen, dargethan fein werden. 

Die Regierung von Solothurn ernennt den Probft auf die bisher 
übliche Reife. 

Die Ernennung des Dechanten ift dem heiligen Vater vorbehalten. 

Die Regierung von Luzern hat das Ernennungsrecht zu den die: 
fem Kanton angehörigen Pfründen. 

Für die vom Kanton Bern zu gebenden Domherren wird der Senat 
des Bifchofs der Regierung diefes Standes zu jeder Wahl ein Wer: 
zeihnig von fehs Kandidaten vorlegen, von welchen fie drei ausfirei: 
chen fann, warauf der Bifchof den Domherrn ernennt. 

Die aus dem Stift von St. Urs und Viktor hervorgehenden zehn 
Dompfründen werden auf die bisher übliche Weiſe beftellt. Die Re: 
gierung von Solothurn wird unter den Inhabern diefer Pfründen die 
diefem Stande zuftchende Anzahl von Mitgliedern in dem Senat des Bi: 
ſchofs bezeichnen, worunter der von ihr gewählte Probft begriffen fein foll. 
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Der nicht zur Reſidenz verpflichtete Domherr des Kantons Zug 
wird von der Regierung diefes Standes ernennt. 

Der zum Domherr Gewählte muß entweder ein Angehöriger des 
Kantons fein, dem die Pfründe angehört, oder in demfelben geiftliche 
Berrichtungen verfehen, und im diefen beiden Fällen die nachſtehenden 
Eigenſchaften befigen: Er muß Weltpriefter fein, eine mit Seelforge 
verbundene Pfründe mindeftens während vier Jahren mit Eifer und 
Klugheit verfehen haben, oder dem Bifchof in der Verwaltung der 
Diöcefe oder der Seminarien behülflich gewefen fein, oder endlich ſich 
als Lehrer der Gottesgelehrtheit oder des Kirchenrechts ausgezeichnet 
haben. 

Die erfte Ernennung der Domherren ift dem heiligen Water vor: 
behalten. 

Art. 13. Dem nämlidhen Domherrn fann nicht mehr als eine 
Würde übertragen werden. 

Die eines Probfis und die eines Dechanten dürfen niemals vom 
Domperren des nämlichen Kantons beffeidet werden. 

Art. 14. Der Bifchof wird im die Hände der Abgeordneten der 
Kantone, welche das Bisthum Baſel bilden, folgenden Eid leiften: 
„Ich ſchwöre und gelobe auf das heilige Evangelium Treue und Ge— 
„borfam den Regierungen der Kantone, aus denen das Bisthum Baſel 
„befteht. Ueberdieß gelobe ich, weder in, noch außer der Schweiz ein 
„Einverftändniß zu pflegen, an einem Rathſchlage Theil zu nehmen, 
„und eine verdächtige Verbindung zu unterhalten, welche die öffent- 
„liche Ruhe gefährden Fönnte; und ſollte ich je Kunde erhalten von 
„einem dem Staate fhädlichen Anfchlag, fei es in meiner Didcefe oder 
„anderswo ; fo werde icy die Regierung davon in Kenntniß fegen.” 

Art. 15. Es wird hier die feierliche Verſicherung gegeben, daf, 
wenn früher oder fpäter und unter welhen Berumftändungen es gefchehe, 
der Sitz des Bilhofs und des Domkapitels außer die Etadt Solothurn 
verlegt werden follte, alsdann das GStift-zu St. Urs und Viktor wie: 
der gänzlid auf den gleichen Fuß werde hergeftellt werden, auf dem 
es ſich zur ‚Zeit feiner Erhebung zum Domkapitel befunden hatte. 

Art. 16. Der Beitritt zur neuen Umfchreibung des Bisthums Baſel 
ift den Kantonen Bafel und Aargau für den Theil ihrer Fatholifchen Be— 
völferung, die im demfelben nicht ſchon einbegriffen ift, fo wie dem Kan- 
ton Thurgau, nad) den durch obigen Vertrag feſtgeſetzten Grundlagen, 
vorbehalten und zugefichert. 

Am Falle, daß einer oder der andere der benannten Kantone beitreten, 
würde; fo wird die bifchöfliche Tafel bis auf das Marimum von zehn 
taufend Schweizerfranfen, und zwar nach dem Maßſtabe der einver- 
leibten Fatholifchen Bevölkerung des beitvetenden Kantons vermehrt. 
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Wenn die Vereinigung aller oben erwähnten Kantone Statt finden 
follte ; fo fol die Diöcefe mit einem Meihbifchofe verfehen werden, wels 
chen der Bifchof wählen wird, und dem die Didcefanfantone ein jühr: 
liches Einfommen von zweitaufend Schweizerfranken zufichern werden. 

Jede weitere Anordnung in Bezug auf den Beitritt der mehrbe: 
nannten Kantone ift einer fpätern Ucbereinfunft vorbehalten. 

Die Ratififationen der gegenwärtigen Uebereinkunft, welche in Dop: 
pel ausgefertigt und befiegelt worden ift, follen fobald immer möglid) 
ausgewechfelt werden. 

So gefchehen zu Luzern den 26. März 1828. 

m Namen Seiner Heiligkeit: 
1.8. P. Gizzi, 
apoftol. Internumius. 
Im Namen der hohen Stände, 
die Kommiffarien: 


L.. 5. %,8.Amehyn, 
Schultheiß. 
L. S. L. v. Roll, 
Staatsrath. 


Für getreue Ueberſetzung, Namens der mit den Diöceſan-Angelegen— 
heiten beauftragten Rommiffarien : | 
I: 8. Amrhyn, Schultheiß, 


Rommiffar. 


Pro. 11. 


Uebereinkunft zwifchen den hohen Ständen Luzern, Bern, 
Solothurn und Zug, für die Organifation des 
Bisthums Bafel. 


Zangenthaler Öefammtvertrag. 


Die Regierungen der Stände Luzern, Bern, Solothurn uud Zug, 
von der Wichtigkeit durchdrungen, die Begründung und Vollendung der 
Bisthums:Angelegenheiten eheitens zu bezweden, haben zu diefem Ende, 
in Erneuerung und Bervollftändignng des am 3. März 1820 zu Lan: 
genthal abgefchloffenen Vertrags, mit Rückſicht auf ihre machherigen 
Verhandlungen vom 28. Brachmonat 1821 und 27. Wintermonat 1826, 
fo wie in Betrachtung der durch die feitherigen Umftände nothwendig 
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gewordenen Abänderungen, folgende Uebereinfunft, mit Ratifikations— 
vordehalt, unter fich abgefchloffen, als: 

6. 4. Die neue Umfchreibung des Bisthums Bafıl wird in fi - 
begreifen : 

a) Die ganze Fatholifche Bevölkerung der löbl. Stände Luzern, 
Solothurn und ‚Zug. 

b) Die Fatholifche Bevölkerung im dem mit dem löblichen Stande 
Bern durch den MWienerfongreß vom 19. März 1815 vereinigten 
Landtheil. 

9.2. Der Sik des Biſchoſs wird nah Solothurn verlegt, woſelbſt 
die Stiftsfirche zum heil. Urs und Viktor zur Kathedralfirche erhoben 
wird. | 

$. 3. Die Wahl des Biſchofs, der in einer .der Regierungen der 
Diözefanfantone genehme Perfon aus der gefammten Geiftlichfeit des 
Bisthums genommen wird, fümmt dem flimmgebenden Domherrn zu. 

Die löblihen Stände werden dafür beforgt fein, daß die eintretende 
Erledigung des biſchöflichen Sitzes nicht zu lange andaure. 

6. 4. Der Bifchof erhält, nachdem der Verbalprozeß über deffen 
fanonifhe Gigenfchaften nad den für die in der Schweiz beftchenden 
bifhöflichen Kirchen allgemein üblichen Vorfchriften abgefaßt fein wird, 
durch den heil. Vater feine kanoniſche Einſetzung. 

$. 5. Der jährliche Gehalt für den Biſchof ift auf achttaufend 
Franken feitgefeht. | 

$. 6. Die Regierung des löbl. Standes Solothurn weist dem Bi: 
fchof eine, feiner Würde angemeffene, freie Wohnung an, und über: 
nimmt den Unterhalt der Gebäulichfeiten derfelben, ohne hiefür die 
Didzefanfantone in Anfpruch zu nehmen. 

$. 7. Dem Bifchof wird ein Domftift beigegeben. 

6. 8. Das Domftift wird aus ſiebzehn Domherrn oder Kapitularen 
beftehen, wovon wenigftens zwölf bei dem Domftift refidiren follen, um 
den Gottesdienft zu verfehen und dem Bifchof bei Firchlichen Verrichtun- 
gen die nöthige Beihülfe zu leiften. 

Dasfelbe wird gebildet: aus drei Domheren des Standes Luzern, 
drei des Standes Bern, ferner aus den zehn Kapitularien des Kollegiat- 
ftifts von St. Urs und Viktor zu Solothurn, und endlich durch den 
Domherrn des löblihen Standes Zug. 

659 Aus obiger Anzahl werden zehn mit Stimm: und Wahlrecht 
den Senat des Bifchofs bilden, nämlich: je drei aus den Kantonen 
Luzern, Bern, Solothurn und einer aus dem Kanton ‚Zug. 

$. 10. Jedem Diözefanftand ift es frei geftellt, die ihm betreffende 
Anzahl von fimmgebenden Domherrn zum Theil aus refidirenden ode» 
nicht refidirenden beſtehen zu laſſen; doch foll immer von den löblichen 
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Ständen Luzern und Bern wenigftens ein Domherr bei dem Domftift 
refidiren, der ebenfalls zum Gottesdienft und zur Bedienung des Di: 
fchofs in feinen kirchlichen WVerrichtungen mitzuwirfen hat. . 

$. 141. Die Regierung des Standes Solothurn bezeichnet die dem— 
felben betreffende ‚Zahl von Domherrn, welche den Senat des Bifchofs 
zu bilden haben, aus dem Solothurnifchen Stift. 

$. 12. Bon dem obigen $. 11. findet bei der erfien Beſetzung des 
Domftifts, in Bezug auf die Arlesheimifchen Domherrn, folgende Aus: 
nahme fiatt: Da von dem Arlesheimifchen Domftift noch fehs Dom: 
heren am Leben find, die als wirfliche Domherrn des Bisthums Bafel 
betrachtet werden müffen; fo wird ihnen zum voraus in dem neu zu 
errichtenden Domkapitel Sit und Stimme zugefihert, und fie follen 
als Domherrn derjenigen löbl. Stände gezählt werden, welche bisher 
einen Beftandtheil des Bisthums Bafel ausgemacht haben. 

Demnad) haben die betreffenden Stände ſich über die, im Verhältniß 
ihrer ehevorigen, dem Bisthum Baſel einverleibten Bevölkerung vorzus 
nehmende, daherige Vertheilung und Uebernahme derfelben des Nähern 
zu verftändigen. 

$. 43. Durch diefe „Zutheilung bleibt jedoch die von den Ständen 
Bern und Bafel für den Unterhalt dieſer Domherrn übernommene Ber: 
pflihtung ungefhwädht. Dagegen verpflichten ſich die betreffenden 
Stände ihren zu Theil fallenden Arlesheimifchen Domherrn, welche am 
biſchöflichen Sige refidiren würden, für die Zeit ihrer Reſidenz, nebft 
der von den Ständen Bern und Bafel ihnen zugeficherten Penſion, noch 
eine Gehaltszulage zu geben, um vermittelft derfelben ihre jährliche Be: 
foldung auf die Summe von £. 2000 zu feßen. 

6. 14. Die zehn, den Senat des Biſchofs bildenden Domherren, 
werden jeweilen nad) derjenigen Wahlart befekt, welche für jeden Stand 
befonders,, entweder bereits beftimmt ift, oder durch fernere Unterhand- 
fung zwifchen Sr. päbftlichen Heiligkeit und den löbl. Ständen wird aus: 
gemittelt werden. 

$. 15. Um als Domherr wählbar zu fein, muß der zu Wäh— 
lende entweder ein Angehöriger desjenigen Kantons fein, der die va: 
fante Stelle dotirt, oder als Geiftlicher in demfelden angeflelt, ſich 
befinden. In beiden obigen Fällen werden folgende Eigenſchaften er: 
fordert : 

Es foll der zu wählende jedenfalls ein Weltgeiftlicher fein, und wäh— 
rend vier Jahren mit Eifer und Klugheit einer Seelforge vorgeftanden, 
oder ftatt diefer letzten Bedingung dem Bifchof in der Verwaltung des 
bifchöflichen Sprengels beigeftanden,, oder als Lehrer der Theologie oder 
des Fanonifchen Rechts bei einer öffentlichen Anftalt ſich ausgezeichnet 
haben. 
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$. 46. Der jährliche Gehalt der refidirenden, flimmgebenden Dom- 
herren ift fefigefegt für 2000 Franken, derjenige hingegen der Nicht: 
refidirenden auf 300 Franfen. 

$. 17. Die Regierung von Solothurn fichert ihren Domherren den 
fortwährenden Genuß ihrer wirklich befigenden Präbenden und der dazu 
gehörenden Wohnungen zu. 

Für die Wohnungen der übrigen Domherren, wenn fie an die Re: 
fidenz gebunden find, forgen die betreffenden Regierungen entweder durch 
Anweifung einer Wohnung oder durch Vergütung eines angemeffenen 
Miethzinfes. 

6. 18. An dem Domkapitel follen folgende Dignitarien beftehen : 

a) ein Domprobfl, und 
b) ein Domdechant. 

$. 19. Der Domprobft, deffen Präbende ſich hinlänglich dotiert be— 
findet, wird nad) der bisherigen Wahlart von der Regierung des Stan: 
des Solothurn ernannt. | 

$. 20. Der von. dem heiligen Water zu ernennende Domdechant übt 
bei dem Domkapitel die Fanonifche Disciplinar = Auffiht aus. 

6. 24. Demfeben wird zu feinem Gehalt als Domherr annoch eine 
‚Zulage von 800 Franken zugefichert, welche von den Diöcefanftänden 
nad) dem im $. 34. aufgeftellten Maßſtab abgereicht wird. 

$. 22. Es kann nur eine Dignität auf den nämlichen Domberen 
übertragen werden. 

$. 23. Die Würde eines Domprobft und Dechanten darf niemals 
von einem Angehörigen des nämlichen Kantons bekleidet werden. 

5. 24. Für jeden der Diöcefanfantone muß auf Verlangen eine ei: 
gene Officialität errichtet werden. 

Dem löbl. Stande Bern wird die Anwendung ded Art. 4. in der von 
der Eidgenoffenfchaft unterm 18. Mai 1816 in Garantie aufgenommene 
Vereinigungsurfunde über die Bifchof = Bafelfchen Lande vorbehalten und 
zugefichert,, die da lautet: 

„Es wird eine Officialität im Fatholifchen Theile des Bisthums fein, 
deren Attribute die nämlichen- fein werden, wie in den übrigen fatholi= 
fen Kantonen der Diöcefe von Bafel. Die Grundfäge und die Ver: 
richtungen diefer Officialität werden in der Folge durch Uebereinfunft zwi: 
ſchen der biſchöflichen Behörde und der Regierung von Bern beftimmt 
werden.” 

Auf gleiche Weife folen den übrigen Diöcefanftänden ihre dießfalls 
befigenden Einrichtungen vorbehalten bleiben. 

$. 25. Dem Domftift werden für den Gottesdienft von den Kap- 
länen des Stifts zum heiligen Urs und Viktor zehn an der Zahl zu: 
gegeben. 
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6. 26. Diefe Stiftefapläne find ohne Zuthun der Hbrigen Kantone 
aus ihren bisherigen Stiftungen zu befolden. 

6.27. Die Ernennung der Stiftsfapläne, die aus der ganzen 
Diöcefe genommen werden können, gefchieht durch ihre betreffenden 
Kollatoren. 

$. 28. An dem Ort des bifchöflichen Sitzes wird auf gemeinfchaft- 
liche Koften derjenigen Stände, die daran Antheil nehmen, ein Semi: 
narium errichtet. 

Außer diefem foll ohne Einwilligung der betreffenden Regierungen 
feine Errihtung eines Seminars Statt finden Fünnen. 

Jedoch ſteht es jedem Kanton frei, auf feine Köften, unter Mit: - 
wirfung des Bifchofs, ein eigenes Seminarium zu errichten, in wel- 
chem Fall ſich derfelbe mit diefem für die daherige Einrichtung ins Ein— 
verftändniß feßen wird. „Dabei fichern fidy die löbl. Stände die Ge— 
währleiftung des landesherrlichen Auffichtsrechtes (Jus inspectionis et 
cavendi) in feiner ganzen Ausdehnung über die einmal errichteten Se— 
minarien gegenfeitig zu. Ueber die Anwendung deffelben behalten fie 
fidy) übrigens durch eine fpätere Verabredung das Mähere feftzu: 
feßen, vor. 

6. 29, Die Regierung von Solothurn räumt für das Semina— 
rium das erforderliche Gebäude ein, deffen Unterhalt fie übernimmt, 
ohne weder für eins noch anderes die Didcefanfantone in Anfpruc zu 
nehmen. 

5. 30. Für die erfte innere Ginrichtung des Gebäudes des Semina: 
riums und für die Anfchaffung der hierzu erforderlichen Geräthfchaften, 
fo wie für den Unterhalt der Teßtern werden die am Seminarium Theil 
Stand Solothurn eine Ueberficht der dieffallfigen Bedürfniffe und ihres 
Koftenbetrages vorgelegt, und die Mehrheit der Stände diefelbe gench: 
migt haben wird, 

$. 31. Die Regierung von Solothurn gewährleiftet den Unter: 
halt des Kirchengebäudes zum heiligen Urs und Bilter. Die dem 
Domftifte zu feinen gottesdienftlichen Verrichtungen nöthigen Paramente 
und andere Gegenftände werden aus der Stiftsfuftorei zum heil. Urs 
und Biftor geliefert. 

Um hierfür nach Gebühr vollftändige Worfehung zu thun, follen 
die DVafatureinfünfte während den drei erften Monaten der Erledigung 
des Bifchofsfines der vorbenannten Stiftsfuftorei zufallen. 

Bei längerer Erledigung des bifhöflihen Stuhles behalten ſich die 
Didcefanftände das Recht vor, den weiter fallenden Vakatureinkünften, 
Behufs der Diöcefanvenrwaltung, die gutfindende, fernere Beſtimmung 
zu geben. 
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5. 32. Dagegen behaltet fi) der löbl. Stand Solothurn vor: 

a) Daß der Pfarrgottesdienft, nach wie vor, in der Stiftsfirche ges 

halten werden Fönne. 

b) Daß bei unvorhergefehenen Fällen von Abänderungen oder Auf: 

hebung diefes Bisthums die Stiftsficche, das Seminarium, das 
Haus des Biſchofs, und die Stiftsfuftorei niemals als Diöce— 
faneigenthum angefehen werden könne. 

ce) Daß die folothurnfchen Kapitularen fortfahren follen, eine eigene 

Korporation zu bilden, und ihnen der Fortgenuß ihrer Mechte, 
Güter und Kollaturen nad) der bisher üblichen Weiſe zugefichert 
bleibe, infofern das gegenwärtige Konfordat darin keine Abäns 
derung getroffen hat. 

$. 33. So wie das befondere folothurnifche Stiftsvermögen jeft 
und in Zufunft eigens verwaltet wird, fo follen dagegen auch von der 
wirflichen Griftenz des Domftifts hinweg, alle der Didcefe zufallenden 
Zuflüffe durch Legationen, Donationen u. f. w., wenn fie durch aus: 
drückliche Beftimmungen diefer zugedacht worden find, abgeföndert von 
jenem GStiftsvermögen, als wirkliches Diöcefangut verwaltet werden, 
und den gefammten Diöcefanftänden im Verhältniß ihrer leitenden Bei— 
träge zufallen. 

Donationen aller Art, welche für die Präbenden eines einzelnen 
Kantons geftiftet werden, gehören einzig diefem Kanton zu, und bleis 
ben ihm bei allfälliger Teilung vorbehalten, Behufs deffen fie Statt 
gefunden haben. 

$. 34. Zur Abreihung der Beiträge an den Gehalt des Bifchofs, 
fo wie an die übrigen, gemeinfam zu beftreitenden Unfoften der Diö— 
ces foll für die kontrahirenden Stände als Sfala ihre Fatholifcdye Bes 
völferung, welche dem Bisthumsfprengel einverleibt ift, dienen, und 
dafür bis zu einer förmlichen Ausmittlung derfelben, nachftehendes Wer: 
hältniß angenommen fein, als: 


Für den Stand Luzern . . . 100,000 Seelen. 
Für den Stand Ben . . . 44,000 „ 
Für den Stand Solothurn . . 45,000 ,„ 


Für den Stand Zug . . . 14,000 „ 
Zufammen 203,000 Seelen. 

An dem, auf die Ausführung der neuen Didcefaneinrihtung nad: 
folgenden , nächften Frühjahre foll eine förmliche Aufzählung der fämmt: 
lichen, in der Diöces begriffenen, katholiſchen Einwohner ohne Unters 
fchied auf Heimathrechtigkeit und Rückſicht auf Alter, auf Anordnungen 
der Megierungen,, Statt haben. 

Diefe Aufzählung wird je von 20 zu 20 Jahren zu dem nämlichen 
Zeitpunkt auf gleiche Weiſe erneuert. | 
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Die Regierungen überreichen das Reſultat diefer Aufzählungen nad) 
Pfarreien oder Gemeinden abgetheilt, und mit ihrer Anerfennung 
und Beglaubigung förmlich befleidet, zu Handen des Diöcefanverbandes. 

$. 35. Die Didcefanftände gewährleiften die ordentliche, ficyere 
und freie Abreichung ihres betreffenden Antheils an diefe gemeinfamen 
Diöcefanunfoften aus denen ihnen biefür zu Gebote fiehenden Mitteln, 
und entfchlagen ſich jeder andern Abreichungsweife dafür, als der fo 
eben angegebenen, fo wie jeder anderwärtigen Dotation. 

$. 36. Zufolge der mit dem päbftlichen Stuhle abgefchloffenen Kon: 
vention wird der Bifchof den in derfelben vorgefchriebenen Eid der Treue 
gegen die Diöcefanftände, je nach dem Ermeſſen derfelben, zu ihren 
Handen, entweder den fämmtlichen Abgeordneten oder einer gemein: 
fchaftlidyen Delegation derfelben ablegen. 

$. 37. Da die Formel des Eides, welche die Biſchöfe Seiner päbſt⸗ 
lichen Heiligkeit beim Antritt ihres Amtes abzulegen haben, fo wie fie 
gewöhnlich lautet, keineswegs der Stellung eines Seelenhirten von Un: 
tergebenen einer nichtfatholifchen oder paritätiſchen Regierung angemeffen 
ift, fo werden die löbl. Didzefanftände darauf beitehen, daß ein Fünf- 
tiger Biſchof von Bafel feinen Eid nicht nach diefer Formel, fondern 
vielmehr nad) derjenigen zu leiſten habe, welche in Staaten, die unter 
einem nicht Fatholifchen Fürften fichen, wie 3. B. in Preußen, Groß: 
brittannien u. f. tw. üblich ift. 

Es verlangen die 1861. Discefanftände, daß die Vorſchrift Biefes zu 
leiftenden Eides in einer beglaubigten Abfchrift, fo wie bei der Eideslei— 
ſtung eines jedesmaligen neuen Biſchofs der darüber abzufaffende Wer: 
balprozeß in ordentlicher Ausfertigung ihnen zugeftellt werde. 

$. 38. Die löbl. Stände garantiren ſich gegenfeitig das Recht des 
Placetum Regium in feiner vollen Ausdehnung. Alle Publifationen 
des Bifchofs oder feiner Delegirten, fo wie die Aften der geiftlichen Ge— 
sichtsbarfeit follen dem Gutheißen der Regierungen nad) darüber feftzus 
fegenden Formen unterworfen fein. 

6. 39, Ebenfo behalten fih die Didcefanftände ihre bisherigen 
Rechte, Herkommen, Freiheiten und wohlhergebrachten Uebungen in 
firhlihen Sachen aufs Feierlichfte vor, und gewährleiften ſich diefelben 
gegenfeitig. 

$. 40. Den löbl. Mitſtänden Aargau und Thurgau wird der freie 
Beitritt zur der neuen Umſchreibung des Bisthums Baſel, fo wie zum ge: 
genwärtigen Vertrag vorbehalten und zugefichert. 

Ebenſo dem löbl. Stand Bafel, entweder für feine ſämmtliche Fatho: 
lifche Bevölferung,, oder, wo er es gut finden follte, bloß für diejenige 
in dem ihm durch den Wienerfongref vom 19. März 1815 zugefallenen 
Zandestheil. * 
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Falls die löbl. Stände Aargau und Thurgau dem Bisſthumsverband 
beitreten, wird ihnen der Antheil am Domftift , wie folgt, zugefichert, 
nämlih: Dem Stand Aargau ein refidieender und zwei nicht refidirende 
Domberren ; dem Stand Thurgau ein nicht refidirender Domherr. 

Ä Tritt einer oder mehrere der obgenannten Stände dem Bisthume: 
verband bei, fo wird der jährliche Gehalt des Biſchofs bis auf das Ma: 

ximum von zehntaufend Schweizerfranfen im Verhältniß der einverleibten 

fatholifcyen Bevölferung des betreffenden Standes, vermehrt. 

Sollte die Vereinigung der ſämmtlichen obgenannten Stände Statt 
finden, fo kann, wenn es erforderlidy fein ſollte, der bifchöfliche Spren: 
gel, wegen feiner größern Ausdehnung, mit einem Suffraganeus oder 
Weihbiſchof verfehen werden, der vom Biſchof ernannt, einen jährlichen 
Gehalt von zweitaufend Schweizerfranfen beziehen wird, welcher auf die 
fämmtlidyen, dem Bisthumsverbande beigetretenen Stände zu verthei: 
len ift. 

Im übrigen treten obbenannte drei löbl. Stände in alle jene Mechte, 
Genüffe und DVerbindlichkeiten ein, welche für die fontrahirenden Diöce— 
fanftände durch vorftchenden Vertrag beftimmt worden find. 

$. 11. Den andern vom Bisthum Konftanz losgetrennten 1661. 
Ständen bleibt der ‚Zutritt zum neu umfchriebenen Bisthum Baſel auf 
den Fall ebenfalls vorbehalten, und zugefichert, wo von Eeite des päbſt⸗ 
lihen Stuhls die Einwilligung dazu erhalten werden Fann. 

Ihre daherigen Verhältniſſe bleiben einer fpätern Uebereinfunft vor⸗ 
behalten. | 

In Kraft deffen gegemwärtiger Aft, in vier Doppeln ausgefertigt, 
und unter Vorbehalt der Ratififation der höchften Landesbehörden, mit 
den behörigen Unterfchriften verfehen und mit den Standesfiegeln verwahrt 
worden ift. 


Solothurn den Luzern den 

Schultheiß umd Rath der Republik Schultheiß und tägl. Rath der 
Solothurn; Stadt und Republif Luzern; 

An deffen Namen, der Amtsfchult: In deffen Namen, der Amtsfchult: 
heiß: heiß: 

Für denfelben, der Staatsfchreiber: Für denfelden, der Staatsfchreiber: 
Zug den Bern den 

Landammann und Rath des Stan: Schultheiß und Rath der Stadt 
des Zug; und Republik Bern ; 

In deffen Namen, der regierende In deffen Namen, der Amtsfchultz 
Zandammann: _ heiß: 


Der Landſchreiber: Für denſelben, der Staatsſchreiber: 
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Alfo abgeredt und befchloffen, unter Vorbehalt der Genehmigung 
der allfeitigen, vorbenannten hohen Regierungen. 
Zuzern den 28. Märzmonat 1828. 
Die Abgeordneten ded Standes Luzern: 
Sign. I. 8. Amrhyn, Schultheiß. 
L. S. »„ €. Pfvifer, Staatsrath. 
» 8%. Schwyzer, des Rathe. 
Die Abgeordneten des Standes Bern: 
Sign. Ferd. Ludw. v. Jenner, alt Sefelmeifter. 
L. 8. „» Ab. Steiger, Geheimrath. 
» 2. v. Effinger, Geheimrathfchreiber. 
Die Abgeordneten des Standes Solothurn: 
Sign. Glug:Rudti. 
E83; »  2udw. v. Roll, Staatsrath. 
» Graf Sury v. Buſſy, des Raths und 
eidgenöffificher Artillerieoberft. 
Die Bevollmächtigten des Standes Zug: 
L. S. Sign. J. 8. Amrhyn, Schultheiß. 
»  Ludw. v. Roll, Staatsrath. 





Zufakartifel, zum Vertrag zwifchen den hohen Diöcefan- 
Ständen, den 8. Märzmonat 1328 abgefchloffen. 


Die hohen Didcefanftände Luzern, Bern, Solothurn und ‚Zug, 
unvorgegeiffen der im Artikel 28 des zwifchen ihnen abgefchloffenen 
Grundvertrags, über die Wiederherftellung und neue Umfchreibung des 
Bisthums Bafel vom geftrigen Datum, ſich vorbehaltenen,, fpätern 
Verabredung Über die nähere Anwendung des fich gegenfeitig gewähr— 
feifteten Jus inspectionis et cavendi für die einmal. errichteten 
Seminarien, nehmen fchon vorläufig durch gegenwärtigen Nachtrag 
förmlih unter fi den Grundſatz an: 

Daß unter diefen Auffichtsrechten der hoben Diöcefanftände, na: 
mentlih die Zuftimmung derfelben für den bei einem folchen Seminar 
anzuftelenden ſowohl Vorſteher, ald Lehrer, fo wie die volle Befug⸗ 
nig mitbegriffen fein folle, durch eigene Kommiffarien an den Prüfun— 
gen, die mit den Alumnen eines foldhen Seminars vorgenommen wer⸗ 
den, Theil zu nehmen. 

Diefer Zufagartifel ſoll gleiche Kraft und MWerbindlichkeit im fich 
tragen, als wäre derfelbe dem obenher gerufenen Grundvertrage unmitz 
telbar einverleibt. 
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An Kraft deffen Hierüber gegenmwärtiger Nachtragsakt in vier Urdop: 
peln ausgefertigt und unter Ratififationsvorbehalt der höchften Landess 
behörden mit den gehörigen Unterfhriften und mit den Standesfiegeln 


verfehen worden ift. 
Solothurn den 

Schultheiß und Rath der Republik 
Solothurn ; 

An deffen Namen, der Amtsſchult⸗ 
heiß: 

Flir denfelden, der Staatsfchreiber : 
‚Zug den 

Landammann und Rath des Stan- 
des Zug; 

In deffen Namen, der regierende 
Landammann: 

Der Landfchreiber: 

Alfo abgeredt und befchloffen, 


Zuzern den 
Schultheiß und tägl. Rath der 
Stadt und Republik Luzern; 
In deffen Namen, der Amtsfchults 
heiß: 
Für denfelben, der Staatsfchreiber : 
Dern den 
Schultheiß und Rath der Stadt 
und Republif Bern; 
An deffen Namen, der Amtsfchults 
heiß: 
Für denſelben, der Staatsſchreiber: 
unter Vorbehalt der Genehmigung 


der allſeitigen, vorbenannten hohen Regierungen. 
Luzern, den 29. Märzmonat 1828. 

Die Abgeordneten des Standes Luzern: 

Sign. 3. 8. Amrhyn, Schultheiß. 

»„ ©. Pfyffer, Staatsrath. 

»  &. Schwyzer, des Rathe. 
Die Abgeordneten des Standes Bern: 

Sign. Ferd. Ludw. v. Jenner, alt Sefelmeifter. 


” 
2 


Alb. Steiger, — — 
Ludw. v. Effinger, Geheimrathsſchreiber. 


Die Abgeordneten des Standes Solothurn: 
Sign. Glutz-Ruchti. 


* Ludw. v. Roll, 
Graf Sury v. Buffy, des Mathe und 


” 


Staatsrath. 


eidgenöffifcher Oberſt. 
Die Bevollmächtigten des Etandes Zug: 
Sign. 3. 8. Amrhyn, Schultheiß. 


»  Kudw. v. Roll, 


Staatsrath. 
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Nro. IH. 


Lro Episcopus servus servorumDei ad perpetuam 
rei memoriam. 


Inter precıpua Nostri Apostolatus munia illud profecte re- 
censetur., quod spectat Episcopalium Sedium tutelam, ut qui- 
huscungue possimus modis ea omnia euremus perficere, quae 
in Catholicae Religionis augmentum, in Ecclesiarum decorem, 
et in Christi üdelium commodam atque utilitatem conferre vide- 
antur. Et quoniam summopere dolentes conspeximus, quod 
in transaclis deflendis vıcıssitudinibus res ommes Ecclesiasticae, 
in quibusdam praesertim Negiouibus maxime fuerant pertur- 
batae ; idcirco Pastoralıs Oflieii Nustri partes esse duximus, 
tot malis pro viribus successive mederi, novas instaurando Ca- 
thedrales, statuendo Capitula, Diocesium limites cireumscri- 
bendo, illisque oepportunos addicendo Census ad hoc, ut quae- 
libet Diocesis a proprio Antislite juxta Saerorum Canonum 
praescriptum valeat adınınistrari. Hoc saue consilio agnoscen- 
tes, quod Basileensis Episcopatus, qm tam Dioceseos amplıtu- 
dine, taın Antistitum splendore floruerat prout illustria ac prae- 
clara lestantur monumenta, in superiorum temporum telerrima 
conversione, Ecelesia Cathedrali exspoliata, Capitulo dissoluto, 
Censu Episcopali deperdito, Diucesi Novis finibus coarctata, 
in miseram profecto conditionem fuerat redactus, de opportu- 
nis ad haec incommoda pro Locorum ac temporum conditione 
adhibendis remediis serio cogıtavimus, et din collatis cum iis, 
quorum intererat, consiliis, expediens tandem fore judicavi- 
mus, si, Episcopali Sede Basileensi translata in Civitatem So- 
lodorensem cuncta Capituli Constitutionem et Cathedralem Ec- 
clesiam spectantia apte, ut infra, a Nobis constabiliantur. Nos 
igitur hujusmodi Episcopalis Ecclesiae ac Diocesis spiritualı 
regimini, quantum ın Domino possumus, consulere cupientes, 
ex certa scientia ac matura deliberatione Nostris, deque Apo- 
stolicae Potestatis plenitudine, praevia Basileensis Ecclesiae et 
Capituli prioris status omnimodo suppressione, extlinctione, 
et annullatione; ilemque praevia extinetione Collegialitatis in 
Ecclesia sub invocatione Sanctorum Ursi et Victoris in Civitate 
Solodori, hane ipsaın Urbem in civitateın Episcopalem erigi- 
mus, praedictamque Sanclorum Ursi et Victoris antea Collegia- 
tam et Parochialem Ecclesiam, ad Cathedralis gradum extolli- 
mus in eamque Episcopalem Sedem Basileensem transferimus, 
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(Ueberſetzung.) Nro. M. 


Leo Biſchof, Diener der Diener Gottes, zu ewigem 
Gedächtniß. 

In den vorzüglichſten Pflichten Unſers apoſtoliſchen Amtes wird 
mit Recht die Fürſorge für die Erhaltung der biſchöflichen Sitze ge— 
zählt, indem Uns auf jegliche Weiſe dafür zu ſorgen obliegt, daß 
Alles geichehe, was zum Wachstum der Fatholifchen Religion, zur 
BVerherrlihung der Kirchen und zum Vortheil und Nuten der CHrift: 
gläubigen gereihen kann. Da wir num mit höchſter Bekümmerniß 
wahrgenommen, daß in der letzten beklagenswerthen, wechſelvollen Zeit 
alle kirchlichen Angelegenheiten, befonders in einigen Ländern, in die 
größte Verwirrung gerathen find; fo haben Wir es Unferm Hirten: 
amte für angemeffen erachtet, fo vielen Uebeln allmälig nach Kräften 
abzuhelfen, ſowohl durch Grrichtung und Gründung neuer Kathedrals 
firchen und Kapitel, als aud) durch Beftimmung der Grenzen der Kirch: 
fprengel und Anweifung angemeffenee Ginfünfte für einen jeden der: 
felden, damit eine jede Diöces, den heiligen Fanonifchen Borfchriften 
gemäß, von einem eigenen Vorſteher verwaltet werde. 

Bon ſolchen Gefinnungen geleitet, haben Wir, in Erwägung, daß 
das nach dem Zeugniß herrlicher Denkmäler durch den Umfang feines 
Sprengels und den Glanz feiner Vorſteher einft fo blühende Bisthum 
Bafel in den gräufichen Ummwälzungen der jüngften Zeiten durch Be— 
raubung feiner Kathedralkirche, Auflöfumg des Kapitels, Verluſt der 
bifchöflihen Ginfünfte und Werkfeinerung feines Sprengels in eine 
wahrhaft traurige Zage verfegt worden; mit Ernft auf taugliche, den 
Berhältniffen von Zeit und Ort angemeffene Mittel gefonnen, dem 
felben zu Hülfe zu fommen, und es endlih, nad vorläufigen fangen 
Berathungen mit den dabei Berheiligten, für das Beſte erachtet, wenn 
Mir den biſchöflich Bafelfhen Sit nach der Stadt Solothurn verlegten, 
und alles auf die Einrichtung des Kapitels und auf die Kathedral- 
kirche Berughabende fo ansröneten, wie «8 unten von Uns gefchehen if. 

An dem Wunfche daher, für die geiftlihe Regierung eben gedachter 
biſchöflichen Kirche und Diöces, fo viel Wir im Herrn vermögen, Gorge 
zu tragen, erheben Wir mit hinlänglicher Kenntnif und nad) reiflicher 
Weberlegung, kraft Unferer apoftolifhen Machtvollkommenheit, — mit 
vorläufiger gänzlicher Unterdrüdung, Aufhebung und Vernichtung des 
vorherigen Zuſtandes der Baſelſchen Kirche und ihres Kapitels, 
wie auch mit vorläufiger Aufhebung des Kollegiatftiftes der Heiligen 
Urfus und Viktor zu Solothurn, — die Etadt Solothurn zu einer 
bifchöflihen Stadt und die bisherige Kollegiatz und Pfarrkirche zu 
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ibique, firmo remanente Parochialitatis jure, Cathedrale Basi- 
leense Capitulum erigimus et constituimus ; novam hanc Sedem, 
Capituluın ac Diocesim Venerabili Fratri Francisco Xaverio 
de Neveu, moderno Antistiti ejusque in Episcopatu Basileensi 
Successoribus cum omnibus respectivis juribus, praerogativis 
et privilegiis legitime ipsis competentibus perpetuo trıbuimus et 
assignamus. Novum autem in dieta Cathedrali Capitulum con- 
stare volumus decem et septem Canonicis, comprehensis ın hoc 
numero Praepositura, Majori post Pontilicalem Prima, ac De- 
canatu secunda Jdignılade, et ın eodeın decem et septem Canonı- 
corum numero ultra Praepositum cooptari ceteros Novem Ga- 
nonicos prioris, nunc suppressae Collegiatae aliosque tres Ecele- 
siasticos Viros ex singulis Pagis Lucernensi et Bernensi et unum 
ex Pago Tugiensi. Sı qui vero inlerea supersint Cavonici antıquı 
Capituli Basileensis,"hı erunt in novum Capitulum adscribendi, 
et si inler eos quisquam Dignitatem obtinuerit, haic Decanatum 
novi Capituli assignari mandamus. Istiasmodi profecto Capı- 
tulum dividetur in Prebendas Duodecim Residentiales, el quin- 
que forenses nuncenpandas. Residentiales Chori Servitio ob- 
strieti erunt Canonici Decem Solodorenses, atque unus ex tribus 
Canonicis singulorum Pagorum Lucernensis et Bernensis. Quin- 
que vero forenses Residentiae non obligati, duo erunt ex quoli- 
bet Pago Lucernensi, et Bernensi, alque unus ex Pago Tu- 
giensi. Porro Decem ex hisce decem et septem Canonicis una 
eum duabus Dignitatibus Episcopi Senatum constiluent, et utra- 
que voce in Capitulo, ac jure Antistitis eligendi potientur, juxta 
modum deinceps praeliniendum. Inter praefatum numerum De- 
cem Canonicorum, Episcopi Senatum constituentiam, locum 
semper habebunt tres ex Pago Solodorensi; nempe Praepositus 
et alii duo Ganonici ab ipsius Pagi Gubernio designandi; item 
alii tres ex singulis Pagis Lucernensi et Bernensi, unus ex Pago 
Tugiensi. Et quoniam juxta Canonicas Sanctiones, Capitulis 
Cathedralibus Praebendae 'Theologalis et Poenitentiaria adesse 
debent, idcirco Venerabili Fratri Episcopo pro tempore Basi- 
leensı omnı studio commendamus, nt quamprımum fieri poterit, 
duo ex Praebendis Theologo et Poenitentiario Canonicis addi- 
cantur, ipsius Episcopi conscientiam super his onerautes. Man- 
damus pariter, novo Cathedrali Capitulo aggregandos esse de- 
ceın Gapellanos prioris Collegiatae, loco Beneficiariorum, qui 
in sacris functionibus peragendis Ecclesiae, et Capitulo Gathe- 
drali decenter inserviant. Novo autem sic eflormato Cathedrali 
Capitulo, Decem Canonicis Senatum Episcopi constituentibus 
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St. Urfus und Viktor dafeldft zu dem Range einer Kathedralfirche; 
übertragen auf diefelbe, unbefchadet ihrer Rechte als Pfarrkirche, den 
Eis des Bisſsthums Bafel, und errichten dafelbft das Domkapitel. 
Diefen neuen Si, Kapitel und Diöces ertheilen wir auf ewige ‚Zeiten 
dem gegenwärtigen Biſchof, dem ehrwürdigen Bruder Franz Xaver 
von Neven, und feinen Nachfolgern im Bisthum Bafel mit allen den— 
jenigen Rechten, Vorzügen und Privilegien, die ihnen geſetzmäßig ge: 
bühren. Das neue Kapitel bei befagter Kathedralfirche aber foll be: 
fiehen: aus fiebenzehn Domperren, in welcher Zahl eindegriffen find 
der Domprobfi und der Domdechant, jener der Erfte, diefer der Zweite 
im Range nady dem Bifchofe. Unter diefen fiebenzehn Domherren fols 
len nebft dem. Domprobſt noch. neun andere Domherren aus der Geift: 
lichkeit des ehemaligen, nunmehr aufgehobenen Kollegiatitifts, drei aus 
dem Kanton Luzern, drei aus dem Kanton Bern und einer aus dem 
Kanton Zug genommen werden. Sollten indeffen nod Domherren des 
ehemaligen Bafelfchen Kapitels vorhanden feyn, fo find diefelben in 
das neue Kapitel aufzunehmen, und wenn unter ihnen einer eine Ka: 
pitelswürde erhalten haben follte, fo wollen Wir, daß diefer zum 
Dechant des neuen Kapitels ernannt werde, 

Chen gedadytes Kapitel aber foll zerfallen in zwölf refidirende, 
zum Chordienſt verpflichtete Domherren, worunter die zehn Solothur: 
nifchen und einer von den drei Domberren eines jeden der zwei Kan: 
tone Luzern und Bern; und in fünf nicht refidirende (forenses), 
worunter zwei Zuzernifche und zwei Bernjfche und einer aus dem Kan: 
ton Zug. 

Ferner bilden zehn aus diefen fiebenzehn Domherren, mit Einſchluß 
des Domprobfies und Domdechanten, den Senat des Bifchois, und 
ſollen ſowohl beide Stimmrechte im Kapitel, als aud das Recht ge: 
nießen, den Biſchof auf die weiter unten zu beftimmende Weiſe zu 
erwählen. 

Unter der eben gedachten Anzahl von zehn Kapitularen, welche den 
Senat des Bifchofs ausmachen, follen immer drei aus dem Kanton 
Eolothurn befindlich ſeyn, nämlid: der Domprobfi und zwei andere, 
von der Regierung diefes Kantons zu bezeichnende Domherren; des— 
gleichen ‚drei andere aus jedem der beiden Kantone Luzern und Bern 
und einer aus dem Kanton Zug. Und weil nad) «den kanoniſchen Vor: 
fhriften in den Domfapiteln unter den Kapitularen auch ein Erklärer 
der heiligen Schrift und ein Pönitentiar vorhanden feyn müſſen, fo 
empfehlen Wir Unferm ehrwürdigen Bruder, dem jedesmaligen Bifchof 
von Bafel, angelegenft,, und befchiweren fein Gewiffen damit, daß fobald 
als möglidy zwei aus den Domberren, einer mit der Gigenfchaft eines 
Theologen und der andere mit jener eines Pönitentiars bekleidet werden. 
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tribuimus jus eligendi intra tres Menses ex diocesano Clero, 
servatis Ganonicis Regulis, futurum ac pro tempore Episcopum 
Basileensem ; jubentes insimul ut peractae Electionis instru- 
mentum authentica forma exaratum Summo Pontifici de more 
mitatur, a quo, si Electio canonice peracita agnoscetur, et ex 
inquisitionis processu juxta formam pro Episcopatibus in Hel- 
vetia usitatam confecto, de ipsius Electi qualitatibus ad Saero- 
rum Canonum normam rite eonstiterit, electio hujusnodi a 
Sancta Sede conflirmabitur, et ab en deinde per Apostolicas lit- 
teras Canonica Electo dabitar institutio. Quod si aut electio 
minime canonice fuerit peracta, aut Promovendus praedictis 
qualitatibus instructus non reperiatur, ex speciali gratia indul- 
gemus, ut Cathedrale Capitulum ad novam eleetionem canonica 
similiter methodo valeat procedere. Dignitatum et Canonicatu- 
um collationem pro hac prima vice Nobis libere reservamus. In 
futuris vero vacationibus unica tantum Decanatus provisio erit 
Apostolicae Sedi perpetuo reservata. Pristinum autem Gubernio 
Solodorensi manere volumus jus nominandi Praepositum, et 
Canonicos instituendos juxta ınorem hactenus ohservatum; ae 
Lucernensi Gubernio privilegium donari nominandi ad tres 
Praebendas Capitulares ejus Pago tributas. Pro trium vero 
Canonicorum ex Bernensi Pago excipiendorum designatione 
singulis vieibus efformanda, Capitulares Canonici Notulam sex 
Clericorum exhihebunt magistratui Bernensi, cui jus erit tres 
ad summum excludendi, et ex reliquis Episcopus pro tempore 
novum seliget Canonieum. Demum unica dumtaxat Dignitas 
unico Canonico conferri poterit, neque fas erit uno tempore 
Praeposituraın et Decanatum possideri ab Eccelesiastieis Viris 
ejusdem Pagi. In horum autem Canonicorum designatione ca- 
vendum erit, ut Candidati orti sint ex Pago, cui fuerunt tribu- 
tae Praebendae, vel ibidem Sacris operentur; utque sint Pres- 
byteri Seculares ac Beneficium Curatum per quatuor saltem an- 
nos prudenter accurateque tenuerint, vel Antistitem in Diocesis 
vel Seminarii procuratione adjuverint, vel denique Theologiae 
aut Juri Canonico, sacrisque disciplinis tradenis utiliter incu- 
buerint. Omnia jraeterea confirmantes, quae transactis tem- 
porihus eirca Diocesis Basıleensis dismembrationem fuerunt or- 
dinata et praevia derogatione consensus quorumlibet interesse 
habentium, ac sejunetis, quatenus opus sit, ab aliqua quacnm- 
que Diocesi cunctis illis partibus, quae moderno Episcopo Ba- 
sileensi in administrationem hactenus, nomine Sanctae Sedis, 
traditae fuerant, aliisque etiam Parochialibus Ecclesiis dismem- 
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Auch wollen Wir, daß dem neuen Domkapitel zehn aus den Ka: 
plänen der ehemaligen Kollegiatkirche als eigentliche Bepfründete beiges 
fellet werden, und bei Verrichtung ber Heiligen Handlungen der Kirche 
und dem Domkapitel gebührende Dienfte zu leiften. 

Nachdem aber das neue Domkapitel auf foldye Weiſe gebildet wor: 
den, ertheifen Wir den vorbenannten zehn Kapitularen des bifchöflichen 
Senats das Recht: innerhalb drei Monaten, mit Beobachtung der 
fanonifchen Worfchriften, den fünftigen und jeweiligen Bifchof von 
Bafel aus der Geiftfichkeir der Diöces zu erwählen, und befehlen zu— 
gleich: daß die in glaubwürdiger Form abgefaßte Urfunde über die 
vollbrachte Wahl dem Pabft, wie es herkömmlich ift, Üüberfandt werde, 
von welchem fodann , nachdem die Wahl als den fanonifchen Vorfchriften 
gemäß anerfannt, und die Tauglichkeit des Gewählten durch den, auf 
die fiir die Bisthümer der Schweiz übliche Weife geführten Infirmativ: 
prozeß den kanoniſchen Vorſchriften gemäß außer Zweifel gefeht worden, 
die Wahl beftätigt, und dem vorfchriftmäfig Gewählten durch ein apo: 
ſtoliſches Schreiben die Fanonifche Ginfegung ertheilt werden wird. 

Sollte aber die Wahl entweder nicht nach den Fanonifchen Regeln 
vorgenommen worden feun, oder der Gewählte nicht mit den vorge: 
dachten Gigenfchaften ausgerüftet befunden werden, fo geftatten Wir 
dem Domkapitel aus befonderer Gnade, daß es ebenfalls auf Fanonifche 
Meife zu einer neuen Mahl vorfchreiten könne. 

Die Verleihung der Dignitäten und der Kanonifate behalten Wir 
fie diefes erfte Mal Uns felbft vor; bei künftigen Vakanzen hingegen 
foll nur die Verleihung der Dechantenwürde dem apoftolifchen Stuhle 
fie immer vorbehalten bleiben. Der Solothurniſchen Regierung aber 
beftätigen Wir das alte Recht, den Probft und neun, mad) bisheriger 
Weiſe einzufegende Domberren zu ernennen; fo wie Mir auch der Lu:” 
zernifchen Regierung das Privilegium verleihen, zu den drei dieſem 
Kanton zugetheilten Kapitularpräbenden zu ernennen. Was aber die 
Ernennung der drei Domherren des Kantons Bern betrifft, fo follen 
bei eintretender Vakanz die Domfapitularen eine Lifte von ſechs Geift: 
lichen der Bernifchen Regierung überreichen, welcher das Recht zuftchen 
fol : höchſtens drei davon auszufchließen, worauf der Bifchof aus den 
noch Mebrigen den jeweiligen neuen Domherrn wählen wird. 

Uebrigens kann einem und demfelben Domheren nur eine Dignität 
ertheilt werden; auch foll es micht geftattet feyn, daß Geiftlicye eines 
und: desfelben Kantons zu gleicher Zeit das Amt eines Domprobftes 
und Domdechanten beffeiden. j 

Bei der Bezeichnung dieſer Domherren fol darauf Bedacht genom: 
men werden: daß die Kandidaten Angehörige des Kantons feien, dem 
die Präbende zugetheilt worden, oder doc daſelbſt geiftliche Verrich⸗ 
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bratis ac separatis per praesentes statuimus, ut ex nunc in pos- 
terum novum sat amplum Diocesis Basileensis Territorium con- 
stare debeat ex integris Pagis Lucernensi et Solodorensi , ex ea 
Pagi Bernensis parte, quae per Vindobonensem conventum ei- 
dem Bernensi Pago cessa fuerat, et ex Pago Tugiensi, cum eo- 
rum incolis Catholicis, praeter eas Pagoruu Basileensis et Ar- 
goviensis terras ac Parecias, quae ad eamdem Basileensem 
Diocesim hucusque pertinuerunt, et adhuc pertinent. Licitam 
praeterea erit Pago 'Turgoviensi, nec non iis parlibus Pagorum 
Basileensis el Argoviensis, quae olim Diocesi Constantiensi ad- 
dietae erant, ad Basileensem Diocesim, "jaxta modum in poste- 
rum determinandum, accedere. In hoc casu antedictae Epis- 
copali Sedi Basileensi huic Apostolicae Sedi immediate subjectae 
jus confirmamus habendi Suflraganeum Episcopum Titulareın ad 
ea per totam Diocesim obeunda munia, quae Ordinem Episco- 
palem requirunt; cujus quidem Suflraganei nominatio Summo 
Pontifici de more facienda ad Episcopum Basileenseım pro tem- 
pore semper libere spectabit, Ut autem hodierni ac pro tem- 
pore existentis Episcopi Basıleensis, ejusque Suflraganei, qua- 
tenus ipsius nominationis locus fiat, et Cathedralis Capituli de- 
centi ac congruae substentationi opportune ac stabiliter consu- 
latur, mandamus, ut Mensae Episcopali tradatur liber annuus 
redditus Octomilliam librarum Monetae Helveticae; qui tamen 
redditus per participationem, connexionem et unionem aliorum 
trium Pagorun, quorum mentio supra facta est, augendus erit 
usque ad summam Decem millium librarum ejusdem Monetae, 
juxta proportionem Catholicorum uniuseujusque Pagi ad Dioce- 
sim Basileensem pertinentium. Suflraganeo Episcopo Titulari 
Librarum similium Bismille ; Praeposito, novem Canonicis, ac 
decem Cappellanis sidem redditus, quibus antea, uti Capitulum 
Gollegiatae Solodorensis nune suppressae, potiebantur ; Decano 
Librarum Octingentarum ultra fructus Canonicalis Praebendae; 
Librarum vero Bismillium unicuique ex Canonicis Residentibus 
Pagorum Lucernensis et Bernensis; ac Tercentum Librarum 
euilibet ex Canonicis non residentibus, Forensibus nuncupatis. 
Ejusmodi autem redditus, quorum fundatio per Gonventionem 
posterius ineundam rite determinabitur, erunt interea persol- 
vendi a respectivis Pagorum Guberniis, quae ad haec implenda 
sese in valida forına obligarunt. Tam Basileensi Episcopo, 
quam ejus Suflraganeo, cunctisque Canonicis residentibus erunt 
per Gubernia constabiliendae necessariae Edes Canonicales: ac 
Solodorense Gubernium sumptus praebebit ad tuitionem tam 
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tungen ausüben; daß fie ferner MWeltgeiftliche fein, und einer mit 
Seelforge verbundenen Pfründe wenigftens vier Jahre lang mit Klug: 
heit und Pünktlichkeit vorgeftanden,, oder dem Bifchof in Verwaltung 
der Didces oder der Priefterhäufer Hülfe geliftet, oder endlich mit 
dem Lehramte der Theologie oder des Fanonifchen Rechts und geifllicher 
MWiffenfchaften fih mit Nutzen befchäftigt haben. 

Anden Wir überdieß Alles beftätigen, was in früherer ‚Zeit über 
die Zertheilung der Bafelfhen Diöces angeordnet worden, der Ein: 
willigung der etwa dabei Betheiligten derogiren, auch, fo weit es nöthig 
ift, alle diejenigen Theile, welche bisher dem gegenwärtigen Bifchof 
von Bafıl im Namen des heiligen Stuhls zur Verwaltung übergeben 
worden, felbft einzeln abgetrennte oder zertheilte Pfarreien, von was 
immer für einer andern Diöces lostrennten, fegen Wir durch Gegen: 
wärtiges felt: daß von nun an und in ‚Zufunft das neue, binlänglich 
große Gebiet des Bisthums Baſel befichen fol: aus der fämmtlichen 
fatholifhen Bevölkerung der Kantone Luzern, Solothurn und Zug, fo 
wie derjenigen des Gebiets des Kantons Bern, welches diefem durch 
den Wiener Kongreß abgetreten worden ift, endlidy aus denjenigen 
Gebietstheilen und Pfarreien der Kantone Bafel und Aargau, welche 
fhon früherbin einen Theil des Bisthums Baſel ausgemacht haben, 
und nody zur Stunde demfelben angehören. Dabei wird dem Stande 
Thurgau, fo wie fir diejenigen Bezirfe der Kantone Bafel und Aar— 
gau, welche ehevor zum Bisthum Konftanz gehörten, die Zuficherung 
ertheilt, daß auch fie fich dein Bisthum Baſel anfchliefen mögen, wor: 
über eine fpätere Uebereinfunft das Nähere feftfegen wird. 

Auf diefen letzten Fall beftätigen Wir dem vorbenannten bifchöflich 
Baſelſchen Sige, der Unferm apoftolifhen Stuhle unmittelbar unter: 
geordnet ift, das Recht, einen Zitular = oder Suffraganbifchof zu haben, 
welcher im ganzen Umfange der Diöces diejenigen geiftlichen Handlungen 
verrichtet, die den bifchöflichen Stand erfordern. Die Ernennung die: 
fes Weihbifchofs , die dem Papfte dem Herfommen gemäß gebührt, fol 
ftets dem jeweiligen Bifchof von Baſel überlaffen bleiben. 

Damit aber für des gegenwärtigen und jeweiligen Bifchofs von 
Bafel, deffen Weihbiſchofs, wo der Fall feiner Anftellung eintritt, 
und des Domfapitels anftändigen Unterhalt auf fchicliche und fichere 
Meife geforgt werde, fo wollen Wir, daß dem Bifchof von Bafel ein 
jährliches freies Ginfommen von adhttaufend Schweizerfranfen, — welches 
Ginfommen bei erfolgender Theilnahme, Verbindung und Anfchliefung 
der obbenannten drei Kantone, und zwar im Verhältniß der dieffalls 
binzufommenden Fatholifdyen Bevölkerung bis auf das Marimum von 
zehntaufend Franken gleichen Geldes erhöht werden fol; — dem 
. Weihbifchof eines von zweitaufend Schweizerfranfen; dem Domprobft, 
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Ecclesiae Cathedralis, quam Edium Episcopalium necessarios. 
Manutentioni vero Fabrieae Cathedralis Ecelesiae ac expensis 
in Sacram Suppelleetilem, et in rei divinae cultum ncecessariis 
consultum erit annuo redditu Bismille Lihrarum, jam pridem 
Fabricae olim Collegiatae Solodorensis assignatarum ; ulque re- 
bus hujusmodi uberius prospiciatur adsignandi in id causae erunt 
fructus Mensae, spatio Sedis Episcopalis vacationis decurrendi. 
Facultatem insuper noviter sie erecto Gathedrali Basileensi Ca- 
pitulo impartimur condendi ordinationes et statuta Sacris Ca- 
nonibus et Constitulionibus Apostolieis minime adversantia, et 
ab Episcopo expresse approbanda; itemque gaudendi omnibus 
honoribus, insigniis et privilegiis, quibus alia Cathedralia Ca- 
pitula in Helvetia existentia gaudent, dummode non sint ono- 
roso titulo acquisita. Quodsi aliqua ex causa forsan contingat 
‚in posterum Episcopalem Sedem et Basileense Gapitalum Cathe- 
drale alio canonice transferri, tune Solodorensi Gollegiatae Eccle- 
siae Sanctorum Ursi et Victoris Gapitulum in ıllum ipsum revo- 
candum erit statum, quo ante Cathedralitatis acquisila jura potie- 
batur. Necessarium profecto judicamus decernere ac mandare, 
ut ınanulentioni antiquae ad presens suppressae Cathedralis Ec- 
elesiae Basileensis et Divini eultus in ea peragendi expensis op- 
portuno et stabili modo provideatur. Volumus praeterea, quod 
a Venerabili Fratre Episcopo Basileeusi in Civitate Solodorensi 
Seminarium Puerorum Ecelesiasticum erigatur, in quo Adoles- 
centes Glerici opporlune alantur ac rite inslituantur, quodque 
Gubernia Pagorum necessaria pro ejusdem Seminarii Edibus, 
et pro annuo libero Gensu praestare debeant; et si necesse erit 
alia in aliis Pagis erigere Seminaria, Episcopus ea eriget re con- 
ciliata cum respectivis Guberniis, quae pro Edihus et pro annuo 
libero Censu necessaria ul supra suppeditabunt: Episcopus au- 
tem eisdem Seminariis regendis, administrandis, ac in sana doc- 
trina instituendis juxta Coneilii Tridentini praescriptum seınper 
advigilabit, adhibitis in auxilium quatuor Canonieis ex diversis 
Pagis assumendis, quorum binos ipse Episcopus, et alios duos 
Canonici Senatum Episcopi conslituentes eligent. Mandaınus 
pariter, ut praedictae Episcopalis Ecclesiae Basileensis juxta 
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den neun Domherren und den zehn Kaplänen dieſelben Einkünfte, 
die fie zuvor als Kapitel der nun aufgehobenen Solothurniſchen Kol⸗ 
legiatfirche genoffen ; dem Dechant achthundert Schweizerfranfen, 
außer den Ginkünften von der Domherrenpräbende ; jedem der refidiren- 
den Domberren der Kantone Luzern und Bern zweitaufend Franken 
und jedem der nicht refidirenden Domperren endlich dreihundert Franfen 
zugetheilt werden. 


Diefe Einfünfte, deren Fundirung in einer fpäter zu treffenden 
Uebereinfunft gehörig beftimmt werden wird, werden mittferweilen durch 
die Regierungen der betreffenden Kantone abgereicht, wofür fie fid in 
gültiger Form verbindlich gemacht haben. Auch find ſowohl dem Bifchof 
von Bafel, als auch deffen Suffraganbifchof und fämmtlichen refidiren: 
den Domherren die nöthigen Wohnungen durch die Regierungen anzu: 
weifen. Auch wird die Eolothurnifche Regierung die zur Grhaltung 
der Domkirche und des bifchöflichen Gebäudes nöthigen Koften dar: 
reichen. \ 

Für die Erhaltung der Fabrik der Kathedralkirche und für die Aus: 
gaben für Kirhengeräth und die zum Gottesdienft erforderlichen Gegen: 
ftände foll durdy eine jährlihe E umme von zweitaufend Franken geforgt 
werden, die fchon früher der Fabrik der ehemaligen Solothurnifchen 
Kollegiatfirhe angewiefen war, und damit diefer Zwed noch volftän: 
diger erreicht werde, fo follen zu demfelben die während einer Erle: 
digung des bifchöflichen Stuhles fließenden bifchöflichen Ginfünfte ver: 
wendet werden. 

Dem auf ſolche Weiſe neu errichteten Baſelſchen Domkapitel ers 
theilen Mir die Befugnig : Statuten zu verfertigen,, die jedoch weder 
den heiligen Kirchengefegen, noch päbftlichen Verordnungen entgegen 
fein dürfen, und vom Biſchof ausdrücklich beftätigt werden müſſen; 


wie auch den Genuß aller Ehrenrechte, Vorzüge und Privilegien, deren | 


andere Schweizeriſche Domkapitel zu genießen haben, vorausgefeht, daß 
fie nicht Titulo oneroso erworben worden find, 

Eolte in der Folge, — aus was immer für einem Grunde, — 
der biſchöflich Baſelſche Sig, nebft dem Domfapitel, anderswohin nad 
fanonifchen Borfchriften verlegt werden, fo foll das Kapitel der Solo: 
thurniſchen Kollegiatfirdye der Heiligen Urfus und Viktor wieder in 
denfelben Zuſtand verfegt werden, in welchem es ſich vor der Erhebung 
zu einem Domftift befand. 

Wir halten es übrigens für durchaus nothwendig, daß für die Auf: 
rechthaltung der alten, nunmehr aufgehobenen Bafelfchen Kathedralfirche 
und die Koften des darin zu haltenden Gottesdienftes auf fihere und 
angemeffene Weiſe geforgt werde. 
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redditus ejus Mensae nunc, ut supra adsignatos de more taxe- 
tur ad florenos Auri de Camera Biscentum et Quadraginta, et 
hujusınodi Taxa in Libris Camerae Apostolicae describatar. 
Indulgemus denique, ut Episcopus coram Deputatis Pagorum, 
quibus Diocesis Basileensis eflorınatur territorium, emittere 
licite possit Fidelitatis juramentum bisce verbis: „Ego juro et 
„promitto ad Sancta Dei Evangelia fidelitatem et obedientiam 
„Gubernio Pagorum , quibus Diocesis constat. Item promitto, 
„ine nallam communicationem habiturum , nulli consilio interfu- 
„turum, nullamque suspectam Unionem, neque intra neque ex- 
„tra Helvetiam conservaturum, quae publicae tranquillitati possit 
„obesse; et si tam in Diocesi mea quam alıbi noverim aliquam 
„conventiculam ad Status perniciem iniri, Gubernio manifes- 
„tabo.” — Ad hoc ut autem omnia et singula sic ut supra a 
Nobis disposita rite ac celeriter ad suum perducantur eflectum, 
dilectum filium Apostolicum pro tempore Nuncium Lucernen- 
sem, et in ejus defectu Apostolicae Sedis apud Helvetos nego- 
tiorum gestorem harum Litterarum Nostrarum Exequutorem 
elegimus ac deputamus, necessarıas et opportunas ei tribuendo 
facultates, ut sive per se, sive per alıamı Personam in Ecele- 
siastica Dignitate constitutam ab eo specialiter subdelegandam 
cuncta superius ordinata peragere, statuere, disponere, decer- 
nere, ac super quacuımque oppositione adversus praemissa in 
actu exequutionis quomodolibet forsan oritura, agnoscere ac 
definitive pronunciare libere ac licite possit et valeat. Praesen- 
tes vero litteras, et in cis contenta quaecumque etiam ex co, 
quod quilibet interesse habentes vel habere praetendentes audıti 
non fuerint, ac praemissis non consenserint, nullo unquam 
tempore de subreptionis vel obreptionis, aut nullitatis vitio seu 
Intentionis Nostrae vel quolibet alio, licet substantiali defectu 
notari, impugnari, vel in controversiam vocari posse, sed eas 
semper ac perpeluo validas et eflicaces existere et fore, suosque 
plenarios et integros eflectus sortiri et ohtinere, atque ab omni- 
bus, ad quos spectat, inviolabiliter observari debere; et si se- 
cus super his a quoquam quavis auctoritate scienter vel igno- 
ranter conligerit attentari, irritum prorsus et inane decernimus, 
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Uebrigens wollen und befchliefen Wir, daß von dem ehrivürdigen 
Bruder, dem Biſchof von Bafel, in der Stadt Solothurn ein geift: 
lies Seminar errichtet werde, worin die jungen Geiftlichen gehörig 
genährt und unterrichtet werden können, wozu die Rantonsregierungen 
ſowohl in Hinficht der Gebäulichfeiten, als in Hinficht eines freien 
Ginfommens das Nöthige leiften werden. Würde fich die Nothwen— 
digfeit für die Anlegung folcher Seminarien auch anderwärts noch 
ergeben, fo fol fi der Bifchof über ihre Errichtung mit den betref: 
fenden Regierungen ins Ginverfiändniß feßen, welche die nöthigen Ge— 
bäude und das erforderliche, jährliche, freie Einkommen dafür darreichen 
werden. 


Dem Bifchof ſteht über foldye Priefterhäufer die Leitung und Wer: 
waltung, fo wie die Aufficht über die Meinheit des in denfelben zu 
ertheilenden Unterrichts zu, als worüber derfelbe nach den Worfchriften 
des tridentinifchen Konziliums zu wachen bat, und er wird ſich zu 
dieſem Zweck vier Domherren aus verfchiedenen Kantonen zugefellen, 
wovon zwei der Bifchof felbft und die beiden andern der Senat des 
Bifchofs wählen foll. 


Ferner wollen Wir, daß befagte biſchöflich Bafelfche Kirche, in 
Gemäßheit der ihr oben angewiefenen Einkünfte, bei der apoftolifchen 
Kammer zu zweihundert vierzig Goldgulden (Dufaten) angefchlagen, 
und daß diefe Taxe in den Büchern diefer Kammer verzeichnet werde. 


Endlich geftatten Wir, daß der Bifchof vor den Abgeordneten der= 
jenigen Kantone, aus welchen der Sprengel des Bafelfchen Bisthums 
gebildet wird, folgenden Eid der Treue leifte: „Ich ſchwöre und ge: 
„lobe auf das Heilige Evangelium Treue und Gehorfam den Regierungen 
„der Kantone, aus denen das Bisthum Baſel befteht. Ueberdieß ges 
„lobe ich), weder im noch außer der Schweiz ein Ginverftändniß zu 
„pflegen, an einem Rathſchlage Theil zu nehmen und eine verdächtige 
„Verbindung zu unterhalten, welche die öffentliche Ruhe gefährden 
„eönnte, und follte ich je Kunde erhalten von einem dem Staate ſchäd— 
„lichen Anfchlage, fei es im meiner Diöces oder anderswo, ſo werde 
„ih die Regierung davon in Kenntniß ſetzen.“ 


Damit aber Alles und Jedes, was oben von Uns angeordnet wor: 
den, gehörig und fchleunig in Wirkſamkeit trete, fo erwählen und be=. 
ftellen Wir zum Vollſtrecker diefer Unferer Bulla den geliebten Sohn, 
den gegemvärtigen apoftolifhen Nunzius zu Luzern, und in deffen Er: 
mangelung den Gefchäftsträger des päbftlichen Stuhles in der Schweiz, 
und ertheilen demfelben die nöthigen und fachgemäßen Vollmachten , ent: 
weder felbft oder durch eine andere in geiftlichen Würden flehende und 
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Non obstantibus de jure quaesito, non tollendo aliisque Nost- 
ris et Cancellariae Apostolicae Regulis nec non constitutioni- 
bus et Ordinationibus Apostolicis, itemque supradicetarum Ec- 
clesiarum etiam juramento confirmatione Apostolica vel quavis 
alia firmitate roboratis statutis et consuetudinibus, privilegiis 
quoque ac Indultis caeterisque etiam specitica et individua men- 
tione dignis contrariis quibuseumque. Volumus equidem, ut 
praesentium litterarum Exequutor omnium et singulorum Acto- 
rum in ipsarum Litterarum exsequutione conficiendorum ex- 
empla in authentica forına exarata ad Sacraın Congregationem 
Rebus Consistorialibus praepositam in ejusdem Congregationis 
Archivio asservanda, quam primum fieri poterit, transmittere 
teneatur, Praeterea volumus, ut harum Litterarum Transump- 
tis, etiam impressis, manu taınen alicujus Notarii publici suh- 
scriptis, ac Sigillo Personae in Ecclesiastica Dignitate constitu- 
tae munitis, eadem prorsus fides in Judicio et extra adhibeatur, 
quae ipsis praesentibus adhiberetur, si forent exhibitae vel osten- 
sae. Nulli ergo omnino hominum Jiceat paginam hanc Nostrae 
Subpressionis, Extinctionis, Annullationis, Translationis, Erec- 
tionis, Attributionis, Assignationis, Mandati, Commissionis, 
Derogationis et Voluntatis infringere vel et ausu temerario con- 
traire. Si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignatio- 
nem Ommnipotentis Dei ac Beatorum Petri et Pauli Apostolorum 
ejus se noverit incursurum. Datum Romae apud Sanctum Pet- 
ram Anno Incarnationis Dominicae Millesimo Octingentesimo 
Vigesimo Octavo, Nonis Maji, Pontificatus Nostri Anno Quinto. 
Sign. B. Pacca Pro. Dat. 
» Pro. Dno. Gardinali Albano, 
J. Capaccini, Substitus. 
Visa de Curia. Sign. D. Testa. 
l.oco + Plumbi. 


Concordat cum Originali. 
Lucernae 29, Majı 1828. 
Sign. P. Gizzi, Internuntius Apostolicus. 
Pro Copia collatum. 
Lucernae 40. Junii 1828. 
Ab üs, quibus res diocesanae ad Episcopatum Rasileensem commissae : 


J. C. Amrhyn, Praetor. L. aRoll. 
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von ihm befonders fubdelegiete Perfon ale obigen Verfügungen in 
Vollzug zu bringen, feftzufegen und einzurichten, und über jeden 
Widerftand, den fie auf irgend eine Weiſe bei der Wollziehung etwa 
finden Fönnten, zu unterfuchen, zw entfcheiden und endlich abzu: 
fprechen. 

Gegenwärtige Bulla und deren gefammter Inhalt follen zu Feiner 
‚Zeit, weder unter dem Vorwand, daß die dabei Betheiligten oder 
betHeiligt zu fein Vorgebenden nicht gehört worden, und in die Be— 
ftimmungen desfelben nicht eingewilligt hätten, nody durch die Ein: 
rede der Grfchleihung, oder der Nichtigkeit oder des Abgangs Un: 
feres Willens, oder was immer für eines andern, felbft wefentlichen 
Mangels, angegriffen, angefochten oder in Streit gezogen werden 
können, fondern für ewige ‚Zeiten gültig und wirffam feyn und blei⸗ 
ben, völige und gänzliche Wirfung erlangen und behaupten, und von 
Allen, die es angeht, unverbrüchlid) befolgt werden, umd wenn der: 
felben von irgend Jemandem, unter welcher Autorität e8 auch fey, mit 
oder ohne MWiffen entgegengehandelt würde, fo foll foldyes durchaus 
nichtig und unwirkfam fein. Auch foll nicht entgegenftchen die Regel, 
daß ein wohlerworbenes Recht nicht entzogen werden darf, noch irgend 
eine andere apoſtoliſche Kanzleiregel, auch nicht päbftlide Werord:- 
nungen und Befchlüffe, oder die Statuten, Gewohnheiten, Privile: 
gien und Indulte vorbenannter Kirchen, wären fie auch duch Eid, 
päbftlihe Beftätigung oder auf irgend eine andere Weiſe befräftigt, 
noch irgend fonft etwas, wenn es auch einer ausdrüclichen und beſon— 
dern Erwähnung würdig wäre. 


Wir wollen übrigens, daß der Vollſtrecker der in gegenwärtiger 
Bulla enthaltenen Verfügungen von allen umd jeden zum Zweck der 
Vollziehung errichteten Urkunden Abfchriften in beglaubigter Form, fo 
bald als möglih, am die heilige Congregatio consistorialis ein: 
fende, um in dem Archiv derfelben aufbewahrt zu werden. Auch wol: 
fen Wir, daf den Abfchriften oder Abdrücken diefer Bulla, die mit 
der Unterfchrift eines öffentlidyen Notarius und mit dem Siegel einer 
in geiftlihen Würden fichenden Perfon verfehen find, vor und außer 
Gericht derfelbe Glaube gewährt werde, wie der Urfchrift felbft, wenn 
diefelbe vorgelegt oder vorgezeigt würde. Niemand alfo wage es, diefe 
Unfere Verordnung, wodurd Wir unterdrüden, aufgeben, vernichten, 
verfeßen, errichten, zutheilen, anweifen, bevollmächtigen, beauftragen, 
derogiren und Unfern Willen erflären, zu übertreten oder ihr frevent: 
lich entgegen zu handeln. Wer aber deffen fi) unterfinge, der foll 
wiffen, daß er die Ungnade des allmächtigen Gottes und der heiligen 
Apoftel Petrus und Paulus auf fich laden wird. 
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Basileen, 
Electionis Canonici Forensis pro Pago Zougensi. 


Ex Canonicis Forensibus, qui in Cathedrali Capitulo Ba- 
sileensi sunt percensendi unuın esse debere ex Pago Zougensi, 
Apostolicis litteris cautum est, quae de Episcopatu Basileensi 
sunt datae. Cum vero in iis rescribendis omissa praeter volun- 
tatem fuerit mentio de jure illius eligendi, quod per Sanctissi- 
mum Dominum nostrum Leonem XII, Pontificem maximum, 
Gubernio memorati Pagi collatum fuerat, prout in Consisto- 
riali Decreto sancitum perlegebatur, placuit Sanctitati suae, 
Decreto hoc Consistoriali perinde habendo, ac silitterae Aposto- 
licae sub plumbo datae fuerint, declarari et ediei jus eligendi Ca- 
nonicum Forensem, seu non residentialem, pro Pago Zou- 
gensi attributum esse Gubernio ipsius, ac proinde Executori 
earumdem litterarum mandarı, ut juxta hanc Sanctissimi Patris 
voluntatem Constitutionem dieti Capituli perficiendam curet. 
Hoc porro Decretum edi et in Acta sacrae Consistorialis con- 
gregationis referri jussit. Datum Romae hac die 42. Juni 
Anni 1828. 

L. S. Sign. P. Polidorius, 


S. Congreg. Consistorialis Sec. 
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Gegeben zu Rom bei St. Peter im Jahre der Menfchwerdung des 
Heren taufend achthundert achtundzwanzig, den fiebenten Mai, im 
fünften Jahre unfers Pabſtthums. 

(Stelle des + Siegels.) 
Unter. B. Pacca Pro-Dat. 
Unterz. Für den Heren Kardinal Albano, 
J. Sapaccini, Subftitut. 
Viſirt von der Kuria. Unterz. D. Tefta. 
Dem Driginal gleichlautend : 
Luzern, den 29. Mai 1828, Unterz. P. Gizzi, 
apoſtol. Internunzius. 
Als getreue Abſchrift: 
Zuzern, den 10, Heumonat 1828. 
Die mit den Angelegenheiten des Bistb. Baſel beauftragten Rommiffarien: 
KK. Amthyn, Schultheiß. Ludwig von Roll. 





Diöeeſe Baſel. 
Erwählung des nicht reſidirenden Domherrn für den 
Kanton Zug. 

Die apoſtoliſche Bulla über das Bisthum Baſel hat dafür geſorgt, 
daß unter den nicht reſidirenden Domherren des Baſelſchen Domkapitels 
auch einer aus dem Kanton Zug fein müſſe. Da aber bei ihrer Ab— 
fhrift von dem Recht zu deffen Erwählung, das von Sr. Heiligkeit 
Pabft Leo XII., wie in dem Konfiftorialdefret verordnet fieht, der 
Regierung benannten Kantons verliehen worden war, unabfichtlid, Mel: 
dung zu thun vergeffen worden ift, fo Haben Se. Heiligkeit geruhet, 
durch gegenwärtiges Konfiftorialdefret, das die Kraft einer Bula haben 
fol, erflären und ausfprechen zu laffen: das Recht, den nicht refidi- 
renden Domheren für den Kanton Zug zu ernennen, fei der Regierung 
diefes Kantons zuerfannt, und haben daher dem Vollzieher der näm— 
fichen Bulla in Auftrag gegeben, daß er nad) diefer beftimmten Willens: 
meinung des heiligften Waters die Aufftellung des gedachten Kapitels 
beforge. Er hat ferner befohlen, diefes Dekret auszuferfigen und in 
die Aften der heiligen Konfiftorial = Kongregation aufzunehmen. 

Gegeben in Rom, den 12. Brachmonat 1828, 

(L. $.) Unter. P. Polidorius, 
Sefretär der heil. Konfiftorial» Kongregation. 
Für getreue Ueberfegungen, 
Namens der mit den Diöcefan » Angelegenheiten beauftragten Kommiffarien : 
8. Amrehyn, Schultheiß, Kommiflar. 
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Rro. IV. 
Benehmigungsurkfunde der päbftl. Bulle vom 7. Mai 1828. 


Mir die Abgeordneten der löblichen Stände Luzern, Bern, So: 
lothurn und Zug, in Folge der Voßmachten und Aufträge Unferer 
hohen KRommittenten in Solothurn verfammelt , um der feierlichen Pu- 
blifation der apoftolifchen Eircumferiptions : Bulla in der fünftigen Dom: 
firche des neu organifirten Bisthums Baſel beizumwohnen, welche das 
Datum vom 7. Mai 1828 führt, und mit den Worten: Inter prae- 
cipua Nostri Apostolatus munia, beginnt, und da befagte päbfl: 
liche Bulla mit ihren nachträglihen Vervolftändigungen von Unferen 
hohen Regierungen in ihren wefentlichen Beftimmungen mit der zwifchen 
Hochihnen und dem päbftlidhen Stuhle unterm 26. März 1828 abge: 
fchloffenen Konvention Über die neue Begränzung und Cinrichtung des 
Bisthums Bafel übereinftimmend gefunden worden ift, — ertheilen diefer 
Bula, Namens diefer hohen Stände, die Iandesherrliche Genehmigung, 
ohne daß dadurch aus diefer Genehmigung auf irgend eine Weife etwas 
abgeleitet werde, was den Hoheitsrechten der Regierungen nachtheilig 
fein möchte, oder den Larmdesgefegen und Regierungsverordnungen, den 
erzbifchöflichen und bifchöflichen Rechten, oder den in der Schweizeri- 
ſchen Eidgenoffenfchaft beftehenden Kirchenverhältniffen beider Konfef: 
fionen und der darin gegründeten religiöfen Zoleranz entgegen wäre. 

Was hiermit, unter Vorbehalt der weitern Anordnungen über ihre 
Vollziehung, zur allfeitigen Nachachtung zur Kenntniß gebracht wird. 

Gegeben Solothurn, den 12. Heumonat 1828. 

Namens des Standes Luzern: 
(L. S.) Sign. Eduard Pfyffer, Staatsrath. 

Namens des Standes Bern: 
(L. S.) Sign. Ferd. Löw. v. Jenner, alt Secelmeifter. 
(L. S.) Sign. Nizole, Mitgl. d. gr. R. u. Deputicter. 
(L. 8.) Sign. Sag. Joſeph Helg. 
(L. 8.) Sign. v. Effinger, Geheimrathfchreiber. 

Namens des Standes Solothurn: 

Sign. Ludw. v. Roll, Staatsrath. 

Sign. Lüthi, Staatsrath. 

Namens des Standes Zug: 

(L. S.) Sign. Fr. Joſ. Andermatt, Landammann. 

Dem Driginal gleishlautend : 
Solothurn, den 13. Juli 1828. 


* 
nun 
u 


Der Staatsfchreiber:: 
Sign. $riedr, von Roll. 
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Nro. V. 


Convention sur laccession du haut Canton d’Aargovie au 
Diocese de Bäle nouvellement organise. 


En vertu de la declaration du Conseil souverain du haut 
Etat d’Aargovie du 411 Novembre dernier a été conclue sur 
l'accession de ce haut Canton à l’Ev&che de Bäle nouvellement 
organise par la convention du 26 Mars 1828 faite et passee 
entre le St. Siege et les hauts Etats de Lucerne, Berne, 
Soleure et Zoug, 

entre 

Son Excellence Monseigneur Ostini, Archev@que de Tarse, 

Nonce Apostolique pres la Confederation Suisse, 

et 

Messieurs les Conseillers d’Etat Charles de Reding, Francois 
Joseph Frederic et Francois Joseph Vorster, Deputes 

du gouvernement du susdit haut Etat d’Aargovie; 
ainsi que sous la cooperation demandde des Commissaires 
charges de la negociation sur la reorganisation et la nouvelle 
Circonscription de l’Ev&che@ de Bäle, savvir: 

Son Excellence Monsieur Joseph Charles Amrhyn, Avoyer 
de la ville et Republique de Lucerne et Monsieur le Baron 
Louis de Roll, Conseiller d’Etat de la Republique de Soleure, 
munis de plein-pouvoirs, sous la reserve de la ratification de - 
leurs hauts Comanettans, la Convention qui suit: 


Art. 1. La population catholique du territoire du Canton 
d’Aargovie qui a été separd de l’Ev&che de Constance, ainsi 
que celle du territoire qui appartenait à l’ancien Ev&che de 
Bäle, fera aussi partie Aperpetuite du Dioctse de Bäle nou- 
vellement reorganise. 

Art. 2. L’election des trois Chanoines que le Canton d’Aar- 
govie a à fournir au Chapitre cathedral, savoir d'un Chanoine 
residant et de deux non-residant, se fera d’apres le mode 
etabli par l’article 12 de la Convention citee du 26 Mars 1828 
pour le haut Etat de Berne, et ainsi tout ce qui a été accorde 
à ce dernier Canton relativement & cette election, sera aussi 
applicable et confirm& au Canton d’Aargovie. 

Les Candidats a proposer par le Chapitre cathedral à ces 
prebendes, devront tous @tre ressortissans et habitans du Can- 
ton; ils devront posseder en m&me tems les qualites prescrites 
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pour les chanoines en general, ou s’etre rendu utiles à l’ad- 
ıninistration Eepiscopale dans le Canton, 

Art. 3. Le Canton d’Aargovie participera à tous les droits 
et avantages accordes en general et en commun aux ÜCantons 
contractans de Lucerne, Berne, Soleure et Zoug par la con- 
vention du 26 Mars 1828, et aura par contre a remplir &gale- 
ment toutes les charges et obligations stipuldes pour les dits 
Cantons dans la même convention. 

Art. 4. Les ratifications de la presente convention expe- 
dıee en double et scellee, seront echangees le plutöt possible. 

Ainsi fait et conclu a Lucerne le 2 Decembre 1828. 


Au nom de Sa Saintete, Au nom du haut Etat du Can- 
Le Nonce Apostolique pres la Gonfe- ton d’Aargovie, 
deralion Suisse: Les Deputes: 
Sign. P. Archeveque (L.S.) Sign. C. de Reding. 
(L. $.) de Tarse. (L.S.) „ J.’Friderich. 


(L. S.) „  F. J.- Vorster. 


Les Commissaires charges de la negociation pour 
la reorganisation et nouvelle Circonscription 
de l’Eveche de Bäle: 

(L. S.) Sign. J. Ch. Anmrhyn, Avoyer. 
(L. 8.) = Louis de Roll, Conseiller d’Etat. 


Nous Bourguemestre et Petit Conseil du Can- 

ton d’Aargovie 
faisons savoir: 

Qu’en vertu de Fautorisation emande du Grand Conseil en 
date du 5 Juin 1829, Nous ratilions le traite ci-dessus au 
nom de ce Canton, voulant en m&me tens que les ratifications 
de ce traite, lorsqu'il aura été muni de celles du St. Sıege, 
soyent Echangees le plutöt possible. 

Aarau, le 2 Juillet 1829. 


Le Bourguemestre President: 
(E85 Sign. Fetzer. 
Le Secretaire d’Etat: 
Sıgn. Baldinger. 





j 
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Nr. VI. 
Uebereinfunft über den Beitritt des hohen Standes Thur— 
gau zu dem neu errichteten Bisthum Baſel. 


In Folge der unterm 26. März 1828 zwifchen dem heiligen Stuple 
und den hoben Ständen Luzern, Solothurn, Bern und Zug, über 
die Miederherfielung und neue Umfchreibung des Bisthums Baſel, 
verabredeten und abgefchloffenen und unterm 13. des abgewichenen Heu: 
monats in Wollziehung gebrachten Uebereinfunft, und in Gemäßheit 
des von dem großen Rathe des hohen Standes Thurgau gefaßten Be: 
fchluffes, welcher die Bevollmädtigung zur Anfchliefung des befagten 
Kantons an das obbemeldte, swieder hergeftellte Bisthum enthält; ift 

zwiſchen 
Sr. Excellenz Monſignor Oftini, Erzbiſchof von Tarſus, apoftoli- 
ſchem Nuntius bei der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
dann 
Er. Excellenz Herrn Joſeph Karl Amrhyn, Schultheiß der Stadt 
und Republik Luzern, und Herrn Baron v. Roll, Staatsrath der 
Republik Solothurn, in der Gigenfhaft ald Bevollmächtigte (Kommif: 
farien) des hohen Etandes Thurgau, 
vermöge ihrer DBollmachten, mit Vorbehalt der Genehmigung ihrer 
hohen Kommittenten, folgende Webereinfunft abgefchloffen worden: 

Art. 1. Die von dem Bisthum Konftanz getrennte Fatholifcye 
Bevölkerung des hohen Standes Thurgau ift für immer dem wieder: 
bergeftellten Bisthum Baſel einverleibt. 

Art. 2. Die Wahl des zum Domkapitel zu ermennenden nicht 
refidirenden Domherrn gefchieht auf die im Art. 12 der angezogenen 
Uebereinfunft vom 26. März 1828, für den hohen Etand Bern 
feſtgeſetzte Weiſe, und fo fol aud Alles, was in Bezug auf Ddiefe 
Mahl diefem letzten Kanton zugeftanden ift, auf den Kanton Thurgau’ 
anwendbar und beftätigt ſeyn. 

Art. 3. Der Kanton Thurgau hat auf die gleiche Weife an allen 
Rechten und WVortheilen Antheil, welche im Allgemeinen (en general 
et en commun) fowohl, als den Fontrahirenden Kantonen Zuzern, 
Solothurn, Bern und Zug zufommen, fo wie er hinwieder gleicher: 
maßen alle Laften und Verbindlichfeiten zu erfüllen Hat, welche den 
genannten Kantonen in der angeführten Uebereinfunft aufgelegt find. 

— Art. 4. Die Ratififationen der gegenwärtigen Uebereinkunft, welche 
doppelt ausgefertigt und befiegelt wird, follen bald möglihft ausge: 
wechfelt werden. 
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So gefhehen und befchloffen zu Luzern am 44. des Monats April 
Gintaufend achthundert neun und zivanzig. 
Im Namen feiner Heiligfeit, der apoftolifche Nuntius 
* der —————— Eidgenoſſenſchaft: 
7 P. Erzbifchof von Zarf us. 
Im Namen hohen Standes Thurgau: 

L. S. J. R. Amrhyn, Schultheiß. 
L. S, 2. v. Roll, Staatsrath. 


Wir Landammann, klein und großer Rath des Kan— 
tons Thurgau, nah Einſicht der nebenſtehenden Uebereinkunft über 
den Beitritt des hieſigen Kantons zum neu organiſirten Bisthum Baſel, 

haben beſchloſſen: 
Die beſagte Uebereinkunft iſt genehmigt. 

So geſchehen und beſchloſſen im großen Rathe. 

Frauenfeld, am 3. Juni 1829. 

Der Landammann, 

Präſident des großen Raths: 
Sign. Morell. 

Die Mitglieder: Secretär, Stimmenzählet. 
Sign. Ammann. Sign. Wüſt. 


Nro. Vi. 
Michael Viale, 


Sanctissimi Dominı Nostri Divina Providentia Pii Papae Oc- 
tavi et Apostolicae Sedis apud Helvetios Negetiorum Gestor. 


Cum Sanctissimus Dominus Noster Pius Divina Providentia 
Papa Octavus pro Pagorum Argoviensis et Thurgoviensis, in 
Basileensem Dioecesim adgregatione sub Annulo Piscatoris Li- 
teras ediderit tenoris Sequentis videlicet. 

Pius Papa VIII. In perpetuam rei meımoriam. De anima- 
rum salute pro tradita Nobis Ecclesiae Universae procuratione 
impense solliciti, Apostolicae Auctoritatis placita eo libenter 
intendimus, ubi aptiora iisdem juvandis commoda parari dig- 
noscamus. Hoc Nos animo benevolo accepimus, quae pro Pa- 
gorum Argoviensis et Thurgoviensis in Basileensem Diovecesim 


0 


adgregatione concilianda acta sunt ab Venerabili Fratre Petro 
Archiepiscopo Tharsensi, Nostro apud Helvetios Nuncio cum 
Nobilibus Viris, quibus ab eorundem Pagorum Consiliis id ne- 
gocii fuerat commissum. (Guncta itaque re accurate perpensa, 
spirituali Catholiei Populi ibidem degentis regimini salubriter 
consulere discupientes, ex, certa scientia ac matura delibera. 
tione Nostris, de que Apostolicae potestatis ‚plenitudine, Inco- 
las, reımque omnem Catholicam Territorii Pagi Argoviensis, 
tum illius, quod a Constantiensi Dioecesi fuit sejunetum, tum 
illius quod veteri Basileensi Ecclesiae olim suberat, nec non In- 
colas remque omnem Catholicam Pagi Thurgoviensis , qui pari- 
ter a Constantiensi Dioecesi fuit abstractus, Dioecesi Basileen- 
sis Episcopatus recens constitutae per Apostolicas Litteras fel. 
rec. Leonis P. P. XII. Praedecessoris Nostri de nova illius 
Dioecesis ceircumseriptione Nonis Maji Anni MDCCCXXVIIH 
editas, perpetuo attribuimus et assignamus. Tres vero Cano- 
nicos ex Pago Argoviensi in Cathedralis Sanctorum Ursi etVicto- 
ris Ecclesiae Solodori extantis capitulum unum scilicet residen- 
tialeın et duos non residentes „Forenses” nuncupatos et unum 
insuper Forensem ex Pago Thurgoviensi adscisei volumus, iis- 
dem plane legibus ac conditionibus, quae pro Bernensis Pagi 
Canonicis per memoratas Apostolicas Litteras sunt praefinitae, 
quas idcirco omnes in Argoviensis et Thurgoviensis Pagorum 
Canonicis eligendis sancitas tenore praesentium et adprobatas 
edieimus. Hinc id inprimis in iis promovendis cautum volu- 
mus, ut ipsi nedum natale solum, et domicilium sint nacti in 
ıis Pagis pro quibus sunt Canonicatum adepturi, sed insuper 
qualitatihus polleant jure Canonum designatis, vel saltem in rei 
sacrae procuratione utilem ibidem operam navarint. Quo circa 
in Cathedrali Capitulo jam ad normam memoratae Bullae con- 
stitato adjicientur Quatuor Canonici, unus scilicet residentia- 
lis et duo non residentiales seu Forenses pro Pago Argo- 
viensi, et unus pariter non residentialis seu Forensis pro 
Pago Thurgoviensi; quatuor hi Ganonici Episcopalis Senatus 
parteın constituent et utraque voce in Capitulo ac jure An- 
tistitis eligendi potientur, adeoque universum Capitulum uno 
et viginti Canonicis constabit, quorum tredecim ex Ordine 
Residentialium , Octo autem non Residentiales erunt, seu Fo- 
renses nuncupati, Jubemus porro et mandamus, ut ambo illi 
Pagi Argoviensis et Thurgoviensis omnibus fruantur juribus et 
favoribus generatim, et communiter in Pagos Lucernensem, 
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Bernensem, Solodorensem et Zougensem per casdem Apostoli- 
cas Litteras, delatis, nec non ut iisdem oneribus et obligatio- 
nibus adstringantur, quibus ınemorati Pagi per ipsas Litteras 
fuerunt subjecti. Ut vero harum dispositionum, quas in sum- 
ınum animarum bonum cessuras fore confidimus, executio ad- 
properetur, easdem exequendas committimus Dilecto Filio 
Michaeli Viale, qui pro Nuncio Apostolico apud Helvetios 
Nostra et Apostolicae hujus Sedis negotia in praesens gerit, 
omnesque eidem facultates necessarias et opportunas largimur, 
ut per se vel per aliam personam saltem in ecclesiastica Digni- 
tate constitutam ımandata haec Nostra exequi curet eaque decer- 
nat, quae in hanc causam expedire magis in Domino censuerit. 
Volumus etiam, ut executorialia Acta et Decreta ad Congre- 
gationem Consistorialem mittat ibidem adservanda; non ob- 
stantibus Constitutionibus et Ordinationibus Apostolieis cete- 
risque licet expressa, specifica et individua mentione dignis, 
etiam juramento confirmatione Apostolica, vel quavis firmitate 
alia roboratis, stalutis et consuetudinibus, privilegüs, quoque 
Indultis et Litteris Apostolieis in contrarium praemissorum quo- 
modo libet concessis et innovatis, quibus omnihus et singulis 
illorum tenores praesentibus pro plene et suflicienter expressis, 
ac de verbo ad verbum insertis habentes, ıllıs alias in suo ro- 
bore permansuris, ad praemissorum eflectum hac vice dumtaxat 
specialiter et expresse derogamus, ceterisque contraris qui- 
buscumque. Datum Romae apud Sanctum Petrum sub Annulo 
Piscatoris die XXIII. Martii MDCCCXXX, Pontificatus Nostri 
Anno Primo. 

Nos itaque Mandatis Sanctissimi Domini Nostri omni quo 
par est obsequio obtemperantes et facultatibus specialiter Nobis 
concessis utentes praesentis Nostri decreti tenore ad ea omnia 
procedimus, quae in iisdem Apostolicis literis peragenda et 
perlicienda commnittuntur. — Quapropter juxta ordinationes, quae 
in praefatis literis Apostolicis continentur, Incolas remque 
omneım Catholicam Territorü Pagi Argoviensis tum illıins quod 
a Constantiensi Dioecesi fuit sejunetum, tum illius quod veteri 
Basileensi Ecclesiae olim suberat, nec non Incolas reinque 
omnem Catholicam Pagi Thurgoviensis, qui pariter a Gonstan- 
tiensi Dioecesi fuit abstractus, Dioecesi Basileensis Episcopatus 
recens constitutae per Apostolicas literas fel. rec. Leonis XII. 
de nova illius Dioecesis circumseriptione Nonis Maji Annı 
MDCCCXXVIII editas, ex hoc, perpetuo attribuimus et adsig- 
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namus. Tres Canonıci ex Pago Argoviensi , unus nimirum re- 
sidentialis et duo non residentiales et unus ex Pago Thurgo- 
viensi non residentialis in Cathedrale Capitulum erunt co- 
optandi. 

Horum Canonicorum electio iisdem plane legibus et condi- 
tionibus perficietur, quae pro Bernensis Pagi Ganonicis per 
supramemoratas Apostolicas literas sunt praefinitae, quae id- 
circo omnes in Argoviensis et Thurgoviensis Pagorum Canoni- 
cis eligendis sanciuntur et probantur; id vero in iis adseiscen- 
dis. caveatur, ut ipsi nedum natale solum et domicilium sint 
nacti in iis Pagis pro quibus sunt Canonicatum adepturi, sed 
insuper qualitatibus polleant jure Canonum designatis, vel 
saltem in rei sacrae procuratione ibidem utilem operam na- 
varint. z 

Hine in Cathedrali Capitulo jam ad normam memoratae 
Bullae constituto adjicientur quatuor Canonici, unus scilicet 
residentialis et duo non residentiales seu Forenses pro Pago 
Argoviensi et unus pariter non resid@ntialis seu Forensis pro 
Pago Thurgoviensi. 

Quatuor hi Canonici Episcopalis Senatus partem consti- 
tuent et utraque voce in Capitulo ac jure Antistitis eligendi 
potientur, adeoque universum CGapitulum viginti et uno Cano- 
nieis constabit, quorum tredecim residentiales, octo autem 
non residentiales erunt seu Forenses. 

Pagi Argoviensis‘ et Thurgoviensis fruentur omnibus juri- 
bus et favoribus generatim et communiter in Pagos Lucer- 
nensem, Bernensem, Solodorensem et Zougensem delatis per 
Apostolicas literas S. Memoriae Leonis XII. Nonis Maji 
Anni MDCCCXXVIIL, sisdemque oneribus_ et obligationibus ad- 
stringentur, quibus memorati Pagi per ipsas literas Apostolicas 
subjiciuntur. 

Et sic decernimus auctoritate specraliter ad hoc Nobis con- 
cessa, mandantes, ut omnia et singula in memoratis literis 
Pontificiis Diei XXIII. Marti MDCCCXXX, et in praesenti 
Decreto contenta ab omnibus fideliter observentur et imple- 
antur Contrariis Quibuscumque non obstantibus, 

Datum et promulgatum Solodorii die XXX. Maji Anno Do- 
mini MDCCCXXX Assistentibus Illmis. Dnis. Josepho Fridrich 
et Illmo. Do. Joan. Nepom..Schmiel, Senatoribus Gubernii 
Pagi Argoviensis et Deputatis ejusdem Gubernii, et Illmo. 
Dno. Aloysio de Roll, Consiliario Status Solodori, Deputato 
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Pagi Thurgoviensis. Praesentibus Hlustrissimis ac Reveren- 
dissimis Dnis. Dnis. 


L. S. Sign. Michael Viale, 
literarum Apostolicarum exequulor. 
L. S. Sign. Jos. Sidler, 
Gancell. 


Sign. Jos. Antonius, 
Ep. Bas. Testıs. 
Sign. Gerber, 


Praepos. Testis. 


Nro. VIII. 


Genehmigungsurkunde der päbſtlichen Bulle vom 25. März 
413830 von Geiten der betreffenden Schweizerfantone. 


Wir, die Bevollmächtigten der löbl. Stände Aargau uud Thurgau, 
in Folge der erhaltenen Aufträge Unferer hohen KRommittenten in So— 
lothurn anmwefend, um der feierlichen Publikation der apoſtoliſchen Bulle 
vom 23. März 1830, welche mit den Worten: De animarum sa- 
Iute, beginnt, in der Domkirche des neu organifirten Bisthums Baſel 
beizuwohnen, und da befagte päbftlihe Bulle, fo wie die apoftolifche 
Bulle vom Monat Mai 1828, weldye mit den Worten: Inter prae- 
cipua nostri apostolatus munia , beginnt, mit ihren nachträglichen 
Dervolltändigungen von den hohen Regierungen von Yargau und Thur: 
gan in ihren wefentlichen Beftimmungen mit der zwifchen den hoben 
Ständen Luzern, Bern, Golothurn und Zug von dem päbftlichen 
Stuhle unterm 26. März abgefchloffenen Convention Über die neue Be: 
gränzung und Ginrichtung des Bisthums Baſel, fo wie mit der zwi— 
fhen dem hohen Stande Aargau und dem päbftlichen Stuhle unterm 
2. Chriftmonat 1828 und zwifchen dem hohen Stande Thurgau und dem 
päbftlihen Stuhle unterm 141. April 1829 abgefchloffenen befondern 
Mebereinfunft übereinftimmend gefunden worden find, ertheilen den er: 
wähnten beiden apoftolifchen Bullen, Mamens der hohen Stände War: 
gau und Thurgau, die Iandesherrliche Genehmigung, ohne daß dadurd 
auf irgend eine Weiſe etwas abgeleitet werde, was den Hoheit: 
rechten der Regierungen nahtheilig fein mödte, oder 
den Landesgeſetzen und NRegierungsverordönungen, den 
erzbifhöflihen und biſchöflichen Mechten, den beftehenden bifchöflichen 
Konfordaten, oder den in der fchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft beftehen: 
den Kirchenverhältniffen beider Konfeffionen und der darin gegründeten 
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religiöfen Toleranz entgegen wäre. Was hiemit umter Vorbehalt der 
weitern Anordnungen über die Vollziehung zur alfeitigen Nachachtung 
in Kenntniß gebracht wird. 
Gegeben in Solothurn den 29. Mai 1830. 
Franz Jofeph Friedrich, 
Regierungsrath ded Kantons Aargau. 
Joſeph Nep. v. Schmiel, 
Regierungsrathb dee Kantons Aargau. 
Ludwig v. Roll. 
Staatörath, als eigeuds dazu Bevoll- 
mächtigter und im Namen bes hoben 
Standes Thurgan. 


B. 
Bisthum Chur. 


Die Wurzel des Bisthums Chur ift in jeder Hinfiht Graubimdten ; 
von den älteflen ‚Zeiten Her war es ein Kantonalbisthum. Cine päbft: 
lihe Bulle oder ein Konkordat, ald Grundlage feiner Eriftenz, ift nicht 
vorhanden; es heißt bier, wie bei allen alten Bisthümern: erescit 
aevo occulto. Der Bifchof wird, in Gemäßheit der alten Rechte des 
Gotteshausbundes, die im Jahre 1822 an den ganzen Kanton übergin- 
gen, durd die Ganonici der Ehurer: Didcefe unter Woranzeige an die 
Standesregierung gewählt, die Wahl kann nur auf einen blndtneri- 
fhen Landsmann fallen, und bedarf der Beftätigung der Standesre: 
gierung. Siche: „Ausführung der Rechtfamen des Gotteshausbundes 
über das Hochſtift Chur, von Salis-Marſchlins. 4755.” „Episco- 
patus Curiensis im Rhaetia etc. opera et studio P. Ambrosii 
Eichhorn, cum codice probationum. 1797. Hiftorifch = ftaatd- 
rechtliche Beleuchtung der Hoheitsrechte des Standes Graubündten in 
Angelegenheiten des Bisthums Chur. Chur 1835. 

Die ſtaatskirchenrechtlichen WVerhältniffe der Abhängigkeit dies 
ſes Bistums von feinem Schirmherrn und Kaftenvogt, dem Gotteshans: 
bund in frühern ‚Zeiten und feit dem 3. Juli 1822 dem ganzen Stand 
Graubündten, haben in neuern ‚Zeiten, in Folge der Nichtanerfennung 
diefer Verhältniſſe von Seiten der Bifchöfe und der Nuntiatur, zu fehr 
ernfihaften Verhandlungen Anlaß gegeben. Die Regierung von Grau: 
bündten fand fich dadurch bewogen, jene Staatsfirchenrechte, die zwar 
mehr auf Herfommen und alten Verträgen, als auf Staatsgefeken 
beruhen, jedoch fetd ausgeübt wurden, in einer offiziellen Schrift: 


— 625 — B 


„Hiftorifch = fkaatsrechtliche Beleuchtung der Hoheitsrechte des Standes 
Graubündten in Angelegenheiten des Bisthums. Chur, bearbeitet und 
herausgegeben auf Veranftaltung der Kantonsregierung, Chur 1835”, 
beftimmt auszufprechen. Aus diefer Schrift foll im 2ten Bande diefes 
Handbuches, als Anhang zur Verfaffung von Graubündten ein Auszug 
gegeben werden, mit Hinweifung auf die wichtigften Momente der er: 
wähnten Streitigfeiten. Nur wiederholen wir, was oben ſchon be 
merft wurde, daß der Stand Graubündten im Jahre 1822 gegen die 
eigenmächtigen Unterhandlungen des Bifchofs von Chur über die Aus: 
dehnung der Didcefe auf die Urfantone, und eben fo gegen die Errichtung 
des Doppelbisthums Chur: St. Gallen ſchon 1824 und von neuem in den 
Jahren 1833 und 1835, nach dem Tode des Bifchofs Karl Rudolph, 
proteftirte, und daf endlich der päbftliche Stuhl fich in die Proteftation 
Bündtens und die Defrete St. Gallens vom Jahr 1833 fügte, und 
die Aufhebung des Doppelbisthums anerfannte. 

Proviforifch befinden ſich noch unter bifchöflidy Churifcher Admini— 
fration, feit dem Tode des Generalvifars Göldlin (1819), Glarus, 
Appenzell J.R., Zürich, Schaffhaufen, Uri und Unterwalden. 

Die drei Urfantone (Schwyz, Uri und Unterrwalden) Fnüpften in 
dem Jahr 1821, über einen definitiven Anfıhluß an das Bisthum 
Chur, Unterbandlungen mit dem dortigen Biſchof an, wogegen der 
Stand Graubündten, ald Kaftenvogt und Schirmherr diefes Bisthums, 
proteftirte, weil er übergangen worden (wie oben bemerkt). Diefe Un: 
terhandlungen, von denen fi das Mefentliche in der Tübinger theo: 
logifhen Quartalfchrift von Dr. Drey, Herbft u. f. w. befindet, führ: 
ten in Abficht auf Uri und Unterwalden zu feinem Refultat; fie blie— 
ben alfo proviforifch unter Chur. Schwyz dagegen fchloß für 
definitive Wereinigung mit der Diöcefe Chur im Jahr 1824 ein 
Konfordat mit dem Bifchof ab (Nro. I. der Urfunden), worauf bald 
aud die päbfiliche Eirkumffriptionsbule erfolgte (Mro. II. der Ur: 
funden.). 

Uri und Unterwalden fuchten nun in Rom um Bereinigung mit 
dem Bisthum Bafel nah. Gin päbftliches Schreiben vom Jahr 1830 
(Nro. III. der Urkunden) geftattete wirklich diefe Vereinigung, allein 
die bedeutendften Basler Diöcefanftände waren dazu nichts weniger als 
geneigt. Das Verlangen beider Urfantone, drei Domherren in dem 
Domkapitel zu haben, findet man über dem Verhältniß zu ihrer De: 
völferung, und unter diefem Verhältniß die Geldbeiträge, die fie an: - 
bieten. Das find die oftenfibelm Gründe; wahrſcheinlich find aber 
nod andere Gründe im Spiel, die aus der Stellung jener Kanton 
zum römifchen Stuhl genommen find. 


* 
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Nach dem Ableben des Biſchofs von Chur: St. Gallen, Karl Ru: 
dolph, (1833) verlangte die Regierung von Schwyz von derjenigen 
Graubündtens Auffhluf, ob diefelbe auf der früher gegen die Anz 
fhliegung des Kantons Schwyz an die Diöcefe Chur gemachten Pro: 
teftation zu beharren Willens fei, und erhielt die Antwort, daß man 
von Seite Graubündtens ſich über dieſe Anſchließung gern in Untere 
handlungen einlaffen wolle. Zu diefem Zweck fette der große Rath 
von Schwyz, unterm 12. Dezember 1834, eine Kommiffton nieder, 
welche den 16. Februar 1835 Bericht und Gutachten erftattete. Don 
der Anſicht ausgehend: „daß es im Intereſſe fowohl des Standes 
Schwyz, als auch der Diöcefe liege, wenn auch Uri und die beiden 
Unterwalden, die Jahrhunderte hindurch mit Schwyz in kirchlichem 
Derbande glüdlich gelebt, wieder mit Schwyz dem Bisthum Chur 
einverleibt werden könnten,” trug diefe Kommiffion darauf an, Uri 
und Unterwalden zu gemeinſchaftlicher Berathung über ihre Mitan: 
ſchließung an Chur einzuladen. Diefer Antrag wurde von dem Katz 
tonseath in Schwyz genehmigt, und demgemäß Uri und Unterwalden 
zu. Unterhandlungen eingeladen; beide lehnten aber ab, und fo blich 
die Sache auf ſich beruhen und diefe Stände proviforifc unter Ehur. 





Uurkunden. 
Nro. J. 


Uebereinkunft zwiſchen Seiner Gnaden dem Fürſtbiſchof von 
Chur und der Regierung des Kantons Schwyz, be— 
treffend die Vereinigung dieſes Kantons mit dem Bis— 
thum Chur und die Verwaltung des Diöceſanfonds. 


5. 1. Der uralte Souveräne Kanton Schwyz ſchließt ſich gänzlich 
unter nachftehenden Bedingungen an das Bisthum Chur an, und ans 
erkennt desfelben wirklich Iebenden Bifchof, welcher ſich hiezu unter 
Vorbehalt der Genehmigung des heiligen Vaters bereit erklärt. 

5. 2. Da hiedurch die Oberhirtliche Beſchwerde des jeweiligen Bi⸗— 
ſchofs von Chur bedeutend vermehrt wird, fo verpflichtet fich der 
Kanton Schwyz jährlich demfelben zu einiger Entfchädigung die Summe 
von 1005 Schweizerſronken 4 Bagen 3 Rappen jedesmal baar, frei 
und ohne den mindeften Abzug auf Martini in feiner Reſidenz zu 
entrichten. 

$ 3. Dem Kanton Schwyz werden zween auswärtige (forenses) 
Domherren zugetheilt, welche gleiche Rechte und Privilegien genießen, 
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wie die alten Domherren forenses, und werden vorzüglich auch zur 
Wahl eines Bifchofs mit gleichem Sig und Stimmrechte, wie die alten 
Domherren einberufen werden. — Jedem diefer zweien Domberren 
wird der Kanton 210 ESchweizerfranten, zufammen 480 folche Franken 
jährlich als Gehalt ausfegen. Gr wird überdieß jährlich 480 Schwei⸗ 
zerfranfen für.arme Seminariften feines Kantons verwenden. 

$. 4. Zur Sicherheit vorgenannter Stiftungen wird der Kanten 
Schwyz einen entfprechenden Fond, nämlid 35,000 Gulden hiefiger 
Kantonswährung, ganz fiher und frei von jeder Beſchwerde ausfegen, 
wovon das Eigenthum der Kirche gehören folle. 

$. 5. Die Megierung des hohen Standes Schwyz wird von einem 
zeitigen Biſchof erſucht, und fie übernimmt unter folgenden Be— 
dingniffen und WBorausfegungen die Beforgung und Verwaltung des 
Fonds: 

a) Daß diefer Fond als Kirchengut und ein derſelben zugehöriges Ei⸗ 
genthum erklärt und anerfannt werde, 

b) Daß bie in dem Konkordat deutlich bezeichneten Summen, zu den 
durch eben dieſes Konkordat befiimmten Zwecken, als nämlich: 
an die bifchöfliche Zafel 1005 Schwfr. 4 Btz. 3 Rp. ; am zwei 
Chorherren 480 Schwfr. und zu Unterflügung Schwyzeriſcher Ee= 
minariften 480 Edyvfr, ; zufammen: 4965 Schwfr. 4 DH. 3 Rp. 
alljährlid genau verwendet, in feinem Fall vorenthalten oder ent= 
zogen* werden follen. 

e) Daß dem Bifchof, oder wen er immer dazu beauftragen möchte, 
auf jemaliges Verlangen Ginficht der Rechnungen und Prüfung 
derfelben zuftehen und vorbehalten fein folle. 

d) Daß aber der Fond felbft niemals und unter keinem Vorwande 
außer den Kanton Schwyz gezogen werden folle. 

$. 6. Die Regierung von Schwyz verpflichtet fi), die für die 
biſchöfliche Tafel beſtimmte Summe von 1005 Schwfr. A Dh. 3 Rp., 
und die für die zwei Domherren ausgefeßte Summe von 180 Schwfr. 
jährlich auf St. Martinitag, und zwar die erfte frey und baar, in der bie 
ſchöflichen Reſidenz, die andere in den Wohnungen der Hochwürdigen 
Herren Domherren zu entrichten. Sie wird die zur Unterflüßung der Er: 
minariften beftimmten 480 Schwfr. in den hiezu ſchicklichſten ‚Zeitpunf: 
ten des Jahres ausbezahlen. 

$. 7. Da die Kantonsregierung die Umftände und Bedürfniffe 
ihrer Angehörigen, welche als Zöglinge des geiftlichen Standes ins 
Seminar treten, am beften Eennt ; fo wird auch diefelbe die Seminari⸗ 
ften ihres Kantons bezeichnen, welchen diefe Unterftügung und aud in 
welchem Maße, jedem zufommen folle. Wenn der Fall eintritt, daß 
in einem Jahr Fein Seminarift wäre, der eine ſolche Unterſtühung 
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bedürfte; fo wird die Regierung den obigen hiefür beſtimmten Betrag 
aufbewahren, und den zuerft folgenden, bedürftigen Eeminariften ihres 
Kantons ausbezahlen. 

$. 8. Den geiftlihen Zöglingen des Kantons Schwyz foll die 
nothwendige Theilnahme an der Seminarialbildung, ihre Aufenthalt und 
Unterhalt im Seminar auf möglichſt billigfte Weife geftattet, auch in 
Hinſicht auf zuläßige Verfürzung der Zeit und Fortfegung der Stu— 
dien nah Umſtänden, fo viel es dem Hauptzwecke unbefchadet gefchehen 
ann, Rüdficht getragen und daherige Empfehlung der Regierung bes 
achtet werden. 

$. 9. Es fole in dem Kanton Schwyz ein bifchöflicher Kommif: 
far, den die Regierung dafür empfehlen wird, und für den Bezirk, 
March wie bisher, mit Beibehaltung des dortigen Priefterfapitels und 
Dekans, noch ein Subfommiffar ernennt, und nebft dem unter Kon: 
ſtanz und bisher gehabten Vollmachten noch mit mehrern wünfchbaren 
und zuläßigen verfehen werden, worunter benanntlich auch die Aufs 
nahme der Examina ad Diaconatum et Presbyteratum , fo wie 
ad obtinendam curam, wie aud) die Annahme des von den ©eift: 
lichen bei Antretung einer Pfründe zu Teiftenden Juraments. 

6. 10. Ueber die Münfche: 

a) Daß die unter Konftanz gehabte und ſtets geübte Liturgie, die 
im Fonftanzifchen Rituale beftandenen Casus reservali und hie⸗ 
bei geübte Bevollmächtigung der bifchöflihen Kommiffarien beides 
halten werden. 

Für Beibehaltung der bisher unter Konftanz genoffenen Eremptio« 
nen und Freiheiten der Geiftlichkeit, benanntlich auch in Bezug auf 
Episfopal= Steuern. 

e) Für nicht Vermehrung der unter Konſtanz bezahlten Zaren für die 
Admiffionen, Fortdauer der von den vorigen Drdinariaten er: 
theilten Admiffionen, möglichft zuläßige Ausdehnung der Dauer, 
der Gewalt des Beichtfiuhles rc. befriediget fich der Kanton Schwyz 
mit der Grelärung Seiner Hochfürſtlichen Gnaden des Fürſtbiſchofs, 
daß das DOrdinariat zu Einführung bedeutender Neuerungen oder 
Befchwerden nicht geneigt, und wenn die nothiwendige Uniformität 
etwas Aehnliches da oder dort erheifchen follte, «8 nur im Einvers 
ftändniffe mit der Regierung und mit aler Mäßigkeit gefchehen folle. 

541. Der Kanton Schwyz findet auch über das doppelte Ver— 
langen: 

4) Aufrechthaltung der im verfchiedenen Zeiten von der Fonftanzifchen 
Curie diefem Kanton bewilligten und ertheilten Defreten in Bezug 
auf Eheverfprechungen. 

2) Volle und ungehinderte Anwendung der Landesgeſetze Über Be: 
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fhränfung und Verhinderung unüberlegter Chen und über Copula⸗ 
tion fremder Perfonen , 
volle Beruhigung in der Erklärung S. 9. ©. des Fürfibifchofes, daf 
das Ordinariat, weit entfernt, übelberathene Ehen, oder ſolche, wo das 
phufifche und moraliſche Wohl und die Erziehung gefährdet werden, zu 
befördern, alle jene Befchränfungen, die von Staatswegen angeordnet, 
und von der Kirche, welcher nad dem Ausfpruch des tridentinifchen 
Kirchenrathes die Matrimonialgegenftände unterliegen, gebilliget find, 
gerne in Kräjten laffen werde. 
$. 12. Der gemeldte Kanton Schwyz behaltet ſich feine bisherigen 
Rechte, Herkommen, Freiheiten, Privilegien und wohlhergebrachten 
Uebungen in Firdlihen Sachen, wie er folde unter den Bifchöfen von 
Konftanz und bis auf diefen Tag genoffen hat, feierlich vor, und diefelben 
bleiben anerfannt,, und ©. H. ©. der Fürfibifchof geben die beruhigende 
Grilärung, was rechtmäßig erworben, was von einem Ordinariat gel: 
tend ertheilt, jare vel consuetudine legali geflattet und geübt wor⸗ 
den, werde Fein Biſchof dem hohen Stande zu entreißen oder zu ändern 
verlangen. 
$. 13. Der Kanton Schwyz wird übrigens der gleichen oberhirt: 
lihen Sorgfalt, der gleihen Behandlung und Berhältniffe genöffig, 
welche die Bifchöfe von Chur ihren ältern Bistbumsangehörigen angedeis 
ben laffen ; derfelbe wird anbei feinerfeits nad) frommer Väter Sitte, alles 
gerne beitragen, was des Bifdyofes Sorge für das Seelenheil der ihm 
anverfrauten Chriſten erleichtern und zum großen wohlthätigen ‚Ziele för: 
dern kann. 
Gegeben zu Schwyz, am Hauptorte des Kantons gleichen Namens, 
den 3. Auguft 1824. 
Zandammann und Rath des Kantons Schwyz. 
Der regierende Landammann. 
In deffen Abwefenheit der Amtsftatthalter : 
L. S. Sign. Bitter v. Auf der Mauer von Schwanau. 
Im Namen des Rathe: 
Sign, F. Reding, 
Laudfchreiber. 
L. S. Sign. Karl Rudolph, 
Fürſtbiſchof von Chur und St. Gallen. 


Pro. H. 


Bulle Sr. Heil. Pabſt Leo XII., über Einverleibung des 
fhweizerifchen Kantons Schwyz; ins Bisthum Chur, 
am 24. December 1824 ausgefertigt. 


In nomine Domini Amen. — Cunctis ubique pateat quod anno 
a Nativitate Domini nostri Jesu Christi MDCCCXXXIV die vero 
XXIV. mensis decembris, pbntilicatus autem Ssmi domini nostri 
Leonis PP XII anno ejus Secundo — Ego oflicialis deputatus in- 
frascriptus vidi et legi quasdam litteras apostoliecas sub plumbo 
debite expeditas tenoris sequeutis-videlicet. Leo episcopus, ser- 
vus servorum Dei ad perpetuam rei memoriam. Imposita humili- 
tati Nostrae in rem christianam universam solicitudo proferre 
Nos adigit apostolicae benignitatis dispensationem ad ea com- 
paranda quibus in dominici gregis utilitates felicius prospectum 
iri dignoscamus. Hoc proinde eonsilio in eas velerum divece- 
sium divisiones ac novas applicationes annuendum ut pluri- 
mum censemus, quibus facilior atque commodior sacrorum 
procuratio fideli populo coneilietur. Quoniam justis gravibus- 
que de causis felicis recordationis Pius Papa Septimus, Praede- 
cessor Noster, ab antiqua amplissima divecesi Constantiensi 
multis abhine annis Territorium Pagı Suitensis disjanxit et se- 
paravit, ac deinde per literas apostolicas in forma Brevis datas 
die nona mensis oclobris anni domini millesimi octingentesimi 
decimi noni spiritualem istius Territorii adıninistrationem  vene- 
rabili Fratri Carolo Rudolpho, Episcopo Curiensi, ad benepla- 
eitum sedis apostolicae commmisit, atque in praesentiarum ejus- 
dem Pagi Suitensis gubernium humiles Nobis exhibuerit preces 
ut hujusmodi Territorium Curiensi'dioecesi stabiliter uniremus 
alque aggregaremus, exhibita Nobis in simul congrua ad hune 
eflectum dotis assignatione, Nos auditis prius per apostelicamı 
apud Helveticam foederationem Nuntiaturam , supradietis Epi- 
scopo, et gubernio, atque omnibus mature perpensis, memo- 
ratis precibus benigne in damino duximus annuendum. Ex cerla 
igitur scientia et matura deliberatione Nostris, deque aposto- 
licae potestatis plenitudine , universum Territorium Pagi Sui- 
tensis quod constat triginta locis seu Paraeeiis nempe = Schwitz 
— Arth = Steinen = Muttathal = Morschach = Iberg = Sat- 
tel = Illgau = Lauerz — Ingenbohl = Steinenberg = Rothen- 
thurn = Römerstalden = Alpthal = Gersau = Lachen = Alten- 
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dorf = Galgenen =Schübelbach —= Richenburg = Tuggen = 
Wangen — Nuolen = O0. Weggithal = H. Weggithal = Ein- 
siedlen — Küsnacht — Wolerau = Freyenbach et Feusisherg 
— vulgo nuncupatis, ab antedicla olim dioccesi Constantiensi 
abstractum avulsum et separatum, diocecesi Curiensi integre 
perpetuo adjungimus adnectimns et incorporamus, cum omni- 
bus et singulis Ecclesiis, Beneficiis, Clero, Populo, ecclesia- 
sticis tam secwWaribus quam regularibus (non tamen exemtis) 
eujusvis status gradus et conditionis intra fines memoratorum 
Locorum et Paraeciarum Pagi Suitensis positis, eundemque 
Territorium hodierni ac pro tempore existentis Episcopi Cu- 
riensis ordinariae jurisdiclioni, regimini et potestati perpeluis 
futnris temporibus atque subjieimus atque supponimus. Decer- 
nimus itidem ut in Capitulo Cathedralis ecelesiae Curiensis bini 
erigantur pro pago Suilensi canonici non residentes, Forenses 
nuncupandi, qui sint Incolae et Cives Pagi Suitensis, doctrina, 
prudentia, morum probitate laudabili, fanelionum ecclesiasti- 
carum exercilio aliisque canonicis qualitatibus Episcopi testi- 
monio praefulgeant, quique iisdem ac veteres ipsius capiluli 
eanonici Forenses gaudcant juribus et privilegiis, ac praesch- 
tim ad electionem episcopi cum eodem sedis et suflragii jure 
convocentur, efficiantque partem integralem et constitutivaın 
Canonicorum numero Quindecim, ex quibus praedictum Cathe- 
drale Capitulum Curiense constare in posterum debebit. Colla- 
tio auteın hujusınodi Canonicatuum, quam Nobis et apostolicae 
sedi pro hac prima vice reservamus, in futuris vacalionibus in- 
dulgemus ut ad Nominationem Magistratus Pagi Suitensis et Ca- 
pituli Cathedralis Curiensis per menses inter se alternandos, 
scilicet in mensibus Januariü, Marti, Maii, Julii, Septembris 
et Novembris Capitulo et inreliquis mensibus Februarii, Apri- 
lis, Junii, Augusti, Octobris et Decembris Magistratui res- 
peclive spectet, ita tamen Capitulum respiciens Magistratus 
commendationes et Magistratus ipse non alios respective nomi- 
nent nisı incolas et cives Pagi Suitensis, qui ut supradielum est 
ınorum honestate, prudentia, doctrina laudabili, funetionum ec- 
elesiasticarum exercitio aliisque canonicis qualitatibus praeful- 
geant. Quilibet porro nominatus a Gapitulo canonicanı in sua 
Pracbenda inslitutionem a pro tempore existente episcopo Cu- 
riensi oblinere, et quilibet a Pagi Magistratu nominatus aposto- 
licas literas Provisionis a Dataria tenebitur impetrare, ante- 
quam Praebendae possessionem capere illiusque fructus perci- 
pere valeat, firma in oımnıbus legitima consuetudine actu vigente 
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circa veterum Ganonicorum Capituli Curiensis Eleetionem, Ad 
quoddam profecto levamen bodierni et pro tempore Curiensis 
Episcopi,, cui per hanc unionem pastoralis oflieii onus non pa- 
rum augetur, staluimus ut eidem in Episeopali sua residentia 
singulis annis in die festo saneti Martini, prout Pagus Suitensis 
se obligavit, persolvantur numerati et sine minima detractione 
Milte et quingenti Franchi Helvetici, quos Episcopali mensae 
Curiensi perpetuo addicimus et altribuimus pariterque decerni- 
mus, ut antedictis duobus Canonicis Forensibus, ad formam 
obligationis a memorato pago emissae, quadringenti ocloginta 
Franchi Helvetiei quolibet anno libere solvantur. Et quoniaın 
Clerici antedieti Pagi Suitensis reeipiendi, educandi et insti- 
tuendi erunt in Episcopali Curiensi Seminario (quod sub imme- 
diata Episcopi directione prout hucusque ita et in posterum ma- 
nere debere, Pagi Magistratus expresse recognovit ac profes+ 
sus est), hine eidem Seminario annuam summam quadringen- 
torum octoginta Francorum tribuimus, quos Pagus Suitensis 
pro pauperioribus suae gentis Glericis in Episcopali Seminario 
degentibus, singulis annis se praestaturum spopondit. Utau- 
tem solulioni praedietarum samınarum, Episeope, binis Cano- 
nicis forensibus Pagi Suitensis et Seminario Curiensi in singu- 
los annos assignatarum, securilale stabili ralione consulatur, 
Pagus Suitensis hona funda respondentia valori Capitali' Tri- 
ginta quinque millium Librarum Suitentiam omnino libera et a 
quovis onere soluta tenebitur assignare, quorum dominium et 
proprietas ad Ecclesiam pertinebit: Pagi tamen Magistratus, 
requirente Episcopo pro tempore existente, eorundem bonorum 
suscipere poterit administralionem curamqne gerere, sequenti- 
bus sub conditionibus et praemissis, nempe ut ista bona vere 
sint proprietas Ecclesiae eorumque dominium ad Ecelesiam per- 
petuo speclet; ut singulorum annorum redditus ex iis provenien- 
tes nonnisi pro supra recensilis causis et dotibus impendantur, 
favore mensae Episcopalis Curiensis, duorum Canonicorum Fo- 
rensium Pagi Suitensis et pauperiorum gentis Suitensis elerico- 
rum in Curiensi Seminario commoraotium ; ut euilibet Episcopo 
Curie»si pre tempore existenti jas sit, per se velper delegatum 
suum praedictorum bonorum administralionem et pecuniarum 
distributionem inspiciendi; ut bona ipsa nullo unquam tempore 
nulloque praetextu amoveri ex loco aut exira fines Pagi Suiten- 
sis extrahi possint, ut denique si forte progressu temporis hu- 
jusmodi bonorum redditus insufficientes evadant, Pagi Magi- 
stratus hoc non obstante promissas episcopali mensae, duobus 
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Cänonieis Forensibus ac pauperioribus Suitensibus Seminarii 
alumnis, annuas respective summas integre solvere teneatur. 
Pari modo Suitensis Pagus nullatenus particeps erit modo exi- 
stenlis dotationis vel Episcopalis sedis vel Seminarii Curiensis, 
itemque nec priorum relationum et status quem dotationes istae 
habuerunt, ita ut nullas obligationes aut sequelas inde sibi in 
posterum contrahat, neque ad ullum aliud onus obligetur, quam 
quod in se ut supra suscepit. Demum quod attinet ad Curiensis 
Episcopi electionem decernimus, exequendam esse juxta legi- 
timam et hucusqne receptam consuetudinem, ab ejus Capitulo 
Cathedrali in quo duo novi Suitenses Canonici Forenses jisdem 
ac veteres Curiensis Capituli eanonici juribus gaudebunt, firmo 
tamen et in suo robore manente jure quoque Sangallensi Cathe- 
drali Capitulo concesso, eoncurrendi cam Capitulo Curiensi ad 
Curiensis et Sangallensis Episcopi electionem, in omnibus ad 
formam literarum apostolicarum felicis recordationis Pii Papae 
Septimi, Praedecessoris Nostri, sub datum Sexto Nonas Juli 
anni domini Millesimi octingentesimi vigesimi tertii. Quo circa 
venerahili Fratri, Ignatio, Episcopo CGyrensi, Nostro et sedis 
apostolicae apud Helveticam foederationem Nuntio, eoque ab- 
sente dilecto Filio, Paschali Gizi, apostolicae I,ucernensis 
Nuntiaturae auditori, quem in harum Nostraram Literarum 
Exequutorem eligimus et deputamus, necessarias omnes et opor- 
tunas ad praemissorum eflectum plenarie consequendum tribui- 
mus facultates, eliam quamennque aliaım personam in ecclesia- 
stica dignitate constitutlam subdelegandi ac super quacumque 
oppositione adversus praemissa in aclu exeqnutionis guomodo- 
libet forsan oritura, servatis de jure servandis etiam definitive 
et quavis appellatione remota libere ac lieite pronunciandi. Ei- 
dem vero Exequutori Injungimus, ul actorum omnium in prae- 
missorum exequutionem conliciendorum authentica exempla suo 
teınpore Romam transmittat, in Archivo hujus sacrae congre- 
-gationis rebus consistorialibus praepositae de more asservanda. 
Praesentes autem Literas, etiam ex eo, quod quilibet interesse 
halentes vel habere praetendentes vocati et auditi non fuerint 
ac praemissis non consenserint nullo unguam tempore de sub- 
reptionis aut obreptionis vel nullitatis vitio seu intentionis No- 
strae defectu impugnari ve] in controversiam vocari posse, sed 
perpetuo validas et eflicaces existere et fore, suosque plena- 
rios et integros eflectus sortiri et obtinere, ac ab omnibus ad 
quos spectat inviolabiliter observari debere volumus atque de- 
eernimus. Noa obstantihbus de jure quaesito non tollendo ac No- 
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stris et Cancellariae apostolicae regulis ae in Synodalibus Pro- 
vincialibus Universalibusque conciliis editis specialibus vel ge- 
neralibus constitutionibus et ordinationibus apostolicis praedic- 
taeque Curiensis Ecclesiae etiam confirmatione apostolica vel 
quavis firmitate alia roboratis statulis et consuetudinibus, ce- 
terisque contrariis quibuscunque. Nulli ergo omnino hominum 
liceat hane paginam Nostrarum disjunctionis, separationis, 
unionis, incorporationis, subjectionis, dotationis, assigna- 
tionis, Statuli commissionis, deputationis, decreti, mandati, 
derogationis ac voluntatis infringere, vel ei ausu temerario con- 
traire; si quis autem hoc attentare praesumpserit, indignalio- 
nem omnipotentis Dei ac Beatorum Petri et Pauli apostolerum 
ejus se noverit incursurum. — 

Datum Romae apud Sanctum Petrum anno Incarnationis 
Dominieae Millesimo octingentesimo vigesimo quarto decimo 
scptimo Kalendas Januarii, Pontificatus Nostri anno Secundo 
— Loco Plumbi = super quibus quidem Literis Ego Nota- 
rius publicus praesens Transumptum confeei et signavi prae- 
sentibus D. D. Fabio et Damaso Testa Testibus 

Sign. B. Cardinalis Pacca. 

L. 8. * Joseph Battaglia, 
" Notarius Aposlolicus, 
Concordat cum Orginali F. Isola oflij. depus. 


C. 
Bifchöfliches Vikariat St. Gallen. 


Das Doppelbistfpum Chur: St. Gallen, das mit den wichtigften In— 
tereffen des K. St. Gallen im MWiderfpruche ftand, und an welches, 
äußerem Prunf zu Liebe, hunderttaufende aus dem Fatholifchen Korporas 
tionsfond verfchwendet worden waren, hatte, troß feines faftifchen Be: 
ſtehens, dennocd nie einen rechtlichen Beftand gehabt.*) Denn die 





*) Vergleiche über dDiefe ungeratbene Schöpfung Müller » Friedbergs: den 
„Erzähler (von Müller Friedberg redigirr) von 1523 und 1824; die N. 3. 3. 
und Monatschronif aus jener Zeit, das Schriftchen: „Bemerkungen über die 
Beiträge des St. Galler Erzäblers zur Gefcbichte der neuen Birthumsein. 
rihfung in St. Balten. Chur bei A, T. Otto. 1825.” „Tübinger theologiſche 
Duartalfchrift. 1825. 2tes Heft.” „Dofumentirte pragmatifche Erzählung. 
S. 126. ff.,” endlih vorzüglih den „Erzäbler” vom Jahr 1833 (redis 
girt von Landammann Baumgartner, in einem der feühern Redaktion enigegen- 
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päbftlihe Bulle vom 2. Julius 1823 Hatte mie, wie die Geſetze vom 
3. April 1816 und vom 19. Juni 1816 ausdrüdlich verlangen, die end: 
lihe Sanftion des gefammten großen Raths erhalten; 
ja der große Rath Hatte, wie der Amtsbericht von 1823 befagt, aus: 
drücklich die Sanktion zurücbehalten, „damit in alle Zeiten den Rechten 
des Staats durch die Bisthumseinrichtung nicht vorgegriffen fei.” Meben 
diefer mangelnden Sanktion ftand dann als zweiter Grund der rechtlichen 
Nullität diefes Bisthums die mit gutem Recht erhobene Proteftation 
Sraubündtens vom 5. April 1824. Wenige Tage nadı dem Tode des 
Biſchofs Carl Rudolph verfammelte fidy daher das Fatholifche Großraths: 
kollegium, den 28. Oftober 1833, und faßte unter den Aufpizien des 
Zandammann Baumgartner den entfcheidenden Beſchluß, wodurd 
das Doppelbisthum aufgehoben , die Grundlage für Fünftige Bisthums— 
einrichtungen. feltgefegt und für die Fortdauer oberhirtlicher Leitung ge⸗ 
forgt wurde. Diefer Befchluß erhielt die Sanftion des gefammten großen 
Mathe am 26. November 1835, und wurde am 27. Januar 1831 vom 
einen Rath promufgiet (ſiehe Aktenſtücke Nro. I.).*) 

An Gemäßheit diefes Befchluffes (Art. 6) hatte der Adminiſtrations⸗ 
rath dem Domkapitel drei SGeiftliche zur Wahl eines Bisthumsver: 
wefers vorgefchlagen; das Domfapitel aber befcheinigte nicht einmal 
den Empfang, dagegen meldete es am 30. Oktober, es habe Herrn Nes 
pomuck Zürdyer (der nicht vorgefchlagen war) zu einem Kapitels: 
vifar (alfo nicht Bisthumsverwefer, wie verordnet war) gewählt. Ja 
unterm 5. November meldete das Kapitel, es habe nach Vorſchrift des 
Fridentinums einen Oekonomen zur Verwaltung der bifchöflihen Gin: 
Fünfte gewählt, wogegen der Adminiftrationsrath fogleid) protefticte. 
Da befchloß das Fatholifche Grofrathsfollegium am 19. November die 
Aufhebung des Domkapitels, und traf zugleich höchſt wichtige Werfüs 
gungen über die Anhandnahme der biſchöflichen Dotation, als Ergän: 
zung des Beichluffes vom 28. Oktober. Diefer Beſchluß erhielt die 
Sanktion des großen Raths am 26. November, und wurde den 27. Ja: 
nuar 1834 vom Pleinen Rath promulgirt (Aftenftüde Nro. II.). 

Am gleihen 19. November 1835 traf das katholiſche Großrathskol⸗ 
legium, in Gemäßheit des Aufſicht s rechts des Staats in Betreff der 
geiftlichen Bildungsanftalten, noch eine wichtige Verordnung über die 


geſetzten Geiſte) und den „Gärtner” (vedigirt von Dr. Henne) — Die 
Bulle fowohl, als das Konfordat, das ihre boransging, find nun erloſchen, 
Feine von beiden Piecen gehört alfo in diefe Sammlung. 

*) Um die Berfabrungsweife der Behörden im Diefer wichtigen Angele 
genbeit zu verſtehen, ift es nöthig, das Ponfeffionelle Gefeh zu kenuen, das 
unten, Bro. VII, der Aktenftude, abgebrudt if. 


6 


Einrichtung des katholiſchen Priefterfeminars in St. Gallen. Diefe Bere 
ordnung erhielt gleichfalls am 26. November 1833 die Sanftion des 
großen Raths, und wurde am 27. Januar 1834 promulgirt (Aktenſtücke 
Neo. 111.). 

Am 20. November wurde der Domherr Mepomuf Zürcher vom 
Patholifchen Großrathskollegium, laut früherm Beſchluß, zum Bisthums⸗ 
verwefer erwählt. In der Sigung des Fatholifchen Großrathskollegiums 
am 29. November (1833) zeigte eine Botfchaft an, daß Herr Zürcher, 
unter Vorbehalt der Genehmigung des päbftlichen Stuhles, feine Stelle 
„als Vikar der Diöcefe St. Gallen” angenommen habe. In derfelben 
Eigung legte der Adminiftrationseath eine Proteftation der Nuntiatur ges 
gen die bisherigen Befchlüffe vor, welche auf denfelben Grundfären bes 
ruhte, die feit 1843 von der römifchen Kurie in der Schweiz waren 
geltend gemacht worden. Diefe Proteftation verfehlte gänzlich den bes 
abſichtigten Effekt. Wehnlihe Schreiben erließ die Nuntiatur an den 
fleinen Rath und den Bisthumsverwefer. Der Meine Rath beantwors 
tete das Nuntiaturfchreiben kurz, und wies auf gemeffene Art die Pros 
teftation von der Hand. Einläßlicher war das Echreiben des Admini: 
firationsraths vom 6. Dezember 1833. Mir halten «6 für um fo noths 
wendiger, es hier in extenso mitzutheilen, als es ausführlich die von 
der neuern Paffivität der Regierungen abweichenden Grundfäge ent: 
widelt, aus welchen die erwähnten wichtigen Befchlüffe hervorgegans 
gen find, 


Der kath. Adminiftrationsrath an die päbftliche Nuntiatur 
in Luzern. 


Exzellenz! 

Vom kathol. Großrathskollegio, welchem wir, nach erfolgter deut⸗ 
ſcher Ueberſetzung Ihrer Note vom 10. Nov. Original und Verſion übers 
mittelten, beauftragt, diefelbe zu beantworten, fünnen wir nicht ums 
bin, die Bemerfung vorauszufchicden, daß Ihr Grflaumen über das 
Dekret befagter Behörde vom 28. Dft. kaum größer fein fonnte, als 
jenes des kathol. Großrathsfollegii war, in Ihrer Mote demfelben Ge: 
finnungen und Abfihten, als Grund- feines Beſchluſſes, unterfteflt 
erblichen zu müſſen, die es durchaus nicht hatte, noch je haben wird, 
nämlic) die Abficht, ſtörend in die Kirchenverfaffung eingreifen zu wollen. 

MWahrlih, fo feft und mannlid; es, als durch Verfaſſung und Or: 
ganifationsgefeh aufgeftellteer Wächter des Staates für deſſen Jura 
eirca sacra, tie die ehrwürdigen alten Eidgenoffen, die Aufrecht⸗ 
haltung jener Rechte handhaben wird, eben fo treu wird «6 flets mach 
dem gleichen MWorbilde im der. Religion feiner Väter, in der Verehrung 
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feines oberften Kirchenhauptes und in genauer Beachtung der kirchlichen 
echte beharren, dabei jedoch gewiffenhaft unterfcheiden, was rein firch- 
licyer oder ſolcher Matur fei, wobei der Staat vermöge ſeines Jus 
inspiciendi et cavendi mehr oder weniger einzufchreiten Recht und 
Pflicht Habe. 

Möge es uns gelingen, durch eine möglichft gedrängte Darftellung 
des eigentlihen Sachverhaltes Euer Excellenz über das Walten der 
St. Galliſchen kathol. Fonfeffionellen Behörden zu beruhigen, und für 
das, was abfolutes Bedürfniß unfers kathol. Kantonstheils ift, zu 
gewinnen. 

Kaum waren die chemals zur Konftanzifchen Diözes gehörenden 
Theile der Schweiz von diefem ehrwürdigen, noch immer im gefegnetem 
Andenken flehenden, Bisthum fosgeriffen, als, wie bekannt, das 
Streben und Arbeiten unferee damaligen Ponfeffionellen Behörden für 
eine eigene bisthümliche Einrichtung unferes Fathol. Kantonstheiles 
begonnen und endlich durch die Bulle feiner Heiligkeit, P. Pius VII 
vom 2. Juli 1823 ihre Vollendung erhielten. Schon damals wurden 
manche ſehr katholiſche Beobachter mit manchen Ahnungen fünftig moth: 
wendig einteetender Kollifionen erfüllt, wenn man fah, wie alles darauf 
abzielte, in der Schweiz allen Metropolitanverband zu zernichten und 
fo im Lande republifanifcher Freiheit und Inſtitutionen, einen mit den= 
felben im grellftien Widerſpruch flehenden Firchlidyen Abfolutismus fefizus 
pfropfen, der fchon lange in feinem monarchiſchen Staate, welcher feine 
Jura circa sacra fennt, mehr Duldung fand; — wenn man fah, 
daß Hunderttaufende aus dem Fathol. Korporationsfond für eine äußere, 
fhimmernde kirchliche Einrichtung bingeopfert wurden, während ein 
Staatsgefeg vom 5. Mai 1805 durchaus nichts von folcher Verwen— 
dung zuließ, fondern nad) anderwärtigen fpeziellen Beſtimmungen in 
fünf Artifeln, im fechsten noch auc drücklich erflärt: „Alles übrige Gut 
wird, mad) ebenfalls aufzuftelenden Grundfägen, zum Theil zu Unter: 
richtsanftalten für die Katholiken, oder als Antheil derfelben an folchen _ 
allgemeinen Anftalten, — zum Theil aber für Aeufnung und Behelfung 
des Schul: und Armenmwefens in allen Fatholifchen Gemeinden des 
Kantons verwendet werden”; wenn man endlid) beobachtete, daß da: 
mals weder der artifulirte Entwurf der Bisthumseinrichtung, nad) 
Vorfchrift des Verfommniffes vom 21. Juni 1816 zwifchen dem Staat 
und dem Fatholifchen Kantonstheil, dem Fleinen Rath zur vorläufigen 
Prüfung und Gutheifung, noch auch das im Patholifchen Gr. Rath 
abgefchloffene Geſchäft, nebft der Inſtruktionsbulle, nach der durch das 
konfeffionelle Grundgefeh und das befagte Verkommniß erforderlichen 
Weiſe, zur Sanftion des Staates vorgelegt wurde. 

- Die beforgten Webelftände flachen in der Erfahrung in dem Grade 
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immer mehr hervor, als auch unfer Domkapitel und die Kuria ans 
Männern zufammengefeßt wurde, welche in ihrer überwiegenden Mehr: 
heit wahrlich jene zur Zeitung einer Diozes erforderliche Geſchicht⸗ und 
Menſchenkenntniß, und paftorelle, Zeit und Bedürfniß beredynende 
Klugheit nicht befaßen, die ihnen aber auch nad) ihrem Alter und frü: 
berer Bildung nicht zugemuthet werden konnte. — Die bisthümlidye 
Einrichtung wurde daher täglich mehr Gegenftand der Abneigung und 
des dringlichen Wunſches nach zweckmäßiger Abänderung. 

Der hiefür nicht zu verfäumende Augenblick war durch den Tod un: 
ſers Hochwürdigfien Biſchoſs herbeigeführt. Wie ihn das Fatholifche 
Grofrathsfollegium auffaßte, entnehmen Sie aus deffen Befchluffe vom 
28. Oft., der am 26. November aud die Sanftion des. allgemeinen 
Großen Rathes erhielt. 

Euer Erzellenz Proteftation gegen jenen. Befchluß fußt fich haupt: 
ſächlich darauf, daß die Inftitutionsbulle. die Sanftion des Staats 
erhalten Habe; — dafi die Bisthumseinrichtung, als auf einem Staats- 
vertrag mit Sr. Heiligkeit beruhend, einfeitig nicht aufgehoben werden 
fönne, — und daß es nad) der katholiſchen Kirchenverfaffung lediglich 
dem römifchen Papfte zuftehe, Bisthümer nad) feinem Gutfinden zu 
errichten oder aufzuheben. 

Mas den erften Grund betrifft, Halten wir ed nach dem bereits Be— 
merften, und bei der deutlichen Motivirung des DBefchluffes vom 28, 
Dft. überflüffig, etwas weiteres über jene Sanftion zu fagen. Wäre 
fie aber auch wirklich als erfolgt anzunehmen, fo glauben wir nichts 
defto weniger, daß der Fathol. Große Math (in deffen DBefugnif - «6 
durch das Grundgeſetz vom 29. Nov. 1831, wie durch das frühere von 
1816 liegt, bisthümliche Ginzichtungen, wie Abänderungen- in ſolchen, 
unter Vorbehalt der Sanktion des Staates, zu treffen) befugt war, 
zu erklären, daß eine Einrichtung, welche fid nad) neunjähriger Er: 
fahrung für die Bedürfniffe des Fatholifchen Kantonstheiles ungenügend, 
und für deſſen pefuniäre Kräfte zu drückend bewährte, aufhören, und 
dagegen etwas Zweckmäßigeres unterhandelt werden folle. 

Nach unferer Ucberzeugung glauben wir durchaus feinen Mißgriff 
zu machen, wenn wir, bezüglich auf Bisthumseinrichtungen genau 
ſcheiden, was dabei reinfirdlid, und was des Staates if. Wir find 
weit entfernt, das Recht der Kirche in gegebenem Bisthumsfprengel 
die auf hierarchifhe Ordnung der Diözeſes-Rektoren und fanonifche Au: 
torifation derſelben bezüglichen Beftimmungen zu treffen, in ‚Zweifel 
ftellen zu wollen; zweifeln aber auch cben fo wenig am Rechte des Staa: 
tes, in bloß äußern, zufälligen und den Beutel feiner. Staatsbürger 
befchlagenden oder den Staat unmittelbar berührenden Dingen, fürforr 
gend und aus eigener Autorität einzufchreiten. Dahin gehört z. B. die 


— 612 — 


Frage, ob für einen Landestheil ein eigenes Bisthum zuträglih ? — 06 
ein folches Inftitut, wenn es ſich nachtheilig erprobt, aufzuheben fei 
u. ſ. f. Daß wir, als Glieder der Fathol. Kirche, irgend einer Diözes 
angehören müſſen, ift eine rein kirchliche, in der Kirchenverfaffung ſelbſt 
begründete, Sache; — ob wir aber eine eigene Diöcefe bilden Fönnen, 
oder einer andern einverleibt werden follen und welcher? darüber hat, 
nach unferer Anficht über die Rechte der Kirche und des Etaats, Ich: 
terer in feinem Intereſſe als Staat, und nach dem geiftigen Bedürf: 
niſſe der Konfeffionsangehörigen, wie nad) ihren materiellen Kräften, zu 
entfcheiden. 

Diefe unfre Anficht findet auch ihre Beſtätigung nicht nur im der 
ältern und neuern Kiechengefchichte,, fondern audy in dem Walten benadh- 
barter Fürften, namentlich Oeſterreichs, welches nach Bedürfniß feines 
Staates und vermöge feines Juris inspiciendi et cavendi neue Bis: 
thümer errichtete, alte reſtringirte, umd eben durch eine ſolche Staats: 
handlung die geiftlihe Gerichtsbarkeit des, uralten Bisthums Chur in 
feinen Staaten aufhob. 

Den zweiten Proteftationsgrund betreffend, finden wir ums vorerft 
pflichtig, einen Irrthum über Thatſachen zu heben, in welchem ©. €. 
zu fchmweben fcheinen. Nacd der Werfaffung und Organifation von 
1816, wie nad) der gegenwärtigen, hat jeder Konfeflionstheil, und 
der Fatholifche durch feinen Großen und Adminiftrationsrath, die Firch: 
lichen Angelegenheiten felbft zu beforgen, und die ganze Mitwirfung 
des allgemeinen Großen Rathes, als MRepräfentant des Staats, 
befchränkte fich Tediglich darauf, dad Ganze zu prüfen, was nad 
früherer Bemerfung nicht gefhah, und, nachdem er darin nichts den 
Rechten des Staates Zuwiderlaufendes gefunden haben würde, auf 

diefes geftügt feine Sanktion auszufprehen. Es läge alfo bierin. 
durchaus nichts, was berechtigen könnte, den Staat ald Paziszenten 
gegenüber Sr. Heiligkeit anzufehen. 

Aber auch ziwifchen Sr. Heiligkeit und der Fatholifchen Korporation 
ift dabei Fein Vertragsverhältniß gedenfbar, indem, nad) ebenfalls 
früherer Entwidelung, nur hinfichtlich des rein Kirchlichen die oberſt⸗ 
kirchliche Belehrung und Sanftion einzutreten hatte. 

Eben fo wenig könnten wir uns endlid mit dem als dritter Pros 
teftationsgrund aufgeftellten Grundſatze Befreumden, daß es ausſchließ⸗ 
liches Atribut der römiſchen Päpfte fei, neue Bisthümer zu errichten 
und ſchon beftchende aufzuheben. Dieſer Grundfag ſteht nach unferer 
volften Ueberzeugung im MWiderfpruch mit der Natur der Sache, in- 
dem nur die mit den Bedürfniffen des Landes vertrauten Landesbehör— 
den im Yale fein können, zu beurtheilen, ob ein foldyes Inſtitut, 
und in wiefern es, nad) feier, die ftaatsbürgerlichen und öfonomifchen 


— bi — 


Verhäftniffe befchlagenden Gimichtung, dem Lande zuträglich oder 
ſchädlich ſei? — er ſteht im Miderfpruche mit der Melt und Kirs 
hengefchichte aus den Perioden des alten einfachen und reinen Chris 
ſtenthums bis auf die jüngfte ‚Zeit, und ſteht im Widerſpruch mit 
dem, was, wie ebenfalls berührt worden, nur im Laufe der. Ichten 
fünfzig Jahre unfer Ländchen umgebende Fleine und große Staaten 
aus eigenem Recht vollfüheten; wie dürfen aber mit Ruhe von E. €. 
hohen Einfichten und Billigkeitsgefühl erwarten, daß Sie das Recht 
nicht nach der Größe des Staats bemeffen werden. 

Wenn wir Ihnen nun dargeftellt haben, daß das Fathol. Grof: 
zathefollegium im feinem Beſchluß vom 28. Oft. durchaus nicht weiter 
ging, nod gehen wollte, als es nach den Jura status circa sacra 
zu gehen befugt und nad den dringenden Bedürfniffen des Pathofifchen 
Kantonstheils zu gehen verpflichtet war, und wenn Sie aus dem 
Art. 2 des befagten Befchluffes fich felbit überzeugen werden, daß jene 
Behörde, in fehuldiger Anerkennung der päbftlichen Autorität, auf das 
ſehnlichſte wünfde, recht bald die benöthigten Unterhandlungen für 
Herftellung eines zweckmäßigen, mit den deutſchen Kirchen gleidyartigen 
Diöcefanverhältniffes unferes Fathol. KantonstHeils anfnüpfen zu kön— 
nen, fo dürfen wie auch ficher Hoffen, daß Sie, von der harten Beur⸗ 
theilung beſagten Beſchluſſes zurüctretend, vielmehr geneigt fein wer: 
den, das Vorhaben unferer oberften Fonfeffionellen Behörde feiner Zeit 
mit Ihrem ganzen mächtigen Einfluffe zu unterftügen. 

Es erübrigt und noch einiges wenige zu dem weiteren, vom allgem. 
Großen Rathe ebenfalls am 26. Nov. ſanktionirten und hier in beglau« 
bigter Abfchrift beifolgenden Befchluffe vom 19. Nov., wie auch den 
Ernennungsaft des H. Bisthumsverwefers vom 20. Nov. beizufügen. 

Die Geſchichte zeigt uns, wie ſchon mehrere Dom» und Graftifte 
als Opfer des Staatswohls erlofchen. Daß das den Keim feiner Aufs 
löſung fhon in feinem Urfprung an fich tragende Et. Gallifhe Dome 
fapitel nicht mehr fortbeftehen Fonnte, liegt fchon in dem Befchluffe vom 
28. Dft.; die Beförderung feiner definitiven Auflöfung liegt in dem 
eigenen Benehmen der. Hrn. Domkapitularen, wie Sie aus dem erften 
und zweiten Motiv des DBefchluffes vom 19. v. M. entnehmen werden. 
Allein audy Hier wird der dritte Grwägungsgrund wiederholt bewähren, 
daß die Fathol. Konfeffionsbehörden des Kantons St. Gallen, weit 
entfernt, ftörend in das Weſen der Fathol. allgemeinen Kirchenverfaffung 
eingreifen zu wollen, Iedigli nur angemeffene Abänderung einer auf 
unſern Fathol. KRantonstheil angewandten, aber mit deffen Bedürfniffen 
keineswegs in Einklang ftehenden, Form derfelben bezwede, und daß 
fopin das Fathol. Großrathskollegium, vermöge feines Juris inspi- 
ciendi et cavendi, dadurch für ununterbrochene Leitung der kirchlichen 
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Angelegenheiten zu forgen fich recht. verpflichtet fand, daß es ſogleich 
einen Bisthumsverwefer ernannte, welcher Sr. Heiligkeit gebührend zur 
Beftätigung präfentirt werden folle. 

Indem uns diefes Lehtere in Auftrag ertheilt wurde, glauben wie 
den fcbicklichften und kürzeſten Weg darin einzufchlagen, wenn wir &. E. 
zutrauensvoll bitten, die Beſtätigung Sr. Heiligkeit für den ernannten 
9. Joh. Nep. Zürcher ald Bisthumsverweſer beförderlichft bewirken zu 
wollen. Wir hoffen um fo zuverfichtlicher, weder an E. E. noch durch 
E. €. an ©. Heiligkeit eine Fehlbitte zu thun, wenn Sie fi) ſowohl 
die Bedürfniffe der ‚Zeit, als die fpeziellen Bedürfniffe und dringenden 
Wünſche der St. Gallifchen Katholizität nach nothwendiger Verbefferung 
zu oberhirtlihem Gemüthe führen und endlich würdigen wollen, daß 
das Fathol. Großrathskollegium, nur den guten Zweck im Auge behal: 
tend, Ginen die allgemeine Liebe, Hochachtung und Zutrauen wohl: 
verdient befigenden Mann und Kapitularen des aufgelösten Domftiftes, 
zu dem hochwichtigen Amt eines Bisthumsveriwefers berief, den es Tags 
zuvor als vom Kapitel, gegen den ausdrüdlichen Willen des Großen 
"Mathe, gewählten Kapitelsvifar refufirte. 

Unfere Fiechliche Angelegenheit daher nochmals und dringendft E. E. 
wohlwollender Verwendung empfehlend, benugen wir zugleich diefen 
Anlaß, Sie unferer vollfommenften Hochachtung zu verfichern. 

St. Gallen den 6. Dezember 1833. 

Der kathol. Adminiftrationsrath des Kantons St. Gallen. 

Im Namen desfelben, 
Der Präfident: Sailern. 

Noch iſt zu bemerken, daß das Fathol. Großrathskollegium am 

42. Febr. 1834 den Befchluß fafte, daß „zur Gründung und Wer: 

mehrung des Fathol. Primarfchulfonds aus dem Fathol. Korporations: 

vermögen (der bifchöffl. Dotation) 100,000 fl. angewiefen fein follen; ” 

und unterm 44. Febr. 1834: „daß aus den eben benannten Fonds zur 

beffern Dotirung der zu gering fundirten geiftlichen Pfründen des 

Fathol. Kantonstheild 50,000 fl. angewieſen und verwendet werden 
follen.” 

Im Jahr 1835, nachdem in Folge der Yntegralerneuerungswahlen 
die römifch=Fatholifche Partei eine überwiegende Anzahl ihrer Mit: 
glieder in die obern Behörden, befonders in den Großen Rath; gebracht 
batte, verfuchte Rom vermittelft des Fathol. Großrathskollegiums die 
bisherigen Beſchlüſſe wieder umzuftürzen und das Doppelbisthum anf: 
recht zu erhalten. Im April (1835) notifiziete der Adminiftrationsrath 
dem Kleinen Rath den Eingang eined Schreibens der Nunziatur, das 
die offizielle Anzeige von der Ernennung des Churifchen Kapitelsvifars 


J. G. Boffi zum Bifhoff von Chur und St. Gallen ent: 
hielt. Der kl. Rath nahm indeffen gar Feine Notig von dem Nun: 
tiaturfchreiben. Am 30. Mai Fündigte Hr. Boffi felbft feine Ernens 
nung dem Kl. Nathe an; diefer antıwortete einfach, daß er dieſe Er: 
nennung nicht anerfennen könne, fo lange die Befchlüffe vom 28. Oft. 
und 19. Nov. 1833 in Kraft beflünden. Untern 12. Juni 1835 
erfannte darauf das Fathol. Großrathskollegium H. Bolfi 
in der erwähnten Würde an, jedoch in dem Einne, daß der Fortbes 
ftand des Doppelbisthums nicht mehr ftatt Haben folle. Der Kl. Rath 
indeffen erflärte, daß er diefen Beſchluß (vom 12. Juni), der mit den 
Defchlüffen vom Herbſt 1833 im Widerſpruch ſtünde, nicht vollziehen 
würde, fo lange ihm die Sanftion des (gefammten) Großen Raths 
fehle. Die Folge diefer Grflärung war, daf das Fathol. Grofraths- 
Follegium am 6. Auguft die Befchlüffe vom 28. Oct. u. 19. Nov. 1833 
zurücknahm. Diefer Zurücknehmungsbeſchluß bedurfte indeffen der Sanf- 
tion des (gefammten) gr. Raths, und dieſer verweigerte fie in feiner 
ordentlichen Sigung vom 12. Nov. Jene Befchlüffe blieben alfo in 
voller Kraft und das Doppelbisthum aufgehoben und Hr. Boffi 
mit feiner aufgrdrungenen Würde zurüdfgewiefen*). Zugleid traf der 
fl. Rath alle Vorfehren, um die von Seiten des Hr. Boffi gemachten 
Derfuche zu unbefugter Jurisdiftion im Kanton St. Gallen zu reprimiren. 

Nun blieb dem Fathol. Großrathefollegium nichts anderes übrig, 
als der Nuntiatur die erlittene Niederlage berichten zu faffen, mit dem 
wiederholten Begehren’ um endliche päbitliche Anerfennung der Auf: 
hebung des Doppelbisthums und Beltellung eines Vikariats, da Here 
‚Zürcher auf höhere geiftliche Anordnung bereits im Frühjahr abgetreten 
war. Es gefchah dies durch ein Schreiben des katholiſchen Adminiz 
firationsraths vom 17. Dezember 1835. Der Nuntius antwortete mit 
einer Note vom 26. April 1836, worin er meldete, daß der heilige 
Water durch ein Konfiftorialdefret vom 23. März 1836 das Doppel: 
bisthum aufgehoben habe, und dabei fehr gefchickt den von dem Pabfte 
bei der mißglückten Ernennung Zoffi’s zum Doppelbifchof gemachten 
Vorbehalt: „ſpäterer anderweitiger Verfügungen zum Heil der Seeben“ 
als bequeme Hinterthür benugte, um zu verfchleiern, wie er fid) nur 
in das unvermeidliche gefügt habe. Ja er trieb die Verhüllung noch) 
weiter, und fagte in derfelben Note: da das Fatholifche Großraths— 
Follegium feinerfeits das, was verlangt worden, gethan, d. h. wi: 
derrufen habe (nämlich durch die am 6. Auguſt gefchehene Zurück— 
nahme der Befchlüffe von 1833, wie eben erzähle worden), fo ſpreche 
der heilige Water nun andererfeits die Trennung und die Aufhebung 





*) S. Amtsbericht des kl. Raths von St. Gallen über d. J. 1835. ©. 49 ff. 
Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 4 
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der Bulle vom 2. Juli 1823 aus freier Willensbeſtimmung 
und apoftolifcher Machtvollfommenheit aus. Den Staatswider: 
ftand, worin der eigentliche Grund von der rückgängigen Bewegung 
der römifchen Kurie lag, woran der Leſer feinen Augenblick zweifeln 
wird, übergingen Pabft und Nuntius mit Stillfchweigen. Diefe Dar: 
fiellungsweife wird den nicht befremden, der die alte Marime Roms 
fennt, ſelbſt dann, wann «8 weichen muß, doch möglichſt den Schein 
zu retten, und widrige Thatſachen, die nicht zu ändern find, als Fol: 
gen feiner eigenen Befchlüffe auszugeben, dagegen zu vermeiden, fie 
einer überlegenen Gegenfraft beizumelfen. Jene Note war von einem 
in lateinifcher Sprache gefchriebenen Nuntiaturdefret, gleichfalls vom 
26. April 1836, begleitet, in welchem die fragliche Trennung der bei: 
den Bisthümer (auf ähnliche Weiſe dargeftellt) und die abgedrungene 
Genennung eines apoftolifhyen Vikars gemeldet wurde (ins Deutfche 
überſetzt: Aftenftüde Nro. IV.). Die Anordnung des apoftolifchen 
Vikariats enthielt unterm 7. Juni 1836 die Genehmigung des ka— 
tholifchen Großrathsfollegiums und unterm 14. Juni die Sanftion des 
Staats (Altenfüde Nro. V.). Dur Aufftellung diefes Vikariats 
wurde ein einziger nicht wichtiger Artikel der frühern Befchlüffe, näm— 
lih Art. 4 des Befchluffes vom 19. November 1833 abgeändert, Am 
47. Zuni genehmigte das katholiſche Grofrathsfollegium die Wahl 
des Defans Mirer zum apoftolifchen Vikar, und der Fleine Rath er: 
theilte dieſer Wahl am 23. das obrigkeitlihe Plazet. So konfequent 
verfuhren die Behörden nady den vom Staat aufgeltellten Grundfägen. 

(Siehe den offiziellen Amtsbericht von St. Gallen über das Jahr 
18356. ©. 8 u. f.) 

Das find die Grundlagen, auf denen das jeßt beſtehende kirch— 
liche Verhältniß des Kantons St. Gallen berubt. 

- Öleichzeitig und fchon vorher wurden auch die ſtaatskirchenrecht— 
lichen Berhältniffe durch die Geſetzgebung entwidelt. . Mehreres dahin 
Gehörige ift fchon in den bisher angeführten Befchlüffen enthalten. Wir 
erwähnen ferner das wichtige organifche Gefeh über die Beforgung der 
Fonfeffionellen Angelegenheiten vom 27. Jan. 1832 (Aftenft. Nro. VI.), 
den Beſchluß des Fl. Raths über das Plazet (Aftenft. Nro. VII.) und 
den Befchluß des FI. Raths vom 8. Juni 1833 über die Beeidigung Fans 
tonsfremder Geiſtlichen (Aftenft. Niro. VIII.) Im politiſch-kirchlichen 
Mißjahre 1835 wurde das umfaffende , vom großen Rath erlaffene Geſeth 
„uber die Rechte des Staats in firchlichen Dingen” vom Volksveto ver: 
worfen; dabei blieben aber die erwähnten Geſetze von 1832 und 1833 in 
voller Kraft und unausgefehter Anwendung.” 


— — 
Yftenftüde. 
Nro. I. 


Beichluß des Eatholifchen Großrathskollegiums, betreffend 
die bisthümlichen VBerhältniffe des Kantons St. Gallen. 


(Bom 28. Dftober 1833.) 


Das katholiſche Großrathsfollegium des Kantons 
St. Öallen, 


in Betrachtung, daß durch den Hinfcyeid des hochwürdigſten Bi⸗— 
fchofs, Karl Rudolph, der Fatholifche Kantonstheil von St. Gallen, 
in Hinficht oberhirtlicher Zeitung, als verwaifet anzufehen ift; 

in Betrachtung , daß die Wiederbeſetzung des biſchöflichen Stuhles, 
wie diefelbe in der päbftlichen Bulle vom 2. Juli 1823 vorgefchrichen 
wird, durch die Verwahrung des Kantons Graubündten rechtlich un: 
möglich gemacht ift; 

in Betrachtung, daß die Bulle feldft die Intereffen und die Be— 
dürfniffe des Fatholifchen Kantonstheils von St. Gallen keineswegs be= 
friediget, und daß fie überdieß die ausdrücklich vorgefchriebene Sank⸗ 
tion des Staats nie erhalten Hat, fomit Feine Tegale Anwendung fins 
den kann; 

in Betrachtung, daß es DObliegenheit der Stellvertreter des Kan: 
tonstHeils iſt, fürzuforgen, daß die oberhirtliche Leitung den wahren 
Bedürfniffen des Eatholifchen Volkes und ihrem religiös = firchlichen 
Zweck entſpreche; 

in Betrachtung, daß es jederzeit in der Berechtigung der Stell⸗ 
vertreter des ſelbſtſtändigen katholiſchen Kantonstheils liegt, unter 
Vorbehalt der Staatsgenehmigung, die Formen ſowohl als auch die 
Mittel jener oberhirtlichen Leitung zu beſtimmen; 

in Betrachtung, daß der Zeitpunkt eingetreten iſt, die zweckmäßige 
Umgeſtaltung der bisthümlichen Verhältniſſe vorzunehmen, wie auch, 
daß angemeſſene Vorſchriften für die Dauer daheriger Berathungen und 
Unterhandlungen erforderlich find; 

in Betrachtung endlich, daß das katholiſche Großrathskollegium ſich' 
bereits unterm 27. Februar I. 3. jede weitere Verfügung und Schluß: 
nahme über die bisthümlichen DVerhältniffe und ———— aus⸗ 
drücklich vorbehalten hat; 

beſchließt: 

Art. 1. Die bisthümlichen Angelegenheiten des katholiſchen Kan— 
tonstheils von St. Gallen ſollen, mit Beachtung der Bedürfniſſe des 
Fatholifchen Volkes, umgeftaltet und neu gegründet werden, und zivar 
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ohne alle Rückſicht auf den aus der päbſtlichen Bulle vom 2. Juli 

1823 hervorgegangenen Zuſtand, welche Bulle, wegen Abgang der 

ausdrücklich vorgefchriebenen Sanktion des Staats, als nicht beſtehend 

angefehen und erflärt wird. 

Art. 2. Der Adminiftrationsrath ift beauftragt, mit Beförderung 
geeignete qutachtliche Anträge für die neue Geftaltung der bisthümlichen 
Berhältniffe des katholiſchen Kantonstheils dem Grofratbsfollegium vor: 

ulegen. 

Art. 3. Bis nach erfolgter Berathung dieſer gutachtliden An— 

träge und bis nad) dem Entſcheide des Grofrathsfollegiums über den 

Anhalt derfelben foll jede Unterhandlung zu dem im Art. 2 bezeichne- 

ten Zwecke unterbleiben. 

Art. 4. Us Grundbedingungen für die Fünftige Geftaltung der 
bistHümlichen Verhältniſſe des Fatholifchen Kantonstheils werden fchon 
jet ſeſtgeſetzt: 

a) daß der Fatholifche Kantonstheil, — fei es, daß er zu einem 
eigenen Bisthum geftaltet oder einem andern Zisthum einver- 
feibt würde, — in einen Metropolitan Berband aufgenommen 
werde ; 

b) daß die durch unmiderfprechliche Kirchenfagungen gebotene Gin 
führung, Organifation und Abhaltung der Synode fürmlidy ge: 
währleiftet werde. 

Art. 5. Die bisthümlichen Verhältniffe des Fatholifchen Kantons: 
theils follen mit möglichfter Rückſicht auf weife Defonomie geordnet 
werden. Das Fatholifche Großrathsfollegium behält fih ausdrücklich 
die Ausmittlung und Beſtimmung der hiezu erforderlichen Fonds vor. 

Art. 6. Es fol fogleidy für ununterbrochene Leitung der Firdy: 
lichen Angelegenheiten des Fatholifchen KantonstHeild Worforge getrof: 
fen werden. Zu diefem Ende wird das, einfiweilen noch proviforifch 
in Funktion bleibende, Domkapitel aus einem unverzüglich einzureichen: 
den dreifachen Vorſchlage des Aöminiftrationsrathes einen Bisthumsver: 
wefer ernennen. 

Art. 7. Für den Fatholifchen Kantonstheil von St. Gallen fol für 
einsweilen weder vom biefigen Domfapitel, noch von demfelben mit dem 
Ghurifchen vereint, eine Bifchofswahl vorgenommen werden dürfen. Eine 
im Widerfpruch mit diefer Verfügung vorgenommene Wahl wird nicht 
anerfennt. 

Art. 8. Gegenwärtigen Beſchluß Hat der Aöminiftrationsrath in 
amtlicher Fertigung 

a) dem St. Galliſchen Domkapitel, 

b) der römifchen Nuntiatur in Luzern, 

©) dem Fleinen Rath, zu Handen des Staats, 


u 


d) durdy den Meinen Math des Hiefigen Kantons demjenigen des Stan: 
des Graubündten . 
mitzutheilen. 
Alfo befchloffen in der außerordentlichen Verſammlung des Fatholifchen 
Großrathskollegiums. 
St. Gallen, den 28. Oftober 1833. 
Der Präfident des Grofrathsfollegiumg : 
Baumgartner, Landammann. 
Im Namen des Großrathskollegiums, 
der Sekretär deſſelben: 
Helbling, Regierungsrath. 


Der große Rath des Kantons St. Gallen, 


1) in Erwägung, daß nach Art. 22 der Verfaſſung jede Konfeſſion 
das unbeſtreitbare Recht beſitzt, ihre kirchlichen Angelegenheiten ſo 
zu ordnen, wie ſie es den Bedürfniſſen und Anſichten der Konfeſſionsge⸗ 
noſſen angemeſſen findet; 

2) in Erwägung, daß dem Staate, nach Inhalt dieſes Artikels der 
Verfaſſung, ein anderes Recht nicht zuſteht als dasjenige, die Aufficht 
Über folde Anordnungen in dem Sinn auszuüben, daß weder Ver, 
faffung noch Geſetze, noch die Rechte des Staates überhaupt gefährdet 
werden ; 

3) in Erwägung, daß demnach der Staat in allen Fällen die Sanf: 
tion zu ertheilen hat, wo diefem Grundfaß der Verfaffung gemäß ge: 
handelt wird ; 

4) in Erwägung, daß nad) vorftchenden Grundſätzen Feiner Konfef— 
fion das Recht befteitten werden kann, felbft legal beftehende Ginrichtun: 
gen zu ihrem Beſten zu ändern, daß aber der Fatholifchen Konfeffion um 
fo mehr diefes Recht zuftehe, wo es fih darum Handelt, einen bloß fafti: 
fhen Zuſtand zu verändern, der ohne pofitive Sanftion des Staats ein: 
getreten war; 

5) in Betrachtung, daß der Beſchluß des Fatholifchen Großrathskol— 
legiums vom 28. Oftober 1833 von verfaffungsmäßiger Behörde ausge: 
gangen fey, und auch feinem Inhalte nad) die Rechte des Etaats weder 
beeinträchtige noch gefährde ; 

beſchließt: 

Den durch Botſchaft des kleinen Raths vom 15. November mitge— 
theilten Beſchlüſſen des katholiſchen Großrathskollegiums in Bisthums: 
angelegenheiten vom 28. Oktober 1833 wird, gemäß Art. 8 und 9 des 
Geſetzes über die Beſorgung der beſondern Angelegenheiten beider Konfef- 
fionen vom 29. November 1831, die hoheitliche Sanftion ertheilt. 
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So gegeben in der ordentlichen Verfammlung des großen Raths. 
St. Ballen, den 26, November 1833. 
Der Präfident des großen Rathe : 
Good. 
Die Sekretäre, Mitglieder deſſelben: 
Dr. jur. Weder. 
Dr. Henne. 


Wir Landammann und Eleiner Rath des Kantons 
St. Gallen, 
befhließen: 


BVorftehender Befchluß des Fatholifchen Großrathskollegiums des Kan⸗ 
tons St. allen vom 28. Dftober 1833, fanftionirt vom großen Rath 
am 26. November 1833 , folle dee Sammlung der Geſetze und Befchlüffe 
einverleibt und feinem Inhalte nach vollzogen werden. 


St. Gallen, den 27. Jänner 183%. 
i Der Landammann : 


Dr. Stadler. 
Im Namen des Heinen Raͤths, 
der Staatsſchreiber: 
Bernold. 


Nro. U. 


Beſchluß des katholiſchen Großrathskollegiums, über ver— 
ſchiedene, den Beſchluß vom 28. Oktober 1833 wegen 
der bisthümlichen Verhältniſſe ergänzende, Verfügun— 
gen und Anordnungen. 

(Vom 19. November 1833.) 


Das Fatholifhe Großrathskollegium des Kantons 
St. SÖallen, 


auf den Bericht des Fatholifchen Adminiftrationsrathe, daß das pro= 
viforifche Domkapitel, ftatt nady dem Art. 6 des Befchluffes vom 28. Of: 
tober 1833 aus einem ihm gemachten dreifachen Worfchlag einen Bis: 
thumsverwefer zu ernennen, die Wahl eines Kapitelsvifars vorgenommen 
und dazu einen Geiſtlichen bezeichnet hat, der dem Kapitel nicht vorge: 
fchlagen worden ift; 
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in Erwägung, daß das Domkapitel durch diefe getroffene Wahl un: 
verholfen feine Anficht Fund gegeben hat, die Willensmeinung dee gefeß- 
lich beſtehenden Stellvertreter des Fatholifchen Wolfes unbeachtet laffen 
zu dürfen; " 

in Erwägung, daß es eine höchſt dringliche Nothwendigkeit ift, für 
die Leitung der Firchlichen Angelegenheiten einen Bisthumsverwefer für 
den Fatholifchen Kantonstheil zu beftellen ; 

in Betrachtung, daß in Hinficht auf die Kapitalien, Grundzinfe und 
Liegenfchaften, welche zur bifchöflichen Dotation angewiefen worden find, 
fo wie wegen daheriger Rechnungsftellung, wegen der bifchöflichen Woh⸗ 
nung und wegen des Unterhalts einiger Domk apitularen, annoch verfchie: 
dene, den Befchluf vom 28. Oftober d. J. ergänzende Verfügungen und 
Anordnungen erforderlich werden ; 

befchließt: 

Art. 1. Das proviforifche Domfapitel, wie ſolches aus refidirenden 
und nicht refidirenden Kapitularen dermal noch beſteht, ift als aufgehoben 
und aufgelöst erflärt. 

Art. 2. Die von dem Kapitel getroffene Wahl des Herrn Johann 
Nepomuf Zürcher zum Kapitelsvifar, ift als ungültig erflärt. 

Art. 3. Der Adminiftrationsrath ift beauftragt, gegenwärtigen Bes 
ſchluß dem bisherigen Domfapitel, für fih und zu Handen des Herrn 
Zürcher, mitzutheifen, und im weitern das Anfuchen an den Fleinen 
Rath zu richten, ſowohl die Kundmachung der Wahl des Herren ‚Zürcher, 
als Kapitelsvifar, als auch dem Herrn Zürcher felbft, jede Ausübung 
der ihm von dem Domfapitel übertragenen Funktionen , hochobrigkeitlich 
zu unterfagen. 

Art. A. In Abänderung des Art. 6 des Befchluffes vom 28. Oftos 
‚ ber d. J. wird das Großrathskollegium felbft und fogleich aus der Geiſt⸗ 
lichkeit des Kantons einen Bisthumsverweſer wählen, welcher Sr. Heilige 
keit dem Pabft zur Beftätigung gebührend präfentirt werden foll. 

Dem Bisthumvermwefer ift, nebft anftändiger freie Wohnung, ein 
jährlicher Gehalt von 1500 fl. ausgefegt, oder ed wird, infofern derfelbe 
ein anderivärtiges, mit benannter Stelle vereinbarliches Benefizium bee 
figt, fein Ginfommen bis auf die Summe von 1500 fl. erhöht. 

Diefer Bisthumsverweſer hat ſich zwei geiftlidhe Räthe und einen 
Sefretär aus dem Klerus des Kantons zu wählen, welche Gewählte je: 
doch dem Fatholifhen Adminiftrationsrat genehm feyn müffen, und von 
dem letztern ihre Entfchädniffe erhalten. 

Art. 5. Der Adminiftrationsrath ift beauftragt, das Archiv der 
bisherigen bifchöflichen Kurie einftweilen fogleich zu feinen Handen zu 
nehmen. 

Art. 6. Sollen die f. „3. dem Heren Bifchof zu felbfteigener Ver: 


> 
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waltung übergebenen Grundzinfe, wie auch die Liegenfchaften, unge: 
fäumt zu Handen des allgemeinen Fatholifchen Korporationsfondes zu: 
rückgezogen, und demfelben wieder einverleibt werden. 

Das Gleiche foll auch gefchehen mit den verbrieften Rapitalien , welche 
dem Bifchof noch nicht ausgehändigt waren, von denen aber der Adminis 
firationsrath dem Herrn Bifchof bis anhin die Zinfe abreichte. 

Art. 7. Demzufolge ift der bisherige Here Verwalter und biſchöf— 
lihe Hofkaplan APorta aufzufordern, unverzüglich genaue und fpezifi: 
zirte Rechnung zu flellen, wobei genau auszufcyeiden komme, was no 
in die Erbsmaffe des Heren Fürftbifchofs und was an den Fatholifchen all: 
gemeinen Fond falle. 

Art. 8. Nach liquidirter Rechnung ift Herr APorta ſogleich feiner 
Funktion als Verwalter, und damit jeder Verhältniffe zur St. Galli: 
ſchen Fatholifchen Korporation entlaffen. 

Art. 9. Sollen alle Schlüffel zur bifchöflihen Wohnung fogleid zu 
Handen des Adminiftrationsraths, und damit auch die Wohnung ſelbſt 
zu deffen freier Dispofition zurückgeſtellt werden. 

Art. 10. Herr APorta hat vom Sterbetag des Heren Fürſtbiſchoſs 
an bis zum Rechnungsabfchluß täglich 2 fl. Gehalt zu beziehen. Auch 
wird derfelbe während diefer „Zeit feine bisherige Wohnung behalten. 

Art 11. Jene Domherren, ehemalige Stift St. Gallifche Kapitu: 
laren,, welche weder Pfarrer find, noch eine fonftige Anftellung haben, 
werden bei ihrer gefelichen Penfion von 500 fl. belaffen und dem bisher: 
gen Generalvifar, Herrn Aemilian Haffner, Üüberdieß eine ‚Zulage von 
jährlih 300 fl., dem Herren Heinrich Müller: Friedberg und dem Herrn 
Konrad Echerrer, jedem eine Zulage von jährlich 200 fl. verabfolgt. 
Eie haben aber ihre bisherigen Wohnungen binnen vier Monaten zu 
räumen, 

Art. 12. Der Adminiftrationsrath ift beauftragt, die zur Ausfüh: 
zung des gegenwärtigen Befchluffes erforderlichen Verfügungen zu treffen, 
fo wie auch diefen Beſchluß in amtlicher Fertigung dem Fleinen Rathe, 
zu Handen des Staats, mitzutheilen und die Sanftion des ic Raths 
einzuholen. 

St. Gallen, den 19. November 1833. 

Der Präſident des Großrathskollegiums: 
Baumgartner, Landammann. 
Am Namen des Großrathskollegiums, 
der Sekretär deſſelben: 
Helbling, Regierungsrath. 
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Der große Rath des Kantons St. Gallen, 

4) in Erwägung, daß der durch den Fleinen Rath zur Kenntniß des 
großen Mathe gebrachte Beſchluß des Fatholifchen Großrathskollegiums 
vom 19. November d. I. nur nothivendig gewordene Vollziehungsmaß⸗ 
regeln des Befchluffes vom 28. Oktober 1833 enthalte; 

2) in Erwägung, daß hinfichtlich diefes Befchluffes Feine andern 
Grundfäge in Betracht kommen können, als diejenigen, "welche den 
großen Rath in Ertheilung der Sanftion für den Beſchluß des Fatholi- 
fchen Großrathskollegiums vom 28. Oftober feiteten ; 

3) in Erwägung des vom Fatholifchen Großrathskollegium felbft aus: 
gefprochenen Wunſches, es möchte der große Rath vorerwähntem Be— 
ſchluſſe feine Sanftion ertheilen ; 

4) in Betrachtung, daß der Befchluß des FatHolifchen Großrathskol⸗ 
legiums vom 19. November 1833 von verfuffungsmäßiger Behörde aus: 
gegangen fei, und aud) endlidy feinem Inhalte nad) die Rechte des Staa: 
tes weder beeinträchtige noch gefährde; 

beſchließt: 

Dem durch Botſchaft des kleinen Raths vom 22. November mitge— 
theilten Beſchluſſe des katholiſchen Großrathskollegiums vom 19. Novem— 
ber in Bisſsthumsangelegenheiten wird hiemit, gemäß Art. 8 nnd 9 des 
Gefehes über die Beforgung der befondern Angelegenheiten beider Kon: 
feffionen vom 29. November 1831, die hoheitliche Sanktion ertheilt. 

So gegeben in der ordentlichen Verſammlung des großen Raths. 

St. Gallen, den 26. November 1833. 

Der Präfident des großen Raths: 
Good. 
Die Sekretäre, Mitglieder deſſelben: 
Dr. jur. Weder, 
Dr. Henne. 

Wir Landammann und Fleiner Rath des Kantons 

St. Ballen, 
befhließen: 

Morftehender Beſchluß des Fatholifchen Großrathsfollegiums des Kan: 
tons St. Gallen vom 19. November 1833, fanktionirt vom großen Rath 
am 26. November 1833, folle der Sammlung der Geſetze und Befchlüffe 
einverleibt und feinem Inhalte nady vollzogen werden. 

St. Gallen, den 27. Jänner 1834. 

Der Landammann : 
Dr. Stadler. 
Im Namen des Heinen Raths, 
der Staatöfcreiber: 
Bernold. 
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Verordnung des katholiſchen Großrathskollegiums, betreffend 
den Beſtand und die Einrichtung des katholiſchen Prie— 
ſterſeminariums in &t. Ballen. 

(Beſchluß vom 19. November 1833.) 


Das katholiſche Großrathsfollegium des Kantons 
St. allen, 


nach vernonmmenem gutachtlicdyen Bericht des Adminiftrationsraths, über 

den Beltand und die Fünftige Einrichtung des Priefterfeminariums in 

St. Gallen, 
i : verordnet waß folgt: 

Art. 1. Das St. Galliſche Priefterfeminar. hat, bezüglich auf 
fein Lofal und öfonomifches Verhältniß, bis auf weiters in feinem gez 
genwärtigen Beſtand zu verbleiben, mit dem Zufage jedoch: 

a) daß ihm moc die anftofenden von Heren Kanonitus Jldephons 
ab Arx bewohnt gewefenen zwei Zimmer einverleibt, und zu ei: 

- nem Speife= und einem Kranfenzimmer eingerichtet werden follen ; 

b) daß in Abweichung von dem bisherigen Verfahren, Beiträge zur 
Verföftigung der Seminariften nur an anerkannt Dürftige gelei: 
fiet werden können. 

Art. 2. Die Zahl der in das Seminar Aufzunchmenden richtet 
fi) jeden Falls nady dem in vorftehendem Artikel ausgemittelten Lokal. 
Sollten ſich mehrere zur Aufnahme melden, als nad) diefer Beſtim— 
mung aufgenommen ıwerden Fönnen, fo genießen, unter Vorbehalt 
gleich) günftiger Refultate der Prüfung, die zuerft ſich Meldenden den 
Vorrang. | 

Art, 3. Um in das Seminar aufgenommen werden zu Fönnen, 
muß der Kandidat ſich über feine guten Sitten, und durch ordentliche 
Prüfungszeugniffe auc darüber ausweifen, daß, und wie er ſowohl 
die Worbereitungsfchulen von der erften Stufe an, als aud die phi— 
loſophiſchen Fächer und Theologie vollftändig auf öffentlichen Lehran— 
fialten abfolvirt habe. Bloße Frequentationsfcheine werden nicht be— 
rückfichtigt, und die zu hörenden theologifchen Fächer follen von dem 
Adminiftrationsrath den Studirenden befonders bezeichnet werden. 

Art. 4. Ueber den in Art. 3 vorgefihriebenen Ausweis hat der 
Kandidat vor der, durch den Adiminiftrationsrath unabhängig von der 
Kurie, aufzuftellenden Examinationskommiſſion eine firenge Prüfung 
aus den philofophifiyen und theologifhen Fächern zu beftchen. 

Art. 5. Wer diefer Prüfung zur Zufriedenheit der Prüfungss 
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Fommiffion Genüge geleiftet Hat, dem darf, jedoch mit Vorbehalt der 
DBeftimmungen ded Art. 2 rüdfichtli der Anzahl der Seminariften, 
die Aufnahme in das Seminar nicht verweigert werden. 

Art. 6. In dem Seminar, weldes nur den praftifhen Reli: 
gionslehrer auszubilden hat, foll der Unterricht ſich lediglich auf die 
Paftoralfäher, Pädagogik und die Lehre über die auf das Kirchliche 
Bezug habenden bürgerlichen Geſetze beſchränken 

Art. 7. Die Aufficht über die Seminariften und der Unterricht 
derfelben fteht bei dem, von dem Bisthumsverwefer zu befiimmenden 
Regens, der jedoch ein dem Adminiſtrationsrath genehmer Mann 
fein fol. 

Art. 8. Der Adminiftrationsrath Hat das Recht und Die Pflicht, 
von Zeit zu Zeit Ginficht in die Hausordnung und Lehrweife im Se: 
minar zu nehmen, um alljährlich über den innern und Außern Zuftand 
des Eeminars geeigneten Bericht an das Fatholifche Großrathskolle⸗ 
gium erftatten zu Pönnen. 

Art. 9. Gegenwärtiger Beichluß fol, nad) Art. 8 des Geſetzes 
vom 29. November 1831, der Sanftion des großen Raths unterlegt 
werden. 

St. ©allen, den 19. November 1833. 

| Der Präfident des Großrathskollegiums: 
Baumgartner, Zandammann. 
Im Namen des Großrathskollegiums, 
der Sekretär deffelben : 
Helbling, Regierungsrath. 


Der große Nath des Kantons St. Gallen, 


4) in Erwägung, daß der, durch Botſchaft des Fleinen Rathe 
vom 22. November 1833 mitgetheilte Beſchluß des Fatholifchen Groß⸗ 
rathskollegiums vom 19. November d. J., betreffend den Beftand und 
die Einrichtungen des Fatholifhen Priefterfeminars in St. Gallen, 
Derfügungen rein Fonfeffioneller Natur enthalte, die in Feiner NBeife 
die Rechte des Etaates beeinträchtigen noch gefährden ; 

2) in Berüdfihtigung des vom Fatholifchen Großrathskollegium 
ausgefprochenen Wunfches, es möchte vorerwähntem Befchluffe die ho: 
heitlihe Sanftion ertheilt werden, 

beſchließt: 

Dem durch Botſchaft des kleinen Raths vom 22. November 1833 
mitgetheilten Befchluß des Fatholifchen Grofrathsfollegiums vom 19. No—⸗ 
venber d. J., betreffend den Beltand und die Ginrichtungen des katho— 
liſchen Priefterfeminars in St. Gallen, wird, gemäß Art. 8 und 9 des 
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Geſetzes über die Beforgung der befondern Angelegenheiten beider Konfef: 
fionen, vom 29. November 1831 die Hopeitliche Sanftion ertheilt. 
So gegeben in der ordentlichen Verfammlung des großen Rathe. 
St. Gallen, den 26. November 1833. 
Der Präfident des großen Raths: 
Good. 
Die Sekretäre, Mitglieder deſſelben: 
Dr. jur. Weder. 
Dr. Henne. 


Wir Landammann und kleiner Rath des Kantons 

St. Gallen, 
beſchließen: 

Vorſtehender Beſchluß des katholiſchen Großrathskollegiums des Kan: 
tons St. Gallen vom 19. November 1833, ſanktionirt vom großen Rath 
am 26. November 1833, folle der Sammlung der Geſetze und Beſchlüſſe 
einverleibt und feinem Inhalte nach vollzogen werde. 

St. Öallen, den 27. Jänner 1834. 
Der Landammann: 
Dr. Stadler. 
Im Namen des Fleinen Rathe, 
der Staatichreiber : 
Bernold. 


Pro. IV. 


Philippus De-Angelisg, 


Patrizier von Affoli, Erzbifchof von Karthago, apoſto— 
lifher Nuntius bei der fchweizerifhen Gidgenoffen: 
haft, entbietet feinem in Chriſto gelichten, hochwür— 
digen Herrn Joh. Peter Mirer, Pfarrer und Dekan 
zu Sargansd, Diöces St. Öallen, Gruß und Heil in 
dem Herren. 


Als S. p. 9. Gregor, durch göttliche WVorfehung der XVI. Pabſt 
(diefes Namens), um aus aufhabender Fürforge für alle Kirchen, der 
Derlaffenheit der beiden zu einer verbundenen Kirchen von Chur umd 
St. allen abzuhelfen, in dem Konfiftorium vom 6. April v. J. aus 
eigener Beftimmung und apoftolifcdyer Machtvollfommenheit den hodywür: 
digfien Heren Joh. Georg Lorenz Boffi, Kanonifus und Kapitelsvifar 
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der Diöces Chur, zum Bifchof beider benannten Kirchen ernannte und 
einfegte, hatte ©. p. 9. fih durch Defret vom 25. März gl. I. aus: 
drüdlich vorbehalten, in Betreff bemeldter Kirchen andere und folche 
Vorkehrungen zu treffen, wie fie nah Sach-, Orts: und Perfonalver: 
hältniffen der Ehre Gottes und dem Heil der Gläubigen zufräglicher er- 
feheinen würden. Nachdem alfo S. p. 9. den Zuftand jener Diöcefen in 
Betracht gezogen, und den abweichenden Verhältniffen derfelben Rech: 
nung getragen, auf daß die Vereinigung diefer verfchiedenen Bisthums- 
fprengel, die nur das Wohl der Gläubigen zum Zweck hatte, nicht zu 
deren Nachtheil fid) Fehre, geruhte Sie aus. väterlihem Antrieb und 
oberhirtlicher Eorgfalt, die durch die päbftliche Bulle vom 2. Juli 1823 
in gleichen Rechten und Ehren verbundenen Didcefen von Chur und 
St. Gallen mittelft Konfiftorialdefret vom 23. März 1836 aus eigener 
Willensbeſtimmung und apoftolifcher Gewalt wieder zu löſen. 

Kraft erwähnten Defretes und empfangener Vollmacht erflären wir 
hiemit, daß die Didces St. Gallen mit allen und jeden in derfelben be: 
greiffenen Pfarreien, Kirchen, Klöftern und mit allen Sefular= oder Re⸗ 
gularbeneficien, fo lange als von heiligen Stuhl nicht anders verfügt 
wird, abgelöst und getrennt, und in Folge deffen alle Perfonen und Ein: 
woher beiderlei Gefchlechts, ſowohl geiftlichen als weltlichen Standes, 
Grades und Würde, welche in der Didces St. Gallen fich befinden, zur 
‚Zeit von der ordentlichen Jurisdiktion des Bifchofes zu Chur enthoben 
und entzogen fein, und gehalten werden follen. 

Da aber S. p. H. verordnete, daf die St. Ballifche Diöces durch 
einen apoftolifchen Vikar verwaltet werde, bis ©. p. H. anders für fie 
geforgt haben wird, und uns die hiefür geeignete Ermächtigung verliehen 
bat, fo ernennen und beftellen wir in Anwendung diefer Gewalt Dich, 
auf deffen Rechtgläubigkeit, Klugheit, Unbeſcholtenheit, Miffenfchaft 
und Eifer für die Fatholifche Religion wir im Heren beftens vertrauen, 
hiemit zum apoftolifchen Vikar für die Didced St. Gallen allein und ohne 
biſchöfliche Würde auf fo lange als es dem heiligen Stuhl gefallen wird, 
und ertheilen Dir alle Gewalten, welche bei erledigtem bifchöflihen Stuhl 
einem Kapitelsvifar zufommen, und welche Die zur proviforifchen Ver: 
waltung der St. Gallifdyen Diöces genligen, is diefe unfere Ernennung 
durch päbftliches Brevet beftätigt fein wird. Diefes Alles, wofern nicht 
wefentliche Hinderniffe in obſchwebender Sache ſich erheben. 

Gegeben zu Schwyz in unferer Reſidenz, den 26. April 1856. 

Sign. + PhHilippus, 
L. 8, Erzbifchof von Karthago, apoftolifcher Nuntius. 
Sign. B. Kom. Tirabaffi, 
Kauzler. 
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Neo. V. 


Beſchluß des Eatholifchen Großrathskollegiums, betreffend 
die Aufftelung eines apoftolifhen Vikars für die Diö— 
cefe St. Ballen. 


(Bom 7. Juni 1826. Sanktionirt am 14. Juni 1836.) 


Das Fatholifhe Großrathskollegium des Kantons 
St. Gallen, 


nachdem in Folge der nad Inhalt des DBefchluffes des Fatholifchen 
Großrathsfollegiums vom 17. November v. J. mit der apoftolifchen 
Nuntiatur eröffneten Unterhandlung Se. päbftliche Heiligkeit ſich bewo— 
gen gefunden haben, zu Gunften des Bisthums St. Ballen entfprechende 
Verfügung eintreten zu laſſen, 

beſchließt: 

Art. 1. Es ſoll nach bereits beſchloſſener Abänderung des Art. 4 
des Beſchluſſes des katholiſchen Großrathskollegiums vom 19. November 
1833 das von Sr. päbſtlichen Heiligkeit verordnete apoſtoliſche Vikariat 
eintreten. 

Art. 2. Für gegenwärtigen Beſchluß ſoll die Sanktion des großen 
Raths eingeholt werden. 

St. Gallen, den 7. Juni 1836. 

Der Präſident des Großrathskollegiums: 
Baumgartner, Regierungsrath. 
Im Namen des Großrathskollegiums, 
der Sekretär deſſelben: 

Leonhard Gmür. 


Der große Rath des Kantons St. Gallen, 


nach Anſicht des hoheitlich ſanktionirten Beſchluſſes des katholiſchen 
Großrathskollegiums vom 19. November 1833, deſſen 4. Artikel vor: 
ſchreibt, daß das Großrathskollegium aus der Geiftlichfeit des Kantons 
einen Bisthumsvermwefer zu wählen habe, welcher Sr. Heiligfeit dem 
Pabſt zur Beflätigung präfentirt werden folle ; 

in Erwägung, daß der durch den Fleinen Rath zur Kenntniß des 
großen Raths gebrachte Beſchluß des Fatholifchen Großrathskollegiums 
vom 7. Juni 1836 den vorerwähnten Art. 4 dahin abändert, daß die 
Bisthumsverwaltung dem von Sr. päbftlichen Heiligkeit proviſoriſch ver= 
ordneten apoftolifchen Vifariat übertragen werden foll; 

in Erwägung, daß diefe, von verfaffungsmäßiger Behörde ausgegans 
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gene Abänderung ded Art. A des DBefchluffes vom 19. November 1833 
die Rechte des Staates weder beeinträchtigt noch gefährdet, 
befchlieft: 
dem durch Botfchaft des Meinen Raths vom 11. Juni 1836 vorgelegten 
Befchluffe des Fatholifchen Großrathskollegiums vom 7. Juni d. J. über 
Aufftellung eines apoftolifchen Vifariats für Verwaltung des Bisthums 
St. Ballen, wird hiermit gemäß Art. 8 und 9 des Geſetzes über die Be: 
Torgung der befondern Angelegenheiten beider Konfeffionen vom 29. No: 
vernber 1831 und 26. Jänner 1832 die Hoheitliche Sanktion ertheilt. 
Gegeben in der ordentlichen Verfammlung des großen Raths. 
St. ©allen, den 11. Juni 1836. 
Der Präfident des großen Mathe: 
Dr. Fels. 
Die Sefretäre, Diitglieder deffelben: 
Meder, Ndvolat. 
Eduard Erpf. 


Wir Landammann und Fleiner Rath des Kantons 
St. ®allen, 
befchliefen: 
vorfichender Beſchluß des Fatholifchen Großrathskollegiums des Kat: 
tons St. ©allen, vom 7. Juni 1836, fanftionirt vom großen Rath 
am 14. Juni 1836, foll der Sammlung der Geſetze und Beſchlüſſe 
einverleibt und feinem ganzen Inhalte nad) vollzogen werden. 
St. ©allen, den 11. Juni 1836. 
Der Landammann: 
| Näff. 
Im Namen des kleinen Raths, 
der Staatefchreiber: 
Hungerbühler. 


Nro. VI. 
Geſetz über die Beſorgung der beſondern Angelegenheiten 
beider Konfeſſionen. 
Der große Rath des Kantons St. Gallen, 


in verfaſſungsmäßiger Reviſion des Geſetzes vom 3. April 1816 
über die Beſorgung der beſondern Angelegenheiten beider Konfeffionen, 
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und zur Ausführung des Art. 22 der Verfaffung *), 

verordnet als Geſetz: 

Art. 1. Zur Beſorgung jener Gegenſtände, welche den beiden 
KonfeffionstHeilen durch den Art. 22 der Werfaffung zugefchieden find, 
entwirft jeder derfelben feine eigene Organifation. Diefe organifchen 
Verordnungen bedürfen der Genehmigung der oberften Behörde des 
Kantons, und haben nad) folcher gefepliche Kraft. 

Art. 2. Die Mitglieder des großen Raths jeder Konfeffion bil: 
den die Behörde, von welcher die Organifation ausgehen fol. Diefe 
Behörden übergeben die Abfaffung der Entwürfe an die Kommiſſio— 
nen, die in oder außer ihrer Mitte gewählt werden mögen. Die bei: 
den Organifationsverordnungen gelangen an den Pleinen Rath zum 
Druck und zur Verfendung an die Mitglieder des großen Raths. 

Art. 3. Diefe Organifationsverordnungen follen ihrem durch den 
Art. 22 der Derfaffung bezeichneten Zweck entfprechen, und dürfen 
feine Schmäferung der Rechte des Etaates enthalten. Der große Rath 
genehmigt oder verwirft die organifchen Worfchläge, und hat fowohl 
das Necht, die ihm zugehende Organifation der einzelnen Konfeffions: 
theife, als aud) einige Artifel derfelben, mit Angabe der Gründe, zu 
neuer Berathung am die betreffende Konfeffion zurück zu weifen, wenn 
vorftehende DVorfchriften darin außer Acht gefegt würden. 

Art. 4. Bei jeder Abänderung der vom großen Rathe genehmig- 
ten Organifation eines KonfeffionstHeils, find abermals die Vorfchriften 
der Art. 2 und 3 zu beobachten. 

Art. 5. Die Großrathsfollegien werden von dem älteften Mit: 
gliede jeder Konfeffion eröffnet. Die weitern Wahlbeftimmungen find 
den organifhen Verfügungen der Konfeffionsfollegien überlaffen. 

Art. 6. Das Grofrathsfollegium jeder Konfeffion beftellt nach 
Maßgabe der Organifation die Behörden, welche es zu Beſorgung 
ihrer Angelegenheiten nothwendig erachtet. 

Art. 7. Die Behörden jeder Konfeffion find dem Grofrathefol: 
legium derfelben untergeordnet und für ihre Werrichtungen ihm ver: 
antwortlich. 

Art. 8. Gleich wie die Organifation, fo find auch alle übrigen 
allgemeinen Verordnungen jedes Konfeffionstheils über fämmtliche, ihm 
durch den Art. 22 der Verfaffung zur Beforgung zugefchiedenen Ge: 


») Der $. 22 der Verfaffung lautet, wie folge: „Jede Religionsparfei 
beforgt gefondert,, unter der höhern Auffiht und Sanktion des Staats, ihre 
religiöfen, matrimoniellen,, Firchlichen und Flöfterlihen Wermwaltungs» und 
Erziehungsangelegenheiten. Das Geſetz wird diefe Aufficht befiimmen und 
die Bälle für die Sanktion fefifegen-” 
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genftände der ausdrücklichen Genehmigung des Staats bedürftig. Des: 
gleichen find alle allgemeinen Verordnungen und Verfügungen kirchlicher 
Behörden in Angelegenheiten ihrer Kompetenz, worunter auch Werfü: 
gungen über Aenderungen im Bistum verftanden find, der Genchmi: 
gung unterworfen, Firchlichen Rechten uneingegriffen. 

Art. 9. Die Oenehmigung des Staats wird ausgeſprochen durd) 
einen förmlihen Beſchluß der oberfien Kantonsbehörde (des großen 
Raths), welcher gleichzeitig mit der gutgeheißenen Verordnung bekannt 
gemacht werden fol. 

Art. 10. Kundmahungen und Anordnungen vorübergehenden Be: 
langes, von den Firchlichen Behörden der einen oder andern Konfeffion 
erlaffen, unterliegen gleichfalls dem obrigkeitlichen Plazet, deffen Gr: 
theilung jedoch der große Rath dem Pleinen Rath überträgt, und das 
zugleich mit der betreffenden Kundmachung oder Anordnung befannt 
gemacht werden foll, 

Art. 11. Jede in den Art. 8 und 10 betroffene Verordnung oder 
Kundmahung ift an und für ſich ungültig und gefegwidrig, wenn ihr 
die Genehmigung des Staats (Art. 8 und 9) oder das obrigkeitliche 
Plazet (Art. 10) abgeht. 

Art. 12. Den in Folge diefes Geſetzes aufzuftellenden Behörden 
ift jede ummittelbdre Verbindung mit auswärtigen Behörden unterfagt, 
ausgenommen für öfonomifdye Gegenftände, die fie audy mit auswär— 
tigen, und für kirchliche Angelegenheiten, die fie mit jeden geiftlichen 
Behörden unmittelbar behandeln dürfen. | 

Art. 13. Den Behörden jedes KonfeffionstHeils liegt die Pflicht 
ob, zu forgen, daß die ihm zugehörigen Fonds, fo wie überhaupt 
Kirchen-, Pfrund- und Schulgüter den Stiftungen oder ihrem Zwecke 
gemäß verwendet und nach den beftehenden Geſetzen verwaltet werden. 

Art. 1%. Klagen gegen Konfeffionsbehörden über ſtiftungs- und 
zwecwidrige Verwendung oder gefeßwidrige Verwaltung der den Konz 
feffionen zugehörigen Fonds und der Kirchen-, Pfrund- und Schul: 
güter überhaupt, wie auch über Mifbraud oder Meberfihreitung der 
Amtsgewalt, find bei dem Fleinen Rath anzubringen, der den erfor: 
derlichen Unterfuch’ pflegen und nach Vorſchrift der Geſetze verfügen, 
oder aber, nah DBefchaffenheit der Sache, dem großen Rath darüber 
zum Gntfcheid Bericht erftatten foll. 

Art. 15. Bei Pfründenbefegungen beider Konfeffionen haben die 
Ponfeffionellen Oberbehörden zu unterfachen, ob die Wahl veglementa- 
riſch Statt gefunden Habe, und im legtern Falle ſolche zur Genehmi⸗ 
gung an. den Pleinen Rath zu leiten. | 


Schweiz. Staater. Bp. 1. 42 
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Sämmtlibe im Kanton wohnende Geiftliche beider Konfeffionen 
find, gleich den übrigen Kantonsbewohnern, den Landesgefegen unter: 
worfen. Jeder anzuftellende Geiftlidhe, der nicht Kantonsbürger ift, 
fol für Beobachtung derfelben obrigfeitlich beeidigt werden. 

Art. 16. Gerichtliches in Eheſachen haben die beiden Konfeffionen 
fo zu ordnen, daß dadurch in die Kompetenz des Zivilrichters, der 
über ökonomiſche Anſprachen allein zu entfcheiden befugt ift, nicht ein: 
gegriffen wird. 

Art. 17. Für Leitung und Beforgung des Erziehungsweſens be: 
ftelit jede Konfeffion eine Behörde, und erläßt gleichfalls die für. diefen 
Segenftand erforderlichen Verordnungen, alles jedoch mit Beobachtung 
des Art. 8. 

Jedem Konfeſſionstheil wird zur Unterflügung des Erziehungswe— 
fens jährlich ein Beitrag von 4000 fl. aus der Staatsfaffe geleiftet. 
Die Grziehungsbehörden find pflichtig, dem Fleinen Rath über deffen 
Verwendung jährlih Ausweis zu geben. 

Art. 18. Dem fleinen Rath ſteht das Recht zu, von den Kon: | 
feffionsbehörden über ihre Verrichtungen Bericht einzuziehen, und in 
diefelben Ginficht zu nehmen. 

Ueber Gang und Stand des Erziehungsweſens fell ihm — 
auch unaufgefordert jährlich von jeder Konfeſſion Bericht und Ausweis 
gegeben werden. 

Art. 19. Das Geſetz vom 3. April 1816 über die Beſorgung der 
Angelegenheiten beider Konfeffionen, und das Geſetz vom 20. Juni 
4816 über Behandlung der Steeitigfeiten zwiſchen Korporationen beider 
Religionstheile Über religiöfe und kirchliche Gegenftände, find Hiermit 
aufgehoben. 

Gegeben in der ordentlichen Verſammlung des großen Raths. 

St. Gallen, den 29. November 1831. 

Der Präfident des großen Raths 
Dr. GH. Fr. Fels. 

Die Gefretäre, Mitglieder deffelben : 
Steiger, Pfarrer. 
I. 3. Risk, Art. 


Wir Landammann und Fleiner Rath des Kantons 
St. ®allen, 
beſchließen: 
vorſtehendes, unterm 14. Dezember 1831 bekannt gemachtes Geſetz über 
die Beſorgung der beſondern Angelegenheiten beider Konſeſſionen, nad: 
dem «8 in Gemäßheit des Art. 136 der Werfaffung am 26. d. M. in 
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Kraft getreten ift, foDe der Sammlung der Geſetze, Dekrete und Ber 
ſchlüſſe eimverleibt und feinem ganzen Inhalte nad) vollzogen werden. 
St. Gallen, den 27. Januar 1832. 
Dee Landammann : 
Baumgartner 
Im Namen des Eleinen Raths, 
der Staatsfihreiber : 
Bernold. 


Nro. VII. 


Beſchluß des kleinen Rathes über Einholung des Plajets 
für Kundmachungen und Anordnungen von kirchlichen 
Behörden. 

(Vom 20. Dezember 1833.) 


Wir Landammann und kleiner Rath des Kantons 
St. Oallen, 


um den Beſtimmungen der Art. 10 und 11 des Geſetzes vom 
26. Januar 1832 über die Beforgung der befondern Angelegenheiten 
beider Konfeffionen, genaue Vollziehung zu fichern und zu verhüten, 
daß nicht Kundmahungen und Anordnungen von kirchlichen Behörden 
der einen odet andern Konfeffion befannt gemacht werden, ohne daß fie 
mit dem Plazet verfehen wären, 

beichließen: 

Art. 1. Alle Kundmachungen und Anordnungen von kirchlichen Be: 
hörden der einen oder andern Konfeffion , die nach Worfchrift des Art. 10 ° 
des Gefehes vom 26, Januar 1832 über die Beforgung der befondern 
Angelegenheiten beider Konfeffionen dem obrigfeitlihen Plazet unterlie- 
gen, find von der die Kundmachung oder Anordnung erlaffenden Behörde 
dem Pleinen Rath in Handfchrift vorzulegen. 

Art. 2. Die Einfendung an den Fleinen Rath muß wenigftens vier 
sehn Tage vor demjenigen Tage Statt finden, an weldyem die betreffende 
Kundmachung oder Anordnung publizirt werden wid. 

Art. 3. Der Heine Rath hat die Eingabe unverzögerlich zu prüfen, 
und folche mit beigefügtem Plazet, oder, wo er gegen den Inhalt Ein: 
fprache macht, mit motivirter Abweiſung an die erlaffende Behörde zu: 
rüdzufenden. 
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Art. 4. Das ertheilte Plazet muß der betreffenden Kundmachung 
oder Anordnung unmittelbar einverleibt und gleichzeitig mit dieſer bekannt 
gemacht werden. 

Art. 5. Die Publikation einer Kundmachung oder Anordnung von 
kirchlichen Behörden der einen oder andern Konfeſſion, die nicht mit dem 
Plazet des kleinen Raths verſehen iſt, iſt unterſagt, und Dawiderhan⸗ 
delnde ſollen in Anwendung des $. 30 des Geſetzbuches über Vergehen 
zur Beitrafung eingeleitet werden. 

Art. 6. Gegenwärtiger Beſchluß fol der Sammlung der Geſetze 
und Beſchlüſſe einverleibt, befonders abgedrudt und an die firchlichen 
Oberbehörden beider Konfeffionen zu Handen fämmtlicher im Kanton ans 
geftellter Geiflicher ausgetheilt werden. 

St. Ballen, den 20. Dezember 1833. 

Der Landammann : 
Baumgartner. 
Im Namen des Fleinen Rathe, 
der Staatsfchreiber : 
Bernold. 


Nro. VIII. 


Beſchluß über Beeidigung derjenigen anzuſtellenden Geift: 
lichen die nicht Kantonsbürger ſind. 
(Bom 8. Juni 1833.) 


Wir Landammann und kleiner Rath des Kantons 
St. Gallen. 


in verfaſſungsmäßiger Ausführung des Art. 15 des Geſetzes vom 
20. November 1831 Über Beſorgung der beſondern Angelegenheiten bei: 
der Konfeffionstheile, 

befchließen: 

Art. 1. Deder im Kanton St. Gallen anzuftellende Geiſtliche, 
der nicht Kantonsbürger ift, foll in Gemäßheit des Art. 15 des Ge: 
feßes vom 29. November 1831 für Beobachtung der Landesgeſetze 
obrigfeitlich beeidiget werden. 

Art. 2. Die für diefe Beeidigung feſtgeſetzte Eidesformel Tautet 
wie folgt: 

„Ihr ſollt angeloben und fchwören, Treue und Gehorfam zu 
leiften der verfaffungsmäßigen Ordnung und Obrigfeit des Kan: 
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tons St. Gallen; Ihr follt ſchwören, Euch den allgemeinen und 

befondern Geſetzen des Kantons zu unterzichen, und deren Moll: 

ziehung weder mittelbar noch unmittelbar Hinderniffe in den Weg 
zu legen; Ihr follt ſchwören, den Nuten des Kantons zu für: 
dern und Schaden zu wenden.” 

Nach gefchehener Worlefung vorfichender Gidesforuel hat der bes 
treffende Geiſtliche den Eid durch Nachſprechen der gerdlichen allges 
meinen Schwörformel abzulegen, 

Art. 3. Sobald die Anftellung eines im Art. 1 Gegeiffenen Geift: 
lichen vom Fleinen Rath genehmiget worden iſt, wird leßterer dem Am: 
mann des Bezirkes, im welchem der betreffende Geiftliche feinen Wohn: 
fig nehmen wird, Anzeige davon machen, mit der Aufforderung , die 
Beeidigung nad Vorſchrift des Art. 2 vorzunehmen, 

Art. 4. Ueber den Aft der Beeidigung hat das Bezirksammann⸗ 
amt einen Berbalprozeß aufzunehmen, und denfelben, mit den alffei: 
tigen Unterfchriften verfehen, innert 14 Zagen nach erhaltener Auffor: 
derung dein Fleinen Rath einzufenden. 

Art. 5. Kein im Art. 4 gegemwärtigen Beſchluſſes begriffener 
Geiſtlicher darf feine amtlichen Werrichtungen antreten, bevor er den 
Eid geleiftet hat. 

Gegenwärtiger Befchluß foll der Sammlung der Geſetze und Be: 
ſchlüſſe einverfeibt und feinem Inhalte nach vollzogen werden, 

St. Ballen, den 8. Juni 1833. 

Der Landammann : 
Reutti. 
Im Namen des Kleinen Raths, 
der Staatsſchreiber: 
Bernold. 


D. 
Bisthum Freiburg (Lauſanne). 


Keines der alten Bisthümer der Schweiz beruht auf einer Bulle 
oder einem Konfordat, wie fchon früher bemerkt worden. In diefem 
Falle ift auch das Bisthum Freiburg. Der gegenwärtige Umfang des= 
felben ift oben angegeben worden. Es gehören außer Freiburg noch 
die Fatholifhe Bevölkerung der Kantone Genf, Waadt, Neuenburg 
und der Stadt Bern zu diefem Bistum. Durch die Wiener Kon: 
greßafte und den Vertrag von Zurin waren die mit dem Kanton Genf 
vereinigten Fatholifchen Pfarreien in ihrem bisherigen Didcefanverband 
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mit Chambery belaffen worden. Gin von der Regierung von Genf 
ſelbſt veranlaßtes päbftliches DBreve vom 20. September 1819 trennte 
diefe Pfarreien von Chambery und vereinigte fie mit dem Bisthum 
Zaufanne (Urfunden Neo. J.). Die Regierung von Genf ertheilte 
diefem Breve am 1. November 1819 das Plazet. Gin zweites Breve 
vom 30. Januar 1821, dem die Genfer Regierung am 9. März das 
Grequatur ertheilte, trug den Ehrentitel eines Bifhofd von Genf 
vom Erzbifchof von Chambery auf den Biſchof von Zaufanne über. 
(Urfunden Nro. IT.) 

Seit der Reformation und der Verlegung des Bifchoffiges nach 
Freiburg ift das Kapitel erlofchen. Der Pabft wählt den Bilchof aus 
einem Dreiervorfchlag, den der Staatsrath von Freiburg macht *). Das 
Bistum if ein Jmmediatbisthum und fteht unter der Nuntiatur. 
Der Biſchof führt noch den Tikel: Fürſt des römifchen Reichs und 
‚Graf von Lauſanne. 


Urkunuden. 
Rro. J. 


Breve Pius VII. für die Vereinigung des Fatholifchen 
Gebietes der Republik Genf mit dem Bisthum Lau— 
ſanne (Fryburg). 


Venerabili Fratri VincentioArchiepiscopoNi- 
siben Nostro et apostolicae sedis inDominio Hel- 
vetiorum et Rhetorum Nuntio 

Pius P.P. VII. 


Venerabilis Frater, salutem et apostolicam benedictionem! 

Inter multiplices, gravissimasque Apostolatus nostri curas 
non exiguam tenet partem ea, quae Dioecesium per universum 
orbem distributarum respieit statum, siquidem supreinae po- 
testatis, judiciique Nostri est, novos earum limites consti- 
tuere, vel constitutos immutare, prout, habita temporum, ac 
eircumstantiarum ralione, Fidelium utilitau conducere dig- 


+») Siehe darüber, fo wie über die geichichtliche Eutwidelung diefer fonder« 
baren Berbältniffe: Dictionnaire gtographique, statistique et historique du 
Canton de Fribourg par Frangeis Kuenlin, tome I, pag. 269 sqy. 
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annis MDCCCXV et MDCCCXVI, Vindobonae et Augustae 
Taurinorum respeclive inılas in poleslatem Genevensis Rei- 
publicae (quae ad Helveticam confoederationem nunc pertinet) 
in temporalibus devenerunt nonnulla loca Ducatus Sabaudiae 
sub temporali Dominio serenissimi Sardıniae Regis olim po- 
sita, nec non alia ad Galliae regnum pertinentia, per Lega- 
tum etiau ad urbem a praedictae Reipublicae Genevensis Gu- 
bernio missum, Nobis supplicatum fuit, ut praedicta omnia 
l.oca eidem Reipublicae attributa a Gamberiensi Dioecesi, cui 
in spiritualibus subsunt, avellere et dismembrare, et alteri 
ex Helvetiae Dioecesibus adjungere dignaremur, designata ad 
hoc. quoque a Gubernio ipso tamquam oportuniori, Dioecesi 
l,.ausanensi. Precibus vero Gubernii Reipublicae Genevensis 
non modo postulata totius Helveticae eonfoederationis adjuncta 
sunt, sed plurium etiam Principum supremorum ofhcia acces- 
serunt qui unanimi consensione, collatisque studiis vota Ge- 
nevensis Gubernii apud Nos, et hanc sanctaın sedem patro- 
einali sunt. Nos auteın pro Pastorali munere nostro totum 
hoc negetium, propositis praesertim Nobis Religionis catho- 
licae rationibus, diu, et sedulo perpendendum Nobis esse 
arbitrati sumus, ad hoc ul cognosceremus, an necessarium 
et expediens foret ad hujusımodi gratiae concessionem de- 
venire. Ex inslituto autem examine omnium, quae ad hanc 
rem perlinent, perspicuam factum est Nobis, in vim Proto- 
colli Recessus Vindobonensis anni MDCCCXV, nec non Con- 
ventionis inter serenissimum Sardiniae Regem ex una parte, 
et confoederationem Helveticam, ac guhernium Reipublicae 
Genevensis ex altera Augustae Taurinorum inıtae Anno 
MDCCCXVI, Catholicam Religionem in Locis Gubernio prae- 
dietae Reipublicae cessis eodem modo conservandam et prote- 
gendam fore, quo a praefato religiosissino Rege cum ad Ejus 
dominationem praedicta Loca spectabant, prout Catholicum, 
piissiimumque Principem decet, servabatur et protegebatur. 
Ex quo plane intelleximus Gatholicae Religionis rationes, vi- 
gore etiaın pacti solemnis instrumento cessionis praedictorum 
Locorum appositi, cui auctorilas quoque, et garanlıa pluri- 
ınorum Principum supremorum accessil, satis in luto fuisse 
positas. Quanıquam vero singulari, praecipuaque laude dig- 
nam Nos arbitramur eximium studium illud, quod Venerabilis 
Frater Irenaeus Ivo Desolles Genevensem Paroeciaın alıasque, 
de quibus agitur, Gainberieusi Dioecesi, cui pracest, adjune- 
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tas a Nobis iufra nominaudas, hucusque in spiritualibus gu- 
bernavit, non minorem tamen fiduciam in actuali Episcopo 
L.ausanensi, ejusque in Sede praedicta successoribus, Nos col- 
locare posse senlimus, quos quidem nulla ratione dubitare 
possumus, novarum ovium praedietae Dioecesi a Nobis, et 
sede apostolica adjieiendarum enram, et sollicitudinem pasto- 
rali munere diznam suscepturos , omnemque daturos operam, 
ut in Locis pracfatae Divecesi adjungendis Catholica Religio 
sarla tecta servelur et Fideles ibidem positi in reeta ide con- 
firmati, et per justitiae semitas tulo gradientes, aeternam sa- 
lutem consequantar, Et quamvis J,ausannensium Episcoporum 
pro tempore virtutem, ac zelum nnllo prorsus egere incita- 
mento nos pro certo habeamus, ipsa tamen praesentia Apo- 
stolici Nuntii in Helvetiae regionibus, per quem sancla se- 
des peculiarem exercet curam illarum Dioecesium, quae intra 
limites Nunciaturae praefatlae reperiuntur, Nobis uberiorem 
securitateın praebet, fore ut Lausanensis Episcopi studio ac- 
cedente quoque Legati apostolici sollieitudine, quam nos gra- 
tissimo animo perspeximus Helveticam confoederationem in 
Litteris ad cum hac de re datis, et libentissime agnoscere, 
et venerari, Res catholica in supramemoratis l,ocis tuta per- 
maneat, et majora eliam in dies, favente Dei gratia, per- 
eipiat inerementa; quae, cum ita se habeant, in memo- 
riam Nos eliam revocantes superioribus annis, ad preces 
Catholicorum Ilelvetiae, qui Gonstantiensi Ecclesine extra 
Helvetos limites positae in spiritualıbus suberant, ipsos a prae- 
fata Constantiensi Dioecesi separavisse, praeservantes Nobis 
ereclionem unius, vel plurium sediam Episcopalium in sepa- 
rato hujusmodi Territorio constituendarum, probe intelleximus, 
petitam separationem Paroeciarunm supradietarum, pro qua ob- 
tinenda non Gubernium modo Genevense Nobis supplicavit, 
sed tota etiam Helvetica confoederatio, immo et tot supremi- 
Principes nobis ofliea sun obtulerunt, absque oflensione illo- 
rum omniun, qui stadia in hanc rem contulerunt, diutius 
Nos diflerre-non posse. . Archiepiscopus quidem Camberiensis 
desiderium snum Nobis expressit, Paroecias genevensem, alias- 
que, de quibis agitur, ob ratioues a se allatas, in Dioecesi 
sua etiam in posterum retinendi. Nos vero gravibus illis per- 
moti rationum momentis, quae supra exposita sunt, atque ad 
concilianda in Catholıcos, et in sanctissimam Religionen, quam 
profitentar, Guberniorum Helvetiae stadia, propensamque vo- 
luntateın, ac etiam perpendentes, quod maxima saltem pars 
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Locorum;, et Paroeciarum, de quibus agitur, ad Camberien- 
sem Dioecesim originarie non pertinebat, sed Dioecesi illi 
nuperrime a Nobis adjuncta fuerunt, vigore Lilterarum apo- 
stolicarum circumscriptionis Dioecesium Galliae sub Datum 
Romae apud sanctam Mariam majorem anno Incarnationis 
Dominicae MDCCCI, quarum initium : qui Christi dommi, — 
ad hujusınodi demembratipnem a Gamberiensi Dioecesi et unio- 
nem Dioecesi Lausanensi deveniendum Nobis esse judicavi- 
ınus. Quod serenissimum autem Sardiniae Regem perlinet, 
Majestas sua in snpramemorata Conventione Augustae Tauri- 
norum inita circa L.oca illa ad ejus dominationem pertinentia, 
quae praefatae Reipublicae cessit, practer ea, de quibus pro 
suo- in Religionem Catholicam studio favore Catholicorum ad 
l.oea, et Paroecias illas pertinentium laudabiliter cavit, illud 
quidem expressit, Paroecias ıllas sub eadem Dioecesi perma- 
nere et in posterum debere, ad quam de tempore initae 
conventionis spectabant, id autem ab se pactum fuisse adjecit 
ea conditione, scilicet, nisi hujus Sanctae sedis auclorilate se- 
eus decretum foret, quemadmodum nune Nos gravibus addueti 
rationibus, ac referente Nobis dilecto Filio Magistro Raphaele 
Matıo- Nostrae congregationis Consistorialis Secretario, aliter 
de illis decernere judieavimus. Motu igitur proprio, atque ex 
certa scienlia, et matura deliberatione Nostris, deque aposto- 
lieae Potestatis plenitudine deficientiam consensus Archiepiscopi 
Camberiensis supplendo, decernimus, ut Urbs Genevensis cuın 
Parochiali Catholica sua Ecclesia, nec non Parochiales pariter 
Ecclesiae in Territorio Sabaudiae positae, quae vulgo nuncu- 
pantur: Choulex - Collonge - Corsier- Meinier - Hermance - Ca- 
rouge - Bernek - Airl-la Ville- Compesiers - Confignon - Lancy- 
Veirier-Chesne- Avusy-, a spirituali jurisdietione moderni, 
et pro tempore existentis Archiepiscopi Camberiensis, et ab 
ejus Divecesis in Sabaudiae Ducatu positae limitibus divelli ‚-et 
separari debeant,. prout auctoritate praedicta tenore praesen- 
tium divellimns, et separamus; itemque Parochiales etiam Ec- 
clesias ad Territorium Galliae olim pertinentes, neınpe: Grand- 
Saconex - Meyrin - Bossy - Vernier - Versoix-, a regimine et 
jurisdietione spirituali Camberiensis Archiepiscopi, cujus Dioe- 
cesi nunc subjectas esse asseritur,, vel alterius cujuscungue or- 
dinarii, auctoritate et tenore praefatis avellimus, et dismem- 
hramus, et tam urbem Genevensem cum supramemoratis Pa- 
roeciis ad Sabaudiae Ducatum olim in temporalibus pertinenti- 
bus, quam recensitas Paroeeias ad Territorium Galliae olim 
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spectantes cum omnibus et singulis Ecclesiis, Beneficiis, Clero, 
Personis Saecularibus et Regularibus cujusvis status, gradus 
et ordinis, Dioecesi Lausanensi in Helvetia perpetuo adjun- 
gimus et incorporamus, nec non moderni et pro leimpore exi- 
stentis Episcopi Lausanensis regimini et jurisdietioni, auctoritate 
ettenore praedictis subjieimus. Circa portiones autem Paroecia- 
rum: Tbonex-Ville la-grand-et T'hairy-, quae portiones a 
Dominio serenissimi Sardiniae Regis in polestatem Gubernü 
Genevensis transierunt, nec non circa Portionem Paroeciae 
Versonnex nuncupatae, quae quidem portio ad territorium 
pertinet, quod a gallica Dominatione sejanctum in potestatem 
venit gubernii Reipublicae Genevensis, has eliam portiones 
omnes a Camberiensi, vel alia Dioecesi, ad quam in praesens 
pertinent, auctorilate et lenore praediclis separamus, et Lau- 
sanensi addicimus et unimus. Cum autem Parochiales Eccle- 
siae, in quibus exercetur cura animarum Christi fidelium in 
supradictis portionibus existentium, parlim constilutae sint 
in territorio serenissimi Sardiniae Regis, partim veru intra 
limites Regni Galliarum existant, eadem aucloritate pracei- 
pimus, atque mandamus, ut Christi fideles ipsi ab iisdem 
Parochis, a quibus actu pendent, inlerea reganlar, nsque 
dum Lausanensis Episcopus, aut aliis Paroeciis suae Dioece- 
sis, si commode fieri possit, portiones illas adjungat, aut in 
iis unam, vel plures Parochiales Ecclesias, prout necessitas 
et utilitas Fidelium ipsorum postulat, valeat constituere. 
Tandem Fraternitati Tuae ad praesens Nostro et apostolicae 
Sedis apud Helvetios nuntio praesentium Nostrarum L.ittera- 
rum execulionem commmiltiımus cum facultate quamcunque 
dubietatem et controversiam in actu executionis fortasse ori- 
turas componendi, et ad praemissorum omnium eflectum sub- 
delegandi aliam Personam, seu-Personas in ecclesiastica Dig- 
nitate conslitatas et cum onere acta omnia in praesenlium 
executionem expedienda transmiltendı suo tempore ad con- 
gregationem rebus consistorialibus praepositam. Mandantes 
propterea omnibus et singulis, ad quos spectat, ac in futurum 
spectabit, ut praedictis dispositionibus Nostris se subjieiant, 
illasque accurate cxequi leneantur, ac debeant. Decernentes 
has praesentes litteras firmas,. validas et eflieaces existere, 
et fore, suosque plenarios et integros eflectus sortiri et ob- 
tinere, ac ab omnibus, ad quos spectat et spectabit quomo- 
dolibet in futarum inviolabiliter observari, ac irritum et inane, 
si secus super his a quoquam 4uavis aucloritate scienter, vel 
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ignoranter contigerit attentari. Non obstantibus apostolicis, 
ac in Universalibus, Provincialibusque, et Synodalibus Con- 
eiliis editis generalibus vel speeialibus Constitutionibus et Or- 
dinationibus, nee non ntriusque Ecclesiae, et Dioecesis etiam 
juramento, confirmatione apostoliea, vel quavis firmitate alia 
roboratis statutis et consuetudinibus, privilegiis quoque in- 
dultis et litteris apostolicis in contrarının praemissorum quo- 
modolibet concessis, confirmatis et innovatis; quibus omnibus 
et singulis illorum tenores praesentibus pro plene et sufhcien- 
ter expressis, ac de verbo ad verbum insertis, habentes, 
illis alias in suo robore permanentes ac praemissorum eflectum 
hac vice dumtaxat specialiter, et expresse deroganmıs, caele- 
risque contrariis quibuscunque. 
Datum Romae apud sanctam Mariam Majorem sub an- 
nulo Piscateris die XX. Septembris MDCECKXIX, Pontifi= 
catus Nostri anno vigesimo. 


(L. $.) H. Card. Consalvus. 


Nro. Il. 
Pius P. P. VII. 


Ad.perpeluam rei memoriam. 


Temporum vices, factaeque in galliarum regno, ac fini- 
timis locis immutationes rerum tulere, ut earum regionum 
urbes nonnullae decus Gathedrae Archiepiscopalis vel Episco- 
palis amiserint, utque Nos, coustitutione edita tertio Kal. 
Decembris anni MDCCCI., alios ibidem , quam qui antea fue- 
rant, fines Dioecesibus praeseripserimus. 

Verum tamen quia animo nostro grave, acerbumque acci- 
debat, ea ratione obliterari memoriam sedium complurium, 
quibus’ ob vetustatem, clarosque suorum antistitum pro re 
Christiana labores perpetua ſirmitas, aut merces saltem num- 
quam interituri nominis debebatur; ideo, qui tunc in Galliis 
degebat Noster a Latere Legatus S. R. E. Cardinalis Joannes 
Baptista Caprara, per decretum auctoritate Nostra ac jussu 
editum die IX. Aprilis Anni MDCCCH. illustriorum quarum- 
dam suppressarum sedium titulam aliis Eeclesiis adjunxit, 
quarum jurisdietionis ambitu suppressae Dioeceses vel inte- 
grae, vel magnam partem conclusae fuerant. 


= 5 


Ita faetum est, ut Ecclesiae Camberiensi adjectus sit titulus 
Genevensis Ecclesiae, quod nimirum illi tractum subdiderimus 
sacrae olim Genevensis jurisdictionis, nec passi simus interire 
nomen Genevensis sedis; cui, ut cetera illius decora praeter- 
mittamus, vel unus sanctus Franciscus Salesius, pietatis, ac 
verilatis Catholicae mire eflicax ‚propugnätor, perennitate 
dignam gloriam asseruit, 

Aceidit vero deinde, ut de consilio Congregationis Nos- 
trae Consistorialibus rebus praepositae, perque Decretum, 
quod referente Dilecto Filio Magistro Raphaele Matio ejusdem 
Secretario die VHI. Septembris anni MDCCCXIX. emisimus, 
urbem Genevensem cum sua Parochia, ac Parochiis alis, in 
Galliarum regno Ducatuque Sabaudiae constitutis, quaeque 
Episcopo Genevensi, dum ea sedes mansit, parebant, avul- 
serimus a Dioecesi Camberiensi, illasque Dioecesi Lausanensi, 
in Helvetiorum regione positae attribuerimus. 

Quae postquam gesta sunt, et exequutioni mandata petiit 
a Nobis Gubernium Generensis Reipublicae, ut honorificum 
Episcopi Genevensis titulum Archiepiscopo Camberiensi ad- 
eınptum, adjectumque Episcopo Lausanensi velimus. Nee vero 
destitit venerabilis Frater Archiepiscopus Cyri, Noster et 
Apostolicae Sedis apud Helvetios Nuntius, eam apud Nos pe- 
titionem ofhcio suo promovere. 

Nos autem, re diligenter perpensa in Congregatione Con- 
sistorialibus rebus praeposita, die XVII. Decembris anni 
superioris, referente eodem Dilecto Filio Magistro Raphaele 
Matio Congregationis praedictae Secretario, postulationi hu- 
jusmodi sumus assensi per iune editum a Nobis Deceretum. 
Ih igitar Decreto inhaerentes, ac nobiscum reputantes, Ge- 
nevensem urbem, unde Genevensis Episcopus nomen ducehat, 
sacris juribus Archiepiscopi Gamberiensis non amplius suhbjiei, 
sed, Nostra interveniente auctoritate Apostolica, jam inde ab 
anno MDCCCKIX. in sacram jurisdietionem Episcopi Lausa- 
nensis cessisse, decernimus, ac constilaiınus, Episcopi Ge- 
nevensis, qualiscunque est, meri nimirum honoris, titulum 
ab Archiepiscopo Camberiensi, ejusque successoribus non 
esse retinendum, eoque l,ausanenses Episcopos, tam qui hoc 
teınpore Eeclesiam illam regit, tum qui in posterum illius 
regimini admovebuntur, esse honestandos; ita nt simul se 
Lausanenses ac Genevenses Episcopos dicant, et duplici hoc 
titulo publice ac privatim utantur. Accessione vero Gene- 
vensis tituli non ampliora jura nec uheriores reditus Lausa- 
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nensihus Episcopis volumns attributos, quam exercuerint hac- 
tenus, alque perceperint. 

Ita sancimus, atque decernimus, non obstantibus praedicto 
Decreto Nostri a Latere Legati, et aliis, quae adversus fa- 
eiant, quibuseungue. Volumus tandem et mandamus, ut prae- 
sentes Nostrae Litterae per memoratum Archiepiscopum Cyri 
Nostrum et Apostolica sedis apud Helvetios Nuncium exe- 
quantur. Datum Romae apud Sanctam Mariam Majorem sub 
annulo Piscatoris die XXX. Januarii MDCCCKXI. Pontifi- 
catus Nostri anno vigesimo primo. 

H. Card. Consalvus. 


E. 
Bisthum Sitten. 


Eitten ift gleichfalls ein Immediatbisthum. Das Domkapitel befteht 
aus 24 Domberren; dieſe vereint mit den Abgeordneten der Zehnten 
wählen den Bifchof, der von Rom beftätigt wird. Der Bifchof hat eine 
bedeutende politifhe Gewalt, indem er mit vier Stimmen Sig in der 
oberiten Landesbehörde, den Zandrathe, hat. 


F. 


Didcefanverhältnijje mit dem Erzbisthbum Mailand nud 
dem Bisthbum Como. 


Wie fchon oben bemerkt, gehören zwei Drittel von Teffin nebft dem 
Thal Puſchlav in Bündten zu dem Bisthum Como; diefe befolgen 
den römifchen Ritus; ein Drittel gehört zum Erzbistyum Mailand, wo 
der ambrofianifche Ritus gilt. In Folge der in neuern ‚Zeiten in den 
öfterreichifch: lombardifchen Staaten tingeführten Kirchenordnung und der 
mit dem päpftlihen Stuhl adgefchloffenen Konfordate fteht das Ernen⸗ 
nungsrecht diefer beiden Oberhirten nicht den Kapiteln, fondern dem Lan- 
desheren, dem Kaifer von Defterreich zu. Da auf diefe Weife der Kan 
ton Zeffin von aller Mitwirkung bei der Wahl feiner Oberhirten und von 
allen andern Rechten in Betreff der Firchlichen Einrichtungen ausgefchloffen 
ift, fo wurde fchon mehrmals und befonders im Jahre 1833 das Projeft 
aufgeftellt, ein eigenes Bisthum in Teſſin zu Preiven. ber es blieb bei 
dem Projekt. Siche Franscini's Gemälde des Kantons Teffin Cein u. 
der Gemälde der Schweiz), ©. 326. 
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Badener s nnd Quzerner Konferenzartifel; gemeinfame 
ftaatsfirchenrechtliche Bejtimmungen. 


Die Badener Konferenzartifel bilden ein fehr wichtiges kirchliches Kon⸗ 
fordat mehrerer Stände, und finden daher hier ihre natürliche Stelle. 
‚Zur Grläuterung Folgendes : 

Das Lob, das man gewöhnfich den alten Schweizern wegen ihrer 
Feftigkeit in der Wahrung der Rechte des Staats in kirchlichen 
Dingen (jura status circa sacra) gegen Eingriffe der Geiſtlichkeit 
fpendet, fann man im Allgemeinen gelten laffen; wobei indeffen wohl 
zu bemerken ift, daß fie nur in wenigen Punften (wie 3. 3. in dem 
gegen die Gerichtsbarkeit der öfterreichifch = gefinnten Geiſtlichen aufges 
fteliten Pfaffenbrief und einigen andern, Punkten) beflimmte und fefte 
Normen -befolgten. Im den meiften Beziehungen des Staatsfirdyen: 
rechts war ihre Verfahren nicht durch allgemeine, beftimmt ausgefprochene 
Geſetze und Grundfäge regulirt, wie das z. B. in der ©allifanifchen 
Kirche der Fall war; fie folgten gewilfen herkömmlichen Marimen, 
Gewohnheiten und Uebungen. Sie nannten auch felbft diefe Rechte: 
Freiheiten, Uebungen und Gewohnheiten. Daher rührte zum Theil 
auch der Mangel an Einheit und Konfequenz in der Durchführung ders 
felben. Es möchte allerdings faum einen Disziplinarpunft geben, in 
welchen fie nicht entſchieden und energifch eingegriffen hätten, wenn fie 
durch befondere Verumftändungen zur Thätigkeit aufgewert wurden; 
nad) foldyen ſtarken Einfchreitungen fahen fie dann aber oft lange wicder 
den Lebergriffen der Geiftlichfeit gleichgültig zu, wie Balthafars Schrif: 
fen nur zu fehr bezeugen. 

Don dem päbſtlichen Stuhle waren diefe Mechte nie anerkannt wor⸗ 
den. ‚Zwar ließen ſich die Eidgenoffen öfter, befonders in den Bünd- 
niffen während der italiänifchen Kriege, ihre „Freiheiten, Oewohn⸗ 
heiten und Uebungen” von den Päpften garantiren; wenn es aber zu 
Erklärungen fam, was darunter zu verftehen fei, fiel die römische Ins 
terpretation ganz anders aus, als die fchweizerifche. 

Diefer Mangel an Einheit zeigte fich befonders auch in den Kämpfen 
mit der Nuntiatur, zumal feitdem fie fländig wurde (1579) *). Won 
den vielfahen Wirkungen der Nuntiatur in der Schweiz verdient «ine 
befonders angeführt zu werden, nämlich die Zostrennung der Klöfter 
von der bifchöflichen Zurisdiftion und ihre unmittelbare Unterwerfung 





*) Eine Gefchichte der Numtiatur in der Schweiz if im Manufeript von 
Balthaſar in der Bibliothek zu Luzern; fie fol jet gedrudt werben. Gie 
beftebt indeffen mehr in Sragmenten, als in einer zufammenhängenden Prag» 
matifchen Darftellung. 
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unter den päpftlichen Stuhl, welchem die Aebte einen eigenen Eid un: 
bedingten Gehorfams fehwören müffen, obgleich «8 ‚nicht gelang, fie 
in ihren weltlichen Beziehungen völlig von der Staatsgewalt loszu— 
reißen. *) 

Am Allgemeinen ift der Kampf für die Staatsrechte in Kirchenſachen 
weit entfchiedener vor der Reformation, als nach derfelben von den 
Gidgenoffen geführt worden ; die Urfachen find aus der Gefchichte befannt. 
Seitdem ift, mit Ausnahme des Udligenſchwyler Handels und des 
Streites über das donum gratuitum in Luzern, wenig mehr von den 
Katholiken gefchehen, während die Nuntien ihre Zeit meifterlich zu bes 
nußen wußten, um die Bifchöfe zu Nullen, fid) felbft zu Metropoliten, die 
Religiofen aber zu Eremten zu machen. Die Hauptaufgabe der Nuntien 
feit diefer Zeit blieb die Ausführung der Befchlüffe des Zridentinifchen 
Koneiliums in der Schweiz. Zwar ift unläugbar, daß die Eidgenoffen, 
eben fo wie die Franzofen und andere Völker, im Abficht der Befchlüffe 
dieſer Kirchenverfammlung einen ſehr weſentlichen Unterfchied machten, 
und wohl die Glaubensartifel (dogmata et sacramentalia), 
nicht aber die Kirchenverordnungen (disciplinalia et tempo- 
ralia), welche auf gleiche Weife die Mechte des Episfopats wie des 
Staats beeinträchtigten, annahmen, auch die Werfündung diefer Be— 
fchlüffe unter das Wolf nur auf Glaubensſachen befchränften. **) Allein 
wiederum ift nicht zu läugnen, daß die Schweizer jenen Vorbehalt und 





2) Siehe über das bisher Gefagfe: „Verſuch einer pragmatifchen Geſchichte 
der flaatörechtlichen Kirchenverbältuiffe der Eidgenoffen. Germanien 1816“ 
(v. def. Fuchs), und „Dofumentirte pragmatifhe Erzählung“ ıc., von 
Dr. L. Snell, erfle Abteilung. Ueber die ſtaatskirchenrechtlichen Uebungen 
der alten Schweizer if das befannte Schriftchen von Felix Balthafar: De 
juribas Helveliorum circa sacra, immer noc Das Yauptiwerf. Dazu füge 
man: „Der Udligenihwpler Handel, ein Bruchſtück aus der Gefchichte Lu⸗ 
zerns. 1825.“ „Wuch etwas über die Kirchengüter ꝛc. gegen Geiger und 
Görred. Zürich 1823“ (von Dr. K. Pfyffer). Debgleihen: „Die 
Rechte der Staaten in Bezug auf die Kirche. Burgdorf 1832.“ 

*2) Siehe Balthafar: De juribus ete., Hottingers Kirchengefchichfe; auch 
„Berfuh einer pragmat. Gerhichte sc.“ Der Ritter Luffi von Unter 
walden, der Gefandte der Eidgenoffen in Tridenf, gab in dem obigen Sinne 
eine feſte Erflärung ab. Gleiche Beſchränkung in Diftinftion machte der Abt 
von St. Gallen; fiehe Bon Arr Gefchichte ven St. Ballen, 1. 3. Eben 
fo Graubünden; ſiehe Eichhorns Gefchichte des Bistbums Chur, ©. 158 m. 
161, und „Dillor. flaatsrechtl. Beleuchtung der DHoheitsrechte des Standes 
Graubünden x.“ Was das Bisrbum Prunteut anbelangt, fo Hand dieß, 
wie oben bemerft wurde, in dem Metropolitanverband mit der Gallifanifchen 
Kirche, welche fhärfer als jede andere Kirche jene Diftinftion beobachtete. 
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Unterſchied nur in eventum gegen etwaige Eingriffe in — 
zu machen ſchienen, ohne je genau im Einzelnen zu beſtimmen, was 
ſie annehmen und nicht annehmen wollten; es iſt nicht zu läugnen, daß 
die Nuntien beſonders vermittelſt der Requlargeiſtlichen, und ganz vor⸗ 
züglich der Jeſuiten, nicht bloß die Köpfe des Klerus mit dem römiſchen 
Schulſyſtem anfüllten, ſondern auch in ihren Verhandlungen mit den Re— 
gierungen ſtets von dem Tridentinum ausgingen; ja daß die Staatsmän⸗ 
ner ſelbſt, in ältern und neuern Zeiten, ſich häufig, z. B. in Bezug 
auf die Dispenſen, Synoden, Exemtion der Klöſter u. dgl., auf das 
Tridentinum beriefen. 

Erft mit der Revolution von 1798 fing man am, in Webereinftime 
mung mit dem Fürfibifhof von Dalberg und dem Generalvifar von 
Weſſenberg das praftifch eingeführte römifhe Schulſyſtem aus der 
Schweiz zu vertreiben, weniger auf dem Grund der zum Theil unge: 
wiffen und unbeflimmten alten Freiheiten der Schweizer in Kirchen: 
fahhen, als auf der Bafis des durch aufgeflärte Kirchenrechtsichrer und 
Philoſophen geläuterten Staatsfirchenrechts des 18. Jahrhunderts, wie 
es aus dem Begriff der unbeftreitbaren Hoheitseehhte des Staats fließt. 
Entfcheidend war in diefer Beziehung die Dentfchrift, welche der Ge⸗ 
neralvifar von Weſſenberg im Namen des Fürfibifchofs am 5. Oktober 
41801 der helvetifchen Megierung übergab, worin der Geift entwidelt 
ift, in welchem die bifchöfliche Verwaltung zur Beförderung des öffent⸗ 
lichen Wohls zu wirken entfchloffen fei*). Nach den reinen und ein- 
fachen Grundfägen dieſer Denkfchrift wurden denn aud im vollfoms 
menften Ginverftändniß der Regierungen und der bifcyöflichen Gewalt, 
die HDoheitsrehte des Staats in Kirhenfahen in allen ib: _ 
ren swefentlichen Beziehungen, theils durch befondere Konkordate und 
Uebereinfünfte, theils durch bifchöfliche Reffripte, in dem größten Theile 
der Ratholifchen Schweiz auf eine für Staat und Kirche gleich erfprief- 
liche Weiſe geordnet **). Die Aufhebung der Klöfter, die von der hel- 
vetifchen Regierung ſchon befchloffen war, indem fie diefe veralteten 
Etiftungen für Staatsgut erklärt und ihe Vermögen zu Schul: und 


Siehe dariiber das „Gutachten“ (von Dr. 2. Snell), welches dem Kom: 
miffionalbericht des Erziehungsdepartements der Republik Bern an den großen 
Kath über die Badener Konferenzartifel 1834 beigefügt ift- 

2) Siehe Republifaner vom Dftober 1301; einen Auszug davon im ber 
Denkſchrift über Weſſenberg. 

»*) Ueber das Einzelne, das nicht hierher gehört, ſiehe die Denkſchrift 
über Weſſenberg, deögl. die Sanımlung bifchöflicher Verordnungen und Dir 
tenbriefe des B. Konftanz 1813; auch zum Theil die bofum. pragmat, 
Geſch. dv. L. Snell S. 90 fgg. 
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Armen = Anftalten beftimmt Hatte *), umnterblieb in Folge jener Denf: 
ſchrift, weil darin der Orundſatz ausgefprodhen war, daß die Einfünfte 
derfelben nicht blos für Firchliche, fondern aucd für Bildungs = Zivede 
und Armenhäufer und andere allgemeine wohlthätige Beftimmungen 
verwendet werden follten. Dieſer Grundfag blieb ein Herrfchendes Prin⸗ 
zip-während der Mediationsepoche. Endlidy wurde aud das Episfopat 
in feine Rechte wieder Hergeftellt und die Nuntiatur hörte, wenigftens 
in dem Konftanzifhen Diöcefantgeil der Fatholifhen Schweiz, auf, 
eine Kirchengewalt zu fein. — Alle diefe Früchte gingen durch die po= 
litiſche Reftauration im Jahre 181% und die damit zufammenhängende 
Zosteennung der Kernlande der Fatholifhen Schweiz vom Bisthum 
Konftanz größtentheils wieder verloren und die römifche Praxis machte 
größere Fortfchritte, als nie vorher. Zwar wurden allerdings einzelne 
Trümmer aus der Mediationszeit ( Konfordate mit dem bifchöflichen 
Vikar, fpecielle ſtaatskirchenrechtliche Geſetze u. dgl.) in mehreren Kan 
tönen gerettet; allein im alle ihrer Ausübung wurden fie ftets und 
meiftens fiegreih von der Nuntiatur, welche überhaupt gar feine 
Staatskirchenrechte anerkannte und jetzt unumfchränfter und willführ: 
licher, als zu Peiner Zeit verfuhr, befämpft. Die von ihr abhängigen 
Bifchöfe, fo wie der gefammte Klerus waren von demfelben Geiſte be= 
feelt. Um dem uftramontanifchen Syſtem und der römifchen Propa- 
ganda eine fefte Stüge zu geben, wurden im Jahr 1818 die Jeſuiten 
wieder in Freiburg und nody früher in Wallis eingeführt. Der Art. 12 
des Bundesvertrags, der, obſchon unter Werwahrung einiger Stände 
(Aargau, Thurgau und Zürich ), durch die Nuntiatur hineindiploma= 
tifiet worden war, (fiehe den eidgenöffifhen Abfchied von 1814) gab 
den Klöftern Veranlaffung, ſich nicht nur, fo weit ed gehen mochte, 
der Aufficht des Staats Über die Verwaltung ihres Vermögens zu 
entziehen, fondern felbft, fo viel immer möglich, die Staatsabgaben 
von demfelben zu verweigern **), 

Diefer Zuftand der Dinge hatte die Basler Discefanftände ſchon 
bei dem Abfchluf des Konkordats bewogen, in den Zangenthaler Ber: 
trägen (fpäter in den Langenthaler Gefammtvertrag vereinigt) fich 
einige Hoheitsrechte gegenfeitig zu gewährleiſten ***). In dem Spät: 
jahre 1830 fand in Solothurn eine Eonferenz der Basler Diöcefanftände 


*) Siehe Meiers Schweizergefh. Bd. 2, ©. 578. 

) Die einzelnen Belege zu diefen allgemeinen Zügen fiebe in der Do: 
fument. pragm. Gefch. v. 8. Snell. 

see) Die befreffenden Artikel diefes Werfrags gehören daher allerdings 
zu den gemeinfamen — wenigftens für die Basler Diöcefanftäinde — 
Duellen des fchweizerifchen katholifhen Staatskirchenrechts. 


Schweiz. Staatsr. Bd. I. 43 
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fatt, um in einer Uebereinkunft mit dem Biſchof die Staatsrechte in 
Kirchenſachen feftzufegen und vor fernern Eingriffen zu fichern. Allein 
die Verhandlungen zerfchlugen ſich durch die politifche Revolution von 
1830 und 1831; auch wäre, in Betracht aller obwaltenden Umftände, 
fehe wenig von Politifern zu erwarten geweſen, die fi nur durch 
Niederlagen berühmt gemacht hatten. 

Die durch die Revolution geweckten meuen Lebenskräfte, die Ein: 
fiht in den innigen Zufammenhang der kirchlichen und politifchen Frei: 
beit, endlich die, durch das Benehmen des Klerus während und nach 
der Regeneration der Kantonalverfaffungen gewonnene Ueberzeugung von 
der dringenden Mothivendigkeit, dem Misbrauc der Kirchengewalt 
Schranken zu fegen, beurfundeten ſich fehr bald durch einzelne fehe 
entfchiedene Anordnungen mehrerer Kantone im Gebiet des Staatskir: 
chentechts, und man kann mit Recht die mit dem Jahre 1830 begin: 
nende politifcdye Epodye zugleich als den Anfangspunft eins, allmählig 
fi) entwidelnden feſtgeregelten praktiſchen Staatskirchen— 
rechts in der Schweiz betrachten, im Gegenſatz zu dem wißenlofen 
Dingeben der Regierungen unter die Machtgebote Roms während der 
Reſtaurationszeit. 

Um dieſen Beſtrebungen deſto mehr Erfolg zu geben, vereinigten 
ſich auf die Einladung des Vororts Luzern (dieſe Einladung folgt 
unten) vom 30. December 1834, im Anſang des Jahres 1833 Ab⸗ 
geordnete der Basler Diöcefanftände (mit Ausnahme des Kantons Zug) 
nebft St. Sallens in Baden, um theils den unfanonifchen kirchlichen 
Zuſtand der Ratholifchen Schwei zu befeitigen (fiche die Einleitung 
zu den Ricchlichen Urkunden), alfo um Ginfeitungen zur Wiederherſtel⸗ 
lung eines Metropolitanverbandes und zur Aufrechthaltung der 
Rechte des Episfopats zu treffen; theils — und das war wohl 
der Hauptzweck — um übereinftimmende Normen feftzufegen, auf wel 
hen fih ein gemeinfames ſchweizeriſches Staatsfirden: 
recht ausbilden Fönnte. 

So entitanden die Badener Konferenzartifel. Sie folgen 
unten, nebft den Annahmebefchlüffen der großen Räthe der einzelnen 
Kantone. Bei Entwerfung diefer Artifel fowohl, als auch bei dem 
ſtaatskirchenrechtlichen Gefegen der einzelnen Kantone, die theils weitere 
Entwidelung jener Artikel, theils von ihnen unabhängige Anordnungen 
waren, lag übrigens diefelbe leitende Norm zum Grunde, aus welcher 
die Reformen der Mediationszeit hervorgingen. Wenig befümmert um 
die alten „Freiheiten der Schweizer in Kirchenfahen” *) ſuchte man 


*) Yu den Großratbsverhandlungen einzelner Kantone, defgleihen in - 
Brochüren zur Belehrung des Volks führte man allerdings Die Badener 
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die veredelten kirchlichen und kirchenrechtlichen Anſich— 
ten der neuern Zeit ins Leben zu rufen. „Was andere ka— 
tholiſche Staaten eingeführt haben, — ſagten die Regierungen — ohne 
aufzuhören Katholiken zu ſein, dazu werden auch wir das Recht ha— 
ben; und dazu, und am wenigſten zur Feſtſetzung der jura status 
eirca sacra, bedarf es nicht des zweifelhaften Weges von Ueberein— 
fünften und Konfordaten mit der päbſtlichen Kurie oder den biſchöf— 
lichen Kurien, fondern des einfachen Mittels der Legislation.” Das 
Vorbild Deftreichs war es befonders., was den meiften Regierungen 
vorfihwebte; freilich blieben fie noch weit hinter der Konfequenz jenes 
Staates zurüd. Die Badener Konferenz that insbefondere einen Schritt 
nicht, den gleichwohl alle andern Schritte, die fie that, erforderten : 
fie hob die Nuntiatur mit Judikatur nicht auf. So ließ fie das Prinzip 
beftehen ſowohl zur Vernichtung der kanoniſchen Gewalt der Biſchöfe, 
als auch zu fortdauernden Eingriffen in die Staatsrechte. — Der Pabſt 
Gregor XVI. verdammte in einem eignen Kreisfchreiben *) an die Geift: 
lichfeit in der Schweiz unterm 17. Mai 1835 die Badener Artifel „als 
falſch, verwegen und irrig, die Rechte des heiligen Stuhles fchmälernd, 
die Regierung der Kirche und ihre göttliche Einrichtung umftürzend, 
das Kirchenamt der weltlichen Macht unterwerfend, aus fchan verdammten 
Lehren hergeleitet, auf Kegereien hinzielend und fchismatifch.” Diefe 
Bulle, deren Kundmachung in den meilten Kantonen verboten wurde, 
machte auf die Regierungen wenig Gffeft, etwa mit Ausnahme des 
Zandrathes von Zug und der Regierung und des großen Raths von 
Bern. 

Unter den öffentlichen Blättern giebt die .genauefte Ausfunft über 
Urfprung, Zweck und Tendenz der Badener Artikel der „Erzähler“ 
in Et. alten. Ferner folgende Schriften: „Bekanntmachung und 
Beleuchtung der Badener Konferenz: Artifel von dem Fleinen Rath des 
Kantons Luzern an die Bürger deffelben. Luzern 1835” (mehr po: 
pulär, doch zugleich fehr gründlih, von H. Siegwart abgefaft). 
„Erklärung und Vertheidigung der Badener Konferenz = Artikel von 
einem Fatholifhen Schweizer. Luzern 1835.” 


Artikel anf die alten „Freiheiten und Webungen der Schweizer in Kirchen- 
fachen” zurüd ; allein diefes populäre Mittel wurde nur zur Ueberzeugung 
der Uinfundigen gewählt. Die Einfichtsvollern erfannten fo gut, wie die 
Staatömänner in den beutfhen Monarchien und andern Staaten Europa’s, 
daß bier, wie überall im Gebiet des öffentlichen Lebens, das hiſtoriſche 
Recht nicht entfcheiden kann. 

) Diefes Kreisfchreiben wurde in Schwyz bei I. Th. Kälin überfegt 
berausgegeben. 
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Sodann find befonders beachtenswerth die Gutachten mehrerer groß⸗ 
räthlihen Kommiffionen, vorzüglich diejenigen der Kantone Yargau und 
Bern. 


Schultheiß und Kl. Rath des Kantons Luzern, an die Re- 
gierungen von Bern, Zug, Solothurn, Bafel= Landfchaft, 
Yargau, Thurgau und St. Ballen. 


Luzern, den 30. Dec. 1833. 
Wir Haben bereits durch ein Kreisfchreiben vom 4. dief den fämmt- 


lichen baſelſchen Diözefanftänden und dem Mitftand St. Gallen in 


Folge der vom Großen Rathe des hiefigen Kantons erhaltenen Auf: 
träge den Wunſch mitgetHeilt : daß die fämmtlichen vorbenannten Stände 
fi) in einer abzuhaltenden Konferenz vereinigen möchten, um ſich über 
die gemeinfamen kirchlichen Angelegenheiten, die befonders durch den 
erfolgten Hintritt des Biſchofs von Chur und die feitherigen Greigniffe 
zue Sprache gefommen find, zu berathen. 

Die willige Aufnahme, welche diefe Eröffnung überall fand, umd 
das ab Seite aller jener Stände, die Uns bisher ihre Antworten zu= 
gehen ließen, an Uns gelangte Anfinnen diefe Konferenz bald möglichſt 
» auszufchreiben, veranlaßt Uns nun Unfer Vorhaben vollends zu voll: 
führen. 

Wir erfuchen demnach Euch ©. 2. E. auf Montag den 20. des 
nächftfünftigen Monats Jänner eine Abordnung nad) der Stadt Baden 
im Aargau abzufenden, wo an jenem Tage eine Konferenz der fämmt: 
lichen Baſelſchen Diöcefanftände,, fo wie von St. Gallen und Grau: 
bünden zufammentreten wird. i 

Die Situngen werden an jenem Tage um 9 Uhr Vormittags be= 
ginnen. Die fämmtlichen Abordnungen find daher einladen, fidy auf 
den Abend zuvor dafelbft einzufinden. 

Wenn Wir auch nebft denjenigen Ständen, an welche Unfere früs 
been Eröffnungen gelangten, auch den Mitftand Graubündten freund: 
eidgenöffifc zur Teilnahme an diefer Konferenz eingeladen haben, fo 
geſchieht es, weil deffen dermalige Stellung dieß zu erheifchen ſcheint, 
nnd weil eine foldhe Einladung im ausdrücklichen Wunſche mehrerer be: 
theiligten Mitftände liegt. 

Die Gegenftände, die auf diefer Konferenz zu berathen find, laffen 
fi wohl nur im Allgemeinen bezeichnen. Es handelt fih um die 
Einleitung dee Sache. Der Hauptgegenftand, der in Frage fommt, 
ift in allen feinen Beziehungen zu befprechen. Gin freier Austauſch 
der gegenfeitigen Ideen und Anfichten fol demnach ftattfinden : reiflich 
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folen die alfeitigen Worfchläge geprüft und erwogen werden: die Baſis 
zu gemeinfamen durchgreifenden Entfchliefungen fol gelegt werden. 

Unter die vorzüglich zu befprechenden Punkte gehört die beabfichtigte 
Aufftellung eines Metropolitan : Verbandes und die nähere Beſtimmung 
des faatsfirchenrechtlichen WVerhältniffes in allgemeiner und befonderer 
Beziehung, fowohl mit Hinficht auf älteres Herfommen, als auf den 
wirklichen Beftand in andern Fatholifchen Staaten. 

Wie weniger beengt und freier der Kreis der Berathung diefer Kon: 
ferenz fein wird , um fo mehr darf man hoffen, daß deren Wirkſamkeit be: 
deutend und deren Ergebniffe erfprießlich fein werden. 

Es darf dieß auch um fo cher gefchehen, da ja alle zu faffenden Be⸗ 
fchlüffe der Ratififation der hohen Stände vorbehalten bleiben. 

Aus diefen Rüdfichten halten Wir dafür, daß die fpeciele BVezeich- 
nung der Berathungspunfte, die leicht befchränfende Inftruktionen zur 
Folge haben könnte, unterbleiben foll. 

Wir wünfchen übrigens, daß dieſe Angelegenheit mit demjenigen 
Ernſt behandelt werde, den ihre Wichtigkeit verdient. Allerdings ift zu 
erwarten, daf die Böswilligkeit, die befonders in beivegten Zeiten äußerft 
geſchäſtig ift, in Aufreizung der Leidenſchaften, fich bemühen werde, die 
Sache zu entftellen und zu verdächtigen. Diefe Bemühungen werden aber 
ohne Erfolg bleiben, wenn man Feſtigkeit mit Befonnenheir vereiniget 
und dem Wolfe die Ueberzeugung beibringt, daß im ntereffe der Me: 
ligion die ſtaatskirchenrechtlichen Verhältniffe gehörig und übereinftimmend , 
geregelt werden müffen, um mandem Mißverftändnig, das aus dem 
jegigen fchwanfenden Zuftande hervorging, Abhülfe zu verfchaffen, oder 
folden, die noch entfichen fönnten, vorzubeugen. Unfer beginnende 
Rathefchlag, der das Gepräge der Offenheit an ſich tragen fol, wird 
beweifen, daß wir entfchloffen find, nichts weiter wie die in Frage lie: 
genden Verhältniffe nach den Grundfägen der Kirche felbft, nach altem 
Herkommen und nad den beftehenden Einrichtungen der blühendften fa: 
tholifchen Staaten zu ordnen. 

Jeder Eidgenoß wird daraus die Ueberzeugung ſchöpfen, daß es Unfer 
allfeitiger ernfter Wille ift, die wahre Religiofität zu fördern, alle Hin- 
derniffe, die der Erreichung diefes Zwedes im Wege liegen, wegzuräu: 
men, und zu bewirken, daß durch zweckmäßige Einrichtungen die Re: 
ligion immer mehr und mehr ihre wohlthätigen Segnungen über unfer 
Volk verbeeite. 

Laßt uns &. 2. E.! Hoffen, daß Gott unfer Allvater , der wunder: 
voll und gnädig ſchon fo oft die Schidfale unferes theuren Waterlandes 
in verhängnißvollen Tagen lenkte, auch diefem unferm wohlgemeinten 
Beginnen Gedeihen verleihen möge. 
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Wir fließen, indem Wir Uns fammt Euch G. 2. ©. in deſſen 
Obhut beſtens empichlen. 


Der Schultheif ; 
(Sıgn.) Schwyzer. 
Namens des Fleinen Rathe, 
der Staatsfchreiber:: 
(Sign.) 9. Hunkeler. 


Amtliche Bekanntmachung der von Abgeordneten der Stände 
Luzern, Bern, Solothurn, Bafel: Landfchaft, Aargau, 
Thurgau und St. Ballen unter Genehmigungsporbehalt 
der betreffenden oberften Kantonsbehörden im Sänner 
1834 zu Daden infolge Befprechung über die Errichtung 
eines Erzbisthums und die Rechte und Verhältniffe des 
Staats in Kirchenfachen befchloffenen Konferenz : Artifel. 


I. Errichtung eines Metropolitanverbandes. 


Bon dem Gefühle der Nothwendigkeit durchdrungen, die kirchlichen 
Antereffen des Fatholifchen Volkes im gemeinfamen fchweizerifchen Ba: 
terfande zu einigen und die verfchiedenen Theile der Fathofifchen Be: 
- völferung zu einem den Forderungen des Staats und dem Bebdürfniffe 
der Kirche entfprechenden Ganzen zu verbinden, haben fich die hienach 
benannten Stände zur befondern Aufgabe gemacht, die Idee eines Me: 
tropolitanverbandes, wie folche fehon in den Älteften Fanonifchen Bor: 
fchriften und den kirchlichen Ginrichtungen der ältern und neuern ‚Zeit 
begründet und ausgeführt ift, auch in der Eidgenoffenfchaft ins Leben 
zu rufen, und geben um fo mehr der Hoffnung Raum, es twerden die 
fem ihrem Streben auch die übrigen katholiſchen und paritätifchen Stände 
fi anfchliefen, als die Vortheile, welche von einem foldhen Unterneh: 
men zu erwarten, die Intereffen des Staates und der Kirche in gleichem 
Mafie zu befriedigen geeignet find, und als namentlich die Kirche, die 
da eine wahre Gemeinfchaft der Gläubigen darftellen foll, in der Bil: 
dung eines ſolchen höhern Verbandes — wie ihn die Errichtung eines 
erzbifchöflichen Stuhles in der Schweiz, oder wenn diefe, wider befferes 
erhoffen, nicht erzielt werden Fönnte, die Anfchliefung an ein aus- 
wärtiges Erzbisthum herbeiführen würde — ein wefentliches Mittel zu 
Grreeihung ihrer fhönften Zwede finden wird. 

Bon diefer Anficht ausgehend, und von dem Gedanken geleitet durch 
Einführung höherer kirchlicher Inftitutionen das öffentliche Leben in 
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Staat und Kirche zu heben, geben füch die mehr erwähnten Stände 
folgende Zuficherung und Erklärung: 

Die Fontrahirenden Kantone der Eidgenoffenfhaft, in Ausübung 
ihres landesherrlichen Rechtes folche Firchlicdye Inftitutionen zu begrün- 
den, die den vom Gtaate anerkannten geiſtigen Bedürfniſſen feiner 
Glieder entfprechen, verpflichten fich gegenfeitig, die bisherigen Im—⸗ 
mediatbisthiimer denen fie angehören einem Metropoliten zu unterftellen, 
und werden zu dem Ende Seine päbſtliche Heiligkeit erfuchen, das 
Bisthum Baſel (als eine der älteften Diöcefen, die zugleich am reich: 
ſten ausgeftattet umd die größte der Schweiz it), zum Rang eines 
fehweizerifchen Grabisthums zu erheben, und diefem die übrigen vor: 
erwähnten Immediatbisthümer einzuverleiben. 

Auf den Fall, daß diefe Pirchenrechtlich begrümdete Regulirung der 
fhweizerifhen Bisthumsverhältniffe nicht erzielt werden follte, bleibt 
den fontrahirenden Ständen die Ausmittlung desjenigen auswärtigen 
Erzbisthums, an welches fie ſich anfchliefen würden, und die Anbah⸗ 
nung der zu diefer Anfchliefung geeigneten Unterhandlungen vorbehalten. 


1. Berpältniffe und Rechte des Staates in Kirchen: 
ſachen. 

Um den Verwickelungen zu begegnen, die bei der Unbeſtimmtheit 
der Verhältniſſe zwiſchen Staat und Kirche ſich leicht ereignen, dabei 
die Rechte des Staats gehörig zu wahren und die Wohlfahrt der Kirche 
möglichſt zu fördern, haben die nachbenannten Kantone folgende Weber: 
einfunft getroffen: 

1) Die fontrahirenden Kantone verpflichten fich, die durch die ka⸗— 
nonifchen Vorſchriften geforderte Abhaltung von Synoden zu bewirken, 
werden jedocd, Borforge treffen, daß diefe Verſammlungen nur unter 
Aufficht und mit jeweiliger Bewilligung der Staatsbehörde Statt finden. 
: 2) Die Kantone machen es ſich zur Pflicht, die nach den in der 

Schweiz anerfannten Ricchenfagungen den Bifchöfen zukommenden Rechte, 
welche in ihrem ganzen Umfange von denfelben auszuüben find, aufrecht 
zu erhalten und zu ſchützen. 

3) Sie verbinden ſich gemeinfchaftlich zu Handhabung des Tandes- 
herrlichen Rechts, vermöge deffen kirchliche Kundmachungen und „Wer: 
fügungen dem Placet der Staatsbehörden unterliegen, des nähern be: 
flimmend, was folgt: 

Dem Placet find unterworfen: 

a) Römifche Bullen, Breven und fonftige Grlaffe. 

b) Die vom Erzbifcyof, vom Bifchof und von den übrigen kirchlichen 
Oberbehörden ausgehenden allgemeinen. Anordnungen, Kreisſchrei⸗ 
ben, Rundmahungen ıc. ıc. an die Geiftlichfeit oder an die Bis, 
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thumsangehörigen, fo wie die Synodalbefchlüffe und befchwerende 
Berfügungen jeder Art gegen Individuen oder Korperationen. 

e) Uertheile von Firchlihen Obern, infoweit deren Ausfällung nad 
Zandesgefegen überhaupt zuläffig ift. 

Bon folhen kirchlichen Grlaffen darf Feiner befannt gemacht, oder 
auf irgend eine Weiſe vollzogen werden, es fei denn derfelbe zuvor mit 
dem von der fompetenten Staatsbehörde zu ertheilenden Placet verfehen 
worden , ohne welches er weder Verbindlichkeit noch Wollziehung erhält. 

Die Kundmachung des Hauptafts und der das Placet enthaltenden 
Erflärung der Staatsbehörde foll gleichzeitig gefchehen. Geiftliche Uns 
tergebene find verpflichtet, was immer im Widerfprudy mit diefen Ber 
flimmungen ihnen zufommt, nit nur unbeachtet zu laſſen, fondern 
fogleich der betreffenden Amtsftelle zu Handen der obern Staatsbehörden 
mitzutheilen. 

Die Kantone verpflichten fih, auf dem Wege der Gefehgebung 
wirffame Strafbeftimmungen gegen Uebertretung aller dieſer Vorſchrif⸗ 
ten feſtzuſetzen. 

Geiftlihe Erlaſſe rein dogmatifcher Natur follen der Staatsbehörde 
ebenfalls mitgetheilt werden, der fodann überlaffen ift, ihre Bewilli⸗ 
gung zur Bekanntmachung unter der Form des Viſums zu ertheifen. 

4) Die Kantone, in denen EhHeftreitigkeiten nicht in allen Bezie— 
bungen dem Givilrichter unterftellt find, werden in ihren bürgerlichen 
Geſetzgebungen den Grundſatz befolgen, daß der geiftlihen Gerichts: 
barkeit jedenfalls feine höhere Kompetenz in Ghefachen zuftche oder ein= 
geräumt werden dürfe, als diejenige, Über das Saframentalifche des 
Ehebands zu uetheilen. Alle übrigen Verhältniffe werden die Kantone 
dem bürgerlichen Richter vorbehalten. 

5) Die Eingehung von Ehen unter Brautleuten verfchiedener chriſt⸗ 
licher Konfeffion wird von den Fontrahirenden Kantones gewährkeiftet. 
Die Verfündung und Einfegnung unterliegt den ‚gleichen Vorſchriften, 
wie jene von ungemifchten Ehen und wird den Pfarrern ohne Ausnahme 
zur Pflicht gemacht. Die angemeffenen Eoercitiv: Mafregeln gegen die 
fi) weigernden Pfarrer werden die einzelnen Kantone beflimmen. 

6) Die fontrahirenden Kantone werden die Feſtſetzung billiger Ehe⸗ 
dispenstaren, fei es durch Verſtändigung mit dem Bifchofe, fei es 
durch Unterhandlung mit dem päbftlihen Stuhle zu bewirken fuchen. 
Hürde der Zweck auf dem bezeichneten Wege nicht errreicht, fo behal⸗ 
ten fich die Fontrahirenden Kantone ihre weitern Verfügungen vor. 

7) Sie verbinden ſich, eine wefentliche Verminderung der Feiertage, 
oder die Verlegung derfelben auf die Sonntage, nah dem Grundfage 
möglichfter Gleichförmigfeit auszumirfen, und werden zu diefem Behufe 
fid) mit dem Bifchofe ins Einverfiändniß fegen. Eben fo werden fie 
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ſich gemeinfam für Verminderung der Faſttage, mit befonderer Rückſicht 
auf das Abftinenzgebot an Samftagen — verwenden, jedenfalls ihre ho: 
heitlichen Rechte auch in diefen Disciplinarfachen ſich vorbehaltend. 

8) Die fontrahirenden Kantone verpflichten fi) zu Ausübung ihres 
landesherrlichen Rechts der Oberaufficht über die Priefterhäufer (Semi: 
narien). 

Sie werden infolge desfelben vorforgen, daß Reglemente über die in= 
nere Ginrichtung der Seminarien, infoweit fie von kirchlichen Behörden 
ausgehen, der Einfiht und Genehmigung der Staatsbehörde unterlegt 
werden, und daß die Aufnahme in die Seminarien nur folden Individuen 
geftattet wird, die fidy vor einer, durch die Staatsbehörde aufgeftellten 
Prüfungskommiſſion über befriedigende Vollendung ihrer philofophifchen 
und theologifchen Studien ausgewiefen haben. 

Auch werden fie fi durch Prüfungen der Wahlfähigfeit der Geift: 
lichen vor deren Anftellung als Seelforger verfihern und überhaupt für 
die weitere Ausbildung derfelben durch zweckdienliche Mittel forgen. 

Die Regular Geiftlichen find in Hinfiht auf den Antritt von Pfeün: 
den und auf Aushülfe in der Seelforge ganz den gleichen Worfchriften 
unterworfen, wie die Säkulargeiftlichfeit. " Was insbefondere den Kapu⸗ 
zinerorden anbetrifft, fo werden die Kantone die angemeffenen Maßregeln 
ergreifen, damit auch über die von deffen Gliedern auszuübende Seelforge 
die erforderliche Staatsaufficht walte. 

9) Die kontrahirenden Kantone anerfennen und garantiren fich das 
Recht, die Klöfter und Stifter zu Beiträgen für Schulz, religiöfe und 
milde Zwecke in Anfpruch zu nehmen. 

40) Sie werden gemeinfame Anorönungen treffen, daß in Aufhebung 
der bisherigen Eremtion die Klöfter der Jurisdiktion des Biſchofs unters 
ftellt werden. 

14) Die Kantone werden nicht zugeben, daß Abtretungen von Kolla= 
turrechten an kirchliche Behörden oder geiftlihe Korporationen Statt 
finden. 

12) Sollte von Seite Firchlicher Obern gegen die von der Staats: 
behörde vermöge ihr zuftcehenden Wahlrechts vorgenommene Befekung 
einer Zehrerfielle irgend einer Art — Einſprache erfolgen, fo ift diefelbe 
als unftatthaft von dem betreffenden Kanton zurückzuweiſen. 

43) Die fontrahirenden Stände gewährleiften ſich gegenfeitig das 
Recht, von ihrer gefammten Geiftlichfeit gutfindenden Falls den Eid der 
Treue zu fordern. Sie werden einem in dem andern Kantone den Eid 
verweigernden Geiftlichen in dem ihrigen Feine Anftellung geben. 

44) Endlich verpflichten fi) die Kantone zu gegenfeitiger Handbietung 
und vereintem Wirken, wenn die vorerwähnten oder andere hier nicht 
aufgeführte Rechte des Staats in Kirchenfachen gefährdet oder nicht an: 
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erfannt würden und zu deren Schuß gemeinfame Maßregeln erforderlich 
fein follten. 

Abgeordnete: 
Luzern: 
Cd. Pfyffer, Staatsrath. 
Präfident der Konferenz. 
J. Baptift Sidler, Staatdrath. 
Bern: 
Regierungsrath Vautrey. 
Solothurn: 
Ratheherr Ludwig v. Roll. 
Rathsherr Amanz Dürholz. 
Baſel-Landſchaft: 
Präſident Stephan Gutzwiler. 
Aargau: 
Regierungsrath Lützel ſchwab. 
Großrath Ed. Dorer. 
| Thurgan: 
Regierungspräfident Jof. Anderwerth. 
St. Gallen: 
Zandammann Baumgartner. 
Präfident des Adminiſtrationsraths Kl. v. Sailern. 
Die Konferenz dauerte vom 20. bis 27. Januar 1834. Am 27. 
fam man Über die vorftehenden Artifel überein. 


Genehmigungsafte der grofien Näthe in Bezug auf die 
Badener Honferenzartitel *). 


Luzern. 


Der große Rath ertheilte dieſen Artikeln ſchon am 18. April 1934 
einfach die Sanftion und beauftragte den Fleinen Rath zu den fernern 
erforderlihen Schritten. 


*) Die bier folgenden ansführlichen Dekrete find Nuszüge aus den Groß. 
vatbsprofofollen. 
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a) Beſchluß des katholiſchen Großrathskollegiums, über die 
Anträge der Ständekonferenz von Baden vom 27. Jän» 
ner 4834, betreffend die Errichtung eines Metropolitan- 
verbandes und die Verhältniffe und Rechte des Staates 
in Kirchenfachen. 

(Vom 11. April 183+.) 


Das Fatholifhe Großrathskollegium des Kantons 
St. Öallen, 


in Betrachtung , daß die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit ei⸗ 
nes Metropolitanverbandes für die fehmweizerifchen Bisthümer von dem 
Fatholifchen St. Gallen fchon in dem Großrathsbeſchluß vom 28. Of: 
tober v. J. ausgedrückt vorliege ; 

in Betrachtung, daß zu Hebung aller, den Staats: wie den 

fiechlichen Zweck hemmenden Kollifionen zwifchen der Staats= und der 
kirchlichen Gewalt vor allem Bedürfniß feie, die Mechte des Staates 
in kirchlichen Dingen möglichft genau zu beftimmen und feftzuhalten ; 

in Betrachtung, daß ein dießfallfiges ſeſtes Sinverfländniß der eid⸗ 
genöffifchen Stände herbeizuführen der Wunſch und das Beſtreben je 
des einzelnen Standes fein folle ; 

in Betrachtung endlich, daf die Anträge der Badener Konferenz 
vom 27. Jänner d. J. vollfommen geeignet erfcheinen, den deingends 
ften Bedürfniffen der fehmeizerifchen Katholizität zu entfprechen, und 
ein, wohlthätiges Zuſammenwirken der weltlichen und geiftlichen Gewalt 
für das Wohl und Aufblühen des Staates zu begründen ; 

befchließt: 

a) Es ſei für den katholiſchen Theil des Kantons St. Gallen der 

Beitritt zu dem Konferenzantrag, betreffend die Errichtung eines 
Metropplitanverbandes, auszufprechen und die Sanftion des Staats 
nachzuſuchen. 

b) Der zweite Konferenzantrag, die Verhältniſſe und Rechte des 
Staats in Kirchenfachen betreffend, dem allgemeinen großen Rath 
in allen feinen Artikeln zur unbedingten Annahme zu empfehlen. 

St. Gallen, den 11. April 1834. 
Der Präfident des Fatholifchen Großrathskollegiums: 
(L. 8.) (Unterfchrift). 
Im Namen des OGroßrathskollegiums, 
der Sekretät beffelben : 
(Unterfcheift). 
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b) Am 5. Yumi 183% erhielt der erfte Befchluß des Fatholifchen Groß: 
rathskollegiums, betreffend die Errichtung eines Metropolitanverbandes 
die Genehmigung des Staates durch Beſchluß des großen Rathes. 

An Hinſicht auf die Artikel der Badener Konferenz, welche ſich 
auf die Werhäftniffe und Rechte des Staates in Kirchenſachen bezichen, 
hat der große Rath unter gleihem Datum folgenden Beſchluß gefaßt: 

„Dem vom fatholifchen Großrathsfollegium unterm 11. April zur 
unbedingten Annahme empfohlenen und in 14 Artikeln verfaßten Bor: 
flag der Badener Konferenz, über verfchiedene Fatholifche Kirchen: 
verhältniffe zum Staat, wird zur Anwendung für den Fatholifchen 
KantonstHeil die Genehmigung ertheilt. 


Yargau. 
(6. Yuni 1834.) 


Beriht und Anträge der Kommiffion, die zu Prüfung des auf 
der Konferenz in Baden befchloffenen Firchlichen Konfordats beauftragt 
worden, welche den Mitgliedern des großen Mathe gedrudt übergeben 
worden find, werden in Berathung genommen und nad ausführlicher 
und umfichtiger Berathung, mit 113 Stimmen, (von 139 Anwefenden) 
befchloffen, nah dem Mehrheitsantrage den 1. Konferenzialantrag 
(S. 28 und folg. des daherigen Protokolls) mit dem S. 20 des ge: 
druckten Berichts vorgefchlagenen Zufake zu genehmigen. 

Demnach wird beigefügt, daß gegen den Stand Luzern, der auch 
für die ferneen Unterhandlungen die Initiative übernehmen wird, hin— 
ſichtlich der Aufſtellung eines Mekropoliten die Erwartung auszufpre: 
chen, ed möchten zu Verhütung allfälliger Mifverhältniffe und Ver— 
wicelungen die dem Konfordate beitretenden Kantone zum voraus und 
zwar wo möglich im Ginverftändnif mit den Biſchöfen, eine Kirchen: 
pragmatif entwerfen, um die Stellung des fünftigen Metxopoliten , die 
Rechte der Bifchöfe und die Befugniffe der Kantone zu beftimmen. 

Auf gleiche Weiſe wird (mit 121 Stimmen) der II. Konferenzial: 
antrag (S. 30 und folg. des daherigen Protofolls) in feinen 14 Ar: 
tifeln genehmiget, dem Artifel 2 der Zufak beigefügt, daß vor allem 
die Hifchöflihen Rechte, welche die Kantone unter ihren Schuß fiellen, 
ausgemittelt und durdy eine Pragmatif beftimmt werden, und emdlich 
auf einen gefallenen Antrag der, nad) Artikel 5 diefes Antrags einzu⸗ 
fchaltende Zuſatz bewilliget: „daß es in Betreff der Trauung gemifch- 
ter Ehen hierfeits einftweilen bei den Beftimmungen des Konfordats 
vom 14. Juny 1812 und 7. July 1819 und des allgemeinen bürgerz 
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lichen Geſetzbuches 5. 92, welcher im diefer Beziehung ein befonderes 
Verfahren vorfchreibt,, fein Werbleiben haben foll. ” 

Zuleht wird befchloffen, am Schluffe des II. Konferenzialantrags 
beizufügen, „daß endlich bezüglich auf das im $. 57 des allgemeinen 
bürgerlichen Geſetzbuches gerufene Konkordat, der tit. eine Math be: 
vollmächtiget werde, dasfelbe im Hinblid auf den Gang der Unter 
bandlungen wegen des Erzbisthums beim Eintritt günftiger Momente, 
unter Ratifitationsvorbehalt des großen Raths, abzufchliegen. ’ 

Diefe Schlußnahmen werden dem Fleinen Rathe in Erwiederung 
feiner unterm —. v. M. dem großen Rathe gemachten MittHeilungen 
zu angemeffener Eröffnung an die bei den dieffäligen Verhandlungen 
zu Baden repräfentirten Diöcefanftände und zur Vollziehung nebft den 
betreffenden von ihm eingemittelten Aktenſtücken übermacht. 


Thurgau. 
(27. Dezember 1834.) 


Auf die von dem großen Rathe mit Bothſchaft d. d. 17. Dezember 
erhaltene Mitteilung des Belchluffes, welchen er über die Verhand⸗ 
lungen und Anträge der zu. Baden in Firchlichen Angelegenheiten ver: 
fammelt geweſenen Konferenz, gefaßt hat, dahin gehend : 

1) Es Habe der Meine Rath bei Behandlung der fraglichen Kon 
ferenzangelegenheit den gefelichen Weg eingefchlagen und beobachtet, 
und es falle fonach der Endfcheid diefeer Sache mit Umgehung des. fa= 
tholifchen Großrathskollegii in die Kompetenz des gefammten paritätis 
fhen Grofraths.” 

»2) Es feie der Vorſchlag des Fleinen Rathes, wie derfelbe in 
feiner Bothfchaft vom 11. Juni I. J. niedergelegt ift, mit allen dort 
gemachten Refervationen genehmigt nnd gutgeheißen, wie folgt: 

I. Dem in der Sigung vom 27. Jänner 1834 von der Konferenz 
gefaßten Beſchluſſe, die Errichtung eines Metropolitanverbandes bes 
treffend, wird von Seite des hiefigen Kantons die Genehmigung er= 
teilt, fofern wenigftens die ſämmtlichen löblihen Stände, welche die 
Diöceſe Bafel bilden, demfelben beitreten. 

II. Gleichermaßen erhält der in chenderfelben Sitzung befchloffene 
weitere Antrag, die Beſtimmung der WBerhältniffe und Mechte des 
Staates in Kirchenfachen anbelangend, die herwärtige Zuftimmung, 
doch in dem Sinne : daß diejenigen Beftimmungen und Modififationen 
bierorts vorbehalten werden, welche ſchon beftehende organifche Geſetze, 
oder vom Staate fanftionirte Einrichtungen beider Konfeffionen erfor: 
derlich machen Fönnten, namentlich fei hinfichtlich des 5. Artikels, die 
Verkündung und Einfegnung gemifchter Ehen berührend, das Werfahren 
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vorzubehalten, welches durch die Beſtimmungen des Konkordates vom 
Jahre 1821, beliebt worden it; — wird gutgefunden: dieſe Schluß: 
nahme dem katholiſchen Kleinrathskollegio und der Regierung des löblichen 
Standes Luzern, als katholiſchen Vororts, mitzutheilen. 


Baſel-Landſchaft. 

Am 30. Mai 1834 genehmigte der Landrath die Badener Konferenz: 
artifel einfach und vollftändig. 

Die Beitrittsafte dee Stände Bern und Zürich folgen weiter un: 
ten. Eben fo die Erflärung von Solothurn. 

Was den Didcefanftand Zug betrifft, fo befchloß der Landrath am 
9. Herbftmonat 1835: „daß er der Badener Konferenz fremd bleiben 
wolle und fie verwerfe, weil die Mifbilligung und Verwerfung bderfelben 
von Eeite der oberften kirchlichen Behörde (des Pabſtes) bereits ausge: - 
fprochen worden fei. 


Luzerner Konferenzartikel. 


Eine zweite Konferenz der Basler Diöceſanſtände (mit Auſsnahme 
von Zug) nebft St. Gallen fand am 7. Herbfimonat 1835 in Luzern 
ſtatt, unter den Präfidium des H. Schultheifen von Luzern, Franz 
Ludwig Schnyder. *) 

Die Abgeordneten an derfelben waren: 

Bon Luzern: 
Franz Ludwig Schnyder, Schultheiß. t 
Joſeph Kari Amrhyn, StattHalter. 
Bon Bern: 
Regierungsratö Dr. Earl Schnell (der indeffen nur ad 
audiendum et referendun beauftragt war). 
Bon Solothurn: 
Regierungsrath Ludwig v. Roll. 
E tandespräftdent Amanz Dürholz. 
Bon Bafel:Landfdhaft: 
Zandrathd Stephan Outzwyler. 
Bon Aargau: 
Srofrathepräfident Oberfi Fetzer. 
Serichtspräfident Ed. Dorer. 


°) Der Zwechk berfelben war die Berabredung der erſorderlichen Maf- 
regeln zur WVollziebung der Badener Konferenz. 
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Bon St Ballen: 
Zandammann Baumgartner. 


Bon Thurgau: 
Zandammann Anderwerth. 
©erichtspräfident ZJüß. 

Das Grgebniß der Berathung waren die im Protokoll vom 11. Herbſt⸗ 
monat zufanmengeftellten Punkte, welche lauten, wie folgt: 

„Die Konferenz, um denjenigen Artikeln der Badener Konferenz, 
welche nicht bereits in den betreffenden Kantonen ihre Bollziehung ges 
funden , die erforderliche weitere Ausführung zu geben, ſtellt an die ſämmt⸗ 
lichen Kantone der Konferenz folgende Anträge: | 

„A. In weiterer Entwicelung des erfien Antrags der Konferenz 
von Baden Über die Wiederherftellung des Metropolitanverbandes in der 
Schweiz, foll fämmtlichen fatholifhen und paritätifchen Kantonen der 
Eidgenoffenfchaft der Vorfchlag für Erhebung ded Bistums Bafel zu 
einem ſchweizeriſchen Erzbistum gemacht werden. Gleichzeitig folk eine 
eidgenöffifche Pragmatif entworfen und den fämmtlichen Ständen , behufs 
einer fpätern Ausarbeitung und Begutachtung durch eine Konferenz der: 
jenigen, welche fich für den Beitritt zu dem erzbiichöflichen Werbande 
geneigt werden ausgefprocyen haben, mitgetheilt werden. Sobald die 
ausgearbeitete Pragmatif der erzbiſchöflichen Rechte und Verbindlichkeiten 
Die Genehmigung der Kantone wird erhalten haben, find auf die Grund: 
lage derfelben die erforderlichen Unterhandlungen mit dem heiligen Stuple 
einzuleiten.” 

» Dabei wird, falls die Aufftellung eines fchweizerifchen Erzbisthums 
auf dem bezeichneten Wege nicht erzielt werden könnte, der frühere Vor: 
behalt über Anfchliefung an ein auswärtiges Erzbisthum erneuert und 
ſämmtlichen Fatholifhen und paritätifchen Kantonen gleichzeitig mit der 
Ginladung zur Wiederherficlung des Metropolitanverbandes zur Kennt: 
niß gebracht.” 

„B. In weiterer Ausführung und Vollziehung derjenigen Artikel 
der Badener Konferenz, welche die Rechte und DVerhältniffe des Staats 
in Kirchenfachen betreffen, und welche in dem betreffenden Kantonen nod) 
nicht in Anwendung gefommen find, macht die Konferenz den Kantonen 
folgende Vorfchläge: ” 

„1) Die Konferenzfantone werden die Biſchöfe einladen, eine Sy: 
nodalverfaffung den Kantonen zur Ginfiht und Genehmigung vorzulegen, 
worauf die Synoden, unter Beobachtung der im erſten Artikel des zwei— 
ten Badener Konferenzantrages vorbehaltenen Worforgen , follen ins Leben 
gerufen werden. ” 

»2) Es foll eine Pragmatif der biſchöflichen Rerhte entworfen, von 
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einer fpäter abzuhaltenden Konferenz begutachtet, und fodann den Kan: 
tonen zue Genehmigung vorgelegt werden. ” 

„3) Die Konferenzkantone , welche nicht bereitd Geſetze über die Aus: 
übung des landesherrlichen Plazet erlaffen Haben, werden eingeladen, 
folche zu erlaffen. ” 

4) Die Kantone werden eingeladen, dem 4. Artikel der Badener 
Konferenz über die Gerichtsbarkeit in Eheſachen, wo es noch micht ge: 
fhehen, Genehmigung und Bollziehung zu geben.” 

»5) Die Konferenzkantone werden eingeladen, den 5. Artikel der 
Badener Konferenz, betreffend die gemifchten Ehen, zu genehmigen und 
zu vollziehen. ” 

„6) Es follen dem 6. Wrtifel der Badener Konferenz gemäß, zur 
Erzielung gemäßigter Chedispenstaren, fo wie aller kirchlichen Zaren 
überhaupt, und zur Verminderung von Ehedispenfationen, die erforder: 
lien Unterhandlungen mit den Bifchöfen fofort eingeleitet werden. ” 

„7) Es follen zum Zwed der in dem 7. Artifel der Badener Kon: 
ferenz über Verminderung und Verlegung der Feiertage und über Wer: 
minderung der Fafttage eingegangenen Verbindung mit den Biſchöfen die 
geeigneten Schritte eingeleitet werden.” 

„8) Die Kantone werden eingeladen , fid) die aus dem 8. Metifel der 
Badener Konferenz hervorgegangenen oder demfelben gemäß früher beſtan⸗ 
denen Reglemente und Verordnungen gegenfeitig mitzutheilen, und wo 
es noch nicht gefchehen, dem Artikel die zweckmäßigſte Vollziehung zu 
geben. ” 

„9) Die Kantone werden den Artifel 10 üder die Gremtion der 
Klöfter in der zu entwerfenden Pragmatif über die bifchöflihen Rechte in 
Ausführung bringen. ” 

„10) Die Kantone werden die in den Artikeln 41, 12 und 13 der 
Badener Konferenz über Kollaturrechte, Ernennung von Lehrern und 
Beeidigung der Geiftlichen,, gerwährleifteten Grundfäge handhaben.” 

„41) Um dem 14. Artikel der Badener Konferenz zu gegenfeitiger 
Handbietung und Gewährleiftung für die Rechte des Staats in Kirchen: 
fachen treue Vollziehung geben zu können und die erforderliche Wirkſam⸗ 
feit zu verfchaffen , werden alle Konferenzfantone dringend eingeladen , den 
fämmtlichen Artikeln der Konferenz von Baden die förmliche Ratifikation 
zu ertheilen. ” " 

„C. Es foll den Kantonen Zhic und Graubünden das Protokoll 
über die Verhandlungen der Konferenz von Luzern mitgetheilt werden, 
wobei diefelbe auf geeignete Weiſe zum Beitritt einzuladen find. ” 

„D. Zur Vollziehung aller Befchlüffe der Konferenz, in fo weit fie 
Briefwechſel, Unterhandlungen und die Einberufung neuer Konferenzen 
erfordert, fei der Fatholifche Worort beauftragt und bevollmächtiget. 
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Derfelbe fei auch ermächtiget, zur Ausarbeitung der in den Konferenz: 
beſchlüſſen angedeuteten Entwürfe befondere Kommiſſionen zu beftellen.” 

Noch trugen die Abgeordneten von Luzern und Aargau auf die 
Aufhebung der Nuntiatur an, und eine zur Vorberathung diefer Anz 
träge ernannte Kommiſſion brachte folgenden Entwurf eines fernern 
Konferenzpunftes : 

„Die Konferenzfantone in Uebereinftimmung mit dem Befchluffe 
zur MWiederherftellung des Metropolitanverbandes und mit demjenigen 
zur Gewährleiftung der unverfümmerten Ausübung der Rechte der 
Biſchöfe ;” | 

» Zur Wahrung der von den Vätern ererbten Rechte und Landes⸗ 
freineiten, fo wie zur Ausübung der von ihnen gemachten Vorbehalte ;” 

„Mit Hinficht auf die in andern katholiſchen Ländern befichenden 
Verhältniſſe:“ 

„Erklaͤren die Gerichtsbarkeit der päbſtlichen Nuntien in geiftlidhen 
Dingen als Mißbrauch, und werden dagegen die geeigneten Maßregeln 
ergreifen.” | 

Diefen von den Deputirten von Luzern und Aargau lebhaft ver: 
theidigten Antrag fanden die Übrigen Abgeordneten zwar „allgemein 
(wie das Protokoll ſich ausdrüdt) als richtig und mit den Kirchenge⸗ 
ſetzen, mit den Staatsredhten und den Beftimmungen anderer Fatholis 
fchen Länder übereinftimmend :” gleichwohl glaubte die Mehrheit ſich 
jegt mit den gefaßten Beſchlüſſen beruhigen zu können und vor der 
Hand nicht veranlafßt, im jenen Antrag weiter einzutreten. *) 

Die Regierung des fatholifchen Vororts (Luzern) genehmigte unterm 
7. Weinmonat die Anträge der Konferenz, und überſandte dann den 
betreffenden Ständen das Protofoll. Die Regierungen von Aargau, 
Thurgau, Baſel-Landſchaft und St. Gallen wurden einfach zur Ge— 
nehmigung eingeladen; am die Stände Solothurn und Bern wurden 
aber befondere eindringliche Schreiben erlaffen, worin vorzüglich der 
Gedanke entwidelt war: daß nur der gemeinfchaftlihe Wille aller 
Konferenzkantone zum ‚Ziel führen könne, bei einer ‚Zerfplitterung der 
Stände aber man mit Recht die Folgen einer von bekannter Seite 
künſtlich angezettelten Aufregung werde tragen müffen. 

An Züri und Graubünden wurden gleichfalls befondere 





8) Auch auf der Konferenz in Baden Fam diefer wichtige Gegenſtand zur 
Sprache, und auch da fand man, „der gegenwärtige Zeitpunft fei zu einem 
Verſuche, das bisherige Verhältniß des Nuntius in der Schweiz zu ändern, 
nicht geeignet.” Dieß war der größte Fehler jener Konferenz. Der obige 
Antrag auf Aufhebung der Nuntiatur wurde aber am 20, März 1836 vom 
großen Kath in Luzern fanftionirt. Ein Stand hat fomit den Anfang ge 
macht. 

Schweiz. Staatsr. Bd. I. 44 
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Schreiben vom Vorort erlaffen. Beide Stände wurden eingeladen, 
der Dadener und Luzerner Konferenz beizutreten. 

Unterm 16. Weinmonat zeigte die Regierung des Standes Aar— 
gau die Genehmigung der Luzerner Konferenzartifel an, und verband 
mit diefer Ratlfifationsanzeige die Mittheilung des vom großen Rath 
erlaffenen Plazetgefeßes und des in feinem erften Abfchnitt in Vollzug 
erfannten Konfordats vom Jahre 4813, die Prüfung der Geiſtlichen 
betreffend, nebft Nachtragsverordnung vom 23. Jänner 1833. 

Der Meine Rath von Graubünden zeigte unterm 16. Bein: 
monat dem WVorort an, daß er die Angelegenheit der Badener und 
Luzerner Konferenz dem großen Rath in feiner nächften Verſammlung 
vorlegen wolle. Seitdem hat der Stand Graubünden ganz von den 
Badener und Luzerner Konferenzartiteln abftrahirt. 

Die Regierung von Baſel-Landſchaft fehte unterm 29. Wein: 
monat den Vorort von ihrer Genehmigung der Luzerner Konferenz: 
artifel in Kenntniß. 

Unterm 12. Chriftmonat zeigte die Regierung des Standes Thur: 
gau die Ratififation der Luzerner Konferenzartifel an, jedoch mit dem 
Vorbehalt, unter welchem der große Rath durch Befchluß vom 17, 
Dezember 1834 die Badener Konferenzanträge angenommen habe. 

Unterm 19. Dezember erhielt der Vorort von dem Regierungsrath 
in Zürich die. Nachricht, daß der große Rath des Standes Zürich 
unterm 14. Dezember den Anfchluß zu den Anträgen der Badener und 
Luzerner Konferenz ausgefprochen babe. Der Beſchluß des großen 
Maths Tautet, wie folgt: 

„Der große Rath, nad Worlegung der Protofolle Über die von 
Abgeordneten der hohen Stände Luzern, Bern, Bafel = Landfchaft, 
Solotgurn, Aargau, Graubünden, Et. Gallen und Thurgau im 
Jänner 1834 in Baden und im September 1835 in Luzern, in Der 
treff einer neuen Organifation des Patholifchen Kirchenwefens in ihren 
Kantonen, und auf Anhörung eines von dem Regierungsrathe einge: 
reichten Gutachtens ; 

befhließt: 

4) Der Stand Zürich erflärt feinen Beitritt zu den-in dem Kon: 
ferenzprotofoll vom 27. Jänner 1834 über Regulirung der Batholifc: 
firchlichen Angelegenheiten aufgeftellten Grundfägen und den durch das 
zweite Protofol vom 412. September 1835 angenommenen Bollzie: 
bungsmaßregeli. 

2) Mit diefem Beitritt behält er fich jedoch vor: 

a) Hinſichtlich des Klofters Rheinau diejenigen gefelichen Anord: 
nungen zu treffen, welche den Umftänden angemeffen erachtet werden. 
b) Für die BVeitragsleiftungen zu einem Metropolitanverband aus: 
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ſchließlich den Beſtand der Fatholifchen Einwohnerſchaſt des Kan: 
tons zum Mafftabe anzunehmen. 

3) Der Megierungsrath wird beauftragt zu Vollziehung des gegen: 
wärtigen Befchluffes die angemeffenen Gröffnungen an die betreffenden 
Stände zu richten, an dem fernern Unterhandlungen Theil zu nehmen, 
und die nöthigen Berathungen über Anwendung der Konferenzbefchlüffe 
auf die hiefigen Fatholifch = Pirchlichen Werhältniffe zu veranftalten. 

Actum Zürich den 14. Dezember 1835. 

Bor dem großen — 
Der zweite Sekretär: 


Sign. M. Nüſcheler. 


Der Vorort erließ eine Rüdantwort an den Regierungsrath von 
Zürich, welche eine aufrichtige Freude über den Anſchluß des Standes 
Zürich an die wichtige gemeinfame Angelegenheit an den Tag legte, 
und unter andern folgende Stelle enthielt: „Mir hoffen, es werde 
nach und nad, wenn auch langfam, auf den Anträgen der Konferenzen 
in Baden und Luzern „ein gemeinfames fchweizerifches Staatsredht in 
Kirchenſachen ſich feft gründen und den ſchon lange geübten Willkühr— 
lichkeiten und Ueberſchreitungen der rechtlichen Grenzen endlich ein Ziel 
ſetzen. Dieſe Hoffnung wird durch Euern Beitritt geſtärkt, indem 
Euer weiſer Rath und Eure erprobte eidgenöſſiſche Geſinnung vieles 
beitragen wird, jene Uebereinftimmung herbeizuführen, weldye zur glüd: 
lichen Grreihung des Zieles fo nothwendig ift.” 

Zugleich gab der Worort allen andern Konferenzftänden Kunde von 
dem Beitritte Zürichs. 

Dagegen erhielt ber Vorort unterm 30. Chriftmonat die befremd⸗ 
Tihe Nachricht von dem fleinen Rath von Solothurn, daß der 
große Rath in der Gigung vom 15. d. M, über die Anträge der 
Konferenzen in Baden und Luzern zur Tagesordnung gefchritten fei. *) 

Endlidy meldete auch der Regierungsrath von Bern, untern 6. 
März 1836, dem Vorort ganz einfah: „Der große Math habe am 
20. Hornung (1836) die Konferenzartifel von Baden und Luzern an— 
genommen, mit der Ausnahme, daß es hinfichtlih der Ginfegnung ges 
mifchter Ehen bei dem daherigen Konkordat fein Bewenden haben 
folle. ” **) 

Die vorftehende Schlufnahme des großen Mathe von Bern wird 
indeffen mehr als zweifelhaft, wenn man den hier folgenden Beſchluß 


*) Wohl umterrichtete Männer verfihern, daß diefer traurige Beſchluß 
dem Eindrude beizumeffen fei, dem die Bögerung Bernd mit dem Beitritt 
auf die diplomatifhen Sorgenvollen in Solothurn gemacht habe. 

**) Schon in der Winterfigung des großen Raths von Bern (Ehriftm.) 
1834, follten demfelben die Badener Konferenzartifel vorgelegt werden ; der 
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diefes großen Nathes vom 2. Juli 1836 liest und. bedenkt, daß diefer 
Beſchluß vom 2. Juli für alle Punfte der Badener Konferenz Untere 
bandlungen mit dem päbftlihen Stuhle verlangt, während die Badener 
Konferenzartifel nur für zwei Punkte folche Unterhandlungen ftipuliren, 
‘ wenn man ferner bedenkt, daß in der Sitzung vom 20. Hornung alle 
Anträge auf Unterhandlungen mit dem päbfllihen Stuhle verworfen 
worden waren, *) bis auf den Antrag von 9. Stodmar (der ans 
genommen wurde): daß der Regierungsrath beauftragt werden folle, 
über die zwei Artikel (und über Feine andern), für welche die Ba— 
dener Konferenz Unterhandlungen mit der fompetenten Kirchenbehörde 
vorbehalten Habe, foldhe Unterhandlungen mit den Konferenzftänden zu 
eröffnen. 

In Bezug auf diefen rüfgängigen Beſchluß vom 2. Juli, der in 
geheimer Sitzung gefaßt wurde, theilen wir hier einen wortgetreuen 
Auszug aus dem Großrathsprotokoll mit: 

„In Folge verfchiedener Anfragen über die, vom Regierungsrat 
auf den obigen Befchluß des großen Rathes vom 19. und 20. Februar 
getroffenen, Verfügungen, erftattete derfelbe dem großen Rath in deffen 
Sitzung vom 2. Juli 1836 den nachfiehenden Bericht, welcher vom 
großen Rath genehmigt wurde :” 

Zit. 

„Am 20. Februar letzthin Hat der große Rath die Befchlüffe der 
„ Konferenzen von Baden und Luzern angenommen. Ueberzeugt, daß 
„es immer in feiner Abficht gelegen, den gegenwärtigen durch Staats: 
„verträge wie durch unfere DVerfaffung gewährleifteten Zuftand der 
„römifch= Fatholifchen Religion aufrecht zu erhalten, und feine Aen— 
9,’ derungen darin auf anderm Wege als demjenigen der Un— 
„terhbandlung zu erzielen, hat der Regierungsrath nicht nur zu wies 
„derholten Malen diefe Zuficherung der Fatholifchen Bevölkerung des 


Bericht des Erziehungsdepartementd und die Beilagen zu demfelben waren 
ausgearbeitet und bereitd gedrudt. Gleichwohl wurde diefe Angelegenheit 
verfihoben. Es war dies eine Folge des veränderten politifhen Syſtems des 
Regierungsrathes mit Annäberung des Jahres 1835. In der GSigung vom 
20. Hornung 1336 fprachen die meiften Mitglieder des Regierungsratbes 
gegen die Annahme der Badener Konferenzartifel, und mehrere führten als 
Grund ihrer Boten für Nichtannahme die VBerwerfung jener Artikel von 
Seiten des Pabftes an, gerade fo wie Zug. 

Gleichwohl beſchloß damals der große Rath die Annahme derfelben mit 
einer ungeheuern Majorität. Um fo auffalleuder ift der Beſchluß deffelbeu 
bom 2. Julı 1836. 

) Am entfchiedenften haften dagegen die HH. Stettler, Neuhaus 
und Fellenberg gefprochen. 
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„Dura ausdrücdlich gegeben, fondern auch unterm 18. Mai eine ‚Zu: 
„ſchrift an die Regierung von Zuzern, als Fatholifcher Vorort, gerich- 
„tet, um fie zur Einleitung diefer Unterhandlungen mit der Fompeten: 
„ten Firchlichen Behörde einzuladen.” 

„Wir hoffen, es werde der große Rath diefen Gang, welchen 
„der Negierungsrath einfchlagen zu follen geglaubt, gutheißen, und in 
„ Beftätigung des Grundfages, daß der gegemwärtige Zuftand der 
„katholiſchen Religion im Jura ferner treu gewahrt werden fol, ihn 
„ermächtigen, fo ſchleunig als möglich die fraglichen Unterhandlungen 
„mit dem römifhen Hofe zu eröffnen. ” 

„Bern, den 1. Juli 1836.” 


„Nach flattgefundener Berathung über obigen Bericht wurde die 
darin enthaltene Anficht des Regierungsrathes genehmigt und demnach 
befchloffen : 

1) Der Gang, welden der Regierungsrath eingefchlagen, wird 
gutgeheißen, und in Beftätigung des Grundfages, daß der gegen: 
wärtige ‚Zuftand der Fatholifhen Religion im Jura ferner treu gewahrt 
werden foll, wird 

2) der Megierungsrath ermächtigt, fo fehleunig als möglich die 
fraglichen Unterhandlungen mit dem römiſchen Hof zu eröffnen.” *) 


Die Artifel der Konferenzen in Baden und Zugern haben alfo 
die Stände Luzern, Aargau, Bafel: Landfchaft, Thurgau, Zürich, 
St. Sallen **) und Bern (wenn anders der zweifelhafte Großraths— 
befhluß vom 2. Juli den vom 20. Hornung nicht umgeſtoßen bat) 
angenommen. Ob die Hoffnung des Fatholifchen Wororts, daß fich 
auf der Grundlage diefer Artikel ein gemeinſames Staatsfirchenrecht 
für die katholiſche Schweiz ausbilden werde, in Erfüllung gehen wird, 
hängt von der Bedingung ab, am weldye der Vorort felbft diefe Hoff: 
nung gefnüpft hat — von einem übereinftimmenden Zuſammenwirken 
der einzelnen Stände, 


2) Der Regierungsrath von Bern hat wirklich ein zu Unterhandlungen 
mit dem römifhen Stuhl einladendes Schreiben an den katholiſchen Vorort 
abgeben laſſen, diefer aber nicht weiter darauf geautwortet. 

“+) St. Gallen hat zivar die Luzerner Konferenzartifel ruhen laffen und 
dem Fatholifhen Vorort über Annahme oder Nichtannahme Feine Nachricht 
ertbeilt. Da aber jene nur Vollziehungemafregeln der Badener Artikel ent: 
halten, fo fihliegt die Aunahme der letztern implicite auch die Annahme der 
erſtern in ſich. 


ö —— —— — — —— — — — —— — — — — 
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Machträge zur Einleitung. 


(Bu Seite XVi.) 


Nach der legten von der Tagſatzung genehmigten offiziellen Zählung 
der Bevölkerung der Kantone Bern und Graubündten ift diejenige von 
Bern: 

402,710 Kantonsbürger und Bürger anderer Kantone ; 
5,203 Ausländer; 


Total : 407,913. 
Diejenige von Graubünden: 
82,568 Kantonsbürger und Bürger anderer Kantone ; 
1,938 Ausländer ; 


Total: 84,506. 


(3u Seite XVIII.) 


Als Beiträge zur neuern Gefchichte find noch zu bemerken : 

Die Biographie von Loharpe, von Monnard 1858; 

Die Biographie von Hans von Reinhard, von Konr. von Muralt 
1858; 

Die Biographie von Ufteri, herausgegeben von Ott; 

Schweizeriſches Mufeum für hiſtoriſche Wiſſenſchaften, Herausgegeben 
von Gerlach, Hottinger und Wadernagel; 

Renggers kleinere Schriften, gefammelt von Prof. Kortüm 1838; 

Abriß der Militärftatiftif der Schweiz, von Leemann 1858 (enthält 
eine kurze Militärgefchichte der Eidgenoffenfchaft) ; 

Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 45 
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Fortfegung von Müller Friedberg Annalen von Efcher (bis jetzt 
zwei Bände). 


(3u Seite XLVI.) 


Die fieben Bundesverfaffungen der fchweizerifchen Fidgenoffenfchaft 
von 1798 bis 1815, von Troxler 1858. 


Nachträge zum erften Buch, 


(Gu Seite 23, Bor Nr. VII.) 


Dereinigungsurfunde des Klofters und der Gemeinde 
Engelberg mit Obwalden, 9. Suli 1815 *). ° 


Wir Amtsftatthalter und Rath des Kantons Unter: 
walden ob dem Wald aneinem, und Wir der Abt und Ka: 
pitel des Klofters und Wir Ammann, Räthe und ge: 
fammte ®emeinde des Thals Engelberg am andern 
Theil, 

urfunden anmit: 

Demnady wir, die legtgenannten, durdy unfere wirkliche Lage und 
die ‚„Zeitumftände veranlaffet und durch den Beſchluß der h. eidgenöf: 
fiihen Tagſatzung vom 28. Brachmonat geleitet **), bei der Regierung 
des erfigenannten Standes Obwalden mit dem angelegentlichen Anſuchen 
eingelangt find, daß unfer Klofter und die Thalgemeinde Engelberg mit 
dem Kanton Unterwalden ob dem Wald als ein Fünftiger BeftandthHeil 
desfelben vereinigt werden möchten, diefem Wunſche auch von uns, dem 
erftgenannten Amtsftatthalter und Rath geneigt entfprochen worden, fo 
wurden in Folge deffen von unfern allfeitigen Ehrenfommitticten bei einer, 
den 7. Juli diefes laufenden Jahrs in Sarnen gehaltenen, Konferenz fol 
gende Grundlagen zu diefer Vereinigung entworfen : j 

1) Das Klofter und das Thal Engelberg follen für alle Zufunft einen 
Theil des Kantons Obwalden ausmachen. Es tritt in die Rechte, Vor— 
theile und Befchwerden des Etandes Obwalden ein. 


») Diefe Urfunde, die in der offiziellen Sammlung feblt, if der bon 
Hrn. Kanzler Amrhyn herausgegebenen Sammlung der Abfchiede von 181% und 
1515 (Band III, S. 171) entnommen. Sie gehört vor die Bergleichsur: 
Funde (Mro. VIE der gegemwärtigen Sammlung); denn diefe feßt jene fchon 
voraus. 

»20) Diefer Befchluß fagt, dag, wenn Nidivalden nicht in kurzem dem 
Bunde beitrete, das Klofter nebit Gemeinde Engelberg mit Obivalden vereinigf 
werden follen, um ihrem Wunfche,, bei dem eidgenöffifchen Bunde zu verbleiben, 
zu entfprechen. (S. Abfchied von 1314 und 1815, Band III, ©. 129.) 


2) Die weitern Werhältniffe, welche durch die Lofalumftände noth— 
wendig gemacht werden, find einer Fünftigen freundſchaftlichen Unterres 
dung unterworfen. 

Sollten ſich diesfalls Umftände erheben, fo werden foldhe, im Fall 
man ſich nicht mit einander verftändigen könnte, dein Entfcheid der h. Tag: 
fakung unterworfen. 

Welche Uebereintunft wir Amtsftatthalter und Rath zu Obwalden den 
8. Heumonat des 1. J., und Wir der Abt und Kapitel des Klofters, und 
Wir Aınmann und Rath und ganze Gemeinde des Thals Engelberg un: 
term 9. Juli diefes Jahrs genehmigt und als Grundlage unferer ünftigen 
Vereinigung feltgefeßt haben. 

‚Zu Urfund deffen wir folches allfeitig mit den gewohnten Unterfchriften 
und Eigillen haben befräftigen laffen. 

Aftum, den 8. u. 9. Juli 1815. 

Am Namen des Landrathe zu Unterwalden 
06 dem Wald, 
der Amtsftattbalter : 
(1..8.) Anton Franz Imfeld. 
Der erite Landfchreiber : 
Ignaz Rohrer. 
Für den Abt und Kapitel des Klofters Engelberg : 
(L. 8.) Karl, Abt. 
Im Namen der gefammten Thalgemeinde zu Engelberg : 
L. S.) Joſeph Eugeni Müller, Thalammann. 


„Nachdem die Tagfagung der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, auf 
das Anſuchen und beftimmte Begehren beider im gegenwärtigen Aft er: 
fhheinenden kontrahirenden Theile, die Vereinigung des Thals und Klofters 
Engelberg mit Obwalden durdy ihren Befchluß vom 17. und 18. Juli aus: 
gefprochen hat : fo erflärt die Tagfakung nunmehr, daf die gegenwär- 
tige, von beiden Seiten genehmigte Vereinigungsurfunde hiermit auch von 
der Eidgenoffenfchaft ratifizirt und gewährfeiftet wird. 

In Kraft deffen der gegenwärtige Ratififationsaft von dem Präfl: 
denten der Tagfagung und dem Kanzler der Eidgenoffenfchaft unterzeichnet 
und mit dem bisherigen eidgenöffifchen Staatsfiegel verfehen worden ift, 
in Zürich den 18. Auguft 1815. | 

Der Bürgermeifter des Kantons Zürich, Präfident 
der Tagfagung : 
Wyß. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: 
(L. S.) Mouffon. 
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Tagſatzungsbeſchluß, durch welchen die eidgenöffifche Mann. 
fchaftsfcala auf neue zwanzig Jahre (1339 —1858) feſtgeſetzt 
worden ift. 


Dom 44. Heumonat 1838, definitiv berichtigt den 20. Auguft desfelben 
Jahres. 


Die eidgenöffifhe Tagſatzung, 
in Folge der, dem Bundesvertrag gemäß, alle zwanzig Jahre vorzuneh: 
menden Revifion der eidgenöffifchen Mannfcaftsfcala , 
befchließt: 

1) Die Gefammtbevölferung eines jeden Kantons, wie diefelbe ſich 
aus der — gemäß dem Tagfagungsbeichluß vom 7. Herbfimonat 1836 — 
aufgenommenen Volkszählung ergiebt, ift als Bafis der eidgenöffifchen 
Mannfcaftsfcala angenommen unter den in den folgenden Artikeln enthal: 
tenen nähern Beftimmungen. 

2) Bon diefer Gefammtbevölferung eines Kantons wird die „Zahl der 
in jedem Kanton ſich aufhaltenden oder niedergelaffenen Fremden (Nicht: 
fhweizer) zum Zweck der Ausmittlung der eidgenöffifhen Mannſchafts⸗ 
fcala abgezogen. 

3) Dagegen foll die wandelbare —— Bevölkerung zum Behuf 
der Ausmittlung der eidgenöſſiſchen Mannſchaftsſcala von der Geſammt⸗ 
bevölkerung eines Kantons nicht abgezogen werden. 

4) In Folge der vorftehenden Beftimmungen befteht demnad) die eids 
genöffifhe Mannfchaftsfcala, im Verhältniß zu drei Mann auf Hundert 
Seelen für beide Bundesfontingente zufammen, für die nächften zwanzig 
Jahre, wie folgt: 
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Eidgenöſſiſche Meannſchaftsſeala. 


Geſammtbevölkerung der Schweiz, wie dieſelbe in Folge Tagſatzungsbe⸗ 
ſchluſſes vom 7. Herbſtmonat 1836 in den Jahren 1836, 1837 
und 1838 aufgenommen worden iſt. 




















































Sefammt:| Schweizetiſche Bevölkerung als |- 58, 
bevölkerung = Grundlage der Mannfcdyaftsfcala. 28 rE 
Kantone 3 — t— 5755 
der 5  |Hantonsbür: | Bürger ei 323 
Schweiz. 3 ger und anderer Total, E E38 

Angeborige. | Kantone. 35: 
‚Zürid) 251,576 | 6,366 217,219) 7,991! 225,210| 6,756) 
Ben. 407,913 | 5,203] 386,681! 16,029! 402,710] 12,084 
Luzern » 121,521| 626] 120,512| 3, 383 123,895] 3,747 
Ury 13,519 31 12,948 5537 45,185] 405 
Schwyz . 40,650 196 39,526| 1,128 410,15 1| 1,21% 
Obwalden 12,568 11 11,857 500 42,357 74 
‚Nidwalden 10,203 11 9,804 388 10,192] 306 
Glarus 29,518| 3100 28,217) 821) 29,058| 874) 
Bug: . 15,522 110 11,193) 1,019) 15,242] 456] 
‚Freyburg 91,145 | 1,901) 83,254) 6,010) 89,244] 2,677) 
‚Solotyun . 63,196 08) 59,214) 3,274 62,188 1,875 
Baſel⸗Stadtth. 21,321 | 5,229 10,614 | 8,481 19,092) 575 
Bafel:Landfh.| 41,105 | 1,161 55,990) 3,952] 39,942] 4,498 
Schaffhauſen 32,582 | 1,275 29,462| 14,847 51,509| 939 
Appenz. U.R.| 41,080 481 38,701) 1,898 40,599 1,218 
Appenz. J. R. 9,796 36 9,671 89 9,760| 293 
St. Gallen. | 158,853 | 3,355] 141,359| 11,139) 155,498] 4,665) 
Sraubünden . 81,506 | 1,958 79,601) 2,967 82,568] 2,477) 
Aargau 182,755 | 1,798| 174,992! 5,965 180,957| 5,429 
‚Thurgau 81,124 | 4,501 78,160| 4,463 82,623] 2,479) 
Teſſin 115,925 | 3, 1794 110,445 299| 410,744) 3,322 
Waadt 183,582 | 3,965] 161,686! 14,951| 179,617| 5,389 
Wallis 76,590 | 1,905| 73,673| 1,012) 71,685| 2,241, 
‚Neuenburg 58,616 | 3,211 40,868 11,554 55,102] 1,662 
Senf. 58,666 | 11,835 38,156| 8,677 46,855] 1,405 
2,190,258 | 


56,314| 2,012,580| 121,334| 2,133,914|64,019 






























- 
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5) Die Leiſtung der Mannſchaftsbeiträge der Stände an das Bundes: 
Heer, nach dem Maßſtab der vorftichenden Scala, beginnt mit dem 1. Jenner 
des Jahres 1859. i 

6) Der gegenwärtige Beſchluß ift der offiziellen Sammlung der Aften: 
ſtücke des ſchweizeriſchen Staatsrechtes einzuverleiben. 

(Offiz. Samml., Bd., 1, Heft 1, Nr. 1.) 


(Zu Seite 29, ſtatt Nr. X.) 


Zagfagungsbefchluß ‚ durch welchen die eidgenöffifche Beldfcala 
auf neue zwanzig Sabre (1839-1858) feftgefegt worden ift. 


Dom 14. Heumonat 1838, definitiv berichtigt den 20. Auguſt desfelben 
Jahres. 


Die eidgenöffifche Tagfakung, 
in Folge der, gemäß dem Bundesvertrag, alle zwanzig Jahre anzuord⸗ 
nenden Reviſion der eidgenöſſiſchen Geldſcala, 
beſchließt: 

1) Die eidgenöſſiſche Geldſcala iſt für die Dauer der nächſten zwanzig 
Jahre auf die Grundlage der nachſtehenden Klaſſi fikation der Kantone 
feſtgeſetzt, wie folgt : 

Erſte Klaffe, im Verhältnig zu fünf Yranfen auf den Mann des 
Kontingents, die Stände Ury, Schwyz, Unterwalden und Ap: 
penzell Inner: Rhoden. 

Zweite Kloffe, im Verhältniß zu ficben und einem halben 
Franken auf den Mann des Kontingents, die Stände Zug, Grau: 
bünden und Wallis. 

Dritte Klaffe, im Vehältniß zu zehn Franken auf den Mann des 
Kontingents, die Stände Bern (für die leberbergiſchen Aemter *), 
Glarus und Teſſin. 

Vierte Klaſſe, im Verhältniß zu zwölf und einem halben 
Franken auf den Mann des Kontingents, der Stand Baſel-Land— 
ſchaft. 

Fünfte Klaſſe, im Verhältniß zu fünfzehn Franken auf den 
Mann des Kontingents, die Stände Luzern, Freiburg, Solo— 





*) Die Amtsbezirke Biel, Courtelary, Delfperg. Freibergen, 
Müunfter, Pruntrut und im Amtsbezirfe Er lach die Abtheilung Neuen 
fladt und Teffenberg. 
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thurn, Schaffhaufen, St. Sallen, Thurgau und Appen= 
zell Außer:Rhoden. 

Sechste Klaffe, im Verhältniß zu zwanzig Franfen auf den 
Mann des Kontingents, die Stände Zürich, Bern (ohne die leber— 
bergifchen Aemter), Aargau, Waadt und Neuenburg. 

Siebente Klaffe, im Verhältniß zu fünfund zwanzig Franfen 
auf den Mann des Kontingents, der Stand Genf. 

Achte Klaffe, im Verhältniß zu dreißig Franken auf den Mann 
des Kontingents, der Stand Bafel:Stadttheil. 

2) Der eidgenöffifche Vorort ift angewieſen, die fomit feftgefegte 
Scala der Gelöbeiträge fämmtlicher eidgenöffifcher Stände mit Beachtunig 
folgender Borfchriften berechnen zu laffen : 

a) Es wird zunächſt, mit Beachtung der von der Tagfagung gut: 
geheißenen Tabelle der Geſammtbevölkerung der Schweiz , das 
Mannfchaftsfontingent jedes Kantons zu zwei Mann von hundert 
Seelen, diefes jedoch ohne Abzug der Fremden, ausgemittelt. 

b) Das alfo gebildete Mannfchaftsfontingent jedes Kantons wird 
alsdann durdy den vermöge der neuen Klaffififation ausgemittelten 
Multiplitator vermehrt. 

c) Die Summe der in vorfichend bezeichneter Weiſe ausgemittelten 
Geldfontingente aller einzelnen Kantone bildet das neue Gefammt: 

geldkontingent der Eidgenoffenfhaft, nach welchem die fünftigen 
Zeiftungen an die eidgenöffifchen Kaſſen auszufchreiben fein werden. 

3) Die Erhebung der Geldbeiträge der Stände an die eidgenöffifchen 
Kaflen nad) dem Mafftabe der neuen Ecala beginnt mit dem 1. Jenner 
des Jahres 1839. 

4. Die Klaffififation der Kantone famınt der neuen Geldſcala ift der 
- offiziellen Sammlung der Aftenftüde des ſchweizeriſchen Staatsrechtes 

einzuverleiben. 


% 






Kantone. 


‚Bern 


obne die [eberber: 
giichen Aemter 


vie Leberbergiichen 
Aemter . 


Luzern 

Un . » 
Schwyz . 
‚Obwalden 
Nidwalden 
Glarus 

Zug .. 
Freyburg. 
‚Solothurn 
Bafel-Stadtth. 
er 
Schaff hauſen 
Appenz. AR. 
Appenz. J. R. 
St. Gallen 
Graubünden 
Aargau 
Thurgau 
Teſſin 

Waadt 
Wallis 
‚Neuenburg 
Senf. 








Zürich . . 


ger und 


Bürger ante: 
rer Kantone. | 





225,210 


332,158 


70,252 
123,895 
13,185 
40,15 
12,357 
10,192 
29,058 
15,212 
89,214 
62,188 
19,092 
39,912 
31,509 
40,599 
9,760 
155,198 
82,568 
180,957 
82,623 
110,744 
179,617 
74,685 
55,402 
46,855 


Auslän: 
ber. 


SGefammtbevölkerg .d. Schweiz 
als Grundlage der Geldfcala. 
—— — — — 
Kantons bür⸗ 


354,766 
75,117 
124,521 
13,519 
40,650 
12,368 
10,203 
29,318 
15,322 
91,145 
63,196 
24,321 
41,103 
32,582 
41,080 
9,796 
158,853 
84,506 
182,755 
81,124 
113,923 
185,582 


u? Dann auf 100 
Scalamäfiiger 
Multiplikator. 





Muannicaftötontingent 
Scelen d. Geſammtbe⸗ 
völkerung d. Schweiz. 


3 


2 








18 


4,63220 


6,695|20 


1,163] 10 
2,490] 15 
270| 5 
8135| 5 
2147| 5 
2034| 5 
587110 
306| 7'% 
1,8.3|15 
1,2611 15 
186130 
822]121% 
652|15 
822]15 
196) 5 
3,177115 
1,690| 72 
3,655120 
1,682115 
2,278|10 
3,672]20 
1,532] 7% 
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2, 135, 91 56,314| 2, 190, 2581 13,803 
Das Geſammtgeldkontingent des Standes Bern beträgt ſonach 148,530 Franken. 


des, 


Frt. 


m 


92,640 


133,900 
14,630 *) 


37,550 
1,550 
4,065 
4,255 
1,020 
5,870 
2,295 

27,345 

18,960 

11,580 

10,275 
9,780 

12,550 

980 

47,655 

12,675 

73,100 

25,230 

22,780 

73,410 

11,490 

23,410 

29,323 


707,740 


Betrag des | 
Seltkontin: 


gents eines 
jeden Stan: 





























Die in Folge der vorftehenden eidgenöffifchen Geldſcala durdy die Kan: 
tone zu entrichtenden Geldbeiträge an die Bundesfaffen find durch die 
nachſtehende Weberficht näher ausgemittelt. 





| Abtheilungen des Geld: 
| 
| 


Ganzes 


Die Hälfte. | Ein Drittel. EinViertel. 


‚Bern . 

Luzern 

MU : = 
Eedhwyz . 
‚Obwalden 
Nidwalden 
Glarus 

Zug oe 
‚Freyburg 
Solothurn 





Baſel-Stadtth. 
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980 — 
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270 — 
813 — 
217 — 
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2,055 — 
1,956 — 
2,166 — 
196 — 
9,551 — 
2,555 — 
14,620,— 
5,016 — 
4,556 — 
11.688 — 
2,298 — 
5,3865 — 
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3,796 66?/; 


12,210 — 


1,915 
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1,887 50 
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— 101,105 


Ein Schetel. EinSiebentel. 


15,251 28%/7 
21,218157%, 
5 535,71 7 

192|853/, 
580171°/; 
176 1.6/ 
145|713/5 
858|571/, 
327|85°/ 
3,906 126/, 
2,708|57Yr 
2,082|85°/7 
1,467|85°/7 
1,397 1427, 
1,764  126/7 
110) — 
6,807|853/; 
1,810|713/, 
10,4142|85°/; 
3.60128%/, 
3.251128%/, 

10,401)426/, 
1,641 126% 
3,518 57'/, 
4,189128%/, 
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Ein Achtel. 
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41,668 75 

168| 75 
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1327| 50 
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28618714 
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1,541) 25 
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2,106 666/ 

1.601 — 

4,141|66%/ 

1,086 66%) 

1,370| — 
108|88°/ 

5,2931 — 
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1. 276[66%5 

2,604] 94%/s 


— |) — — — 
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(3u Seite 29.) 


Feſtſetzung, daß die in Folge der revidirten eidgenöffifchen 
Mannfchaftsfcala fich ergebende Reduktion des Bundesheeres 
ausfchlieflich auf die Infanterie zu fallen habe”). 


Beſchluß vom 20. Auguft 1838 , in Kraft eriwachfen den 24. Chriftmonat 
1838. 


Die aus dem befchloffenen Mapftabe, nad) welchem das Bundesheer 
fünftighin aus drei Mann auf hundert Zeelen der gegenwärtigen Bevöl: 
ferung gebildet werden ſoll, fid) ergebende Reduktion feiner numerifchen 
Stärke foll ausſchließlich auf die Waffe der Infanterie angewendet werden. 

(Offiz. Samml,, Bd. II, Heft 1, Nr. I.) 


(3u Seite 29.) 


Verfchmelzung des Auszugs und der Referve bei dem 
Bundesheere. 


Beſchluß vom 20. Auguft 1838, in Kraft erwachfen den 1. Hornung 1839, 


Die bisherige Unterabtheilung des Bundesheeres in Bundesauszug 
und Bundesreferve ift aufgehoben, und das Bundesheer foll künftigbin 
ein ©anzes bilden. 

(Offiz. Samml., Bd. It, Heft, Nr. IV.) 


(3u Seite 149, Anhang zum erften Bud).) 


Den in dem Anhang zum erften Buch enthaltenen Befchlüffen, — bie 
zwar an ſich adminiftrativer Natur, aber in fo fern ungemein wichtig 
find, als fie Belege für gewiſſe Normen und Grundfäge abgeben, die in 
der Bundesafte entweder ganz unberührt oder höchſt unbeitimmt gefaßt 
find — müffen noch folgende aus den Abfıhieden beigefügt werden : 


”) Diefer und der folgende Beichluß gebören zivar zunächſt in das „allge 
meine Militärreglement fiir die fchweizerifhe Eidgenoſſenſchaft“ (ficbe Nro. 
CXLIV diefer Samml.), in fo fern aber auch hierher (umter die Nachträge zum 
erften Buch), als duch diefelben gewiſſe konftitutine Punkte des Bundespertrags 
abgeändert worden find. 


— 1 — 


a) Beichluß der anferordentlichen,, in Bern verfammelten Tagfakung 
vom 27. Dez. 1850, in Bezug auf die damaligen, vom Volk ausgegan: 
genen Berfaffungsreformen °) : 

1) „Die Tagfagung huldigt einmüthig dem Grundfag, daß «6 
jedem eidgenöffifchen Stand, kraft feiner Souveränetät, frei flehe, 
die von ihm nothwendig und ziwedmäßig erachteten Abänderungen 
in der Kantonsverfaffung vorzunehmen, fobald diefelben dem Bun: 
desvertrag nicht zuwider find. Es wird fid demnach die Tag: 
fagung auf feine Weiſe in folche, bereits vollbrachte oder noch vor⸗ 
zunehmende, fonftitutionelle Reformen einmifcyen. 

2) Die Tagfagung fteht ferner in der Ueberzeugung, daß der in 
Art. IV der Bundesafte bezeichnete Fall eines eidgenöffifchen Ein: 
fchreitens nicht vorhanden fei; fie giebt fich auch der zuverfichtlichen 
Hoffnung bin, daß die Werfaffungsarbeiten in den einzelnen Kan 
tonen auf .gefeglichem Wege und ohne Gefährdung der öffentlichen 
Ruhe werden zu Ende geführt werden, und fieht demnach im erften 
Abſchnitt des vorörtlihen Kreisfchreibens feinen Grund zu einer 
weitern Berathung. “ 

b) Der Befchluß vom 22. April 1833, betreffend die Aufnahme der 
Geſandtſchaft von Außerſchwyz in die Tagfagung und die Anerfennung 
der Trennung des Kantons Schwyz in zwei politifche Ganze. 

„Die eidgenöffifhe Tagſatzung, nachdem im Beſchluß vom 28. Heu: 
monat 1831 der Entfcheid über die Frage der Vertretung des Standes 
Schwyz bei der Tagſatzung — für den Fall, daß die beabfichtigte güt- 
liche Ausgleihung nicht zu Stande kommen follte — vorbehalten wurde. 

Nachdem bis anhin die wiederholt an die verfchiedenen Bezirke des 
Kantons Schwyz gerichtete Aufforderung zur Rekonftituirung, fo wie aud) 
alle angeordneten Bereinigungsverfuche erfolglos geblieben find, und eine 
Entſcheidung über die Frage der Nepräfentazion bei der Tagſatzung um fo 
nothwendiger wird, da das innere Land Schwyz fich weigert, der oblie: 
genden Bundespflicht. gemäß, eine Gefandtfchaft an die Tagfagung zu 
ſchicken, während die vereinigten äußern Bezirke aufs neue ihren Wunſch 
dahin ausfprechen, fich durch Abgeordnete im Schooße der Tagſatzung 
vertreten zu laſſen, befchliept : 


— 


*) Dieſer Beſchluß war eine wirkliche Suspenſion dev Bundesakte, welche 
nach ihrem ganzen Weſen weder die Volksſouveränetät noch die aus ihr ent: 
fprungenen Verfaſſungen von 1830 billigen kann, wie in dem Kreisichreiben des 
Bororts Bern zur Berufung. der auferordentlichen Tagfagung ganz richtig an- 
gedeutet ift. Die Anerfennung jenes Verfaflungsprinzips war aber nothivendig, 
weil das Volk ſich dafür entichieden hafte, und darum war and der obige Be: 
ſchluß nothwendig und einmüthig. 
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4) Der gegenwärtige im Kanton Schwyz befteheride volitiſche Zu: 
ftand*) wird einftweilen (unter feierlichem Worbehalt der Wieder: 
vereinigung) anerfannt. 

2) Bis fich das innere und Äußere Land Schwyz unter einer gemein: 
famen Kantonsverfaffung vereinigt haben, genießen beide Lands: 
theile bei der Tagfakung das Repräfentationsrecht. Jeder Landıs: 
theil hat bei derfelben eine Halbe Stimme, umd das Votum ds 
Standes Schwyz fo, wie bei Unterwalden und Appenzell, nur 
datın gezählt werden, weun die beiderfeitigen Geſandtſchaften mit 
übereinftimmenden Inſtruktionen verfehen find. Zum erftenmal ge: 
hört dem Gefandten des innern Theiles (dem alten Lande Schwys) 
der Vorrang. Später wechfelt dieß alljährlich, fo lange dieſer 
Zuftand dauert. 

3) Die fämmtlihen Theile des Standes Schwyz werden aufs neue 
aufgefordert, ſich unter eine gemeinfame Verfaſſung zu vereinigen 
und diefelbe beförderlich der Tagfagung zur Gewährleiſtung vor: 
zufegen. Zu diefem Ende ift die Eidgenoſſenſchaft ſtets bereit, 
auf erfolgtes Anſuchen, zu Erreihung diefes Zieles ihte Vermit: 
telung eintreten zu Taffen. 

4) Beiden Landestheilen wird endlich meuerdingd geboten, dafür zu 
forgen, daß Ruhe und Ordnung aufrecht erhalten und alles ver: 
inieden werde, was den Landfrieden flören könnte. Auch haben 
alle Theile, auf fo fange fie ſich nicht vereinigt finden, ihre Be: 
pflihtungen gegen die Gidgenoffenfhaft an Geld: und Mann: 
fchaftsfontingenten nach Maßgabe der Bevölkerung und nad 
dem bis anhin zwifchen den Bezirken beobachteten Verhältniß zu 
tragen. N 

c) Beſchluß dom 4. Auguft 1835, nachdem Küßnach won Inter: 
ſchwyz überrumpelt worden war. (Der fpätere Beſchluß vom 6. Auguſt 
ſteht bereits in dem Anhang.) 

„Die eldgenöſſiſche Tagſatzung, in Betrachtung, daß es ſich aus den 
von dem Vorort erſtatteten Berichten ergiebt, daß in dem durch Beſchlüſſe 
der Tagſatzung anerfannten Kanton Schwyz ätferes Land der Landfriet 
durch den gewaltfamen Angriff auf den Flecken Küßnach und durch den 
Ginmarfch einer bewaffneten Macht in denſelben unter dem Befehle des 
Obriſten Abyberg, von Schwyz, gebrochen worden; in Betrachtung, 
daß diefes Greigniß einen um fo feindfeligern Gharafter dadurd erhält, 
weil nächfter Tage auf Beranftaltung des Vororts eine Konferenz alkr 
eidgenöffiichen Stände zu gütlicyer Beilegung der obwaltenden Anftãnde 


*) Nämlich die Trennung des Kantons in den Kanton Außer-Schudi und 
Inner ˖ Schwyz. 
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in den Kantonen Schwyz und Baſel flatt finden follte; in Betrachtung 
endlich, daß es der eidgenöffifchen Tagſatzung erfte und heiligfte Pflicht 
iſt, für AufrechtHaltung der Ruhe, der Ordnung und des Landfriedens 
in der gefammten Eidgenoffenfchaft zu forgen, befchlieft : 

1) Die Kantone Zürich, Bern und Luzern werden aufgefordert, ihr 
Kontingent des erften Bundesauszugs fogleich zu verfammeln und 
in eidgenöffifchen Dienft zu ftellen. 

2) Die Kantone Glarus, Freiburg, Solotfum, Schaffhaufen, 
St. Ballen, Aargau, Thurgau, Waadt und Genf follen die 
Hälfte ihres erfien Bundestontingentes fofort verfammeln und 
ebenfalls zur Verfügung der Tagfagung flellen. 

3) Sämmtlidye im zweiten Artifel genannte Kantone haben fofort 
die zweite Hälfte ihres erften Kontingentes, gleichiwie die Kantone 
Zug, Appenzell, Graubünden, Teffin, Wallis und Bafel-Land: 
ſchaft das ganze erfie Kontingent, auf das Pifet zu fiellen. 

4) Der Borort wird die Befehlshaber der verfibiedenen Truppenforps 
bezeichnen, die Militärauffichtsbehörde nad) Vorſchrift des allge: 
meinen Militärreglements einberufen und je nach Umftänden den 
Kantonen die weitern Verhaltungsbefehle zugehen laffen. 

5) Der Vorort wird insbefondere angewiefen, unverweilt den Bezirk 
Küfnah im Kanton Schwyz Äußeres Land, durch eidgenöffifche 
Truppen beſetzen zu laffen. Zu diefem Ende wird fofort ein 
Truppenforps von wenigftens fünf bis fechs taufend Mann auf 
Luzern und Küßnach vorrüden und den letztern Punkt militärifcd) 
befegen. Andere Truppen follen die übrigen gefährdeten Punfte, 
und namentlidy die übrigen Theile des Kantons Schwyz Äußeres 
Zand, befeken. 

6) Jedem einzelnen Truppenkorps wird ein von der Tagfagung zu 
erwählender eidgenöffifcher Kommiſſarius beigegeben. 

7) Bon den getroffenen Maßregeln foll durdy eine angemeffene Pro⸗ 
Mamation die gefammte Eidgenoffenfhaft in Kenntniß geſetzt 
werden. 

8) Der Vorort ift mit Wollziehung des vorftchenden Beſchluſſes be: 
auffragt. 


Nachträge zum zweiten Buch. 


(3u Seite 172.) 


Stellung der Rechnung über die Verwaltung der 
eidgenöffifchen Zentralkaſſe. 


Beſchluß vom 19. Herbftmonat 1837. 


Die Rechnung über die Verwaltung der eidgenöffifchen Zentralfaffe 
fol fünftig vom 1. Jenner bis den 31. Chriftmonat des nämlichen Jahres 
geftellt werden. 

(Offiz. Samml., Bd, It, Heft 1, Nr. XI.) 


(3u Seite 173, Nr. XLIX.) 


Nachtrag zu dem Tagſatzungsbeſchluß über die Art-und Weife 
des Rüdktrittes eines Kantons von einem einmal eingegan- 
genen Konkordate. Bom 25. Heumonat 1836, Nr. XLIX. 


Da diefer Tagſatzungsbeſchluß oder richtiger Konfordat genannt, in 
ſtaatsrechtlicher Hinficht von befonderer Wichtigkeit ift, ſo dürfte es fach: 
gemäß fein, aus dem Abfdyied der Tagfagung von 1856 (wo die eigent: 
liche Verhandlung über das im Jahr 1835 entworfene Kommiſſional- 
gutachten ftatt fand) die Hauptanfichten der divergirenden Stände kurz 
zufammenzuftellen. 

In den einleitenden Bemerkungen nennt der Abſchied felbft diefen Be: 
ſchluß eine „Vermittlung, die, wenn auch nicht ſtreng rechtlich be: 
gründet, jedenfalls große praktiſche Vortheile darbieten dürfte. * In der 
Umfrage fielte Unterwalden die Anficdyt auf: es könne von eincm 
einmal eingegangenen Konfordat fein Stand ohne Ginwilligung alle 
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mitfonkordirenden Kantone zurüdtreten. St. Gallen fiimmte bei, 
aber nur in Bezug auf diejenigen 21 Konfordate, welche durch Art. 
XIV des Bundesvertrags und den Tagſatzungsbeſchluß vom 22. Heumonat 
1818 befchlagen werden. Wallis wollte fämmtliche Konfordate alle 
fünf Fahre einer Revifion unterworfen haben, bei welchem Anlaß alle 
einzelne Stände von denfelben austreten dürften. Aargau entwickelte 
ausführlich: daß es nidyt Sadye der Bundesbehörde fein könne, recht: 
lich über Vertragsgegenſtände zu flatuiren, die einzig und allein und 
in jeder Hinficht in die Rechtsfphäre der Kontrahenten gehören. In— 
deffen wolle der Stand Vargay nachgeben und zu diefem Bundesgeſetz 
fiimmen, aber nur unter der Bedingung, daß es nur für die in ‚Zus 
unit abzufchließfenden Konfordate gelte, aber feine rüfwirfende 
Kraft habe auf die beftcehenden Konfordate, weil bei Gingehung der: 
felben die nun über den Rücktritt beantragte Maßregel nicht hätte vor: 
ausgefehen werden können und beim WBorhandenfein derfelben mancher 
Vertrag der Art nicht abgefchloffen worden wäre. Kein Stand folle 
alfo gehindert fein, von ben befichenden (nicht garantirten) Kon: 
fordaten, der bisherigen Hebung gemäß, unter veränderten Umftänden 
zurüczutreten. Bern und Zürich wollten zwar mit der Mehrheit 
den zu faffenden Befhluß aucd auf die beftehenden Konfordate aus- 
dehnen, aber mit Ausfchluß der Fälle, wo von einem Kanton ſchon ein 
Rücktritt von einem Konfordate erklärt worden fei (was bei beiden 
Etänden der Fall war, in Bezug auf das Konfordat über Ausliefes 
rung der Ausreißer von befoldeten Kantonstruppen). Die Mehrheit 
der übrigen Stände lief diefe Befchränfung nur unter der Bedingung 
gelten, wenn die andern fonkordirenden Kantone wirklich ihre Ginwil: 
ligung zu dem Rücktritt ausgefprochen hätten. Bafel:Stadttheil 
und Glarus wollten fogar zwei Drittel der Stimmen fir die Ge— 
ftattung des Rücktritts, „weil darin eine Garantie liege, für die Er: 
haltung allgemeiner Grundfäge, die ihrer Natur nach, als etivas Ge: 
meinrechtlidyes, feiner Zeit der Bundesakte hätten einverleibt 
werden follen, dermalen aber mur unter der Form eidgenöffifcher Konz 
fordate beſtehen.“ Bei der Abſtimmung, waran St. Gallen gar fei: 
nen Zheil nahm, weil e8 der Tagſatzung das Recht nicht zuge: 
ftand, durd Beſchlüſſe die Verhältniſſe der Konfordate zu reguliren, 
wiederholte fich die Erörterung der angeführten Hauptfragen, ob der 
zu faffende Beſchluß ſich auf alle beftehenden und künftig abzufchlie: 
ßenden Konfordate, oder auf diefelben mit Ausſchluß derjenigen, von 
welchen der Rücktritt zwar ausgefprochen aber noch nicht zugegeben 
fei, oder endlich nur auf die fünftigen ausdehnen folle. Da die Mehr: 
heit fich bejahend für die erfie ausfprady, fo flimmten Bern, Zürich 
und Aargau gegen alle Artifel. Bei der Generaladftimmuhg wurde 
Schweiz. Staater. Bd. 1. 46 
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der Beſchluß unbedingt angenommen von 12 Ständen ; vor Glarus, 
DBafel:Landfhaft, fo wie von Zürich (laut nachträglidyer Er⸗ 
Märung vom 5. Herbfimonat) unter NRatififationsvorbehalt. Unter: 
walden, Waadt und Wallis wollten referiren. Bern bezog 
fih auf fein abweihendes Botum. Bafel:Stadt und Tef: 
fin behielten das Protofoll offen. St. Ballen gab zu Protofol: 
St. Gallen wird, getreu feinen bundesgemäßen Verpflichtungen, alfen 
jenen Borfchriften nachleben, welche in den durch den Art. XIV dis 
Dundesvertrags betroffenen allgemeinen eidgenöffifchen Konfordaten ent= 
halten find, hält hingegen, nad) Anficht fämmtlicher Artifel des Bun: 
desvertrags, die Tagfagung für durchaus unbefugt, über gegenfeitige 
Verpflichtungen, welche die Kantone vertragsweife eingegangen find, 
irgend eine verbindliche Schlußnahme zu faffen, und verwahrt deßhalb 
hinſichtlich aller, von vorbenanntem Art. XIV nicht betroffenen Kom: 
fordate feine freie Befugniß, ſowohl gegen den in heutiger Sitzung 
(22. Juli) gefaßten fogenannten Befchluf, als gegen anderweitige 
Berfügungen der Tagfagung. Aargau fchloß fi im Allgemeinen 
der Erklärung von St. Ballen an; will übrigens referiren. 
(Nbfchied kon 1836, Seite 146 fag.) 


(3u Seite 173, Pr. NLIX.) 


Rücktritt eines Kantons von einem einmal eingegangenen 
Konfordat. (dl. u. 106. Auguft 1857.) 


Durd) die allgemeinen Zraftanden war daran erinnert worden, daf 
die Gefandtfchaften von Unterwalden, Aargau, Waadt und 
Wallis den am 22. Juli v. J. gefaften Beſchluß, durch welchen die 
Verhältniffe auf eine maßgebende Weife geregelt worden find, unter wel: 
chen ein eidgenöffifcher Stand von einem einmal eingegangenen Konfors 
date zurücktreten fann, ad referendnm genommen hatten, während 
für die Stände Teffin und Bafel = Stadttheil das Protokoll offen ge 
blieben war. 

Am 11. Auguſt wurde der Beitritt ihrer refp. Stände zu diefem 
Beſchluß ausgeſprochen durch die Grfandtfchaiten von Aargau, Teſſin 
und Bafel: Stadttheil, während die Gefandtfchaften von Unterwalden 
ob dem Wald abermals referiren, diejenige von Untermwalden nid dem 
Mald aber ihrem Stand das Protokoll offen behalten wollte. 

Die Gefandtichaften von Waadt nnd Wallis binmwieder waren 
beauftragt zu erflären, daß ihre refp. Stände diefem Befchluß um def: 
willen nicht beizupflichten gelonnen feien, weil fie eradyien, die Tagſatzung 
babe dieffalls nichts zu beftimmen und habe daher ihre Kompetenz 
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überſchritten, indem es einzig Sache des eidgenöſſiſchen Rechts ſei, 
über die Zuläßigkeit oder Unzuläßigkeit des Rücktritts eines Kantons 
von einem eingegangenen Konkordat zu entſcheiden. 

Am 16. Auguſt ſprach die Geſandtſchaft von Unterwalden 
nid dem Wald die Zuſtimmung ihres Standes zu dieſem Ber 


ſchluß aus. 
(Abſchied von 1827, S 268.) 


(3u Seite 205, Nr, LXXVI.) 


Konklufum betreffend die unverzügliche Fortweifung der 
unrubigen Flüchtlinge und Fremden aus der Gchmeiz. 
Berathung am 27. Herbfimonat 1837. 


Da fi bei der am 27. Herbftmonat 1857 ftattgehabten Berathung 
und Abftimmung weder für die Aufhebung noch für die längere Fort: 
dauer des gedachten im Jahr 1856 gefaßten Konflufums ein reglemen- 
tarifhes Mehr ergeben hatte: fo bleibt daſſelbe fortwährend in Krait. 

(Tagſatz. Nbichied von 1837, ©. 396.) 


Durh die Tagfagung von 1855 wurde am 5. Herbfimonat die 
Erflärung des Vororts vom 23. April 1838, welche das obige Kon- 
kluſum als erlofchen betrachtet, gutgeheißen. 

(Tagfag. Nbfchied von 1838, ©. 401.) 


(3u Seite 209, Nr. LXXVIN.) 


Konfordat zur Regulivung des Verfahrens gegen unrubige 
Flüchtlinge, vom 26. Auguft 1836. 


Dem gedachten Konfordat waren bei Eröffnung der Tagfagung des 
Jahres 1837 acht Stände definitiv beigetreten, nämlich Zürich, 
Bern, Solothurn, Bafel, Schaffhbaufen, Teffin, Wallis 
und Neuenburg. Seitdem bat fi die Zahl der Fonfordirenden 
Stände nicht vermehrt. 

(Abfchied von 1837, ©. 396.) 


Am 5. Herbiimonat 1838 wurde befchloffen auf den Antrag des 
Vororts, den obigen Konfordatsentwurf, weil demfelben Feine Mehr: 
heit von Ständen beigetreten fei, aus dem Abfchied zu entfernen. 

(Tagfag. Nbfchied von 1838, S. 402.) 


Nachträge zum dritten Buch. 


(3u Seite 256, Nr. CiN.) 


Konkordat wegen aegenieitiger Auslieferung der Ausreißer 
von befoldeten Kantonstruppen. 


Auch Neuenburg if im Jahr 1838 aus diefem Konfordat ent: 


laffen worden. 
(Abſchied von 1838, ©. 29.) 


(3u Seite 299.) 
gintbunternehbmundg. 


A. Wiederbefekung der Linthwaſſerbaupolizeikommiſſion. 


Den 18. Auguft 1835 hat die Tagfagung dem Herrn Altland: 
ammann Nazar Reichlin, von Schwyz, die verlangte Gntlaffung 
von der Stelle eines Mitgliedes der Linthwaſſerbaupolizeikommiſſion in 
allen Ehren und unter Verdanfung der in diefer Eigenſchaft geleifteten 
Dienfte ertheilt, und an deffen Stelle den 22. Auguft gleichen Jahre 
den Herrn Altkantonslandammann Nazar von Reding, von Schwvs, 
zu einem Mitglied der Linthwafferbaupolizeifommifften erwählt. 


Den 6. Auguft 1556 hat die Tagſatzung den bisherigen Präfidenten 
der Linthwafferbaupolizeifommiffion, Herren Altregierungsratb Eſcher— 
Schultheß, von Zürich, auf deifen Begehren, unter Verdankung der 
in diefer Stelle geleiteten Dienfte, ehrenvoll entlaffen. 

Den gleichen Tag bat die Tagſatzung dem Herrn eidgenöffifchen 
Oberften Hegner, von Minterthur, auf deffen ausdrüdliches und 
wiederholtes Begehren, die ehrenvolle Entlaffung von der Stelle eines 
wafferbaufundigen Mitgliedes der Linthiwafferbaupolizeifommiffion, unter 
befter Merdanfung feiner in diefer Gigenfchaft geleifteten guten Dienfte, 
ertheift. 
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Ebenfalls am 6. Auguft 1836 ift die Tagſatzung zur Wiederbe- 
ftelung der Linthwafferbaupolizeifommiffion auf fechs Jahre (von 1836 
bis 1842) gefchritten, und hat ernannt: 

zum Präfidenten derfelben, Tit. Herrn Bürgermeifter Johann 

Jakob He, von Zürich; 

zu einem Mitglied für den Kanton Schwyz, Heren Altfantens: 

landammann Nazar von Reding, von Schwyz; 

zu einem Mitglied für den Kanton Glarus, Herrn Landsfähnrich 

Dietrihb Schindler, von Mollis; 
zu einem Mitglied für den Kanton St. Gallen, Herrn Johann 
Zweifel, Bezirfsgerichtspräfidenten von after; 

zu einem wafferbaufundigen Mitglied, Herrn Oberingenieur Ne: 

grelli, zu Zürich. 


B. Denttafel zu Ehren des Herrn Sohann Konrad Efcher 
von der Linth; Efchersfanal. 


Der Tagfagung wurde am 29. Auguft 183% über die Vollziehung 
des Tagfapıingsbefchluffes vom 21. Herbftimonat 1852 Bericht erftattet, 
und über die zu dieſem Zweck beftrittenen Auslagen, nämlich für die 
Prägung der Medaille, Ablieferung einer Anzahl Exemplare an die 
Familie Efcher von der Linth, Werfertigung und Aufftelung der Denf: 
tafel, Ankauf des dießfalls erforderlichen Grundes und Bodens ıc., 
Rechnung abgelegt. Nach Beftreitung aller daherigen Unfoften aus 
dem hierfür den 14. Auguft 1825 eröffneten Kredit von 16,000 Fr. 
wurden der Linthkaſſekommiſſion 10,500 Fr. zur Merbefferung und 
Bollendung des Efchersfanals überliefert. 

(Nachtrag zn Bd. IT. der offiz. Sammlang Nr. CLXXVM.! 


(3u Seite 307.) 
Zurückziehung und Liquidation der hefvetifchen Scheidemünge. 
(Vergl. Nr. CXIX.) 


In Vollziehung der Befchlüffe vom 21. Heumonat 1828 hatte der 
eidgenöffifche Vorort denjenigen Kantonen, welche im Staatsverbande 
der helvetifchen Republif einbegriffen gewefen waren, mit Kreisfchreiben 
vom 12. März 1829 eine Anleitung ertheilt, wie bei der Ginlöfung 
und Ginfchmelzung der helvetifhen Scheidemünzen zu Werke gegangen 
werden follte. Das dießfallfige Grgebnif, infoweit es fih auf das 
eingelöste und eingefhmolzene Münzgut bezieht, ift in der dem Tag— 
fagungsabfchiede von 1829, ©. 76, beigefügten Ueberfiht zufammen: 


geſtellt. Die auf der Tagſatzung von 1829 gewaltete ausführliche Be: 
tathung hatte den mit Mehrheit der Stimmen gefaßten Auftrag an 
den Vorort zur Folge, den Befchlüffen vom 24. Heumonat 1828 wei: 
tere Bollziehung zu geben und die Liquidation der beivetifchen Scheide: 
münze, fo viel es von ihm abhange, zum ‚Ziel ihrer Vollendung zu 
führen (Abfchied von 1829, $. XXXI, ©. 75-81). 

Der ordentlichen Tagſatzung des Jahres 1830 wurde von Seite des 
eidgenöffiichen Vorortes ein Bericht über das Refultat der Ginfchmel: 
zung der helvetiſchen Scheidemüngen und ein auf die Grundlage der 
ffalamäßigen Beiträge der Stände bearbeiteter Vorſchlag vorgelegt, wie 
der auf 135,386 Franfen 30 Rappen berechnete Verluſt auf die be: 
treffenden Kantone zu vertbeilen wäre (Abſchied der ordentlichen Tag: 
fagung von 1830, 9. XXV, ©. 47 und 48 und Mbfciedsbeilage 
Liu. D). 

Diefer Liguidationsplan wurde auf der Tagfagung von 1831 befei- 
tigt, dagegen der Vorſchlag einer Kommiſſion, welcher die Borberatbung 
der Mittel, die Liquidation der helvetifchen Scheidemünzen auf dem 
Wege gütliher Ausgleibung unter den betreffenden 
Kantonen zum Ende zu führen, überiwiefen worden war, von einer 
Mehrheit von Ständen in fo weit genehmigt, daß der Vorort die An: 
weifung erhielt, die noch diffentirenden Stände zum Beitritt einzuladen 
(Abſchied der ordentlichen Zagfagung von 1831, $. XXAVII, ©. 
320—323 und Abfchiedsbeilage Litt. V). 

Nachdem auf der ordentlichen Tagſatzung von 1832 fämmtliche 
beteiligte Kantone, mit Ausnahme der Kantone Appenzell Inner: 
Rhoden und Schwyz (lchterer hatte damals eine Rechnung eingelegt, 
nach welcher das von ihm eingefchmolzene Münzgut zu 3077 Franken 
92 Rappen, deffen innerer Gehalt zu 2308 Franfen 92 Rappen 
angegeben wurde, folglicy fidy ein Verluſt von 769 Franken erzeigte), 
den von der Kommiffion angetragenen Liquidationsbeftimmungen beige: 
treten, die Kantone Schwyz und Appenzell Inner-Rhoden aber fort: 
während in ihrer diffentirenden Stellung verblieben waren (Abfchied 
der ordentlichen Tagſatzung von 1832, 5. XXXVIII, ©. 284 u. 285), 
erfolgte am 19. Heumonat 41833 der nachfichende Endbeſchluß der 
Tagſatzung über die Liquidation der helverifchen Münzen: 

1) Die vom Stande Schwyz auf der ordentlihen Tagſatzung des 
Jahres 1852 vorgelegte Rechnung über in jenem Kanton vorgenom: 
mene Ginfhmelzungen helvetifcher Münzen wird anerfannt, womit die 
Bedingung, unter welcher jener Stand dem als Beilage Litt. Y in 
den Abfchied der ordentlihen Tagſatzung des Jahres 1851 mieder: 
gelegten Liquidationsplan diefer Münzen beitritt, in Erfüllung ger 
gangen ift. 
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2) Die bei dieſer Liquidation, theils in Folge der vorſtehenden 
Anerkennung, theils in Folge der Weigerung des Standes Appenzell 
Inner-Rhoden zur Theilnahme an derſelben, ungedeckt gebliebenen 
557 Franken 79 Rappen ſollen durch die eidgenöſſiſche Zentralkaſſe 
gedeckt werden. 

3) Der Vorort iſt mit Vollziehung der vorſtehenden Beſtimmung, 
ſo wie überhaupt mit Vollziehung des erwähnten im Abſchied der 
ordentlichen Tagſatzung des Jahres 1831 befindlichen Liquidationsplans, 
der nunmehr feine Hinderniffe mehr entgegenftehen, in dem Sinne be: 
auftragt, daß der Grgenftand der helvetifchen Münzen fünftig ans 
Traftanden und Abfchied wegfallen fann. 

Die diefer Blattfeite beigefügte Tabelle bietet Die Ueberficht der vollzo⸗ 
genen Liquidation der helbetiſchen Scheidemungen dar. 


(Nachtrag zu Bd. Il. der offiz. Samml. Nr. CLXXXVIIN,) 
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Gefam mt 

der Liquidation der hefvetifchen Scheidemünzen nach den Tagfagungsverhand 

und 7. MWintermonat 1851, 14. Auguſt und 44. SHerbfimonat 1852 
Vorortes vom 18. April, 22. Brachmonat und 15. Auguft 1854. 
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Bemerfungen. 


*) Diefer Repartitionsmafftab war bereits 1831 entworfen und wird hiet 
umberändert, d. h. ohne Berudfichtigung des erſt im Jahr 1834 bininge 
fommenen, vom Stande Glarus eingesogenen Münzquantums, beibehalten, 
theils um bon der gegebenen Grundlage, als allgemein anerkannt und ge- 
nehmigt, nicht abamweichen, theils wer die Einverleibung der anf dieſem 
Münzquantum erlittenen Einbuße in die Summe der Gefammteinbuße das 
Betreffniß jedes einzelnen Standes nur um ein Unbedentendes berandert 
hätte. Wird zu der Summe diefer Rubrik die Einbufe auf dem Munz 
quantum bon Glarus von 14 Franfen 38 Rappen binzugefügt, fo gleicht 
fih die Summe mit derjenigen der erlittenen Gefammteinbuße von 135,938 
Franfen 4 Rappen ans. 


**) An der ordentlichen Tagfakung bon 1832 hat die Gefandtihaft von 
Schwyz eine Rechnung vorgelegt, nad) welcher in Diefem Kanton die Summe 
bon 3077 Franfen 92 Rappen belvetiicher Münzen eingefchmolzen worden 
wäre; der Metallwerth war zu 2308 Franfen 92 Rapren angegeben, fomit 
erzeigte fih eine Einbuge von 769 Franken; da jedoc; die ordentliche Tag 
fagung von 1833, ohne mäbere Anwendung der angenommenen Berechnung 
verhältniſſe. das Schuldberreffnig des Standes Schwyz auf 343 Franfen 
fehfeste und daffelbe auf die Zentralfafe übernahm, fo wird bier Icdiglih 
in den Bemerfungen von der Eingabe des Kantons Schwyz Ermahnung 
gethan. 


*. Der Stand Glarus bat erſt unter'm 5. Brachmonat 1834 die 
bon ihm eingezogenen helvetifchen Scheidemünzen mit 58 Franfen 50 Kappen 
an den Vorort eingefendet, das ihm früher angelegte Schuldbetreffniß ven 
505 Franken 62 Rappen abgetragen umd dagegen Die ſich bei der Em 
fdymelzung ergebene Einbuße von 14 Fe. 35 Rp. baarfihaftfich erhalten. 


»*) In der Berechnung von 1831 (Tabelle II) wurde der Ueberſchuß anf 
162 Franfen 27 Rappen angefest; da aber die damuls auf 421- Franfen 
1 Rappen getragene Schuldreftang des Kantons Schwyz durch die Tag: 
faguiıg von 1833 auf 348 Franken bevabgefegt wurde, fo werminderte ſich 
auch jener Ueberfhuß um die dDieffällige Differenz von 73 Franken und 
trug nur noch 89.Sranfen 27 Rappen. Aus demfelben wurden vorerſt dem 
Stande MHarus 14 Franfen 38 Rappen, die Einbuße auf dem vom ıbm 
eingefendeten Munzquantum, vergütet, weil derſelbe die fruber anf ihn am 
gewiefenen 505 Franken 62 Rappen vollftandig getilge hatte. Eben fo wur— 
den darans die Einfchmelzungsfoften der Münzſtätte zu Zurich für das 
Münzquantum der Stände Nidwalden und Glarus mit 4 Franken 40 Ar- 
beftritten. Nach Abzug der letztern beiden Poflen, zufammen 18 Franken 
73 Rappen, biieben noch 70 Franfen 49 Rappen, welche als Aktivſaldo m 
die Zentralfaffe zurückfloſſen. 
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Allgemeine Regulirung des ſchweizeriſchen Zollweſens. 
Beſchluß vom 7. Auguſt 1837. 


Mit 20 Stimmen wurde der Beſchluß gefaßt: 

„Es werden fämmtlidye eidgenöffifche Stände, die es betreffen mag, 
aufgefordert, den bisherigen Ginladungen des eidgenöffifhen Vororts 
um Mittheilung einer vollftändigen Ueberſicht aller auf ihrem Gebiet 
beftehenden Zölle, Weg: und Brüdengelder unverzüglich zu entfprechen, 
und die von dem Vorort von ihnen allfällig verlangten Grläuterungen 
über die mitgetheilten Weberfichten zu ertheilen, auf daß der Vorort 
fobald als immer möglich ſämmtlichen Ständen eine vollfiändige Ueber— 
fiht aller im Umfang der fchweizerifhen Gidgenoffenfhaft legal befte: 
henden ‚Zölle, Weg: und Brüdengelder zur Kenntniß bringen und mit 
einer folchen Mittyeilung weitere zweckmäßig erachtete Anträge verbin: 
den könne.“ 

(Tagfag. Abſchied von 1837, ©. 237.) 


(3u ©. 316.) 


Feſtſetzung der reglementarifchen Verhältniffe der Stelle des 
eidgenöjfifchen Zollrevifors. Beſchluß vom 49. Heus 
monat 1838. 


Die eidgenöffifhe Tagſatzung beſchließt: 

1) Zum Behuf der Vorprüfung aller derjenigen Verordnungen 
einzelner Kantone, welche auf das Zollweſen Bezug haben, wird ein 
eidgenöffifcher Zollreviſor aufgeitellt. 

2) Derfelbe fol bei einer folchen Vorprüfung vor Allem unterfuchen, 
ob und in wie fern die in einzelnen Kantonen binfichtlic des ‚Zoll: 
wefens erlaffenen Verordnungen mit den über das ‚Zollivefen in der 
Schweiz beftehenden allgemeinen Beftimmungen im Einklang ftehen, 
und er foll eine jede mit jenen allgemeinen Beftimmungen im Wider: 
fpruche ſtehende Feftfegung fofort dein eidgenöffifchen Wororte zur 
Kenntniß bringen. u 

5) Der Vorort kann den eidgenöffifchen Zollrevifor bei Berathung 
der fchweizerifhen Handelsverhältniffe oder der ‚Zollangelegenheiten zur 
Berichterftattung in feine Sigungen einberufen, in welchem Falle jedoch 
den eidgenöffifchen Zollrevifoe nur eine beratbende Stimme zufteht. 

4) Der eidgenöffifche Zollrevifor bezieht feinen beftimmten Gehalt ; 
dagegen genieht er, wenn er durch eidgenöffifche Behörden außer feis 
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nen Wohnort berufen wird, die durch befondere Tagſatzungsbeſchlüſſe 
für einen eidgenöffifchen Kommiſſar feftgefegte Entſchädigung. 
5) Dem eidgenöffifhen Zollrevifor ift der Grfaß feiner Büralaus: 
lagen durch die Zentralkaſſe zugelichert. 
6) Die Amtsdauer des eidgenöffifhen Zollreviſors ift auf drei 
Jahre fefigefegt. 
(Offiz. Samml. Bd. 111, Heft I, Nr. XI.) 


(3u Seite 335.) 


Konfordat über eine gemeinfame fchmeizerifhe Mag - und 
Bewichtsordnung vom 17. Auguft 1835. 


(Siehe Nr. CXXX.) 


Im Jahre 1837 wurde den Ständen durdy den eidgenöffifchen 
Vorort folgende Druckſchrift mitgetheilt: 

„Anleitung zue Prüfung, Abgleihung und Bezeichnung der Mafe 
und Gewichte für den gewohnten Verfehr, als Entwurf einer Prü: 
fungsordnung für die Eichmeiſter, laut Beſchluß der Konferenz der für 
das fchweizerifche Maß: und Gewichtsſyſtem Fonkordirenden eidgenöfli: 
ſchen Stände, vom 5. Hornung 1856, bearbeitet durch die ſchweize— 
rifche Erpertenfommiffion für Maß und Gewicht.“ 

(Offiz. Samml. Bd. 111, Heft 1, Nr. XIV.) 


Nachträge zum vierten Buch. 


— — — 


(3u Seite 345.) 


Verrechnung durch die eidgenöffifche Militärauffichtsbebörde 
der derfelben zum Vortheil der Feldbefeftigungen ange: 
wiefenen Kredite, 

Beſchluß vom 18. Auguft 1837. 


Die Tagfakung ermächtigt die eidgenöffifche Militärauffichtsbehörde, 
fünftig einen Theil des jedes Jahr für die Feldbefeftigungen bewilligten 
Kredite unverwendet zu bedalten, um foldyen fodann im folgenden Jahr, 
vereint mit dem für das letztere Jahr bewilligten ähnlichen Kredite, 
benugen und fomit auf das DVortheilhaftefte diejenigen Verbeſſerungen 
vornehmen laffen zu können, welche die ihre dazu bewilligten Kredite 
nur immer geftatten, — alles unter dem ausdrücklichen Vorbehalt je 
doch, daß über die für Feldbefeſtigungen bewilligten Kredite alljährlich 
der Zagfakung Rechnung abgelegt werde. 

(Offiz. Samml. Bd. ı11, Heft 1, Nr. VII.) 


(Zu Seite 345.) 


Erlöſchen der der eidgenöffifchen Militärauffichtsbehörde auf 
den eidgenöffifhen Kriegsfonds eröffneten Kredite am 
Schluſſe des Rechnungsjahrs.. 

Beſchluß vom 14. Auguft 1838. 


Im Intereffe der Rechnungsführung follen am Schluß eines jeden 
Rechnungsjahres die der eidgenöffifhen Militärauffichtsbehörde auf die 
eidgenöffifchen Kriegsfonds eröffneten Kredite, welche dannzumal nicht 
verwendet worden find, zu Ausweichung des der Klarheit einer Rech: 
nung fchädlihen Hinübertragens von Kreditreftangen von einer Red): 
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nung auf die andere, als von ſich ſelbſt erloſchen betrachtet werden, 
mit Ausnahme der für die eidgenöſſiſchen Uebungslager und für die 
eidgenöſſiſche Militärſchule zu Thun übertragsweiſe jedesmal eröffneten 
Kredite, welche erſt in demjenigen Jahr vollſtändig bezogen werden 
dürfen, für welches dieſelben verwendet werden ſollen. 

(Offiz. Samml. Bd. II, Heft 1, Nr. Vin.) 


(3u Seite 370.) 


Feftfeßung der eidgenöffifchen Eingangsaebühr auf 
Maffeleifen, 
Beſchluß vom 8. Auguft 1837. 


Die im Art. 4 des Tagfagungsbeichluffes vom 16. Auguft 1819 
über den Bezug der eidgenöffifchen Gränzgebühren für die Cinfuhr 
des Eiſens überhaupt feſtgeſetzte Gebühr von einem Baken vom 
Zentner foll auch, wie bisanhin, vorfchriftgemäß von dem Maffeleifen 
bezogen werden. 

(Offiz. Samml. Bd. III, Ne. IX.) 


Zu Seite 383.) 


Kapitalifivung der in den eidgenöffifchen Kriegsfonds vor: 
handenen Baarfchaft, mit Ausnahme der Summe von 
1,100,000 Franken. 


Beſchluß vom 8. Auguft 1837. 


Abgeſehen von der Ginführung einer neuen eidgenöffifhen Mititär: 
organifation, fol fofort, in Anwendung der im Art. 4 der Allgemeinen 
Verordnung über die eidgenöffifchen Kriegsionds vom 13. Augult 1835 
(ſiehe Nr. CLXXXVIU diefer Sammlung pag. 385) enthaltenen Er: 
mäc)tigung, von der dort feltgefegten Abtheilung diefer Fonds fpäter 
abzugeben, alle diejenige Baarfchaft der eidgenöffifchen Kriegsfonds 
zinstragend gemacht werden, welche über den Betrag von 1,100,000 
Franken hinaus vorhanden ift. 

Offis. Samml. 3b. IN, Mr. X.) 


— 28 — 
(Zu Seife 400.) 


Verbot, durch welches das Fragen von Defovationen oder 
Abzeichen, die an innern Bürgerkrieg erinnern, allen im 
eidgenöffifchen Dienfte jtebenden Militärs unterfagt wird, 

Befchluß vom 10. Auguft 1857. 


Das Tragen von Deforationen oder andern Abzeichen, welche an 
inneren Bürgerfrieg erinnern, ift allen im eidgenöffifchen Dienfte ſtehen— 
den Militärs unterfagt- *) 

(Offiz. Samml. Bd. III, Nr. VI.) 


(3u Seite 400.) 
Revifion der Strafgefege für die eidgenöffifchen Truppen. 


Die Revifion der Strafgefege für die eidgenöffifchen Truppen wurde 
am 20. Herbfimonat 1857 vollendet und darauf von der Tagfakung 
der Beſchluß gefaft: ‘ 

Folgende Zagfakungsbefchlüffe, durch welche bis anhin einige 
Punkte des Strafverfahrens bei den eidgenöffifchen Truppen geregelt 
worden waren, find durch die Annahme der revidirten Strafgeſetze für 
die eidgenöffifchen Truppen aufgehoben, und zwar: 

1) Beſchluß wegen Bildung des Obergerichts bei DBeurtheilung 
eidgenöffifcher Oberften, vom 5. Aug. 1819. (Offiz. Samml. Bd. T. 
S. 267, Nr. XXVIII.) 

2) Befchluß wegen Kommutation der Friegsgerichtlichen Urtheile bei 
den eidgenöffifchen Truppen, vom 25. Juli 1818. (Offiz. Sammlung 
Bd. I. ©. 267, Nr. XXIX.) 

5) Derantiwortlichfeit des zweiten Beſehlshabers beim Bundesheer, 
vom 12. Juni 1820. (DOffiz. Sammlung Bd. II. ©. 11. und 12, 
Mr. XIV.) **) 


>) Diejer Beichlug, am dem lange gearbeitet, und dev ın der obigen 
Faſſung vom Gefandten von Waadt vorgefchhlagen wurde, war vberanlafıt 
worden durch die von den Milizen des Kantons Neuenburg im Uebung‘- 
lager zu Thun gefragenen Medaillen, welche den Berfechtern der alten Ber- 
faflung von Neuenburg während des Berfaffungsfampfes im Jahre 1831 
als Ehrenzeichen ertheilt worden waren. 

22) Der Beichluß, betreffend: „Das Strafrecht über die Angeftellten 
der Kriegsverwaltung, vom 16. Juni 13827.“ (Bd. II, Nr. LXXUI der 
offiz. Sammlung) if ganz dem neuen Strafgefes einverleibt worden. 
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Dann wurde mit 14 Stimmen befchloffen : 

„Die revidirten Strafgefeße für die eidgenöffifhen Truppen, wie 
diefelben aus den Derathungen der ordentlihen Tagſatzungen der 
Kahre 1836 und 1837 hervorgegangen find, follen, nachdem diefelben 
durch eine verfaffungsgemäße Mehrheit von Ständen definitiv werden 
angenommen fein, mit dem 1. Auguft 1858 in Wirkſamkeit treten, 
und der eidgenöffifche Worort wird angeiwiefen, die angemeffenen Gin: 
feitungen zu treffen, damit die gegenwärtige Schlußnahme überall 
Vollziehung erhalte.‘ 

(Tagſatz. Abichied von 1837, Seite 98. 


Note. Die Strafgefehe für die eidgenöffiihen Truppen find im Jabe 
41838 bei £. Meier zu Luzern im eimer offiziellen Ausgabe im 80b0. ge- 
druckt, und in der nämlichen Offizin iſt eine franzöfifche Ueberfegung dieler 
Geſetze herausgegeben worden. 


Nachträge zum fünften Buch. 


(3u Seite 406.) 


Ausdehnung der VBermögensfreiziigigfeit zwifchen der 
Eidgenoffenfchaft und der öfterreichifchen Monarchie. 


A. Gidgendffifhe Erflärung, vom 23. Chriftmonat 
. 1856. 


In Folge mit dein Kaiferlich: Oefterreichifchen Staatsminifterium im 
Wege der F. f. Geſandtſchaft getroffener Abrede, erflärt der Vorort 
der Schweizerifchen Eidgenoffenfchaft hiermit, daß der am 5. Augufl 
41804 zwifchen den kak. Defterreichifchen Staaten und der Schweizeris 
fhen Eidgenoſſenſchaft abgefchloffene und am 16. Auguft 1821 erwei⸗ 
terte Vertrag Über eine gegenfeitige Freiziigigfeit des Vermögens auf 
alle dermalen zur Oefterreihifchen Monarchie und zur Schweizeriſchen 
Eidgenoffenfchaft gehörigen Länder feine vollkommene Anwendung zn 
finden hat, und daß ferner der in dem Art. TIL des erfibefagten Der: 
trags enthaltene Vorbehalt der Abſchoß-, Abfahrts: und Abzugsgelder, 
welche einzelnen Städten, Gemeinden oder Herrfchaften zuftehen, von 
‚num an ziwifchen der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft einerfeits und 
den zum deutfchen Bunde gerechneten Provinzen der DOefterreichifchen 
Monardyie, dann dem Lombardifch-Benetianifchen Königreich, Galizien 
und Lodomerien, Dalmatien und den unter den Generalkommanden zu 
Agram, Peterwardein und Temeswar ftehenden Militärgrenzdiftriften 
anderfeits, als volftändig aufgehoben zu betrachten ift. 

Zu Bekräftigung deffen ift die gegemwärtige Erklärung von der 
vorörtlichen Behörde unter Beidriidung des amtlichen Siegels ausge: 
fertige worden, und foll, nachdem fie gegen eine gleichlautende Erflä- 
ung von Seite des E. f. Staatsminifteriums ausgeiwechfelt worden, 


Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 47 
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durch öffentliche Bekanntmachung in den gegenfeitigen Landen Kraft 
und MWirffamfeit erlangen. 


Alſo geicheben in Bern, deu 25. Sheiftinonat 1856. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Bern, 
als eidgenöſſiſcher Vorort, 
in deren Mamen, 
der Schultheiß: 
(I.. 9.) Tſcharner. 
Der eidgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 


B. Raiferlib:Deftreihifhe Erflärung, 
vom 12. Jenner’1857. 


Der unterzeichnete Baiferlich = Pönigliche Haus:, Hof- und Staats: 
kanzler erklärt hiermit Fraft feines aufhabenden Amtes im Namen Seiner 
K. 8. Apoſtoliſchen Majeftät in Folge einer im Wege der k. k. Ge— 
ſandtſchaft mit dem Wororte der Schweizerifhen Eidgenoſſenſchaft ge: 
teoffenen Abrede, daß der am 3. Auguft 180% zwiſchen dem k.k. 
Defterreichifchen Staaten und der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft ab: 
gefchloffene und am 16. Auguft 1824 erweiterte Vertrag über eine ges 
genfeitige Freizügigkeit des Vermögens auf alle dermalen zur Defter: 
reichifchen Monarchie gehörigen Länder, fowie auf das ganze eidgendf: 
ſiſche Gebiet, feine vollfommene Anwendung zu finden hat, und daß 
ferner der im dem Art. III des erfibefagten Mertrags enthaltene Bor: 
behalt der Abſchoß⸗, Abfahrts- und Abzugsgelder, welche einzelnen 
Städten, Gemeinden oder Herrfchaften zuftehen, von nun an einerfeite 
zwifchen den zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen der Defterreichi: 
fhen Monarchie, dann dem Lombardifch: Venetianifchen Königreiche, 
Galizien und Lodomerien, Dalmatien und den unter den Generalkom— 
manden zu Agram, Peterwardein und Temeswar fehenden Militär: 
grenzdiftriften, und anderfeits der Schweizerifchen Gidgenoffenfhaft als 
vollftändig aufgehoben zu betrachten ift. 


Zur Berräftigung deffen ift die gegemvärtige Erklärung von dem 
unterzeichneten k. k. Defterreichifchen Haus:, Hof: und Staatsfanzler 
unter Beidrüdung des amtlichen Eiegels ausgefertiget worden, umd 
fol, nadydem fie gegen eine gleichlautende Erklärung von Seiten des 
Vororts der Schweizerifchen Gidgenoffenfchaft ausgewechfelt werden, 
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durch öffentliche Bekonntmachung in den gegenfeitigen Landen. Kraft 
und Wirkſamkeit erlangen. 


So gefchehen Wien, den 12. Jenner 1837. 
(L. S.) Fürſt von Metternid. 


Note. Die Driginalurfunden der vorftebenden Erflächngen find am 
17. Jenmer 1837 zu Wien zwifhen dem ſchweizeriſchen Geichäftsträger, On. 
von Effinger- Wildegg,, und dem f.P. Geheimen Staats: und Konferenzrath, 
Herrn Freiherrn von Ottenfels, ausgeiwechielt worden. 


(Offiz. Samml. Bd. IN, Nr. XV.) 


(3u Geite 455.) 


Freizügigkeit zwifchen dev Eidgenoffenfchaft und dem 
Ehurfürftentbum Heffen. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom 11. Hornung 1858. 


Der Vorort der Schweizerifchen Eidgenoffenfchaft ift mit der Staats: 
regierung des Churfürſtenthums Helfen zum Zwecke wechfelfeitiger all: 
gemeiner Freizügigkeit über nachfiehende Beftimmungen übereingefommen: 

Art. 1. Alle Bermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizerifchen Gidgenoflenfhaft in das Churfürftentyum Heffen, oder 
umgefehrt, aus dem Churfürſtenthum Heffen in die Schweizerifche Eid: 
genoffenfchaft ‚gehenden Vermögen unter was immer für einem Namen ' 
erhoben wurden, follen zwifchen diefen beiden Etaaten nicdyt mehr ftatt 
finden, ohne allen Unterſchied, ob ein WVermögensausgang durch Aus: 
wanderung, Kauf, Zaufh, Schenkung, Erbſchaft oder auf andere 
Weiſe veranlaft wird. r 

Art. 2. Hierdurch find jedoch weder Zollabgaben noch diejenigen 
Abgaben aufgehoben, sweldye im dem einen oder andern der genannten 
Staaten aud von den eigenen Ötaatsangehörigen oder Unterthanen, 
ohne Rüdfiht auf Ausführung eines MWermögens oder Verinögensthei⸗ 
Is, zu entrichten find oder künftig zu entrichten fein folten. 

Art. 3. Diefe Uebereinfunft erſtreckt fi) auf den ganzen Umfang 
der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Bei Anwendung vorftehender Uebereinfunft fol nicht der 
Tag des Vermögensanfalles oder der erhaltenen Erlaubniß zur Yuss 
wanderung, fondern nur jener der wirklichen Bermögenserportation in 
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Betracht kommen, fo daß von dem Augenblick an, wo die gegenmwärs 
tige Freizügigkeitskonvention in MWirkfamfeit tritt, das zwar ſchon 
feüher angefallene, aber noch nicht exportirte Mermögen als freizügig 
behandelt werden muß. 

Der Vorort der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft erklärt daher hier: 
durch, daß, nachdem gegenwärtige Erflärung gegen eine entſprechende, 
Namens der Etaatsregierung des Churfürſtenthums Heffen ausgefertigte 
Urkunde ausgewechfelt worden fein wird, die darin enthaltene Konven= 
tion in dee Schweizeriichen Cidgenoffenfhaft Kraft und Wirkfamfeit 
haben, auch genügend befannt gemacht werden foll. 


Luzern, den At. Hornung 1858. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als cidgenöffifcher Vorort, 
in deren Namen 
(L. 8.) der Schultheiß : 
J. Ropp. 
Der Kanzler der Eidgenoffenfchait : 
Amrhyn. 


B. Churfürſtlich-Heſſiſche Erklärung, vom 28. Mai 1838. 


Seine Hoheit der Churprinz und Mitregent von Heſſen ſind mit 
der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft zum Zwecke wechſelſeitiger allge 
meiner Freizügigkeit über nachſtehende Beſtimmungen übereingefommen: 

Art. 1. Alle Wermögensabzlige, welche bisher von dem aus dem 
Churfürſtenthume Heffen in die Schweizerifche Eidgenoſſenſchaft oder, 
umgefehrt, aus der Schweizeriſchen Eidgenoffenfchaft in.das Churfürs 
ſtenthum Heffen gehenden Vermögen unter was immer für einem Na: 
men erhoben wurden, follen zwiſchen diefen beiden Staaten nicht meht 
ftatt finden, ohne allen Unterfchied, ob ein Wermögensausgang durd 
Auswanderung, Kauf, Taufe, Fchenfung, Erbfchaft oder auf amdere 
Weiſe veranlaft wird. 

Art. 2. Hierdurch find jedoch weder Zollabgaben, nody diejenigen 
Abgaben aufgehoben, welche in dem einen oder dem andern ‚der ge: 
nannten Staaten aud) von den eigenen Staatsangehörigen oder Unter: 
thanen ohne Rückſicht auf Ausführung eines Vermögens oder Bernd: 
genstheiles zu entrichten find oder fünftig zu entrichten fein follten. 

Art. 3. Diefe Uebereinfunft erftrecdt fi) auf den ganzen Umfang 
der beiden fontrabirenden Staaten. 

Art. 4. Bei Amvendung vorftehender Uebereinfunit fol nicht der 
Tag des Mermögensanfalles oder der erhaltenen Erlaubnif zur Aus— 
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mwanderung, fondern nut jener der wirklichen Wermögenserportation in 
Betracht fommen, fo daß von dem Augenblide an, wo die gegenwär— 
tige Preizügigfeitsfonvention in Wirkfamkeit tritt, das zwar ſchon 
früher angefallene, aber noch nicht erportirte Vermögen als freizügig 
behandelt werden muß. 

Das unterzeichnete Minifterium erklärt daher hierdurch im Namen 
Seiner Hoheit des Shurprinzen und Mitregenten von Helfen, daß, 
nachdem gegenwärtige Erklärung gegen eine entfprechende, Namens der 
Schweiztriſchen Cidgenoffenfchaft ausgefertigte Urkunde ausgewechfelt 
worden fein wird, die darin enthaltene Konvention in dem Churfür: 
fientHume Heffen Kraft und Wirkſamkeit haben, auch genügend be— 
fannt gemacht werden foll. 


Caſſel, am 28. Mai 1838. 


Churfürſtlich⸗Heſſiſches Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
(L. S.) Lepel. 

Vidit Wiederhold. 
Note. Die Originalurkunden der vorſtehenden Erklärungen wurden am 
2. Auguſt 1838 zu Wien. zwiſchen dem Schweizeriſchen Gefchäftsträger, 
Herrn von Effinger- Wildegg, und dem Churfürſtlich⸗Heſſiſchen außerordent 
lichen Gefandten und bevollmächtigten Mtinifter, Seren von Steuber, aus— 

gewechfelt. 
(Off. Samml., Bd. IN, Nr. XVI.) 


Freizügigkeit zwifchen der Eidgenoffenfchaft und dem 
Großherzogthum Mecktenburg: Schwerin. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom 14. Heumonat 1837. 


Der eidgenöflifche Vorort ift, Mamens der Schweizerifchen Gidge: 
noffen fhaft, mit der Großherzog-Mecklenburg⸗ Schwerinifchen Etaats: 
regierung in Hinficht einer swechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit 
über nahftehende Beſtimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, melde bisher von dem aus der 
Scyweizerifchen Eidgenoffenfhaft in das Großherzogthum Medlenburg: 
Schwerin oder, umgekehrt, aus dem Großherzogthum Medlenburg: 
Schwerin in die Schweizerifche Cidgenoffenfchaft gehenden Vermögen 
unter was immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen 
den beiden Staaten gänzlid aufgehoben fein, ohne allen Unterfchied, 


ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Zaufdy; 
Schenkung, Erbfchaft oder auf andere Weile ausarzogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedod,, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden Ffontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fchaften, Zegaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls noch 
eingeführt werden fönnten, und auch von den eigenen Staatsangehö— 
rigen oder Unterthanen, ohne Rücficht auf Wermögenserportatien, ent: 
richtet werden müſſen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 5. Die gegemwärtige Webereinfunft erſtreckt fi auf den gan: 
zen Umfang der beiden fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag foll Fein Unterfchied deswegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrfchaften, Jndividuen oder 
Korporationen ‚bezogen worden, und es follen daher auch alle Privat: 
berechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens fol bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueber: 
einkunft nicht der Tag des Mermögensanfalls oder der erhaltenen Er: 
laubniß zue Auswanderung , fondern nur jener der wirklichen Vermö— 
genserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augen: 
blid an, wo die gegenwärtige Freizügigkeitskonvention in Wirkſamk eit 
teitt, das zwar -fchon früher angefallene, aber noch nicht erportirte 
Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Schweizerifchen Gidge: 
noffenfhaft und der Großherzoglich-Mecklenburg- Schwerinifhen Staats: . 
tegierung zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention fol, nad) er: 
folgter Auswechslung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfeitigen 
Landen haben und öffentlich befannt gemacht werden. 

Luzern, den 14. Heumonat 1837, 

Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöffifcher Vorort, 
in deven Namen, 
der Schultheiß : 
(L. S.) J. K. Amrhyn. 
Der eidgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 


B. Großherzoglich-Mecklenburg-Schweriniſche 
Erklärung, vom 10. Jenner 1837. 


Die Großherzoglich  Meclenburg : Schwerinifhe Regierung ift mit 
dem eidgenöffifhen Vorort Namens der Schweizerifhen Gidgenoffen: 
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ſchaft in Hinficht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über 
nachflehende Beftimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Wermögensabzüige, welche bisher von dem aus dem 
Großherzogthume Medlenburg: Schwerin in die Schweizeriſche Eidge: 
noffenfchaft oder, umgekehrt, aus der Schweizerifchen Gidgenoffenfchaft 
in das Großherzogthum Medlenburg- Schwerin gehenden Vermögen 
unter was immer für einem Namen grboben wurden, follen zwifchen 
den beiden Staaten gänzlich — ſein, ohne allen Unterſchied, 
ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, 
Schenfung, Erbfdyaft oder auf andere Weife ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, weldye in dem einen oder dem 
andern der beiden fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erbfchaften, 
Legaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls noch einge: 
führt werden fönnten, und auch von den eigenen Staatsangehörigen 
oder Unterthanen, ohne Rüdfiht auf Vermögenserportation, entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 5. Die gegenwärtige Ucbereinkunft erftrecft fi auf den ganzen 
Umfang der beiden Pontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfage foll Fein Unterfchied deswegen 
gemacht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaſſe gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundberrfchaften, Individuen 
oder Korporationen bezogen tworden, und es follen daher auch alle Pri: 
vatberechtigungen zu Machfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Dermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem 
Augenblide an, wo die gegemwärtiae Preizügigkeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht ex— 
portirte Vermögen als jreizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige Erklärung foll gegen eine gleichlautende, 
Namens der Schweizerifchen Eidgenoffenfchaft ausgefertigte Erklärung 
ausgewechfelt und von dem ‚Zeitpunfte an, wo diefe Auswechfelung 
Statt gefunden haben wird, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfei: 
tigen Landen haben, dann auch öffentlich befannt gemacht werden. 


Schwerin, am 10. Jenner 1837. 


Großherzoglich⸗ Mecklenburgiſches Geheimes Minifterium: 
(l.. S.) von Pleffen. 


Note. Die Driginalurfunden der vorſtehenden Erklärungen find am 
22. Ehriftmonat 1837 zu Wien zivifchen dem Schweizerifhen Gefchäftsträger, 


— 7138 — 


Heren bon Effinger-Wildegg, nnd dem Großberzoglich, Medlenburg-Schweri« 
nischen MinifterRefidenten, Herrn von Philippsborn, ausgewechfelt worden. 
(Offiz. Summtl., Bd. I, Nr. XVII.) 


Freizügigkeit zwifchen der Eidgenofjenfchaft und dem 
Großherzogthum Mecklenburg-Strelik. 


A, Eidgenöffifhe Erflärung, vom 14. Heumonat 1837. 


Der eidgenöſſiſche Vorort iſt Namens der Schweizeriſchen Gidges 
noffenfchaft mit der Großherzoglich-Mecklenburg-Strelitziſchen Staats= 
regierung in Hinficht einer wechfeljeitigen allgemeinen Freizügigkeit über 
nachftehende Beftimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Scweizerifchen Cidgenoffenfchaft in das Großherzogthum Mecklenburg⸗ 
Strelitz oder, umgekehrt, aus dem Großherzogthum Mecklenburg: Strelig 
in die Schweizerifche Eidgenoffenfchaft gehenden Vermögen unter was 
immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen den beiden 
Staaten gänzlid aufgehoben fein, ohne allen Unterfcyied, ob das Ber= . 
mögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schenkung, Erb: 
fhaft oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedody, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden fontrahirenden Etaaten bei Kauf, Tauſch, Erb 
fhaften, Zegaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls 
eingeführt werden könnten, und auch von den eigenen Staatsangehörigen 
oder Unterthanen, ohne Nückficht auf Wermögenserportation , entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fich auf den ganzen 
Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag foll Fein Unterfchied deswegen ge= 
nacht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatstaffen gefloffen 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrfchaften, Individuen, oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle 
Privatberehtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. MUebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Dermögensanfalls oder der erhaltenen 
Grlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Ver— 
mögenserportation im Betracht genommen werden, fo daf von dem 
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Augenblick an, wo die gegenwärtige Freizügigkeitskonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht expor= 
tirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Schweizeriſchen Eidge— 
noffenfchaft und der Großherzoglich-Mecklenburg⸗ Etreligifhen Staats: 
regierung zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention fol, nad 
erfolgter Auswechslung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfeitigen 
Landen haben und öffentlich befannt gemacht werden. 


Luzern, den 14. Heumonat 1837. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons. Luzern, 
als eidgenöffifcher Vorort. 
in deren Namen, 
der Scuitheiß : 
(L. 8.) I. K. Amrhyn. 
Der eidgenöffifhe Kanzler : 
Amrhyn. 


B. Großherzoglich-Mecklenburg-Strelitziſche Erklärung, 
vom 51. März 1838. 


Die Großherzoglich-Mecklenburg-Strelitziſche Regierung iſt mit dem 
eidgenöſſiſchen Vororte, Namens der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
in Hinſicht einer wechſelſeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nach— 
ſtehende Beſtimmungen übereingekommen: 

Art. 1. Ale Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Großherzogthume Medtenburg » Streelig in die Schweizerifche Eidge— 
noffenfchaft oder, umgekehrt, aus der Schweizerifchen Gidgenoffenfchaft 
in das Großherzogthum Mecklenburg: Steelig gehenden Vermögen unter 
was immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen den 
beiden Staaten gänzlich aufgehoben fein, ohme allen Wnterfchied, ob 
das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schen: 
fung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. 

Yrt. 2. Diejenigen Abgaben, welche in dem einen oder dem an- 
dern der beiden Eontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb— 
ſchaften, LZegaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls 
eingeführt werden könnten, und auch von den eigenen Staatsange: 
hörigen oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf WBermögenscrportation, 
entrichtet werden müſſen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt ſich auf den vn 
Umfang der beiden fontrahirenden Staaten. 
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Art. 4. Nach diefem Orundfage foll Fein Unterfchied defwegen 
gemacht werden, ob die bisherigen Abzlige in die Etaatskaffen ge: 
floffen,, oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Indi: 
viduen oder Korporationen bezogen worden, und es follen daher auch 
alle Privatberechtigungen zu Nachflener oder Abzug, in Beziehung auf 
beide Staaten, aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirfliden Ver— 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem 
YAugenblide an, wo die gegenwärtige Freisügigkeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar fihon früher angefallene, aber nody nicht er: 
portirte Vermögen als freizigig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige Erflärung fol gegen eine gleichlautende, 
Namens der Schweizerifchen Eidgenoffenfhaft ausgefertigte Erklärung 
ausgewechfelt, und von dem ‚Zeitpunfte an, wo diefe Auswechfelung 
Statt gefunden haben wird, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfei- 
tigen Landen haben, dann auch öffentlich bekannt gemacht werden. 


Neufteelig, den 21. März 1838. 


Großherzoglich⸗Mecklenburgiſches Staatsminifterium. 
(L. S.) Demwip. 


Note. Die Originalurkunden der vorſtehenden Erflärungen find am 23. 
April 1338 zu Wien zwiſchen dem Scweizerifchen Gefcäftsträger, Herrn von 
Effinger : Wildegg, und dem Großherzoglich » Medienburg- Strefigifchen Mi. 
nifter-Refidenten, Herrn von Philippsborn,, ausgewechſelt worden. 

(Offiz. Samml., Bd. I, Nr. XV, 


Freizügigkeit zwifchen der Eidgenoffenfchaft und dem 
Groͤßherzogthum Dldenburg. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom Ih. Heumonat 1837. 


Der cidgenöffifche Vorort ift Namens der Schweizerifchen Gidge: 
noffenfchaft mit der Großperzoglih:Oldenburgifhen Staatsregierung in 
Hinfiht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nachſtehende 
Beſtimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizerifhen Eidgenoffenfchaft in das Großherzogthum Oldenburg 
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oder, umgekehrt, aus dem Großherzogthum Oldenburg in die Schwei: 
zeriſche Eidgenoſſenſchaft gehenden Vermögen unter was immer für einem 
Namen erhoben wurden, ſollen zwiſchen den beiden Staaten gänzlich 
aufgehoben fein, ohne allen Unterſchied, ob das Vermögen durch er— 
laubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schenkung, Erbſchaft oder auf 
andere Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen: oder 
dem andern der beiden fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fhaften, 2egaten, oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls 
eingeführt werden könnten, und auch von den eigenen Staatsangehö⸗— 
rigen oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf Mermögenserportation ent: 
richtet werden müffen, find hierdurdy nicht aufgehoben 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinkunft erftredt fi auf den ganzen 
Umfang der beiden fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag fol fein Unterfchied desivegen ges 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrfhaften, Individuen oder 
Korporazionen bezogen worden fein, und es follen daher auch alle Pri- 
vatberechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Etaaten aufgehoben fein. 

Net. 5. Uebrigens fol bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Grlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Mer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem 
Augenblicde an, wo die gegenwärtige Preizügigkeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber nody nicht expor: 
tirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Echweizerifchen Gidge: 
noffenfhaft und der Grofiperzoglid) = Oldenburgifhen Staatsregierung 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention foll nad) erfolgter Aus: 
wechslung Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfeitigen Landen haben 
und öffentlicdy befannt gemacht werden. 


Zuzern, den 14. Heumonat 1837. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöſſiſcher Vorort, 
in deren Namen, 
der Echultheiß : 
(L, 8.) J. 8. Amrhyn. 
Der eidgenöffifche Kanzler :- 
—Amrhyn. 
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B. Großherzoglich-Oldenburgifche Erklärung, 
vom 27. Jenner 1837. 


Mit Höchſter Genehmigung Seiner Königlichen Hoheit des Großp⸗ 
herzogs ift das Großherzoglich-Oldenburgiſche Staats: und Kabinets: 
minifterium mit dem Hohen eidgenöffifchen Worort Mamens der Schwei- 
zeeifhen Eidgenoffenfbaft in Hinſicht einer wechfelfeitigen allgemeinen 
Freizügigkeit über nachftehende Beltimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Großherzogthum Oldenburg in die fchweizerifche Eidgenoffenichaft oder, 
umgekehrt, aus der Echweizerifchen Gidgenoffenfihaft in das Großher: 
zogthum Dldenburg gehenden Vermögen unter was immer für einem 
Namen erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten gänzlich 
aufgehoben fein, ohne allen Unterfehied, ob das Vermögen durch er: 
kaubte Auswanderung , Kauf, Tauſch, Schenfung, Erbſchaft oder auf 
andere Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fchaften, Zegaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls ein: 
geführt werden Fönnten, und auch von dem eigenen Staatsangehörigen 
oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt ſich auf den 
ganzen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nah diefem Grundfag foll fein Unterfchied defwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfhaften, Grundberrfchaften, Individuen 
oder Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch 
alle Privatberechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug in Beziehung auf 
beide Staaten, aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegempärtigen 
Mebereinfunft nicht der Tag des Dermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Ber: 
mögenserportation in DBetradyt genommen werden, fo daf von dem 
YAugenblide an, wo die gegemmärtige Freizügigkeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht er: 
portirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Grofherzoglich » Olden⸗ 
burgifhen Staatsregierung und der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention foll nach erfolgter Aus: 
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wechslung Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben 
und öffentlid befannt gemacht werden. 


Dldenburg, den 27. Jenner 1837. 


Großher zoglich ⸗ Oldenburgifches Staats: und 
” Kabinetsminifterium. 
(L. S.) von Berg. 


Mote. Die DOriginalurfunden der borftebenden Erflarungen wurden am 
22, Ehrifimonat 1837 zu Wien zwiſchen dem Schweizeriſchen Gefhäftöträger, 
Herrn von Effinger-Wildegg, und dem Guoßberzoglich » Oldenburgifchen Mi- 
nifter-Refidenten, Herrn von Philippdborn, ausgewechfelt. 

Offiz. Sammıl., Bd. Il, Mr. XIX.) 


Freizügigkeit zwifchen der Eidgenoffenfchaft und dem 
Herzogthum Sachjen-Altenburg. 


A, Eidgenöffifhe Erflärung, vom 13. Yuguft 1838. 


Der eidgenöffifche Vorort ift Namens der Schweizerifchen Eidge⸗ 
noffenfchaft mit der Herzoglich⸗Sachſen⸗Altenburgiſchen Staatsregierung 
in Hinfiht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nad) 
ftehende Beftimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizerifhen Cidgenoffenfchaft in das Herzogthum Eachfen:Altenburg 
oder, umgekehrt, aus dem Herzogthum Sachfen: Altenburg in die 
Schweizerifche Gidgenoffenfchaft gehenden Vermögen unter was immer 
für einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten 
gänzlidy aufgehoben fein. Es foll dabei Fein Unterfchied gemadyt wer: 
den, 06 das Vermögen durdy Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schen: 
fung, Grbfchaft oder auf andere Weile ausgezogen worden. Mur im 
Falle die Auswanderung von Angehörigen des einen der beiden kon— 
trahirenden Staaten auf das Gebiet des andern ohne die vorfchrift: 
mäßige obrigkeitliche Erlaubniß und fürmlidye Auswanderungsbewilis 
gung Statt gefunden hätte, werden die Beſtimmungen gegemwärtiger 
Uebereinfunft weder auf das bei folcher unbefugter Auswanderung be: 
reits vorhandene Vermögen, noch auf fpäter erfolgenden Erblaß ihre 
Anwendung finden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder dem 
andern der beiden fonteahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb- 
ſchaften, Legaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls eins 
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geführt werden könnten, und auch von den eigenen Staats angehörigen 
oder Unterthanen ohne Rückſicht auf Vermögensexportation entrichtet 
werden müſſen, ſind hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinkunft erſtreckt ſich auf den 
ganzen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag fol fein Unterſchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundberrfchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es folen daher auch alle Pri— 
vatberechtigungen zu Nachftener oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Mebrigens fol bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubnif zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Ber: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem 
Augenblick an, wo die gegenwärtige Freizügigfeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht er: 
portirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß: 

Art. 6. Gegemwärtige, im Namen der Schweizerifhen Eidge— 
noffenfchait und der Herzoglich-Sachſen-Altenburgiſchen Staatsregierung 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention fol nach erfolgter Aus: 
wechslung Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfeitigen Landen haben 
und öffentlich bekannt gemacht werden. 


Zuzern, den 15. Auguft 1838. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als vidgenöflifcher Vorort, 
in deren Namen 
der Schultheip : 
(L. S.) J. Kopp. 
Der eidgenöffifhe Kanzler : 
Amrbhyn. 


B. Herzoglich-Sachſen-Altenburgiſche Erflärung, 
vom 15. Dezember 1837. 


Die Herzoglich-Sachſen-Altenburgiſche Staatsregierung iſt durch 
das unterzeichnete, hierzu beauftragte Geheime Miniſterium mit dem 
kompetenten eidgenöſſiſchen Vorort, als Organ der Schweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft, in Hinſicht einer wechſelſeitigen allgemeinen Freizũ⸗ 
gigkeit über nachſtehende Beſtimmungen übereingekommen: 
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Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Herzogthum Sacfen:Altenburg in die Echweizerifche Eidgenoſſenſchaft 
oder, umgefehrt, aus der Schweizerifchen Eidgenoffenfhaft in das 
Herzogthbum Sachfen:Altenburg gehenden Vermögen, unter was immer 
für einem Namen, erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten 
gänzlidy aufgehoben fein. Es fol dabei Fein Unterfchied gemacht wer: 
den, ob das Vermögen durch Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schen: 
fung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. Nur im 
Falle die Auswanderung von Angehörigen des einen. der beiden fon: 
trahirenden Staaten auf das Gebiet des andern ohne die vorfchrift: 
mäßige obrigfeitliche Erlaubnig und förmlich Yuswanderungsbewillis 
gung Statt gefunden hätte, werden die Beltimmungen gegenwärtiger 
Uebereinfunft weder auf das bei foldyer unbefugter Auswanderung be: 
reits vorhandene Vermögen, noch auf fpäter anfallende Erbfchaften ihre 
Anwendung finden. 


Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, weldye in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Taufh, Erb: 
fchaften, Legaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls ein⸗ 
geführt werden Könnten, und auch von den eigenin Etaatsangehörigen 
oder Unterthanen ohne Rückſicht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 


Art. 3. Die gegenwärtige Webereinfunft erfiredt fi auf den ganz 
zen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 


Art. 4. Nach diefem Grundſatz foll Fein Unterfchied defwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundberrfchaften, Individuen 
oder Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle 
Privatberechtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 


Art. 5. MUebrigens fol bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinkunft nidyt der Tag des Dermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubnif zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Merz 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem 
Bugenbliche an, wo die gegenwärtige Freizligigfeitsfonvention in Wirk⸗ 
ſamkeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene aber noch nicht expor⸗ 
tirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 


Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Echweigerifchen Eibgenoſ— 
fenfchaft und der Herzöglich = Sadıfen = Altenburgifchen Staatsregierung 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention fol, nad) erfolgter Aus⸗ 
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wechslung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderſeitigen Landen haben 
und öffentlich bekannt gemacht werden. 


Altenburg, den 15. Dezember 1857. 


Herzoglich⸗ Sächſiſches Geheimes Minifterium. 
(L. S.) Edler von raum. 


Note. Die Originalurtunden der vorfiebenden Erflärungen wurden am 
44. Jenner 1839 zu Wien zwiſchen dem Schweizeriſchen Geſchäftsträger, 
Herrn von Effinger- Wildegg, und dem Herzoglich-Sachſen-Altenburgiſchen 
Geſchäfteträger, Heren Freiheren von Borſch, ausgewechfelt. 

(Offiz. Samml., Bd. IN, Nr. XIX.) 
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Freizügigkeit zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und dem 
Herzogthum Sachſen-Meiningen. 


A. Eidgenöſſiſche Erklärung, vom 18. Heumonat 1836. 


Der eidgenöffifche Vorort ift Namens der Schweizerifhen Eidge— 
noffenfhaft mit der Herzoglih-Sachfen-Meiningen’fchyen Staatsregierung 
in Hinſicht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nad: 
ftehende Beſtimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Ale Dermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft in das Herzogthum Sachfen-Meiningen 
oder, umgekehrt, aus dem Herzogthum Gadyfen : Meiningen in die 
Schyweizerifche Eidgenoffenfhaft gehenden Vermögen unter was immer 
für einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Staaten 
gänzlidy aufgehoben fein, ohne allen Unterfchied, ob das Vermögen 
durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Taufh, Schenkung, Erbſchaft 
oder auf andere Meife ausgezogen worden. 

Det. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder dem 
andern der beiden Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Geb: 
fchaften, Zegaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenjalls «in 
gefünet werden könnten, und auch von den eigenen Staatsangthörigen 
oder Unterthanen ohne Rückſicht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müſſen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereintunft erſtreckt fich auf den ganz 
zen Umfang der beiden fontrahirenden Staaten. 

rt. 4. Mach diefem Grundſatz fol fein Unterfchied defwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
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oder ſonſt von Standesherrſchaften, Grundherrſchaften, Individuen 
oder Korporationen bezogen worden ſeien, und es ſollen daher auch 
alle Privatberechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug in Beziehung auf 
beide Staaten aufgehoben ſein. 

Art. 5. Uebrigens ſoll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinkunft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, ſondern nur jener der wirklichen Ver— 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo, daß von dem 
Augenblide an, wo die gegenwärtige Freisligigfeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar fchon früher angefallene, aber nody nicht ex: 
portirte Vermögen als freizigig behandelt werden muß. 

Bet. 6. Gegenwärtige, im Namen der Schweizerifchen Gidge: 
noffenfchaft und der Herzoglich-Sachſen-Meiningen' ſchen Staatsregie⸗ 
zung zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention foll, nach erfolgter 
Auswechslung, Kraft und Wirkfamkeit in den beiderfeitigen Landen 
haben und öffentlidy befannt gemacht werden. 


Bern, den 18. Heumonat 1836. 


Schultheiß und Staatsrath der Mepublif Bern, 
als eidgenöffifchyer Vorort. 
in deren Namen, 
dee Schultheiß : 
(L. S.) Tſcharner. 
Der eidgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 


B. Herzoglich-Sachſen-Meiningen'ſche Erklärung, 
vom 18. Brachmonat 1836. 


Die HerzoglichSachſen-Meiningen'ſche Staatsregierung iſt mit dem 
eidgenöffifhen Worort, Namens der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, 
in Hinficht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit über nachfte: 
hende Beftimmungen übereingefommen : 

Art. 4. Ale Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Herzogthume Sahfen- Meiningen in die Schweizeriſche Gidgenoffenfcaft 
oder, umgekehrt, aus der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft in das Her: 
zogthum Sadyfen-Meiningen gehenden Vermögen unter was immer für 
einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Etaaten 
gänzlich aufgehoben fein, ohne allen Unterfchied, ob das Vermögen 
durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schenkung, Erbſchaft 
oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. 


Schweiz. Staatsr. Bd. 1. 43 
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Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder dem 
andern der beiden kontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb— 
ſchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls 
eingeführt werden fönnten, und auch von den eigenen Staatsange: 
börigen oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf Wermögenserportation, 
entrichtet werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

rt. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fi auf den ganzen 
Umfang der beiden fontrahirenden Staaten. 

Art. 4, Nach diefem Grundfaß fol kein Unterſchied deswegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaffen gefloffen 
oder fonft von Standesherrſchaften, Grundherrfchaften, Individuen, oder 
Korporationen bezogen worden feien, und «6 follen daher auch all 
Privatberehtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Mebrigens fol bei dee Anwendung der ' gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Wermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zue Auswanderung, fondern nur jener der wirflihen Wer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem 
Augenblid. an, wo die gegenwärtige Freizügigkeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht erper: 
tirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Herzoglib: Sachen Mei: 
ningen’fchen Staatsregierung und der Schweizerifchen Gidgenoffenfchaft 
zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention fol, nad) erfolgter Aus: 
wechslung, Kraft und MWirffamkeit in den beiderfeitigen Landen haben 
und öffentlich befannt gemacht werden. 


Meiningen, den 18. Juni 1836. 


Herzoglih: Sächſiſches⸗ Landesminiſterium. 
(L. 8.) v. Krafft. 
Treiber. 


Note. Die Driginalurfunden der vorfiehenden Erklärungen find am 
3. Jenner 1837 zu Wien zwiſchen dem Schweijeriſchen Gefcyäftsträger, 
Heren don Effinger-Wildegg , und dem Herzoglic- Sachſen · Meiningen ſchen 
GSeſchäftsträger, Herrn Zreiberen von Borſch, ausgewechfelt worden. 
(Offis. Samml., Bd. IM, Nr. XXL) 
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Freizügigkeit zwiſchen der. Eidgenoffenfchaft und dem 
Fürftenthbum Hohenzollern Hechingen. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom 13. Auguft 1838. 


Der eidgenöffifche Vorort ift, Mamens der Schweizerifhen Gidge: 
noffenfhaft, mit der Fürſtlich- Hohenzollern = Hehingen’fchen Etaats- 
zegierung in Hinficht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigkeit 
über nachftehende Beltimmungen übereingefommen : 

Art. 4. Ale Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizerifhen Gidgenoffenfhaft in das Fürftentyum Hohenzollern: 
Hechingen oder, umgekehrt, aus dem Fürſtenthum Hohenzollern: He: 
hingen in die Schweizeriſche Gidgenoffenfchaft gehenden Vermögen 
unter was immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwifchen 
den beiden Staaten gänzlidy aufgehoben fein, ohne allen Unterſchied, 
ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, 
Schenkung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden Pontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
fchaften, Legaten oder Schenfungen eingeführt find, oder allenfalls 
eingeführt werden Fönnten, und auch von dem eigenen Gtaatsangeh: 
rigen oder Unterthanen, ohne Rücdficht auf Bermögenserportatien, ent: 
richtet twerden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 5. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fih auf den gan: 
zen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundſatz fol Fein Unterſchied deswegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrfchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher audy alle Pri⸗ 
vatberechtigungen zu Nachſteuer oder Abzug im Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. | 

Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen Ueber: 
einkunft nicht der Tag des Vermögensanfalls oder der erhaltenen Gr: 
laubniß zur Auswanderung , fondern mur jener der wirklichen Vermö— 
genserportation in Betracht genommen werden, fo daß von dem Augen— 
blid an, wo die gegenwärtige Freizügigkeitsfonvention in Wirkſamkeit 
tritt, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht erportirte 
Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Schweizerifchen Eidge— 
noffenfhaft und der Fürſtlich- Hohenzollern = Hechingen’fhen Staats: 
zegierung zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention fol, nad) er: 
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folgter Auswehslung, Kraft und Wirkſamkeit in den beiderfeitigen 
Landen haben und öffentlich befannt gemacht werden. 
Luzern, den 15. Auguft 41838. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöſſiſcher Vorort, 
in deren Namen 
der Schultheiß: 
(L. S.) 3. Kopp. 
Der Kanzler der. Gidgenoffenfchaft : 
Amrhyn. 


B. gürſtlich Hohenzollern⸗Hechingiſche Erklärung, 
vom 26. Mai 1838. 


Die Fürſtlich- Hohenzollern = Hechingifhe Regierung ift nach erhal: 
tener Höchſter Genehmigung feiner Hochfürftlihen Durchlaucht mit dem 
eidgenöffifchen Wororte, Namens der Echweizerifhen Eidgenoſſenſchaft 
zum Zwecke wechfelfeitiger allgemeiner Freizügigkeit über nachfichende 
Bedingungen Übereingefommen : 

Art. 1. Alle Mermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizeriſchen Cidgenoffenichaft in das Fürſtenthum Hohenzollern: 
Hechingen oder, umgekehrt, aus dem Fürſtenthume Hohenzollern: He: 
hingen in die Schweizerifhe Eidgenoffenfchaft gehenden Wermögen 
unter was immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwifcen 
den beiden Staaten gänzlidy aufgehoben fein, ohne allen Unterfchied, 
ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, 
Scenfung, Erbſchaft oder auf andere Weife ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedody, weldye in dem einen oder dem 
andern der beiden fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erbſchaften, 
Zegaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls einge: 
führt werden Fönnten, und audy von den eigenen Staatsangehörigen 
oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf Wermögenserportation, entrichtet 
werden müßten, find hierdurch nicht aufgeboben. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinkunft erſtreckt fi) auf den ganzen 
Umfang der beiden fontrahirenden Etaaten, 

Art. 4. Nach diefem Grundfage foll Fein Unterfchied deswegen 
gemacht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaſſen gefloifen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Individuen 
oder Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle 
Privatberehtigungen zu Nachſteuer oder Abzug in Beziehung auf 
beide Staaten aufgehoben fein. 
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Art. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegemwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Dermögensanfalls oder der erhaltenen 
Grlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo, daß von dem 
Augenblide an, wo die gegenwärtige Freizügigfeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht er: 
portirte Vermögen als freisügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige WBertragsurfunde foll gegen eine ganz gleich: 
fautende, vom Schultheißen des eidgenöffifchen Wororts unterzeichnete 
Urkunde ausgewecfelt, und in Beziehung auf die Eingangs bemerkte 
höchſte Genehmigung nad erfolgter Auswechfelung öffentlich befannt 
gemacht und in Vollzug gebracht werden. 


Hechingen, den 26. Mai 1838, 


Fürſtl ich · Hohenzollern· Hech ingiſche Geheime Konferenz. 
(L. S.) Freiherr von Frank. 
Lord. 


Note. Die Driginalurfunden der vorftebenden Erflärungen find am 31. 
Weinmonaf 1833 zu Wien zivifchen dem Schweizeriſchen Gefchäftsträger, Krn. 
von Effinger»- Wildegg. und dem Fürftlid»Hobenzollernfchen Gefcdyäftsträger, 
Deren Freiherrn von Erfienberg, ausgemwechfelt worden. 

(Offiz. Samml., Bd. I, Nr. XXI.) 


Freizügigkeit zwifhen der Eidgenoffenfchaft und dem 
(Fürftenthbum Hohenzollern: Sigmaringen. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom 135. Auguft 1858. 


Der eidgenöffifhe Vorort ift Namens der Schweizeriſchen Gidge: 
noffenfhaft mit der Fürftlich = Hohenzollern = Sigmaringifhen Staats: 
regierung in Hinficht einer wechfelfeitigen allgemeinen Freizügigfeit über 
nachftehende Beftimmungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Wermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizerifhen Eidgenoffenfchaft in das Fürſtenthum Hohenzollern: 
Sigmaringen oder, umgefehrt, aus dem Fürſtenthum Hohenzollern: 
Eigmaringen in die Schweizerifche Eidgenoffenfhaft gehenden Vermögen 
unter was immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwiſchen 
den beiden Staaten gänzlih aufgehoben fein, ohme allen Unterfchied, 


- 
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ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, 
Schenkung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Etaaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
ſchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find , oder. allenfalls 
eingeführt werden fönnten, und auc von den eigenen Staatsangehörigen 
oder Unterthanen, ohne Rückſicht auf Wermögenserportation , entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. 

Art. 5. Die gegenwärtige Uebereinkunft erfiredt ſich auf den ganzen ' 
Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfage foll Fein Unterſchied deßwegen 
gemacht werden, ob die bisherigen Abzüge in die GStaätsfaffen ge⸗ 
floffen, oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrſchaften, Indivi⸗ 
duen oder Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch 
alle Privatberechtigungen zu Nachfieuer oder Abzug, in Beziehung auf 
beide Staaten, aufgehoben fein. 

Art. 5. Mebrigens fol bei der Unmwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Wermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubni zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation im Betracht genommen werden, fo, daß von dem 
Augenblice an, ıwo die gegenwärtige Freizügigkeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber noch nicht ex— 
portirte Vermögen als freizugig behandelt werden muß. 

Brt. 6. Gegenwärtige im Namen der Echweizerifben Eidgensf- 
fenfhaft und der Pürftlich : Hohenzollern : Sigmaringifhen Etaatsre- 
gierung zweimal gleichlautend ausgefertigte Konvention foll nad er: 
folgter Auswechslung Kraft und Wirkſamkeit in den —— 
Landen haben und öffentlich bekannt gemacht werden. 


Zuzern, den 13. Auguft 1838. 


Schultheiß und Etaatsrath ded Kantons Luzern, 
als eidgenöffifcher Vorort, 
in deren Nomen 
(L. S.) | der Schultheiß : 
J. Kopp. 
Der Kanzler der Cidgenoffenfchaft : 
Amrhyn. 
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B. Fürftlih = Hohenzollern: Sigmaringifche 
Grflärung, vom 15. Dezember 1837. 


Die Fürftlich : Hohenzollern - Sigmaringifche Regierung ift nach er: 
langter Höchſter Genehmigung Seiner Hochfürſtlichen Durchlaucht mit 
dem eidgenöſſiſchen Vororte, Namens der Schweizeriſchen Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft, zum Zwecke wechſelſeitiger allgemeiner Freizügigkeit Über nad): 
ſtehende Bedingungen übereingefommen : 

Art. 1. Alle Dermögensabzüge,, welche bisher von dem aus der 
Schweizeriſchen Gidgenoffenfhaft in das Fürſtenthum Hohenzollern⸗ 
Eigmaringen oder, umgekehrt, aus dem Fürſtenthum Hohenzollerns 
Sigmaringen in die Schweizerifche Eidgenoffenfchaft gehenden Vermögen 
unter was immer für einem Namen erhoben wurden, follen zwifcen 
den beiden Etaaten gänzlich aufgehoben fein, ohne allen Unterfchied, 
ob das Vermögen durch erlaubte Auswanderung, Kauf, Tauſch, 
Schenkung, Erbſchaft oder auf andere Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch , welche in dem einen oder dem 
andern der beiden Fontrahirenden Etaaten bei Kauf, Taufh, Grb: 
fhaften, Zegaten oder Echenkungen eingeführt find, oder allenfalls ein⸗ 
geführt werden könnten, und auch von den eigenen Etaatsangehörigen 
oder Unterthanen ohne Rückſicht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch. nicht aufgehoben. 

rt. 5. Die gegenwärtige Uebereinfunft. erſtreckt fi) auf den gan⸗ 
zen. Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 

Drt. 4 Nach diefem Grundfag fol Fein Unterfchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaſſen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundherrfchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher auch alle Pri⸗ 
vatberehhtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten. aufgehoben fein. 

Art. 5. Uebrigens fol bei der Anwendung der gegemwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Mermögensanfalis oder der erhaltenen 
Grlaubnif zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Mer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo, daß von dem 
Augenblick an, wo die gegenwärtige Freizügigfeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht er: 
portirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Drt. 6. Gegenwärtige Vertragsurfunde foll gegen eine ganz gleich: 
lautende, vom Scultheißen des eidgenöffifchen Vororts unterzeichnete 
Urkunde ausgemwechfelt, und in Beziehung auf die Eingangs bemerkte 
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Höchſte Genehmigung nach erfolgter Auswechslung öffentlich bekannt 
gemacht und in Vollzug gebracht werden. 
Sigmaringen, den 15. Dezember 1837. 
Fürſtlich⸗ Hohenzollern Sigmaringifche Geheime Kanzlei. 
(L. $.) von Huber, 
Bilharz. 


Note. Die Originalurkunden der vorſtehenden Erklärungen wurden am 
31. Weinmonat 1838 zu Wien zwiſchen dem Schweizeriſchen Geſchäftsträger, 
Heren von Effinger-Wildegg, und dem Fürftlich⸗HOohenzollern ſchen Seſchafts 
träger, Heren Freiberen von Erftenberg, ausgewechfelt. 

(Dffiz. Sammi., Bd. IN, Nr. XXıll.) 


Freizügigkeit zwifchen der Eidgenoffenfchaft und dem 
Fürſtenthum Liechtenftein. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom 11. Hornung 18538. 


Der Vorort der Schweizerifhen Eidgenoſſenſchaft ift mit der Me: 
gierung des Fürſtenthums Liechtenftein in Hinfiht einer wechfelfeitigen 
allgemeinen Freizügigkeit über nachfichende Beftimmungen übereinges: 
fommen: 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus der 
Schweizeriſchen Eidgenoffenihaft in das Fürſtenthum Liechtenftein oder, 
umgekehrt, aus dem Fürſtenthum Liechtenftein in die Schweizeriſche Eid⸗ 
genoffenfhaft gehenden Vermögen unter was immer für einem Namen 
erhoben wurden, follen zwifchen den beiden Etaaten gänzlidy aufges 
hoben fein, ohne allen Unterfchied, ob das Vermögen dur erlaubte 
Auswanderung, Kauf, Tauſch, Schenkung, Erbſchaft oder auf andere 
Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welde in dem einen oder 
dem andern der beiden Fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
ſchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls ein= 
geführt werden Fönnten, und auch von den eigenen Staatsangehörig en 
oder Untertbanen, ohne Rückſicht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. Eben fo wenig find 
die vorfchriftgemäßen Geldleiftungen aufgehoben, welche als Erſatz für 
nichterfüllte Militärpfliht in dem einen oder andern Staate von aus: 
wandernden Staatsangehörigen, die noch in den Jahren der Militärs 
pflichtigkeit fichen, bezogen werden. 

Art. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fih auf den 
ganzen Umfang der beiden Fontrahirenden Staaten. 
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Art. 4. Nach diefem Grundſatz foll Fein Unterfchied defwegen ge: 
madyt werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatskaſſen gefloffen, 
oder fonft von Etandesherrfhaften, Grundherrfchaften, Individuen oder 
Korporationen bezogen worden feien, und «6 follen daher auch alle 
Privatberehtigungen zu Machfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Art. 5. Mebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des Wermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Mer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo, daß von dem 
Augenblide an, wo die gegenwärtige Freizügigfeitsfonvention in Wirf- 
famfeit tritt, das zwar fchon früher angefallene, aber noch nicht erpor= 
tirte Vermögen als freizügig behandelt werden muß. 

Art. 6. Gegenwärtige, im Namen der Schweizerifhen Gidge: 
noffenfchaft und der Regierung des Fürſtenthums Liechtenftein zweimal 
gleichlautend ausgefertigte Konvention fol nach erfolgter Auswechslung 
Kraft und MWirkfamkeit in den beiderfeitigen Landen haben und öffentlich 
befannt gemacht werden. 

Alfo gefchehen in Luzern, den 14. Hornung des Jahres 1858. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern 
als eidgenöffifcher Vorort, 
in deren Namen, 
der Schultheiß : 
(L. S.) I. Kopp. 
Der eidgenöffiibe Kanzler : 
Amrhyn. 


B. Fürſtlich Liechtenſtein'ſche Erklärung, 
vom 18. April 1838. 


Nachdem zwiſchen dem ſouveränen Fürſtenthum Liechtenſtein und 
dem Hohen Vororte der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft in Hinſicht 
einer wechſelſeitigen allgemeinen Freizügigkeit die nachſtehenden Be— 
ſtimmungen zu dießfälliger Verpflichtung mittelſt gegenſeitig auszuwech⸗ 
ſelnder Erklärungen verabredet worden, ſo wird hierdurch von Seite 
des ſouveränen Fürſtenthums Liechtenſtein erklärt: 

Art. 1. Alle Vermögensabzüge, welche bisher von dem aus dem 
Fürſtenthume Liechtenftein in die Schweizerifhe Gidgenoffenfhaft oder, 
umgefehrt, aus der Schweizerifchen Gidgenoffenfchaft in das Fürften- 
thum Liechtenftein gehenden Wermögen unter- was immer für einem Na⸗ 
men erhoben wurden, follen zwiſchen den beiden Staaten gänzlich aufs 
gehoben fein, ohne allen Unterfhied, ob das Vermögen durch erlaubte 
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Yusıwanderung, Kauf, Taufh, Schenkung, Erbfchaft oder auf andere 
Weiſe ausgezogen worden. 

Art. 2. Diejenigen Abgaben jedoch, welche in dem einen oder 
dem andern der beiden fontrahirenden Staaten bei Kauf, Tauſch, Erb: 
ſchaften, Legaten oder Schenkungen eingeführt find, oder allenfalls eia⸗ 
geführt werden fönnten, und aud von den eigenen Etaatsangehörigen 
oder Unterthanen ohne Rüdfiht auf Wermögenserportation entrichtet 
werden müffen, find hierdurch nicht aufgehoben. Gbenfo wenig find 
die vorſchriftgemäßen Geldleiftungen aufgehoben, welche als Erſatz für 
nichterfüllte Militärpflicht in dem einen oder andern Etaate von aus: 
wandernden Staatsangehörigen, die noch in den Jahren der Militär: 
pflichtigfeit ſtehen, bezogen werden. 

Drt. 3. Die gegenwärtige Uebereinfunft erſtreckt fih auf den ganzen 
Umfang der beiden Pontrahirenden Staaten. 

Art. 4. Nach diefem Grundfag fol Fein Unterfchied deßwegen ge: 
macht werden, ob die bisherigen Abzüge in die Staatsfaffen gefloffen, 
oder fonft von Standesherrfchaften, Grundberrfchaften, Individuen 
oder Korporationen bezogen worden feien, und es follen daher audy alle 
Privarberechtigungen zu Nachfteuer oder Abzug in Beziehung auf beide 
Staaten aufgehoben fein. 

Brt. 5. Uebrigens foll bei der Anwendung der gegenwärtigen 
Uebereinfunft nicht der Tag des DBermögensanfalls oder der erhaltenen 
Erlaubniß zur Auswanderung, fondern nur jener der wirklichen Wer: 
mögenserportation in Betracht genommen werden, fo, daß von dem 
Yugenblicde an, wo die gegemwärtige Freizligigfeitsfonvention in Wirk: 
famfeit tritt, das zwar ſchon früher angefallene, aber nody nicht expor⸗ 
tirte Vermögen als freizügig behandelt merden muß. 

Urt. 6. Gegenwärtige, im Namen der Regierung des Fürften: 
thums Liechtenftein und der Echweizerifchen Gidgenoffenichaft zwei⸗— 
mal gleicylautend ausgefertigte Konvention fol nad erfolgter Aus: 
wechslung Kraft und Wirffamkeit in den beiderfeitigen Landen haben 
und öffentlich befannt gemacht werden. 

Zu Urkund deffen ift gegenwärtige Deflaration mit den üblichen 
Unterfchriften und Siegel befräftiget worden. 


So gefchehen zu Wien, den 18. April 1838. 


Fürſtlich⸗Liechtenſtein' ſche Hofkanzlei. 
Joſeph Freiherr von Buſchmann, 
fürſtlicher dirigirender Hoftath. 
(L. S.) Marimilian Kraupa, fürftlicher Rath. 
Franz Straf, fürftlicher Sekretaire. 
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Note. Die Driginalurfunden der vorfiebenden Erflärungen wurden am 
20. April 1838 zu Wien zivifihen dem Schweizeriſchen Gefchäftsträger, 
Herrn von Effinger - Wildegg, und dem Fürftlich-Liechtenftein’fhen Hofrath, 
Herrn Freiherrn von Bufchmann , ausgewechſelt. 

(Offiz. Samml., Bd. III, Nr. XXIV.) 


— — — — 


Freizügigkeit zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und dem 
Königreiche Griechenland. 


A. Eidgenöſſiſche Erklärung, vom 18. Heumonat 4886. 


Nachdem der Vorort der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft und die 
Regierung des Königreichs Griechenland unter ſich übereingekommen 
find, die Wegziehung des ihren reſpektiven Angehörigen anheimgefal⸗ 
lenen Vermögens zu begünftigen und zwiſchen ihnen zu diefem Ende 
die unter den Namen Heimfalls:, Abſchoß-, Abfahrts: und Abzugs— 
rechte, Auswanderungsgebühr u. dgl. befannten Auflagen abzufchaffen, 
haben fie diepfalls die nachſtehenden Beitimmungen feſtgeſetzt: 

Art. 1. Die unter den Namen Abfahrts: oder Abzugsrechte (jus 
detractus, gabella hereditaria, census emigrationis) befannten 
Rechte werden in Zukunft bei Verlaffenfchaftsfällen, Vermächtniſſen, 
BVergabungen, Verkäufen, fo wie bei Anlaß von Auswanderung u. dgl., 
wenn eine Wegziehung des Vermögens oder beweglichen Eigenthums 
aus der Schweiz nad Griechenland oder aus Griechenland nach der 
Schweiz Etatt finder, weder gefordert noch erhoben werden, fo, daß 
jede in diefe Kategorie einfchlagende Gebühr zwifchen beiden Staaten 
abgefchafft ift und bleibt. 

Met. 2. Diefe Verfügung dehnt fich nicht bloß auf jene Mechte 
und Gebühren aus, welche einen Theil der Staatseinfünfte ausmachen, 
fondern auch auf foldhe, welche bisher im Intereſſe von Bezirken, 
Städten, Gerichtsherrlichkeiten, Korporationen, Gemeinden und Per: 
fonen erhoben wurden, in dem Sinue , daß die bei dem Vermögenszug 
Betheiligten fortan nur diejenigen Gebühren oder Abgaben entrichten 
follen, welche bei Verlaffenichaftsfällen, Verkäufen oder Handänderung 
des Eigenthums nad den in Kraft beftehenden Geſetzen, Reglementen 
oder Verordnungen aud von den eigenen Angehörigen in dem einen 
oder andern der beiden Etaaten gefordert werden. 

Art. 3. Die vorfichenden Beftimmungen werden von dem Tage 
der Ausiwechslung der Ratififation diefer Erklärung in volle Wirk⸗ 
famkeit treten. Um jedoch mit möglichftee Beförderung den Angehörigen 
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der beiden Hohen Fontrahirenden Theile den Genuß der ihnen durch 
diefe Beftimmungen erwachſenden WBortheile zu verfchaffen, fo ift man 
ausdrücdlich übereingefommen , daß diefelben von jegt an bei bereits in 
dem einen oder andern Staat anheimgefallenem Vermögen, deffen Weg— 
ziehung noch nicht Statt gefunden hat, anwendbar fein follen. 

Zu Urkunde deffen wurde die gegenwärtige Erflärung unterzeichnet, 
Namens der Schweizerifhen Eidgenoffenfchaft, durch den Präfidenten 
der Tagſatzung, Fontrafignirt durch den eidgenöffifhen Kanzler und 
mit dem Siegel der Gidgenoffenfchaft verfehen, um gegen eine gleich⸗ 
lautende , ab Seite der Königlich: Griechifchen Staatsregierung ausge: 
fertigte Akte ausgewechfelt zu werden. 


Alfo gefchehen Bern, den 18. Heumonat 1856. 


Schultheiß und Etaatsrath des Kantons Bern, 
als eidgenöffifher Vorort, 
in deren Namen, 
der Schultheiß : 
(L. S.) Tſcharner. 
Der eidgenöſſiſche Kanzler: 
Amrhyn. 


B. Königlich-Griechiſche Erklärung, vom 
12,,,. Brachmonat 1837. 


Les gouvernemens du Royaume de Grece et de la Confedera- 
tion helvetique ayant determined d’un comınun accord de favoriser 
la translation des biens Echus A leurs sujets respectifs et d’abolır A 
cet eflet entre eux les droits connus sous les noıns d’aubaine, 
droit de detraction, d’impöt, d’emigration et autres semblables, 
sont convenus des articles suivans: 

Art, 1. Les droits connus sous le nom de droits d’aubaine 
ou de detraction /(jus delractus, gabella hereditaria, census emigra- 
tionis) ne seront a l’avenir ni exiges ni percus, lorsqu'en cas de 
succession, legs, donation, vente, Emigration ou autre, il ya lieu 

Aune translation de biens ou de proprietds mobiles soit de Grece 
en Suisse ou de Suisse en Grece, toute imposition de cette na- 
ture devant @tre et deimeurer abolie entre les deux Etats. 

Art. 2. Cette disposition s’etend non-seulement aux droits 
et impöts de ce genre qui font partie du revenu public, mais en- 
core à ceux yui jusqu'ici pourraient avoir été preleves au prolit 
des provinces, villes, juridiclions, corporations, communes et 
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individus, de maniere que les personnes interessdes A ces expor- 
tations de biens ne seront assujetties desormais à d’autres taxes 
ou impositions qu’a celles qui, à raison de successions , de vente 
ou de mutation de propriété quelconque, sont exigees de même 
des indigenes, selon les lois, reglemens ou ordonnances en vi- 
gueur dans chacun des deux pays. 

Art. 3. Les stipulations ci-dessus @enoncees auront leur 
pleine et entiere ex&cution A compter du jour oü les ratifications 
de la presente declaration seront echangees. Cependant afin de 
faire jouir au plutöt les sujets des deux parlies contractantes 
du bienfait que les stipulations ci-dessus Enoncdes doivent leur 
procurer, il est expressement convenu qu’elles seront applicables 
des A present aux biens echus dans l’un ou l’autre etat, dont l'ex- 
portation n’aurait pas encore été eflectude, 

En foi de quoi la presente declaration a été signee au nom et 
par ordre de Sa Majeste le Roi de la Grece par le Ministre de Sa 
Maison Royale et des relations exterieures et rev&tue du sceau de 
ce Ministere, pour être echangee contre un acte conforme ex- 
pedie de la part du Gouvernement de la Confederation helvetique. 


Athenes, ce 12/, Juin 1837. 


(L. S.) Rupmarr. 


Ueberfegung der vorfiehenden Erklärung der Königlid: 
Griehifhen Regierung. 


Da die Regierungen des Königreihs Griechenland und der Schwei⸗ 
zerifchen Eidgenoffenfchaft ſich vermittelft gemeinfamen Ginverftändniffes 
entfhloffen haben, die Wegziehung des ihren betreffenden Angehörigen 
anheimgefallenen Vermögens zu begünftigen und zu dem Ende bie 
unter den Namen Heimfallsreht, Abzugsreht, Auswanderungsgebühr 
befannten und andere dergleichen Abgaben abzufchaffen, fo find fie über 
nachftehende Artikel übereingefommen : 

Art. 1. Dieunter dem Namen Abfahrts: oder Abzugsrechte (jus de- 
tractus, gabella hereditaria, census emigrationis) befannten Rechte 
werden in Zukunft bei Verlaffenfchaftsfällen, Vermächtniſſen, Schenfun: 
gen, Verkäufen, Auswanderung und dergleichen, wenn eine Wegziehung des 
Dermögens oder beweglichen Gigenthums, fei es aus Griechenland nach 
der Schweiz oder aus der Schweiz nad) Griechenland, Statt findet, 
weder gefordert noch erhoben werden, da jede Abgabe diefer Art zwifchen 
beiden Staaten abgefchafft fein und bleiben fol. 
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Art. 2. Diefe Verfügung dehnt fich nicht bloß auf die dießf allſigen 
Rechte und Gebühren aus, welcde einen Theil der Staatseinfünfte 
ausmachen, fondern auch auf folche, welche bisher zu Gunften von 
Provinzen, Städten, Gerichtsherrlichkeiten, Korporationen, Gemeinden 
und Perfonen erhoben wurden, fo zwar, daß die bei dieſem Vermö— 
genswegzug betheiligten Perfonen fortan nur diejenigen Gebühren oder 
Abgaben zu entrichten haben follen , welche bei Verlaſſenſchaftsfällen, 
DVerfäufen. oder Handänderung irgend welcher Gigenthümlichfeit, nad 
den im jedem der beiden Staaten in Kraft befichenden Geſetzen, Regie: 
mente oder Werordnungen, auch. von den Inländern gefordert werden. 

Art. 3. Die vorfichenden Stipulationen werden von dem Tage der 
Auswechslung der gegenwärtigen Erklärung in. volle und gänzliche 
Vollziehung treten. Um jedocd den WUngehörigen der beiden Fontra: 
hirenden Theile mit möglichſter Beförderung den Genuß der. ihnen 
durch die vorfichenden. Stipulationen erwachſenden Bortheile zu ver: 
Schaffen, if man ausdrücklich übereingefommen, daß fie. von jegt an 
auf das in dem einen oder dem andern Staate anheimgefallene Ber: 
mögen, deſſen Wegziehung noch nicht Statt gefunden. hat, anwendbar 
fein ſollen. 

Zur Bekräftigung deffen ift die gegenwärtige Erklärung im Namen 
und aus Auftrag Seiner Majeftät des Königs von Griechenland durch 
den Mimifter Seines Königlichen Haufes und der auswärtigen Angele: 
genheitem unterzeichnet und mit dem Siegel diefes Minifteriums ver: 
fehen werden, um gegen eine ähnliche, von Seite der Regierung der 
Schweizerifchen Cidgenoffenfchaft ausgefertigte Urkunde ausgewechfelt 
zu werden. 


Athen, den !?/,. Brachmonat 1837. 


(L. S.) Rudhart. 


Note. Die Driginalurfunden der vorſtehenden Erflärungen find am 
30. Weirımonat 1837 zwifchen den eidgenöffifchen Borort und der König- 
lid) » Preugifhen Gefandifchaft in der Schweiz, indem die letztere Namens 
der Königlich» Griedifhen Regierung handelte, auf dem Wege der Kor 
refpoudenz ausgewechfelt worden. 


(Dffiz. Sammf., Bd. IT, Me. XXV.) 
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Aufhebung des Heimfallsrechtes zwifchen der Eidgenoffenfchaft 
und den Staaten des Herzogs von Yucca. 


A. Eidgenöffifhe Erflärung, vom 11. Hornung 1858. 


Le principe de la reeiprocite en matiere de droit d’aubaine 
dtant reconnu et sanctionne dans les Etats de Son Altesse Royale 
le Duc de Lucques, les Avoyer et Conseil d’Etat du Canton de 
Lucerne, Directoire actuel de la Confederation suisse, afin de 
faire jouir aux ressortissans suisses des avantages de l’abolition 
du droit d’aubaine dans le duche de Lucques , declarent par les 
presentes au nom des Etats composant la Confederation suisse, 
que le droit d’aubaine ne sera pas exerce dans les vingt-deux 
cantons de la Confederation suisse A l'épard des sujets de Son 
Altesse Royale le Duc de Lucques, lesquels pourront en conse- 
quence recueillir lihrement les successions ouvertes en leur fa- 
veur sur le territoire des dits cantons. 

En foi de quoi la presente deelaration, destinde A @tre Echan- 
gee contre une declaration semblable du gouvernement du duche 
de Lucques assurant une pareille reciprocite aux ressortissans 
suisses, a été signee et munie du sceau de la Confederation suisse. 


Fait a Lucerne, ce 41 du mois de fevrier 1838. 


Les Avoyer et Conseil d’Etat du Canton de Lucerne, 
Directoire Federal, 
et en leur nom, 
l’Avoyer: 
(L. S.) J. Kopp, 
Le Chancelier de la Confederation : 
AmRHYn. 


Ueberſetzung der vorfichenden Erklärung. 


Da der Grundfaß der Gegenfeitigkfeit in Bezug auf das Heimfalls: 
recht in den Staaten feiner Königlihen Hoheit des Herzogs von Lucca 
anerfannt und beftätiget ift, fo erflären Schultheiß und Staatsrath des 
Kantons Luzern, als dermaliger Vorort der Schweizerifhen Gidgenof: 
fenfcyaft, auf daß die ſchweizeriſchen Angehörigen die aus der Aufhebung 
des Heimfallsrechtes in dem Herzogthum Lucca herrührenden Vortheile 
genießen können, durch die gegenmwärtige Urkunde Namens der eidges 
nöffifhen Kantone, daß in den zwei und zwanzig Kantonen der Schwei⸗ 
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zerifchen Gidgenoffenfchaft das Heimfallsreht gegen die Unterthanen 
Seiner Königlichen Hoheit des Herzogs von Lucca nicht mehr ausge: 
übt werde, in Folge welcher Erklärung diefelben die auf dem Gebiete 
der erwähnten Kantone zu ihren Gunſten eröffneten Erbfchaften unge: 
hindert antreten Fönnen. 

Zu Urkunde deffen ift die gegenwärtige Grflärung , die gegen eine 
ähnliche der Regierung des Herzogthums Lucca, durch welche den 
fchweizerifchen Angehörigen die nämliche Gegenfeitigfeit zugefichert wird, 
ausgewechfelt werden fol, unterzeichnet und mit dem eidgenöffifchen 
Siegel befräftiget worden. 


Alfo gefchehen in Luzern, den 41. Hornung 1838. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöffifcdyer Worort , 
iu deren Namen, 
der Schultheiß : 
(L. S.) J. Kopp. 
Der Kanzler der Eidgenoffenfchaft : 
Amrhyn. 


Herzoglich-Zucceſiſche Erklärung, vom 5. März 1838. 


Dopo che il Reale Governo del Ducato di Lucca, e la Confe- 
derazione Svizzera hanno convenuto di dichiarare l’abolizione 
del diritto d’albinaggio tra i due Stati ed a favore dei respettivi 
Suadditi mediante vicendevoli atti da cambiarsi senza riserva od 
ulteriore ratilica, il sottoscritto Ministro Segretario di Stato per 
gli Afları Esteri ec. ec. ec. di S. A. R. il Serenissimo Infante dı 
Spagna Don Carlo Lodovico di Borbone, Duca di Lucca, al se- 
guito della riportata sovrana autorizzazione in data de’ 29 Agosto 
1857 procede a quauto appresso : 

I principio della reciprocitä in materia del diritto d’albınag- 
gio essendo riconosciuto e sanzionato negli Stati della Confedera- 
zione Svizzera, il Reale Governo del Ducato di Lucca, all’ og- 
getto di far godere ai suoi Sudditi dei vantaggi dell’ abolizione 
del diritto d’albinaggio nei Cantoni e Dominj della Svizzera, dı- 
chiara per mezzo della presente, che il diritto d’albinaggio non 
sara esercitato negli Stati di S. A.R. l’Infante Duca di Lucca ris- 
guardo ai Sudditi dei ventidue Cantoni della Confederazione Sviz- 
zera, i quali potranno in conseguenza raccogliere liberamente 


u. ME: un 


le successioni aperle in loro favore nel territorio dell’ anzıdetto 
Ducato. 

In fede di che la presente Dichiarazione destinala ad essere 
cambiata con una dichiarazione simile del Governo della Confe- 
derazione Svizzera, che garanlisca una perfelta reciproeitä ai 
Sudditi Lucchesi, & stata da me sottosceritta, e munila del sug- 
gello di questo Ministero degli Aflari Esteri. 


Fatta a Lucca, li 5 Marzo 1838. 


(L. 8. Ir. M. Ascanıo Mansr. 


Ueberſetzung der vorfiehenden Erflärung. 


Nachdem die Königliche Regierung des Herzogthums Lucca und 
die Schweizerifche Eidgenoffenfchaft übereingefommen find, die Aufhe— 
bung des Heimfallsrechtes zwiſchen beiden Staaten und zu Gunften 
der betreffenden Unterthanen ( Staatsangehörigen) vermittelft gegenfei: 
tiger und ohne Vorbehalt einer weitern Ratififation auszuwechſelnder 
Alten auszufprechen, fo hat der unterzeichnete Minifter Staatsfefretät 
für die auswärtigen Angelegenheiten :c. ıc. ıc. Seiner Königlichen 
Hoheit des Durchlauchtigſten Infanten von Spanien, Don Karl Lud— 
wig von Bourbon , Herzogs von Lucca, in Folge einer am 29. Auguft 
1837 erlaffenen Alerhöchften Ermächtigung Folgendes erflärt : 

Da der Grundfaß der Gegenfeitigfeit in Bezug auf das Heimfalls- 
recht in den Staaten der Schweizerifhen Gidgenoifenfchaft anerfannt 
und beftätigt it, fo erklärt die Königliche Regierung des Herzogthums 
Zucca, auf daß ihre Unterthanen die aus der Aufhebung des Heimfalls— 
rechtes in den Kantonen und Gebieten der Schweiz herrührenden Vor: 
theile genießen fönnen, durch die gegemvärtige Urfunde, daß in den 
Staaten Seiner Königlihen Hoheit des Jufanten Herzogs von Lucca 
das Heimfallsrecht gegen die Unterthanen (Staatsangehörigen) der zwei 
und zwanzig Kantone dee Schweizerifchen Eidgenoffenfchaft nicht mehr 
ausgeübt werde, in Folge weldyer Erklärung. diefelben die auf dem Ge: 
biete des erwähnten Herzogthums zu ihren Gunften eröffneten Erb— 
fchaften ungehindert antreten können. 

Zu Urkund deffen ift die gegenwärtige Erklärung, die gegen eine 
ähnliche der Regierung der Schweizerifhen Gidgenoffenfchaft, durch 
welche den Lnterthanen des Herzogthums Lucca die nämliche Gegen: 
feitigkeit zugeficert wird, ausgerwechfelt werden fol, von mir unter: 
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zeichnet und mit dem Siegel des Minifteriums der auswärtigen Ange- 
legenheiten befräftiget worden. 


Alfo gefchehen, Lucca den 5. März 1858. 
(L. S.) Marquis Ascanio Manfi, 


Note. Die Driginalurfunden der vorftehenden Erflärungen wurden den 
24, März 1838 zu Paris zwiſchen dem Schweizeriſchen Gefchäftsträger, 
Herrn von Tfchann, und dem Bevollmächtigten des Herzogs bon Pucca, dem 
Königlich Sardinifchen Borfchafrer, Herrn Marquis von Brignole-Sale, aus: 
gewechfelt. 

(Offiz Samml. Bd. I, Nr. XXVI.) 


Bm Seite 456. Nr. CGX.) 


Miederlaffungsvertrag mit Frankreich, 
abgefhloffen im Jahr 1827. 


Note. Dem Niederlaffungsvertrag der Eidgenoffenfchaft mit Frankreich 
muß noch die folgende wichtige offizielle Note beigefügt werben, welche der 
franzöfifcdye Gefandte, Hr. von Rayneval, wahrend der Verhandlungen uber die 
Grundlagen diefes Vertrags im Jahr 1826, zur Erläuterung mehrerer (die 
rigen Punfte, an die mit diefem Gefchäft beauftragte Tagfagungsfommiffien 
gerichtet hat. Vorzüglich bedeutfam ift der Paflus, welcher die Jsraeliten 
betrifft. 


Note officielle de S. E. lambassadeur, 


du 7 Aodı 1826, 


Monsıerur LE Pr&sınEnt. 


La commission chargee par la diete federale de se concerter 
avec moi sur les bases de la negociation, que mon gouvernement 
m'a autorise A suivre avec la Suisse, a teınoigne le desir de re- 
cevoir quelques explications propres à ne laisser subsister aucen 
doute sur le veritable sens de quelques-uns des articles que nous 
avons arretes d’un commun accord dans notre derniere confe- 
rence; je m’einpresse d'autant plus volontiers d’aequiescer a .ce 
veu, que l’intention bien certaine du roi, mon maitre, enreg- 


lant par une nouvelle transaction les rapports habituels de ses 
etals avec ceux qui composent la Confederation, et d’ecarter 
pour Tavenir sur les obligations reciproques, qui en resultent, 
tout sujet de mal-entendus et d’incertitudes. 

- Le premier point, qui ail paru avoir besoim de quelques 
eclaircissemens, est relatif aux Israclites, sujets du roi, qui en 
cette qualite pourraient se eroire autorises a reclamer dans tous 
les cantons le henclice de lartiele 4 du projet arrete entre la 
commission et moi. Je ferai observer A cet egard, que cet article 
ne concedant aux Francais que les droits qui sont accordes par 
chaque etat de la Gonfederation aux ressortissans des autres can- 
tons, il s'ensuit necessairement que dans ceux des cantons oü Je 
domieile et tout nouvel etablisseiment seraient interdits par les 
lois aux mdividus de la religion de Moise, les sujets du roi qui 
professent ertte religion ne sauraient se prevaloır de l'attiele en 
question pour reelamer une exception A la regle generale. Il est 
bien entendu toutefois, et c'est une consequence directe de l’ar- 
ticle 6, que ceux d’entr'eux, qui se seraient dtablis sur le terri- 
toire de la Gonfederation sous le regime de l’acte de ımediation et 
en vertu du traite de 1803, continueront A jouir des droits qui 
leur dtaient acquis. 

L’article 5 consacre Je princıpe de la readınission dans celui 
des deux pays dont ıls sont orıginaıres et oi ıls auraieut couservé 
leurs droits des individus qui, d’apres les loıs, seraient dans le 
cas d'éêtre renvoyes de l’autre. La commission a desire de con- 
naitre d'une maniere positive, comınent la qualite de Frangais et 
les droits quı y sont ınberens pouvaient se perdre. 

Le code civil du Royaume porte, article 17: „l.a qualite de 
„ Francais se perdra : 

1) „Par la naturalisation en pays etranger; 

2) „Par l’acceplation non-autorısce par le Roı de functions 
„publiques, conferees par un gouvernement elranger ; 

3) „Enfin par tout etahlissement fait en pays elranger sans 
„esprit de retour; les etablissements de commerce ne pourront 
„jamais être cousideres comme ayant ete fails sans esprit de 
„retour. 

Et article 21: „J.e Francais qui, sans autorisetion du Roi, 
„prendrait du service militaire a l’etranger ou s’affilierait aune 
„ecorporation mililaire etrangere, perdrait sa qualite de Fran- 
„gais.” 

Une seule de ces dispositions, celle qui prive de ses droits le 
Francais, qui fait un elablissement en pays etranger sans esprit 
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de retour, a paru exciter quelques inquietudes et a donné lieu A 
diverses observations. Pour dissiper les unes et repondre aux 
autres, il suflira sans doute de faire remarquer d’abord que la 
faveur, accordde par le code aux etablissemens de commerce, 
restreint infiniment le nombre des individus auxquels l’article en 
question pourrait &tre applicable ; de plus que, selon les maximes 
recues dans le royaume,, l’abdication de la qualite de Francais ne 
se presume pas, et qw'elle doit resulter d’un fait positif; enfin ce 
qui doit completement rassurer A ce sujet, c'est qu’apres d'un 
quart de siecle que cette disposition a été inscerite dans le code 
francais, Ja Suisse n’a pas vu un seul exemple de son appli- 
cation. 

J'ose me flatter M. le President! que ces explications franches 
et amicales paraitront de nature A häter la conclusion d'un ar- 
rangement definitif que reclament les interdts des deux pays, et 
qui ne peut tendre qu'à resserrer entr'eux les liens de bonne har- 
monie et d’amitie qui les unissent depuis sı long-teımps. 


Il me reste a consigner ici deux observations essentielles sur 
les prineipaux changemens, qu'à la demande de la Commission 
jai consenti à faire au premier projet, que je lui avais presented. 

La premiere se rapporte a la clause relative au service mili- 
taire. C'est la Diete elle-mdıne qui, dans ses precddentes pro- 
positions, avait demande, que l’on stipulät que les citoyens de 
l’un des deux pays etablis dans l’autre restassent, quant aux 
obligations militaires, soumis aux lois de leur patrie. Le gou- 
vernement du Roi ayant admis cette proposition, il semble qu'elle 
n’etait plus dans le cas d’Etre retirde. Je dois donc declarer, que 
je n’admets le changement desire par la Commission que sous la 
reserve que l'article en question sera retabli tel qu'il avait été 
_ precedemment propose, si Sa Majeste le jugeait convenable. 


La seconde observation, que j’ai a faire, concerne la pre- 
ıniere clause de l’article 1 des hases adoptees. J'avais demande, 
qu’apres avoir déclaré, que les Francais seraient regus et traites 
dans chaque canton de la CGonfederation sur le pied des ressor- 
tissans des autres cantons, on ajouläl ces mots : „ou du plus fa- 
vorise d’entr'eux.“ J’ai montré, en consentant à leur retranche- 
ment, que japprecias la delicatesse des motifs, qui l’ont fait de- 
sirer a la Commission. Il doit &tre bien entendu toutefois, que 
siil arrivait, qu'un des cantons traität l’un de ses coetats d'une 
maniere plus favorable que les autres, ce serait aux ressortis- 
sans de celui-ci, que les Francais seraient assimiles. 
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Agréez, je vous prie, M. le President! la nouvelle assurance 
de ma haute consideration. 


Lucerne le 7 Aoüt 1826. 


Signe Raynevar. 


(Abſchied von 1826.) 


(Zu Seite 483.) 


Uebereinkunft zwifchen den Schweizerifchen Kantonen Zürich, 
Bern, Luzern, Uri, Schwyz, Zug, Freiburg, Solothurn, 
Baſel (beide Landestbeile), Schaffhaufen, Graubünden, 
Yargau, Thurgau, Zefin, Waadt, Wallis, Neuenburg 
und Genf, fo wie Appenzell der Aeußern Rhoden einer: 
und dem Königreiche Sachfen anderfeitd über gleich: 
mäßige Behandlung der gegenfeitigen Staatdangehörigen 
in Konkursfällen. 


A. Schweizerifhe Erklärung, vom 4. Hornung 4857. 


Nachdem zwifchen der Königlich-Sächſiſchen Staatsregierung und 
den nachftehenden Schweizerkantonen: Zürih, Bern, Luzern, Uei, 
Schwyz, Zug, Freiburg, Solothurn, Baſel (beide Landestheile ), 
Scaffhaufen, Graubünden, Yargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wal: 
is, Neuenburg und Genf, fo wie Appenzell der Aeußern Rhoden, in 
Bezug auf gleiche Behandlung der beiderfeitigen Staatsangehörigen in 
Konfursfällen eine Uebereinfunft getroffen worden ift, fo erflärt der 
eidgenöffifhe Vorort : 

Art. 1. In allen in dem einen oder andern Staatsgebiete ſich er: 
gebenden Konkursfällen werden rückſichtlich aller und jeder hypothekari⸗— 
ſchen und nichthypothefarifchen, privilegirten und nichtprivifegirten or: 
derungen, die Einwohner des Königreibs Sachſen und die Einwohner 
der genannten Kantone nad) gleichen Rechten, d. h. alfo behandelt und 
Follozirt, daß die Angehörigen des einen Staats den Einheimiſchen im 
andern Staate gleich und nady Befchaffenheit ihrer Schuldforderungen 
fo gehalten werden follen , wie es die Geſetze des Landes für die Ein: 
heimiſchen ſelbſt vorfchreiben. 

Art. 2. Die gegenwärtige Uebereinkunft hat auf der einen Seite 
ſür den ganzen Umfang der Königlich-Sächſiſchen Lande, und auf der 
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andern für die im Eingang namentlich erwähnten eidgenöſſiſchen Stände 
verbindliche Kraft, und zwar von dem Tage an, wo die darüber aus: 
gefertigten Erklärungen beider Theile gegenſeitig ausgewechſelt ſein 
werden. 

Art. 5. Gegen diejenigen Kantone der Echweizerifchen Eidgenof: 
fenfchaft, welche dem gegenwärtigen Vertrage noch nicht beigetreten 
find, wird die Anwendung der obigen Artifel von demjenigen ‚Zeit: 
punfte an Statt finden, wo fie ihren Beitritt, zu welchem fie von den 
fontrahirenden Theilen noch werden eingeladen werden, durch Dazwi— 
ſchenkunft des eidgenöſſiſchen Vororts gegen die Königlich : Sächfifche 
Regierung werden erflärt haben. 

Deffen zu Urfunde hat der eidgenöffifcdye Vorort die gegenwärtige Gr: 
klärung unterzeichnet, mit dem eidgenöffifchen Siegel verfehen und ge: 
gen eine gleichlautende Erklärung der Königlich-Sächſiſchen Minifterien 
der Juſtiz und der auswärtigen Angelegenheiten ausgewechfelt. 


Luzern, am 4. Hornung 1837. 


Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöffifcher Vorort, 
in deren Namen, 
der Schultheiß: 
‘. S.) J. K. Amrhyn. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: 
Amrhyn. 


B. Königlich-Sächſiſche Erflärung, vom 18. Hornung 
1857, 


Nachdem zwifchen der Königlich: Sähfifhen Staatsregierung und 
den nachſtehenden Schweizerfantonen: Zürih, Bern, Luzern, Uri, 
Schwyz, Zug, Freiburg, Solothurn, Baſel (beide Landestheile), 
Schaffhauſen, Graubündten, Yargau, Thurgau, Teffin, Waadt, Wal: 
is, Neuenburg und Genf, fo wie Appenzell die Aeußern Rhoden, in 
Bezug auf gleiche Behandlung der beiderfeitigen Staatsangehörigen in 
Konfursfällen eine Webereinfunft getroffen worden ift, fo erklärt die 
Königlich⸗Sächſiſche Regierung : 

Art. 1. In allen in dem einen oder andern Staatsgebiete fidy er= 
gebenden Konfursfälen werden rüdfichtlid aller und jeder hypotheka— 
riſchen und nichtHypothefarifchen, privilegirten und nichtprivilegirten 
Forderungen, die Einwohner des Königreichs Sachſen und die Gin: 


wohner der genannten Kantone nad gleichen Rechten, das heißt, alfo 
behandelt und Follozirt, daß die Angehörigen des einen Staats den 
Ginheimifhen im andern Staate glei und? — nah Befcaffenheit 
ihree Schuldforderungen — fo gehalten werden follen, wie es die Ge⸗ 
fee dr6 Landes für die Ginheimifchen felbft vorfhreiben. 


Art. 2. Die gegenwärtige Ucbereinfunft hat auf der einen Seite 
für den ganzen Umfang der Königlih:Sächfifchen Lande, und auf der 
andern für die im Eingang namentlidy erwähnten eidgenöffifchen Stände 
verbindlidye Kraft, und zwar von dem Tage an, wo die darüber aus- 
gefertigten Erklärungen beider Theile gegenfeitig ausgewechſelt fein 
werden. 


Art. 3. Gegen diejenigen Kantone der Schweizerifchen: Gidgenof: 
ſenſchaft, welche dein gegenwärtigen Vertrage noch nicht beigetreten 
find, wird die Anwendung der obigen Wrtifel von demjenigen ‚Zeit: 
punfte an Statt finden, wo fie ihren Beitritt, zu welchem fie von 
den fontrahirenden Theilen nody werden eingeladen werden, durch Da: 
zwiſchenkunft des eidgenöffifchen Vororts gegen die Königlich:Sächfifche 
Regierung werden erflärt haben. 

Deffen zu Urkunde haben die Königlich-Sächſiſchen Minifterien der 
Zuftiz und der auswärtigen Angelegenheiten die gegenwärtige Erklärung 
unterzeichnet, mit dem Königliben Eiegel verfehen und gegen eine 
gleichlautende Erklärung des eidgenöffifchen Vororts ausgewechfelt. 


Dresden, am 18. Februar 1837. 


(L. S.) 
Königlih: Sächſiſche Minifterien 
der Juſtiz: der auswärtigen Angelegenheiten : 
von Könneriß. von Zeſchau. 


Note. Die Originalurkunden der vorftehenden Erflärungen find am 4. 
Aprit 1837 zu Wien zwiſchen dem Schweizeriſchen Geſchäftsträger, Herrn 
von Effinger- Wildegg , ımd dem Königlih-Sachfiihen auferordentlihen Ge- 
fandten und bevollmächtigten Minifter, Herrn Freiherrn bon IA: aus⸗ 
gewechſelt worden. 


(Offiz. Samml., Bd., III, Nr. XXVII.) 
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Uebereinfunft über die gleichmäßige Behandlung der gegenfei- 
tigen Staatsangebörigen, in Bezug auf Miederlaffung, 
zwifchen den Schweizerifhen Kantonen Züri, Bern, 
Luzern, Glarus, Freiburg, Solothurn, Scaffhaufen, 
St. Gallen, Graubündten, Aargau, Thurgau, Teſſin, 
Waadt, Wallis und Neuenburg am einen- und den Kö: 
niglich Sardinifhen Staaten am andern Zheil. 


A, Erklärung, durch die gegenfeitigen Bevollmächtig— 
ten am 51. Heumonat 1857 unterzeichnet, vermöge 
welcher die am 12. Mai 1827 zwiſchen der Königlich: 
Sardinifhen Regierung und mehrern Schweizerfan: 
tonen abgefchloffene Uebereinfunft über gegenfeitige 
Niederlaffungsverhältniffe (offiz. Sammlung, 3d. II, 
©. 185--204*) bis zum 1. Heumonat 1847 erneuert 
worden ift. 


DECLARATION. 


La convention concernant les etablisseınens r&ciproques des 
sujets de Sa Majeste le Roi de, Sardaigne en Suisse et des ressor- 
tıssans suisses dans les Etats de la Monarchie sarde, signee à 
Berne par les plenipotentiaires respectifs le douze’Mai mil huit 
cent vingt-sept, étant arrivee A son terme, les plenipotentiaires 
soussignes, apres avoir &change-leurs pouvoirs et ensuite de la 
reponse que monsieur le Baron de Blonay a faite au Directoire 
federal de la Suisse en date du 28 Mai de l’annee courante, — 
sont convenus, d'un cölE au nom du gouvernement de Sa Majeste 
le Roi de Sardaigne, et de l’autre cöld au nom des Etats de Lu- 
cerne, de Zurich, de Glaris, de Soleure, de Schaflhouse, de 
St.-Gall, de 'Thurgovie, de Tessin et de Neuchätel, de Ja renou- 
veler pour le terıne de dix ans à compter du premier Juillet mil 
huit cent trente-sept, et cela dans les terınes dans lesquels cette 
convention avait et conclue en 1827, et dans ceux dans lesquels 
les cantons susmentionnes y avaient alhere. 

De me&me les plenipotentiaires soussignes sunt expressement 
convenus, que les cantons des Grisons et de Vaud, qui se sont 


*) Mr. CCXI diefer Sammlung. 
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prononees sous reserve de ratilication definitive pour le renou- 
vellement de la même convention, et que les cantons de Berne, 
de Fribourg, d’Argovie et du Valais, ainsi que tons les cantons 
qui n’ont pas encore pu se prononcer en faveur de cette conven- 
tion, auront en tout temps la faculté d’y aceeder. 

Le terme de dix ans, pour lequel ladite convention a été re- 
nouvelee, ecoule le premier Juillet mi] huit cent quarante-sept, 
les parties eontractantes seront libres de renouveler le present 
arrangement, de le modilier d'un commun accord ou de s’en de- 
partir entierement, 

La presente declaration a été signee A double original, au 
nom de Sa Majeste le Roi de Sardaigne par monsieur le Baron 
de Blonay, Son Envoye extraordinaire et Ministre plenipoten- 
tiaire pres la Confederation suisse, et au nom du Directoire fe- 
deral par Monsieur de la Harpe, Conseiller d’Etat du canton de 
Vaud, et Monsieur Barman, membre de la Diete du canton du 
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Valais, ses Commissaires, à I.ucerne le 31 Juillet 1837. 


L’Envoyer extraordinaire 
et Ministre plenipotentiaire de 
Sardaigne : E. De La Hanere, 
Baron pe Bronar. Mempbre du Conseil d’Etat du can- 
ton de Vaud, Gommissaire ad hoc. 
Barman, 
Membre de la Diete du Canton du 
Valais, Commissaire ad hoc. 


Ueberfegung der vorfichenden Erflärung. 


Erflärung. 


Nahdem die am 12. Mai 1827 durch die refpeftiven Bevollmäch— 
tigten unterzeichnete Mebereinfunft über die gegenfeitigen Niederlaffungs: 
verhältniffe der Untertdanen Seiner Majeftät des Königs von Sardi- 
nien in dee Schweiz, und der Schweizerifhen Angehörigen in den 
Staaten der Sardinifhen Monarchie ihr Ende erreicht hat, find die uns 
terzeichneten Bevollmächtigten, nach erfolgter Auswechslung ihrer Voll⸗ 
machtsaften und im Folge einer von dem Herrn Freiherrn von Blonay 
unterm 28. Mai laufenden Jahrs dem Vorort der Schweizerifchen Eid: 
genoſſenſchaft ertHeilten Erwiederung, einerfeits im Namen der Regie: 
rung Seiner Majeftät des Königs von Sardinien, und anderfeits im 
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Namen der Stände Luzern, Zürich, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, 
St. Ballen, Thurgau, Teſſin und Neuenburg übereingefommen , die 
erwähnte Webereinfunft auf eine Dauer von zehn Jahren, von dem 
erfien Heumonat 1857 an gerechnet, zu erneuern, und zwar in denjenigen 
Yusdrüden, in welchen diefelbe im Jahre 1827 abgefchloffen wurde, 
fo wie in denjenigen, durch welche die oben aufgezählten Stände der: 
felben beigetreten waren. 


Eben fo find die unterzeichneten Bevollmächtigten ausdrücklich über: 
eingefommen , daß es den Kantonen Graubünden und Waadt, welche 
ſich unter Vorbehalt definitiver Ratififation für die Erneuerung diefer 
Webereinfunft erflärt haben, und den Kantonen Bern, Freiburg, Aar— 
gau und Wallis, fo wie allen übrigen Kantonen, welche fi noch 
nicht für diefe Uebereinfunft erflären fonnten, zu allen ‚Zeiten frei: 
ſtehe, derfelben beizutreten. 


Am erften Heumonat ein taufend acht Hundert fieben und vierzig, 
nach Ablauf derjenigen zehn Jahre, für welche die erwähnte Ueber: 
einfunft ermewert worden ift, fteht es den fontrahirenden Theilen frei, 
die gegenwärtige Berabredung zu erneuern, in Folge gemeinfamen 
Ginverftändniffes zu verändern, oder von derfelben des gänzlichen zu: 
rückzutreten. 


Von der gegenwärtigen Uebereinkunft ſind im Namen Seiner Ma— 
jeſtät des Königs von Sardinien durch Ihren außerordentlichen Ge— 
fandten und bevollmächtigten Minifter bei der Schweizerifchen Eidge: 
noffenfchaft, Herrn Freiheren von Blonay, und im Namen des eidge: 
nöffifhen Vororts durch deffen Kommiffarien : Herrn de fa Harpe, 
Staatsrath des Kantons Waadt, und Heren Barınan, Mitglied des 
Zandrathes des Kantons Wallis, zwei urfchriftlihe Ausfertigungen 
unterzeichnet worden, zu Zuzern, den 31. Deumonat 1857. 


Der außerordentliche Geſandte 
und bevollmächtigte Minifter von 
Sardinien : E. de la Harpe, 
Freiherr von Blonay. Mitglied des Staatsraths des 
Kantons Waadt, Commissarius 
ad hoc. 


Barman, 


Mitglied des Landrathes des Kantons 
Wallis, Commissarius ad hoc. 
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B. Erflärung des eidgenöffifhen Borortes über den 
nahträglihen Beitritt der Kantone Bern, Freiburg, 
Graubünden, Nargau, Waadt und Wallis zu der 
vorfichenden Erflärung, d.d. 18. Wintermonat 18538. 


DECLARATION. 


Nous Avoyer et Conseil d’Etat du Canton de Lucerne, Di- 
rectoire actnel de la Confederation suisse, declarons, que les 
Etaıs de Berne, de Fribourg, des Grisons, d’Argovie, de Vaud 
et du Valais ont, en vertu de la faculte qui leur a dte réservée, ra- 
tifie Ja declaration signde A J.ucerne le trente et un Juillet mil 
huit cent trente-sept par Son Excellence Monsienr le Baron de 
Blonay, Envoy@ extraordinaire et Ministre plenipotentiaire de 
Sa Majeste le Roi de Sardaigne pres la Confederation suisse, 
et par les Commissaires du Directoire federal, Messieurs Ema- 
nuel de Jalarpe, Conseiller d’FEtat du Canton deVand, et Barman, 
membre de la Diete du Canton de Valais, d@elaration par laquelle 
la conrention concernant les dtablissemens reciproques des su- 
jets de Sa Majeste le Roi de Sardaigne en Suisse et des ressor- 
tissans suisses dans les Etats de la monarchie sarde, signde a 
Berne par les plenipotentiaires respectifs le 12 Mai 1827, a die 
renouvelee, d’un cöte, au non du gouvernement de Sa Majestd 
le Roi de Sardaigne, et de l’autre cöte, au nom des Etats de Lu- 
cerne, de Zurich, de Glaris, de Soleure, de Schafflhouse, de St.- 
Gall, de Thurgovie, de Tessin et de Neuchatel. 

L,adite convention, conclue le 12 Mai 1827, a donc été renou- 
velde pour le terme de dix ans, A compter du 1. Juillet 1837, par 
tous les Etats suisses qui y avaient accede, et cela dans les 
termes dans lesquels celte convention avait die conclue en 1827, 
et dans ceux dans lesquels les Cantons susmentionnds y avaient 
alhere alors. 

En foi de quoi la presente declaration a été signde par notre 
President, contre-signde par le Chancelier et munie du sceau de 
la Confederation suisse, A Lucerne, le 18 Novembre 1838. 


Les Avoyer et Conseil d’Etat du Canton de Lucerne, 
Directoire federal, 
et en leur nom, 
pour l’Avoyer-President, le Vice-President: 
(L. 8.) J. Cu. Anmauyn. 
Le Chancelier de la Confederation : 


Anrnyn. 
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Ucberfehung der vorfichenden Erflärung. 


Erkläruna. 


Mir Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, dermaliger 
Vorort der Schweizerifchen Eidgenoffenfchaft, erflären : daß die Stände 
Bern, Freiburg, Graubünden, Aargau, Waadt und Mallis, in Folge 
der ihnen vorbehaltenen Befugniß, die zu Luzern den 31. Heumonat 1857 
von Seiner Erzellenz dem Heren Freiheren von Blonay, außerordent: 
lihem Geſandten und bevollmächtigtem Miniſter Seiner Majeftät des 
Königs von Sardinien bei der Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft, und 
von den Kommiffarien des eidgenöffifchen Worortes, den Herren Ema— 
nuel de la Harpe, Staatsratb des Kantons Waadt, und Barman, 
Mitglied des Landrathes des Kantons Wallis, unterzeichnete Defla: 
ration genehmigt haben, durdy welche Deklaration die in Bern den 12. 
Mai 1827 von den refpeftiven Bevollmächtigten unterzeichnete cher: 
einfunft, betreffend die gegenfeitigen Niederlaffungsverhältniffe der Un: 
terthanen Seiner Majeftät des Königs von Sardinien in der Schweiz 
und der Schweizerifchen Angehörigen in den Staaten der Sardinifcyen 
Monarchie, einerfeits Mamens der Regierung Seiner Majeftät des 
Königs von Sardinien und anderfeits Namens der Stände Luzern, 
Zürich, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, St. Gallen, Thurgau, 
Teſſin und Neuenburg erneuert worden ift. 

Die erwähnte, am 12. Mai 1827 .abgefchloffene Uebereinfunft ift 
demnach für fänmtliche Echweizerifche Kantone, welche derfelben bei: 
getreten waren, auf die Dauer von zehn Jahren, vom 4. Deumonat 
1857 an gerechnet, erneuert worden, und zwar in denjenigen Aus: 
drücken, im welchen diefe Uebereinfunft im Jahr 1827 abgefchloffen 
worden, fo wie in denjenigen, durch welche die oben aufgezähften 
Stände derfelben damals beigetreten waren. 

Zur Bekräftigung deffen ift die gegenwärtige Erklärung durd 
unfern Präfidenten unterzeichnet, durch den Kanzler der Gidgenoffen: 
ſchaft gegengezeichnet und mit dem Siegel der Schweizeriſchen Gidge: 
noffenfchaft verwahrt worden, in Luzern, den 18. Wintermonat 1838. 

Schultheiß und Staatsrath des Kantons Luzern, 
als eidgenöffifcher Vorort, 
in deren Namen, für den prafidirenden Schuirheißen, 
der Statthalter : 
(L. 8.) J. K. Amrbhyn. 
Der Kanzler der Eidgenoſſenſchaft: 
Amrhyn. 


(Offiz. Samml., Bd. II, Mr. XXxVIII.) 


Machträge zu den Zugaben. 


Bartifularfonfordate. 


Konkordat, betreffend die Regulirung der Bedingungen, unter 


welchen Angehörige des einen Kantons Angehörige des | 


andern ehelichen können. 
Dom 14. Herbftmonat 1838 (auf den Antrag von Neuenburg). 


» Die Ekonfordirenden Kantone verpflichten fih, weder zu fordern, 
noc) zu geftatten, daß von ihren refpeftiven Gemeinden oder Korpo- 
rationen eine Ginzugstare, eine Abgabe oder irgend welche öfonomifche 
Zeiltungen für eine Heurathsbewilligung von Angehörigen anderer Kan: 
tone gefordert werden, welchen die eigenen Kantonsangehörigen nicht 
auf gleiche Art, und in gleichem Mape unterworfen find.“ 

Für diefes Konfordat haben geftimmt die Gefandten von Zürich, 
Bern, Graubündten, Teffin, Wallis und Neuenburg 
unbedingt, und die Gefandten von Freiburg, Aargau, Thurgau 
“und Genf unter Ratififationsvorbehalt. 

(Abſchied von 1838 5. 296) 


Revidirter Entwurf eined Konfordates für die Einführung 
des franzöfifchen Münzfußes in dev Schweij. 
Dom 12. Februar 1839. 


9. 4. 

Der Franfen von fünf Grammen Silber zu 0,900 fein oder 4'% 
Grammen feinen Silbers bildet in ‚Zufunft die Schweizeriſche Münz- 
einheit. 

Der Franfen theilt fi in hundert Gentimes, Cents. 

6. 2. 

Die Fonfordirenden Kantone halten auf gemeinfame Koften, nad) 
Mafgabe der Bevölkerung und unter gemeinfamer Aufficht, eine oder 
mehrere gemeinfame Münzſtätten, zu welchen fie die nöthigen Münze 
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meifter ermenmen. In einer folchen gemeinfamen Minzftätte und unter 
der Leitung des dazu gehörigen Münzmeifters foll jeder Fonfordirende 
Kanton feine neuen Münzen entweder prägen, oder doch wenigftens 
prüfen laffen, bevor er fie in Umlauf ſetzt. 
$. 3. 
Es dürfen Feine andern Konfordatsmünzen ansgeprägt werden, 
als folgende : 


! 


Francs. Centimes. 


a. Goldmünzen zu . . 40 — 
„»20 — 
* „ 10 — 
h. Silbermünzen zu. . 5 _ 
’ *a ” . 2 — 
” n„ + + 1 — 
* —W — 50 
c. Scheidemünzen u. — 25 
— 10 
* * — 5 
d. Kupfermünzen u. — 2 
— 1 


9. Ah. 
Für den relativen Werth des Goldes und des Silbers wird das 
Verhältniß von 15,5 zu 1 angenommen. 
Alle Gold: und Silbermünzen werden zu ihrem vollen Nominal: 
werth und in Bezug auf Schrot und Korn, gleichwie die entfprechenden 
franzöfifchen, zu einem Feingehalt von 0,9 ausgemünzt, wie folgt: 


per Stüd. 
— — Jverth des 


A. Goldmünzen. 
Stück zu o,9 fein zu 40Fr. 12,903 11,613 [1,550 Fes. 
ı» „ 6,952 5,806 |1.550 
„ ) 3,226 2,905 lı,55>» 
B. Eilbermünzen. Anf. Silb. 
Etüd zu 0,9 fein zus Fr. 25,000 | 22,500 
. 10,000 9,000 
* 5,000 4,500 
50 Ets 2,500 2,250 
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$. 6. 


Bei Soldforten wird das Remedium fowohl an Schrot als an 
Korn zu 0,002 ein= und auswärts feftgefekt. 
Das Remedium ift ferner : bei allen Eilberforten, 
am kom . » »- » 0,003 
bei den Scheidemüngen, am Korn 0,007 


bei den FünffranfentHalern, am Schrot 0,005 — 
Sibaged „„2 und 1 Frankenſtücken » 0,005 nn. 
\ » » 50 Eentimes * » 0,007 
Scheide: — „ 5 » 0,006 
münzen | „ „ 40 „ * „ 0,007 
Ft „ „ ». 0,008 


Jedoch follen alle diefe Münzen im Durchſchnitt das geſetzliche 
Gewicht und Feingehalt befipen. 

Bei den Kupfermünzen von 2 und 1 Gentimes wird fein Reme: 
dium einmwärts geftattet. ; | 

6 7. 

Alle Konkordatsmüngen erhalten als Gepräge: auf der einen Seite 
das eidgenöffifhe Kreuz und den Namen des Kantons, für deffen 
Rechnung fie gefchlagen werden, auf der andern die Bezeichnung des 
Nennwerthes. Auf allen fol überdieß die Jahrzahl umd das ‚Zeichen 
der Miünzftätte, auf den Gold: und Silbermünzen auch Schrot und 
Korn ausgeprägt werden. 

Die Form der Gold: und Silbermüngen fol mit derjenigen der 
entfprechenden franzöfifchen übereinftimmen, mit der Ausnahme, daß fie 
feine Infchrift an der Kante haben, fondern bloß gerändert find. 

Bei den Scheide: und Kupfermünzen foll der Rand flach fein mit 
hoher Kante. Die weitern Beftimmungen bleiben einem fpäter zu er: 
loffenden Reglement vorbehalten. 

Es wird eine gewiffe Anzahl von Fünffranfenftüden und darunter 
mit dem Konkordatsftenpel ausgeprägt werden, welche als Typen für 
die fchweizerifche Münzeinheit dienen follen. 

8. 

Die fonfordirenden Kantone verpflichten fich, innerhalb eines Zeit: 
raumes von zehn Jahren, von Annahme des Konkordates an, alle ihre 
furfirenden Silber: und Kupferfcheidemüngen zu ihrem jegigen Nomi: 
nalwerth allmälig einzulöfen und einzufhmelzen. Am Ende des zehnten 
Jahres follen fie die allfällig noch zurücgebliebenen Scheidemüngen 
unter Beftimmung eines fatalen Termines von längftens einem Jahre 
Öffentlich einfordern und einlöfen, und nad Verfluß desfelben die zu: 
rücgebliebenen verbieten. 
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Die Kantone follen fi ſowohl durch ihre Rechnungen als durd) 
die aufgenommenen Derbalprozeffe über die Erfüllung diefer übernom: 
menen DBerpflichtungen ausweifen. 

Die nady dem gegenwärtigen Konfordat ausgegebenen Münzen 
haben gefeglihen Kurs in allen Fonfordirenden Kantonen. Für die 
alten Münzen bleiben die bisherigen Kantonalverordnungen vorbehalten. 


. 9. 

Nach Verfluß der im vorigen Artifel erwähnten zehn Jahre foll 
die Menge der Echeidemünzgen und Kupfermüngen, welche jeder der 
fonfordirenden Kantone im Umlauf halten darf, den Betrag von 2 
Francs anf den Kopf der Bevölkerung nicht überfteigen. 


$. 10. 


Für den Kurs folgender Sorten von ausländifchem und ſchweize⸗ 
rifhem Gepräge wird der nachftehende, mach dem innern Gehalt jener 
Münzen berechnete Tarif aufgeftellt ; derfelbe ift für alle fonfordirenden 
Kantone verbindlich und darf von feinem derfelben abgeändert werden. 


I. Ausländifhe Miünzforten. 


A. Goldmünzen. 
Trance. Gent. 


1. Die franzöfifchen 10 Brancsftüde zu. . . . 40 — 

” * 20 * * er 20 — 

10 .. 10 — 
Die nämlichen Stücke, weiche: in Sardinien, 
Belgien und andern Etaaten in Schrot und Korn 
wie die franzöfifchen ausgeprägt werden, zum näm— 

lihen Werthe. 
. Der englifche Souveraind’or ZU - 2 2 2020.25 >20 


B. Silbermünzen. 


3. Das franzöfifche Fünffranfenlüf zu . - 5 — 

Die franzöſiſchen 2, 1,2 und '/, Frankenſtücke 

nach Verhältniß. 
Die nämlichen Stücke, welche in Sardinien, 

Belgien und andern Staaten in Schrot und Korn 

wie die franzöfifchen ausgeprägt werden, zum näm⸗ 

lihen Werthe. | 
Der DBrabanter: und die Kronenthaler von 

Baiern, Württemberg, Baden und Naffau u . 5 70 
Der preußifche Thalr u . . 0. — 60 


Schweiz. Staatér. Bd. 1. 50 


td 
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II. Snländifhe Miünzforten. 


A. Goldmünzen. 
Franks. ent. 


4. Die Schweizerduplone zu Be ur ee en 70 


B. GSilbermünzen. 
5. Der Schweizerthaler der Fonkordirenden Kantone 


und der Genferthaler (Genevoise) zu. » + 5 80 
Der halbe Schweizerthaler zu ee Ri. 
6. Das Schweizerzehnbagenlüd U - - » » ı- 45 
7. Das Zürcherzweiguldenſtück (Thaler) zu h 60 
Das Zürchereinguldenftüd zu 2 30 
8. Der Bafelerthaler zu ö 4 50 
Der halbe Bafelerthaler zu 2 45 


C. Scheidemünzen. 

9. Das ſchweizeriſche Fünfbatzenſtück derjenigen Kan: 

tone, welche dem Konfordate nicht beitreten, zu — 60 
10. Das ſchweizeriſche Zehnkreuzerſtück der eben ge: 

nannten Kantone U 2» 0 een. 30 
41. Das Bafelerdreibagenflüd U» » +» + 0 0. 40 
12. Die alten Schweizerbagen derjenigen Kantone, 

welche dem Konfordate nicht beitreten, zu. - 10 


Die Halbbatzen U. > nennen. 5 
13. Die Kreuzerz nn 21/2 
6. 11. 

Die konkordirenden Stände verpflichten fi) innerhalb | — 


von der Annahme dieſes Münzfußes an, denſelben in alen Zweigen 
ihrer Adminiftrationen einzuführen. 

In Bezug auf die gegemvärtig beftchenden Verträge und Schuld: 
verhältniffe werden die Regierungen für die nöthigen Reduktionen der 
darin ftipufirten Geldbeträge nad dem neuen Münzfuß durch gefeh: 
liche Verfügungen forgen. 

Die konkordirenden Kantone werden fi über die Annahme eines 
gemeinfamen und gleichförmigen Grundſatzes, nach welchem der frangö: 
fiſche Münzfuß in die Zolltarife eingeführt werden foll, verftändigen. 


9. 12. 


Da die Scheidemünge nur zur Ausgleihung der Bruchſummen, 
die fich nicht mehr mit groben Miünzforten bezahlen laffen, beftimmt 
it, fo foll im gewöhnlichen Verkehr niemand gezwungen werden fön: 


— Fe 


nen, mehr als fünf Prozent und in feinem Falle mehr als 20 France 
im Ganzen an Scheidemünzen in Zahlungen anzunehmen. Bei Mechfel: 
und Kapitalzahlungen ift diefes Maximum, jedoch ohne Rüdficht auf 
die Hauptfumme, auf 10 Francs befchränft. 

6. 13. 

Zur Handhabung des Konfordates und zur Aufficht über die 
gehörige Erfüllung der in demfelben durch die Hohen Stände einge: 
gangenen Verpflichtungen fol eine Münzauffichtsfommiffton aufgeftellt 
werden, welche darüber zu wachen hat, daß die Beltimmungen des 
Konfordates in allen feinen Theilen erfüllt, diejenigen Scheidemünzen, 
welche in dem vorftehenden $. 10 nicht tarifirt find, entfernt und die 
Zurüdziehung und Einſchmelzung der eigenen Münzen unter ihrer 
Zeitung und Aufficht vollzogen werden. Für alle dieforts zu treffen: 
den Verfügungen entfcheidet die Mehrheit der Stimmen. Als Fonful: 
tative und vorberathende Behörde hat die Münzauffichtsfommiffton 
ferner dasjenige zu befprechen, was für die Verbefferung des Münz- 
wefens vorgefihlagen und angerathen werden könnte, da dann über die 
Annahme daheriger Anträge die Ginmüthigfeit aller Stände erfor: 
dert wird. | 

Die Fellfegung der Mitgliederzapl diefer Kommiffion, ihre Ernen: 
nung, fo wie die Bezeihnung eines Präſidialkantons, welcher die 
Kommiſſion nab Bedürfniß verfammeln wird, fol auf einer Konferenz 
fämmtlicher Ponfordirender Etände erfolgen. 


Uebergangsbeftimmungen. 


6. 1: 

Jeder Kanton wird die nöthigen Maßnahmen ergreifen, um die 
auf feinem Gebiet zirfulirende Scheide: und Kupfermünze einzuziehen, 
welche das Gepräge von andern Fonkordirenden Kantonen trägt; diefe 
Kantone würden fid) gegenfeitig verpflichten, die auf ihr Gepräge ge: 
ſchlagenen Münzforten zurüczunehmen, und zwar ihrem Nominal- 
werthe nad, und den daherigen Betrag entweder in Münzforten, 
welche das Gepräge des den Tauſch anerbietenden Kantons tragen, 
oder in KFünffrankenftüden zu 35 Bagen und deffen Bruchtheilen 
zu vergüten. 

9. 2. 

Die konkordirenden Kantone werden fid) fogleih nad) Annahme 

des Konkordates darüber verfländigen, ihren Scheidemünzen einen 
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gleichförmigen vorübergehenden Kurs zu geben, welcher während der 
Dauer der zehn im Artifel 8 erwähnten Jahre für alle konkordirenden 
Kantone obligatorifh fein, nach Verfluß diefes Termins aber außer 
Kraft gefeht werden ſoll *). 


*) Diefed Konfordat wurde im einer bon der Tagfakung von 1833 be. 
fchloffenen und im Monat Februar 1339 in Zürich abgebaltenen Konferenz 
entworfen. Da es noch ungewiß iſt, welche und wie viel Stände ihm bei- 
treten werden, fo erfcheint es einfhweilen unter den Partitularkonfordaten. 
Aus ähnlichem Grund auch das vorbergebende uber Einheurarbunge: 
gebühren. 


Syſtematiſches Inhaltsverzeichniß. 


Vorbemerkung. In Bezug auf das nachſtehende vollſtändige 
Inhaltsverzeihniß iſt Folgendes zu bemerken: Die in der vierten Lie: 
ferung enthaltenen Nachträge find überall bei denjenigen Materien 
eingefchaltet, zu welchen fie, ihrem Inhalt nad, gehören. Die beiden 
Abhandlungen, die als Ginleitung der zweiten Lieferung beigege: 
ben find, gehören an die Spitze des ganzen Bandes ; ea ift daher bei 
der Angabe des Inhaltes derfelben vorausgefegt worden, daß die Be: 
figer diefes Buches ihnen bei dem Ginband die bezeichnete Stelle ans 
weifen werden. 


Ginleitung. 


Flächeninhalt der Schweiz XI 
Bevölkerung derfelben . : . . : . . AV 


Nachtrag : : . . i } — 699 
Ziterarifche Notizen ö i ’ : ; ; . XVII 
achtrag 699 

Ueber die Quellen * edgenöff ifchen Bundesrechtes XX 
Literatur R ’ i ÄLV 
Nachtrag 700 


Beſchlüſſe der Tagfagung. von 1820 und 1821 über die offi- 
zielle TREE der —— * — — 
rechts XLVII 


Erftes Bud. 
Seite. 


Bundesvertrag zwifchen den XXII Kantonen ; nachträgliche Be: 
flimmungen zu Grläuterung und Grgänzung desfelben ; 
Staatsverträge und Erklärungen fremder Mächte in Bezug 
auf die Eidgenoffenfchaft; Alten, wodurd) NN in Ans 
wendung und Vollzug geſetzt werden . 

I. WUebereinfunft vom 29. Chriftmonat 1813 ; 

1I. Bundesvertrag zwifchen den XXII Kantonen der Schweiz 


on og — 


— — 


III. Verbalprozeß,, betreffend die Wiederaufnahme von Unter: 
walden nid dem Wald in den eidgenöffifchen Bund . j 
IV. "Urkunde , betreffend die Aufnahme des Staats von Neuen: 
burg als Kanton in den eidgenöffifchen Bund : ; 
V. Urkunde, betreffend die Aufnahme der Republik Genf als 
Kanton in den eidgenöffifchen Bund } : } j 
VI. Urkunde, betreffend die Aufnahme der Republif Wallis 
als Kanton in den eidgenöffifhen Bund . : R . 
VI. Vergleichsurkunde zwifchen beiden Abtheilungen des löb— 
lichen Standes Unterwalden, betreffend das Thal und Klo: 
ftee Engelberg, die Repräfentanzverhältniffe , die Geld: und 
Mannfcaftsbeiträge und das Standeswappen . A 
Nachtrag: Vereinigungsurkunde des Kloſters und der Ge— 
meinde Engelberg mit Obwalden, vom 9. Juli 1815 
VIII. Webereinfunft zwiſchen beiden Abtheilungen des löbl. 
Standes Appenzell, betreffend die Verhältniſſe des Kloſters 
Grimmenftein und die Kehrordnung der Standes-Mepräfen- 
tation auf den Tagſatzungen . ; . i R 
IX. Beichluß dee Tagfagung , betreffend die Vereinigung des 
Fleckens und der Landfchaft Gerfau mit dem Kanton Schwyz 
X. G&kala der Mannfchafts: und ©eldbeiträge der eidgenöffi: 
ſchen Stände, fo wie fie durd die Befchlüffe der Tagſatzung 
von 1816 und 1817 feltgefegt worden find 2 } ; 
Nachtrag: Tagfagungsbefchluß, durch welchen die eidgen. 
Mannfchaftsfcala auf neue zwanzig Jahre (1839 — 1858) 
feftgefegt worden iſt; vom 20. Auguft 1858 ; : 
Nachtrag: Revifion der eidgen. Geldffala auf neue zwan— 
zig Jahre ; vom 20. Auguft 1838 i . ; ; 
Nachtrag: Feſtſetzung, daß die in Folge der revidirten 
eidgenöffifchen Mannfchaftsffala fid) ergebende Reduktion 
des Bundesheeres ausfchlieflih auf die Infanterie zu 
fallen habe; vom 20. Auguft 1838 . i i - 
Nachtrag: Verſchmelzung des Auszugs und der Meferve 
beim Bundesheere; vom 20. Augufi 18358 . ; . 
XI. Erklärung des Wiener: Kongreffes über die Angelegenheis 
ten der Schweiz, vom 20. März 1815 . j . ; 
XII. Gidgenöffifdye DBeitrittsurfunde zu der Grflärung des 
Wiener: Rongreffes, vom. 27. März. 1815 ’ i j 
XII. Nachträglihe Verfügungen zum fünften Artifel der Ere 
klärung des Wiener-Kongreſſes, den Kanton Genf betreffend 
XIV. Schweizeriſche Peitrittsurfunde zu den Verhandlungen 
des MWiener-Kongreffes vom 29. März 1815, den Kanton 
Senf betreffend . s 2 . . A i ; 
XV. Auszug der die ſchweizeriſche Fidgenoffenfchaft betreffen: 
den Beftimmungen des am 30. Mai 181% zwiſchen Deft: 
reich, Rußland, Gngland, Preußen und ihren Verbünde: 


ten einerfeits, und Frankreich anderfeits gefchloffenen und 


unterzeichneten riedensvertrags 


Seite. 
15 


47 
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XVI. Nuszug der die Gidgenoffenfchaft betreffenden Beſtim— 
mungen und Wrtifel der Urkunde des Wiener: Kongreffes 
(Art. 78h; 91—95) . 

XVI. Auszug der die Schweiz betreffenden Beſtimmungen 
des Konferen zprotokolls der Miniſter der alliirten Mächte in 
Paris, vom 3. Nov. 1815 . 

XVIII. Auszug der die Eidgenoſſenſchaft betreffenden Artikel des 
am 20. November 1815 zu Paris von Oeſtreich, Rußland, 
England, Preußen und ihren Verbündeten mit Frankreich 
abgefchloffenen und unterzeichneten Definitivtraftats . 

XIX. Berwahrung der Rechte des Freiſtaats Graubünden 
gegen die Abreißung von Beltlin, Kleven und Worms ıc. ıc. 
von dem Großen Rath des Standes Graubiinden an die in 
der Schweiz refidirenden Minifter von Deftreih, Preußen, 
Rußland, England und Frankreich, zu Handen er aller: 
böchften Höfe erlaffen 

XX. Anerkennungs- und Sewährleiftungsurfunde der immer: 
währenden Neutralität der Schweiz und der Unverleßbarfeit 
ihres Gebietes, vom 20. Nov. 1815 : 

XXI. Bereinigungsurfunde des ehemaligen Bisthums Baſei 
mit dem Kanton Bern, vom 23. Nov. 1815 

XXI. Bereinigungsurfunde des Bezirks Birseck mit dem Kan 
ton Bafel, vom 6. Dezember 1815 R 

XXI. Gidgenöffifche Ratififationsafte der Vereinigungsumfun: 
den des ehemaligen Bisthums Bafel mit den Kantonen Bern 
und Bafel; vom 18. Mai 1816 

XXIV. Befchlüffe der eidgenöffifchen Tagfagung, betreffend 
die Vertheilung der von den löblichen Ständen St. Gallen, 
Aargau und Waadt, zu Gunften der löbl. demofratifchen 
Stände zu entricbtenden 500,000 Schweizerfranfen ; und die 
Berhältniffe zwifchen den löbl. Ständen Uri und Zeffin in 
Hinſicht auf die Liviner: Zölle; vom 18. Juli 1815 

XXV. Kompromißfprud) , betreffend die Anflände zwiſchen den 
Ständen Uri und Teſſin, in Anſehung der Liviner: Zölle ; 
vom 20. Buguft 1816 . 

XXVI. Zagfagungsbeichluß , betreffend die in England ange: 
legten Gelder der löbl. Stände Zürid und Bern, und die 
Derwendung der Zinſe zu Bezahlung der helvetifchen Na: 
tionalfchuld ; vom 30. Auguft 1815 

XXVII. Vertrag zwifhen Sr. Majeftät dem Könige von 
Sardinien , der fehweizerifchen Eh und dem 
Kanton Genf; vom ı6. März 1816 

XXVII. Urkunde, betreffend die eidgenöffi fche Sewährleiftung 
des, in Folge des Turiner: Bertrags vom 16. März 1816 
mit dem Kanton Genf neu — Gebiets; vom 25. 
Heumonat 1817 . 

XXIX. Protokoll der Uebergabe des an die Gidgenoffenfdaft 
abgetretenen Theils der Landſchaft Ger ; vom 4. Heum. 1816 


Seite. 
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59 
61 
70 
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76 


78 


80 


84 


97 
98 


XXX. Uebergabsurfunde der dem fchiveizerifchen Bundesftaat 
abgetretenen Gemeinden der Landfchaft Ger an den Kanton 
Senf; vom 20. Auguft 1816 : 

XXXI Brüderlicher und chriftlicher Bundesvertrag zwifchen 
Ihren Majeftäten dem Kaifer von Oeftreich, dem König von 
Preußen und dem Kaifer von Rußland, in Paris abge: 
fchloffen den 26. Sept. 1815 

XXXIH. Erklärung über die Zufimmung der ſchweizeriſchen 
Eidgenoſſenſchaft zu den Grundſätzen des brüderlichen und 
chriſtlichen Bundes, den 27. Januar 1817 

XXXIII. Uebergabsurfunde der von Oeſtreich an den Kanton 
Graubünden abgetretenen Herrfchaft Räzüns; den 19. 
Januar 1819 . 

XXXIV. Anſtände zwifchen Ob: und Nidwalden, betreffend 
einerfeits die Niederlaffungsverhältniffe der Engelbergifchen 
Thalleute in Nidwalden , und anderfeits den ‚Zoll und das 
MWeggeld in Grafenort.. Sihiedsrichterfprudy vom 10. Aus: 
guft 1825 . 

XXXV. Tagſahzungsbeſchluß über definitive Regulierung der 
politifcyen Verhältniffe des Kant. Bafel; vom 26. Aug. 1835 

XXXVI. Tagſatzungsbeſchlüſſe über Ausfcheidung des Geld: 
und Mannfcafts: Kontingents ziwifchen den beiden Theilen 
des Kantons Bafel, vom 16. Herbfimonat 1833 k 

AÄXXVI. Haupt: und Öeneraltheilungsafte über das unmit- 
telbare und mittelbare Staatsvernögen des Geſammtkantons 
Bafel zwifchen den beiden Kantonstheilen Bafel:Stadttpeil 
und Baſel⸗-Landſchaft, vom 13. April 1835 j 

Anhang. Beſchluß zur Ofkupation von UN: vom 6; 
Auguft 1333 : 

Beſchluß zur Beſetzung des Kantons Baſel, vom 5. Auguft 1833 
Nachtrag: Beſchluß der außerordentlichen Zagfagung in 

Bern in Bezug auf die vom Wolfe ausgegangenen Ber: 
faffungsreformen; vom 27. Dezember 1830 . 
Nachtrag: Befchluß vom 22. April 1853 betreffend die 
Anerkennung der Trennung des Kantons Schwyz in zivei 
politifche ganze Theile 
Nachtrag: Beſchluß vom 1. auguũ 1835 5 nad dem Ueber: 
fall von Küßnacht 


Zweites Bud. 
‚Zweite Abtheilung. 


Beſchlüſſe über Organifation und Gefchäftsführung der Bundes: 
+ mens und über innere — — diplowatiſd⸗ Ver⸗ 
hältniſſe 
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I. Reglementarifche Vorſchriften, betreffend die Tag— 
ſatzung und die ihr untergeordneten — 
und deren Thätigkeit zer 


XXXVIIN. Reglement der cidgenöffifchen Zagfatung ; be: 
fchloffen den 14. Heumonat 1855 . 

ei Eidgenöffifche Zagfagungsabicjiede . 

A. Drud der Tagfagungsabfchiede. Beſchluß vom 4. 
Auli 1820 . 

B. Regiftratur der Tagfapungsabfchiede feit "1803, Be: 
ſchluß vom 21. Juli 1820 . 

XL. Tagſatzungsbeſchluß, wodurd eine außeramtliche Ueber: 
fegung der Tagſatzungsabſchiede in die franzöfifhe Sprache 
angeordnet wird; vom 15. Heumonat 1835 . 

XLI. Beſchluß, betreffend die Entſchädigung eidgenoſſi ifcher 
Koınmiffionen ; vom 10. Juli 1817 

XLII. Gntfhädigung eidgemöffifcher Kommiffionen. Beichluf 
vom 25. Auguft 1832 . 

XLIII. Gleichmäßige Beglaubigung der Standesgeſandtfchaften 
auf die eidgenöſſiſche Tagſatzung; Formular der Kreditive; 
Beſchlüſſe vom 25. Heumonat und 30. Auguft 1831 

XLIV. Deffentlicyfeit der Zagfagungsverhandlungen: Am 22. 
GShriftmonat 1833 in Kraft erwachfener eidgen. Beſchluß; 
Reglement über die Deffentlichfeit der Tagfagungsverhand: 
lungen, vom 8. Deumonat 1854 . 

XLV. Befchlüffe über die Kanzler : und Staatsſchreiberſſelle, 
und über die ökonomiſchen Verhältniſſe des eidgen. Kanzlei: 
wefens; vom 15. Juli 1818, 16. Juli 1816 und 16. 
Juli 1817 . } } k # R 

ALVI. Gidgenöffifche Kanzki : Regulativ über die freie Kon: 
furrenz bei Belegung der Stellen des eidgen. Kanzlers und 
des eidgen. Etaatsfchreibers; vom 5. Heumonat 1831 ; 
Nachtrag: Stellung der Recnung über die DBerwaltung 

der eidgen. „Zentralfaffe. Befchluß vom 19. Herbiim. 1837 

XLVII. Beſchluß über die Niederlegung der fehiedsrichterlichen 
Urtheile in das eidgen. Archiv; vom 26. Juli 1820 ; 

XLVII. Gidgen. Siegel. Verbandiung vom 4. Juli 1815 

XLIX. Tagſatzungsbeſchluß über die Art und Weiſe des Rüd: 
trittes eines Kantons von. einem einmal eingegangenen Kons 
fordate; vom 25. Heumonat 1856 
Nachtrag: Nachtrag zu dem Tagſatzung obeſchluß über die 

Art und Weife des Rüdtritts eines Kantons von einem 
einmal eingegangenen st . i 
Defgleihen a 


Il. Weber die ——— — 


L. Beſchlüſſe, betreffend die Archive der vormaligen helveti— 
ſchen Regierung und der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft; 
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vom 6. Auguft 1803, 16. Juni 1804, 22. Juni 1805 
und 419. Juli 4819 , s . . . . A 
A. und B. über die Archive ; : — 
C. und D. über Aufſtellung, Befugniſſe, Pfiichten und 
Beſoldung eines gemeineidgenöſſiſchen Archivars 
LI. Tagſatzungsbeſchluß, welcher die, an eidgen. Beamten 
und Kommiſſarien gelangenden, Akten als Eigenthum der 
Eidgenoſſenſchaft erklärt, und die daherige Vervollſtändigung 
des eidgen. Archives anordnet; vom 25. Heumonat 1855 
LII. Inventar des eidgen. Archives. Grflärung der Tag: 
faßung von 1856 . i . . . . . 
Ill. Ueber die eidgenöffifchen Zitulaturen, 
LIIT. Beſchluß über Zitwlaturen und Formen der eidgenöff. 
-Korrefpondenz ; vom 3. Juli 1821 . i \ . 
LIV. Zagfagungsbeicluß über die Zitulaturen und Formen 
‚der eidgen. Korrefpondenz ; vom 19. Heumonat 1856 
LV. . Tagfagungsbefichluß, betreffend die amtliche Anzeige der 
Standesfarben; vom 35. Auguſt 1835 . . b 


IV. Leber Handelsfonfulate. 

LVI. Beſchlüſſe, betreffend die ſchweizeriſchen Handelsfonfulate 
im Auslande; vom 8. Yuguft 1816 und 10, Auguft 1819 
A. vom 8. Augufi 1816 . ; ; F . s 

B. vom 10. Auguft 1819 ; . . . A 

V. Ueber Unterhbandiungen mit dem Ausland. 
I.VII. Regulative für die eidgen. Territorialunterhandlungen 
mit fremden Mächten; vom 9. Juli 1819 und 26. Juni 


1807 , beftätigt den 15. Juli 1818 . . . . 
LVIII. Grenzveränderungen unter den Kantonen. Beſchluß vom 


3. Juli 1821, betreffend die daherige Kenntnifnahme der 


Tagfagung. (Zufagartifel zu dem Regulativ vom 9. Juli, 
betreffend die Zerritorialunterhandlungen.) . ; ; 
LIX. Drganifche WBorfchrift betreffend die Unterhandlungen 
einzelner Stände mit: auswärtigen Mächten; vom 22. 
Juli 1819 . . ; . . — 
LX. unterhandlungen einzelner löbl. Stände mit auswärtigen 
Mächten. Zufagartitel vom 3. Juli 1821 zu der organi: 
ſchen Vorfchrift vom 22. Juli 1819 ; N . 
VI. Weber Abzugsrechte. 


I.XI. Beſchluß, betreffend die Abzugsrechte; vom 17. Sept. 
1803 und 9. Juni 1804 ; beftätigt den 15. Juli 1818 


VII. Weber Gerichte in Fällen von. eidgenöffifhem 


Zuzug aegen Aufruhr. 
LXIU. Beſchluß wegen Aufftellung eidgen. Kriegsgerichte in 
Fällen von Aufruhr, vom 6. Juni 1805; beflätigt den 13. 
Auli 1818 . R . . i A R 


— 


183 


183 
183 
185 


185 


186 


186 


188 


189 


— U 


VIII. Beſchlüſſe, betreffend Ehrenzeichen für die 
fapitulivten Regimenter in Frankreich und einen 
Snvalidenfond für diefe Regimenter. 


a) Ghrenzeichen 

LXIII. Befchlüffe wegen Eetheilung eines Eheenzeichens an die 
auf den Ruf der Tagſatzung aus Frankreich zurückgekehrten 
Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten der Schweizertruppen; 
vom 20. April, 12. Juni und 21. Auguſt 1815 j 

LXIV. Beſchluß wegen Ehrenmeldung der Waffenthat des 10. 
Augufis 1792 und Grtheilung einer Denfmünze an die noch 
am Beben befindlichen Individuen des ehemaligen — 
Garde-Regiments; vom 7. Auguſt 1817 . 

b) invalidenfond 

LXV. Beſchlüſſe, betreffend die Eineichtung und Verwaltung 
eines SInvalidenfonds für die vier ehemaligen fapitulirten 
Schweizerregimenter in Franfreib; vom ı. — 1815, 
2. Sept. 1816 und 16. Auguſt :817 

I. XVI. Anvalidenfond für die vier ehemaligen kapitulirten 
Schweizer:Regimenter in Frankreich. Beſchluß vom 4. Auguſt 
1823, die Eintheilung der jährlichen Ausgaben betreffend 

LXVII. Imalidenfond für die vier ehemaligen kapitulirten 
Schweizer-Regimenter in Frankreich. Beſchluß vom 4. Auguft 
1826, die Austbeilung der jährlichen Unterftügungen betreffend 

LXVII. Bedingungen, unter welchen auf Unterftügung aus 
dem Invalidenfond für die vier vor 1816 in Frankreich ge: 
ftandenen fapitulirten Schweizerregimenter Anfpruch — 
werden kann. Beſchluß vom 16. Auguſt 1831 x 


IX. Ueber Werbungen für ausländifhen Kriegs: 
dienft und mehrere bürgerliche Beziebungen der 
Angemorbenen. 


LXIX. Befchluß, betreffend die Eheeinfegnungen bei den fapi: 
tulirten Schweizerregimentern in auswärtigen Dienften ; 
vom 21. Auguft 1818 . 

LXX. Nichtgeftattung der Werbungen für ausländifchen Kriege: 
dienft, die nicht auf föürmlichen ——— be⸗ 
ruhen. Beſchluß vom 3. Auguſt 1828 

1.XXI. NAnwerbuugen ſchweizeriſcher Angehöriger in ſolche 
Kriegsdienſte, welchen ihre Stände ſelbſt — geblieben 
ſind. Uebereinkunſt vom 14. Juli 1828 

LXXII. Beſchluß wegen Nichtanwerbung K. K. unterthanen 
und öſtreichiſcher Deſerteurs unter die kapitulirten Schwei— 
zerregimenter; vom 19. Auguſt 1819 . 

LXXIII., Nichtanwerbung von K. K. unterthanen und Zu: 
rückweiſung öftreichifchee Ausreifer. Befchlüffe vom 28. 
Auguft 1820 und 17. Auguſt 1821 . . . . 
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X, Ueber Befchränfung der Preßfreibeit und 
über (Fremdenpolizei. 
LXXIV. Mafregeln in Hinfiht auf den Mißbranch der 
Drucderpreffe und auf die Fremdenpolizei. Beſchluß vom 
14. Juli 1823; beftätigt den 6. Juli 182%; den 5. Juli 
‚1825; den 4. Juli 1826; 5. Juli 1827; 11. Juli 1828 202 
LXXV. Befeitigung der Befchlülfe vom 14. Heumonat 1823 
über den Mißbrauch der Drucerpreffe in Beziehung auf das 
Ausland und die ——— Beſchluß vom 8. Heu: 
monat 1829 , 201 
LXXVI. Mißbrauch der Publigitãt in Hinft cht auf diploma: 
tifche Alten und auf Unterhandlung mit auswärtigen Staa: 
ten. Befchluß vom 10. Heumonat 1829 201 
LXXVI. Konflufum , betreffend die umverzügliche Fortwei 
fung der unruhigen Flüchtlinge und Fremden aus der Schweiz ; 


vom 11. Auguſt 1856 . 205 
Nachtrag: Derathung über diefes Konklufum i im Yapı 1837 717 
Grlöfchen desfelben im Jahr 1858 717 


LXXVIH. Konfordat, wodurd das Verfahren gegen unruhige 
Flüchtlinge in Zukunft geregelt werden fol; vom 26. 
Auguft 1856 . 207 
Nachtrag: Stand diefes Konkordats im Jahr i837 
Entfernung desfelben aus dem Abſchied im 
Jahr 1858 a EEE 7; 


Drittes Bud, 
enthaftend 


Befhlüffe, Berordnungen und Konfordateüber Gegen: 
fände des innern Verkehrs, der Juftiz und der Polizei. 


1. Befchlüffe über den freien Verkehr. 
Seite. 


LXXIX. DBefchlüffe über den freien Verkehr mit Lebensmitteln. 
Dom 15. Juli 1818 und 13. Juli 1819 . 213 
„XXX. Freier Verkehr im Innern der Sidgenoffenfaf. 
Beſchluß vom 26. Zuli 1831 
LXXXI Beſchluß wegen freier Ausfuhr des Stoffs zur 
——— Vom 5. * 18103 ee den 13. * 
1818 . 


II. Beſchlüſſe und ——— über Bargerrect, 
Heimathrecht, insbeſondere in Folge von paritäti— 
ſchen Ehen, Religionsänderung und Werbungen in 
fremden Kriegsdienſt; über Eheeinſegnung und die 
Niederlaſſungsverhältniſſe. 


— 71 — 


LXXXII. Beſchluß wegen Ertheilung und Beurfundung des 
fhweizerifchen Bürgerrehts. Dom 13. Juli 1819 . . 

LXXXIN. Konkordat wegen des Heimathredyts der in einen 
andern Kanton einheirathenden Schweizerin. Vom 8. Juli 
1808 ; beftätigt den 9. Juli 1818 . 

LXXXIV. Konfordat betreffend die Ehen zwifchen Katholiken 
und Reformirten. Dom 11, Juni 1812; beftätigt den 
7. Juli 1819 ; 

LAXXV. Verkündung und Sinfegmung paritätifcher ‚Shen. 
Konfordat vom 14. Auguft 1821 

LXXXVI Konfordat wegen lach der Religionsänderung 
in Bezug auf Land: und Heimathrecht. Vom 8. Juli 1819 

LXXXVI. Gheeinfegnungen und Kopulationsfcheine. Kon: 
fordat vom 4. Juli 1820  . 

LXXXVHI. Folgen der von ſchweizeriſchen Angehörigen mit 
Umgehung obrigfeitlicher Verordnungen ihrer Heimath im 
Auslande gefchloffenen Ehen. Konkordat vom t1. Juli 1829 

I.XXXIX. Folgen der Anwerbung fchweizerifcher Angehöri: 
ger in ſolche Kriegsdienfte , welchen die betreffenden Stände 
fremd geblieben find. Konfordat vom 13. Juli 1829 . 

XC. Heimathrecdhtlihe Werforgung von Landesfremden, die 
durch ihre Anwerbung unter kapitulirte Schweizertruppen 
heimathlos geworden find. Konkordat vom 6. Juli 1850 . 

ÄCI. Verbot der Anwerbung von Landesfremden unter fapi: 
tulirte Schweizertruppen. Konfordat vom 25. Juli 1851 

ACH. Konkordat, betreffend das Niederlaffungsverhältniß 
unter den Gidgenoffen. Dom 10. Juli 1819 ; 

ACH. WVerſchiedene bürgerliche Werhältniffe der Niederge: 
— 

Vormundſchaftliche und Bevogtungsverhäftniffe. Konk. 
vom 15. Juli 1822 . 
B. —— und Erbrechtsverhältniſſe. Aonk. 
vom 15. Juli 1822 
C. Behandlung der Ehefheidungsfälfe , Konkordat vom 
| 6. Juli 1821 . 
XCIV. Beſchluß betreffend die Aufrechthaltung früherer Nie: 
derlaffungen von Gidgenoffeen. Vom 10. Juli 1819 


III. SKonkordate über Heimatblofe. 


XCV. Grtheilung von Heimathrechten an die — 
Konkordat vom 3. Auguſt 1819 . 

XCVI. Vollziehung des Ronkordats vom 3. Au guft 1819, 
wegen Ertheilung von Heimathrechten an Seimathlofe. Nadı: 
träglidyes Konfordat vom 17. Juli 1828 . “ 


IV. Konfordate und Befchlüffe über gerichtliche Ver: 
hältniffe. 
a) Givilgerihtlihe . ; i , i i 
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XCVI. Konkordate betreffend die gerichtlichen Betreibungen 
und Konfurfe, ſämmtlich beftätigt den 8. Zuli 1818 . 
A. Forum des zu — Schuldners vom 15. — 

1804 . A 

.Gerichtliche Betreibung vom 15. Juni 1804 ’ 
. Konfursrecht in SFallimentsfälen vom 15. Juni 180% 
. Gffeften eines Falliten, die als Pfand in Kreditors 
Händen in einem andern Kanton liegen; vom 7. Juni 


on 


1810 . } . ; y . . . . 
XCVIII. Forum des zu belangenden Schuldners, Erläuterung 
des am 8. Juli 1818 beflätigten Konfordats vom 15. Juni 
1804; vom 21. Juli 1826 . 
XCIX. "Gröfäle aus einem Kanton in den andern; Rezipro: 
zitätsgrundfaß bei denfelben. Konfordat vom 21. Juli 1826 
C. Beſchluß wegen Gültigkeit der endlidyen Urtheilsfprüche der 
ehemaligen helvetifdyen nem: vom 14. —— — 
beſtätigt den 15. Juli 1818 . 


b) Polizei: und ea 


CI. Konkordat betreffend die Ausfchreibung , Verfolgung , Welt: 
fegung und Auslieferung von Derbrechern oder Belchuldig: 
ten; die dießfälligen Koften ; die Verhöre und Evofation 
von Zeugen in Kriminalfällen und die Reftitution gefloh: 
lener Effekten ; vom 8. Juni 1809; beftätigt den 8. Juli 1818 

CH. Konfordat wegen gegenfeitige Stellung der Fehlbaren 
in BER | ; vom 7 — 1810; SEAN! * 9. — 
41818 . 


V. Konkordate betreffend Polizeiverfügungen. 


CI. Konfordat wegen gegenfeitiger Auslieferung der Ausreißer 
von befoldeten Kantonstruppen ; vom 6. Juni 1806 , beflä= 
tigt den 9. Juli 1818 . 

Nachtrag: Aud Neuenburg tritt im Jahr 1838 aus die: 
fem Konfordat aus . 

CIV. Konfordat betreffend die Polizeiverfigungen gegen Gauner, 
Landftreicher und gefährliches Gefindel; vom 17. Juni 1812; 
beftätigt den 9. Juli 1818 

GV. Konfordat betreffend die Ertheilung und Formulare der 
Reifepäffe; vom 22. Juni und 2. Ja 1815 ; beftätigt 
den 9. Yuli 1818 . 

CVI. Vollziehung der Konkordate vom 17. Juni 1812 und 
9, Juli 1818, betreffend die volizeilichen rg 
gegen Gauner, Zandftreicher und gefährliches Gefindel, 
wie die WVerbannungsurtheile ; und vom 22. Juni, = 
2. Zuli 1813 und 9. Juli 1818, betreffend die Ertheilung 
und Formulare der Reiſepäſſe. Uebereinfünfte und Grläus 
terungen vom 1A. Juli 1828 i 5 . . . 
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CVII. Gidgenöffifhe Werfügungen wegen Bettelbriefen und 
Steuerfammeln . 
A. Kontordat wegen Steuerfammeln i im Innern der Schweiz; 
vom 20. Juli 1803 und 2. Auguft 1804; beftätigr 
den 9. Juli 1818 ö 
B. Beſchluß betreffend die Bewilligung zu Stenerfamm- 
lungen im Ausland; vom 16. Auguft 1817 


VI. Gefundbeitspolizei. 


CVII. Konkordat betreffend allgemeine eidgenöffifche Gefund: 
heits-Polizeianftalten ; vom 13. Juni 1806 und 20. — 
1809; beſtätigt den 9. Juli 1818 . 


VII. Beſchlüſſe gegen die Prehfreiheit. 


CIX. Beſchlüſſe gegen den Mißbrauch der Publicität in Bezu 
auf religiöſe und politiſche ea vom 20. Augul 
1816 und 3. September 1819 } 


265 


266 


VII. Zagfatungsverbandlungen und Veſchluſſe über 


die eidgenöſſiſche Linthunternehmung. 


CX. Tagſatzungsverhandlungen über die eidgenöſſiſche — 
unternehmung ; beſtätigt den 13. Juli 1818 . 
A. Vom 28. Juli 180% und 8. — 1805 
. Bom 30. Juni 1808 
C. Bom 2. Juli 1810 . ' s 
E 


* 


D. Vom 10. Juli 1810 . 
. Vom 6., 8. und 9. Juli 1811 
F. Vom 6. Juii 1812 
G. Vom 13. Juli 1812 
H. Bon 8. Juli 1813 j 
CXI. Linthunternehmung ; vom 22, Juli 1822 h 
A. Inftruftion fir die eidgenöffifche MWafferbaupolizeifom: 
miffion zu Erhaltung der Arbeiten der — 
nehmung 
B. —— der Linthwaſſerbaupolizeikommiſſi om 
CXII. Linthunternehmung. 
A. Uebergabe der Linthbezirke; Wollendungsarbeiten ; 
Rechnungswefen, Schatzungsoperationen. Beſchluß 


vom 44. Auguft 1823; beſiätigt den 12. Juli 182% - 


B. MWiederbefegtes Präſidium der Linthiwafferbaupofizei: 
fommiffion. Berhandlung vom 14. Auguſt 1823 . 

C. Grflärungen der drei betbeiligten Stände, betreffend 
die Uebernahme der Linthbezirke 

1. Urfundliche Erflärung von St. Gallenv. 3. Dee. 1823 

ır. Urfundliche Erflärung von Schwyz v. 25. Juni 1824 

su. Sntteuftionsköffnung von Glarus. An das Protofoll 
der Tagſatzung gegeben den 12. Juli 1824 

D. Liquidation der Unfoften, Ausgleihung zwiſchen der 


Liquidations- und Operationskaſſe. Beſchluß vom 
6. Auguſt 1824 

E. Veräußerung des der Unternehmung anheimgefalfenen 
Sumpfbodens. Beſchluß vom 6. Auguft 1821 

F. Denkmal des Stifters der LZinthunternehmung. Be: 
fchluß vom 11. Auguft 1823 

G. Tanfbezeugung gegen Deren Ratheherr Schindie im 
Haltli. Befchlup vom 12. Juli 1824 

CXIII. LZinthunternehmung. 

A. Beftätigung der Aufträge zur Webergabe der Zinth: 
bezirte und zur Befchleunigung der WVollendungs: 
arbeiten. Beſchluß vom 9. Auguft 1825 b 

B. Abänderung des urfprünglich sale Zofals für 
das Denkmal des Herrn Eſcher von der Linth. Be: 
fhluß vom 9. Auguft 1825 . : 

C. Grflärte Bereitwilligfeit der drei betreffenden Stände 
zur Uebernahme der Linthbezirke. Werfchiedene Danfs: 
und Beifallsbezeugungen. Beftätigung der frühern 
Beichlüffe. Erkannte Gefammtübergabe der Linth: 
werfe. Beſchluß vom 20. Juli 1826 

CXIV. Linthunternehmung. Auflöfung der Schatzungskom 
miſſion; künftige Geſchäftsbeſorgung; Rechnungsweſen m 
Liquidation. Befchluß vom 18. Auguft 1828 i 

CXV. Linthunternehmung. 

A. MWiederbefeßung der Linthrwafferbaupolizeifommiffien , 
den 3. Auguſt 1830; des Präfidiums derfelben, den 
29. Auguft 1831 

B. Verhältniſſe des Moltiferfanals. Beſchluß v. 3. Auguft 
1850 . 

C. Hilfsquellen zur Beftreitung der Arbeiten am Motife 
fanal. DBefchluß vom 3. Auguft 1830 . 

D. — der EUREN, Beſchluß vom 

Auguſt 1850 . 

E. 2. — Joh. Konrad Eſcher von der Linth ge 

» widmetes Denkmal. Beſchluß vom 21. Herbfimonat 


1832 . 
Nachtrag: Wiederbefehung der Linthwaſſerbaupolizeikom 
miſſion 


Denktafel zu Ehren des Harn 3. K. Eide 
von der kintb . 


IX. Befchlüffe und — über das Münz⸗ 
weſen. 
CXVI. Miünzwefen . 
A. Konfordat vn des ſchweizeriſchen Münzfufes; vom’ 
a4. Juli 1819 . 
B. —— wegen gegenſeitiger Mitpeilungen zwiſchen den 
Kantonen in Münzangelegenheiten; vom 14. Juli 1819 
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C. Befchluß wegen Werthung der deutfchen Kronenthaler 
und der franzöfifchen Sechslivres-Thaler bei Zahlun: 
gen an eidgenöffifche Kaffen; vom 14. Juli 1819 

D. Beſchluß betreffend die helvetifchen Scheidemünzen; 
vom ih. Juli 1819 ° . 

CXVII. Werthung der Brabanter und auderer deutfchen Kronen: 
thaler bei Zahlungen an die eidgenöffifche San 
falle. Beſchluß vom 16. Juli 1821 ; 

CXVIII. Miünzwefen, 

A. Verzichtung auf fernere Verſuche für ein allgemeines 
Münzverband. Befchluf vom 9. Juli 182% ; 

B. Kurs der helvetifhen Scheidemünzen; Beltätigung 
des DBefchluffes vom 1%. Juli 2 aa 
unterm 9. Juli 18214 

C. Ginftellung der Ausprägung von Scheidemünzen. 

‘ Konkordat vom 9, Juli 1821. ‚Zufagartifel zu diefem 
Konkordat 

D. Empfehlung der Aufinerffamfeit auf Balfhmüngere 
Beſchluß vom 12. Juli 1824 

CAÄIX. Muũnzweſen: 

A. Einftelung der Ausprägung von Scheidemünzen; 
Abſtimmung vom 24. Juli 1828 

B. Zurückziehung und Liquidation der helvttiſchen Scheide: 
münze; zwei Abftimmungen vom 24. Juli 1828 . 

Nachtrag: Zuräczichung und Liquidation der helvetifchen 
Seid emünze, nebft Tabelle darüber 

CXX. Werthung der franzöſi iſchen Sechslivresthaler und der 
franzöſiſchen Fünffrankenthaler bei Zahlungen am die 
eidgenöffifhen Kaffen. Beſchluß vom 15. Juli 1850 


X. Konkordate über das Poftwefen, 


CXX1. Konkordate „betreffend das Be vom 9. co. 
10. Juli 1818  . 
A. Vom 9. Juli 1818 
B. Bom 10. Juli 1818 
C. Bom 10. Juli 1818 . ; s : 
CXXI. Grläuterung vom 6. Auguft 1822, betreffend den 
Zwed der durch das Konfordat vom 10. Juii 1818 feſt— 
geſetzten Vorlegung der Pofttarife . 
Gingabe der —— a —n. der Zagfatung am 
15. Yuli 1825 


XL. Zollweſen. 


CXXIII. Zollweſen; Vorunterſuchung künftiger Begehren um 
—— neuer oder Erneuerung früher bewilligter Zölle, 
Weg: und Brüdengeldee. Beſchluß vom 30. Juli 182% 

CXXIV. Gprpertenunterfuchungen einzelner Zoll-, Weggelds: 


Schweiz. Staater. Bd. I. 51 


507 
507 


509 


710 
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und Brückengeldsbewilligungen. Beſtimmung des Verfahrens 

bei denfelben. Zwei Konklufa vom 16. Auguft 1828 
CXXV. Revifion der inneren Zölle. Konkordat vom 12. Juli 
1850 . ö i i . . . . . . 
CAXVI, Beſchluß vom 21. Auguf 183% über Bewilligung 
von Zoll:, Weg: und Brücdengeldern auf der Devife beab: 
fibtigter Brücken- und Straßenbauten u. f. w. . ; 
CXXVI. Tagſatzungsbeſchluß über die Ginfendung der von 
den Kantonen zu erlaffenden Zollgeſetze an den eidgenöſſiſchen 
Borort und über deren Prüfung; vom 14. Auguft 1835 . 
CXXVIU. Tagſatzungsbeſchluß über Unrerfuchung derjenigen 
Straßen durch den Vorort , auf welchen Zollbezüge beftehen , 
und gegen deren Zuſtand Befdywerden eingelangt find; vom 
14. Auguft 1835 . : i : f i . 
CXXIX. Tagſatzungsbeſchluß betreffend die Abſchaffung der 
Perfonalzölle auf denjenigen Brücken, welche nicht ausfchließ: 
li zur Bequemlichkeit der Fußgänger gebaut find; vom 
12. Juli 1856 ; ; i ’ : i , i 
Nachtrag: Allgemeine Regulirung des fchweizerifhen Zoll: 

weſens; vom 7. Auguft 1837  . j 


Nachtrag: Feſtſetzung der reglementariſchen Verbältniffe der 


Stelle des eidgenöffifcyen Zollreviſors. Beſchluß vom 
19. Heumonat 1858 . . ; ; . i . 


AH. Konfordate und Beſchlüſſe über Maaß und 
Gewicht. 


CXXX. Konfordat über eine gemeinfame fchweizerifche Map: 
und Gewichtsordnung; vom 17. Auguft 1835 . . j 
CXXXI. Beſchlüſſe der im Hornung 1836 unter den Ab— 
eordneten derjenigen Stände abgehaltenen Konferenz , welche 

Es Konfordat über eine gemeinfame ſchweizeriſche Maß⸗ 
und Gewichtsordnung beigetreten find, wie didfe Beſchlüſſe 
betreffend die Vollziehung jenes Konkordats, ſpäter durch 
die betreffenden Stände genehmigt worden find ; N 
CXXXI. Urkunde über die Anerfennung des im eidgenöffi: 
ſchen Archiv vorhandenen Meters und Kilograms; vom 

2. Hornung 1856 ; ; . : . i : 
CXXXIII. Beurfundung der ſchweizeriſchen Urmaße. Ver- 
balprozeß über die Prüfung der ſchweizeriſchen Urmaße, 
vom 11. MWeimmonat 1836, fo wie die‘ Beurkundung diefes 
Berbalprozeffes durd) den eidgenöffifchen Vorort vom 16. Chriſt⸗ 
monat 1836 
CXXXIV. Beurkundung der ſchweizeriſchen Muftermaße. Ver: 
balprozeß über die Prüfung der ſchweizeriſchen Muftermaße 
für die Fonkordirenden Kantone „vom 414. Weinmonat 1856 , 

fo wie die Beurkundung diefes Verbalprozeffes durdy dei 

. eidgenöffifhen Worort vom 16. Shriftmonat 1856 . , 


Seite. 
312 


513 


314 


515 


316 
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CXXXV. Tagſatzungsbeſchluß, betreffend die Ginführung der 
Beftimmungen des Konkordats vom 17. Auguſt 1835, über 
eine gemeinfame ſchweizeriſche Maß- und Gewichtsordnung 
in allen eidgenöffiihen Verhältniſſen; vom 26. Juli 1856 

Nachtrag: Gedruckte Anleitung zur Prüfung, Abglei— 
chung ıc. der Maße und Gewichte vom Jahr 1837 


XIII. Eidgenöffifiher Bettag.. 
CXXXVI. Gidgenöffifher Bettag. Beſchluß vom 1. Auguft 
1852 . ä 5 > R 5 M A i 


Biertes Buch, 


enthaltend 


Seite. 


die Befchlüffe über das eidgenöffifhe Militärwefen 
und über die Quellen zur Beftreitung der daherigen 


Ausgaben. 
I, Militärauffichtsbehörde. 


CXXXVI. Beſchluß für die Aufſtellung der eidgenöffifchen 
Mititärauffichtsbehörde ; vom 9. Juli 1816 R 

CXXXVIN. Beſtimmung der ‚Zeit des Gintritts für die Mits 
glieder der eidgenöſſiſchen Militärauffichtsbehörde; vom 2. 
Sept. 1817 . 

CXXXIX. Geläuterung wegen Befoldung der Mitglieder der 
Militärauffichtsbehörde; vom 28. Auli 1818 . 

CXL. % eſchluß, betreffend das eidgenöffifche Keiegefetretariat; 
vom 21. Auli 1818 i 

CXLI. ‚Ergänzung der Mititärauffi htsbehärde in Abwefen- 
heitsfällen. Beſchluß vom 5. Auguft 1826 . 

CXLI. Nähere Regulirung des Sefchäjtsverhäftniffes der 
eidgen. Militärauffichtsbehorde. Beſchluß vom 7. Zuli 1832 

" CXLIT. Tagfagungsbefchluß über Stellung des Voranſchlags 

für die Zentralmilitärausgaben ; vom 14. Auguft 18355 . 

Nachtrag: Verrechnung durch die eidgenöffi ice Militärauf- 
fichtsbehörde der derfelben zum Vortheil der Feldbefeſtigun— 
gen angewiefenen Kredite; vom 18. Augult 1837 . N 

Grlöfhen der eidgenöffifcheu Militärauffichtsbehörde auf den 
eidgenöffichen Kriegsfonds- eröffneten Kredite am un 
des Recynungsjahres ; vom 14. Auguft 1358 . 


II. Rein Mititärifches und Mititärverrwaltung. 


CXLIV. Allgemeines Militär-Reglement für die Gidgenoffen: 
fchaft ; vom 20. Auguft 1817 ; 
CXLV. Reglement -über die innern Einrichtungen, Disziplin 


Seite. 
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341 
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und Dienftordnung für jeden Grad, vom 10. Sunt 1806 ; 
beftätigt 1817 und 1818 

CX1.VI. Grerzierreglement für die eidgenöfftfche "Infanterie; 
vom 30. Juni 1809 . 

CXLVIM. Revi dirtes Exctzierteglement für die eidgenöffifche 
Infanterie Beſchluß vom 25 Juli 1825 . 

CXLVIU. Reglement für die eidgenälft ifche Infanterie ; viertes 
Heit. Beſchluß vom 20. Juli 1850 \ 

CXLIX. Gperzierreglement für die eidgenöſſi ifche Artillerie ; 
vom 21. Juli 1818 i 

CL. Ginrichtung und Zofal der eidgenöſſi iſchen Zentral: -Militäre 
fchule ; vom 12. und 17. Auguſt 1818. 

CLI. Reglement für die eidgenöffifche leichte Infanterie; vom 
20. Juli 18.20 

CLII. Reglement für die eidgenöffifchen Scharffhüsen ; vom 
15. Auguft 1522 . 

CLIH. Keglement für die eidgenöſſi iſhen Sderiſchũten· vom 
15. Auguſt 1822 

Nachtrag dasfelbe betreffend ; 

CLIV. Reglement für die eidgenöffifche Kavallerie; vom 13. 
Auguſt 1822 

CLV. ———— für die eidg. Kavallerie; vom 15. Aug. 1822 

Nachtrag dasfelbe betreffend ’ 

CLVI. Miedereintritt aus fremden Dienften zurückgekehrter 
Offiziere in den eidgenöſſiſchen Generalſtab. Beſchluß vom 
3. Juli 1821 

CLVII. Miedereintritt aus ſreinden Dienften zurüchgefehrter 
Offiziere in den eidgenöffifchen ©eneralftab. Beſchluß vom 
8. Juli 18.3 , wodurch derjenige vom 5. Juli 4821 näher 
erläutert wird ; 

CLVII. Rangserböhung für eidgenöſſiſche Stabs hauptleute. 
Beſchluß vom 8. Juli 1823 

CLIX. Rangserhöhung für eidgenöffifche "EStabshauptleute. 
Zufag vom 21. Juli 18.5 zu dem Vefchluß vom 8. 
Auli 1823 . 

CLX. Gidgenöffifche Uebungslager. Verlängerung derfelben. 
Beſchluß vom 25. Juli 1825 

CLXI. Zrigonometrifche Vermeſſungen der Schweiz. Sehblüfe 
über die daherigen Koften und Anordnungen . 

A. vom 28. Juli 1825. 
B. vom 29. Juli 1825. 

CLXTI. Unterftügung der im Dienft des Vaterlands Verun— 
glüchten und der Wittwen und Waiſen der Gebliebenen. 
Erläuterung des $. 105 des allgemeinen ————— 
vom 13. Juli 1827 

CI.XIIT. Amtsdauer der "Direftorftelle der Mittäckhufe in 
Thun. Befchluß vom 15. Juli 1828 


355 
356 


CLXIV. Anordnung einer dritten Abtheilung der eidgenöffi: 
fhen Mititärfchule in Thun. Beſchluß vom 30. Juli 1829 

CLXV. Drganifation eines erften ———— Be⸗ 
ſchluß vom 17. und 27. Jenner 1831 . . x 

CLXVI. WBermehrung der Sappeurfompagnien. Beſchluß 
vom 17. Herbſtmonat 1852 . 

CLXVI. Reglement für die eidgenöffi ſche Kriegsverwaltung 

CLXVIII. Reglementariſche Verhältniſſe der Stelle des eid— 
genöſſiſchen Oberſtquartiermeiſters. Beſchluß in Kraft er: 
wachſen den 12. Auguſt 1851 

CLXIX. Ueberweifung der von den Geſandtſchaften in der 
Tagfagung eröffneten Vorſchläge zu Ernennungen in den 
eidgenöffifhen Generalftab an die Militärauffichtsbehörde zur 
Prüfung der Wahlfähigfeit der Vorgefchlagenen. Beſchluß 
vom 25. Auguſt 1832 . 

CLAÄX. Genauere Regqulirung des Ranges unter den Offizieren 
des eidgenöffifchen Generalftabs. Befchluß vom 17. Auguft 
1832 . 

CLXXT. Ginführung des Majorgrades in den eidgenöſſi ſchen 
Artillerieſtab. Beſchluß vom 8. März 1851 . 

CLXXII. Ginführung des Majorgrades in alle Abtheilungen 
des eidgenöffifchen Genetalſtabs. MWählbarfeitsbedingnilfe 
für den Grad eines DObriftlieutenants im  eidgenöffifchen 
Generalftab. Beſchluß in Kraft erwachfen den 24. Juli 
1832 . ; ß . : ? ; ß . } 

CLXXIII. DBeeidigung der Offiziere des eidgenöffifchen Ge— 
neralitabs. Beſchluß, in Kraft erwachfen den 27. Auguft 
1852 . 

CLXXIV. Gidesformel für den Oberbefehlshaber der Bundes: 
armee während der Dauer der am 28. Chriftmonat 1830 
angeordneten eidgenöffifchen Bewaffnung , feftgefegt durch 
die Tagfagung den 15. Jenner 1831 . 

CLXXV.  Gidesformel für den vidgenöffifchen Oberfifriegs: 
— ——— feſtgeſetzt durch die Tagſatzung den 15 Jenner 

1331 

GE; xxvi. Formular des von den eidgenöffifchen "Zruppen zu 
leiftenden Gides, am 9. April 1831 dur die Tagſatzung 
feftgefegt ’ 

CLXXVII. Beachtung militäriſcher Rücfichten beidem Strafen: 
und Brückenbau. Befhluß vom 29. Juli 1829 und 
und 19. Juli 1830 i 

CLXXVII. Anlegung eines eigenöffiäen Waffenvorrathes. 
Fefchluß vom 12. Jenner 1831 . 

CLXXIX. BVermehrung des eidgenöffifchen Waffenvortothes. 
Beſchluß vom 21. Herbſtmonat 1832 

CLXXX. Beeidigung der Dffiziere des eidgenöffifchen Ge 
neralftabs. — — vom 26. ———— 
1833 
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III. Kriegsfonds und deren Verwaltung , 


(mit erläuternden Beınerfungen über die Ausbildung des 
jißt geltenden Syſtems). 


Seite. 
CLXXXT. Beſchluß über den Bezug der eidgenöffifchen Grenz: 
gebühren; vom 16. Auguft 1819 . 368 
Nachtrag: Feſtſetzung der eidgenöffifchen Singangsgebübe 
auf das Maffeleifen ; vom 8. Auguft 1837 . .728 
CIXXXII.  Fortdauer der eidgenöfjifchen Grenzgebüpren vom 
11. Juli 1820 . 575 
CLXXXIII. Beiträge der 1861. Stände zur Deckung der jähr: 
lichen Militärausgaben ıc.; vom 5. Augufi 1820 . 375 


CLAXXIV. Beiträge aus dem Kriegsfond für Bewaffnung 
und Ausrüſtung der Kantonsfontingente, vom 43. Juli 


1820 und 25. Juli 1821 376 
CLXXXV. Herabfeßung der Gingangsgebüpr "vom "rohen 
Zucker. Befchluß vom 20. Juli 1821 . 577 


CLXXXVI. Bermehrung der Hülfsquellen zur Beſtreitung 
der jährlich wiederkehrenden eidgenöffifchen Militärbedürfniffe ; 


vom 5. Juli 1826 578 
CLXXXVII Allgemeine Verordnung über die eidgenöffifdyen 
Kriegsfonds ; vom 13. Auguft 1855 ; 581 


Nachtrag: Kapitalifirung der in den eidgenöſſiſchen Kriegs- 
fonds vorhandenen Baarſchaft, mit Ausnahme der Eumme 


von 1,100,000 Fr. ; vom 8. Auguft 1857 . 728 
CLXXXVII. Reglement für den Adminiſtrator der eidgenöf: 
fifchen Kriegsfonds ; vom 7. Wintermonat 1856 i 395 


CLXXXIX. Borfchriiten für die Wahl des Adminiſtrators des 
eidgenöſſiſchen Kriegsfonds vom 7. Wintermonat 1836 —47 

CXC. — über zweckmäßigere und möglichſt 
gleichförmige Kontrollirung des Bezugs der ſchweizeriſchen 
Eingangsgebübren auf der Grenzlinie; vom 14. Auguſt 1335 398 

CXCI. Inventarien über den a ce Vorrath von — 


geräthſchaften; von 1835 i 400 

Nachtrag: Verbot des Tragens von Deforationen, die an. 
innern Bürgerfrieg erinnern ıc. vom 10. Auguft 1857. 729 

Rachtrag: Revifion der Strafgefepe für die —— ſchen 
Truppen; vom 20. Herbſtmonat 1837. i 729 





Fünftes Bud, 
enthaltend 
die in Kraft beftehenden befondern Berfommniffe der 
Eidgenoffenfhbaft mit benahbarten Staaten. 
I. Verträge über Freizügigkeit. 
CXCH. Vertrag zwifchen Sr. Kaiferl. Königl. Apoftol. Ma: 
jeftät und der Schweizerifchen Eidgenoffenfchaft wegen gegen 
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Seite. 
feitiger Aufhebung der Abſchoß-, Abfahrts: und Abzugs: 
gelder ; vom 3. Auguft 1801 . j 403 

Nachtrag: ©egenfeitige Erflärung vom 16. "Augftmonat 
1821 wegen Ausdehnung des, feit 1804 zwifchen Sr. 
K. K. Apoftol. Majeität und der Schweizerifchen Eid: 
genoffenfchaft beitehenden Freizügigkeitsvertrags auf den 
dermaligen Länderbeftand beider Fontrabirenden Staaten . 4105 
Nachtrag: Wusdehnung diefes — — im 
Jahr 1836 731 
CXCIII. Wertrag zwifchen Er. Majeſtät dem "König von 
Preußen und der fchweizerifhen Gidgenoffenfchaft, wegen 
gegenfeitiger Aufhebung des rn und Abfahrtsgeldes ; 
vom 3. März 1812 F 407 
Nachtrag: Erklärung wegen Ausdehnung diefes Vertra 
ges auf ſämmtliche Länder der kontrahirenden Staaten; 
vom 25 October 1817 i 408 
CXCIV, SFreizügigfeitsvertrag zwifchen Sr. Churfürſtlichen 
Durchlaucht von Pfalz-Baiern und der ſchweizeriſchen Eid— 
genoſſenſchaft; vom 20. Juli 1804 409 
Nachträgliche gegenſeitige Erklärungen vom 29. Auguſt und 
29. November 1821 betreffend den dermaligen Standpunft 
des daherigen Vertrags vom 20. Juli 1804 . 411 
CXCV. Freizügigkeitsvertrag zwiſchen Sr Majeſtät dem König 
von Würtemberg und der Schweizerifchen —— 
vom 5. Juli 1809 : 414 
es gegenfeitige Grflärungen vom 29. Aug uft und 
November 1824, betreffend den — Stand: 
nf des daherigen Vertrages vom 5. Juli 1809 . 413 
CXCVI. Sreizügigfeitsvertrag zwifchen Sr. Churfürſtlichen 
Durchlaucht von Baden und der fihweizerifchen Eidge— 
noffenfchaft ; vom 6. Februar 1804 413 
Nachträgliche gegenfeitige Erklärungen betreffend. den dermas 
ligen Standpunft des daherigen Vertrags vom 6. Febr. 
1804 5; im Jahr 1821 j 417 
Freizügigkeit zwiſchen der Eidgenoffenſchaft und dem 
Großherzogthum Baden; —— Erklärung vom 


16. Chriſtmonat 1835 i 417 
CXCVI. Freizügigkeit mit Sachſen. Doherige Grflärungen 

vom 24. Juni und 6. Juli 1820 , i ; . 418 
CXCVIII. Freizügigfeit mit Parına; vom 1. und 28. Dee. 

18211 . : . . 420 


CXCIX. Freizügigkeit mit dem Großer zothun Helfen: Darm⸗ 
ſtadt; Erklärungen vom 15. Juli und 19. September 1325 422 
CC. Freizügigkeit mit dem Königreich — Sicilien; Erklä— 
rungen vom 29. September 1821, . Mai 1825 und 
22. März 1824 (Ueberfeßung) j 425 
CCI. Freizügigkeit zwifchen der Eidgenoffenfchaft und Se. 
Majeſtät dem König von Dänemark; vom 12. Juni 1828 429 
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CCM. Freizügigkeit zwifchen der Gidgenoffenfcaft und dem 
Kaiſerthum Rußland und Königreid Polen; im Jahr 1850 

(Ueberfegung). 

CCIII. Freizügigkeit zwiſchen der Eidgenoffenſchaft und dem 
Herzogthum Braunſchweig; im Jahr 1855 . 

CCIV. Freizügigkeit zwifchen der Gidgenoffenfchaft und dem 
Königreich Hannover ; im Jahr 1851 . 

CCV. Freizügigkeit zwiſchen der Eidgenoſſenſchaft und der freien 
und Hanfeftadt Hamburg; im Jahr 1834 : 
CCVI. Freizügigkeit zwiſchen der Cidgenoffenfchaft und der 
freien und Hanfeftadt Bremen; im Jahr 1854 . 
CCVII. Freizügigkeit zwiſchen der Cidgenoffenfhaft und der 
freien und Hanfeftadt Lübeck; im Jahr 1834 . : 
CCVIII Freizügigkeit zwifchen der Eidgenoſſenſchaft und den 
Herzoglich⸗ modeneſiſchen Staaten; im Jahr 1856 . . 

CCIX. Freiziigigkeit zwifchen der Gidgenoffenfhaft und dem 
Königreicdy der Miederlande; im Jahr 1856 (Ueberfegung) 
Der Nachtrag enthält noch folgende a 
Mit dem Churfürſtenthum Heffen 


Mit dem Grofberzogthum Medienburg⸗ Schwerin A im Yahe 


1837 
Mit dem Großherzogthum Meclenburg⸗ Strelitz im J. 1837 
Mit dem Großberzogthum Oldenburg; im Jahr 1837 
Mit dem Herzogthum Sachen: Altenburg ; im Jahr 1838 
Mit dem Herzogthbum Sadhfen: Meiningen; im Jahr 1836 
Mit dem Fürſtenthum Hohenzollern Hechingen ; im I. 1838 


Mit dem Fürftenthum Hohenzollern: Siegmaringen; im * 


1838 . 

Mit dem Fürftentyum Liechtenſtein z im Jahr 1838 . 

Mit Griechenland ; im Jahr 1857 

Aufhebung des Heimfallsrechts — der Sidgenoffenfhaf 
und Herzogthum Lucca; im Jahr 1838 3 . 


II. Verträge über Niederlaffuna. 

CCX. Actes, concernant les etablissements — 
entre la France et la Suisse. 1827 . 

Nachtrag: Dffizielle darauf bezügliche Note „des Herrn 
von Rayneval vom Jahr 1826 . 

CCXI. Uebereinfunft mit der Königl. Regierung von Sar- 
dinien Über gegenfeitige Niederlaſſungsverhältniſſe; im Jahr 
1827 (Ueberſetzung) 

Nachtrag: Erneuerung dieſer Uebereinkunft; v. Jahr 1837 


III. Verträge über die Förmlichfeiten bei Heiratben. 


CCXM. Vertrag zwiſchen Sr. Königl. Hoheit dem Groß: 
berzog von Baden und den im fiebenten Artikel benannten 
eilf Ständen der fchweizerifchen Eidgenoſſenſchaft, betref⸗ 


Seite. 
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» Seite. 
fend die Förmlichkeiten bei Een Heirathen aus dem 
einen Zand in das andere ; vom 25. Auguft 1808 . . 475 

Nachträgliche Erflärungen über den daherigen Vertrag vom 

23. Auguft 1808 ; erfolgt in den Jahren 1821 und 1822 475 


IV. Verträge über civil» und Eriminalrechtliche 
VBerbältniffe. 
a) Ueber Konfursredt. 
CCXIII. Gegenfeitiges Konkursrecht zwiſchen dem Großher— 


zogthyum Baden und der ſchweizeriſchen Gidgenoffenfdyaft , 
mit Ausnahme der löbl. Stände Schwyz und Glarus; im 


Jahr 1808 . 176 
Nachträgliche Erklärung, betreffend das daherige Verkomm⸗ 
niß, in den Jahren 1820 und 1821 . 178 


CCXIV. Uebereinkunſt zwifchen der ſchweizer. Gidgenoffen: 

fchaft und der Krone Wirtemberg , betreffend die Konkurs: 
verhältniffe u. f. w.; im Jahr 1826 } 479 

CCXV. Uebereinfunft zwifchen den ſchweigeriſchen Kantonen 

Zürich, Bern, Luzern ꝛc. und dem Königreich Baiern 
gleichmäßige Behandlung in Konkursfällen, im %. 18314 482 

Nahtrag: Konfursvertrag zwifchen der Gidgenoffenfchaft 
(181% antone) und dem Königreih Sachſen; im 3.1837 767 

b) Ueber Auslieferung und Requifition von 

Verbrechern. 

CCXVI. Vertrag zwiſchen Er. Königl. Hoheit dem Groß— 

herzog von Baden und der ſchweizeriſchen Gidgenoffen: 

ſchaft wegen gegenfeitiger Auslieferung der Verbrecher; 


vom 30. Auguft 1808 . 484 
Nachträgliche Erklärung über den daherigen Vertrag; im 
Jahr 1821 . 187 


CCXVI. Wertrag mit der B.. Krone Oeſterreich über die 
gegenfeitige Auslieferung der Verbrecher ; vom 14. Juli 1828 487 

CCXVIIT. Webereinfunft zwifchen der Schweizerifchen Eid— 
genoffenfchaft und der Krone Würtemberg, betreffend die 
gegenfeitige Koftenvergütung bei aM tionen und a 
rechtsfällen; im Jahr 1826 . 493 


c) Ueber gerichtliche Werbältni ffei im lassen 
CCXIX. Teraite entre la Couronne de France et la Con- 
federation Suisse, concernant les rapports voisinage 
de justice et de police; im Jahr 1828 F 195 
Nachträgliche, vom 30. Herbfimonat 1853 datirte Grelärun: 
gen, betreffend die ——— des rn 5, er 
Vertrags . ; . ; 505 


V. —— 


CCXX. Grenzberichtigung bei Konſtanz zwiſchen dem Groß: 
herzogthum Baden und dem Kanton Thurgau, im J. 1831 510 
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Tagſatzungsbeſchluß vom 19. — — — 
die vorſtehende Uebereinkunft 


Zugaben zum eidgenöſſiſchen Staatsrecht. 


Seite. 
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Pur: 


tifularfonfordate, Militärfapitulationen, 
firhlihe Urkunde, Badener und Luzerner 


Konferenzartifel (dritte Kieferung). 
I. Partikularkonkordate. 


A. Konfordate über den Tranſit auf der Gotthardſtraße 
B. Neu revidirte Linthfchiffahrtsordnung vom 1. u. 2. Juni 1836 
C. Konkordat über die Garantie der Verfaſſungen (Siebner- 
fonfordat), vom 17. März 1832; und des darauf bezüg: 
lichen Protofolls vom 21. gleihen Monats . 
Nachtrag: Konkordat betreffend die Regulirung der Be: 
dingungen, unter welden Angehörige des einen Kantons 
Angehörige des andern ehelichen können; im Jahr 1838 
Nachtrag: Mevidirter Entwurf eines Konfordats für die 
Einführung des ——— —— in der ei 
im Jahr 1859 . 


II. — SUR 


Vorerinnerungen 
A. Erneuerte Kapitulation für die päbftliche Schweizergarde in 
Rom, vom 26. Januar 1825 
B. Neapofitanifche BEN, dargentelt in dr Solsthurn 


Freiburgiſchen 
IH. Kirchliche Urkunden. 
Dorerinnerung . ; j 
A. Bisthum Bafel ; ; . 
Dorbemerfung. 
Urfunden: 


I. Uebereinfunft wegen der Micderherftellung und neuen Um: 
fchreibung des Bisthums Baſel; vom 26. März 1828 

TI. Uebereinfunft zwifcdyen den hohen Ständen Luzern, Bern, 
Solothurn und Zug, für die Organifation des Bisthums 
Baſel; vom 28. März 1828 (Langenthaler ———— 

III. pᷣaͤbſtuch⸗ Arfumfkriptionsbulle . 

IV. er ae der päbftlichen Bulle; vom 13. Heu: 
ınonat 1328 . 

V. Convention sur l’accession du haut Canton d’Ar- 
govie an Diocese de Bäle nouvellement organisé 


592 
602 


618 
619 
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Seite, 
VI. Uebereinfunft über den Beitritt des hohen Standes Thur⸗ 
gau zu dem neu errichteten Bisthum Bafl . ’ . 621 
vn. MPäbſtliche Bulle für die Vereinigung der Kantone Aargau 
und Thurgau mit dem Bisthum Bafel; vom 23. März 1830 622 
VII. Genechmigungsurfunde der päbſtlichen Bulle vom 23. März 
1830; ausgeftellt den 29. Mai 1830 ; 5 : . 626 
Bisthum Chur. 
Borbemerfung ; . 627 
Urfunden : 
I. Uebereinfunft zwifchen Sr. Gnaden dem KFürftbifchof in 
Chur und der Regierung des Kantons Schwyz, betreffend 
die Bereinigung diefes Kantons mit dem Bistyum Chur und 
die Verwaltung des Didcefanfonds; vom 3. Auguft 1824 629 
11. Bulle Sr. Heiligkeit Pabſt Leo XII. über Einverleibung 
des fchweizerifchen Kantons Schwyz ins Bistum Chur; 
vom 24. Dezember 1821 ’ i ö ; N ‘ 635 
C. Biſchöfliches Vikariat St. Gallen. 
Geſchichtliche Vorbemerkungen .- 637 
Detenftüde von Ne. J. — VII. . j ; 67 —665 
D. Bisthum Freiburg. 
Vorbemerfung . ; 665 
Urkunden : 
I. Breve Pius VIT. für die Mereinigung des kathol. Gebiets - 
der Nepublif Genf mit dem Bistyum Laufanne; vom 
20. September 1819 . i s . ; ’ . 666 
IT. Wermweifung des Ehrentitels eines Biſchoſs von Genf an 
den Zifchof von Lauſanne; vom 30. Januar 1871 671 
F. Bisthum Sitten . j 673 


F. Diöcefanverhältniffe mit dem Erzbisthum Mailand 

und dem Bisthum Gomo . ; ß 5 

Badener und Luzerner Gonferenzartifel, mebft geſchichtlichen 

Bemerkungen und den Genehmigungsakten der großen 
Räthe der betreffenden Kantone ; ; 


674 — 697 


Alpbobetifches Sach: Negiſter 
zu Snell's Handbuch des ſchweizeriſchen Gtaatsrechts. 





Erſter Band. 


A. 


Aargau, Sanft Gallen und Waadt, 
Entridhtung der in Folge der Wie. 
nec-Rongreßafte beftimmten 500,000 
Schweizerfranfen an die demokra— 
tifhen Stäaude. ©. 76. 

Abzugsrehte im Innern 
Schweiz und gegen das Ausland. 
©. 133. 

Ndmimiftrator der eidgen. Kriegs. 
fonds, Meglement für denſelben. 

©. 393. Vorſchriften für deffen 
Wahl. ©. 397. 

Allianz, beilige, zwifchen Oeſter— 
reich. Preußen und Rußland, und 
Beitrittserflarung duch die Eid. 
genoſſenſchaft. S. 102. 104. 

Anhang zu den im erften Buch ent: 
baltenen Tagſatzungsbeſchlüſſen. S. 
149. u. Nachträge. S. 710. 

Appenzell J. u. A. R. Vergleich 
in Betreff der Verhältniſſe des 
Kloſters Grimmenſtein und der 
Kehrordnung der Standesrepräfen: 
fation auf d. Tagfagungen. ©. 26. 

Archiv, eidgenöffiiches Juventar, als 
Beilage zum Tagfapungsabfchied 
bom Jahr 1836. S. 179. Wer: 
bolltändigung durch die an eidege: 
nöffifhe Beamten und Kommiſſa— 
rien gelangenden Arten. ©. 179, 


der 


Archive der bormaligen heivetifhen 
Regierung und der ſchweizeriſchen 
Eidgenoffenfchaft, u. daberige Tag- 
fagungsbefhlüfe vom 6. Anguft 
1803, 16. Juni 1304 umd beftd- 
tigt den 13. Juli 1818. S. 174. 

NArhivar. Aufftellung eines gemein: 
eidgenöffifchen. S. 175. Deffen 
Befugniſſe u. Pflichten. S. 176, 
Deffen ordentliche Arbeiten. S. 176. 
Deſſen außerordentliche Arbeiten mit 
befonderer Hinſicht auf das beite- 
tifche Centralarchiv. ©. 177. Dei. 
fen Befoldung. S. 177. Deifen 
Ed. ©. 173. 

Artillerieſtab, Einführung des 
Maiorgrades bei Demfelben. S. 361. 

Auslieferung, gegenfeitige von 
Verbrechern oder Befchuldigten. ©. 
248. Gegenfeitige, bon Ausrei- 
fern befolderer Kantonstruppen. 
©. 256. m. Nachträge. S. 718. 

— Requiſition der Verbrecher , da- 
berige Uebereinfunft mir d. ©. 2. 
Baden. ©. 434. Mit Ver K. K. 
Krone Defterreid. S. 487. 
Mir der Krone Wurtemberg. 
©. 493, 


Ausreißer befoldeter Kantonstrup: 


pen, gegenfeitige Auslieferung. ©. 
256. u. Nachträge. ©. 718. 
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B. 


Baden, Großherzogthum, Freizü— 
gigkeitsbertrag mit der Eidgenof- 
fenfchaft. S. 413. 417, Bertrag 
mit einigen Kantonen uber die 
Zörmlichkeiten - bei wechfelieitigen 
Heirathen von einem Lande in das 
andere. ©. 473. Gegenſeitiges 
Konkursrecht mit der Eidgenoffen: 
fihaft, mit Ausnahme d. L. Stäude 
Schwyz u. Glarus. S. 476. Kom: 
Fordat mit d. Eidgenoflenfchaft uber 
gegenfeirige Auslieferung u. Requi— 
fition von Verbrechern. ©. 484. 
Granzberichtigung in der Gegend 
von Konſtauz mit dem Kauton 
Thurgau. ©. 510— 51%, 

Badener u. Luzerner Konferenzar: 
tifel ; gemeiniame flaatefirchenvecht: 
licye Beitimmungen. ©. 674— 697. 

Baiern, Vertrag mit der Eidge: 
noffenfchaft uber gleichinäfige Be: 
bandlung der gegenfeitigen Staats: 
angebörigen in Konfursfallen. S 
482. Rreijugigfeitsvertrag mit der 
Eidgenoffenfhaft.e S. 409. 411. 

Bafel, Kanton, Wereinigung mit 
dem Bezirke Birded. S. 70. 74. 
Regulirung der rofitifchen Der: 
hältniſſe diefes Kantons durch die 
Tagfagung. S. 112. Ausfcheidung 
des Geld» und Mannfchafrsfontin: 
gentes zwiſchen beiden Kantone: 
tbeilen. S. 115. Haupt: u. Ge— 
neraltheilungsafte uber das mirtel: 
bare und ummittelbare Staatsver- 
mögen des Kantons Bafel, zwi— 
fihen den beiden Kantonsrbeilen 
durch ein eidgenöffiiches Scyiedege: 
riht. S. 117, Beſetzung beider 
KRantonstheile durch eidgenöffifche 
Truppen, laut Tagſatzungsbeſchluß 
vom 5. Auguft 1853, ©. 150, 

Baſel, ehemaliges Bisthum, Ver— 
einigung mit dem K. Bern. ©. 


64. 74. Bisthum, Wiederherftel- 
fung und neue Umfchreibung. S. 
588—592. Neue Organifation u. 
Daherige Uebereinfunft zwifchen den 
b. Ständen Luzern, Bern, Sole: 
thurn und Zug. ©. 592 — 601. 
Darauf Bezug habeude päbfilicdhe 
Bulle. S. 602— 613. Beitritt der 
b. Etände Nargau und Thurgan. 
©. 619— 627. 

Beeidigung der Offiziere im eid- 
gen. Generalftab, nebſt Eidesformel 
in deutfcher, franzöfifcher u. ita— 
lienifcher Spracde. S. 362. 

Beglaubigung, gleichmäßige, der 
Tagfagungegefandtfchaften. S. 166. 

Bern, DVereinigung mit dem ebema- 
ligen Bierbum Bafel. ©. 61. 7A. 

Berreibungen, gerichtlide, und 
Konfurfe, Beftatigung Der daberi: 
gen fruberen Konfordate. S. 242. 
Forum der zu befangenden Schuld: 
ner, ©. 244. . 

Bettag, eidgenöffifcher, gleichzeitige 
Feier desfelben. S. 335. 

Bettelbriefe u. Steuerſammeln, 
daherige Verfügungen. S. 264. 

Bevoelkerung u. Flächeninhalt der 
Schweiz, nebſt literariſchen Notizen. 
Einleitung S. XIII. und Nach— 
träge ©. 699. 

Birseck, Bezirk, Vereinigung mit 
dem Kanton Bafel. S. 70. 7A. 
Bistbumsangelegenbeiten, ©. 

535 — 673, 

Bierbum Bafel, Wiederherftelung 
und neue Umfchreibung. S. 555 — 
592. Menue Organifation u. da» 
berige Uebereinfunft zwiſchen den 
b. Ständen Luzern, Bern, Solo: 
tburn und Zug. ©. 592 — 601. 
Darauf Bezug babende pabftliche 
Bulle. S. 602— 613. Beitritt d. 
b. Stände Nargau u. Thurgan. 
S. 619—627. Bischum Chur, 
Drganifation, Anſchließung der h. 
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Stände Schwyz u. St. Galleh au 
dasſelbe, und darauf Bezug ba: 
bende Urfunden u. Verträge. ©. 
627—637, Bisthum Como, Diö- 
zefanverhältniffe mit dem Erzbis- 
thum Mailand. ©. 673. Bisthum 
Sreiburg (Laufanne), Aufnahme 
des Kantons Genf in feinen Did» 
zefanverband, ©. 665—673, Bis: 
tbum Sitten, bifhöflihes Vika— 
viat von Gt. Gallen und darauf 
Bezug habende Aftenftüde. S. 637 
— 665. Drganifation. ©. 673, 

Braunfchweig, Freizügigkeitsber— 
frag mit der Eidgenoffenfchaft. S. 
435, 

Bremen, Freisügigfeitsvertrag mit 
der Eidgenoffenfchaft. S. 443. 
Brücken- und Strafendbau, Beach 

tung militärischer Rückſichten bei 
demfelben. S. 366, 
Bundesrecht, eidgeuöſſiſches, tiber 
die Quellen desfelben. Einleitung 
©. .XX. u. Nadıtr. S. 700. 
Bundes-Vertrag zwiſchen den 
22 Kantonen der Schweiz, vom 
7, Augfimenat 1815. ©. 4. 
Bürgerliche Niederlaffungsverhält: 
niſſe zwiſchen d. Kantonen. ©. 231. 
Bürgerrecht, fchweizerifhes, Er: 
theilung u. Beurfundung. ©. 716. 


C. 

Chur, Bisthum, ernenerte Organi: 
fation ; Anſchließung der h. Stande 
Schwy u. Er. Gallen au dayı 
felbe ; u. darauf Bezug habende Ur: 
kunden u. Berträge. ©. 627 —637, 

Como, Bisthbum, Diözefanverhalt: 
niffe mit d. Erzbisthbum Mailand. 
S. 673. 


D. 


Dänemarf, Freizugigkeitsvertrag 
mit der Eidgenoffenichaft. S. 429. 
Definitivtraftat der verbünde— 


ten Mächte in Paris, vom 20. 
November 1815, Auszug der die 
Schweiz betreffenden Artikel aus 
demfelben. S. 55. 

Deforationen oder Abzeichen, die 
an innern DBürgerfrieg erinnern, 
Verbot deren Tragung durch im 
eidgenöſſiſchem Dienft ſtehende Mi: 
fitäre. ©. 729, 

Diplomatifcbe Aften u. Unter. 
bandlungen mit Auswärtigen Staa- 
ten, voreilige Bekanntmachung 
durch die öffentlichen Blätter. ©- 
204. 

Druderpreffe, Mafregeln in Hın- 
ficht auf deren Mißbrauch. S. 202. 
204. 


E. 


Eheeinuſegnungenu. Kopulations 
ſcheine, zwiſchen Angebörigen ver- 
ſchiedener Kantone, oder zwiſchen 
Schweizern u. Auslandern. S. 221. 
Bei den Fapitulirten Schweizerre- 
gimentern in auswärtigen Dienften. 
S. 195. Schweizeriſcher Angebo- 
iger im Auslande, mit Umgebung 
obrigfeitlicher Berordnungen ıbrer 
Heimath. S. 223. 

Eben, paritätifche, follen nicht fer- 
ner mit dem Verluſt des Bürger» 
u. Heimathrechts beflraft werden. 
S. 217. Berfündung u. Einfeg- 
nung derfelben. S. 217. 

Ehrenzeichen, Ertbeilung an bie 
ans Frankreich zurüchberuſenen Mi: 
litärs. S. 190, 

Eidesformeln, für die Offiziere 
im eidgen. Generalfiab. S. 362, 
Zur den Oberbefehlshaber d. Bun: 
desarmees S. 364, Zur d. Oberñ⸗ 


frieasfommiffarius. SG. 365. Zur 
die Bundestruppen. S. 365. 
Eidgenoffifhe Beitrittsurfunde 


zu den Verhandlungen d. Wıener- 
fongreffes, den Kanton Genf be: 


treffend. S. 45. Daheriger Ber: 
trag zivifchen den konfrabirenden 
Theilen. ©. 84. 94. 97. Beitritte- 
nefunde zur Wiener Rongref-Er- 
Flärung vom März 1815. S. 37. 
Kanzlei, Konfurrenz bei Beſetzung 
der Stellen des Kanzlers und des 
Staatsfihreibers. S. 171. Kom: 
miſſions-Mitglieder⸗ u. Kommiſſa⸗ 
rien ⸗Entſchädigung. S. 164. 
Eidgenöfſiſches Siegel. Beſtim— 
mung bom 4. Suli 1815. ©, 172. 
Tagfakungsreglement vom 1%. Heu: 
monat 1835. ©. 153. 
Eigentbumserflärung der an 
eidgenöffifhe Beamte und KRommif: 
färien gelangenden Aften u. dabe: 
rige Verbollftändigung d. Archivs. 
©. 179. 
Eingangsgebühren, f. Gran: 
gebühren. 
Entfhädigungeidgenöffifcher Rom: 
miffionen. ©. 164. 165, 
Endurtbeile der ehemaligen bel: 
vetifchen Gerichtshöfe, Eültigkeit. 
©: 247, 
Engelberg, Klofter u. Gemeinde. 
Bereinigung mit Obwalden. Nach: 
träge S. ZU1, 
‚ freitige Niederlaffungsverbäft: 
nie dortiger Thallente in Mid: 
walden. &. 107. 
Erbfälle and einem Kanton in den 
andern, Necivrocitäfggrundfak bei 
denfelben. ©. 241 


F. 

Flächeninhalt m. Bevölkerung der 
Schweiz, nebſt litterar. Notizen. 
Einleitung S. XIII. u. Nachtr. 
S. 699, 

Flüchtlinge, uruhige, u. andere 
äbnliche Fremde, unverzügliche Fort: 
weifung aus der Schweiz. ©. 205. 
Taheriges Konfordat. ©. 207, n. 
Naher. S. ZZ 


809 


- 


Frankreich, Abtretung eines Theile 
der Fandfchaft Ger an den Kanton 
Genf. S. 98. 100. Niederlafungs: 
verbältniffe mit der Eidgenoffen- 
(haft. S. 456—466. u. Nachtr. 
S. 764. Berfrag mit der Eidge- 
nofenfchaft, befveffend verfchiedene 
nachbarfiche, gerichtliche u. polizeis 
liche Verhältniſſe, in franzöfifcher 
Sprade. S. 495. In deutfcher 
Ueberfegung. S. 501. Abände- 
rung des Art, 5. obigen Vertrags. 
©. 505. - 

Franzöfifche, außeramtliche Ueber» 
fesung der Tagfagungsabfchiede. 
©. 164. 

Freiburg u. Solothurn, Militär 
fapitulation zwiſchen dieſen beiden 
h. Ständen und dem Königreich 
beider Sizilien. S 556 — 580. 

Freizügigkeitsverträge der 
Eidgenoffenfchaft mit Sr. K. R. 
Apoſtoliſchen Majefltat. S. 403, 
Nachtrag biezu S. 405. Nachtr. 
&. 731. — Mit Sr. Durdylaucht 
dem Großherzog von Baden. ©. 
413. Nachtrag hiezu S. 413. — 
Mit dem Herzogbum Braun: 
ſchweig. ©. 435. Mit der 
freien u. Hanſeſtadt Bremen. ©. 
443. Mit Sr. Majeftät dem -» 
König von Dänemarf, ©. 429, 
— Mit dem Königreih Grie: 
henland. Nadıtr. ©. 757. — 
Mir der freien ıL Hanfeftadt Ha ms 
burg. ©. 441. — Mitd. Kö: 
nigreih Hannober. ©. 438. — 
Mit dem Grofberzogthbum Hef» 
ſenDarmſtadt. ©. 422. 
Mit dem Churfürſtenthum Heffen- 
Eaffel. Nachtr. S. 733. — Mit 
dem Fürſtenthum Hohenzollern: 
Hechingen. Nachtr. S. 749. — 
Mit dem Fürftentbum Hobenzol- 
lern» Sigmaringen. Nadıtr. 
©. 751. — Mit dem Fürſtenthum 


Liechte nſtein. Nachtr. ©. 75%. 
— Mit der freien u. Hanfeftadt 
gübed. ©. 445. — Mit dem 
Grofberzogtbum Medleuburg- 
Schwerin. Nachtr. S. 736. — 
Mit den berzoglich modenefi- 
ſchen Staaten. S. 449. — Mit 
dem Königreich d Niederlande. 
©. 454. — Mit dem Großherzog: 
thum Medlenburg » Streliß. 
Nachtr. S. 735. — Witt dem 
Grofberzogtbum Oldeuburg. 
Nachtr. S. 740. — Mir d. Her: 
zogthum Parma, Piacenza m. 
Guafalla. S. 420. — Mit d. 
Churfürſtenthum Pfalzbaiern. 
S. 409. Nachträgliche Erklärung 
biezu S. 411. — Mit Sr. Ma: 
jeftät dem König von Prengen. 
S. 407. Ausdehnung desſelben. 
SG. 409, — Mit dem Kaifertbum 
Rußland und dem Königreid) 
Polen. S. 432. — Mit Sr. 
Majeftäat d. König von Gachfen. 
©. 418. — Mit dem Herzogtbum 
Sachfen » Altenburg. Nachtr. 
S. 743. — Mir dem Herzogthum 
Sadıfen:-Meiningen. Nadıtr. 
S. 746. — Mit dem Königreich 
beider Sizilien. ©. 
Mir Sr. Majeflät dem König von 
Würtemberg. S. 411. — Nad)- 
trägliche Erklärung. S. 413. 
Fremdenpolizei, Mafiregeln im 
Beziehung aufdiefelbe. S. 202.204. 
Friedenspertrag bom 30, Mai 
1814 zwifchen Frankreich und dem 
verbindeten Machten, Auszug der 
die Eidgenofleufhaft in demfelben 
betreffenden Beftimmungen. ©. 47. 


125, — 


®. 


Garantie der Berfaffungen, dahe— 
riges Roufordat zwiſchen den fieben 
1. Ständen Luzern, Zürich, Bern, 
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Solothurn, St. Gallen, Aargau 
u. Shurgau. S. 536—539 

Gauner, Raudfleeiher u gefäbrli» 
ches Gefindel, Polizeiverfugungen 
gegen diefelben. S. 256. 261. 

Geld» u. Moannfchaftsbeitrage der 
eidgenöffifhen Stände, laut Be- 
fimmung v. 1816 u. 1817. ©. 29. 
u. Nachtr. S. 103—110. 

Generalftab, Borfihläge zu Er- 
nennung in denfelben, Wahlfabig- 
feitsprufung durch die Militärauf—- 
fihisbebörde. S. 360. 

Genf, Aufnahme als Kanton in db. 
eidgenöffifdyen Band. S. 15. Ter- 
ritorial » Erweiterung gegen Ga: 
boyen. ©. 39. 43. 45. 34. N. 
97. Territorial-Erweiterung durch 
einen Theil der franzöfifchen Land- 
ſchaft Ger. S. 93. 100. Aufnahme 
in den Diözefanverband des Bis— 
thums Freiburg (Laufanne)” ©. 
665—673, 

Gerichtliche u. polizeilihe nad) 
barliche Verhältniſſe, gegenfeitige 
Feſtſetzung mit der Krone Frank: 
reich. In frauzöſiſcher Spradye. S. 
495. In deutſcher Ueber ſetung ©. 
501, Abänderung des Art. 5. obi-- 
gen Bertrage.. S. 505. 

Gerfan, Bereinigung mit d. Kan: 
ton Schwyz. S. 29. 

Gefundbheit-Polizeianftalten, 
Konkordat über allgemeine. S. 265. 

Ger, Zutheilung eines Theils der 
Landfchaft an den Kanton Genf. 
©. 93. 100, 

Gotthardſtraße, Tranfit auf der- 
felben, daheriges Konkordat zwi⸗ 
ſchen I. Ständen Luzern, Ucıt, 
Bafel, Solothurn und Teffin. S. 
517-525, 

Grafenort, Zoll. u. Weggeld da— 
ſelbſt, und daberige Anftande zwi⸗ 
(hen Ob- u. Nidwalden. S. 107. 

Gränyberihrigung bei Konftanz, 


zwifchen dem ©. 9. Baden und 
dem Kanton Thurgau im Sabre 
1831. ©. 510 —51A. 
Gränzgebübr dv. robem Zuder, 
Herabiegung. S. 377. 
Gränzgebühren, eidgenöffiihe . 
über deren Bezug u. Verwendung. 
S. 368, Fortdauer derfelben. ©. 
73. Ueber möglichſt gleidyförmige 
Kontrollirung des. Bezugs derfel. 
ben, S. 393. Daheriges Form: 
lar. ©. 399. NMachtr. S. 723. 
Gränzveränderungen unter d. 
Kantonen. S. 186. 
Griedhenland, Königreih, Arei- 
zügigfeitstraftat mit der Eidgenof: 
fenfchaft. Nachtr. S. 757, 


9. 

Hamburg, Freiziigigkeitövertrag mit 
der Eidgenoffenfchaft. S. 441. 
Haydelsfonfulate, fchweizeri- 

fche, im Auslande, und deren Ber: 
rihtungen. ©. 183. 185, 
Hannover, Freizügigkeitsbertrag 
mit der Eidgenoflenfchaft. S. 438, 
Heilige Allianz zwifchen Defter: 
reich, Preußen u. Rußland, und 
Zuftimmungserflärung der Eidge: 
noffenfchaft. S. 102. 104, 
Heimatbhlofe, Ertbeilung v. Hei. 
matbrechten an diefelben. S. 237. 
240. 
Heimathsrechf der in einem an 
dern Kanton heirathenden Schwei— 
jerin G. 216. 


Heimathrechre, Ertbeilung an 
Heimathlofe. S. 237. 240. 
Heimathrechtliche Werforgung 


bon Landesfremden, die durch ihre 
Anwerbung unter fapitulirteSchivei» 
zertruppen heimathlos geworden find. 
S. 225. 
Heimathſcheins-Formulare. ©. 
228. 
Heimfallsrecht, gegenfeitige Auf. 
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hebung bdesfelben mit dem Herzog: 
tbum Lukka. Nachtr. S. 761. 
Helvetifche Gerichtshöſe, ehema— 
lige, Gültigkeit deren Endurtheile 
in Bivilfahen. S. 247. Natio— 
nalfchuld » Bezahlung durch die 
Binfe der von Zürich u, Bern in 
England angelegten Gelder. S. 80, 
Heirathen, Förmlichfeiten bei den 
wechfelfeitigen, aus d. ©. 9. Ba: 
difhen Landen im einige ſchweize— 
rifhe Kantone. S. 473, 
Helfen-Eaffel, Freizigigfeit mit 
der Eidgenoſſenſchaft. Nachtr. ©. 
733, ° 
Helfen» Darmfladt, Freizügig- 
feitsvertrag mit der Eidgenoflen- 
(haft. S. 422. 
Hobenzollern-Hehingen, Zrei- 
zügigfeit mit der Eidgenoflenfihaft. 
Nachtr. S. 749. 
Hohenzollern - Sigmaringen, 
Freizugigfeit mit der Eidgenoffen- 
fchaft. Nachtr. ©. 751. 


3. 


Invalidenfond, für die ebema- 
figen Papitulieten Schweizer-Regi- 
menter in Franfreih. Einrichtung 
u. Verwaltung. ©. 194, 196, 197, 
198, 

Inventar des eidgenöffifchen Ar: 
chivs, als Beilage zum Tagfakungs- 
abfchied vom Jahr 1836. S. 179. 

Ynpentarien über den eidgen. 
Vorrath von KRriegsgeräthfchaften. 
©. 400. 


K. 
Kantonsfontingente, Beiträge 
aus dem Kriegsfond für Bewaff- 
mung und Ausrüſtung derſelben. 
©. 376. 
KRantonsperfaffungen, Garan— 
tie, und daberiges Konkordat ziwi- 
fchen den fieben I. Ständen Lu— 


gern, Zürich, Bern, Solothurn, 
St. Gallen, Margau u. Thurgau. 
S. 536 —539. 

Kanzlei, eidgenöffiihe: Regulativ 
über die freie Konkurrenz bei Be— 
fegung der Stellen des Kanzlers 
und des GStaatsfchreibers. ©. 171. 

KRarzieiwefen, eidgemöffifches , 
öfonomifche Verhältniſſe. S. 169. 

Kanzler: u. Etaardfchreiberftellen, 
Belegung, Amtsdauer , Befoldung 
u. öfonomifche Berbaltniffe d. eid- 
genöffifchen Kanzleiweſens. S. 169. 

Kirchliche Urkunden. S. 530 bie 

697. 

Kommiffionen, eidgenöffifche, Mit: 
glieder derfelben, Entſchädigung. 
©. 164. 165. 

Konferenzprotofoll der Mini: 
fter der alliirten Mächte in Paris 
vom 3. November 1813, Auszug 
der die Schweiz betreffenden Be— 
flimmungen aus demfelben. ©. 54. 

Konkordat, betreffend die Reguli— 
rung der Bedingungen, unter wel: 
hei Angehörige des einen Kantons 
Angehörige des andern ebelichen 
fönnen. ©. 775. 

Konfordate, einmal eigene, Art 
und Weife des Rücktrittes eines 


Kantons von foldyen. S. 173. u. | 
| Kandesfremde, die ducd, ihre An— 


Nachtr. S. 71%. 716, 

Konfurrenmz, freie, bei Beſetzung 
der eidgenöffifchen Kanzler: und 
Etaatöfchreiberftelle. S. 171. 

Konfurfe u, gerichtliche Betreibun: 
gen, Bellätigung der daherigen 
früheren Konfordare. ©. 242. Fo— 
rum der zu belangenden Schuld; 
ner. ©. 244, 


Konkursrecht, gegenfeitiges, zwi⸗ 


ſchen dem G. H. Baden und der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, mit 
Ausnahme der l. Stände Schwyz 
u. Glarus. ©. 476. 
Konfursverbältuiffe zwifchen d. 
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Eidgenoffenfchaft und der Krone 
Würtemberg, gleidye Behandlung 
der gegenfeitigen Staateangeböri- 
gen, S. 479, Zwiſchen d. Krone 
Baiern und der Eidgenoffenichaft. 
©. 482. Zwiſchen dem Königreich 
Sachſen u. dee Mehrzahl der eid- 
genöffiichen Kantone. S. 767. 
Kriegsweſen, f. Militärfachen. 
Kriegsfond, Beiträge aus demiel- 
ben für Bewaffnung und Ausru- 
fiungd.Rantonsfontingente. S.376. 
Kriegsfonds, eidgenöffiihe, all- 
gemeine Berordnung uber deren 
Bildung, Belimmung, Berwah- 
rung und Verwaltung x. S. 
331. Nachtr. S. 728. Regler: 
ment für den Adminiſtrator der— 
felben. ©. 393. Vorſchriften fur 
d. Wahl d. Adminiftratore. S. 397. 
Kriegsgerätbfchaften, Inben— 
tarien über den eidgen. Vorrath 
Derfelben. S. 400. 
Kriegsgerichte, Aufſtellung im 
Fallen von Aufrubr. S. 139. 
Kriegsfefretär, Ernennung. ©. 
342, 
Kriegsberwaltung, 
für dieſelbe. S. 359. 


2* 


Reglement 


werbung unter kapitulirte Schwei- 
zertruppen beimatblos geworden find, 
beimathrechtliche WBerforgung. S. 
225 

Landwehbrfontingent, Organi- 
fation eines eriien. ©. 357. 

Lebeusmittel, freier Verkehr mit 
deufelben von und nach auswärti— 
gen Staaten. S. 213. Im Innern 
der Schweiz. ©. 214. 

Liehtenftein, Fürſtenthum, reis 
zügigfeitöbertrag mit der Eidge— 
nofenfchaft. Naht. ©. 754. 


ginebfhiffabrtsordnung, da 
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herige Uebereinkunft zwiſchen den l. 
Ständen Zürich, Schwyz, Gla— 
rus u. St. Gallen. S. 525— 536, 
Lintdunternebmung, Tagſaz— 
zungsberbandlungen u. Beſchlüſſe 
darüber. S. 267. 285. 286. 292. 
294. 295. un. Nachtr. ©. 718. 
Liviner- Zöhlle, Anftände zwifchen 
Uri u. Teffin ©. 76. 78. 
Lübeck, Freiziigigfeitsvertrag mit d, 
Eidgenoffenfchaft. S. 446. 
Lucca, Herzogthum, gegenfeitige 
Aufhebung des Heimfallrechts mit 


der Eidgenoffenfihaft. Nachtr. ©. 
761, 
M. 
Maaf- u. Gewichtsordmung, 


gemeinfame fehweizerifche. S. 316. 
319. 325. 327. 329. 333. 

Mailand, Ersbisrhum. Diözeſan— 
verhältniffe mit d. Bisthum Como. 
©. 673. 

Majors: Grad, Einführung beim 
Artillerieftab und bei allen übrigen 
Adtheilungen des eidgenöffifhen Ge: 
neralftabs. ©. 361, 

Mannfchafte u. Geldbeiträge der 
eidgenöffifchen Stände laut Beftim- 
mung von 1316 u. 1817. ©. 29, 
u Naher. S. 703 —710. 

Meter u. Kilogramm, franzöfifches 
Maß und Gewicht, Anerkennung 
von zehn I. Ständen, zum Behuf 
der Terferfigung fchweizerifcher Ur: 
maße. S. 325. 327. 

Maffeleifen, Feſtſetzung der Ein. 
gangsgebühr auf dasfelbe. Nachtr. 
S. 728. 

Medlenburg Schwerin, Frei 
zügigkeitsvertrag mit der Eidgenof: 
fenfhaft. Nachtr. S. 736. 

-Medlenburg- Strelig, Freizü— 
gigfeitsverfrag mit der Eidgenofs 
ſenſchaft. Nachtr. S. 738, 

Militärſachen. 
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Militäraufſichtsbehörde, Auf— 
ſtellung S. 339. Eintrittszeit⸗Be⸗ 
ſtimmung. S. 341. Beſoldung. S. 
342. Ergänzung in Abwefenbeits- 
fallen. S. 343. Regulirung des 
Gefchäftsverbältniffes. S. 343. Ab» 
faffung des Militärausgabenbudget. 
S. 344, Prüfung der Wabhlfä— 
bigfeit der in den Generalflab zu 
Dffizieren vorgefhlagenen Indivi⸗ 
duen. S. 360, 

Militär» Ausgaben, jäbrlidhe 
Beiträge der löbl. Stände zu Def. 
fung derfelben. Koften der Uebungs— 
lager. ©. 375. Nbfaffung des da- 
berigen Budget. S. 344. Nadıtr. 
127: 

Militärbedurfniffe , jährlich wie: 
derfehrende, Vermehrung d. Hülfs⸗ 
quellen zu deren Beltreitung. S. 
378. 

Militärdeforationen, die an 
innern Bürgerfrieg erinnern, dür—⸗ 
fen im eidgenöffifchen Dienft nicht 
getragen werden. ©. 729, 

Militärreglement, allgemeines, 
S. 345. Ueber die innern Ein: 
richtungen, Disziplin u. Dienftord» 
nung für jeden Grad. ©. 345. 
Erercierreglement für die Infante— 
vie. ©. 346. 347. Exercierregle⸗ 
ment fir die Artillerie. S. 348. 
Ererzierreglement fü die leichte 
Infanterie. S. 349. Eprercierre: 
glement für d. Scharfihügen, nebft 
Nachtr. S. 350. Exercierregle—⸗ 
ment fiir die Kavallerie. S. 350, 
Nachtrag dazu. S. 351, 

Militärfchule, Einrichtung u. Lo- 
kal. S 348. In Thun, Amts: 
dauer - der Direftorftelle. S. 356, 
In Thun, Anordnung einer dritten 
Abtheilung derfelben. S. 356. 

Militärkrafgefege, eidgenöf: 
ſiſche, Revifion. S. 729. 

Miltitärkapitulationen mitaus 


-——. 


wärtigen Mächten. S. 540—580. 
Erneuerte, für d. päbftliche Schwei- 
zergarde in Nom. ©. 544—553. 
Mit Sr. Majeftät dem König bei- 
der Sizilien und den b. Ständen 
Freiburg u. Solothurn. ©. 556 
bis 580. 

Militärs, ans Franfreich zurück⸗ 
berufene, Ertheilung von Ehrenzei- 
chen. S. 190. Noch lebende, vom 
ehemaligen Schweizergarde + Regi⸗ 
ment in Frankreich, Ertheilung 
einer Denkmünze, zur Erinnerung 
ihrer Waffenthaten am 10. Auguſt 
1792. ©. 192. 

Modena, Freizügigkeitsvertrag mit 
der Eidgenoffenfhaft. S. +49. 
Münzweſen, daberige Konfordate 
vw. Beſchlüſſe. S. 299. 302. 305, 

307. Nachtr. 719. 775. 


N. 


Nationalfchuld, helvetiſche, Be— 
zahlung durch die Zinfe der bon 
Zürich u. Bern in England ange- 
legten Gelder. S. 80. 

Nenenburg, Aufnahme ald Kan: 


ton in dem eidgenöffifchen Bund. | 


©. 16. 
Neutralität, immerwährende, der 


Schweiz und der Umverlegbarfeit 


ihres Gebietes, Anerkennungs u. 
Gewährleiftungs-Urfunde bderfelben. 
©. 59. 

Niederlande, Freizigigfeitsver- 
frag mit der Eidgenoffenfchaft. ©. 
454. - 

Niederlaffungsperbältmiffe 
unter den Eidgenoffen. ©. 226. 
Bürgerliche. S. 231. or 1819, 
Aufrechthaltung. S. 236. 

Niederlaffungspvertrag zwi— 
ſchen Frankreich und einer Anzahl 
fchweizerifcher Kantone, fammt Bei- 
lagen. &, 456 — 466. u, Machtr. 
764. Bwifchen Sardinien u. einer 
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Anzahl fchweizerifcher Kantone. ©. 
468—472. u. Nachtr. 770, 


D. 


Dberbefeblöhbaber der Bundes. 
armee Eidesformel für denfelben. 
©. 364, 

Dberfifriegsfommiffariug,&i- 
desformel für denfelben. S. 365. 

Dberftllieutenant im eidgenöffi« 
fchen Generalftab, Waählbarfeitsbe- 
dingniffe für diefen Grad. S. 361. 

Dberfiguartiermeifter, regle— 
mentarifcheBerhältniffe feinerStelle. 
S. 359 

Deffentlichkeit der Tagſatzungs; 
verbandiungen, Beſchluß u. Regle⸗ 
ment. ©. 167. 

Defterreich, Abtretung der Derr- 
(haft Räzins an Graubünden. ©. 
105. Freizügigfeitövertrag mit d. 
Eidgenoffenfhaft. S. 403. 405. 
Konfordat mit der Eidgenoflen- 
fchaft über gegenfeitige Auslieferung 
und Requiſition von Berbrechern. 
S. 437. 

Defterreichifche Deferteurs u. F. 
f, Untertbanen, Nichtanwerbung 
unter die fapitulirten Schweizerre- 
gimenter. S. 200, 201. 

Offiziere im eidgenöffifchen Gene» 
ralftab, Beeidigung. S. 362. Nah: 
trag. ©. 363. Aus fremden Dien- 
ſten zurüdgefebrte, Wiedereintritt 
in den eidgenöffifchen Generalflab, 
S. 351. 352, 

Dffiziersrang im Generalftab, ge 
nauere Regulirung. S. 360. 


P. 

Päbftliche Schweizergarde in Rom, 
erneuerte Kapitulation für Diefelbe. 
S. 541455). 

Papierfabrifationsfoff, freier 
Verkehr im Innern der Schweiz. 
©. 215. 


Paritätifche Ehen follen ferner- 
bin micht mehr mit dem Verluſt d. 
Bürger und Heimathrechts befiraft 
werden. ©. 217, Verkündung n. 
Einfegnung derfelben. S. 217. 

Parma, Piazenza und Guaflalla, 
Freizügigfeitsvertrag mit der Eid. 
genoffenichaft. S. 420. 

Partitularfonfordate. ©. 517. 

Pafformulare für das Innere d. 
Schweiz u. für das Ausland. ©. 
258, 261, 

Polizeifälle, gegenfeitige Stel 
lung der Fehlbarfeit in ſolchen. S. 
255. 

Polizeiverfügungen, d. Sicher 
heit betreffende. S. 256. u. f. w. 
Gegen Ganner, Landfteeicher und 
gefährliches Gefindel. S. 256. 261. 

Poftwefen, daberige Konfordate u 
Befchlüffe. S. 307. 310. 

Preßfreiheit, Beihränfung. S. 
202. 204, 

Preußen, Zreizigigfeitsvertrag mit 
der Eidgenoffenfchaft. S. 408. 

Publizität, Mißbrauch derfelben 
in Bezug auf religiöfe u. politifche 
Gegenftände. S. 266. 


R. 


Räzüns, Abrrefung bon Defterreic) 
an Graubünden. S. 105. 
Rechnungsftellumg über die Ver— 
waltung der eidgenöffifchen Zen 
tralfaffe. Nachtr. S. 714. 
Regiftratur der Tagfakungsab- 
ſchiede feit 1803. ©. 163. 
Regulirung, genauere, des Ran: 
ges unter d. Offizieren d. Gene: 
ralflabes. S. 360. 
Reiſepäſſe-Ertheilung, gleichföt⸗ 
mige, u. daherige Formulare für 
das Innere der Schweiz u. Das 
Ausland. ©. 253. 261. 
Keligiousänderung darf nicht 
mit dem Verluſt des Land» und 
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Heimathrechts beftraft werden. ©. 
219. 

Rücktritt über die Art und Weife 
eines Kantons bon einem einmal 
eingegangenen Konkordate. ©. 173. 
u. Nachtr. S. 714. 716. 

Rußland m. Polen, Freizigigfeits- 
vertrag mit der Eidgenoffenfchaft. 
©. 432. 


©. 


Sachſen, Freizügigkeitsvertrag mit 
der Eidgenoffenfchaft. S. 418. Urs 
bereinfunft mit den Schweizer-Can- 
tonen Zurich, Bern ꝛc. über gleich. 
mäßige Behandlung gegenfeitiger 
Angebörigen in Konfursfällen. S. 
767. 

Sachſen-Altenburg, deigl. ©. 
743, 

Sachſen-Meiningen, deögl. ©. 
746. 

SanftGallen, Nargau u. Waadt, 
gemeinfchaftliche Entrichtung ber in 
Folge des Wienerkongreß ⸗Beſchluſ⸗ 
ſes beftimmten 500,000 Scyweizer- 
franfen an d. demofratifchen Stände 
und deren Vertheilung durch die 
Tagfagung. S. 76. Biſchöfliches 
Bifariat umd Darauf Bezug ba» 
bende NAftenftüde. S. 637 —665, 

Sappeurfompagnien, Vermeh— 
rung. ©. 358. 

Sardinien, Niederlaffungsverhält: 
uiffe mit der Eidgenoffenfhaft. S. 
463—472, u. Nachtr. 770. 

Schiedsrihterlihe Urtheile, 
Niederlegung in das eidgenöffifche 
Archiv. S. 172, 

Skhiffabrtsordnung auf der 
Linth, daherige Uebereinfunft zwi— 
(hen d. I. Ständen Zürich, Schwyz, 


Glarus u. St. Gallen. ©. 525 
bis 536. 
Schweizgergarde, päbfllihe, im 
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Kom, erneuerte Kapitulation für 
dieſelbe. S. 544—553. 

Schweizer iſche Angehörige, Au— 
werbung in ſolche Kriegsdienſte, 
welchen die betreffenden Stände 
fremd geblieben ſind. S. 224. 

Schwyz, Vereinigung mit d. Fand» 
(haft und dem Flecken Gerfau. ©. 
29. Beſetzung diefes Kantons durch 
eidgenöfiifche Truppen, laut Tag- 
ſatzungsbeſchluß dv. 6. Auguft 1833. 
S. 149. 

Siegel, eidgenöffifhes, laut Ber 
fliimmung vom 4. Juli 1815. ©. 
172. 

Sitten, Bisthumsverhältniſſe. ©. 
673. 

Sizilien, beide, Freizügigkeitsber— 
trag mit der Eidgenoffenfhaft. S. 
425. Militärfapitulation zwifchen 
diefem Königreich u. den h. Stan- 
den Freyburg u, Solothurn. ©. 556 

bis 580, 

Solothurn u. Frepburg, Militärs 
kapitulation zwiſchen diefen beiden 
h. Ständen u. dem Königreich bei- 
der Sizilien. S. 556— 580. 

Staatsfchreiber- u. Kanzlerfel: 
len» Befeßung, Amtsdauer, Befol« 
dung u. öfonomifche Werbäftniffe 
des eidgenöffifchen Kanzleiwefens. 
S. 169. 

‚Stabshauptlente, Rangerhöhung. 
6. 352. 353. 

Standesfarben, amtliche Anzeige 
derfelben aır den Vorort. ©. 153, 

Steuerfammeln u. Bertelbriefe, 
daherige Verfügungen S. 274. 

Strafgefeke der eidgenöffifhen 
Truppen, Kevifion. ©. 129. 

Straßen- u. Brückenbau, Beach— 
tung militäriſcher Rückſichten bei 
demfelben. S. 366. 


T. 
Tagſatzungsabſchiede ſollen künf— 
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fig ſtatt handſchriftlich ausgefertigt 
gedruckt werden. ©. 162. Drud 
der Taafakungsabfihiede. S. 162. 
Regiftrirung Dderfelben feit 1803, 
S. 163. Außerordentliche franzö. 
ſiſche Ueberſetzung derſelben. 5.164. 

Tagſatzungsgeſandtſchaften, 
gleichmäßige Beglaubigung durch 
die Standesregierungen. S. 166. 

Tagſatzungsreglement, eidge— 
nöffifches, vom 14. Heumonat 1835, 
©. 153, 

Tagfakungsperbandlungen, 
Deffentlichkeit; daheriger Beſchluß 
und Reglement. S. 167. 

Territorial » Unterbandlun: 
gen mit fremden Mächten. ©. 185. 
186, 

Teffin, Anftärde mit Uri, in Hin: 
ſicht auf die Liviner Zölle. S. 76. 
78. 

Thurgan, Grenzberichrigung in der 
Gegend von Konftanz mit dem ©. 
9. Baden. S. 510— 514. 

Titulaturen u. Formen der eid- 
genöffifhen Korrefpanden;, vom 3. 
Juli 1820. u. 9. Juli 1836. ©. 
180. 182. 

Tranfit auf der GOorttbarböftraße, 
Daberige Uebereinfunft zwiſchen den 
I. Ständen Luzern, Uri, Bafel, 
Solothurn u. Teffin. S. 517 bis 
525. 

Trigonometrifche Bermeflungen 
der Schweig. S. 354. 

Truppen, eidgenöffifche, Eidesfor: 
mel fie Diefelben. S. 365. 


U. 


Uebungslager, Verlängerung der: 
felben. ©. 354. 

Unterbandlungen einzelner Stän- 
de mit auswärtigen Mächten. ©. 
186. 188. 

Unterfhißung der im Dienft des 
Baterlandes Berunglüdten u. der 


Witwen u. Waifen der Geblie- 
benen. ©. 355. 

Unterwalden nid dem Wald, 
Wiederaufnahme in den eidgenöfs 
fiihen Bund. ©. 15. 

Unterwalden ob dem Wald, 
Bereinigungsurfunde mit d. Klofter 
u, dev Gemeinde Engelberg. Nach— 
träge S. 701. Ob u. nid dem 
Wald, Vergleich betreffend Thal 
u. Klofter Engelberg, Repräfenta- 
tions verhältniſſe, Geld: u. Mann: 
fchaftsbeiträge u. das Standesivap- 
pen. S. 23. Anftände. betreffend 
die Miederlaffungsverhaltniffe der 
Engelbergifchen Thalleute in Nid: 
walden, und den Zoll» und das 
MWeggeld in Grafenort. S. 107. 

Uri, Anftände mit Teffin wegen 
der Liviner » Zölle. S. 76. 78. 

Urtbeile, fchiedsrichterliche , Nie- 
derlegung in das eidgenöffifche Ar— 
chiv. ©. 172, 


V. 


Berbaunen, ſ. verweiſen. 
Verbrecher u. Beſchuldigte, Aus: 
ſchreibung, Verfolgung, Feſtſetzung 
u. Auslieferung u. ſ. w. S. 248. 
Vereinigungsurkunde eines 
Theils des ehemaligen Bisthums 
Baſel mit dem K. Bern. S. 61. 
74. Mit d. K. Baſel. S. 70. 74. 
Verkehr, freier, mit Lebensmitteln, 
bon u. nad) auswärtigen Staaten. 
©. 223. Im Innern der Eidge- 
noffenfchaft. S. 214. Im Innern 
der Schweiz mit Papierfabrifationg- 
ftoff. ©. 215. 
Bermeffungen, trigomometrifche, 
der Schweiz. ©. 354. 
Berungludte im’ Dienft des Var 
terlandes, Unterftügung. ©. 355. 
Berwaltungsrath der eidgenöffi- 
fchen Kriegsgelder, tabellarifcher 
Konfpeft einer Kehrordnung unter 
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den löbl. Ständen für deſſen Be- 
feßung. ©. 392. 


W. 


Waadt, St. Gallen und Aargau, 
gemeinfhaftlihe Entrichtung der 
auf dem Wienerfongreß beftimmten 
500,000 Schweizerfranfen an die 
demofratifhen Stände und deren 
Tertbeilung durch die Tagfakung. 
©. 76. 

Waffenvorrath, Anlegnng eines 
eidgenöſſiſchen. S. 367. Vermeh— 
rung deſſelben. S. 368, 

Wählbarkeitsbedinge für den 
Grad eines Oberſtlieutenants in 
den eidgen. Gencralftab. S. 361. 

Wallis, NAufnabme als Kanton in 
den eidgen. Bund. S. 21. 

Werbung von Landesfremden un— 
fer kapitulirte Schweizertruppen. 
©. 225. 

Werbungen für  ausländifchen 
Kriegsdienft, die nicht auf förm- 
lichen Kantonal-Kapitulationen be: 
ruhen, Nichtgeftattung. S. 199. 
Schweizerifcher Angehöriger in folche 
Kriegsdienfte, welchen ihre Stände 
felbt fremd geblieben find; dahe— 
tige Uebereinfunft von 17 1/2 Stän» 
den. 

Wiener-Kongred» Erklärung 
in den Angelegenheiten d. Schweiz 
bom 20. März 1815. ©. 30. Eid: 
genöffifhe Beitrittsurfunde dazu. 
©. 37. Auszug der die Eidge: 
noffenfchaft betreffenden Beſtimmun⸗ 
gen und Artifel aus der offiziellen 
Wiener: Ausgabe der Kongreßafte. 
S 43. Nachträgliche Verfügung 
zum 5. Nrtifel, den Kanton Beru 
betreffend. ©. 39, 43. 45. 84. 
94. 97. " 

Wittwen u. Waifen der im Dienft 
bes Baterlandes Verunglüdten, Un: 
terſtützung. ©, 355. 
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Würtemberg, Zreizügigfeitöverfrag [ung der Rechnung über die Ber: 
mit der Eidgenoffenfchaft. S. 411. waltung derfelben. Nachtr. S. 714. 
413. Konkordat mit der Eidge- | Zoll-Anftände zwifhen Uri und 
noffenfchaft der gegenfeitige Aus» Teffin im Livinertbal. ©. 76. 78. 
lieferung und Requifition von Ver- Zollwefen, daherige Beſchlüſſe. ©. 
bredhern. ©. 483, Gleichmäßige 312. 313. 314. 315. 316. 
Behandlung der Konfursverbältniffe | Zuder, rober, Herabfekung d. Ein- 
gegen die Eidgenoffenfchaft. S. 479. gangsgebühr von demfelben. ©. 377. 


3. 
Benitralfafie, eidgenöffifche, Gtel- 
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